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Vorwort. 


Die  Reihe  der  gemeinsamen  Tagungen  der  Mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine,  wie  solche  im  Jahre  1906  in 
Wien,  im  Jahre  1909  in  Berlin  und  im  Jahre  1912  in  Brüssel 
stattgefunden  haben,  an  welchen  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelungund  den  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Beziehungen 
geltende  programatische  Fragen  zur  Beratung  gestellt  waren, 
ist  nunmehr  an  den  ungarischen  Verein  gefallen  und  wurden 
die  Brudervereine  noch  Ende  1912  eingeladen,  an  einer 
ursprünglich  für  den  Herbst  1913  geplanten  gemeinsamen 
mitteleuropäischen  Wirtschaftskonferenz  in  Budapest  teil- 
zunehmen, welche  jedoch  wegen  eingetretener  Hindernisse 
erst  am  5— 6.  Januar  1914  stattfinden  konnte. 

Nach  den  befriedigenden  Resultaten  der  gemeinsamen 
Wirtschaftskonferenzen  in  Wien,  Berhn  und  Brüssel  war 
die  Hoffnung  wohl  begründet,  dass  die  in  Budapest  abzu- 
haltende gemeinsame  Konferenz  der  mitteleuropäischen 
W^irtschaftsvereine  den  Zielen  und  Aufgaben  jenes  Arbeits- 
programmes, auf  dessen  Grundlage  dieselben  gegründet 
wurden,  weitere  Förderung  angedeihen  lassen  wird  und  war 
der  ungarische  Verein  —  durchdrungen  von  der  Überzeu- 
gung, dass  noch  vielfache  Aufgaben  gemeinsamen  Interesses 
vorhanden  sind,  deren  eingehende  Verhandlung  erwünscht 
erscheint  —  mit  aufrichtigster  Bereitwilligkeit  bestrebt, 
durch  die  Veranstaltung  der  Wirtschaftskonferenz  in 
Budapest  der  weiteren  Ausgestaltung  der  gemeinsamen  wirt- 
schaftlichen Interessen  der  mitteleuropäischen  Staaten  nütz- 
liche Dienste  zu  erweisen. 

In   diesem    Sinne     sind    zur    gemeinsamen   Berathung 
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IV 

folgende  Themen    auf    die    Tagesordnung   der  Budapester 
Konferenz  gestellt  worden : 

1.  Ausgewählte  juristische  Fragen  im  Texte  der  Handels- 
verträge. (Referenten :  Professor  Dr.  Rudolf  Kobatsch, 
Wien,  Ministerialdirektor  Lusensky,  Berlin,  Ministerialrat 
Dr.  V.  Polner,  Budapest.) 

2.  Weitergehende  Vereinheitlichung  der  Gütertransport- 
Bedingungen  und  gleichmässige  Anwendung  derselben  im  Ver- 
kehr der  mitteleuropäischen  Staaten.  (Referenten  :  Kaiserlicher 
Rat  Freud,  Wien,  Handelskammersyndikus  Dr.  Frey- 
mark, Breslau,  Professor  de  Leener,  Brüssel,  Regie- 
rungsrat Meyer,  Breslau,  Hofrat  Koloman  von  S  z  ä  j  b  e  1  y, 
Budapest.) 

8.  Vereinheitlichung  der  für  Erwerbsvereine  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  derjenigen  für  die 
Gesellschaften  m.  b.  H.  (Referenten :  Rechtskonsulent  Dr. 
Aurel  Engel,  Budapest,  Justizminister  a.  D.  Dr.  Franz  v. 
Klein,  Wien,  Prof.  Dr.  Lehmann,  Göttingen.) 

4.  Übereinstimmende  Regelung  der  Prinzipien  der  Gesetz- 
gebung gegen  den  unlauteren  Wettbewerb.  {^QiQYeniQn:  Prof. 
C  a  p  i  t  a  i  n  e,  Lüttich,  Ministerialrat  Dr.  Gustav  von  E  m  i  c  h, 
Budapest,  Justizrat  Dr.  Julius  Kahn,  München,  Eisenbahn- 
minister a.  D.  Dr.  Hemrich  Ritter  vo  n  W  i  1 1  e  k,  Wien.) 

Der  zwischen  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinen 
bestehenden  Gepflogenheit  gemäss  hat  die  Publikation  der 
Verhandlungen  jener  Verein  durchzuführen,  auf  dessen  Staats- 
gebiet die  Konferenz  stattgefunden  hat  und  übergeben  wir 
hiemit  den  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  Budapester 
gemeinsamen  Wirtschaftskonferenz  der  Öffentlichkeit,  mit 
der  Hoffnung,  dass  die  Arbeiten  derselben  die  Ansicht  nur 
bekräftigen  werden,  dass  das  Tätigkeitsgebiet  der  mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine  nützlichen  Aufgaben  gewidmet 
ist,  deren  Lösung  in  erster  Reihe  den  praktischen  Bedürf- 
nissen des   Wirtschaftslebens   zu   dienen  geeignet  sein  wird. 

Budapest,  im  Monate  Mai  1914. 

Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein 
in  Ungarn. 
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Erster  Verhandlungstag 
Montag,   5-ten  Januar  19 14,  vormittags  9V2  Uhr. 

Vorsitzender  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Hoheit !  Verehrte  Herren ! 

Die  Grenzen,  welche  die  verschiedenen  Völker  von- 
einander scheiden,  werden  nicht  nur  von  Ideen,  sondern  auch 
von  wirtschaftlichen  Beziehungen  und  Interessen  übersprungen. 
Die  Bedingungen  des  wirtschaftlichen  Gedeihens  einzelner 
Staaten  hängen  nicht  nur  von  ihren  gesetzgeberischen  Ver- 
fügungen, sondern  mehr  und  mehr  auch,  von  der  Entwicklung 
anderer  Länder  ab.  Das  Gewicht  grosser  wirtschafthcher 
Gebilde  fällt  oft  schwer  in  die  Wagschale  der  Weltwirtschaft, 
ihre  Kraft  kreuzt  die  Weltstrassen.  Das  muss  ein  Beweggrund 
dafür  sein,  dass  eine  Verständigung  und  eine  innigere 
Annäherung  zwischen  den  Staaten  herbeigeführt  werde,  die 
durch  Interessengemeinschaften  auf  einander  angewiesen  sind. 
Die  Überzeugung  bildete  den  Rechtstitel  bei  der  Gründung 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  und  bestimmte  das 
gemeinsame  Ziel,  wonach  wir  engere  und  einheitlichere 
wirtschaftliche  Beziehungen  anzuknüpfen  trachten,  zumal  wir 
hiedurch  unseren  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen  den 
besten  Dienst  leisten,  unsere  eigenen  Produktionsmöglich- 
keiten vervielfachen,  unser  eigenes  Gewicht  gegen  aussen 
vermehren,  indem  wir  durch  Schaffung  einheithcher  Ver- 
fügungen, durch  die  gegenseitige  Erleichterung  der  Inanspruch- 
nahme unsererlnstitutionen  die  Unterschiede  im  internationalen 
Verkehre  ausgleichen  und  hiedurch  eine  engere  wirtschaft- 
liche Gemeinschaft  einführen. 

Die  weitausgedehnte  territoriale  Grösse  unserer  Staaten, 
die  Vielseitigkeit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  schliessen 
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es  sozusagen  gänzlich  aus,  dass  wir  den  Wirkungskreis 
unserer  Vereine  auf  die  einzelnen  konkreten  Vorkommnisse 
des  alltäglichen  Lebens  ausdehnen  und  durch  Beihilfe  von 
Interventionen  oder  Ratschlägen  der  Erleichterung  unseres 
internationalen  Verkehres  Dienste  erweisen  könnten.  Umso- 
mehr  müssen  wir  es  uns  angelegen  sein,  unsere  Aufmerk- 
samkeit allen  Erscheinungen  dieses  weitverzweigten  grossen 
Wirtschaftsgebietes  zuzuwenden  und  im  Bereiche  unseres 
internationalen  Verkehrs  all  jene  auftauchenden  Ideen  zur 
Reife  zu  bringen,  all  jene  Fragen  zu  beraten,  vorzubereiten 
und  ihre  praktische  Durchführbarkeit  nachzuweisen,  welche 
einen  engeren  wirtschaftlichen  Zusammenhang  herbeizuführen 
geeignet  sind. 

Die  bisherige  Tätigkeit  unserer  Vereine  weist  schon 
beträchthche  Erfolge  in  dieser  Beziehung  auf.  Ich  erlaube 
mir  da  nur  auf  jene  Resultate  unserer  Arbeiten  hinzuweisen, 
welche  bereits  zu  internationalen  Vereinbarungen  geführt 
haben :  die  Erleichterungen,  die  infolge  der  Wiener  Kon- 
ferenzen durch  die  wesentliche  Vermehrung  der  Telephonver- 
bindungen, durch  die  Einführung  von  bindenden  Auskünften 
seitens  der  Zollbehörden  über  Zolltarifsätze,  durch  iden- 
tische Bestimmungen  des  Binnenschiffahrtsrechtes  geschaffen 
wurden,  die  Einführung  des  mitteleuropäischen  Postüber- 
weisungsverkehrs ;  die  Vereinheitlichung  des  Scheckrechtes 
in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  im  Anschluss  an 
die  Scheckkonferenz  in  Budapest ;  die  Erleichterungen  infolge 
der  Nürnberger  Konferenz  auf  dem  Gebiete  der  Zolltechnik, 
durch  Vereinfachung  der  Zollformalitäten  ;  die  ebenfalls  ver- 
einfachte Postzollordnung ;  die  bisher  allerdings  nur  teil- 
weise eingeführten  Vereinfachungen  bezüglich  der  Eisenbahn- 
zollordnung —  alles  das  sind  Errungenschaften,  die  auf  die 
Initiative  und  die  Vorarbeiten  unserer  Vereine  zurückzuführen 
sind,  und  die  die  zuversichtliche  Hoffnung  begründen,  dass 
unsere  Bestrebungen  nach  einem  gemeinschaftlichen  Zollrechte 
der  mitteleuropäischen  Staaten  von  Erfolg  gekrönt  sein  werden. 

Die  weiteren  Beratungen,  die  wir  im  Interesse  der 
Regelung  der  wichtigsten  Beziehungen  der  Arbeiterfrage 
hauptsächlich  zum  Zwecke  besserer  Organisation  der  Saison- 


Wanderung  und  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  betreffend  die 
gegenseitige  Rechtshilfe  anbahnten,  haben  uns  zwar  noch  keine 
positiven  Resultate  gebracht,  jedoch  ausser  der  gründlichen 
gegenseitigen  Aufklärung  doch  schon  zu  einer  bedeutenden 
Annäherung  geführt  und  auch  schon  eine  mildere  Anwendung 
einiger  strenger  Bestimmungen  auf  administrativem  Gebiete 
ermöglicht. 

Die  Fragen,  die  wir  bei  unserer  heutigen  Konferenz 
in  den  Vordergrund  stellen,  berühren  gegenseitig  hoch- 
wichtige Interessen;  ihre  Bearbeitung  wird  die  Bande  einer 
wirtschaftlichen  Einheit  gewiss  nur  zu  festigen  geeignet  sein. 
Der  grosse  Gedanke,  der  uns  vereint,  erweckt  in  mir  die 
Hoffnung,  dass  unsere  Beratungen  wieder  eine  neuere 
Annäherung  und  Verständigung  zwischen  uns  herbeiführen 
werden.  Diese  Erwartung  wird  in  mir  bestärkt  durch  die  diesen 
Zielen  gewidmete  Bereitwilligkeit  unserer  Vereine,  durch  die 
mühevolle,  hingebende  Arbeit  unserer  Herren  Referenten 
und  durch  das  rege  Interesse,  welches  die  hier  erschienenen 
zahlreichen  Mitglieder  der  Brudervereine  bekunden. 

In  dieser  Hoffnung  erlaube  ich  mir  zu  beantragen,  dass 
wir  in  erster  Reihe  den  erlauchten  Protektor  des  ungarischen 
Vereines  Se.  k.  u.  k.  Hoheit  den  durchlauchtigsten  Herrn 
Erzherzog  Josef,  der  leider  durch  ein  Unwohlsein  daran  ver 
hindert  ist,  unserer  heutigen  Beratung  beizuwohnen,  ehr- 
furchtsvollst auf  telegraphischem  Wege  begrüssen.  (Leb- 
hafter BeifaU.) 

Ebenso  begrüsse  ich  Se.  Hoheit  den  Herrn  Herzog  Ernst 
Günther  zu  Schleswig-Holstein,  der  uns  immer  als  leuch- 
tender Stern  in  unserer  Tätigkeit  führt,  und  sage  ihm,  sowie 
den  unter  seiner  Führung  erschienenen  Mitgliedern  des 
deutschen  Brudervereines,  ferner  dem  altbewährtem  Genossen 
im  Vorstande  des  österreichischen  Brudervereines,  Sr.  Exz. 
Baron  Plener  und  den  Mitgliedern  der  österreichischen  und 
der  belgischen  Brudervereine  für  ihr  uns  ehrendes  Erscheinen 
verbindlichsten  Dank.  (Lebhafter  Beifall.) 

Dem  gleichen  Gefühl  glaube  ich  auch  noch  den  hoch- 
verehrten Mitgliedern  der  hohen  königl.  ung.  Regierung  für 
das  Interesse,  das  sie  unserer  Veranstaltung  entgegenbringen, 
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und  durch  welches  sie  unsere  Vereine  auszuzeichnen  die 
Freundlichkeit  hatten,  Ausdruck  leihen  zu  sollen. 

Indem  ich  noch  den  Vertreter  der  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Budapest  begrüsse,  beehre  ich  mich,  Sie  alle,  meine 
Herren,  auf  das  herzlichste  willkommen  zu  heissen  und 
erlaube  mir,  unsere  gemeinsame  Konferenz  für  eröffnet 
zu  erklären.  (Langanhaltender  lebhafter  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 

Ich  beantrage,  an  unsere  erhabenen  Monarchen  Hul- 
digungstelegramme zu  richten  und  zwar  an  Se.  Majestät 
unseren  allergnädigsten  Herrn,  Kaiser  und  König  Franz 
Josef  I.  (Lebhafte  Zustimmung.),  an  Se.  Majestät  den  deutschen 
Kaiser  (Lebhafte  Zustimmung.)  und  an  Se.  Majestät  den  König 
der  Belgien.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Mit  der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  werde  ich  das 
Bureau  betrauen.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Herzog  Ernst  Günther  von  Schleswig-Holstein: 

Ew.  Exzellenz!  Meine  Herren! 

Der  liebenswürdigen  Einladung  des  ungarischen  Bruder- 
vereines sind  wir  mit  Freuden  gefolgt,  eingedenk  der  herz- 
lichen Aufnahme,  die  uns  hier  bei  früheren  Tagungen  be- 
reitet worden  ist. 

Meine  Herren !  Die  geschichtlichen  Ereignisse  der  letzten 
Jahre  haben  die  politische  Bedeutung  des  Bündnisses 
Österreich-Ungarns  mit  dem  Deutschen  Reich  bewiesen.  Die 
geographische  Lage  und  die  Wechselbeziehungen  der  Länder 
machen  es  wünschenswert,  dass  Fragen,  die  in  den  Handels- 
verträgen nicht  behandelt  werden,  die  nach  ihrem  Abschlüsse 
neu  auftauchen,  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Besprechung  in  Interes- 
sentenkreisen unterzogen  werden.  Dies  gilt  auch  in  hervor- 
ragender Weise  vom  Königreiche  Belgien  und  von  seiner 
Mitwirkung  an  unseren  Beratungen  durch  das  Mittel  unseres 
dortigen  Brudervereins. 

Meine  Herren!  Es  sind  aber  nicht  nur  Fragen  des 
Handels,  die  uns  beschäftigen.  Unsere  Arbeiten  haben  eine 
Fortentwicklung  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Rechtes 


hervorgerufen,  sie  haben  den  verschiedenen  Staatsregierungen 
Anregungen  gegeben,  denen  dann,  wie  ich  sagen  kann,  auch 
in  ausserordentlich  zuvorkommender  Weise  von  den  ver- 
schiedenen Staatsregierungen  Rechnung  getragen  worden  ist. 
Über  unsere  Bestrebungen  und  über  unsere  Tätigkeit 
haben  wir  weniger  in  die  Öffenthchkeit  dringen  lassen.  Wir 
wollen  eben  nicht  in  dem  Maasse  wie  andere  Vereine 
Reklame  machen.  Die  Mitglieder  aber,  die  unsere  Tätigkeit 
verfolgt  haben  und  namenthch  auch  die  Staatsregierungen 
selbst  werden  über  die  Resultate,  die  erreicht  worden  sind, 
genügend  orientiert  sein. 

Meine  Herren !  Ich  komme  zu  Ihnen  nicht  als  ein  Fremder. 
(Lebhafter  Beifall.)  Verwandtschafthche  und  andere  Bezie- 
hungen verbinden  mich  seit  Langem  mit  vielen  der  hier 
anwesenden  Herren  (Lebhafter  Beifall),  und  immer  komme  ich 
gern  wieder  in  das  schöne  Ungarland.  (Erneuerter  leb- 
hafter Beifall.) 

Vor  jetzt  20  Jahren  habe  ich  an  der  Spitze  der  deut- 
schen Distanzreiter  Berlin— Wien  in  Hotitsch  die  Jagd  mit- 
geritten, um  auf  Einladung  der  königl.  ung.  Regierung  die 
ungarischen  Gestüte,  die  einen  Stolz  Ungarns  bilden,  besich- 
tigen zu  dürfen.  Ihre  blühende  Pferdezucht,  ihre  blühende 
Landwirtschaft  sehe  ich  jedes  Jahr,  wenn  ich  für  jagdUche 
Expeditionen  nach  Ungarn  reise.  Und  so  wie  mir  geht  es 
vielen  Deutschen,  die  nicht  nur  wegen  kommerzieller  Bezie- 
hungen, sondern  der  sprichwörtUchen  ungarischen  Gast- 
freundlichkeit folgend  immer  wieder  nach  Ungarn  zurück- 
kehren. 

Ich  verfehle  nicht  meinen  Dank  auszusprechen  unserem 
verehrten  Präsidenten  Sr.  Exz.  dem  Herrn  Ministerpräsidenten 
a.  D.  Wekerle  (Lebh.  Beif.),  der,  obwohl  er  durch  ein  körper- 
hches  Leiden  eigentlich  gezwungen  wäre,  zuhause  zu  bleiben, 
es  sich  nicht  hat  versagen  können,  unserer  heutigen  Tagung 
zu  präsidieren.  (Erneuter  lebhafter  Beifall.) 

Sr.  k.  u.  k.  Hoheit  dem  Herrn  Erzherzog  Josef  möchten 
wir  gleichfalls  unseren  Dank  aussprechen,  dass  er  so  gnädig 
gewesen  ist,  gestern  in  unserer  Mitte  zu  weilen. 

Ferner  danken  wir    auch   dem    königl. -ungar.    Staats- 


ministerium,  den  Herren,  die  uns  gestern  und  heute  begrüsst 
haben,  und  wünschen  auch  wir,  dass  unsere  Tagimg  ebenso 
erfolgreich  sein  möge  wie  die  Tagungen,  die  wir  bisher  gehabt 
haben.  (Langanhaltender,  lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Exz.  Dr.  Ernst  Freiherr  von  Plener: 

Euere  Hoheit !  Euere  Exzellenz !  Hochverehrte  Herren ! 

Der  österreichische  mitteleuropäische  Wirtschaftsverein 
ist  mit  grosser  Freude  der  Einladung  des  ungarischen  Verei- 
nes gefolgt.  Wir  sind  deshalb  in  ziemlich  ansehnlicher  Zahl 
hier  erschienen,  um  an  den  Arbeiten  der  Konferenz  teilzu- 
nehmen, und  um  unseren  Sympathien  für  den  ungarischen 
Verein  und  für  Ungarn,  dem  Lande  an  das  uns  so  viele 
Bande  knüpfen,  Ausdruck  zu  verleihen. 

Die  Arbeiten  dieser  Konferenz  haben  einen  ernsten  Cha- 
rakter, einen  sachhchen  und  konkreten  Inhalt ;  zugleich  geht 
aber  ein  allgemeiner  Gedanke  durch  diese  einzelnen  positi- 
ven Bestrebungen.  Es  ist  der  grosse  Gedanke,  der  jetzt  ganz 
Europa  und,  wie  ich  sagen  möchte,  auch  noch  weitere  Kreise 
durchzieht,  der  Gedanke  einer  internationalen  Regelung  gros- 
ser wirtschafthcher  Fragen  und  einer  Annäherung  der  Natio- 
nen untereinander.  Bei  aller  Selbstbetätigung  und  Autonomie 
der  einzelnen  Staaten,  bei  aller  Lebhaftigkeit  des  eigenen 
Staatsgefühles,  bei  allem  kräftigen  patriotischen  Empfinden 
der  einzelnen  Völker  ist  das  Bedürfnis  nach  Regelung  des 
internationalen  Verkehres  allgemein  geworden,  da  ohne  diese 
Regelung  die  Beziehungen  der  Nationen  untereinander  über- 
haupt nicht  denkbar  wären.  Solche  internationale  Bestrebun- 
gen können  wir  seit  einigen  Jahrzehnten  auf  allen  Gebieten 
menschlicher  Tätigkeit  beobachten;  sie  gehören  förmlich  zu 
den   Resultaten  modernen  Kultur. 

Wenn  aber  das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  interna- 
tionalen Regelung  und  Auseinandersetzung  in  der  ganzen 
Welt,  bei  allen  Staaten  besteht,  so  ist  dieses  Bedürfnis  ein 
noch  viel  dringenderes  zwischen  jenen  Staaten,  die  durch 
so  viele  Bande,  so  viele  Traditionen,  so  viele  wirtschaftliche 


Interessen  unmittelbar  und  näher  aufeinander  angewiesen 
sind  als  auf  andere  Staaten.  (Sehr  richtig!)  Auf  solch  legi- 
timer, sachlich  berechtigter  Basis  stehen  die  Bestrebungen 
der  drei  Mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine.  Es  ist  schon 
durch  die  Geschichte,  ich  möchte  sagen  durch  die  Landkarte 
und  die  Natur  der  europäischen  Verhältnisse  gegeben,  dass 
in  der  Mitte  Europas  eine  Annäherung  und  Verbindung  dieser 
mächtigen  Staatsgebiete,  dieser  grossen  Wirtschaftskörper 
stattfindet. 

Alle  ernsten  Männer,  die  um  das  wirtschaftliche  Gedeihen 
des  eigenen  Landes  und  die  Hebung  der  allgemeinen  Kultur 
bemüht  sind,  werden  darnach  trachten  müssen,  diese  Ver- 
bindungen stets  lebhafter  und  kräftiger  zu  gestalten.  Das  ist 
der  Grundgedanke  dieser  drei  Vereine.  Wir  sind  sehr  glück- 
lich, von  aussen  her  noch  eine  Affüiation  durch  den  Beitritt 
der  belgischen  Gruppe  zu  konstatieren,  die  unseren  Ge- 
sichtskreis erweitert  und  für  die  Zukunft  Ziele  eröffnet,  die 
heute  nur  abgeschwächt  verfolgt  werden  können. 

Die  Arbeiten  dieser  Vereine  haben  sich  in  den  letzten 
Jahren  auf  konkrete  Punkte  bezogen.  Vielleicht  betrafen 
einige  von  ihnen  ganz  specielle  engere  Themata,  aber  sie 
haben  darum  nicht  an  Wert  verloren  und  einzelne  ihrer 
Resultate  sind  tatsächlich  wertvolle  Bereicherungen  der  wirt- 
schaftlichen gesetzgeberischen  Vorarbeiten  für  alle  Staaten. 
Wir  können  mit  einer  gewissen  Befriedigung  darauf  zurück- 
sehen, und  sind  überzeugt,  dass  die  Resultate  der  gegenwär- 
tigen Tagung  ähnhch  erfolgreich  und  befriedigend  sein  werden. 

Es, gibt  allerdings  noch  grössere  Dinge,  die  zwischen 
uns  hängen,  und  die  wir  bisher  mit  gewisser  Vorsicht  um- 
gangen haben,  die  aber  mit  der  Zeit  immer  näher  rücken 
und  unsere  Interessen  auf  das  lebhafteste  berühren.  Wir  stehen 
nur  kurze  Zeit  vor  der  Erneuerung  der  Handelsverträge.  Wenn 
es  auch  nicht  Aufgabe  dieser  Vereine  ist,  Handelspolitik  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zu  treiben,  so  ist  es  doch  un- 
möglich, die  Gesichtspunkte,  die  sich  für  die  HandelspoHtik 
ergeben,  bei  unseren  Beratungen  ganz  aus  dem  Auge  zu 
lassen  und  inmitten  der  Vorbereitungen,  welche  wir  im  eigenen 
Interesse  zu  treffen   haben,  bei  welchen  wir  aber  auch  ein 


gewisses  Entgegenkommen  zu  bekunden  haben,  ohne  Kennt- 
nis der  allgemeinen  Ziele,  welche  uns  verbinden,  jenem  grossen 
Termine  entgegenzugehen,  der  uns  in  drei  Jahren  zum 
Abschlüsse  neuer  Handelsverträge  führen  muss.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  sind  die  Arbeiten  unserer  Vereine  nütz- 
lich und  hoffentüch  auch  erfolgreich. 

Ich  danke  im  Namen  des  österreichischen  Vereins  dem 
hochverehrten  Herrn  Präsidenten  des  ungarischen  Vereines 
für  seine  freundhche  Begrüssung  und  für  seine  Liebenswür- 
digkeit. Wir  —  alle  Österreicher  —  haben  eine  grosse  per- 
sönliche Verehrung  und  Hochschätzung  für  die  Person  des 
Herrn  Präsidenten  des  ungarischen  Vereines.  (Lebhafter  Bei- 
fall und  Händeklatschen.)  Wir  verehren  in  ihm  einen  Staats- 
mann ersten  Ranges,  der  nicht  nur  einen  glänzenden  Namen 
in  seinem  eigenen  Lande  besitzt,  sondern  der  auch  einen 
Sinn  für  unsere  Monarchie  hat,  der  bei  der  kräftigen  Wahrung 
der  Interessen  seines  eigenen  Landes,  den  BHck  für  die  Inte- 
ressen der  Beziehungen  zu  Österreich  nicht  verliert.  Er  hat 
durch  eine  lange  politische  und  wirtschafthche  Tätigkeit,  durch 
eine  glänzende  Laufbahn  auf  allen  Gebieten  bewiesen,  welch 
grosse  Auffassung  er  in  aUen  solchen  Fragen  an  den  Tag 
legt  und  darum  geniesst  sein  Name  bei  uns  in  Österreich 
die  allergrössten  Sympathien  und  wir  freuen  uns,  ihn  heute 
als  Vorsitzenden  unserer  Versammlung  begrüssen  zu  können. 
(Langhaltender  lebhafter  Beifall  und  Händeldatschen.) 

Ebenso  danke  ich  allen  Herren  der  königl.  ung.  Regie- 
rung für  ihre  grosse  Aufmerksamkeit  und  Liebenswürdigkeit, 
dass  sie  durch  ihr  persönliches  Erscheinen  das  Interesse  der 
königl.  ung.  Regierung  an  unseren  Verhandlungen  kund- 
gegeben haben. 

Vv'ir  sind  von  Dank  erfüUt  für  die  ehrende  Auszeich- 
nung, die  uns  gestern  durch  den  Empfang  Sr.  k.  u.  k.  Hoheit 
Erzherzog  Josef  widerfuhr,  der  obwohl  schon  von  einem  Un- 
wohlsein ergriffen,  dennoch  darauf  Wert  legte,  persönlich  in 
unserer  Mitte  zu  erscheinen.  (Stürmischer  Beifall.) 

Da  sich  der  Anfang  unserer  Arbeiten  in  so  erfreulicher 
Weise  gestaltet,  so  dürfen  wir  auch  auf  einen  guten  Verlauf 
unserer  Tagung  hoffen.  Erlauben  Sie  mir,  Si^  im  Namen  des 


österreichischen  Vereins  aufs  wärmste  zu  begrüssen  und  Ihnen 
unseren  Dank  auszusprechen. 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Edouard  Peltzer  de  Clermont 

(hält  in  französischer  Sprache  eine  Rede,  die  in  deutscher 
Übersetzung  lautet): 

Euere  Hoheit !  Euere  Exzellenzen !  Meine  Herren ! 

Vom  Präsidenten  unserer  Vereinigung  Mr.  de  Sadeleer  bin 
ich  mit  seiner  Vertretung  betraut  und  gebeten  worden,  seinem 
lebhaften  Bedauern  darüber,  dass  er  heute  hier  nicht  erschei- 
nen konnte,  Ausdruck  zu  geben.  Dieses  Bedauern  ist  umso 
lebhafter,  als  er  so  ausser  Stand  ist,  allen  Gruppen  des 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins,  insbesondere  aber  der 
ungarischen  noch  einmal  zu  danken,  dass  sie  die  Konferenz 
zu  Brüssel  im  Jahre  1912  beschickt  und  an  ihren  Arbeiten 
in  so  hervorragender  Weise  teilgenommen  hatten. 

Ich  brauche  Ihnen  nicht  zu  sagen,  dass  ich  mich  begei- 
stert den  Worten  anschliesse,  in  denen  Se.  Hoheit  der  Herzog 
Ernst  Günther  von  Schleswig-Holstein  und  Se.  Exzellenz  Baron 
Plener,  dem  verehrten  Leiter  dieser  Versammlung,  dem 
Herrn  Dr.  Wekerle  ihren  herzlichen  Dank  für  die  Einladung 
ausgesprochen  haben,  die  die  ungarische  Gruppe  uns  hat 
zukommen  lassen. 

Die  Sympathie,  deren  uns  der  Leiter  dieser  Verhand- 
lungen versichert  hat,  rührt  uns  tief ;  sie  hat  in  uns  lebhafte 
Gefühle  der  Dankbarkeit  erweckt.  Durch  die  Atmosphäre  der 
Herzlichkeit,  die  in  diesem  Saale  herrscht,  glaube  ich  mich 
zu  der  Behauptung  berechtigt,  dass  wir  grosse  Genugtuung 
darüber  empfinden,  wieder  einmal  zur  Beschäftigung  mit  Fragen 
von  grosser  wirtschafthcher  Wichtigkeit  vereinigt  zu  sein 
und  uns  des  Fortschrittes  freuen,  der  als  das  Ergebnis  unserer 
Verhandlungen  in  den  infernationalen  Beziehungen  eintreten 
muss.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  kann  man  mit  einem 
gewissen  Stolz  darauf  hinweisen,  dass  Belgien  seit  kurzem 
die  Postschecks  eingeführt  hat  und  noch  andere  Reformen 
folgen  lassen  wird. 
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Der  ungarische  Verein  hat  dieses  Jahr  hochinteressante 
Fragen  auf  die  Tagesordnung  gestellt.  Sie  beziehen  sich  auf 
die  Handelsverträge,  die  Frachttarife  der  Bahnen,  auf  die 
Gesetzgebung  über  den  unlauteren  Wettbewerb  und  auf  die 
einheitUche  Gesetzgebung  betreffend  die  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung.  Dieses  grosse  Verhandlungsmaterial 
genügt,  um  zwei  Beratungstage  auszufüllen. 

Ich  bin  überzeugt,  dass  unter  dem  Protektorate  Sr.  Hoheit 
des  Erzherzogs  Josef  und  unter  Leitung  Sr.  Exz.  des  Herrn 
Ministerpräsidenten  a.  D.  Wekerle  die  Budapester  Konferenz 
gleich  den  früheren  ihre  Früchte  tragen  wird,  zum  Wohle  nicht 
bloss  der  Industriellen  und  der  Kauüeute,  sondern  auch  der 
bescheidensten  Bürger,  die  mittelbar,  und  ohne  es  zu  ahnen, 
die  aus  unserer  Arbeit  und  Mühe  sich  ergebenden  Wohltaten 
gemessen  werden. 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Handelminister  Baron  Johann  Harkänyi: 

Euere  Hoheit!  Verehrte  Herren! 

Gestatten  Sie,  dass  ich  im  Namen  der  königl.  ung.  Regie- 
rung die  gemeinsame  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine auf  das  herzlichste  willkommen  heisse  und 
mich  für  die  freundhchen  Worte  bedanke,  die  Se.  Hoheit 
sowie  die  anderen  Herren  Präsidenten  der  einzelnen  Wirt- 
schaftsvereine an  unsere  Regierung  zu  richten  die  Güte  hatten. 

Die  ungarische  Regierung  verfolgt  die  Tätigkeit  der 
mitteleui'opäischen  Wirtschaftsvereine  seit  deren  Begründung 
mit  regstem  Interesse.  MitgUeder  unserer  Regierung  waren 
und  sind  im  Direktorium  des  ungarischen  Vereines  vertreten 
und  hatten  daher  stets  unmittelbar  Gelegenheit,  die  hoch- 
wichtigen Ziele  und  Aufgaben  dieses  Vereines  erkennen  und 
würdigen  zu  können. 

Die  aufrichtige  Sympathie,  die^ie  ungarische  Regierung 
den  Bestrebungen  der  Wirtschaftsvereine  entgegenbringt  und 
der  Wunsch,  diese  bestens  zu  fördern,  gelangen  wohl  dadurch 
am  überzeugendsten  zum  Ausdruck,  dass  unsere  Regierung 
stets  mit  vollster  Bereitwilligkeit  ihre  Zustimmung  dazu  erteilte, 
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dass  die  Ressortleiter  der  Ministerien  an  den  Arbeiten  der 
mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  teilnehmen  und  sich 
daran  auch  aktiv  beteihgen.  Es  dient  mir  zur  besonderen 
Befriedigung,  konstatieren  zu  können,  dass  solcherweise  eine 
gewisse  Kollaboration  der  ungarischen  Regierung  an  den 
hochbedeutsamen  und  für  die  wirtschaftliche  Annäherung  der 
mitteleuropäischen  Staaten  bahnbrechenden  Tätigkeit  der 
Wirtschaftsvereine  schon  bisher  stattgefunden  hat  und  hof- 
fentlich auch  in  Zukunft  mit  bestem  Erfolg  bewirkt  werden  wird. 
Es  sei  mir  gestattet,  im  Namen  der  ungarischen  Regierung 
den  Dank  für  die  freundlichen  Worte  auszudrücken,  die  Se. 
Hoheit  und  die  Herren  Präsidenten  der  Wirtschaftsvereine 
an  unsere  Regierung  gerichtet  haben.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Ich  will  nun  in  Namen  der  ungarischen  Regierung  dem 
lebhaften  Wunsche  Ausdruck  verleihen,  dass  das  gegenseitige 
Verständnis  und  die  freundnachbarliche  Würdigung  der  wirt- 
schaftUchen  Interessen  der  mitteleuropäischen  Staaten  immer 
mehr  erstarken  und  hiedurch  der  Förderung  der  gemein- 
samen Interessen  die  Wege  geebnet  werden  mögen  zum  Heile 
und  Gedeihen  des  Wirtschaftslebens  und  des  Volkswohles. 
In  diesem  Sinne  begrüsse  ich  namens  der  ungarischen  Regie- 
rung die  gemeinsame  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine in  Budapest  und  wünsche  Ihrer  Arbeitstätigkeit 
den  besten  Erfolg. 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Ich  glaube,  unseren  innigsten  Dank  für  die  sehr  ehrende 
und  herzliche  Begrüssung,  deren  wir  von  Seite  der  hohen 
Regierung  und  der  Vorstände  der  Brudervereine  teilhaftig  ge- 
worden sind,  aussprechen  zu  sollen.  Wir  werden  diese  herzhche 
Begrüssung  gewiss  stets  in  angenehmer  Erinnerung  bewahren. 

Ich  beantrage  nunnfehr,  dass  wir  zur  Beratung  der  Ge- 
genstände unserer  Tagesordnung  übergehen. 

Der  erste  Punkt  lautet: 

Ausgewählte  juristische  Fragen  im  Texte 
der  Handelsverträge. 
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Die  meisten  Referate  sind  in  Druck  gelegt  und  den 
Herren  Mitgliedern  zugekommen,  so  dass  ich  sie  als  bekannt 
betrachten  kann.  Da  wir  sehr  wichtige  Gegenstände  in  ver- 
hältnismässig kurzer  Zeit  zu  erledigen  haben,  so  möchte  ich 
die  Herren  Referenten  bitten,  sich  etwas  Beschränkung  aufzu- 
legen. Die  Herren,  die  dann  die  Gefälligkeit  haben  werden, 
sich  zum  Worte  zu  melden,  bitte  ich  ebenfalls,  sich  kurz  zu 
fassen,  damit  wir  doch  alle  Fragen  mit  Erfolg  durchberaten 
können.  (Zustünmung.) 

Ich  bitte  den  Herrn  Geheimen  Oberregierungsrat  Lu- 
sensky,  mit  seinem  Referate  zu  beginnen. 

Ref.  Prof.  Dr.  Kobatsch  : 

Die  Referenten  haben  sich  dahin  geeinigt,  dass  zuerst 
der  österreichische  Referent  das  Wort  ergreifen  soll.  Ich 
werde  trachten,  die  bestehenden  Differenzen  zwischen  den 
Vorschlägen  der  einzelnen  Referenten  so  gut  wie  möglich 
zu  überbrücken. 

Ich  bitte  noch  Se.  ExceUenz,  diese  Umstellung  in  der 
Rednerliste  zu  gestatten. 

Das  Thema:  Juristische  Fragen  im  Texte  der  Handels- 
verträge, das  uns  allerdings  ohne  nähere  Anweisung  gestellt 
worden  ist,  musste  begreiflicherweise  einer  verschiedenen  Auf- 
fassung begegnen,  denn  man  kann  den  Begriff  juristische 
Fragen  in  weitem  und  engem  Sinne  fassen. 

Nun  schwebte  mir  besonders  der  Gedanke  vor,  dass 
alle  jene  Fragen  rechthcher  Natur,  welche  den  internationalen 
Wirtschaftsverkehr  ganz  besonders  interessieren,  sei  es  in 
besonderen  Staatsverträgen,  sei  es  im  Rahmen  der  Handels- 
verträge zur  Regelung  gelangen.  Ich  bin  mir,  gleich  dem 
ungarischen  Herrn  Referenten,  wohl  bewusst,  dass  die  Ent- 
wicklungstendenz dahingeht,  eine  Spezialisierung  der  inter- 
nationalen Verträge  platzgreifen  zu  lassen.  Diese  Differenzie- 
rung der  internationalen  Verträge  lässt  sich  aber  nicht  gleich- 
massig  durchführen,  wie  es  vielleicht  dem  Schönheitsgefühl 
des  Juristen  entsprechen  würde. 
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Hier  ist  alles  noch  im  Fluss.  Wir  finden  noch  in  vielen 
Handelsverträgen,  namentUch  in  jenen  der  mitteleuropäischen 
Staaten  mit  aussereuropäischen  Staaten,  sehr  viele  Rechts- 
materien geregelt.  Es  wäre  eine  sehr  dankbare  Aufgabe,  die 
juristischen  Fragen,  die  derzeit  noch  in  Handelsverträgen 
geregelt  sind,  zum  Gegenstande  einer  besonderen  Staats- 
vertragsregelung zu  machen,  diese  Evolution  wird  aber 
wohl  noch  sehr  viel  Zeit  brauchen. 

Ich  habe  in  meinem  gedruckten  Referate  (s.  Anhang  Seite 
225)  jene  Fragen  herausgegriffen,  welche  den  Wirtschaftsverkehr 
der  mitteleuropäischen  Staaten  ganz  besonders  interessierten. 
Ich  räume  dem  deutschen  Herrn  Referenten  vollständig  ein,dass 
ich  hiebei  den  Begriff  juristisch  nicht  genau  eingehalten  habe 
und  nicht  einhalten  konnte.  Aus  mir  hat  eben  mehr  der  Anwalt 
der  wirtschaftlichen  Interessen  gesprochen.  Mir  handelt  es  sich 
hauptsächlich  um  jeneFragen  rechtlicher  Natur,  derenRegelung 
im  Verkehre  zwischen  dem  Deutschen  Reich,  Österreich  und  Un- 
garn erwünschterscheint.  Wir  haben  zu  unterscheiden  zwischen 
Anhängern  der  Regelung  solcher  Fragen  im  Rahmen  der  Han- 
delsverträge, zu  denen  auch  ich  derzeit  zähle,  und  Anhängern 
der  Regelung  dieser  Frage  in  gesonderten  Staats  vertragen. 

Man  kann  Jür  jeden  Standpunkt  verschiedene  Argu- 
mente vorbringen.  Zu  Gunsten  der  Regelung  in  gesonderten 
Verträgen  kann  man  anführen,  dass  dies  schon  in  der  all- 
gemeinen Entwicklung  gelegen  sei  und  dass  es  zweckmässig 
sei,  eigentlich  juristische  oder  Rechtsfragen  in  gesonderten 
Verträgen  statt  in  Handelsverträgen  zur  Regelung  zu  brin- 
gen, damit  diese  Materien  ständig  geregelt  seien  und  nicht 
durch  handelspoHtische  Zufälligkeiten  (Vacuum  an  Stehe 
des  Vertrages,  Provisorien  u.  dgl.),  worauf  insbesondere  der 
ungarische  Herr  Referent  hingewiesen   hat,   gestört  werden. 

Nun  glaube  ich  nicht,  dass  in  den  handelspolitischen 
Beziehungen  der  mitteleuropäischen  Staaten  eine  solche  Cä- 
sur  eintreten  werde  oder  dass  höchstens  Provisorien  platz- 
greifen, welche  eine  Cäsur  in  diesen  rechthchen  Materien 
nicht  zur  Folge  hätten. 

Anderseits  ist  wieder  zu  bedenken,  dass  die  Handels- 
verträge ja  von  Zeit  zu  Zeit  revidiert  werden  und  revidiert 
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werden  müssen ;  sie  werden  provisorisch  verlängert  oder  es 
tritt  ein  neuer  Vertrag  oder  ein  Zusatzvertrag  an  die  Stelle 
des  alten.  Hiebei  finden  viele  Fachleute  nicht  nur  in  Öster- 
reich, sondern  auch  in  Deutschland,  dass  bei  dieser  Gele- 
genheit manche  dringende  Rechtsfragen  mitzuregeln  sind, 
während  man  auf  den  Abschluss  und  das  Zustandekommen  von 
gesonderten  Staatsverträgen  oft  sehr  lange  warten  muss.  Ich 
erinnere  nur  an  das  Haager  Prozessübereinkommen.  Im  Jahre 
1896  wurde  das  grundlegende  Übereinkommen  getroffen. 
Die  notwendige  Revision  geschah  erst  ungefähr  10  Jahre 
später,  im  Jahre  1905,  und  diese  Zusatzkonvention  wurde 
wieder  erst  mehrere  Jahre  später  in  den  einzelnen  Staaten 
Gesetz.  In  einer  so  wichtigen  Frage,  wie  es  der  unmittel- 
bare Verkehr  der  Gerichtsbehörden  der  Staaten  untereinan- 
der ist,  bezügUch  dessen  im  Haager  Übereinkommen  ein 
Sonderabkommen  vorgesehen  war,  ist  seit  1905,  also  wieder 
beinahe  seit  10  Jahren  nichts  geschehen,  wenigstens  ver- 
tragsmässig  nicht.  Sie  sehen  also,  welche  langsame  Entwick- 
lung auf  dem  Gebiete  der  Sonderabkommen  zu  beobachten 
ist.  Daraus  ergibt  sich,  dass  die  Regelung  solcher  Fragen  in 
Handelsverträgen  ganz  besonders  zu  betonen  ist. 

Bezüglich  der  materiellen  Fragen,  die  hier  in  Betracht 
kommen,  stimmt  erfreulicherweise  der  ungarische  Herr 
Referent  mit  mir  ziemlich  überein.  Eine  Reihe  von  wichtigen 
privatrechthchen,  prozessrechtlichen  und  verwaltungsrecht- 
lichen Materien  bedarf  dringend  einer  vertragsmässigen  Rege- 
lung. Der  formelle  Unterschied  zwischen  uns  beiden  besteht 
nur  darin,  dass  er  im  Texte  seines  Referates  unter  BJ 
einige  materielle  Vorschläge  erstattet,  die  er  in  Sonderver- 
trägen geregelt  wünscht,  während  ich  diese  Materien  in  den 
Handelsverträgen  geregelt  wünsche;  doch  will  ich  mich  in 
diesem  Falle  dem  Antrage  des  ungarischen  Herrn  Referenten 
akkommodiren.  Weiters  unter  II  spricht  er  aber  auch  von 
Regelungen  in  den  Handelsverträgen  und  hier  deckt  er  sich 
mit  meinem  Referate.  Im  Punkt  HI,  werden  ferner  vom 
ungarischen  Herrn  Referenten  einige  auch  von  mir  gestellte 
Vorschläge  rezipiert.  Ich  akkomodiere  mich  dem  ungarischen 
Herrn  Referenten   in   der  Hinsicht,   dass   unter   Umständen 
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eine  solche  Materie  nicht  gerade  in  den  Handelsverträgen 
selbst  zu  regeln  ist. 

In  materieller  Hinsicht  sollen  also  gewisse  Fragen  aus 
dem  Texte  der  Handelsverträge  herausgenommen  und  in 
besonderen  Verträgen  geregelt  werden,  so  z.  B.  das  Recht 
der  Angehörigen  des  einen  Vertragsteiles  zur  Niederlassung 
im  anderen  Vertragsstaate.  Diesbezüghch  gehe  ich  in  mei- 
nem Referate  weiter,  indem  nicht  bloss  das  Niederlassungs- 
recht geregelt  werden  soll,  sondern  auch  das  Recht  des 
Ausländers  auf  ein  ordentliches  Verfahren  im  Falle  der  Aus- 
weisung, so  dass  er  also  nicht  ohne  jeden  Rechtsschutz  des 
Landes  verwiesen  werden  kann.  Der  gegenwärtige  Rechts- 
zustand entspricht  nicht  unserer  modernen  Rechtsauffassung. 
Hier  sollte  wenigstens  der  Wunsch  ausgesprochen  werden, 
dass  doch  ein  geordnetes  Verfahren  Platz  zu  greifen  hätte. 
Zu  den  Punkten  2 — 9  des  Referats  des  ungarischen  Herrn 
Kollegen  habe  ich  nichts  hinzufügen,  da  er  sich  meinen 
Anträgen  vollständig  anschliesst. 

Betreffs  der  Modifikation  der  Ergänzung  der  Handels- 
verträge schliesse  ich  mich  der  Gruppierung  des  ungarischen 
Herrn  Referenten  vollständig  an.  Insbesondere  begrüsse  ich 
den  Vorschlag,  dass  die  Anerkennung  der  Zeugnisse  wissen- 
schaftlicher Anstalten  über  einzelne  Waren  gegenseitig  eine 
allgemeinere  Anerkennung  finden  möge. 

Ferner  ist  notwendig  ein,  unseren  modernen  Begriffen 
von  der  Schiedsgerichtsbarkeit  entsprechender  Ausbau  der 
Schiedsgerichtsklausel  in  den  Handelsverträgen.  Ich  akkom- 
modiere  mich  dem  Vorschlage  des  ungarischen  Herrn  Refe- 
renten betreffs  der  Person  des  Obmannes  des  Schiedsge- 
richtes. Ich  bin  hier  etwas  weiter  gegangen  u.  zw.  im  Anschluss 
an  eine  Monographie  eines  deutschen  Fachgelehrten,  des 
Dr.  Wehberg.  Es  handelt  sich  darum,  dass  die  Person  des 
Obmannes  schon  im  voraus  bestimmt  werden  soll. 

Was  die  PfUcht  betrifft,  dass  auch  den  Angehörigen  des 
anderen  Staates  ZoUauskünfte  erteilt  werden,  so  ist  diese  in 
den  westländischen  Handelsverträgen  zum  Teile  schon  vor- 
gesehen, sie  sollte  aber  verallgemeinert  werden. 

Die  Frage,  nach  welchem  Recht  die  Rechtshandlungen 
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eines  Vertreters  einer  ausländischen  Handelsfirma  zu  beui- 
teilen  seien,  soll  auf  das  Programm  der  nächsten  Haager 
Privatrechtskonferenz  gestellt  werden.  Ich  bin  der  Meinung,  dass 
diese  Frage  auch  in  den  Handelsverträgen  Platz  finden  könnte, 
da  sie  ja  ein  eminent  wirtschaftliches  Verkeln'sinteresse  betrifft. 
Wenn  aber  die  Herren  für  eine  Regelung  in  einer  besonde- 
ren Konvention  sind,  so  habe  ich  auch  dagegen  nichts. 

Was  den  unmittelbaren  Verkehr  der  Gerichtsbehörden 
zweier  Staaten  betrifft,  so  bin  auch  ich  für  den  Ausbau  des 
Haager  Prozessübereinkommens  von  1905.  Die  sprachlichen 
Schwierigkeiten  wären  vielleicht  in  der  Weise  zu  beseitigen, 
dass  zu  vereinbaren  wäre,  dass  das  ersuchende  Gericht  das 
Ersuchschi^eiben  in  der  Amtssprache  des  ersuchten  Gerichtes 
auszufertigen  habe. 

Ferner  bin  ich  für  die  wechselseitige  Anerkennung- 
öffentlicher  Urkunden,  insbesondere  der  Notariatsurkunden 
u.  zw.  ohne  weitere  Beglaubigung  und  ohne  weitere  Verge- 
bührung.  Dieser  Vorschlag  ist  auch  vom  ungarischen  Herrn 
Referenten  rezipiert  werden,  jedoch  mit  einer  nicht  unwich- 
tigen Einschränkung.  Ich  bin  aber  der  Meinung,  dass  wir  die 
VoUstreckbarkeit  der  Notariatsurkunden  nicht  davon  abhän- 
gig machen  sollen,  ob  ein  zivilgerichtliches  Urteil  zur  Voll- 
streckung gelangt.  Ich  schlage  vielmehr  die  Formel  vor: 
„insoweit  nicht  die  Vollstreckung  den  bestehenden  Gesetzen 
des  Vollstreckuuffsstaates  zuwiderläuft".  Die  Notariatsurkunde 
ist  nach  ihrer  rechthchen  Genesis,  nach  dem  WiUen  der  Par- 
teien etw^as  ganz  anderes  als  ein  gerichtliches  Urteil.  Wir 
fordern  nichts  anderes,  als  die  Vollstreckung  in  dem  Falle, 
dass  die  Vollstreckung  dem  Rechte  des  Staates,  wo  die  Ur- 
kunde vollstreckt  werden  soll,  entspricht. 

Ich  bin  mit  meinem  Referate,  insoferne  es  auch  vom 
'ungarischen  Herrn  Referenten  rezipiert  worden  ist,  zu  Ende. 

Der  deutsche  Herr  Referent  ist  nicht  der  Meinung,  dass 
man  sich  in  materielle  Fragen  überhaupt  einlassen  soU  und 
daher  möchte  ich  doch  noch  einige  wenige  Worte  darüber 
sprechen.  Ich  bin  der  Meinung,  dass  Fragen,  die  den  wirt- 
schaftlichen Verkehr  betreffen,  je  eher  der  Regelung  zuge- 
führt  werden   sollen.   Hiebei  ist  aber  mit  einer  allgemeinen 
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Resolution  nicht  viel  gedient.  Wenn  ein  Unterausschuss  ein- 
gesetzt wird,  so  fürchte  ich,  dass  das  nach  aussen  nicht  sehr 
günstig  wirken  wird.  Es  werden  dann  jene  allerdings  nicht 
zahlreichen  Persönhchkeiten  im  Deutschen  Reich,  in  Öster- 
reich und  Ungarn  wieder  behaupten,  dass  sich  die  Mitteleuro- 
päischen Vereine  mehr  mit  akademischen  Erörterungen  befas- 
sen, was  aber  gewiss  unrichtig  ist,  und  was  ja  auch  unser 
hochverehter  Herr  Vorsitzende  glänzend  dargelegt  hat.  Jene 
Kritik  würde  aber  durch  einen  solchen  Vorgang  wieder  neuen 
Stoff  bekommen.  Ich  glaube  also,  dass  wir  keine  Ursache 
haben,  uns  auf  eine  allgemeine  Resolution  zu  beschränken. 
Wir  können  die  angeführten  praktischen  Vorschläge  wohl 
rezipieren,  namenthch  dann,  wenn  von  Seite  des  deutschen 
und  des  ungarischen  Herrn  Referenten  insoweit  entgegen- 
gekommen wird,  dass  sie  erklären,  ob  die  Regelung  in  geson- 
derten Verträgen  oder  in  den  Handelsverträgen  selbst  erfol- 
gen soll. 

Ich  werde  mir  erlauben,  schriftlich  einen  Antrag  zu 
überreichen.  Wir  könnten  die  Aufzählung  der  konkreten 
Vorschläge  vielleicht  mit  folgendem  Satze  einleiten :  „Bei  der 
Prüfung  des  Textes  der  geltenden  Handelsverträge  ergibt 
sich,  dass  eine  Reihe  von  Rechtsfragen,  die  für  den  zwischen- 
staatlichen Verkehr  von  immer  grösserer  Wichtigkeit  werden, 
nicht  oder  nicht  genügend  geregelt  sind.  Die  Konferenz  erachtet 
es  daher  für  wünschenswert,  dass  diese  Rechtsfragen  je  früher 
einer  vertragsmässigen  Lösung  zugeführt  Vv^erden,  u.  zw.  je 
nach  ihrer  Natur  und  je  nach  der  tatsächlichen  Möglichkeit 
in  besonderen  Abkommen  oder  gelegentlich  der  Revision 
der  geltenden  Handelsverträge.  In  diesem  Sinne  empfehlen 
wir  die  folgenden  Vorschläge  ..." 

Ich  würde  nun  den  ersten  Satz  des  ungarischen  Herrn 
Referenten  etwa  in  folgender  Weise  geändert  vorschlagen : 
„Zur  Regelung  in  besonderen  Verträgen  werden  empfohlen.. ." 
und  nun  folgen  die  Punkte  1—9  des  ung.  Herrn  Referenten. 
Allerdings  weiche  ich  in  einzelnen  Punkten  von  dem  unga- 
rischen Herrn  Referenten  etwas  ab  und  er  würde  dann  Gele- 
genheit haben  zu  erklären,  ob  er  mit  den  Abänderungen 
insbesondere  bezüglich  des  Niederlassungsrechtes  und  der 
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Anerkennug  der  Notariatsakte  sich  einverstanden  erklärt 
oder  auf  seinem  Standpunkte  beharrt. 

Hieran  würde  sich  schhessen:  „Zur  Regelung  in  den 
Handelsverträgen  wird  empfohlen :  .  . ."  und  nun  würden 
jene  Punkte  aufgezählt,  bezüglich  welcher  der  ungarische 
Herr  Referent  und  ich,  wie  oben  ausgeführt,  übereinstimmen. 

Ich  schliesse,  indem  ich  die  verehrte  Versammlung  noch- 
mals dringend  bitte,  sich  nicht  mit  einer  allgemeinen  Reso- 
lution zu  begnügen,  sondern  entweder  die  Gesamtheit  oder 
doch  Teile  dieser  materiellen  Vorschläge  zu  rezipieren.  Wir 
werden  dadurch  nicht  bloss  eine  Propagandawirkung  nach 
aussen  erzielen,  sondern  man  wird  den  Eindruck  gewinnen, 
dass  die  Budapester  Konferenz  tatsächhch  einen  Markstein 
in  der  Fortent^\dcklung  des  internationalen  Vertragsrechtes 
bedeutet. 

(Lebhafter  Beifall  uud  Händeklatschen.) 

Ref.  Wirkl.  Geh.  Ober  Reg.  Rat  Ministerialdirektor 
Lusensky-Berlin : 

Königliche  Hoheit!  Meine  verehrten  Herren! 

Als  ich  den  Auftrag  erhielt,  über  das  vorliegende  Thema 
hier  einen  Vortrag  zu  halten,  legte  ich  mir  zuerst  die  Frage 
vor,  welches  denn  die  Tragweite  des  Themas  sei.  Unter  den 
juristischen  Fragen  konnte  man  naturgemäss  nur  solche 
verstehen,  die  speziell  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  liegen. 
Nicht  alles,  was  in  den  verschiedenen  Gesetzesblättern  als 
Gesetz  verkündet  wird,  ist  deswegen  eine  juristische  An- 
gelegenheit. Das  Thema  kann  daher  nur  solche  Fragen  im 
Auge  haben,  die  in  das  Gebiet,  sei  es  des  Privatrechtes, 
einschliesslich  des  Handelsrechtes,  sei  es  des  Strafrechtes 
oder  auch  des  öffentlichen  Rechtes,  fallen.  Zweitens  sollen 
diese  juristischen  Fragen  in  den  Handelsverträgen 
geregelt  werden.  Es  scheiden  hiernach  die  Fragen  aus,  die 
besser  auf  andere  Weise,  durch  ein  allgemeines  internatio- 
nales Abkommen  oder  ein  Spezialabkommen  geregelt  werden. 
Ich  war  umsomehr  der  Auffassung,  dass  dies  der  Inhalt  des 
Themas  sei,  als  in  der  Denkschrift  des  Herrn  Referenten, 
der   soeben    gesprochen   hat,   ausgeführt   wurde,  man  dürfe 
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den  Begriff  „juristische  Fragen"  nicht  zu  weit  ausdehnen, 
sondern  müsse  ihn  einschränken  u.  zw.  in  ähnlicher  Weise, 
wie  ich  es  getan  habe.  Nun  sind  aber  in  den  Thesen  des 
Herrn  Referenten  eine  Anzahl  Fragen  behandelt,  die  nicht 
juristischer  Natur  in  dem  eben  skizzierten  Sinne  sind.  Andere 
seiner  Thesen  sind  zwar  juristischer  Natur,  behandeln  aber 
Gegenstände,  die  zweckmässig  nicht  in  Handelsverträgen, 
sondern  durch  internationale  Abkommen  oder  auf  andere 
Weise  zu  regeln  wären.  So  hatte  ich  gegen  die  Thesen  des 
österreichischen  Referenten  erhebUche  Einwendungen  zu 
machen.  Nach  seinem  heutigen  Vortrag  hat  sich  aber  die 
Sache  in  erfreuhcher  Weise  geklärt.  Er  hat  nunmehr  die 
Auffassung  vertreten,  dass  nicht  alle  Punkte,  die  er  vor- 
schlägt, unbedingt  in  Handelsverträgen  geregelt  werden 
sollen,  sondern  er  wünscht  nur,  dass  sie  überhaupt  vertrag- 
lich geregelt  werden,  und  zwar  dort,  wo  sich  hiezu  am 
ehesten  Gelegenheit  bietet.  Dadurch  nähern  wir  uns  in  unse- 
ren Standpunkten  und  ich  kann  infolgedessen  auf  einen  Teil 
der  Ausführungen  verzichten,  die  ich  ursprünglich  auf  Grund 
seiner  Thesen  und  der  Denkschrift,  die  mir  überreicht  wurde, 
hatte  machen  wollen. 

Immerhin  bleibt  es  von  Interesse,  einmal  zu  prüfen, 
welche  juristische  Fragen  mit  den  Handelsverträgen  in  so 
enger  Beziehung  stehen,  dass  ihre  Regelung  vernünftiger- 
weise in  den  Handelsverträgen  erfolgen  sollte.  Zu  dieser 
Feststellung  bin  ich  umsomehr  gedrängt  worden,  als  sich 
beim  Durchlesen  der  Handelsverträge  ergibt,  dass  darin 
juristische  Fragen  ganz  ausserordenthch  wenig  behandelt 
werden.  Im  allgemeinen  kommt  immer  nur  der  Gedanke  der 
rechthchen  Gleichstellung  der  Staatsangehörigen  der  Gegen- 
partei mit  den  Inländern  zum  Ausdruck.  Im  Vertrag  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  ist  nur  ein  Gebiet  und 
zwar  ein  strafrechthches  spezieller  behandelt,  —  durch  das 
sogenannte  Zollkartell. 

Ich  sagte  vorhin,  dass  ich  die  Frage  grundsätzlich 
geprüft  habe,  welche  Rechtsgebiete  sich  zu  einer  vertrags- 
mässigen  Regelung  eignen.  Ich  bin  hiebei  zu  dem.  Ergebnis 
gekommen,  das  Sie  in  meinen  Thesen  1  und  2  niedergelegt 
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finden.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  Rechtsentwicklung 
eines  Volkes  individuell  ist,  dass  sie  von  den  nationalen, 
den  volkswirtschaftlichen,  den  sozialen  und  kulturellen  Ver- 
hältnissen abhängt,  die  jedem  Staate  eigen  sind  und  sich  in 
jedem  Staate  besonders  entwickelt  haben.  Infolge  dieser 
individuellen  Entwicklung  ist  das  Rechtswesen  in  seiner 
Totalität  nicht  geeignet,  die  Grundlage  für  ein  internationales 
Abkommen  zu  bilden.  Allerdings  sind  hievon  jene  Rechts- 
gebiete auszuscheiden,  welche  für  den  internationalen  Güter- 
austausch und  die  internationalen  Verkehrsbeziehungen  mass- 
gebend sind.  Hier  tritt  das  nationale  Moment,  die  individuelle 
Entwicklung  des  Rechtes  in  dem  einzelnen  Staate  natur- 
gemäss  zurück,  hier  tritt  eine  Assimilierung  durch  über- 
einstimmende Verkehrsbedürfnisse  ein,  hier  ist  die  Basis 
für  vertragsmässige  Abmachungen  gegeben,  Abmachungen, 
denen  aber  wenig  gedient  wäre,  wenn  sie  nur  zwischen 
zwei  Staaten  erfolgten.  Solche  Abmachungen  müssen  viel- 
mehr zwischen  möglichst  vielen  Mitgliedern  der  grossen 
Völkerfamilie  erfolgen;  je  mehr  Staaten  in  dieses  grosse 
Interessengebiet  einbezogen  werden,  umso  besser  ist  es. 
Dementsprechend  hat  sich  auch  die  Entwicklung  vollzogen. 
Wir  haben  in  neuerer  Zeit  internationale  Übereinkommen 
über  das  Wechselrecht,  über  den  Schutz  des  geistigen 
Eigentums,  des  gev/erblichen  Eigentums  usw. ;  alle  diese  gros- 
sen Gebiete  sind  einheitlich  geregelt.  Diese  Gebiete  scheiden 
also  für  die  Handelsverträge  aus.  Was  bleibt  nun  vom 
ganzen  Rechtsgebiet  für  die  Handelsverträge  übrig?  Ich 
habe  bereits  erwähnt,  dass  sich  in  den  Handelsverträgen 
regelmässig  nur  der  Gedanke  der  rechtUchen  Gleichstellung 
mit  den  Inländern  ausgesprochen  findet.  Zumeist  geschieht 
dies  nur  in  Beschränkung  auf  einzelne  spezielle  Anwen- 
dungsgebiete. So  findet  sich  in  einigen  Handelsverträgen 
dieser  Grundsatz  vereinbart  in  Beziehung  auf  das  Recht  der 
Niederlassung  in  dem  anderen  Vertragsstaate,  in  anderen 
Verträgen  wird  die  prozessuale  Gleichstellung  mehr  betont. 
Immer  handelt  es  sich  um  Ausstrahlungen  desselben  Gedan- 
kens :  der  Gleichstellung  mit  den  Inländern.  Ich  würde  es 
nun  für  einen  Fortschritt  halten,  wenn  der  allgemeine  Grund- 
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satz  der  Gleichstellung  des  Ausländers  mit  dem  Inländer  in 
allen  Rechtsmaterien  in  seinen  Verästelungen  weiter  ver- 
folgt, den  Ausstrahlungen  dieses  Gedankens  in  den  verschie- 
denen Teilen  des  Rechtsgebietes  nachgegangen  und  genauer 
umschrieben  würde,  welche  Folgen  sich  aus  diesem  Gedanken 
heraus  bei  den  einzelnen  Rechtsgebieten  für  die  Angehörigen 
des  fremden  Staates  ergeben  können.  Der  ungarische  Herr 
Referent  hat  eine  Reihe  von  derartigen  Ausstrahlungen  in 
seinen  Thesen  niedergelegt  und  ich  kann  ihm  im  grossen 
und  ganzen  zustimmen.  Ich  glaube  aber,  dass  ein  Gebiet 
nicht  erwähnt  worden  ist,  das  gerade  in  neuerer  Zeit  in  der 
inneren  Gesetzgebung  der  Völker  eine  gewisse  Rolle  gespielt 
hat.  Ich  meine  die  Entwicklung  der  subjektiv-öffentlichen 
Rechte  und  ihre  Sicherung  durch  das  Verwaltungs- Streitver- 
fahren. Befugnisse  öffenthch-rechtliclier  Natur,  die  früher 
eines  förmlichen  Rechtsschutzes  entbehrten  und  mehr  oder 
weniger  der  WiUkür  der  Verwaltungsbehörden  unterworfen 
waren,  haben  in  neuerer  Zeit  Rechtsschutz  erhalten;  der 
Durchführung  dieses  Rechtsschutzes  dient  das  Verwaitungs- 
Streitverfahren.  Während  die  Entscheidungen,  die  in  diesem 
Verfahren  gefällt  wurden,  naturgemäss  auf  seine  wissen- 
schaftliche Vertiefung  Einfluss  geübt  haben  und  eine  grosse 
Literatur  entstanden  ist,  die  die  öffentlich-rechtlichen  Befug- 
nisse zum  Gegenstande  hat,  sind  die  Handelsverträge  dieser 
Entwicklung  nicht  gefolgt.  Nirgends  findet  sich  die  Abmachung, 
dass  die  rechtliche  Gleichstellung  des  Ausländers  mit  dem 
Inländer  sich  auf  die  öffentlich-rechtlichen  Befugnisse, 
auf  die  Inanspruchnahme  des  Verwaltungs-Streitverfahrens 
erstreckt.  Ich  muss  freilich  einräumen,  dass  sich  aus  diesem 
Mangel  praktische  Misstände  nicht  ergeben  haben,  wie  über- 
haupt die  Bedeutung  der  ganzen  Frage  nicht  überschätzt 
werden  darf.  Der  Gedanke,  dass  vor  den  Gesetzen  aUe  gleich 
sind,  nicht  nur  die  Inländer,  sondern  auch  die  Ausländer, 
ist  den  zi^ihsierten  Völkern  so  ins  Fleisch  und  Blut  übergegan- 
gen, dass  sie  ihn  auch  ohne  vertragsmässige  Verpflichtung  zur 
Durchführung  bringen. 

Von   den   einzelnen  Punkten,   die  der  Herr  Vorredner 
als  der  vertragsmässigen  Regelung  bedürftig  bezeichnet  hat, 
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muss  ich  einem  mit  Entschiedenheit  widersprechen.  Er  hat 
den  Wunsch  ausgesprochen,  es  möge  das  Recht  des  Aus- 
länders, sich  in  das  Inland  zu  begeben  und  dort  aufzuhalten, 
vertragsmässig  gewährleistet  werden  und  die  Ausweisung 
eines  Ausländers  nur  auf  Grund  eines  den  Rechtsschutz  ver- 
bürgenden ordentUchen  Verfahrens  erfolgen.  Er  wünscht 
also,  dass  der  Ausländer  einen  Rechtsanspruch  auf  das  Ver- 
weilen im  Vertragsstaate  habe,  dass  er,  wenn  er  ausgewiesen 
wird,  diesen  Rechtsanspruch  in  einem  geordneten  Verfahren, 
sei  es  vor  dem  ordentlichen  Gericht,  sei  es  vor  einer  anderen 
richterUchen  Behörde,  geltend  machen  könne.  Gegen  diese  An 
regung  hege  ich  die  stärksten  Bedenken.  In  keiner  Weise  kann 
ich  die  Begründung  für  zutreffend  erachten,  die  er  in  seinem  ge- 
druckten Referate  für  seine  These  gibt.  Er  führt  dort  aus,  dass 
man  sich  im  deutsch-österreichischen  Handelsvertrag  dahin 
verständigt  habe,  dass  die  Zulassung  des  Viehes  unter  gewis- 
sen Voraussetzungen,  vereinbart  sei  und  sclüiesst  hieraus, 
was  für  das  Vieh  recht  ist,  müsse  für  die  Menschen  billig 
sein  und  es  müsse  deshalb  die  Zulassung  des  Ausländers 
zum  Aufenthalte  im  Inlande  ebenfalls  vertragsmässig  gewähr- 
leistet werden. 

Demgegenüber  behaupte  ich,  dass  dieser  Vergleich  nicht 
zutrifft,  da  die  Verhältnisse  bei  Vieh  und  bei  Menschen 
ausserordentlich  verschieden  liegen.  Durch  die  Einfuhr  des 
Viehs  entstehen  Gefahren,  die  von  vornherein  abgewogen 
und  übersehen  werden  können.  Durch  die  Einfuhr  von  Vieh 
kann  in  veterinär-polizeilicher  oder  in  sanitätspoUzeilicher 
Beziehung  eine  Schädigung  eintreten.  Besteht  die  MögUch- 
keit,  den  Eintritt  solcher  Gefahren  durch  bestimmte  Siche- 
rungsvorschriften zu  verhindern,  so  ist  auch  eine  Verein- 
barung gewisser  Voraussetzungen  und  Bedingungen  für  die 
Einfuhr  nicht  ganz  ausgeschlossen. 

Die  Gefahren,  die  von  dem  Aufenthalte  von  Menschen 
und  durch  ihre  Tätigkeit  ausgehen  können,  hegen  dagegen 
auf  ganz  anderem  Gebiete  und  sind  nicht  mit  dem  Gefahren 
der  Vieheinfuhr  zu  vergleichen.  Eine  Gefährdung  kann  z.  B. 
durch  Spionage  eintreten  ;  durch  verbrecherische  Anschläge, 
die  Betätigung  einer  verbrecherischen  Gesinnung,   wodurch 
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das  Staatswohl  aufs  äusserste  gefährdet  werden  kann.  Das 
sind  alles  Möglichkeiten,  die  man  vorher  nicht  übersehen 
kann.  Es  ist  eine  PfHcht  der  Selbsterhaltung  des  Staates, 
sich  gegen  fremde  Elemente,  die  das  Gemeinwohl  gefährden, 
zu  schützen.  Wohin  soll  es  führen,  wenn  der  Staat  unbe- 
sehen Ausländern  einen  Rechtsanspruch  auf  Aufenthalt  ein- 
räumen soll  und  einen  fremden  Zuzügler,  den  er  für  eine 
Gefahr  hält,  in  einem  ordenthchen  Verfahren  die  Möglich- 
keit geben  soll,  seinen  Rechtsanspruch  zum  Aufenthalte 
durchzusetzen!  Womöghch  in  einem  Verfahren,  das  sich  in 
breitester  Öffentlichkeit  abspielt!  Man  denke  sich  nur  aUe 
Konsequenzen  durch  und  wird  dann  zugestehen  müssen, 
dass  das  öffentliche  Wohl  es  nicht  verträgt,  ein  so  weit- 
gehendes Recht  einem  Ausländer  zu  gewähren.  Daher  bin 
ich  nicht  in  der  Lage,  diesem  Punkte  zuzustimmen. 

Mit  der  These,  dass  die  Zeugnisse  amtlicher  und  wissen- 
schaftlicher Anstalten  über  die  Beschaffenheit  einer  Ware 
gegenseitig  in  möghchst  weitem  Umfange  anerkannt  werden 
sollen,  kann  ich  einverstanden  sein,  sofern  die  Abmachung 
sich,  wie  es  bisher  schon  üblich  war,  auf  bestimmt  umschrie- 
bene Einzelfälle  erstreckt,  dagegen  ^\ürde  ich  eine  von  ein- 
zelnen Fällen  absehende  grundsätzliche  Anerkennung  nicht 
für  angängig  halten. 

Die  Wünsche  bezüglich  der  Schiedsgerichtsklausel  halte 
ich  nicht  für  sehr  bedeutungsvoll.  Ich  stehe  nicht  auf  dem  Stand- 
punkt des  Herrn  Referenten,  dass  man  aus  dem  bisher  nur 
ausnahmsweisen  Zusammentreten  des  Schiedsgerichtes  auf 
seine  Zwecklosigkeit  und  auf  die  Wirkungslosigkeit  der 
Schiedsgerichtsklausel  schliessen  dürfe.  Die  Schiedsgerichts- 
klausel hat  sich  vielmehr  sehr  gut  bewährt  und  hat  durch 
ihr  Bestehen  gute  Früchte  gezeitigt.  (Zustimmung.)  Es  ist 
ja  selbstverständhch,  dass  die  verschiedenen  Staaten  die 
Handelsverträge  in  loyaler  Weise  auszulegen  trachten  wer- 
den. Leider  können  aber  auch  auf  diesem  Gebiete  bisweilen 
Streitfragen  entstehen,  die  so  zweifelhaft  sind,  dass  die  Ent- 
scheidung nach  der  einen  oder  anderen  Seite  hin  fallen 
kann.  Infolge  der  Schiedsgerichtsklausel  wird  in  solchen 
Fällen  der  natürliche  und  verständliche  Wunsch,  dem  eigenen 


24 

Staate  zu  nützen,  einigermassen  durch  die  Erwägung  aus- 
geglichen, ob  die  zu  treffende  Entscheidung  vor  dem 
Schiedsgericht  werde  bestehen  können.  Ich  habe  auf  diesem 
Gebiete  grosse  Erfahrung  und  kann  versichern,  dass  bei 
der  Prüfung  von  Zollstreitigkeiten  die  Erwägung,  wie  wir 
unsere  Entscheidung  vor  dem  Schiedsgericht  bestehen  kön- 
nen, eine  ganz  bedeutende  Rolle  spielt.  Dass  das  Schieds- 
gericht bisher  noch  nicht  in  vielen  Fällen  zusammengetreten 
war,  ist  wohl  mehr  darauf  zurückzuführen,  dass  eben  unter 
der  Wirkung  der  Schiedsgerichtsklausel  die  Zollbeschwerden 
in  einer  dem  anderen  Teil  gerecht  werdenden  Weise  erledigt 
werden. 

Dass  es  notwendig  sei,  das  Schiedsgerichtsverfahren 
mit  grösseren  Garantien  zu  umgeben  und  vertragsmässig 
festzulegen,  dass  der  Schiedsrichter  innerhalb  einer  bestimm- 
ten Frist  bestellt  werde,  halte  ich  nicht  für  dargetan.  Es  ist 
vielmehr  von  der  Loyahtät  der  Vertragsstaaten  zu  erwarten, 
dass,  wenn  auch  eine  diesbezügUche  zwingende  Vorschrift 
nicht  vorhanden  ist,  doch  dem  Zustandekommen  des  Schieds- 
gerichtes kein  Hindernis  in  den  Weg  gelegt  werden  wird. 

Besonders  überrascht  hat  mich  der  Vorschlag,  dass  der 
Sitz  des  Schiedsgerichtes  beim  ständigen  Gerichtshof  in  Haag 
sein  soll.  Ich  halte  das  für  unzweckmässig,  weil  dadurch 
eine  wesentliche  Verteuerung  des  Verfahrens  herbeigeführt 
werden  würde.  Nach  den  geltenden  Vorschriften  soll  das 
Schiedsgericht  einmal  in  dem  einen,  das  nächste  Mal  in  dem 
anderen  Vertragsstaate  tagen.  Jeder  Staat  hat  hienach  bei 
zwei  Streitfällen  stets  nur  einmal  Reisekosten  aufzuwenden, 
während  wenn  das  Schiedsgericht  in  Haag  tagte,  die  Kosten 
für  die  Reise  bei  jeder  Tagung  von  beiden  Staaten  zu 
bezahlen  wären,  denn  jeder  Staat  müsste  seine  Vertreter 
hinschicken.  Dadurch  würde  also  das  Verfahren  wesentlich 
teurer  werden  und  der  von  dem  Herrn  Referenten  verfolgte 
Zweck  der  Verbilligung  würde  nicht  eintreten. 

Unter  Ziff.  III.  der  Thesen  des  Herrn  Referenten  sind 
Punkte  aufgeführt,  die  nach  den  mündlichen  Erläuterungen  we- 
der in  Handelsverträgen  noch  in  grossen  internationalen  Ab- 
kommen, sondern  bei  sonstiger  Gelegenheit  geregelt  werden 
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sollen.  Ich  habe  gegen  diese  Anregung  nichts  einzuwenden 
und  bemerke  nur,  dass  sie  ausserhalb  des  Themas  liegen. 
Es  handelt  sich  wohl  um  jiu'istische  Fragen,  aber  nicht  um 
solche,  die  in  Handelsverträgen  geregelt  werden  sollen. 

Mit  der  Resolution,  auf  die  sich  die  beiden  anderen 
Herrn  Referenten  heute  geeint  haben,  könnte  ich  mich  sach- 
lich einverstanden  erklären ;  ich  muss  aber  darauf  aufmerk- 
sam machen,  dass  unsere  Beschlüsse  von  1909  betreffs  Ver- 
einheitlichung des  Textes  der  Handelsverträge  inzwischen 
doch  einen  gewissen  Fortgang  genommen  haben.  Der  österr. 
Herr  Referent  scheint  von  diesen  Beschlüssen  nicht  viel  zu 
halten;  er  meinte,  es  wäre  hoffnungslos,  auf  dieser  Basis 
weiterzubauen.  Ich  habe  aber  schon  1909  darauf  hingewiesen, 
dass  diese  Frage  nicht  so  einfach  zu  regeln  sein  werde  und 
dass  es  notwendig  wäre,  die  Materien,  welche  von  den  Han- 
delsverträgen auszuschliessen  und  einer  selbständigen  Rege- 
lung in  internationalen  Abkommen  zuzuführen  wären,  an  der 
Hand  der  bestehenden  Handelsverträge  festzustellen.  Wir 
waren  uns  ganz  klar  darüber,  dass  das  eine  sehr  eingehende 
und  schwierige  Arbeit  erfordern  würde.  Ich  habe  damals 
auch  vorgeschlagen,  dass  Dr.  Glier,  der  Geschäftsführer  der 
deutschen  Sektion,  diese  Arbeit  unternehmen  möge,  nach- 
dem er  durch  sein  bekanntes  Werk  über  die  Meistbegünsti- 
gung seine  besondere  Befähigung  hiezu  erwiesen  hat. 
Dr.  Glier  ist  nun  auf  diesem  Gebiete  tätig  und  er  hat  aus 
einer  grossen  Anzahl  von  Handelsverträgen  jene  Momente 
herausgeschält,  die  zum  Gegenstand  von  grösseren  inter- 
nationalen Abkommen  gemacht  werden  könnten.  Die  Arbeit 
liegt  bereits  im  Druck  und  in  sehr  kurzer  Zeit  wird  das 
ganze  Material  zur  Verfügung  sein.  Die  ganze  Frage  wird 
dann  in  ein  anderes  Fahrwasser  gebracht  werden.  Hinsicht- 
lich der  Vereinheitlichung  des  Textes  der  Handelsverträge 
liegen  also  Vorarbeiten  vor,  die  wir  binnen  Kurzem  einer 
eingehenden  Prüfung  unterziehen  können.  Dabei  wird  fest- 
gestellt werden  können,  was  für  internationale  Abkommen 
darauf  aufgebaut  werden  können. 

Die  von  mir  empfohlene  Einsetzung  einer  Kommission 
ist   also   keine   düatorische  Massnahme;    auf  diesem  Wege 
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werden  wir  vielmehr  die  Sache  wrksam  fördern.  Nach 
diesen  Aufklärungen  glaube  ich,  dass  man  den  Vereinen 
bei  Bestellung  der  beantragten  Kommission  nicht  den  Vor- 
wurf machen  kann,  dass  wir  uns  mit  einer  nichtssagenden 
Resolution  begnügen,  sondern  man  wird  hierin  den  Schritt 
erblicken,  der  am  meisten  geeignet  ist,  die  sehr  nützUchen 
Vorschläge  von  1909  weiterzuführen  und  zu  einer  gedeih- 
lichen Entwicklung  zu  bringen. 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Ref.  Min.  Rat  Dr.  Polner: 

Euere  Hoheit!  Meine  Herren! 

Die  ausführlichen  Vorträge  der  Herren  österreichischen 
und  deutschen  Referenten  haben  mir  meine  Aufgabe  sehr  er- 
leichtert. Der  Herr  österreichische  Referent  hat  die  gegentei- 
ligen Standpunkte  in  unserer  Frage  im  vollen  Umfange  darge- 
legt. Nachdem  mein  bereits  im  Druck  vorliegendes  Referat^ 
als  gelesen  zu  betrachten  ist,  kann  ich  mich  darauf  beschränken, 
mich  über  den  Vortrag  des  österr.  Herrn  Referenten  kurz  zu 
äussern  und  die  Punkte  zu  bestimmen,  bezüglich  welcher  wir 
nunmehr  übereinstimmen.  Der  österr.  Herr  Referent  war  so 
freundlich,  seinen  ursprünglichen  Standpunkt  etwas  geändert 
und  sich  dadurch  meinem  Standpunkt  prinzipiell  genähert 
zu  haben,  indem  er  anerkennt,  dass  die  von  mir  als  solche 
bezeichneten  Materien  aus  den  Handelsverträgen  auszuschei- 
den und  in  besonderen  Verträgen  zu  regeln  wären.  Der  An- 
schauung, dass  in  solchen  Fällen,  wo  es  Schwierigkeiten  be- 
reiten würde,  solche  besonderen  Verträge  abzuschliessen,  es 
angezeigt  sein  kann,  diese  Fragen  doch  in  den  Handelsver- 
trägen zu  regeln,  kann  ich  mich  ganz  anschliessen.  Die  Haupt- 
sache ist  wohl,  dass  überhaupt  eine  vertragsmässige  Rege- 
lung dieser  Fragen  erfolgt.  Gelingt  es  nicht,  eine  Regelung 
in  abgesonderten  Verträgen  herbeizuführen,  dann  ist  es  na- 
türlich besser,  sie  in  die  Handelsverträge  hineinzunehmen. 
Ich  kann  also  dem  zustimmen,  dass  Punkt  A.  I.  meines  Vor- 
schlages^ in  dieser  Richtung  in  dem  Sinne  geändert  werde, 
wie  es  der  Herr  österr.  Referent  vorgeschlagen  hat. 

'  S.  AnlKint'.  Seile  249. 
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Die  Frage  betreffend,  unter  welchen  Voraussetzungen 
Ausländer  sich  niederlassen  und  eventuell  ausgewiesen  wer- 
den können,  bezüglich  deren  der  österreichische  Herr  Refe- 
rent einen  detaillierten  vom  deutschen  Herrn  Referenten  aber 
angefochtenen  Antrag  gestellt  hat,  glaube  ich,  dass  wir  hier 
nicht  in  das  Meritum  der  Frage  eingehen  sollten.  Wir  sollten 
vielmehr  nur  allgemein  und  prinzipiell  erklären :  diese  Frage 
gehöre  auch  unter  diejenigen,  die  aus  den  Handelsverträgen 
auszuscheiden  und  in  besonderen  Verträgen,  zu  regeln  wäre 
wenn  aber  dies  nicht  ginge,  ihre  Regelung  eventuell  auch  in 
den  Handelsverträgen  stattfinden  könnte;  in  die  Erörterung 
der  weiteren  Frage  aber,  wie  diese  Regelung  in  den  geson- 
derten Verträgen  oder  in  den  Handelsverträgen  erfolgen  soll, 
sollten  wir  heute  nicht  eingehen. 

Auch  der  deutsche  Herr  Referent  hat  bezüglich  der 
Fragen,  die  ich  unter  Punkt  B.  I.  meines  Antrages  detaüliert 
angeführt  und  bezüglich  welcher  ich  die  Regelung  in  abgeson- 
derten Verträgen  empfohlen  habe,  in  zustimmender  Weise  sich 
geäussert.  Der  von  seiner  Seite  gemachten  Anregung,  wonach 
in  die  Zahl  der  vertragsmässig  zu  regelenden  Fragen  auch 
die  der  Stellung  der  Ausländer  im  Verwaltungs-Streitverfahren 
aufzunehmen  wäre,  kann  ich  mich  anschliessen. 

Gegen  meinen  Vorschlag  im  Punkte  B.  H.,  welcher  sich 
auf  die  in  den  Handelsverträgen  vorzunehmenden  Modifika- 
tionen und  Änderungen  bezieht,  hat  der  deutsche  Herr 
Referent  eigentlich  keine  prinzipielle  Einwendung  erhoben. 
Immerhin  hat  er  darauf  hingewiesen,  dass  sich  die  Insti- 
tution des  Schiedsgerichtes  bisher  bewährt  habe  und 
unter  solchen  Umständen  es  nicht  notwendig  sei,  für  die 
Bestellung  der  Schiedsrichter  bestimmte  Fristen  festzustel- 
len, da  man  in  dieser  Richtung  bereits  auch  auf  die  Loyalität 
der  Vertragsteile  rechnen  könne.  Ich  aber  glaube,  dass  es 
doch  nicht  schaden  würde,  diesbezüghch  in  die  Verträge 
eine  Bestimmung  aufzunehmen,  denn  die  Loyalität  eines  Ver- 
tragsteiles ist  ja  recht  schön,  aber  darauf  kann  man  sich  bei 
internationalen  Streitigkeiten  nicht  verlassen.  Eine  diesbezüg- 
liche Bestimmung  kann  also  nicht  überflüssig  sein. 

Ob  als  Sitz  der  Schiedsgerichte  der  Haager  Schiedshof 
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bestimmt  werde,  ist  eine  untergeordnete  Frage.  Ich  meiner- 
seits könnte  dem  ohneweiters  zustimmen,  —  und  ich  glaube 
der  Herr  österreichische  Referent  auch  —  dass  dieser  letzte 
Satz  unseres  diesbezüglichen  Antrages  ganz  weggelassen  werde. 

Nun  komme  ich  zu  dem  Punkte  betreffend  die  Vollstreck- 
barkeit der  Notariats-Urkunden.  Ich  bin  auch  dafür,  dass 
diese  Frage  ganz  unabhängig  von  der  Vollstreckbarkeit  der 
Urteile  geregelt  werden  soll.  Wir  sollten  aber  uns  in  die 
nähere  Erörterung  der  Frage,  unter  welchen  Voraussetzun- 
gen diese  Urkunden  zu  vollstrecken  wären,  nicht  einlassen, 
sondern  sollten  uns  damit  begnügen,  unsern  Wunsch  ganz 
allgemein  auszusprechen,  der  dahin  geht,  dass  die  Notariats- 
Urkunden  gegenseitig  als  Exekutionstitel  anerkannt  werden 
sollen.  Der  letzte  Satz  des  Punktes  B.  III.  würde  dann  lauten: 
„Ferner  sollen  auch  die  Notariatsurkunden  unter  den  in  die- 
ser Beziehung  sich  als  notwendig  ergebenden  Bedingungen 
als    Vollstreckungstitel   gegenseitig    anerkannt  werden."    — 

Der  erste  Teil  des  letzten  Satzes  („Insoferne gewährt 

wird")  würde  dann  entfallen. 

Was  schliesslich  den  Antrag  des  Herrn  deutschen  Re- 
ferenten betrifft,  eine  Unterkommission  einzusetzen,  mit  der 
Aufgabe,  den  Vorgang,  wie  einzelne  Gebiete  aus  den  Han- 
delsverträgen auszuscheiden  und  einer  internationalen  Rege- 
lung zuzufüliren  wären,  vorzubereiten,  so  glaube  ich,  dass 
dieser  Antrag  mit  dem  meinigen  ganz  gut  zu  vereinigen  ist. 
Indem  wir  hier  im  Prinzip  das  Wesen  meines,  auch  vom 
Herrn  österreichischen  Referenten  angenommenen  Antrages 
aussprechen  würden,  könnten  wir  zum  weiteren  Ausbaue 
dieser  Idee  ganz  gut  eine  Kommission  einsetzen.  Es  wäre 
also  eine  Kommission  einzusetzen,  die  auf  Grund  der  hier 
festgelegten  Beschlüsse  diese  Aufgabe  weiter  zu  verfolgen 
hätte. 

Staatssekretär  Edmund  von  Miklös: 

Hoheit!  Exzellenzen!  Geehrte  Herren! 

Ich  werde  mich  in  meiner  Äusserung  über  die  vor  uns 
liegende  Frage  nur  sehr  kurz  fassen,  weil  ja  die  Herren 
Referenten  heute  selbst  noch  nicht  zu  einer  Verständigung 
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gekommen  sind,  und  will  vor  allem  nur  die  prinzipielle  Seite 
der  Frage  präzisieren.  Die  Kommission,  deren  Einsetzung 
soeben  vorgeschlagen  wurde,  hätte  dann  die  Aufgabe,  diese 
prinzipielle  Seite  der  Frage  weiter  auszuarbeiten. 

Nach  meiner  unmassgeblichen  Meinung,  meine  geehrten 
Herren,  sind  Handelsverträge  nicht  jenes  Instrument,  in  wel- 
chem Rechtsfragen  als  solche  geregelt  werden  können.  (Zu- 
stimmung.) In  Handelsverträgen  werden  immer  die  materiel- 
len und  wirtschafthchen  Fragen  die  dominierenden  sein.  Für 
jene  Herren,  welche  die  Handelsvertrags- Verhandlungen  füh- 
ren, ist  es  schon  eine  schwierige  Aufgabe,  selbst  das  Mate- 
rielle, das  Wirtschaftliche  genügend  zu  fassen  und  auf  dem 
weiten  wirtschaftlichem  Gebiete  der  Staaten  eine  Verein- 
barung herbeizuführen.  (So  ist  es!)  Deshalb  bin  ich  der  Mei- 
nung dass  die  Regelung  des  internationalen  Rechtsverkehres 
zwischen  zwei  Staaten  unbedingt  in  einer  Spezialkonvention 
erfolgen  muss.  (Ganz  richtig!)  Wir  haben  deshalb  für  die 
wirtschaftlichen  Abschlüsse  kurze  Perioden  von  ca.  10  zu  10 
Jahren  gewählt,  weil  selbst  in  dieser  relativ  kurzen  Zeit 
Landwirtschaft,  Industrie,  Gewerbe  und  Handel  usw.,  kurz  die 
wirtschaftlichen  Faktoren  verschiedene  Fragen  aufwerfen, 
denen  das  Rechtsleben  vielleicht  viel  später  erst  nachfolgt. 
Es  gibt  nämlich  Rechtsfragen  dauernder  und  mehr  ab- 
strakter Natur,  welche  rechtskräftig  geregelt  werden  müssen 
und  Rechtsfragen,  welche  aus  dem  wirtschaftlichen  Leben 
selbst  emporwachsen.  Ich  meine  deshalb,  dass  in  den  Han- 
delsverträgen entschieden  nur  jene  wenigen  Rechtsfragen  zu 
regeln  wären,  welche  sozusagen  national-ökonomischer  Natur 
sind.  (Lebhafte  Zustimmung.)  Ich  erinnere  z.  B.  an  die  Wan- 
derungsfrage, an  das  Recht  des  Aufenthaltes  fremder  Ele- 
mente in  einem  Staate ;  das  sind  wirtschaftspohtisch  wich- 
tige Fragen,  die  selbst  in  einem  Handelsvertrag  absolut  ge- 
regelt werden  müssen,  deren  Regelung  aber  auch  etwas 
elastisch  aufzufassen  ist ;  während  andere  Rechtsfragen  mehr 
absoluter  Natur,  welche  sich  in  10  zu  10  Jahren  kaum 
ändern,  wie  z.  B.  das  Erbrecht,  das  Verkehrsrecht  usw.  ganz 
separat  zu  regeln  sind. 

Ich   bin   für   die   Proposition    des   Herrn    Geheimrates 
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Lusensky,  eine  Subkommission  einzusetzen,  die  diese  prinzi- 
piellen Fragen  zu  bearbeiten  hätte.  Sie  hätte  sich  vor  Augen 
zu  halten,  dass  in  die  Handelsverträge  nur  jene  relativen 
Rechtsprinzipien  hineinkommen  sollen,  die  sich  auf  die  wirt- 
schafthchen  Interessen  der  Staaten  beziehen,  während  alle 
internationalen  Rechtsfragen  absoluter  Natur  in  einem  spe- 
ziellen Abkommen  geregelt  werden  mögen.  Die  Kommission 
bekommt  ja  das  Material  durch  die  Herren  Referenten  und 
so  wird  die  nächste  Konferenz  wohl  schon  klar  sehen,  wel- 
che Rechtsfragen  aus  den  Handelsvertrags- Verhandlungen 
ausgeschieden  werden  sollen.  Ich  stimme  auch  dafür,  dass 
man  die  Schiedsgerichtsklausel  in  diese  internationalen  Ver- 
trägen aufnehmen  soll.  Die  Schiedsgerichtsklausel  wirkt  nach 
meiner  Auffassung  schon  durch  ihr  Vorhandensein  und  sie 
drängt  dazu,  dass  man  in  Streitfragen  zu  einer  loyalen  Ver- 
ständigung zu  kommen  trachtet.  Das  Schiedsgerichtsverfah- 
ren gibt  die  Möglichkeit,  das  ordentliche  Gericht  nicht  in 
Anspruch  nehmen  zu  müssen.  Beide  Kontrahenten  werden 
immer  das  Möglichste  tun,  um  nicht  vor  einem  Gerichte  zu 
kommen.  Deshalb  meine  ich,  dass  wenn  man  auch  nicht 
darauf  hinweisen  kann,  dass  das  Schiedsgericht  viel  prak- 
tische Resultate  durch  sein  effektives  Funktionieren  herbei- 
geführt hat,  so  ist  dies  noch  kein  Grund  dazu,  dass  man 
sich  prinzipiell  gegen  die  Schiedsgerichte  erklären  soU. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  nur  darum,  der  modernen  Auf- 
fassung zu  entsprechen,  sondern  auch  darum,  dass  die  Na- 
tur der  wirtschaftlichen  Fragen  es  verlangt,  dass  man  nicht 
gleich  zur  ultima  ratio  greift,  sondern  diese  praktischen  wirt- 
schaftlichen Fragen  möglichst  rasch  arbiträr  behandelt, 
und  soweit  es  nur  überhaupt  möglich  ist,  in  der  denkbar 
kürzesten  Zeit  —  ihrer  endgiltigen  Lösung  zuführt.  (Sehr 
richtig !)  Vielleicht  kommen  in  Zukunft  auch  Rechtsfragen 
dauernderer  Natur  vor  das  Schiedsgericht.  Jedenfalls  hat  das 
Schiedsgericht  schon  durch  sein  blosses  Vorhandensein  eine 
grosse  praktische  Wirkung  und  daher  ist  die  Schiedsgerichts- 
klausel aufrecht  zu  erhalten.  Vom  praktischen  Standpunkte 
ist  es  ganz  gut,  wenn  diese  Schiedsgerichte  sich  in  den 
Zentren  der  betreffenden   Staaten   befinden,   also   in   Berlin 
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oder  Wien  und  Budapest  etc.,  wo  die  Zentralbehörden  zu 
finden  sind  und  bereits  verlässliche  Elemente  zu  einem 
Schiedsgerichte  vorhanden  sind.  Hingegen  kann  eine  abso- 
lute Rechtsfrage  ja  ausgezeichnet  in  Haag  z.  B.  behandelt 
werden.  Absolute  Fragen  haben  nicht  jene  Struktur  und 
jene  Art  der  Lösung,  wie  die  wirtschafthchen  Fragen  es  er- 
heischen. (So  ists!) 

Ich  bin  also  dafür,  dass  man  den  ganzen  Komplex  die- 
ser Fragen  einer  Subkommission  zuweisen  soll!  (Lebhafter 
Beifall.) 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Wenn  Niemand  mehr  zum  Gegenstand  zu  sprechen 
wünscht,  dann  können  wir  zur  Beschlussfassung  übergehen. 

Von  Seite  des  Herrn  Geh.  Oberregierungsrates  Lusensky 
ist  der  Antrag  gestellt  worden,  eine  Subkommission  einzu- 
setzen und  mit  der  Aufgabe  zu  betrauen,  vorerst  die  aus  den 
Handelsverträgen  auszuscheidenden  Materien  im  Detail  zu 
bestimmen  und  dann  bezüghch  der  Form  der  Regelung  die- 
ser Fragen  Vorschläge  zu  machen. 

Was  die  Händelsverträge  selbst  anlangt,  so  habe  ich 
nicht  erkennen  können,  ob  das,  was  in  den  Handelsverträ- 
gen schon  enthalten  ist,  darin  bleiben  soll,  oder  ob  sie  er- 
gänzt werden  sollen. 

Staatssekr.  M  i  k  1  ö  s :  Das  wird  sich  durch  das  Studium 
ergeben ! 

Es  handelt  sich  um  zwei  Fragen.  Vor  allem  um  die 
Materien,  die  aus  den  Handelsverträgen  ausgeschieden 
und  besonders  geregelt  werden  sollen.  Dafür  hat  der 
Herr  Geheime  Oberregierungsrat  Lusensky  die  Einsetzung 
einer  Subkommission  beantragt.  Bezüglich  des  zweiten  Teiles, 
nach  welcher  Richtung  die  Handelsverträge  ergänzt  wer- 
den sollen,  und  bezüglich  der  Schiedsgerichte  stimmen 
die  Herren  aber  nicht  überein. 

Geh.  Oberregierungsrat  Lusensky:  Im  Prinzipe  ja ! 

Also  im  Prinzipe  wohl.  (Zu  Geh.  Oberregierungsrat  Lu- 
sensky.) Sie  haben  beantragt,  dass  die  Detailfragen  weg- 
gelassen werden. 
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Min.  Rat  Dr.  Polner:  Er  hat  sich  darüber  nicht  ge- 
äussert. 

Er  hat  sich  darüber  geäussert,  ob  eine  Frist  festzu- 
setzen sei,  und  ob  der  Obmann  vorher  bestimmt  werden 
solle.  Was  den  Ort  anlangt,  so  hat  Staatssekretär  Miklös 
das  Richtige  beantragt,  dass  nämlich  jene  Fragen,  die  ma- 
terielle Bedeutung  haben,  den  Schiedsgerichten  zugewiesen 
werden.  Alle  Fragen  allgemeiner  Natur  sollen  dem  Haager 
Schiedsgericht  zugewiesen  werden.  Das  wird  ja  allgemein 
anerkannt. 

Min.  Rat  Dr.  Polner:  Eine  solche  Teilung  ist  kaum 
durchführbar;  in  concreto  werden  sich  sehr  grosse  Schwie- 
rigkeiten ergeben! 

Die  Gegenstände,  die  nicht  mehr  in  die  Handelsverträge 
kommen,  könnten  dem  Haager  Schiedsgericht  zugewiesen 
werden.  (Staatssekr.  Miklös :  Das  wäre  ja  meine  Auffassung !). 
Was  aber  nicht  diesem  Gerichte  zugewiesen  wird,  wäre  un- 
seren Schiedsgerichten  vorzubehalten. 

Ref.  Wirk!.  Geh.  O.  R.  R.  Ministerialdirektor  Lusensky-Berlin : 

Bezüglich  der  Punkte,  die  noch  in  den  Handelsverträ- 
gen verbleiben  würden,  hätte  ich  keine  grundsätzlichen 
Bedenken,  ebensowenig  bezügKch  der  Schiedsgerichtsklausel. 
Allerdings  liegt  ein  praktisches  Bedürfnis  zu  einer  solchen 
Anregung  nicht  vor.  Wir  in  Deutschland  sind  der  Meinung,  dass 
die  Schiedsgerichtsklausel  ihren  Zweck  bisher  vollständig 
erreicht  hat,  soweit  man  dies  von  ihr  erwarten  konnte. 
Meine  Ausführungen  decken  sich  hier  vollständig  mit  jenen 
des  ungarischen  Herrn  Referenten.  Es  sciieint  mir  nicht 
zweckmässig,  eine  Anregung  zu  geben,  von  der  man  von 
vornherein  sagen  kann,  dass  sie  nicht  berücksichtigt  werden 
wird.  Auf  die  Frage  bezüglich  der  Gewährung  von  Tarif- 
auskünften bin  ich  bisher  noch  nicht  eingegangen.  Deutschland 
hat  sich  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens  bei  den  letzten 
Verträgen  im  weitesten  Umfange  angelegen  sein  lassen.  Wir 
haben  mit  einer  ganzen  Reihe  von  Staaten  vereinbart,  dass 
derartige  Auskunftsstellen  eingerichtet  werden,  die  Tarifaus- 
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künfte  gewähren.  Diese  Einrichtung  bewährt  sich  gut.  Da 
Österreich-Ungarn  auch  Tarifauskünfte  in  geeigneter  Weise 
erteilt,  so  haben  wir  diesbezüghch  nichts  vertragsmässig 
festgelegt.  Geschieht  dies  aber,  so  sind  wir  damit  sehr  ein- 
verstanden. Ich  habe  also  nichts  gegen  den  Punkt  3,  wenn 
er  mir  auch  nicht  nötig  zu  sein  scheint. 

M.  Peltzer  de  Clermont: 

(aus  der  Iraiizosichen  Sprache  übersetztj 

Ew.  Hoheit!  Exzellenz!  Meine  Herren!  Der  Gedanke, 
der  sich  aus  den  vorgelegten  Berichten  ergibt,  geht  dahin, 
dass  man  aus  den  Handelsverträgen  jene  Fragen  ausschalte, 
die  in  permanenter  Weise  geregelt  werden  müssen,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Evolutionen  der  Wirtschaftspolitik  der 
betreffenden  Länder. 

Meinungsverschiedenheiten  mögen  darüber  bestehen, 
ob  es  nötig  ist,  sich  in  eine  eingehende  Prüfung  dieses 
Gegenstandes  einzulassen  und  die  Fragen,  die  in  den  Han- 
delsverträgen zu  lösen  sind,  wie  auch  jene,  die  in  beson- 
deren Konventionen  zu  regeln  wären,  genau  zu  studieren. 
Manche  sind  der  Ansicht,  dass  man  sich  schon  auf  dem 
Weg  der  Reform  befindet  und  dass  diese  sogar  bereits  eine 
vollendete  Tatsache  ist. 

Die  Tendenzen  der  grossen  europäischen  Staaten  und 
zumal  jener,  die  in  dem  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine 
vertreten  sind,  zeigen  in  diesem  Belange  einen  mehr  oder 
minder  übereinstimmenden  Charakter.  Es  muss  jedoch  aner- 
kannt werden,  dass  die  Vollkommenheit  noch  nicht  erreicht 
ist.  Es  scheint,  dass  man  bei  der  Auswahl  der  in  den  Han- 
delsverträgen zu  lösenden  Fragen  noch  zaudert.  Anderseits 
aber  ist  es  wünschenswert,  dass  man  für  die  Beziehungen 
mit  den  hier  nicht  vertretenen  Ländern  einen  typischen 
Text  zur  Geltung  bringe,  damit  die  Einheitlichkeit  eine 
möghchst  vollkommene  sei. 

Von  den  Fragen,  die  nach  den  so  ziemhch  übereinstim- 
menden Ansichten  aus  den  Handelsverträgen  ausgeschlossen 
werden  sollen,  erwähnen  wir  die  folgenden: 

a)  Gewisse  rein  juridische  Fragen,  namenthch  jene,  die 
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sich  auf  die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  von  Gütern,  auf  den 
freien  und  leichten  Zugang  zu  den  Gerichten,  auf  den 
Schutz  der  industriellen  und  geistigen  Eigentümer,  auf  die 
Ausübung  der  Vormundschaft  beziehen; 

b)  die  Ansiedlungsfragen :  die  MögUchkeit  sich  in  einem 
Lande  zu  etabheren,  dort  zu  reisen,  dort  einen  Beruf  aus- 
zuüben, ohne  hiefür  spezielle  Steuern  entrichten  zu  müssen. 
Diese  letzteren  Fragen  sind  eigenen  Verträgen  vorbehalten, 
die  übrigens  seltener  werden,  da  die  modernen  Tendenzen 
in  diesem  Belange  im  allgemeinen  sehr  liberal  sind. 

Von  den  soeben  ins  Auge  gefassten  Fragen  werden 
einige,  wie  z.  B.  jene  des  industriellen  und  geistigen  Eigen- 
tumes in  internationalen  Konventionen,  andere,  wie  z.  B. 
die  MögUchkeit  der  Erwerbung  von  Gütern,  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  usw.,  hingegen  zwischen  je  zwei  Staaten  dui'ch 
Landesverträge  geregelt. 

Es  gibt  aber  Fragen,  die  man  jetzt  noch  in  den  Han- 
delsverträgen erledigt  und  die  aus  denselben  ebenfalls  aus- 
geschaltet werden  könnten,  wie  z.  B.  die  Klauseln  bezüghch 
des  militärischen  Dienstes,  der  Leistungen  für  militärische 
Zwecke,  die  Statuten  der  Erwerbsgesellschaften. 

Der  Belgische  Wirtschaftsverein  befindet  sich  in  voll- 
kommener Übereinstimmung  mit  den  von  den  Herren 
Berichtserstattern  ausgedrückten  Ansichten;  er  anerkennt,  dass 
man  die  Verträge  tunlichst  spezialisieren  sollte.  Man  könnte 
die  Punkte  die  auch  weiterhin  in  dem  Schema  der  Handels- 
verträge figurieren   sollen,  in  folgendem   zusammen  fassen: 

I.  Meistbegünstigungs-Klausel  und  eventuell  die  mit  den 
eigenen  Unterthanen  gleiche  Behandlung  in  Handels-,  Zoll- 
und  Schiffahrtsfragen,  abgesehen  von  den  diesbezüglich  all- 
gemein geltenden  Ausnahmen. 

IL  Stipulationen,  welche  bei  den  Zolltarifen  direkte 
Zugeständnisse  gewähren. 

in.  Freiheit  des  Durchfuhr-Verkehrs.  (Ausnahmen  gelten 
im  allgemeinen  für  den  Fall  kriegerischer  Ereignisse  und 
die  Durchfuhr  von  Waffen  und  Munitionen.) 

rv.  Bestimmungen  betreffend  die  Reisenden,  Kaufleute 
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und  deren  Warenmuster.  (Es  wäi'e  vom  Vorteile  die  dies- 
bezüglich allgemein  angewendete  Textierung  zu  verbessern.) 

V.  Die  Schiedsgerichtklausel. 

Der  einfache  Appell  an  den  Gerichtshof  im  Haag  und 
die  Anwendung  der  dort  geltenden  Regeln  muss  nicht  not- 
wendigerweise stipuliert  werden.  Man  kann  auch  ein  ein- 
facheres und  billigeres  Verfahren  bestimmen. 

Man  hätte  das  Prinzip  der  Anrufung  eines  Schieds- 
gerichtes auszusprechen  und  könnte  sich  die  nachträgliche 
Vereinbarung  über  die  Art  der  Wahl  des  Schiedsrichters 
und  über  die  Einzelheiten  des  Verfahrens  vorbehalten.  Man 
kann  diesem  Vorgange  nur  beipflichten. 

Nebst  diesen  Fragen  gibt  es  noch  andere,  die  in  den 
Handelsverträgen  ihren  Platz  finden  könnten,  über  die  man 
aber  keinen  typischen  Text  zu  entwerfen  braucht,  weil  die 
vertragsmässige  Lösung  sich  nach  der  speziellen  Lage  der 
betreffenden  zwei  Staaten  zu  richten  hat. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Die  Bemerkungen  des  belgischen  Vereines  beziehen 
sich  auch  auf  andere  Fragen  als  die  hier  verhandelten.  Sie 
stehen  aber  wohl  nicht  im  Widerspruch  zu  diesen,  sondern 
verstärken  sie  vielmehr.  Wir  könnten  uns  vielleicht  auf  fol- 
gende Resolution  einigen,  wobei  ich  nur  solche  Fragen 
anführe,  bezüglich  deren  wir  uns  alle  geeinigt  haben.  Es  wird 

1.  eine  Subkommission  entsendet,  welche  die  Auf- 
gabe hat,  die  aus  den  Handelsverträgen  auszuscheiden- 
den Materien  festzustellen  und  bezüglich  der  Ordnung  dieser 
Materie  in  separaten  Verträgen  Vorschläge  zu  erstatten.  Wenn 
die  Herren  die  Wahl  einer  Subkommission  anzunehmen 
die  Gefälligkeit  hätten,  dann  möchte  ich  beantragen,  als  Mit- 
glieder dieser  Kommission  unsere  Referenten  zu  bestimmen. 

Ministerial-Direktor  Lusensky :  Mit  dem  Rechte  der  Koop- 
tation ! 

Ja,  mit  dem  Rechte  der  Kooptation.  Ich  glaube,  dass 
sich  auch  die  Bureaus  der  verschiedenen  Vereine  anschlies- 
sen  müssen,  damit  wir  immer  orientiert  sind,  wenn  die 
Herren   über  gewisse  Fragen   einig   geworden    sind.   Dann 
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könnten  die  entsprechenden  Resolutionen  als  Resolutionen 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  an  die  Regierun- 
gen gelangen.  Wir  bitten  auch  den  belgischen  Verein  um 
seine  Älitarbeit. 

Sodann  handelt  es  sich  um 

2.  gewisse  Punkte,  welche  in  die  Handelsverträge  neu 
aufzunehmen  sind.  Da  ist  vor  allem  die  Anerkennung 
der  Zeugnisse  amtlicher  oder  wissenschaftlicher  Anstalten 
über  die  Beschaffenheit  gewisser  Waren,  selbstverständlich 
mit  gewissen  Vorbehalten.  Dieser  Punkt  wird  wohl  allgemein 
angenommen  werden. 

Der  nächste  Punkt  bezieht  sich 

3.  auf  die  Schiedsgerichte.  Es  ist  wohl  keine 
Aussicht  vorhanden,  dass  ins  Detail  gehende  Vorschläge 
über  die  Schiedsgerichte  hier  angenommen  werden.  Daher 
müssen  wir  die  von  den  Herren  Referenten  Dr.  Kobatsch 
und  Dr.  Polner  beantragten  Detailbestimmungen  weglassen. 
Wir  können  nur  im  Prinzip  aussprechen,  dass  die  Aufnahme 
der  Schiedsgerichtsklausel  erwünscht  ist,  wobei  wirtschaft- 
liche Fragen,  die  im  engsten  Zusammenhange  mit  den  Han- 
delsverträgen stehen,  durch  die  Schiedsgerichte  der 
betreffenden  Länder  zu  regeln  und  während  andere 
Rechtsfragen,  welche  allgemeiner  und  beständiger  Natur 
sind,  vom  Schiedsgerichte  in  Haag  ausgetragen  wer- 
den sollen.  Die  Bestimmungen  über  die  Fristen,  über  die 
Ernennung  des  SchiedsgerichtsmitgUeder,  über  die  Bestim- 
mung des  Präsidenten  wollen  wir  weglassen. 

Was  den  Punkt  betrifft,  dass  auch  künftig  in  den  Han- 
delsverträgen 

4.  eigene  Ämter  für  Auskünfte  vorgesehen  wer- 
den, so  bemerke  ich,  dass  wir  schon  solche  Ämter  haben, 
welche  bindende  Auskünfte  über  Tarife  geben.  Diese  Ämter, 
die  in  allen  Ländern  bestehen,  sind  aber  nicht  vertragsmäs- 
sig  sichergestellt.  Es  wäre  eine  grössere  Garantie  gegeben, 
wenn  wir  diese  Frage  vertragsmässig  sichern  wollten. 

Wir  können  also  unseren  Regierungen  mitteilen,  dass  wir 
eine  Ergänzung  der  Handelsverträge  bei  zwei  P  unkten  wünschen. 
Femer  könnten  unserseits  auch  die  Anträge  angenommen  wer- 
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den,  die  die  Referenten  einstimmig  angenommen  haben :  bei  der 
Textierung  der  verschiedenen  Handelsverträge  eine  einheit- 
Hche  Reihenfolge  einzuhalten,  auf  das  juristische  Moment  grös- 
seres Gewicht  zu  legen,  und  deshalb  auch  Juristen  beizuziehen. 

Ministerial-Direktor  Lusensky :  Da  muss  ich  um's  Wort  bit- 
ten !  —  Dr.  Kobatsch :  Ueberprüfung  des  Textes  und  Systema- 
tische Reihenfolge !  Die  Juristen  lassen  wir  aber  aus ! 

W  e  k  e  r  1  e :  Also  die  Juristen  lassen  wir  aus!  (Heiterkeit.) 

Ref.  G.  Ober-Reg.  Rat  Ministerialdirektor  Lusensky : 

Dass  der  Antrag  auf  grössere  Heranziehung  der  Juristen 
entfallen  soll,  erfüllt  mich  mit  besonderer  Befriedigung,  denn 
dieser  Antrag  wäre  für  uns  in  Deutschland  völlig  über- 
flüssig. Bei  uns  wirken  das  Justizministerium  und  das 
Reichsjustizamt  in  solchen  Fragen  mit.  Daneben  haben  wir 
im  Auswärtigen  Amt  eine  besondere  Abteilung,  die  sich  das 
ganze  Jahr  mit  Fragen  des  internationalen  Rechtes  beschäf- 
tigt. Die  Herren  dort  sind  die  Kundigsten  auf  dem  Gebiete 
des  internationalen  Rechtes.  Und  nun  soll  hier  erklärt  wer- 
den, das  genüge  nicht,  es  sein  noch  weitere  Juristen  her- 
anzuziehen! Da  aber  der  Antrag  fallen  gelassen  wird,  wiU 
ich  über  diesen  Punkt  hinweggehen. 

Ich  bezweifle  ferner  ein  Bedürfnis  dafür,  dass  der  Text 
der  Handelsverträge  anders  geordnet  werden  sollte.  Die 
Handelsvertragstexte  enthalten  im  allgemeinen  nicht  mehr 
als  20  bis  25  Paragraphen,  worin  sich  jeder,  der  mit  diesen 
Sachen  zu  tun  hat,  bequem  zurechtfindet.  Dafür  dass  jetzt 
auf  einmal  alle  Verträge  in  eine  einheithche  Form  gebracht 
sollen,  scheint  mir  kein  Bedürfnis  vorzuUegen.  Minima  non 
curat  praetor,  um  solche  Lapalien  sollten  wir  uns  nicht 
kümmern!  Es  sollte  vielmehr  alles  Gewicht  darauf  gelegt 
werden,  dass  die  grossen  internationalen  Abkommen,  welche 
die  Kommission  in  Anregung  bringen  soll,  baldigst  zustande 
kommen.  Ist  das  der  Fall,  so  wird  aus  dem  Text  der  Handels- 
verträge soviel  herausfallen,  dass  wenig  mehr  übrig  bleiben 
wird.  Ich  habe  bereits  15  Jahre  mit  dieser  Materie  zu  tun; 
aUe  Beschwerden,  die  auf  diesem  Gebiete  im  grossen  Deut- 
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sehen  Reiche  eingehen,  kommen  mir  zu  Gesicht.  Der  Text 
der  Handelsverträge  hat  aber  nie  zu  Bedenken  Anlass 
gegeben. 

Ref.  Prof.  Dr.  Kobatsch: 

Der  Herr  Geh.  Ober-Regierungsrat  ist  ein  eminenter  Fach- 
mann, der  sich  schon  viele  Jahre  mit  dieser  Materie  beschäf- 
tigt und  daher  textliche  und  besondere  Klarstellungen  nicht  als 
notwendig  empfindet.  Wir  wollen  aber  auch  die  Interessen 
der  wirtschaftHchen  Kreise  vertreten,  die  sich  nicht  ständig 
mit  den  Handelsverträgen  beschäftigen  können.  Der  Herr 
Geh.  Oberregierungsrat  hat  sich  nicht  prinzipiell  gegen 
meinen  Vorschlag  ausgesprochen  und  ich  bitte  deshalb  um 
Annahme  meines  Vorschlages,  der  sich  auf  die  redaktionelle 
Überprüfung  der  Handelsverträge  und  die  gleiche  systema- 
tische Reihenfolge  ihrer  Bestimmungen  bezieht.  Ebenso 
bitte  ich,  sich  wenigstens  für  die  Regelung  der  amtlichen 
Atteste,  des  Notariatsakts,  sowie  der  Zollauskunftspflicht 
auszusprechen.  (Zustimmung.) 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Von  der  Forderung,  dass  wir  besondere  Juristen  bei- 
ziehen sollen,  nehmen  also  die  Referenten  Abstand. 

Was  die  Fassung  der  Handelsverträge  anlangt,  so 
möchte  ich  möglichste  Uniformierung;  diese  können  wir 
verlangen,  ebenso  die  Ergänzung  der  Handelsverträge  mit 
den  erwähnten  zwei  Punkten,  also  mit  Weglassung  der  Schieds- 
gerichte. Kann  ich  das  als  Anschauung  der  geehrten  Ver- 
sammlung feststellen?  (Zustimmung.) 

Sodann  setzen  wir  eine  Subkommission  ein  mit  den 
früher  bezeichneten  Aufgaben  und  Modalitäten.  Einstweilen 
würden  wir  in  dieser  zweiten  Frage  an  die  Regierungen 
keine  Vorschläge  erstatten,  sondern  nur  bezüglich  der  Er- 
gänzung der  Handelsverträge.  (Zustimmung.) 
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Ref.  Prof.  Dr.  Kobatsch : 

Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  alle  drei  Referen- 
ten die  Fragen  unter  HE  einverständlich  vorgeschlagen  haben 
—  ich  möchte  das  ausdrücklich  betont  haben. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Diese  Vorschläge  werden  also  auch  angenommen.  Darüber 
wird  den  Regierungen  auch  berichtet  werden.  —  So  ist  Punkt 
I  der  Tagesordnung  erledigt  und  wir  kommen  zu  Punkt  IL 
Da  aber  der  Ref.  Hofrat  von  Szäjbely  heute  krank  ist  und 
nicht  erscheinen  kann,  so  wird  die  geehrte  Konferenz  damit 
einverstanden  sein,  dass  wir  die  Tagesordnung  umstellen 
und  Punkt  IV  verhandeln,  der  voraussichtlich  in  kürzester 
Zeit  erledigt  werden  kann,  da  zwischen  den  Referenten  völ- 
liges Einvernehmen  zustandegekommen  zu  sein  scheint. 
(Zustimmung). 

Wir  nehmen  also  Punkt  IV  der  Tagesordnung  in  Angriff ; 

„Übereinstimmende  Regelung  der  Prinzi- 
pien der  Gesetzgebung  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb." 

Ref.  Justizrat  Dr.  Kahn-München : 

Die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Gebahrens  in  Handel  und  Wandel 
hat  das  Rechtsempfinden  der  Kulturvölker  bereits  zu  einer 
Zeit  beherrscht,  als  es  noch  nicht  gelungen  war,  eine  bestimmte 
juristische  Formulierung  dieses  Prinzips  zu  finden.  Schon  das 
römische  Recht  gab  dem  Gedanken  Ausdruck,  dass  manche 
dem  allgemeinen  sittlichen  Empfinden  widersprechende  Hand- 
lung von  den  Verbietungsnormen  des  Rechtes  nicht  erfasst 
werden.  In  lex  144,  Dig.  50,  17  sagt  Paulus:  „Non  omne 
quod  hcet,  honestum  est",  ein  Satz,  der  nicht  bloss  zu  den 
Zeiten  der  klassischen  Jurisprudenz  der  Römer  seine  Berech- 
tigung gehabt  hat,  sondern  sie  auch  heute  noch  in  erheb- 
lichem Umfange  beanspruchen  kann.  Es  wird  ja  wohl  über- 
haupt nicht  mögüch  sein,  den  Rechtsnormen  über  das,  was 
sein  darf,  eine  so  bestimmte  und  glückliche  Form  zu  geben, 
dass    alles    unserem   sittlichen   Empfinden  Widersprechende 
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durch  ein  Verbot  erfasst  werden  kann.  Dieses  Ziel  scheint 
sich  umso  weniger  verwirklichen  zu  lassen,  als  der  Begriff 
des  sittlich  Zulässigen  selbst  ein  so  weitgehendes  subjektives 
Moment  enthält,  dass  er  nicht  nur  von  den  einzelnen  Per- 
sonen, Klassen  und  Völkern,  sondern  auch  von  diesen  selbst 
in  den  verschiedenen  Zeiten  und  Kulturepochen  verschieden 
ausgelegt  worden  ist. 

So  erscheint  es  heute  schwer  begreiflich,  dass  ein 
kulturell  immerhin  so  hoch  entwickeltes  Volk  wie  die  Spar- 
taner den  Diebstahl  unter  gewissen  Umständen  als  etwas 
VerdienstHches  bezeichnen  konnte.  Und  andererseits  wiederum 
darf  es  als  ein  Beweis  unserer  geklärten  sittlichen  Anschauung 
und  als  Fortschritt  unseres  sozialen  Denkens  gelten,  dass  wir 
die  harte  und  fast  möchte  ich  sagen  brutale  Beurteilung  der 
Eigentumsverbrechen,  auf  welche  die  mittelalterliche  Gesetz- 
gebung  vielfach  die  Todesstrafe  setzte,  längst  aufgegeben 
haben  und  dass  wir  uns  von  ihr  immer  weiter  entfernen, 
wie  denn  beispielsweise  die  Novelle  zum  deutschen  Straf- 
gesetzbuch vom  19.  Juni  1912  den  an  geringwertigen  Gegen- 
ständen aus  Not  begangenen  Diebstahl  alternativ  mit  Geld 
oder  Gefängnis  bestraft  und  diese  Bestrafung  nur  auf  Antrag 
eintreten  lässt,  der  auch  zurückgezogen  werden  kann.  Auf- 
gabe der  Gesetzgebung  ist  es  eben,  die  Normen  des  geltenden 
Rechts  mit  dem  Rechtsempfinden,  sobald  sich  ein  Wider- 
spruch zwischen  den  beiden  herausstellt,  wieder  möglichst 
in  Einklang  zu  bringen. 

Aber  nicht  bloss  das  Rechtsempfinden  wirkt  gestaltend 
auf  den  Inhalt  des  materiellen  Rechts,  das  Recht  ist  auch  ein 
Kulturprodukt;  es  ist  aus  den  in  einem  Volke  vorhan- 
denen wirtschaftlichen  und  kulturellen  Verhältnissen  heraus 
zu  erklären. 

Je  höher  die  Stufe  ist,  auf  welcher  ein  Volk  steht,  je 
entwickelter  seine  Kultur  und  je  ausgebreiteter  seine  wirt- 
schaftHchen  Verhältnisse  sind,  umso  ausgebildetere  und 
feinere  Einzelheiten  werden  die  in  diesem  Volke  herrschenden 
Rechtsnormen  aufweisen. 

Durch  die  Bedürfnisse  eines  Volkes  wird  der  Inhalt 
seiner  Gesetze  bestimmt.  Zahlreiche  Fragen,  die  bei  Völkern 
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auf  tieferer  Kulturstufe  überhaupt  nicht  existieren,  gewinnen 
Leben  und  Bedeutung  bei  der  Erreichung  der  höheren 
Kulturstufe.  Die  Entwicklung  der  Dinge  zeitigt  neue  Probleme, 
zu  welchen  das  frühere  Recht  Stellung  zu  nehmen  gar  keinen 
Anlass  hatte,  weil  sie  nicht  existierten,  während  sie  jetzt 
gebieterisch  ihre  Lösung  fordern. 

So  hat  gerade  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Neuzeit 
und  vor  allem  der  letzten  100  Jahre,  der  ausserordentliche 
Aufschwung  der  Technik,  die  damit  verknüpfte  Erhöhung 
der  Güterproduktion  und  die  Ausdehnung  des  gesamten 
Handels  und  Verkehrs  dem  wirtschaftlichen  Leben  neue 
Bahnen  gewiesen,  auf  welchen  sich  dieses  unter  Verdrängung 
und  Vernichtung  früherer  Formen  und  Betriebsweisen 
entfaltete. 

Dieser  Entwicklung  ist  u.  a.  auch  die  Schaffung  und 
Ausbüdung  des  gewerblichen  Urheberrechts  zu  verdanken, 
das  aus  ursprünglich  recht  bescheidenen  und  dürftigen 
Anfängen  sich  zu  einer  der  wichtigsten  und  meist  durch- 
geistigten Rechtsmaterien  entwickelt  hat.  Neue  Interessen, 
neue  Rechtsgüter  und  damit  neue  Werte  waren  zu  schützen. 
Das  bisherige  Recht  hatte  entweder  vollständig  versagt  oder 
sich  als  ungenügend  erwiesen. 

Zu  den  technischen  Fortschritten  kam  dann  auch  noch 
die  Befreiung  des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  von  den 
Schranken  der  engen  mittelalterlichen  Auffassung,  von  den 
drückenden  Fesseln,  welche  ein  kurzsichtiger  Kastengeist 
der  Betätigung  der  freien  Kräfte  in  Handel  und  Wandel 
entgegengesetzt  hatte,  hinzu.  Es  war  die  französische  Revo- 
lution, welche  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Ketten,  die  dem 
frei  schaffenden  Geiste  gelegt  waren,  zerbrach,  die  das  Prinzip 
der  Gewerbefreiheit  verkündete  und  ihm  auch  in  der  Gesetz- 
gebung zum  siegreichen  Durchbruch  verhalf. 

Auch  die  gesetzgeberische  Produktion  der  Revolution 
und  des  aus  ihr  hervorgegangenen  Kaiserreichs  bekundete 
für  Handel  und  Wandel  eine  freiheitliche  und  grosszügige 
Anschauung,  die  mit  den  grossen  Fortschritten,  die  auf 
anderen   Gebieten   des   öffentlichen   Lebens  durch  die  fran- 
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zösiche  Revolution  herbeigeführt  wurden,  im  Einklang  steht. 
So  hat  denn  gerade  der  Code  civil  in  Art.  1382,  in  welchem 
er  ausspricht: 

„Tout    fait    quelconque    de    l'homme  qui   cause  ä 

autrui  un   dommage   obhge   celui  par   la  faute  duquel 

il  est  arrive  ä  le  reparer" 
jenen  Satz  geprägt,  der  für  Frankreich  und  in  Anwendung 
seiner  Grundsätze  auch  für  die  übrige  Kulturwelt  die  Basis 
und  den  Ausgangspunkt  für  die  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  bildete. 

So  interessant  es  in  historischer  Hinsicht  wäre,  die 
Entwicklung  des  Gedankens  von  der  Notwendigkeit  der 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  bis  zur  Emanation 
des  Code  civil  eingehender  zu  verfolgen,  so  macht  es  doch 
die  Kürze  der  mir  zu  Gebote  stehenden  Zeit  notwendig, 
mich  mit  dem  Hinweis  auf  die  einschlägigen  Ausführungen 
Kohlers  in  seinem  neuesten  Werke  „Der  unlautere  Wett- 
bewerb", Berhn  und  Leipzig  (Dr.  W^alter  Rothschild)  1914, 
sowie  auf  die  Abhandlung  Rosenthals  in  dem  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  3.  Auflage,  Band  VHI, 
Seite  792  ff.  und  die  dort  zitierte  Literatur  zu  begnügen. 
Wer  über  die  Geschichte  dieser  Bewegung,  wie  überhaupt 
über  das  Wesen  und  die  gesetzgeberische  Behandlung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  in  den  verschiedenen  Staaten  ein- 
gehender unterrichtet  sein  will,  der  findet  in  diesen  Quellen 
ein  ausserordentlich  reichhaltiges  und  wertvolles  Material. 

Die  moderne  Gesetzgebung  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb hebt,  wie  bemerkt,  mit  Art.    1382  des  Code  civil  an. 

Was  er  besagt,  betrifft  allerdings  das  Gebiet  des  unlau- 
teren Wettbewerbs  nicht  allein.  Er  nimmt  auf  dieses  Delikt 
gar  nicht  ausdrücklich  Bezug,  sondern  verkündet  bloss  das 
allgemeine  Prinzip,  dass  derjenige,  der  einem  anderen  Schaden 
zufügt,  diesem  für  den  Schaden  verantwortlich  ist.  Dieser 
Gedanke  findet  sich,  wenn  auch  nicht  in  solcher  Allgemeinheit, 
doch  in  einzelnen  Richtungen,  schon  im  römischen  Rechte 
der  lex  AquLUa  und  in  verschiedenen  anderen  vorrevolu- 
tionären Gesetzgebungen  ausgesprochen   und   durchgeführt. 


43 

Das  französische  Recht  hat  also  mit  dem  Artikel  1382 
des  Code  civil  kein  materiell  neues  Recht  geschaffen.  Aber 
seine  Anwendung  durch  die  französiche  Praxis  war  so 
umfassend,  dass  sie  auch  —  und  darin  besteht  ihre  grund- 
legende Bedeutung  —  das  Gebiet  des  unlauteren  Wettbewerbs 
traf  und  zwar  mit  einer  solchen  Schärfe  und  Intensität,  dass 
der  Erlass  eines  zivilrechtlichen  Spezialgesetzes  für  den  über- 
wiegenden Teil  dieses  Rechtsgebietes  für  Frankreich  wenig- 
stens zunächst  nicht  mehr  notwendig  wurde.  Dies  hängt  auch 
mit  dem  Wesen  der  französischen  Judikatur  im  allgemeinen 
zusammen. 

Anders  in  Deutschland. 

Die  römisch-rechtliche  Vorbildung  des  deutschen  Rich- 
ters hatte  dessen  juristische  Denkungsweise,  wie  überhaupt 
sein  gesamtes  juristisches  Denken  und  Operieren  andersartig 
gestaltet,  als  das  des  romanischen  und  vor  aUem  des  fran- 
zösischen Juristen.  Ihm  war  die  freiere  Auffassung,  die  leichte 
Anpassungsmöglichkeit  des  romanischen  Juristen  fremd. 
Er  hielt  sich  an  den  Wortlaut  der  Gesetzesvorschriften,  zwar 
nicht  mechanisch  und  sklavisch,  aber  doch  immerhin  so 
ängstlich,  dass  neue  Verhältnisse,  für  welche  ein  früheres 
Recht  nicht  berechnet  war,  ihn  unvorbereitet  trafen,  für  ihn 
als  überhaupt  nicht  geregelt  galten,  und  nach  dem  Satze, 
dass  das,  was  nicht  verboten  ist,  erlaubt  ist,  ihm  das  Ein- 
schreiten gegen  solche  Handlungen  unmöglich  erscheinen 
Hessen,  die  zwar  dem  Rechtsempfinden  widerstritten,  von  dem 
geschriebenen  Rechte  aber  nicht  erfasst  waren.  So  konnte 
eine  Reihe  von  Misständen  entstehen  und  sich  breitmachen, 
die  zwar  als  solche  allenthalben  empfunden  wurden,  juristisch 
aber  nicht  fassbar  erschienen,  so  dass  es  erst  des  Einschreitens 
der  Gesetzgebung  bedurfte,  um  dem  beleidigten  Rechtsgefühl 
auch  jenen  Schutz  zu  gewähren,  dessen  es  dringend  bedurfte, 
und  den  geschäftlichen  Anstand  und  die  geschäftliche  Loya- 
lität gegen  jene  Ausschreitungen  zu  verteidigen,  welche  ein 
skrupelloses  Haschen  nach  Geschäftsgewinn  unbeanstandet 
vornehmen  zu  dürfen  glaubte. 

Ob  das  romanische  oder  das  deutsche  Rechtskonstruieren 
den  Vorzug   verdient,   mag   dahingestellt  bleiben.  Vielleicht 
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ist  in  dieser  Beziehung  die  deutsche  Jurisprudenz  wissen- 
schaftUch-theoretisch  richtiger.  Aber  den  Bedürfnissen  des 
praktischen  Lebens  kam  die  französische  Jurisprudenz  doch 
besser  entgegen. 

Unter  dem  ungenügenden  Schutz  der  deutschen  Gesetz- 
gebung häufte  sich  aber  eine  grosse  Fülle  von  Material 
zusammen,  die  Klagen  aus  den  beteiligten  Kreisen  wurden 
allmählich  so  lebhaft,  dass  der  Gesetzgeber  endlich  ein  Ein- 
schreiten nicht  mehr  umgehen  konnte. 

Noch  ehe  das  alte  Wettbewerbsgesetz  in  Deutschland 
in  Kraft  getreten  war,  hatten  schon  einzelne,  allerdings  recht 
krasse  Ausschreitungen  des  unlauteren  Wettbewerbs  ihre 
gesetzhche  Regelung  gefunden.  Ich  verweise  insbesondere 
auf  die  Bestimmungen  im  §  15  des  Warenzeichengesetzes 
vom  12.  Mai  1894.  Die  gesetzgeberische  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  erfolgte  dann  im  Gesetze  vom  27.  Mai 
1896.  Das  Gesetz  erwies  sich  indessen  nicht  als  genügend, 
auch  die  Praxis  befriedigte  nicht  voll. 

So  erfolgte  denn  sein  Ersatz  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1909,  das  heute  noch  die  gesetzliche  Grundlage  für 
die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  in  Deutschland 
bildet,  ergänzt  und  gestützt  durch  die  Vorschriften  des  Bürger- 
Hchen  Gesetzbuches  über  die  Haftung  aus  unerlaubten  Hand- 
lungen im  allgemeinen. 

Auch  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1909  wird  heute  noch  von 
verschiedenen  .Seiten  als  nicht  voll  genügend  bezeichnet ;  so 
wird  eine  Verschärfung  der  Bestimmungen  über  das  Reklame- 
wesen verlangt,  eine  gesetzliche  Regelung  des  Zugabewesens 
gefordert,  neuerlich  auch  eine  Verschärfung  derjenigen  Bestim- 
mungen, welche  den  Angestellten  zur  Wahrung  des  Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisses  verpflichten. 

Diese  Reformbestrebungen  müssen  aber  aus  unserer 
heutigen  Betrachtung  ausscheiden,  als  deren  Zweck  ich  es 
betrachte,  zu  prüfen,  ob  der  Inhalt  des  deutschen  Gesetzes 
solche  Normen  enthält,  die  auch  von  den  übrigen  Staaten 
angenommen  werden  und  daher  die  Grundlage  für  eine 
einheitliche  internationale  Regelung  dieses  Gebietes  bilden 
können. 
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Wenn  wir  uns  die  Frage  vorlegen,  welche  übereinstim- 
menden Gesichtspunkte  bei  einer  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  in  den  verschiedenen  Staaten  festgehalten  werden 
sollen,  so  möchte  ich  an  die  Spitze  die  Frage  stellen: 
Erscheint  es  genügend,  dass  etwa  nach  dem  Vorbilde  der 
französischen  Gesetzgebung  eine  allgemeine  Schadensersatz- 
und  damit  zusammenhängende  Unterlassungsverpflichtung  für 
denjenigen  festgestellt  wird,  welcher  durch  sein  Verhalten 
fremde  Rechte  und  Interessen  verletzt,  und  dass  es  dem 
Richter  überlassen  wird,  dieses  Prinzip  auf  die  einzelnen 
Erscheinungen  des  unlauteren  Wettbewerbs  in  der  Praxis 
anzuwenden,  oder  empfiehlt  sich  —  im  Anschluss  an  das 
deutsche  Rechtssystem  —  eine  besondere  Gesetzgebung 
wider  den  unlauteren  Wettbewerb  mit  eingehender  kasuistischer 
Behandlung  seiner  einzelnen  Möglichkeiten  ?  Und  da  möchte 
ich  glauben,  dass  das  deutsche  System  den  Vorzug  verdient 
allerdings  unter  der  Voraussetzung,  dass,  wie  dies  im  deutschen 
Gesetz  vom  7.  Juni  1909  geschehen  ist,  der  Gesetzgeber 
zunächst  die  Ausschreitungen  des  unlauteren  Wettbewerbs 
generell  verbietet  und  ausserdem  nebenher  auch  noch 
besonders  typische  Fälle  regelt. 

Gerade  die  französische  Praxis  und  Gesetzgebung  dürfte 
einen  Eideshelfer  für  meine  Anschauung  bilden.  Denn  schliess- 
lich hat  in  Frankreich  selbst  der  Code  civil  nicht  vollständig 
genügt.  Ich  verweise  nur  auf  die  spezielle  Bekämpfung  des 
MedaiUenschwindels  im  Gesetz  vom  30.  Aprü  1886,  das  dann 
durch  das  Gesetz  vom  11.  August  1912  abgelöst  wurde. 
Die  strafrechtliche  Verfolgung  der  Delikte  des  unlauteren 
Wettbewerbes  musste  auch  in  Frankreich  vollständig  durch 
Spezialgesetz  geregelt  werden. 

Nicht  berühre  ich  im  Folgenden  diejenigen  FäUe  des 
unlauteren  Wettbewerbs,  welche  sich  auf  besonderen  Rechts- 
gebieten abspielen  (ich  erinnere  an  das  Warenzeichenrecht, 
wie  überhaupt  an  das  Gesamtgebiet  des  gewerbhchen  und 
geistigen  Urheberrechts)  und  innerhalb  dieser  Rechtsgebiete 
ihre  Regelung  finden.  Würde  man  den  Komplex  aller  dieser 
Gesetze  heranziehen,  so  müsste  man  auch  zahlreicher  Gesetze 
gedenken,  die  zunächst  einen  pohzeüichen  Charakter  tragen 
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—  wie  z.  B.  die  Xahrungsmittelgesetzgebung  im  weitesten 
Sinne,  die  Gesetzgebung  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und 
Silberwaren,  über  den  Raumgehalt  der  Schankgefässe  usw.  — 
aber  eben  doch  solche  Handlungen  verbieten,  die  gleich- 
zeitig den  redlichen  Wettbewerber  schädigen  und  damit  den 
Charakter  des  unlauteren  Wettbewerbs  tragen.  Das  würde 
natürhch  zu  weit  führen. 

Ich  will  im  Folgenden  vielmehr  nur  auf  den  Inhalt  des 
deutschen  Reichsgesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
von  7.  Juni  1909  eingehen,  um  dessen  Anwendbarkeit  für 
die  internationale  Regelung  der  Frage  zu  untersuchen.  Auch 
dies  kann  selbstverständhch  nur  ganz  kurz  und  nichts 
weniger  als  erschöpfend  geschehen. 

* 

An  der  Spitze  des  deutschen  Gesetzes  steht  die  sogen. 
Generalklausel  des  §  1,  welche  folgendes  besagt: 

Wer  im  geschäftlichen  Verkehre   zu   Zwecken  des 
Wettbewerbes   Handlungen   \ornimmt,    die    gegen    die 
guten   Sitten   Verstössen,   kann    auf   Unterlassung    und 
Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  werden. 
Diese  Generalklausel,  die  ja  ihrem  wesentlichen  Inhalte 
nach,   sowohl   den   Grundgedanken   des  Art.  1382  des  Code 
civil,  wie  der  §§  823  ff.,  insbesondere  des  §  826  des  B.  G.  B. 
-Ridergibt,   —   gesetzliche   Vorschriften,   welche   das  Prinzip 
der  Haftung  für  den  durch  unerlaubte  Handlungen  herbeige- 
führten Schaden  aussprechen  —  dürfte  sich   meines   Erach- 
tens  für  jede   Gesetzgebung  empfehlen.  Die  Generalklausel, 
deren  Fehlen  im  früheren  deutschen    Gesetz    sich    als    eine 
empfindliche  Lücke  erwiesen  hatte,  weü  sie  denjenigen  Aus- 
schreitungen, welche  nicht  unter  eine  spezielle  Bestimmung 
des  Gesetzes  fallen,  ebenfalls  vorzubeugen  geeignet  ist,  bildet 
gleichsam  ein  Reservoir,  in  welches  diejenigen  hineingeraten, 
die  an  der  einen  oder  anderen   Sonderbestimmung   des  Ge- 
setzes vorbeigegUtten  sind,  was  ja  selbst  bei  der  eingehend- 
sten Kasuistik  eines  Gesetzes,  die  niemals  erschöpfend  sein 
kann,  möglich  ist. 

Man  kann  allerdings  die  Frage  aufwerfen,  ob  eine  der- 
artige Generalklausel  es  nicht   wiederum  überflüssig  macht, 
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einzelne  Arten  des  unlauteren  Wettbewerbs  noch  besonders 
zu  bezeichnen.  Ich  möchte  aber  diese  Frage  mit  dem  deut- 
schen Gesetzgeber  verneinen. 

Denn  die  Generalklausel,  bei  welcher  dem  subjektiven 
Empfinden  und  Beurteilen  des  Richters  der  weiteste  Spiel- 
raum eingeräumt  ist,  birgt  gerade  die  Gefahr  in  sich,  dass 
der  Richter  Fälle,  die  das  Gesetz  unter  allen  Umständen  als 
verpönenswert  erachten  zu  müssen  glaubte,  vielleicht  aus 
besonderen  Gründen  nicht  als  gesetzesverletzend  hält.  Dies 
wird  vermieden,  wenn  das  Gesetz  typische  Fälle  aufstellt, 
die  schlechterdings  als  gesetzesverletzend  zu  gelten  haben, 
so  dass  bei  ihnen  dem  Richter  die  Prüfung  nach  dieser  Seite 
der  Frage  genommen  ist;  damit  fällt  aber  die  der  General- 
klausel anhaftende  Gefahr  weg  und  sie  wird  den  oben  erwähn- 
ten Nutzen  mit  sich  bringen. 


Wenden  wir  uns  nun  den  einzelnen  typischen  Fällen 
des  unlauteren  Wettbewerbes  zu,  so  sind  zunächst  die  Aus- 
schreitungen des  Reklame  Wesens  ins  Auge  zu 
fassen. 

Diese  bilden  wohl  die  wichtigste  Spezies  auf  dem  Gebiete 
des  unlauteren  Wettbewerbs,  weshalb  es  mir  gestattet  sei, 
hier  etwas  länger  zu  verweilen. 

Die  unlautere  Reklame,  die  Anlockung  von  Kundschaft 
mit  unanständigen  ]\Iittehi,  besteht  in  der  auf  unwahren  Anga- 
ben sich  aufbauenden  Aufbauschung  des  eigenen  Geschäftes 
und  der  eigenen  Leistungen,  ohne  ein  bestimmtes  anderes 
gewerbliches  Unternehmen  gleichzeitig  mit  herabzusetzen. 
Die  Notwendigkeit  der  Reklame  im  geschäftlichen  Verkehr 
kann  heute  von  niemand  mehr  in  Abrede  gestellt  werden. 
Man  wird  ihr  auch  zugute  halten,  dass  sie  recht  kräftig  ins 
Hörn  bläst  und  man  \\ird  Geschmacklosigkeiten  in  der  Reklame 
vielleicht  bedauern  können,  ohne  veranlasst  zu  sein,  sie  zu 
verhindern.  Etwas  anderes  aber  ist  es,  wenn  die  Reklame 
sich  täuschender  Angaben  bedient,  die  geeignet  sind,  über 
die  Leistungsfähigkeit  des  Täuschenden  unwahre  Vorstellun- 
gen bei  dem  die  Leistung  Begehrenden  zu  erwecken. 
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Das  deutsche  Gesetz  fasst  in  seinem  gi-undlegenden  §  3 
diese  Verpönung  der  unlauteren  Reklame  in  folgender  gesetz- 
lichen Bestimmung  zusammen: 

Wer  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in 
Mitteilungen,  die  für  einen  grösseren  Kreis  von  Perso- 
nen bestimmt  sind,  über  geschäftliche  Verhältnisse,  ins- 
besondere über  die  Beschaffenheit,  den  Ursprung,  die 
HersteUungsart  oder  die  Preisbemessung  von  Waren 
oder  gewerbüchen  Leistungen,  über  die  Art  des  Bezu- 
ges oder  die  Bezugsquelle  von  Waren,  über  den  Besitz 
von  Auszeichnungen,  über  den  Anlass  oder  den  Zweck 
des  Verkaufs  oder  über  die  Menge  der  Vorräte  unrich- 
tige Angaben  macht,  die  geeignet  sind,  den  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen,  kann 
auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Die  wesenthchen  und  charakteristischen  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  sind  die  folgenden: 

1.  Die  betreffenden  Angaben  müssen  unwahr  sein.  Es 
scheint  auf  die  erste  Betrachtung  hin  als  selbstverständlich, 
dass  nur  unwahre  Angaben  überhaupt  verboten  werden  kön- 
nen. Und  doch  liefert  das  deutsche  Gesetz  das  merkwürdige 
Beispiel,  dass  es  —  an  einer  anderen  Stelle,  nämlich  in  §  6 
—  sogar  eine  wahre  Angabe  verbietet,  nämlich  bei  der  An- 
preisung von  Waren,  welche  aus  einer  Konkursmasse  stam- 
men, bei  ihnen  darf  diese  Herkunft  in  öffentlichen  Mittei- 
lungen etc.  —  auch  wenn  sie  der  Wahrheit  entsprechen  — 
nicht  mehr  angegeben  werden,  sobald  die  Waren  aus  der 
Hand  des  Konkursverwalters  gekommen  sind.  Dieses  Verbot 
beruht  auf  rein  polizeilichen  Erwägungen.  Es  will  im  Inte- 
resse der  Allgemeinheit  und  zur  Verhütung  irriger  Vorstel- 
lungen beim  kaufenden  Publikum  jede  Bezugnahme  auf  die 
Herkunft  der  Waren  aus  einer  Konkursmasse  selbst  für  den 
Fall  verhüten,  dass  die  Ankündigung  klar  erkennen  lässt, 
dass  sich  die  Ware  bereits  in  dritter  Hand  befindet,  also 
nicht  mehr  zum  Bestand  der  Masse  gehört. 

Abgesehen  von  dieser  Spezialvorschrift   sind   aber  nur 
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unwahre  Angaben  verboten,  wobei  die  in  dem  alten  Gesetze 
vom  27.  Mai  1896  enthaltene  Beschränkung,  dass  diese  unwah- 
ren Angaben  tatsächlicher  Art  sein  müssen,  nunmehr 
in  Wegfall  gekommen  ist,  da  diese  Einschränkung  zu  ver- 
schiedenen Misslichkeiten  in  der  Praxis  geführt  hatte. 

2.  Die  betreffenden  Angaben  müssen  sich  auf  geschäft- 
liche Verhältnisse  beziehen.  Das  liegt  im  Wesen  des  unlau- 
teren Wettbewerbs,  der  sich  eben  auf  geschäftlichem  Gebiete 
äussert.  —  Das  deutsche  Gesetz  führt  nur  beispielsweise,  die 
in  §  3  erwähnten  Fälle  auf,  sie  wollen  also  nicht  erschöpfend 
aufgezählt  sein. 

3.  Die  betreffenden  Angaben  müssen  sodann  geeignet 
sein,  denjenigen,  der  ihre  Unrichtigkeit  nicht  kennt,  zum 
Abschluss  des  betreffenden  Geschäftes  zu  veranlassen;  sie 
müssen,  wie  das  Gesetz  sagt,  geeignet  sein,  den  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebotes  hervorzurufen.  Dabei 
darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Reklame  oft  zu  Über- 
treibungen gTeift,  deren  Charakter  als  Übertreibung  so  sehr 
in  die  Augen  springt,  dass  die  Täuschung  eines  vernünftig 
denkenden  Menschen  —  und  solche  darf  der  Gesetzgeber 
präsumieren  —  ausgeschlossen  erscheint.  Das  gilt  insbeson- 
dere von  bildlichen  Darstellungen,  die  das  deutsche  Gesetz 
in  §  5  Abs.  2  ausdrückhch  der  schriftlichen  Ausdrucksweise 
gleichstellt.  Denn  wenn  z.  B.  ein  Garnfabrikant  zur  Anprei- 
sung seiner  Garne  einen  Kampf  zwischen  einem  Riesen  und 
einem  Löwen  auf  dem  Garnknäuel  in  seinen  Inseraten  zur 
Darstellung  bringt,  um  dadurch  auf  die  Vorzüglichkeit  und 
Haltbarkeit  seines  Fabrikates  hinzuweisen,  so  wird  im  Ernste 
natürlich  kein  vernünftiger  Mensch  glauben,  die  betreffenden 
Garne  seien  in  der  Tat  so  stark,  dass  sie  bei  einem  Kampf 
zwischen  einem  Riesen  und  einem  Löwen  stand  hielten. 

Dieses  Kriterium  der  Täuschungsfähigkeit  einer  bestimm- 
ten Angabe  wird  immer  mit  besonderer  Vorsicht  zu  würdi- 
gen sein.  Es  kann  im  einzelnen  Falle  zweifelhaft  sein,  ob 
eine  Übertreibung  so  offensichtlich  ist,  dass  sie  der  ver- 
nünftige Mensch  als  solche  ohne  weiteres  erkennt  oder  nicht. 
Hier  wird  stets  auf  die  Anschauung  und  Bildungsweise  der 
Kreise,   für  welche   die   betreffende  Mitteüung  bestimmt  ist, 
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Rücksicht  zu  nehmen  sein.  Gleichwohl  scheint  mir  dieses 
Kriterium  ein  nicht  abzuweisendes  Erfordernis  zu  sein,  wenn 
die  betreffende  Mitteilung  soll  beanstandet  werden   können. 

4.  Endlich  verpönt  das  Gesetz  nur  öffenthche  Bekannt- 
machungen und  Mitteilungen,  die  für  einen  grösseren  Kreis 
von  Personen  bestimmt  sind.  Es  soll  zunächst  nur  die  an 
eine  unbestimmt  grosse  Zahl  von  Personen  sich  richtende 
Reklame  getroffen  werden,  nicht  aber  die  unwahre  Anprei- 
sung und  Überhebung  der  eigenen  Leistungsfähigkeit,  die 
sich  in  einer  nur  an  eine  bestimmte  Einzelperson  gerichteten 
Mitteilung  findet.  Letztere  ist  inhaltlich  unter  Umständen 
ebenso  verwerflich,  wie  die  öffentlich  begangene  Reklame- 
ausschreitung. Allein  der  deutsche  Gesetzgeber  hat  sich  von 
der  Erwägung  bestimmen  lassen,  dass  es  doch  zu  Unzu- 
träghchkeiten  führen  könnte,  wenn  jede  einem  einzelnen 
Kunden  gegenüber  gemachte  reklamehafte  Äusserung  der 
Verbotsbestimmung  des  Gesetzes  unterliegen  würde,  und 
deshalb  ein  solches  Verbot  unterlassen. 

Im  übrigen  macht  es  die  Generalklausel  des  deutschen 
Gesetzes  möghch,  auch  diejenigen  Ausschreitungen  der 
Reklame  zu  fassen,  die  in  einzelnen  Mitteilungen  enthalten 
sind.  Doch  muss  der  Richter  hier  in  jedem  Falle  prüfen,  ob 
diese  Reklameausschreitung  auch  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stösst. 

Ich  halte  es  für  notwendig,  dass  die  Ausschreitungen 
des  Reklamewesens  durch  die  Gesetzgebung  aller 
Länder  verpönt  werden.  Es  handelt  sich  hier  um  einen 
Übelstand,  der  den  inländischen  wie  den  ausländischen  Kon- 
kurrenten —  wir  müssen  von  einer  möglichst  unbeschränkten 
Wettbewerbsfähigkeit  aller  Nationen  und  ihrer  Angehörigen 
ausgehen  —  gleich  schwer  trifft.  Im  wesentlichen  scheinen  mir 
auch  die  Vorschriften  des  deutschen  Gesetzes  zweckentspre- 
chend und  zur  Aufnahme  in  die  Gesetzgebung  anderer  Staa- 
ten geeignet. 

Das  deutsche  Recht  gewährt  demjenigen  Mitbewerber, 
welcher  durch  die  unlautere  Reklame  verletzt  wird  —  auch 
gegen  die  übrigen  im  erwähnten   Gesetz   verpönten  Schädi- 
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gungen  wird  dem  Verletzten  der  gleiche  Schutz  eingeräumt 
—  sowohl  einen  zivil-  wie  einen  strafrechtlichen  Schutz, 
Der  zivilrechtliche  Schutz  selbst  zerfällt  wiederum  in  zwei 
Unterarten : 

a)  den  Anspruch  auf  Unterlassung  und 

b)  den  Anspruch  auf  Schadensersatz. 

Betrachten  wir  uns  diese  einzelnen  Arten  des  Schutzes : 
a)  Der  Unterlassungsanspruch  bezweckt  den  Erlass  eines 
regelmässig  unter  Androhung  einer  Geldstrafe  (die  im  Unver- 
mögensfalle  in  Haftstrafe  umgewandelt  wird)  ergehenden 
Verbotes  an  den  sich  der  Unterlassung  schuldig  machenden 
Teil,  die  beanstandete  Handlung  vorzunehmen,  die  rechts- 
widrige Äusserung  zu  machen  bezw.  zu  verbreiten  und 
dergl.  Die  Erwirkung  dieses  Verbotes  setzt  ein  subjektives 
Verschulden  desjenigen,  gegen  welchen  es  sich  richtet,  nicht 
voraus.  Es  genügt  die  objektive  Verfehlung  gegen  die  Rechts- 
norm. Das  Recht,  ein  derartiges  Verbot  zu  erwirken,  spricht 
das  Gesetz  übrigens  nicht  bloss  dem  direkt  verletzten  Kon- 
kurrenten zu,  sondern  auch  denjenigen  Interessenten- Ver- 
bänden, welche  die  von  dem  Verletzten  gestörte  Interessen- 
sphäre zu  schützen,  sich  zur  Aufgabe  gemacht  haben. 

Das  deutsche  Gesetz  vom  7.  Juni  1909  kleidet  diesen 
Gedanken  in  §  13  Abs.  1  in  folgende  Worte: 

In  den  Fällen  der  §§  1,  3  kann  der  Anspruch  auf 
Unterlassung  von  jedem  Gewerbetreibenden,  der  Waren 
oder  Leistungen  gleicher  oder  verwandter  Art  herstellt 
oder  in  den  geschäftlichen  Verkehr  bringt,  oder  von 
Verbänden  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen  gel- 
tend gemacht  werden,  soweit  die  Verbände  als  solche 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  klagen  können.  Auch 
können  diese  Gewerbetreibenden  und  Verbände  den- 
jenigen, welcher  den  §§  6,  8,  10,  11,  12  zuwiderhandelt, 
auf  Unterlassung  in  Anspruch  nehmen. 

Ich  halte  es  mit  dem  deutschen  Gesetzgeber  für  ange- 
messen, dass  der  Kreis  derjenigen,  welche  die  Gerichte  zum 
Schutze  gegen  unlauteres  Geschäftsgebahren  sollen  in  Bewe- 
gung setzen  dürfen,   möglichst   weit,   jedoch  nicht  über  die 
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von  dem  deutschen   Gesetzgeber  selbst  gezogenen  Grenzen 
bestimmt  wird. 

Dagegen  ist  der  Kreis  derjenigen,  gegen  welche  das 
Gesetz  den  Schutz  gewährt,  im  deutschen  Rechte  weiter 
gezogen,  als  es  meines  Erachtens  dem  Bedürfnis  und  wohl 
auch  der  Billigkeit  entspricht.  Ich  denke  hiebei  an  d  i  e  Vor- 
schrift :  dass,  wenn  ein  Angestellter  oder  Beauftragter  gegen 
das  Gesetz  verstösst,  der  Unterlassungsanspruch  selbst  nicht 
nur  gegen  den  Angestellten,  sondern  auch  gegen  dessen 
Dienstherrn  sich  richtet.  Das  Gesetz  sagt  nämlich  in  §  13 
Abs.  3 : 

Werden  in  einem  geschäftlichen  Betriebe  Hand- 
lungen, die  nach  §§  1,  3,  6,  8,  10,  11,  12  unzulässig 
sind,  von  einem  Angestellten  oder  Beauftragten  vorge- 
nommen, so  ist  der  Unterlassungsanspruch  auch  gegen 
den  Inhaber  des  Betriebs  begründet. 

Nach  dieser  Bestimmung  kann  der  Prinzipal  für  Aus- 
schreitungen seines  Angestellten  auch  dann  verantwortlich 
gemacht  werden,  wenn  er  von  diesen  Ausschreitungen  gar 
nichts  wusste,  ja  selbst  dann,  wenn  er  —  beispielweise  infolge 
Krankheit  oder  Abwesenheit  vom  Platze  —  gar  nicht  in  der 
Lage  war,  sie  zu  verhindern.  Bedenkt  man,  dass  in  solchen 
Fällen  gegen  den  Prinzipal  nicht  bloss  die  Klage  auf  Unter- 
lassung mit  Erfolg  gestellt,  sondern  dass  ein  gegen  den 
Prinzipal  ergangenes  Urteü  auch  veröffentlicht  werden 
kann  und  dass  der  Prinzipal  nicht  nur  die  Kosten 
des  Verfahrens,  sondern  auch  jene  der  Veröffentlichung 
zu  tragen  hat  —  der  Rückgriff  gegen  den  Angestell- 
ten auf  Ersatz  dieser  Kosten  wird  in  den  meisten  Fällen 
wohl  praktisch  wertlos  sein  — ,  so  zeigt  sich,  dass  hier  der 
deutsche  Gesetzgeber  das  Kind  mit  dem  Bad  ausgeschüttet 
hat.  Ich  halte  es  für  billig,  den  Geschäftsherrn  wenigstens 
dann  von  jeder  Haftung  zu  entbinden,  wenn  er  nachweisen 
kann,  dass  er  die  Handlung  seines  Angestellten  nicht  hat 
verhindern  können. 

b)  Der  Schadenersatzanspruch.  Das  Gesetz 
räumt  dem  Geschädigten  gegenüber  dem  Schädigenden  auch 
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den  Anspruch  auf  Schadenersatz  ein.  Das  ist  eine  selbst- 
verständliche Folge  deliktischer  Handlungen  und  bedarf  sohin 
keiner  weiteren  Beleuchtung. 

Da  aber  nur  derjenige  Schadenersatz  verlangen  kann, 
welcher  tatsächlich  geschädigt  ist,  können  Interessenten- 
verbände, die  den  Unterlassungsanspruch  besitzen,  eben  nur 
diesen,  nicht  auch  den  Schadenersatzanspruch  geltend  machen. 


Das  Verbot  der  unlauteren  Reklame  verstärkt  das  Gesetz 
auch  durch  strafrechtliche  Vorschriften,  indem  es  in 
§  4,  Abs.  1  denjenigen,  welcher  in  der  Absicht,  den  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen,  in  öffent- 
lichen Bekanntmachungen  oder  in  Mitteilungen,  die  für  einen 
grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind,  über  geschäft- 
liche Verhältnisse  (für  welche  das  Gesetz  noch  einzelne  Bei- 
spiele anführt)  wissenthch  unwahre  und  zur  Irreführung 
geeignete  Angaben  macht,  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr 
und  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  M.  oder  einer  dieser  beiden 
Strafen  bestraft.  Auch  hiegegen  ist  meines  Erachtens  nichts 
zu  erinnern. 

Das  deutsche  Gesetz  sagt  nun  in  §  4  Abs.  2: 

„Werden  die  im  Abs.  1  bezeichneten  unrichtigen 
Angaben  in  einem  geschäftlichen  Betriebe  von  einem 
Angestellten  oder  Beauftragten  gemacht,  so  ist  der 
Inhaber  oder  Leiter  des  Betriebs  neben  dem  Angestell- 
ten oder  Beauftragten  strafbar,  wenn  die  Handlung  mit 
seinem  Wissen  geschah." 

An  und  für  sich  erscheint  es  unbedenklich,  dass  auch 
hier  der  Prinzipal  für  Ausschreitungen  des  Angestellten,  an 
welchen  er  mitschuldig  ist,  strafrechtlich  haftet. 

Nur  scheint  mir  der  Worlaut  insoferne  nicht  ganz  präzis 
gewählt,  als  es  ja  denkbar  ist,  dass  gewisse  unwahre  Angaben 
zwar  mit  Wissen,  aber  ohne  Willen  des  Prinzipals  gemacht 
werden.  Man  denke  an  den  Fall,  dass  der  Prinzipal  von 
einer  beabsichtigten  Ausschreitung  eine  bestimmte  Kenntnis 
hatte,  vor  ihrer  Ausführung  aber  plötzlich  verreisen  musste 
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und  sie  nicht  mehr  verhindern  konnte.  Hier  läge  zwar  das 
Wissen,  aber  nicht  das  Wollen  des  Prinzipals  vor.  In  solchen 
Fällen  wäre  er  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  strafbar.  Es 
wäre  also  richtiger,  wenn  es  hiesse  „mit  seinem  Wissen  und 
Willen". 

Die  Strafverfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein  und  ist 
regelmässig  im  Privatklageverfahren  durchzuführen.  Die 
Staatsanwaltschaft  schreitet  nur  beim  Vorhegen  eines  öffent- 
Uchen  Interesses  ein,  was  mir  begründet  erscheint. 


Eine  besondere  Berücksichtigung  erfordern  die  Ver- 
hältnisse der  Presse.  Das  deutsche  Recht  hat  zwar  den 
Bedürfnissen  der  Presse  Rechnung  zu  tragen  versucht;  ich 
möchte  jedoch  glauben,  dass  dies  nicht  in  genügend  weitem 
Umfange  geschehen  ist  und  sicherlich  nicht  mit  jener  unzwei- 
deutigen Klarheit,  die  im  Interesse  der  Freiheit  der  Presse 
unbedingt  erforderhch  ist.  Beifallswürdig  erscheint  mir  die 
Vorschrift  des  deutschen  Gesetzes  in  §  13  Abs.  2  Ziff.  1, 
dass  die  für  den  Inhalt  eines  Druckerzeugnisses  verantwort- 
lichen Personen  für  den  Schaden,  der  durch  unlautere 
Reklame  hervorgerufen  wird,  nur  dann  haften,  wenn  sie  die 
Umichtigkeit  der  betreffenden  Mitteilung  kannten. 

AUein  wenn  das  deutsche  Recht  diese  Haftung  der 
Presse  für  den  durch  die  unlautere  Reklame  verursachten 
Schaden  auch  in  solcher  Weise  einschränkt,  so  lässt  es  hin- 
wiederum den  Unterlassungsanspruch  auch  der  Presse  gegen- 
über in  unbeschränkter  Weise  zu,  und  sohin  kann  die  Unter- 
lassungsklage, deren  für  den  Kläger  erfolgreiche  Durch- 
führung mit  der  Verurteilung  des  Beklagten  nicht  nur  zur 
Unterlassung,  sondern  —  wenigstens  nach  dem  deutschen 
Rechte  —  auch  zur  Tragung  der  Prozesskosten  verbunden 
ist,  auch  die  Publikation  des  Erkenntnisses  nach  sich  zie- 
hen, aUe  diese  ungünstigen  Wirkungen  auch  gegenüber 
der  für  den  Inhalt  eines  Presserzeugnisses  verantwortlichen 
Person  äussern.  Dieses  Ergebnis  erscheint  weder  innerhch 
berechtigt  —  weil  es  vollkommen  genügt,  wenn  die  Klage 
gegen   den   Veranlasser  (Urheber)  der  zu  beanstandenden 
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Notiz  sich  richtet  — ,  noch  wird  es  dem  Wesen  der  Presse 
gerecht,  weil  zwar  dem  Urheber  einer  objektiv  unrichtigen 
Mitteilung,  nicht  aber  dem  verantworthchen  Leiter  eines 
Pressorganes  eine  Prüfung  derartiger  Mitteilungen  zugemutet 
werden  kann.  Ich  möchte  daher  glauben,  dass  in  dieser 
Beziehung  das  deutsche  Recht  eine  Aenderung  erfahren 
sollte  dahingehend,  dass  gegen  die  verantwortlichen  Press- 
persönhchkeiten,  wenn  ihnen  nicht  ein  vorsätzhches  Handeln 
nachgewiesen    werden    kann,    auch    die   ünterlassungsklage 

ausgeschlossen  sein  soll. 

* 

Noch  muss,  ehe  wir  das  Gebiet  der  Reklameausschrei- 
tungen verlassen,  einer  Sondervorschrift  des  deutschen 
Gesetzes  gedacht  werden,  weil  sie  eine  auch  für  den  inter- 
nationalen Rechtsverkehr  ausserordenthch  wichtige  Frage 
streift,  nämlich  die  Bestimmung  des  §  5  Abs.  1,  welcher 
besagt : 

Die  Verwendung  von  Namen,  die  im  geschäft- 
Mchen  Verkehre  zur  Benennung  gewisser  Waren  oder 
gewerblicher  Leistungen  dienen,  ohne  deren  Herkunft 
bezeichnen  zu  sollen,  fällt  nicht  unter  die  Vorschriften 
der  §§  3,  4. 

Die  Bestimmung  scheint  etwas  Selbsverständliches  zu 
besagen,  denn  eine  Angabe,  die  zu  Täuschungen  nicht 
geeignet  ist,  kann  auch  nicht  zu  unlauterer  Reklame  ver- 
wendet werden. 

Aber  die  Frage,  ob  ein  bestimmter  Name  eine  Her- 
kunfts-  oder  eine  Gattungsbezeichnung  ist,  wird  nicht  selten 
und  insbesondere  im  internationalen  Verkehr  verschieden 
beantwortet  werden.  Zweifellos  gibt  es  gewisse  Bezeichnun- 
gen, die  trotz  der  Zusammensetzung  mit  einem  Ortsnamen 
nach  allgemeiner  Überzeugung  nur  Gattungsbezeichnun- 
gen  sind. 

Das  bekannte  Berliner  Blau,  Schweinfurter  Grün  etc. 
sind  hiefür  typische  Schulbeispiele. 

Nun  gibt  es  aber  auch  zahlreiche,  einen  geographischen 
Namen   enthaltende    Bezeichnungen,   die   von   den   in   dem 
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betreffenden  geographischen  Gebiet  wohnenden  Erzeugern 
als  Herkunftsbezeichnung  angesehen  und  angesprochen  wer- 
den, von  anderen  aber  als  solche  nicht  anerkannt  und 
wiederum  nur  als  Gattungsbezeichnungen  erklärt  werden. 
Ich  erinnere  nur  an  ein  Beispiel,  das  sich  durch  hunderte 
vermehren  Hess,  an  die  Erzeugnisse  der  Brauindustrie.  Wir 
smd  in  Deutschland  gewohnt,  bayerisches  Bier  als  Gattungs- 
namen zu  betrachten,  Münchener  Bier  als  Herkunfsbezeich- 
nung,  deren  sich  nur  die  Münchener  Brauereien  bedienen 
dürfen.  Auch  die  Rechtssprechung  stellt  sich  jetzt  auf  diesen 
Standpunkt.  Das  ist  —  ich  sage  leider  —  nicht  z.  B.  in 
dieser  EinheitUchkeit  bei  der  Bezeichnung  Pilsener  Bier  der 
Fall.  Man  ist  bei  uns  geneigt,  die  Bezeichnung  Pilsener  als 
eine  Gattungsbezeichnung  zu  betrachten,  selbstredend  nicht 
etwa  wegen  einer  geringeren  Bewertung  der  Pilsener  Biere, 
sondern  weil  der  Verkehr  die  erst  später  in  Deutschland 
eingeführten  hellen  Biere  Pilsener  zu  nennen  beliebt. 

Mag  aber  auch  die  Benützung  dieses  Wortes  in  den 
tatsächhchen  Verhältnissen  ihre  Erklärung  finden,  so  liegt 
hier  meines  Erachtens  nicht  sowohl  ein  Usus,  als  vielmehr 
ein  A-busus  vor,  und  ich  persönlich  stehe  nicht  an,  ebenso 
wie  ich  die  Bezeichnung  „Münchener  Bier"  den  Erzeugnissen 
der  Münchener  Brauindustrie  vindiziere,  die  Bezeichnung 
„Pilsener  Bier"  als  ein  Sonderrecht  der  Brauereien  Pilsens 
zu  betrachten.  Hier  könnte  durch  internationale  Verträge 
vielleicht  noch  manches  Gute  geschaffen,  manche  ärgerliche 
Streitfrage  beseitigt  und  friedhch  gelöst  werden. 

* 

Ich  habe  mich  bei  dem  Gebiet  der  Reklameausschrei- 
tungen etwas  länger  aufgehalten,  nicht  nur,  weil  dies  wohl 
der  häufigste  Anwendungsfall  ist,  sondern  auch  deshalb, 
weil  die  hier  vom  Gesetzgeber  festgelegten  Normen  im 
wesenthchen  auch  für  die  übrigen  im  Gesetz  kasuistisch 
geregelten  Fälle  massgebend  sind.  Diese  Fälle  lassen  sich 
nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  gruppieren. 

Unterscheidet  man  solche  Gebiete,  deren  Regelung  im 
Interesse  des  internationalen  Geschäftsverkehrs  wünschens- 
wert ist,  und  solche  deren  Ordnung  vorwiegend  die  lokalen 
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Interessen  eines  bestimmten  Platzes  verlangen,  so  würde  die 
Frage  des  Ausverkaufswesens  wohl  zu  der  letzteren  Gattung 
zählen.  Um  der  Reihenfolge  des  deutchen  Gesetzes  auch  hier 
zu  folgen,  möge  es  mir  gestattet  sein,  sofort  dieser  Frage 
einige  Worte  zu  widmen. 

Bei  der  Ordnung  des  Ausverkaufswesens  wird  zunächst 
davon  auszugehen  sein,  dass  der  Ausverkauf  selbst,  d.  h.  der 
zum  Zwecke  der  Räumung  eines  Warenlagers  oder  von 
Teilen  eines  solchen  erfolgende  beschleunigte  und  daher 
die  Waren  zu  günstigeren  Bedingungen  als  im  normalen 
Geschäftsverkehr  absetzende  Verkauf  eine  an  und  für  sich 
berechtigte  Verkaufsform  ist,  die  in  bestimmten  geschäft- 
lichen Situationen  ihre  Erklärung  und  Rechtfertigung  findet. 

Allein  sie  kann  missbraucht  werden,  und  das  ist  dann 
der  Fall,  wenn  ohne  Vorliegen  solcher  sie  innerhch  recht- 
fertigender Verhältnisse  von  ihr  Gebrauch  gemacht  wird. 
Dann  erweckt  die  Form  des  Ausverkaufes  in  dem  Kauflusti- 
gen den  Eindruck,  als  handle  es  sich  um  eine  durch  beson- 
dere Umstände  gerechtfertigte  Preisermässigung  der  Kaufs- 
objekte, während  tatsächlich  nur  eine  durch  gewisse  Formen 
verdeckte,  die  ehrliche  Kaufmannschaft  aber  schädigende 
Preissclileuderei  vorgenommen  wird. 

Die  Gesetzgebung  wird  —  eben  weil  der  Ausverkauf 
an  und  für  sich  nichts  Unberechtigtes  ist  —  denselben  nicht 
verbieten  können,  sondern  nur  dessen  Ausschreitungen  vor- 
zubeugen versuchen  müssen.  Zur  Bekämpfung  dieser  Aus- 
schreitungen sind  zwei  Systeme  möglich :  entweder  das  Kon- 
zessionssystem, das  darin  besteht,  dass  man  den  einzelnen 
Ausverkauf  von  der  behördlichen  Genehmigung  abhängig 
macht,  oder  das  Konditionssystem,  das  die  Veranstaltung 
eines  Ausverkaufs  an  die  Erfüllung  gewisser  Bedingungen 
knüpft.  Das  deutsche  Recht  setzt  der  Veranstaltung  von  Aus- 
verkäufen keinerlei  Schwierigkeiten  entgegen.  Ihre  Ankündi- 
gung in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  Mitteilungen, 
,  die  für  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind, 
z.  B.  in  Zeitungen  oder  Zirkularen,  macht  es  aber  von  ge- 
wissen Bedingungen  abhängig.  Es  unterscheidet  hiebei  zu- 
nächst zweierlei  Hauptarten: 
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1.  die  sogen.  Saison-  und  Inventurausverkäufe, 

2.  alle  übrigen  Ausverkäufe. 

Saison-  und  Inventurausverkäufe,  die  in  der  Ankündi- 
gung als  solche  bezeichnet  sind  und  im  ordentlichen  Ge- 
schäftsverkehr üblich  sind,  unterliegen  den  hinsichtlich  ihrer 
Zahl,  Zeit  und  Dauer  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
getroffenen  Bestimmungen.  Bei  den  übrigen  Ausverkäufen 
und  ausverkaufsähnlichen  Veranstaltungen  —  ein  Begriff, 
der  in  der  Praxis  zu  den  grössten  Schwierigkeiten  Anlass 
gegeben  hat  —  muss  aber  in  der  Ankündigung  der  Grund 
des  Ausverkaufes  angegeben  werden,  auch  kann  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  zuständigen 
gesetzlichen  Gewerbe-  und  Handelsvertretungen  für  die 
Ankündigung  bestimmter  Arten  von  Ausverkäufen  ange- 
ordnet werden,  dass  zuvor  bei  der  von  ihr  zu  bezeichnenden 
Stelle  Anzeige  über  den  Grund  des  Ausverkaufs  und  den 
Zeitpunkt  seines  Beginns  zu  erstatten,  sowie  ein  Verzeichnis 
der  auszuverkaufenden  Waren  einzureichen  ist.  Die  Einsicht 
der  Verzeichnisse  ist  jedem  gestattet.  Die  Zuwiderhandlung 
gegen  diese  Vorschriften  und  Anordnungen  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft.  Endlich  ist  bei 
all  diesen  Ausverkäufen  —  nicht  auch  bei  den  Saison- 
und  Inventurausverkäufen  —  das  sogen.  Vor-  und  Nach- 
schieben von  Waren  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  und 
mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  M.  oder  einer  dieser  Strafen 
bedroht. 

Ob  die  vom  deutschen  Rechte  beliebte  Regelung  der 
Ausverkaufsfrage  auch  zweckentsprechend  ist,  wird  wohl 
kaum  in  einheitlicher  Weise  beantwortet  werden.  Zutreffend 
erscheint  mir  die  verschiedenartige  Behandlung  der  Saison- 
und  Inventurausverkäufe  einerseits  und  der  übrigen  Aus- 
verkäufe andererseits ;  denn  in  beiden  Gruppen  hat  man  mit 
verschiedenen  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  zu  operieren. 
Auch  das  Verbot  des  Vor-  und  Nachschiebens  bei  den  Aus- 
verkäufen mit  Ausnahme  der  Saison-  und  Inventurausver- 
käufe scheint  mir  beifallswürdig. 

Aber  im  übrigen  haben  die  Vorschriften  des  Gesetzes, 
insbesondere  die  Feststellung,  welche  Veranstaltungen  zu  den 
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Ausverkäufen  zu  rechnen  sind,  in  der  Praxis  so  zahlreiche 
Schwierigkeiten  geschaffen,  dass  mit  einem  abschhessenden 
Urteil  über  deren  Wert  oder  Unwert  jedenfalls  noch  zurück- 
gehalten werden  muss. 

Zu  jenen  Delikten,  die,  ohne  in  das  Gebiet  der  unlau- 
teren Reklame  zu  fallen,  doch  eine  Täuschung  des  Kon- 
sumenten über  den  Inhalt  der  ihm  gebotenen  Leistung  ent- 
halten, zählen  die  Quantitäts-  und  Herkunftsverschleierungen. 
Eine  der  Machenschaften  des  unlauteren  Wettbewerbs,  deren 
Bekämpfung  am  dringlichsten  sich  erwies,  sind  jene  Täuschun- 
gen des  kaufenden  Publikums,  die  nicht  etwa  darin  bestehen, 
dass  positiv  unrichtige  Angaben  gemacht  werden,  sondern 
dass  der  Käufer  über  die  wirklichen  Quantitäts-  und  QuaU- 
tätsverhältnisse  in  täuschender  Absicht  im  Unklaren  gelassen 
wird  und  damit  Gefahr  läuft,  ein  geringeres  Mass  und 
Gewicht  oder  eine  Ware  von  anderer  Herkunft  zu  erhalten, 
als  er  annahm  und  wohl  auch  annehmen  durfte. 

Das  deutsche  Gesetz  räumt  daher  in  §  11  dem  Bundesrat 
die  Befugnis  ein,  zu  bestimmen,  dass  bestimmte  Waren  im 
Einzelverkehr  nur  in  vorgeschriebenen  Einheiten  der  Zahl, 
des  Masses  oder  des  Gewichtes  oder  mit  einer  auf  der  Ware 
oder  ihrer  Aufmachung  anzubringenden  Angabe  über  Zahl, 
Mass,  Gewicht,  über  den  Ort  der  Erzeugung  oder  den  Ort 
der  Herkunft  der  Ware  gewerbmässig  verkauft  oder  feil- 
gehalten werden  dürfen.  Zuwiderhandlungen  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft. 

Für  den  Einzelverkehr  mit  Bier  in  Flaschen  oder 
Krügen  kann  die  Angabe  des  Inhalts  unter  Festsetzung 
angemessener  Fehlergrenzen  vorgeschrieben  werden. 

Die  dem  Bundesrat  erteUte  Ermächtigung  bezieht  sich 
bloss  auf  den  Einzelverkehr,  also  den  Verkehr  mit  dem 
Pubhkum.  Für  den  Verkehr  zwischen  dem  Fabrikanten  mit 
dem  Zwischenhändler  erscheint  das  Bedürfnis  zur  Regelung 
dieser  Angelegenheit  deshalb  nicht  so  dringUch,  weil  die 
Gefahr  einer  Täuschung  des  kundigen  Abnehmers  —  und 
als  solcher  darf  der  Zwischenhändler  wenigstens  präsumiert 
werden  —  hier  nicht  so  lebhaft  ist.  Manipulationen,  die  auf 
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Täuschung  des  Zwischenhändlers  gerichtet  sind,  sind  natür- 
lich ebenso  verwerflich.  Unter  Umständen  werden  sie  von 
der  Generalklausel  des  §  1  des  Gesetzes  umfasst. 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  der  Bundesrat  in 
einer  Bekanntmachung  vom  20.  November  1900,  ergänzt 
durch  Bekanntmachung  vom  17.  November  1902,  Vorschriften 
über  den  Verkauf  von  Garnen  im  Kleinhandel  und  mit 
Bekanntmachung  vom  4.  Dezember  1901  solche  über  den 
Verkauf  von  Kerzen  im  Kleinhandel  getroffen.  Vorschriften 
über  die  Angabe  des  Erzeugungs-  oder  Herkunftsortes  hat 
der  deutsche  Bundesrat  bis  zur  Stunde  noch  nicht  erlassen. 

Auch  hier  wäre  für  internationale  Vereinbarungen  ein 
reiches  Betätigungsfeld  gegeben. 


Diejenigen  Delikte,  welche  wir  bisher  ins  Auge  gefasst 
haben,  tragen  als  gemeinschaftliches  Charakteristikum,  dass 
der  Täter  ohne  Bezugnahme  auf  ein  anderes  Erwerbsgeschäft 
die  eigenen  Leistungen  in  ungebührlicher  Weise  aufbauscht 
oder  sie  in  sittenwidriger  Weise  wertvoller  erscheinen  lässt, 
als  sie  tatsächlich  sind. 

Es  gibt  aber  eine  weitere  Kategorie  der  EloyaUtäts- 
dehkte,  die  in  die  Rechts-  und  Interessensphäre  des  Kon- 
kurrenten dadurch  eingreift,  dass  sie  dessen  wirtschaftlichen 
Besitzstand  zum  Ausgangspunkt  nimmt  und  ihn  entweder  zu 
verkleinern  und  herabzusetzen  versucht,  oder  aber  die  durch 
ihn  geschaffenen  Früchte  sich  anzueignen  strebt.  Mit  dieser 
Kategorie  des  unlauteren  Wettbewerbs  beschäftigen  sich  die 
§§  14  bis  16  des  deutschen  Gesetzes. 

Die  erste  Unterart  dieser  Eloyalitätsdehkte  büdet  die 
sogen.  Anschwärzung  (dönigrement).  Ihr  Tatbestand  besteht, 
um  den  Wortlaut  des  deutschen  Gesetzes  zu  gebrauchen,  in 
der  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  erfolgenden  Behauptung 
oder  Verbreitung  unwahrer  und  zur  Schädigung  des  Geschäft- 
betriebes oder  des  Kredites  des  Geschäftsinhabers  geeigneter 
Behauptungen  über  das  Erwerbsgeschäft  eines  anderen,  über 
die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Geschäftes,  über 
Waren  oder  gewerbhche  Leistungen  eines  anderen. 
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Derartige  Handlungen  verpflichten  denjenigen,  der  sich  ihrer 
schuldig  macht,  zum  Schadenersatz. 

Der  Verletzte  kann  auch  den  Anspruch  erheben,  dass 
die  Behauptung  oder  Verbreitung  der  unwahren  Tatsachen 
unterbleibt. 

Sind  solche  Angaben  wider  besseres  Wissen  gemacht, 
so  wird  der  Zuwiderhandelnde  nach  deutschem  Gesetz  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
5000  M.  oder  mit  einer  dieser  beiden  Strafen  bestraft. 

Beachtenswert  ist,  dass  die  Verbotsvorschriften  des  §  14 
nicht  einschlagen,  wenn  die  betreffenden  Angaben  der  Wahr- 
heit entsprechen.  Solche  Angaben  können  unter  Umständen 
geeignet  sein,  ein  Geschäft  zu  schädigen  und  sie  können  trotz 
ihrer  Wahrheit  auch  einen  illoyalen  Charakter  tragen.  Man 
denke  z.  B.  daran,  dass  jemand  vor  20  Jahren  als  junger 
Mensch  einen  Fehltritt  begangen  hat,  der  ihn  mit  dem  Gesetz 
in  Konfhkt  gebracht  hat,  seit  der  Zeit  sich  aber  nicht  nur 
einwandfrei  geführt,  sondern  auch  sein  Geschäft  zur  Blüte 
gebracht  hat,  und  nun  entdeckt  ein  missgünstiger  Konkur- 
rent diesen,  ich  möchte  sagen,  auch  moralisch  längst  ver- 
jährten Fehltritt,  um  Kapital  daraus  zu  schlagen.  Wenn  eine 
solche  Handlungsweise  auch  nicht  nach  der  Spezialbestim- 
mung  des  §  14  fassbar  ist,  so  ist  sie  es  möghcherweise  doch 
auf  Grund  der  Generalklausel  in  §  1,  deren  wohltätige  Wir- 
kung in  diesem  Falle  wieder  klar  zutage  tritt. 

Das  schrankenlose  Verbot  der  Verbreitung  unrichtiger 
Mitteüungen  über  dritte  Personen  kann  aber  unter  Umständen 
zu  einer  Beschwerung  und  Verletzung  legitimer  geschäfthcher 
Interessen  führen.  Wer  z.  B.  mit  einem  Hause  in  Geschäfts- 
verbindung treten  will,  hat  ein  Interesse  daran,  über  die 
Leistungfähigkeit,  die  Solvenz  dieses  Hauses  und  andere  Ver- 
hältnisse näheres  zu  erfahren,  und  es  kann  demjenigen,  der. 
um  diese  Auskunft  angegangen  wird,  nicht  nur  nicht  ver- 
wehrt werden,  sondern  es  ist  regelmässig  auch  seine  Pflicht, 
auch  ungünstige  Angaben  über  denjenigen,  auf  welchen  sich 
die  Anfrage  bezieht,  zu  machen,  also  solche  Mitteilungen,  die 
den  Betrieb  seines  Geschäftes  oder  seinen  Kredit  zu  schädigen 
geeignet   sind.   Dieser  Fall   wird   inbesondere   bei  den  Aus- 
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kunftsbureaus  nicht  selten  vorkommen.  Unwahre  Angaben 
braucht  sich  derjenige,  auf  welchen  sich  die  Anfrage  bezieht, 
auch  in  diesem  Falle  nicht  gefallen  zu  lassen.  Das  deutsche 
Gesetz  hat  aber  seine  Stellung  im  Prozess  zunächst  insoferne 
erschwert,  als  er  den  Beweis  der  Unwahrheit  der  über  ihn 
aufgestellten  Behauptungen  erbringen  muss,  während  sonst 
derjenige,  der  auf  Unterlassung  belangt  wird,  die  Wahrheit 
seiner  Behauptungen  beweisen  muss.  Auch  kann  ein  Scha- 
denersatzanspruch gegen  den  in  Wahrung  berechtigter  Inter- 
essen Handelnden  nur  dann  geltend  gemacht  werden,  wenn 
er  die  Unrichtigkeit  der  betreffenden  Tatsache  gekannt  hat 
oder  hat  kennen  müssen,  also  sein  Nichtkennen  auf  Fahrläs- 
sigkeit beruht.  Dieser  Schutz  der  Auskunftsbureaus  mag  ja 
vielleicht  in  seinen  Einzelheiten  anders  gestaltet  werden  kön- 
nen, zweifellos  erscheint  er  berechtigt  und  daher  auch  für 
die  Gesetzgebung  anderer  Staaten  vorbildlich. 

Für  die  Verfehlungen  seiner  Angestellten  haftet  der 
Geschäftsinhaber  in  diesem  Falle  ebenso  wie  in  den  Fällen 
der  Reklameausschreitungen ;  dass  dies  zu  bedenkhchen  Kon- 
sequenzen führen  kann,  habe  ich  bereits  oben  ausgeführt. 
Das  deutsche  Gesetz  macht  den  Inhaber  eines  geschäftlichen 
Betriebes  auch  strafrechtlich  haftbar,  wenn  von  einem 
seiner  Angestellten  oder  Beauftragten  wider  besseres  Wissen 
über  das  Erwerbsgeschäft  eines  andern  solche  Angaben  gemacht 
werden.  In  diesem  FaUe  ist  der  Inhaber  des  Betriebes  —  abge- 
sehen von  der  ziviLrechtlichen  Haftung  —  neben  dem  Angestell- 
ten oder  Beauftragten  strafbar,  wenn  die  Handlung  mit  seinem 
Wissen  geschah.  Was  diese  gesetzliche  Vorschrift  und  ihre 
Ausdrucksweise  betrifft,  so  gilt  hinsichtlich  ihrer  das  gleiche, 
was  ich  über  die  Haftung  des  Chefs  für  die  strafbaren  Aus- 
schreitungen seiner  Angestellten  auf  dem  Gebiete  des  Reldame- 
wesens  gesagt  habe.  Ich  darf  mich  deshalb  hierauf  beziehen. 


Der  Einbruch  in  die  fremde  Rechts-  und  Interessen- 
sphäre kann  auch  in  der  Weise  vorgenommen  werden,  dass 
ich  mir  gewisse  Kennzeichnungen  des  fremden  Geschäfts- 
betriebes aneigne,  also  gleichsam  das  in  diesen  Bezeichnun- 
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gen  verkörperte  Renommee  der  Firma,  die  Früchte  ihrer 
Wirksamkeit,  wie  oben  bereits  bemerkt,  mir  anzueignen  ver- 
suche. Das  deutsche  Gesetz  bestimmt  daher  in  §  16  Abs.  1, 
dass 

„wer  im  geschäftlichen  Verkehr  einen  Namen,  eine 
Firma  oder  die  besondere  Bezeichnung  eines  Erwerbs- 
geschäfts, eines  gewerbhchen  Unternehmens  oder  einer 
Druckschrift  in  einer  Weise  benutzt,  welche  geeignet 
ist,  Verwechslungen  mit  dem  Namen,  der  Firma  oder 
der  besonderen  Bezeichnung  hervorzurufen,  deren  sich 
ein  anderer  befugterweise  bedient,  von  diesem  auf  Un- 
terlassung der  Benutzung  in  Anspruch  genommen  wer- 
den kann." 

Der  besonderen  Bezeichnung  eines  Erwerbsgeschäfts 
stehen  solche  Geschäftsabzeichen  und  sonstige  zur  Unter- 
scheidung des  Geschäftes  von  anderen  Geschäften  bestimm- 
ten Einrichtungen  gleich,  welche  innerhalb  beteiligter  Ver- 
kehrskreise als  Kennzeichen  des  Erwerbsgeschäftes  gelten. 
Auf  den  Schutz  von  Warenzeichen  und  Ausstattungen  (§§  1, 
15  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom 
12.  Mai  1894)   finden   diese  Vorschriften   keine  Anwendung. 

Mit  der  Verplichtung  zur  Unterlassung  derartiger  Zu- 
widerhandlungen ist  für  den  Zuwiderhandelnden  die  Verplich- 
tung zum  Schadenersatz  verbunden,  wenn  er  wusste  oder 
wissen  musste,  das  die  missbräuchliche  Art  der  Benützung 
geeignet  war,  Verwechslungen  hervorzurufen. 

Diese  Vorschrift  des  Gesetzes  wird  keiner  besonderen 
Rechtfertigung  bedürfen.  Sie  trifft  jene  zahlreichen,  das  Rechts- 
bewusstsein  schwer  verletzenden  Zuwiderhandlungen,  welche 
vor  Erlass  des  Gesetzes  in  geradezu  schamloser  Weise  von 
einzelnen  Piraten  des  gewerblichen  Lebens  straflos  begangen 
werden  konnten,  nun  aber  durch  das  Gesetz  wenigstens  zivil- 
rechtlich gefasst  werden  können.  Ob  für  vorsätzliche  Zuwider- 
handlung nicht  auch  in  diesem  Falle  eine  Strafe  eingeführt 
werden  soU,  mag  dahingestellt  sein. 

Die  Vorschrift  des  §  16  verstärkt  den  Schutz  der  Firma, 
den  die  Gesetzgebung  aller  Kulturstaateu  den  rechtmässigen 
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Inhabern   einer   solchen  gewährt.   So   sagt    §  37  Abs.  2  des 
deutschen  Handelsgesetzbuches : 

„Wer  in  seinen  Rechten  dadurch  verletzt  wird,  dass 
ein  anderer  eine  Firma  unbefugt  gebraucht,  kann  von 
diesem  die  Unterlassung  des  Gebrauchs  der  Firma  ver- 
langen. Ein  nach  sonstigen  Vorschriften  begründeter 
Anspruch  auf  Schadenersatz  bleibt  unberührt." 

Auch  der  durch  das  bürgerliche  Recht  (§§  12  ff.  B.  G.  B.) 
gewährte  Namensschutz  findet  eine  weitere  Verdichtung  in 
dieser  Vorschrift  des  Unlauterkeitsgesetzes.  Dagegen  soll 
Warenzeichen-  und  Ausstattungsschutz  durch  das  Gesetz  gegen 
den  unlauteren  W^ettbewerb  nicht  berührt  werden.  Der  Schutz 
der  Warenzeichen  und  der  Ausstattung  ist  in  Deutschland 
durch  das  Reichsgesetz  vom  12.  Mai  1894  in  umfassender 
Weise  geregelt.  Das  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
erklärt  daher  (s.  oben)  ausdrücklich,  dass  seine  Vorschriften 
auf  den  Warenzeichen-  und  Ausstattungsschutz  sich  nicht 
beziehen. 

Recht  weitgehend  gestaltet  das  deutsche  Recht  auch  bei 
Verstössen  gegen  §  16  des  Gesetzes  die  Haftung  des  Geschäfts- 
herrn für  Verfehlungen  seiner  Angestellten  und  Beauftragten. 
Die  ünterlassungsklage  fmdet  gegen  ihn  statt,  sobald  ein 
AngesteUter  oder  Beauftragter  sich  eines  Verstosses  gegen 
§  16  schuldig  gemacht  hat,  gleichgültig,  ob  der  Prinzipal  hievon 
gewusst  hat  oder  nicht.  Ebenso  wie  bei  den  Ausschreitungen 
der  Reklame  halte  ich  auch  diese  Ausdehnung  der  Haftung 
auf  den  Geschäftsherrn  für  zu  weitgehend,  glaube  vielmehr, 
dass  es  genügt,  ihn  dann  für  haftbar  zu  erklären,  wenn  er 
von  den  Ausschreitungen  seines  Angestellten  bezw.  Beauf- 
tragten wusste  und  es  schuldhafterweise  unterlassen  hat,  sie 

hintanzuhalten. 

* 

AVir  wenden  uns  der  letzten  Kategorie  der  Unlauter- 
keitsdelikte  zu:  es  sind  diejenigen,  deren  charakteristisches 
Merkmal  die  sittenwidrige  Ausnützung  eines  Vertrauensver- 
hältnisses ist,  sei  es,  dass  das  einem  Angestellten  seitens  des 
Chefs   entgegengebrachte   Vertrauen   von   dem   Angestellten 
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oder  einem  Dritten  oder  das  dem  Zuwiderhandelnden  selbst 
entgegengebrachte  Vertrauen  missbraucht  wird.  Betrachten 
wir  zunächst  die  erste  Unterart  dieser  Kategorie  des  unlau- 
teren Wettbewerbs,  den  Missbrauch  eines  dem  An- 
gestellten gewährten  Vertrauens. 

Hieher  zählt  in  erster  Linie  das  sogen.  Schmiergel- 
derunwesen, das,  um  den  Wortlaut  des  hier  einschlägigen 
§  12  des  deutschen  Gesetzes  zu  gebrauchen,  darin  besteht, 
dass  der  Täter  im  geschäftlichen  Verkehr  zu  Zwecken  des  Wett- 
bewerbs dem  Angestellten  oder  Beauftragten  eines  geschäft- 
lichen Betriebes  Geschenke  oder  andere  Vorteile  anbietet, 
verspricht  oder  gewährt,  um  durch  unlauteres  Verhalten  des 
Angestellten  oder  Beauftragten  bei  dem  Bezug  von  Waren 
oder  gewerblichen  Leistungen  eine  Bevorzugung  für  sich 
oder  einem  Dritten  zu  erlangen.  Bei  der  Betrachtung  des 
Tatbestandes  des  deutschen  Gesetzes  sind  verschiedene  Merk- 
male festzuhalten.  Zunächst  ist  nur  dasjenige  Anerbieten,  Ver- 
sprechen oder  Gewähren  etc.  von  dem  Gesetze  erfasst,  bei 
welchem  der  Vorteil  durch  ein  unlauteres  Verhalten 
des  Angestellten  erzielt  wird.  Daher  sollen  dem  Schmier- 
gelderverbot alle  jene  kleinen  Aufmerksamkeiten  entzogen  sein, 
welche  langjährige  Kunden  auch  im  reellen  Geschäftsverkehr 
den  Angestellten  nicht  sowohl  um  sie  zu  neuen  Bestellungen  zu 
veranlassen,  als  vielmehr  um  ihnen  eine  gewisse  Erkenntlichkeit, 
einen  Freundschaftsdienst  zu  bezeigen,  gewährt  werden  (die 
kleinen  Neujahrs-,  Weinachtsgeschenke  und  ähnhches).  Es 
soll  nicht  bestritten  werden,  dass  die  Grenze  zwischen  diesen 
beiden  Kategorien  desSchenkens  oft  recht  schwer  zu  ziehen  ist. 

Das  Schmiergelddelikt  setzt  sodann  die  Bestechung  eines 
Angestellten  oder  Beauftragten  voraus.  Der  Direktor  einer 
Fabrik  ist  ebenso  Angestellter  des  Unternehmens,  wie  der 
jüngste  Lehrling.  Einem  von  mehreren  Teilhabern  einer  offe- 
nen Handelsgesellschaft,  der  vielleicht  nicht  allein  die  Ent- 
scheidung treffen  darf,  können  dagegen  Versprechungen  aller 
Art  gemacht  und  geleistet  werden.  Auch  dritten  Personen, 
die  —  ohne  im  Verhältnis  eines  Angestellten  oder  Beauftrag- 
ten zu  stehen  —  den  Geschäftsinhaber  zu  beeinflussen  ver- 
mögen, dürfen  Zuwendungen  in  unbegrenzter  Weise  geleistet 
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werden,  um  sie  zu  bestimmen,  den  Geschäftsinhaber  zu  Be- 
stellungen zu  veranlassen.  Unter  Umständen  können  aber 
solche  Handlungen  unter  §  1  des  Gesetzes  fallen;  unter  den 
§  12  können  sie  nicht  subsumiert  werden. 

Das  deutsche  Gesetz  verlangt  nun  nicht,  dass  die  Be- 
stechung des  Angestellten  von  Erfolg  begleitet  gewesen  ist. 
Es  bestraft  ein  derartiges  Schmiergelderanbieten  oder  -geben 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  und  mit  Geldstrafe  bis  5000  M. 
oder  einer  dieser  beiden  Strafen  und  zwar  nicht  bloss  beim 
Geschenkgebenden  oder  -anbietenden,  sondern  auch  bei  dem 
Angestellten  oder  Beauftragten,  auf  dessen  Seite  schon  das 
blosse  Fordern  oder  Sichversprechenlassen  zur  Strafbarkeit 
genügt,  ohne  dass  es  notwendig  wäre,  dass  eine  wirkliche 
Zuwendung  erfolgt  ist.  Die  Bestrafung  tritt,  wie  bei  den 
meisten  Delikten  des  Gesetzes  (ich  habe  bereits  bei  Bespre- 
chung der  Reklamedelikte  darauf  hingewiesen)  nur  auf  Antrag 
ein,  und  zwar  erfolgt  sie  im  Privatklageverfahren,  während 
der  Staatsanwalt  nur  dann  einschreitet,  wenn  ein  öffentliches 
Interesse  vorüegt. 

Die  Opportunität  dieser  Bestimmung  ist  gerade  bei  dem 
Schmiergelddehkt  sehr  bestritten  worden.  Insbesondere  hat 
sich  der  Deutsche  Verein  zur  Bekämpfung  des  Bestechungs- 
unwesens bei  seiner  letzten  Generalversammlung  in  München 
bitter  darüber  beklagt,  dass  auch  in  krassen  Fällen,  deren 
Bekämpfung  im  öffentUchen  Interesse  liegt,  die  Staatsanwalt- 
schaft zum  Eingreifen  so  schwer  zu  bewegen  sei.  Die  Berech- 
tigung dieser  Klage  wird  auch  nicht  in  Abrede  zu  stellen  sein. 

Die  Frage,  ob  überhaupt  gegen  das  Schmiergelderun- 
wesen auf  strafrechtlichem  Wege  vorzugehen  sei,  hat  vor 
Erlass  des  Gesetzes  zu  langen  und  eingehenden  Erörterungen 
in  der  Öffentlichkeit  geführt.  Es  kann  aber  wohl  kein  Zweifel 
darüber  bestehen,  dass  es  sich  hier  in  der  Tat  um  einen 
äusserst  bedenklichen  Misstand  des  gewerblichen  Lebens  han- 
delt, dessen  Ausrottung  schwer,  aber  nicht  unmöghch  erscheint, 
und  der  ohne  Eingreifen  der  Gesetzgebung  kaum  wirksam 
bekämpft  werden  kann.  Gerade  in  jenem  Lande,  welches  von 
jeher  als  der  Hort  der  Freiheit  in  Handel  und  Gewerbe  galt, 
in  England,  ist  durch  ein  besonderes  Gesetz  vom  4.  August 
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1906,  die  sogen.  Corruption  act,  das  Schmiergeldwesen  unter 
Strafe  gestellt  worden.  Jedenfalls  sollte  die  Gesetzgebung 
aller  Staaten  der  Regelung  dieser  Frage  ihre  besondere  Auf- 
merksamkeit zuwenden. 


Eine  weitere  Unterart  der  missbräuchlichen  Ausnützung 
des  Angestelltenverhältnisses  besteht  in  der  Erschleichung 
fremder  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  durch 
Verleitung  von  Angestellten  und  Beauftragen  zu  deren  Verrat, 
Die  Pflicht  der  Rechtsordnung,  gegen  diesen  Verrat  den  hie- 
durch  Bedrohten  zu  schützen,  wird  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden  können,  so  schwierig  auch  hier  die  Grenzen  für  die 
juristischen  Formulierungen  zu  ziehen  sind.  Als^Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnis  wird  wohl  jede  Tatsache  zu  gelten  haben, 
die  für  den  Betrieb  eines  Geschäftes  von  irgendwelchem 
Belang  ist  und  einem  Dritten  ohne  eine  Mitteilung  seitens 
der  beteiligten  Geschäftsinhaber  oder  ihrer  Angestellten  nicht 
bekannt  sein  kann. 

Das  deutsche  Gesetz  bestraft  in  gleicher  Weise  den  Ver- 
räter —  nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen  auch 
den  Anstifter  —  wie  auch  denjenigen,  der  ohne  selbst  An- 
stifter zu  sein,  von  solchen  rechtswidrig  erlangten  Geheim- 
nissen zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  Gebrauch  macht.  Den 
Verräter  selbst  bestraft  das  deutsche  Gesetz  mit  Gefängnis 
bis  zu  1  Jahr  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  M.  oder  einer 
dieser  Strafen  und  zwar  verfällt  der  Strafbestimmung  nach 
§  17  des  Gesetzes,  wer  als  Angestellter,  Arbeiter  oder  Lehrling 
eines  Geschäftsbetriebes  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse, 
die  ihm  vermöge  des  Dienstverhältnisses  anvertraut  oder  sonst 
zugänglich  geworden  sind,  während  der  Geltungsdauer  des 
Dienstverhältnisses  unbefugt  an  andere  zu  Zwecken  des  Wett- 
bewerbs oder  in  der  Absicht,  dem  Inhaber  des  Geschäfts- 
betriebes Schaden  zuzufügen,  mitteilt. 

Der  Verrat  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen  an 
einen  Dritten  und  deren  Erschleichung  durch  Missbrauch 
des  Anstellungsverhältnisses  erscheinen  so  verwerflich  und 
niedrig,  dass  sie  allenthalben  der  Bestrafung  zugeführt  werden 
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sollten ;  diese  sollte  daher  durch  die  Gesetzgebung  sämtlicher 
Länder  vorgesehen  v/erden. 

Ob  der  Angestellte  die  in  einem  Betrieb  während  des 
Angestelltenverhältnisses  erlangten  Geheimnisse  später  seinem 
neuen  Geschäftsherrn  mitteilen  darf,  ist  eine  Frage,  mit  welcher 
das  Gesetz  sich  nicht  beschäftigt.  Sie  wird,  wenn  nicht  beson- 
dere Umstände,  insbesondere  einschlägige  Vereinbarungen, 
eine  andere  Beurteilung  rechtfertigen,  zu  bejahen  sein. 

Fremde  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  können  auch 
in  anderer  Weise,  als  durch  Missbrauch  eines  Angestellten- 
verhältnisses in  unlauterer  Weise  erworben  und  dann  ver- 
wertet werden.  Auch  ein  solches  Vorgehen  muss  im  Interesse 
des  geschäftlichen  Anstandes  vom  Gesetzgeber  verpönt  werden, 
und  deshalb  bestraft  das  deutsche  Gesetz  nicht  bloss  den- 
jenigen, der  durch  Missbrauch  eines  Angestelltenverhältnisses, 
sondern  auch  denjenigen,  der  durch  eine  sonstige  gegen 
das  Gesetz  oder  die  guten  Sitten  verstossende  Handlung 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse  erlangt  hat  und  sie  nun 
zu  Zwecken  des  unlauteren  Wettbewerbs  verwertet  oder  an 
andere  mitteilt  (§17  Abs.  2).  Man  denke  an  den  Fall,  dass 
ein  Kaufmann  die  Kundenliste  seines  Konkurrenten  selbst 
diesem  wegnimmt  und  sie  abschreibt  (unter  Umständen  kann 
hier  Diebstahl  konkurrieren),  oder  dass  ein  Fabrikant  irgend 
eine  technisch  wertvolle  Notiz  eines  Konkurrenten,  die  letz- 
terer unvorsichtiger  Weise  nicht  genügend  verwahrt  hat,  zu 
seinen  Gunsten  verwertet  und  den  Berechtigten  schädigt. 

Um  dem  Verbot  noch  wirksameren  Nachdruck  zu  ver- 
leihen, bestraft  das  deutsche  Gesetz  laut  §  19,  allerdings  mit 
geringerer  Strafe,  auch  denjenigen,  der  es  —  wenn  auch 
erfolglos  —  unternimmt,  den  Angestellten  zum  Verrat  von 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  zu  bestimmen.  Es  wer- 
den also  schon  die  vorbereitenden  Handlungen  unter  Strafe 
gestellt. 

Die  Bestrafung  tritt  auch  in  diesen  Fällen  nur  auf  An- 
trag ein.  Der  Staatsanwalt  selbst  schreitet  nur  ein,  wenn  ein 
öffentUches  Interesse  vorhegt,  ausserdem  muss  der  Verletzte 
im  Wege  der  Privatklage  vorgehen. 

Endlich  fällt  in  diese  Kategorie  der  Unlauterkeitsdelikte 
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die  missbräuchliche  Benützung  fremder  Vorlagen  oder  Vor- 
schriften technischer  Art,  ein  Vergehen,  das  §  18  des  deut- 
schen Reichsgesetzes  ahndet,  indem  es  bestimmt: 

Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geld- 
strafe bis  zu  fünftausend  Mark  oder  mit  einer  dieser 
Strafen  wird  bestraft,  wer  die  ihm  im  geschäftlichen 
Verkehr  anvertrauten  Vorlagen  oder  Vorschriften  tech- 
nischer Art,  insbesondere  Zeichnungen,  Modelle,  Schablo- 
nen, Schnitte,  Rezepte,  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs 
unbefugt  verwertet  oder  an  andere  mitteilt. 

Die  oben  erwähnten  Bestimmungen  des  §  19  (Bestra- 
fung gewisser  vorbereitender  Handlungen)  finden  auch  auf 
dieses  Dehkt  Anwendung. 

Auch  diese  Vorschriften  erscheinen  mir  für  die  auslän- 
dische  Gesetzgebung,    soweit  sie  sie  noch  nicht  enthalten 

sollte,  nachahmenswert. 

* 

Das  deutsche  Recht  erleichtert  und  verstärkt  den  Schutz, 
den  es  dem  Verletzten  gewährt,  durch  eine  Reihe  von  Be- 
stimmungen, deren  Anführung  hier  zu  weit  führt:  ich  er- 
wähne nur  das  Recht  der  Publikation  eines  obsieglichen 
Urteils  (§  23)  sowie  die  Erleichterung  in  der  Erwirkung  einst- 
weihger  Verfügungen  (§  25).  Andererseits  verlangt  es,  dass 
derjenige,  der  sich  verletzt  erachtet,  sein  Recht  möghchst 
rasch  geltend  macht,  indem  es  die  Verjährungsfrist  in  §  21 
wie  folgt,  regelt: 

Die  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Ansprüche  auf 
Unterlassung  oder  Schadensersatz  verjähren  in  sechs 
Monaten  von  dem  Zeitpunkt  an,  in  welchem  der  An- 
spruchsberechtigte von  der  Handlung  und  von  der  Per- 
son des  Verpflichteten  Kenntnis  erlangt,  ohne  Rücksicht 
auf  diese  Kenntnis  in  drei  Jahren  von  der  Begehung 
der  Handlung  an. 

Für  die  Ansprüche  auf  Schadenersatz  beginnt  der 
Lauf  der  Verjährung  nicht  vor  dem  Zeitpunkt,  in  wel- 
chem ein  Schaden  entstanden  ist. 
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Auch  diese  Bestimmung  erscheint  mir  beifallswürdig. 
Denn  es  kann  nur  im  Interesse  der  Rechtspflege  liegen,  Ver- 
letzungen der  Rechtsordnung  möglichst  rasch  zu  sühnen; 
dadurch  wird  auch  eine  möglichst  weitgehende  Garantie  für 
eine  sachgemässe  Erledigung  dieser  Angelegenheiten  ge- 
schaffen. 

Auf  weitere  Einzelheiten  des  deutschen  Gesetzes,  welche 
das  Verfahren  betreffen,  glaube  ich  hier  nicht  eingehen  zu 
sollen. 

Nach  alldem  vertrete  ich  die  Ansicht,  dass  die  deutsche 
Gesetzgebung  —  wenn  man  ihr  auch  nicht  in  allen  Einzel- 
heiten beipflichten  kann  —  doch  als  Ganzes  als  ein  wohl- 
gelungenes Gesetzgebungswerk  anzusehen  ist,  das  jenen  Staa- 
ten, die  im  Begriffe  sind,  auf  diesem  Gebiet  gesetzgeberisch 
zu  wirken,  als  ein  brauchbares  und  nützliches  Vorbild  die- 
nen kann. 

Gemäss  Art.  2  u.  10b  der  Pariser  Übereinkunft  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  geniessen  die  unter  der  Über- 
einkunft stehenden  Personen  —  und  das  sind  die  Untertanen 
und  Bürger  der  meisten  Kulturstaaten  —  in  Deutschland  den 
den  Reichsangehörigen  selbst  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
zugesicherten,  wie  wir  gesehen  haben,  recht  weitgehenden' 
Schutz.  Es  ist  deshalb  gewiss  nur  ein  berechtigtes  Verlangen, 
dass  ein  gleicher  Schutz  auch  in  den  übrigen  Staaten  ge- 
schaffen wird,  damit  er  dort  den  Angehörigen  des  Deutschen 
Reichs  und  auch  der  übrigen  ünionsstaaten  zuteil  werde. 

Ich  gestatte  mir  daher,  Dinen  folgende 

Leitsätze 
zn  unterbreiten: 

I. 

Es  ist  wünschenswert,  dass  in  jenen  Staaten,  in 
welchen  die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
gesetzlich  noch  nicht  geregelt  ist,  ein  Spezialgesetz  zu 
diesem  Zwecke  erlassen  wird. 
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II. 

Das  deutsche  Reichsgesetz  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  vom  7.  Juni  1909  hat  diese  Frage  im  we- 
sentlichen in  befriedigender  Weise  gelöst.  Nach  dessen 
Vorgang  ist  daher  zu  verlangen: 

1.  dass  an  die  Spitze  des  einschlägigen  Gesetzes 
eine  sogenannte  Generalklausel  gestellt  wird,  welche 
verbietet,  dass  im  geschäftlichen  Verkehr  zu  Zwecken 
des  Wettbewerbs  Handlungen  vorgenommen  werden, 
die  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen, 

2.  dass  neben  dieser  Generalklausel  die  Regelung 
besonderer  typischer  Fälle  stattfindet  und  zwar  vor  allem 

a)  der  Ausschreitungen  im  Reklamewesen, 

b)  des  Ausverkaufswesens, 

c)  der  Quantitätsverschleierung, 

d)  der  Geschäftsanschwärzung, 

e)  des  Missbrauchs  fremder  Namen,  Firmen  und 
sonstiger  Geschäftsbezeichnungen, 

f)  des  Schmiergelderunwesens, 

g)  des  Verrats  sowie  der  unbefugten  Verwertung 
von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen, 

3.  dass  dem  Verletzten  gegenüber  dem  Verletzen- 
den sowohl  ein  ünterlassungs-,  wie  ein  Schadenersatz- 
anspruch eingeräumt  wird, 

4.  dass  diejenigen  Handlungen,  welche  eine  vor- 
sätzliche Verfehlung  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
enthalten,  unter  Strafe  gestellt  werden, 

5.  dass  die  auf  Antrag  des  Verletzten  eintretende 
Strafv^erfolgung  zwar  regelmässig  im  Privatklageverfah- 
ren erfolgt,  dass  aber  dann,  wenn  ein  öffentliches  In- 
teresse vorliegt,  die  öffentliche  Klage  erhoben  wird, 
wobei  die  Frage,  ob  ein  öffentliches  Interesse  gegeben 
ist,  nicht  engherzig  beantwortet  werden  darf, 

6.  dass  sowohl  dem  Verletzten,  wie  auch  dem  grund- 
los in  Anspruch  Genommenen  oder  Verfolgten  die  Be- 
fugnis zur  Veröffentlichung  des  zu  seinen  Gunsten  er- 
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gangenen  Erkenntnisses  in  möglichst  weitem  Umfange 
eingeräumt  wird, 

7.  dass  zum  wirksamen  Schutze  gegen  Verletzun- 
gen seitens  der  Mitbewerber  der  Erlass  einstweihger 
Verfügungen  erleichtert,  gleichzeitig  aber  auch  dem- 
jenigen, der  mutwillig  solche  Verfügungen  veranlasst, 
die  Pflicht  zum  Schadenersatz  auferlegt  wird,  und 

8.  dass  die  Verjährungsfristen  sowohl  für  die  zivil- 
wie  die  strafrechtUche  Verfolgung  möglichst  kurz  be- 
messen werden. 

in. 

Die  Verhältnisse  der  Presse  erheischen  eine  be- 
sondere Berücksichtigung. 

Die  für  den  Inhalt  eines  Presserzeugnisses  verant- 
wortlichen Personen  sollen  sowohl  auf  Unterlassung 
wie  auf  Schadenersatz  nur  dann  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  wenn  ihnen  ein  schuldhaftes  Verhalten 
bei  einem  Verstoss  gegen  die  einschlägigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  nachgewiesen  wird. 

Für  die  in  einem  geschäftUchen  Betriebe  von  einem 
Angestellten  oder  Beauftragten  vorgenommenen,  gegen 
das  Gesetz  verstossenden  Handlungen  soll  grundsätzlich 
der  Geschäftsinhaber  auf  Unterlassung  und  Schaden- 
ersatz in  Anspruch  genommen  werden  können.  Dieses 
Prinzip  darf  jedoch  nicht  überspannt  werden,  und  die 
Haftung  des  Geschäftsinhabers  muss  daher  dann  in 
WegfaU  kommen,  wenn  er  nachzuweisen  in  der  Lage 
ist,  dass  ihn  ein  Verschulden  für  die  Verfehlungen  des 
Angestellten  oder  Beauftragten  nicht  trifft.  (Lebhafter 
Beifall.) 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Wir  danken  dem  g.  Herrn  Referenten  aus  Deutschland 
für  seinen  überaus  gediegenen  Vortrag.  Ich  schlage  nun  vor 
unsere  Mittagspause  eintreten  zu  lassen  und  die  Berathungen 
Nachmittags  V:;^  Uhr  fortzusetzen  (Zustimmung). 
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Nachmittags-Sitzung. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Wir  nehmen  die  Verhandlungen  wieder  auf  und  ich 
erteile  Sr.  Exz.  Dr.  von  Wittek  das  Wort  zur  Erstattung  sei- 
nes Referates. 

Ref.  Exz.  Dr.  von  Wittek: 

Hochansehnliche  Versammlung ! 

Nach  den  ausserordentlich  eingehenden  und  instruk- 
tiven Erläuterungen,  die  der  sehr  geehrte  Herr  Kollege 
Justizrat  Dr.  Kahn  vom  Standpunkte  der  deutschen  Gesetz- 
gebung uns  gebracht  hat,  darf  ich  mich  wohl  ganz  kurz 
fassen  und  mich  darauf  beschränken,  nur  im  alleräussersten 
Umrisse  die  Gesichtspunkte  darzulegen,  von  denen  ich  mich 
bei  der  Aufstellung  der  Leitsätze,  die  mein  gedrucktes  Refe- 
rat abschliessen,^  habe  leiten  lassen. 

AUgemein  ist  das  Empfinden,  dass  die  ehrliche  Arbeit 
gegen  das  schleichende  Gift  des  unlauteren  Wettbewerbes 
geschützt  werden  soll.  Dass  nicht  bloss  materielle  Güter,  son- 
dern auch  immaterielle  Güter,  die  gewerbliche  und  die  indu- 
strielle Eigentumssphäre,  der  Kundenkreis,  das  gute  Renommee, 
die  speziellen  Einrichtungen,  die  durch  das  Talent  in  einem 
Betriebe  geschaffen  worden  sind,  geschützt  werden  sollen, 
ist  ein  allgemeiner  Wunsch,  der  am  allerlautesten  aus  den 
Kreisen  von  Industrie  und  Gewerbe  ertönt.  Das  allgemeine 
Empfinden  geht  dahin,  diese  Güter  des  gesetzlichen  Schutzes 
teilhaftig  zu  machen.  Den  Ausdruck  dieses  allgemeinen  Em- 
pfindens finden  wir  in  den  Staatsverträgen  der  internationa- 
len Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  in  wel- 
chen bekanntlich  alle  Vertragsstaaten  zugesagt  haben,  die 
nötigen  Massregeln  zu  treffen,  damit  ihre  Angehörigen  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  geschützt  werden. 

Die  Wege,  auf  denen  man  zu  einem  Schutze  dieser 
Güter  gelangen  kann,  sind  den  Staaten,  die  hier  vertreten 
sind,  durch  die  deutsche  Gesetzgebung  vorgezeichnet.  Es 
handelt  sich  darum,  ein  Spezialgesetz  zu  schaffen,  wie  es  in 

^  Das  Referat  ist  im  Anhan«,  Seite  264  abgedruckt. 
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Deutschland  besteht.  Ein  solches  Spezialgesetz  wird  als  not- 
wendig erkannt,  um  namentlich  feste  Grundlagen  für  die 
Judikatur  der  Gerichte  zu  schaffen. 

Es  ist  ausserordenthch  interessant  und  für  uns  erfreu- 
lich, dass  auch  Belgien,  ein  Land,  in  welchem  der  Code  civil 
gut,  sich  dem  Wunsche  nach  einer  Spezialgesetzgebung  an- 
geschlossen hat,  wie  ihn  unsere  geehrten  Kollegen  aus  Bel- 
gien in  ihren  Anträgen  zum  Ausdruck  gebracht  haben  und 
der  auch  in  dem  Gesetzentwoirfe  verkörpert  ist,  der  von  Seite 
der  belgischen  Regierung  für  die  parlamentarische  Behand- 
lung vorbereitet  ist. 

Die  Rückwirkung  der  Gesetzgebungen  namenthch  auch 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Österreich-Ungarn  ist 
ja  eine  reziproke.  Die  Anregungen,  die  in  der  Gesetzgebung 
wie  in  der  Wissenschaft  zwischen  Deutschland  und  Österreich 
und  Ungarn  hin-  und  hergehen,  kommen  einmal  hier,  einmal 
dort  früher  zum  Durchbruch.  So  ist  beispielsw^eise  die  Ein- 
führung der  Generalklausel  zuerst  in  dem  österr.  Gesetzen- 
wurf, den  das  Abgeordnetenhaus  schon  im  Jänner  1907  zum 
Beschlüsse  erhoben  hat,  realisiert  worden. 

Die  Bestrebungen  und  Wünsche  gehen  hier  eigenthch 
von  einem  grundlegenden  Gedanken  aus.  Es  soll  nämlich 
durch  die  Gesetzgebung  ausgesprochen  werden,  dass  Hand- 
lungen, die  mit  den  guten  Sitten  im  Geschäftsverkehre,  mit 
Treu  und  Glauben  unvereinbar  sind,  fortan  als  rechtswidrige 
Handlungen  betrachtet  werden  sollen,  welche  Rechtsfolgen 
nach  sich  ziehen,  Rechtsfolgen  zivilrechtHcher  und  straf- 
rechthcher  Natur.  Die  zivilrechtlichen  Folgen  bestehen  in 
dem  Antrage  auf  Unterlassung  und  auf  Schadenersatzan- 
spruch, ausserdem  sind  auch  strafrechtliche  Remeduren  nach 
allgemeiner  Übereinstimmung  als  notwendig  erkannt.  Die 
strafrechthche  Remedur  besteht  darin,  dass  die  mit  einem 
dolus  verbundenen  verbotenen  Handlungen  des  unlauteren 
Wettbewerbes  der  strafgerichtlichen  Ahndung  zu  unter- 
ziehen sind. 

Schon  dieser  Umstand  lässt  es  als  ganz  unausweichUch 
erscheinen,  dass  man  neben  der  Proklamierung  des  allge- 
meinen   Grundsatzes    der    Gleichstellung   sittenwidriger   mit 
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den  rechtswidrigen  Handlungen  in  der  Gesetzgebung  auch 
den  Tatbestand  kasuistisch  normieren  muss.  Der  Rechtsgrund- 
satz „nulluni  crime  sine  lege"  führt  von  selbst  dazu,  sich 
mit  konkreteren  Begriffsbestimmungen  zu  befreunden,  als 
sie  in  einem  allgemein  ausgesprochenen  Rechtssatz  enthalten 
sind.  Aber  auch  auf  dem  zivilrechtlichen  Gebiete  erscheint 
es  dringend  wünschenswert,  dass  eine  allgemeine  Sanktion 
der  verbotenen  Tathandlungen  des  unlauteren  Wettbewerbes 
durch  eine  Reihe  spezieller,  kasuistisch  aufgezählter  Tat- 
bestände illustriert  werde,  namentlich  deshalb,  um  eine  mög- 
lichste Gleichförmigkeit  der  Rechtssprechung  in  diesen  Fällen 
zu  erzielen. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  in  meinen  Vorschlägen  einen 
Schritt  ^veiterzugehen  und  eine  internationale  Fühlungnahme, 
eine  internationale  gegenseitige  Evidenzhaltung  der  Recht- 
sprechung in  den  verschiedenen  Ländern  vorzuschlagen,  wo- 
durch erreicht  werden  soll,  dass  die  kasuistischen  Tat- 
bestände, die  möglicherweise  durch  die  unerschöpfliche 
Erfindungsgabe  des  unlauteren  Wettbewerbs  modifiziert  oder 
erweitert  werden  können,  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Durchsicht 
und  Revision  und  eventuell  einer  Ergänzung  unterzogen 
werden.  Dies  sind  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  ich  in 
meinen  Leitsätzen  aufgestellt  habe. 

Vielfach  lehnen  sie  sich  an  die  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen Gesetzentwurfes,  resp.  an  den  Beschluss  des  Ab- 
geordnetenhauses an,  und  für  diese  hat  wieder  das  deutsche 
Gesetz  als  VorbUd  gedient. 

Ich  möchte  bloss  noch  ein  paar  Worte  über  einzelne 
Punkte  vorbringen,  die  im  Referate  des  sehr  geehrten  Herrn 
Justizrates  Dr.  Kahn  ausführlicher  erörtert  worden  sind. 

Wir  —  ich  darf  wohl  sagen  wir,  da  die  beiden  Herren 
Kollegen  in  merito  mit  meinen  Vorschlägen  sich  einverstan- 
den erklärten  —  befinden  uns  in  voller  Übereinstimmung 
darüber,  dass  die  Behandlung  der  Presse  eine  spezielle  sein 
müsse.  Es  geht  nicht  an,  die  allgemeinen  Gesetze  über  die 
Verantwortlichkeit  ganz  einfach  auf  die  Presse  anzuwenden, 
sondern  man  muss  sich,  namentlich  auch  bezüglich  der  Fach- 
presse, eine  gewisse  Reserve  auferlegen.  Daher  habe  ich  vor- 
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geschlagen,  die  allgemeinen  Grundsätze  betreffend  die  Ver- 
antwortlichkeit wesenthch  einzuschränken  und  zw.  auf  solche 
Publikationen,  bei  welchen  ein  Verschulden  von  selten  des 
Herausgebers  nachgewiesen  werden  kann. 

Der  zweite  Punkt,  in  dem  ich  dem  geehrten  deutschen 
Herrn  Referenten  mit  besonderer  Wärme  zustimme,  betrifft 
die  Herkunftsbezeichnung.  Wir  in  Österreich  haben  es  recht 
unangenehm  empfunden,  dass  gewisse  Herkunftsbezeichnun- 
gen, die  wir  immer  als  solche  verstanden  haben,  und  die 
nicht  eine  blosse  Qualitätsbezeichnung  sind,  in  der  Judikatur 
des  Deutschen  Reiches  anders  behandelt  werden. 

Ich  möchte  nun  einen  Punkt  berühren,  wo  mein  unga- 
rischer Herr  Kollege  und  ich  formell  mit  dem  Herren  Kolle- 
gen aus  dem  Deutschen  Reiche  nicht  ganz  übereinstimmen ; 
wir  hoffen  aber  doch,  dass  sich  im  weiteren  Verlaufe  eine 
Übereinstimmung  wird  erzielen  lassen.  Ich  meine  die  etwas 
odiose  Aufzählung  des  Unwesens  der  Schmier-  oder  Be- 
stechungsgelder unter  den  kasuistisch  enumerierten  Delikten 
des  unlauteren  Wettbewerbes.  Gewiss  können  die  Worte 
nicht  scharf  genug  gewählt  werden,  um  den  Unfug  und  die 
Abscheulichkeit  derartiger  Umtriebe  und  Machinationen  zu 
kennzeichnen.  W^enn  dessenungeachtet  in  meinen  Vorschlä- 
gen eine  spezielle  Enumeration  dieses  Punktes  fehlt,  so  be- 
deutet dies  nicht,  dass  derartige  Handlungen  des  unlauteren 
Wettbewerbes,  welche  —  wenn  auch  nicht  strafrechtlich  ver- 
pönt —  doch  unter  die  allgemeine  Begriffsbestimmung  fallen, 
nicht  auch  von  der  allgemeinen  suppletorischen  Klausel  ge- 
troffen und  dementsprechend  geahndet  werden  sollen.  Aber 
gegen  die  Aufzählung  liegt  insoferne  ein  Bedenken  vor,  als 
eine  Begriffsbestimmung  dieses  im  Dunkeln  schleichenden 
Unfuges  ausserordentlich  schwierig  ist  und  eine  nach  allen 
Richtungen  ganz  befriedigende  Definition  noch  nicht  gefun- 
den werden  konnte.  In  zwei  amerikanischen  Staaten  ist  aller- 
dings ein  derartiges  Gesets  erlassen  worden  und  auch  in 
England  ist  ein  spezielles  Gesets  gegen  die  Korruption  er- 
gangen. Über  die  richtige  Begriffsbestimmung  und  Abgren- 
zung des  Umfanges  dieser  Deliktshandlungen  gegenüber  den 
mehr  oder  weniger   mit  örtlichen  Gewohnheiten  zusammen- 
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hängenden  Liberalitäten,  die  eigentlich  Niemand  darunter 
verstanden  wissen  wollte,  haben  sich  Differenzen  ergeben. 
Das  ist  der  Grund,  warum  die  spezielle  Anführung  dieses 
Punktes  in  unserer  Kasuistik  unterblieben  ist.  Anderseits 
stehen  wir  nach  wie  vor  auf  dem  Standpunkt,  dass  einer- 
seits das  Strafgesetz,  anderseits  die  Generalklausel  auf  wirk- 
liche Ungehörigkeiten  solcher  Art  in  vollem  Umfange  An- 
wendung finden  soll. 

Ich  darf  mit  diesen  kurzen  Bemerkungen  mein  Referat 
schliessen  und  erlaube  mir,  der  hochansehnlichen  Versamm- 
lung zu  empfehlen,  den  in  meinem  gedruckten  Referate  an- 
geführten Leitsätzen  zuzustimmen.  (Lebhafter  Beifall  und 
Händeklatschen). 

Ref.  Ministerialrat  Dr.  v.  Emich: 

Eure  Hoheit!  Exzellenz!  Meine  Herren! 

Nach  den  Ausführungen  des  Herrn  Justizrates  Dr.  Kahn 
und  Seiner  Exzellenz  v.  Wittek  bin  ich  in  der  angenehmen 
Lage,  mich  kurz  fassen  zu  können. 

Ich  möchte  darauf  hinweisen,  dass  obzwar  in  Ungarn 
schon  eine  ganze  Reihe  gesetzlicher  Bestimmungen  bestehen, 
die  einen  entsprechenden  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
zusichern:  schon  vor  Jahren  in  weiten  Kreisen  des  Wirt- 
schaftslebens der  Ruf  nach  einem  direkt  gegen  den  unlaute- 
ren Wettbewerb  gerichteten  Spezialgesetze  laut  wurde  und 
dass  man  forderte,  es  womöglich  schon  in  der  nächsten  Zeit 
in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Es  dürfte  die  geehrte  Kon- 
ferenz interessieren  zu  erfahren,  warum  das  Zustandekommen 
dieses  Spezialgesetzes,  das  schon  im  Jahre  1900  den  Gegen- 
stand einer  grossangelegten  Fach-Enquete  gebildet  hat,  bis- 
her dennoch  eine  so  grosse  Verzögerung  erfahren  hat.  Diese 
ist  auf  eine  Stellungnahme  aller  in  Betracht  kommenden 
Faktoren  zurückzuführen,  die  vollkommen  denselben  Er- 
wägungen entspricht,  die  die  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine dazu  veranlasst  haben,  sich  mit  der  Festlegung  jener 
Leitsätze  zu  befassen,  die  den  einzelnen  gegenständlichen  Ge- 
setzen der  mitteleuropäischen  Staaten  zugrundezulegen  wären. 

Sowohl  in  Ungarn  wie  in  Österreich  drang  nämlich  die 
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Auffassung  durch,  dass  aus  einer  speziellen  und  strengen 
Regelung  und  aus  den  damit  verbundenen  schärferen  Ver- 
boten dem  Schutze  gegen  unlauteren  Wettbewerb  erst  dann 
Vorteile  erwachsen  können,  wenn  diese  Regelung  in  beiden 
Staaten  gleichzeitig  in  Kraft  tritt  und  zwar  auf  Grund  überein- 
stimmender Prinzipien. 

Es  gereicht  mir  zur  Genugtuung,  konstatieren  zu  kön- 
nen, dass  der  ungarische  Referentenentwurf,  den  die  Regie- 
rung im  Jahre  1907  veröff  enthcht  hat  und  der  bezüghch  seiner 
Prinzipien  sympathische  Aufnahme  gefunden  hat,  in  voller 
Übereinstimmung  mit  jenen  Leitsätzen  ist,  die  seitens  Exz. 
von  Witteks   vorgeschlagen  wurden. 

Der  ungarische  Regierungsentwurf,  der  heute  noch  nicht 
als  ein  definitiver  angesehen  werden  kann,  steht  auf  demsel- 
ben Standpunkt  wde  die  deutsche  Legislation,  nämlich,  dass 
das  Gesetz  in  erster  Linie  vollen  Schutz  gegen  sämtUche 
Gestalten  des  unlauteren  Wettbewerbes  durch  eine  General- 
Bestimmung  zu  sichern  habe  und  neben  dieser  aber  auch 
eine  kasuistische  Umschreibung  sämtlicher  typischer  Er- 
scheinungsformen enthalten  müsse,  schon  damit  das  Gebiet, 
auf  welchem  Abweichungen  in  der  Rechtssprechung  der  Ge- 
richte an  den  Tag  treten  könnten,  eingeengt  werde,  solche 
womöglich  schon  von  vornherein  ausgeschlossen  seien.  Die 
Leitsätze,  die  ich  am  Schlüsse  meines  Berichtes  aufgestellt  habe, 
den  ich  über  den  gegenwärtigen  Stand  des  einschlägigen 
Rechtschutzes  in  Ungarn  verfasst  habe,  der  den  geehrten 
Teilnehmern  dieser  hochansehnlichen  Versammlung  nach 
seiner  Drucklegung  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  und  der 
seiner  Zeit  auch  in  die  Dokumentensammlung  unserer  Ver- 
handlungen aufgenommen  werden  dürfte^  entsprechen  daher 
jenen  Leitsätzen,  die  Herr  Juztizrat  Dr.  Kahn  festgestellt  hat, 
vollkommen  bis  auf  den  Antrag,  auch  das  Schmiergelderun- 
sen  als  strafbare  Handlung  des  unlauteren  Wettbewerbes  zu 
qualifizieren. 

Die  Gründe,  aus  welchen  ich  mich  der  Stellungnahme 
Exzellenz  v.  Witteks  anschliessend,  ebenfalls  gegen    die  Auf- 

'  Siehe  Anhang,  Seite  331. 
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nähme  dieser  eben  genannten  Erscheinungsform  in  die  Reihe 
der  typischen  Gestalten  ausspreche,  haben  die  Herren  aus 
dem  Munde  Sr.  Exzellenz  gehört.  Ich  erbhcke  eine  vollstän- 
dige, gesicherte  Rechtshilfe  in  der  Generalklausel,  die  einem 
jeden  den  Anspruch  auf  Unterlassung  und  Schadensersatz 
zusichert. 

Indem  ich  mich  also  zu  den  Leitsätzen  Sr.  Exz.  bekenne, 
muss  ich  auch  noch  konstatieren,  dass  diese  Leitsätze  auch 
jenen  Gesichtspunkten  vollkommen  entsprechen,  die  der  bel- 
gische Bruderverein  in  seinem  Elaborat  angeführt  hat.  Die 
Vorschläge  Exzellenz  v.  Wittek's  gehen  weiter  als  die  bel- 
gischen Vorschläge,  sie  stehen  aber  zu  letzteren  in  keinem 
Gegensatze  und  entsprechen  dabei  auch  den  deutschen  Vor- 
schlägen mit  der  schon  erwähnten  einzigen  Abweichung, 
betreffend  die  Aufzählung  der  typischen  Formen  des  un- 
lauteren Wettbewerbes. 

Falls  also  der  Herr  Referent  des  deutschen  Bruderverei- 
nes in  der  Lage  wäre,  sich  den  Anträgen  Sr.  Exzellenz  v, 
Wittek  ebenfalls  anzuschhessen,  und  die.^;  Regelung  des 
Schmiergelderunwesens  in  Frage  der  unterschiedlichen  Be- 
urteilung ausgeschaltet  würde,  so  wären  die  Vorbedin- 
gungen für  eine  einhellige  Beschlussfassung  gegeben  und 
ich  möchte  diesfalls  der  geehrten  Versammlung  die  von 
Sr.  Exzellenz  v.  Wittek  formulierten  Leitsätze  zur  Annahme 
anempfehlen. 

Dr.  V.  Dorn : 

Es  ist  ausserordentlich  zu  begrüssen,  dass  sich  die  ver- 
schiedenen Referenten  auf  einheithche  Leitsätze  geeinigt  ha- 
ben, so  dass  die  Diskussion  über  diese  Vorlage  sich  recht 
einfach  gestalten  kann.  Ich  hätte  nur  ein  Bedenken,  dem  aber 
vielleicht  durch  Einfügen  eines  kleinen  Wortes  Rechnung 
getragen  werden  könnte.  Die  Bestimmung  des  Punktes  13 
scheint  mir  etwas  zu  leicht  genommen,  so  dass  Gefahr  vor- 
handen ist,  dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  über  den  un- 
lauteren Wettbewerb  selbst  für  einen  unlauteren  Wettbewerb 
missbraucht  wird.  Wenn  einer  hergeht  und  sagt,  der  andere 
habe  einen  unlauteren  Wettbewerb  begangen  und  wenn  er 
vielleicht  die  Beschlagnahme  von  Waren  oder  eine  gericht- 
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liehe  Untersuchung  durchsetzt,  so  ist  demjenigen,  der  da- 
durch fälschlich  in  einen  Verdacht  gebracht  wurde,  durch- 
aus nicht  damit  gedient,  wenn  hinterher  veröffentlicht  wird, 
das  alles  sei  nicht  wahr  gewesen.  Ich  glaube,  dass  das  ge- 
straft werden  muss.  Hier  steht  „geahndet".  Ich  möchte  die 
Einfügung  der  Worte:  „eventuell  durch  eine  empfindliche 
Mutwillenstrafe".  Es  ist  doch  mut^villig,  wenn  einer  in  solcher 
Weise  vorgeht;  der  müsste  wirklich  bestraft  werden.  (Zu- 
stimmung.) 

Ich  möchte  noch  eine  andere  Bemerkung  daran  knüp- 
fen, die  vieUeicht  über  das  Thema  und  diese  Anträge  hin- 
ausgeht. Der  unlautere  Wettbewerb  ist  ein  Vorgang,  der  lei- 
der nicht  bloss  im  gewerblichen  Leben  zu  finden  ist,  son- 
dern in  allen  menschlichen  Beziehungen  in  grossem  Umfange 
ausgebildet  ist.  (Zustimmung.)  Wohin  wir  auch  schauen,  wer- 
den wir  unlauteren  Wettbewerb  finden.  Wenn  es  sich  um 
die  Besetzung  einer  Stelle  in  der  Regierung  handelt  und 
wenn  einer  eine  einflussreiche  Tante  hat,  so  wird  er  zuweilen 
über  einen  anderen,  mehr  befähigten,  aber  minder  gut  pro- 
tegierten Mitbewerber  den  Sieg  davon  tragen.  Ist  das  nicht 
unlauterer  Wettbewerb?  (Sehr  richtig.) 

Betrachten  wir  die  Wahlen.  Bei  den  Wahlen  hören  Sie 
alle  möglichen  Äusserungen  und  unmöglichen  Aussprechun- 
gen, auch  im  letzten  Augenblike  ausgestreute  und  daher  nicht 
mehr  widerlegbare  Verleumdungen  des  Gegenkanditaten.  Das 
ist  doch  auch  unlauter  in  allerhöchstem  Grade. 

Ich  möchte  sogar  noch  weitergehen  und  darauf  hinwei- 
sen, dass  selbst  in  der  Gesetzgebung  unlauterer  Wettbewerb 
vorkommt.  Mächtige  Interessentengruppen  können,  wie  Bis- 
marck  sagte,  die  Klinke  der  Gesetzgebung  in  der  Kand  ha- 
ben. Sie  machen  sich  dann  die  Gesetze,  was  entschieden 
einen  unlauteren  Wettbewerb  darstellt,  wenn  sie  sich  dadurch 
Macht  und  Vorzüge  und  Vorteile  verschaffen,  die  ihre  wirt- 
schaftliche Position  künstlich  stärken,  —  allerdings  ist  häu- 
fig diese  Art  von  unlauterem  Wettbewerb  weniger  gegen 
kommunierende  Produzenten,  als  gegen  die  Interessen  der 
Konsumenten  gerichtet.  Leider  kann  man  in  dieser  Beziehung 
der  Gesetzgebung  keine  Schranken  setzen,  solange  nicht  die 


81 

Konsumenten-Interessen  sich  entsprechende  Geltung  bei  den 
Wahlen  verschaffen  können. 

Aber  auch  die  Administration  kann  unter  Umständen 
unlauteren  Wettbewerb  begehen,  nämlich  dadurch,  dass  sie 
die  behördlichen  Machtmittel,  die  ihr  in  die  Hand  gegeben 
sind,  dazu  verwendet,  um  geschäftliche  Unternehmungen,  die 
sie  selbst  betreibt,  zu  begünstigen  und  um  die  Konkurrenz- 
bedingungen für  Privatunternehmer  zu  schädigen.  Wir  wis- 
sen doch  alle,  in  welcher  Weise  z.  B.  die  Staatseisenbahnen 
konkurrierende  Linien  drangsalieren.  Sie  zwingen  sie  zu 
Verkehrsteilungen,  sie  verhindern  sie  sogar  unter  Umstän- 
den, dem  Verfrachter  gewisse  Vorteile  einzuräumen,  bloss 
um  die  Einträglichkeit  der  eigenen  Bahnen  zu  heben. 

Es  gibt  aber  auch  andere  staatliche  Unternehmungen.  Ich 
habe  z.  B.  kürzlich  gelesen,  dass  hier  in  Ungarn  von  einem 
Magnatenhausmitglied  darüber  Klage  geführt  worden  ist,  dass 
die  staatlichen  Maschinenfabriken  den  privaten  Fabriken  eine 
Konkurrenz  machen,  die  nicht  auf  einer  natürlichen  Grund- 
lage beruht. 

Es  kommt  ferner  vor,  dass  z.  B.  eine  Gemeinde  eine 
Bierbrauerei  betreibt.  Die  Gemeinde  ist  aber  gleichzeitig 
Gewerbebehörde  und  dadurch  hat  sie  eben  die  Macht  über 
alle  Wirte.  Ein  Wirt  will  Tische  aufs  Trottoir  hinaussteUen ; 
man  wird  es  ihm  nur  dann  gestatten,  wenn  er  das  Bier  der 
Gemeinde  nimmt.  Oder  eine  Gemeinde  hat  ein  Elektrizitäts- 
werk. Da  kann  sie  jenen,  die  von  einer  Privatgesellschaft 
Elektrizität  beziehen  wollen,  grosse  Schwierigkeiten  bereiten. 
Ein  solches  Vorgehen  bedeutet  entschieden  einen  Missbrauch 
gegenüber  konkurrierenden  Unternehmungen. 

Ich  nenne  unlauteren  Wettbewerb  das  Vorgehen,  dass 
in  die  Frage  des  natürlichen  Wettbewerbes,  der  sich  ledig- 
lich auf  die  Qualität  und  den  Preis  der  Leistungen  beziehen 
soll,  ein  fremdes  Element  eingeführt  wird,  welches  diese  Ver- 
hältnisse trübt  und  als  Machtmittel  gegenüber  dem  Schwä- 
cheren angewendet  wird.  Wir  können  hier  ja  nicht  ein  darauf 
bezügliches  Gesetz  vorschlagen,  weil  das  eine  zu  elastische 
Frage  ist.  Wir  haben  aber  nicht  nur  das  Bestreben,  den  un- 
lauteren Wettbewerb,  wo   immer   er   sich   im   gewöhnhchen 
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Gewerbsleben  zeigt,  zu  beseitigen,  sondern  wir  sollen  auch 
das  moralische  Moment  hervorheben.  Die  ganze  Tendenz 
geht  ja  dahin,  den  unlauteren  Wettbewerb  als  unmorahsch  zu 
stigmatisieren,  und  das  MögUchste  zu  tun,  um  ihn  zu  beseitigen. 

Es  wäre  gut,  wenn  das  Plenum  dieser  Konferenz  Ein- 
fiuss  nach  aussen  hin  ausüben  und  sich  gegen  solche  Miss- 
bräuche aussprechen  würde,  wie  sie  z.  B.  in  der  Agitation 
zum  Ausdruck  kommen. 

Die  vorliegenden  Vorschläge  sind  sehr  sanft  und  mild. 
Es  wäre  daher  doch  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Behörden 
selbst  nicht  ein  schlechtes  Beispiel  geben,  dass  sie  nicht 
selbst  et^vas  tun  dürfen,  was  sie  bei  Privaten  verbieten  und 
als  unmoralisch  erklären. 

Ich  möchte  also  als  Zusatz  beantragen :  „Es  wäre 
übrigens  dringendst  zu  wünschen,  dass  öffentliche  Verwal- 
tungen (Staat  und  Gemeinden),  welche  geschäftliche  Unter- 
nehmungen betreiben,  im  Interesse  der  Stärkung  des  allge- 
meinen Rechtsgefühles  es  unterlassen,  durch  missbräuchliche 
Anwendung  behördlicher  Machtmittel  im  Geschäftsbetrieb 
die  Konkurrenzbedingungen  zu  Ungunsten  der  Privatunter- 
nehmungen künstlich  zu  verschieben". 

Damit  sprechen  wir  die  Überzeugung  aus,  dass  solche 
Handlungen  durchaus  unmoralisch  sind.  Vielleicht  ist  es 
sehr  nützlich,  wenn  das  öffentlich  ausgesprochen  wird. 
(Lebhafter  Beifall.) 

Regierungsdirektor  v.  Rasp-München : 

Wir  haben  in  Deutschland  ein  schönes  Schauspiel  mit 
der  öffentlichrechtlichen  Versicherung.  Ich  spreche  nicht 
von  der  Feuerversicherung,  die  ein  alt  begründetes  Institut 
in  Preussen  und  auch  in  Bayern  ist.  Ich  meine  die  Lebens- 
versicherung, die  mit  der  Privat  Versicherung  in  Konkurrenz 
getreten  ist  und  gegen  die  uns  ein  Kampf  aufgenötigt  ist,  der 
schon  zur  Klagestellung  wegen  unlauteren  Wettbewerbes 
geführt  hat.  Wie  es  im  gewöhnlichen  Gewerbsbetriebe  geschieht, 
so  geschieht  es  auch  hier.  Es  werden  Vergleiche  aufgestellt 
und  in  die  Welt  hinausgesendet.  Darin  sucht  man  die  Privat- 
versicherung als  minderwertig  hinzustellen.  Die  öffentlich-recht- 
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liehe  Versicherung  weist  darauf  hin,  dass  bei  ihr  die  Ver- 
sicherung so  viel  kostet,  d.  h.  billiger  ist,  während  sie  bei 
den  privaten  Gesellschaften  so  und  so  viel  kostet.  Dabei  unter- 
lässt  man  aber  beizufügen,  dass  die  Privatgesellschaften  alle 
reichliche  Dividenden  an  ihre  Versicherten  verteilen,  wodurch 
die  Prämie  ganz  erheblich  vermindert  wird. 

Ich  weiss,  dass  zur  Zeit  zwei  oder  drei  der  Gesellschaften 
in  Deutschland  gegen  die  öffentlich-rechtliche  Lebensver- 
sicherung —  diese  schöne  Errungenschaft  im  neuen  Jahr- 
hundert —  Klage  wegen  unlauteren  Wettbewerbes  führen. 
Ich  weiss  aber  nicht,  was  für  einen  Erfolg  die  Klage  nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  haben  wird. 
Jedenfalls  ist  es  im  Interesse  des  privaten  Versicherungs- 
gewerbes, wenn  die  vorgeschlagene  Resolution  angenommen 
wird.  Ich  wäre  Ihnen  sehr  dankbar,  wenn  Sie  Ihre  Zustimmung 
namentlich  auch  zum  letzten  Zusatz  geben  würden.  (Beifall.) 

Dr.  Julius  Ullman: 

Die  Differenz  wegen  des  Schmiergelderunwesens  ist 
durch  die  letzte  Erklärung  des  Herrn  Justizrates  Dr.  Kahn 
nicht  vollständig  ausgetragen,  daher  möchte  ich  einen  Ver- 
mittlungsvorschlag machen.  Da  sich  in  Österreich  und  Deutsch- 
land die  massgebenden  wirtschafthchen  Korporationen  für 
die  Behandlung  des  Schmiergelderunwesens  als  unlauteren 
Wettbewerb  ausgesprochen  haben,  können  wir  in  unserer 
Beratung  über  die  strafrechtliche  Behandlung  derartiger 
geschäftlicher  Untreue  nicht  einfach  hinweggehen.  Dies  wäre 
aber  der  Fall,  wenn  der  Punkt  f)  nach  dem  Antrage  des 
Herrn  Justizrates  entfallen  würde.  Nach  dem  Muster  der 
deutschen  Gesetzgebung  werden  ähnhche  Fälle  im  öster- 
reichischen Straf gesetzentwurf  als  geschäftliche  Untreue  behan- 
delt. Auch  das  Strafgesetz  des  Staates  New- York  sieht  in 
§  159  die  Korruption  von  Bevollmächtigten  und  Angestellten 
als  strafbare  Handlung  an.  Daher  wäre  es  wohl  passend,  wenn 
die  Tagung  erklärte,  dass  wir  aus  den  bereits  erörterten 
Gründen  wohl  nicht  für  die  Aufnahme  des  Leitsatzes  speziell 
betreffs  des  Schmiergelderunwesens  in  das  Spezialgesetz 
gegen   den   unlauteren  Wettbeverb   eintreten,  dass  wir  aber 
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empfehlen  —  und  da  erlaube  ich  mir,  Sr.  Exzellenz  einen 
entsprechend  formulierten  Antrag  zu  unterbreiten  —  dass  die 
Gesetzgebungen  der  einzelnen  Konferenzstaaten  die  krassen 
Fälle  der  geheimen  Provisionen  als  geschäftliche 
Untreue  in  ihren  allgemeinen  Strafgesetzen 
behandeln.  Wenn  wir  das  tun,  so  ist  hiemit  festgestellt,  dass 
mit  der  Weglassung  des  Abs.  f)  aus  dem  Antrage  des  ver- 
ehrten Herrn  Justizrates  durchaus  nicht  gesagt  wird,  dass  die 
strafrechtliche  Verfolgung  dieser  schweren  Fälle  von 
geschäftUcher  Korruption  von  einer  so  hochangesehenen 
Tagung  etwa  nicht  genehmigt  werde. 

Ich  erlaube  mir  daher,  diesen  Antrag  wärmstens  zu 
empfehlen.  Die  Herren  Referenten  Dr.  Kahn  und  Dr.  Em  ich 
haben  sich  im  Prinzip  damit  einverstanden  erklärt.  Ich  weiss 
noch  nicht,  wie  sich  Exz.  Wittek  dazu  stellt. 

Justizrat  Dr.  Kahn : 

Ich  möchte  zunächst  an  die  xiusführungen  der  beiden 
Herren  Berichterstatter  anknüpfen  und  bemerken,  dass  \vir, 
nachdem  wir  materiell  über  die  Anträge  einig  sind,  den 
Wunsch  haben,  auch  in  formeller  Hinsicht  der  Versammlung 
eine  Vorlage  zu  machen.  Ich  habe  mich  daher  entschlossen, 
meine  Leitsätze  zu  Gunsten  jener  von  Exz.  Wittek  zurück- 
zuziehen, denn  wir  sind  sachlich  vollkommen  einer  Meinung, 

Nun  möchte  ich  mit  kurzen  Worten  auf  einige  Bemer- 
kungen der  Debatteredner  zurückkommen. 

Herr  Dr.  von  Dorn  hat  mit  vollem  Rechte  verlangt, 
dass  derjenige,  der  durch  einen  Antrag  auf  provisorische 
Massnahmen  den  Konkurrenten  geschädigt  hat,  nicht  bloss 
mit  der  Abweisung  seiner  Klage  zu  strafen  ist,  sondern  auch 
alle  Folgen  seiner  Handlung  zu  tragen  und  den  zu  unrecht 
belangten  Konkurrenten  zu  entscliädigen  hat.  Bei  uns  im  Deu- 
tschen Reiche  geschieht  dies  bereits  durch  §  945  der  Z.  P.  O., 
welcher  bestimmt,  dass  dann,  wenn  ein  Arrest  oder  eine  einst- 
weilige Verfügung  sich  hinterher  als  ungerechtfertigt  erweist 
oder  aufgehoben  wird,  die  Partei,  welche  die  Anordnung 
erwirkt  hat,  verpflichtet  ist,  dem  Gegner  den  Schaden  zu 
ersetzen,   der   ihm   aus   der  Vollziehung   der    angeordneten 


85 

Massregel  oder  dadurch  entsteht,  dass  er  Sicherheit  leistet, 
um  die  Vollstreckung  abzuwenden  oder  die  Aufhebung  der 
Massregel  zu  erwirken. 

Das  trifft  wohl  im  wesentlichen  das,  was  Herr  Dr.  v 
Dorn  meint.  Ich  würde  aber  Bedenken  tragen,  ausdrücklich 
noch  eine  Mutwillenstrafe  aufzunehmen ;  eine  solche  ist  dem 
Deutschen  Recht  fremd,  meines  Erachtens  aber  auch  nicht 
erforderlich,  wenn  der  Verletzte  entschädigt  wird.  Was  die 
weiteren  Ausführungen  des  Herrn  Dr.  von  Dorn  bezüglich 
der  Konkurrenz  von  Gemeinden  und  sodann  die  von  Herrn 
Regierungsdirektor  von  Rasp  angeführte  Konkurrenz  der 
öffentlich-rechtlichen  Versicherungsanstalten  betrifft,  so  gebe 
ich  ohne  weiteres  zu,  dass  es  sich  hier  um  Erscheinungen 
handelt,  die  uns  allen  keine  besondere  Freude  bereiten.  Eine 
andere  Frage  ist  es  aber,  ob  diese  Misstände  in  Rahmen 
der  Gesetzgebung  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  bekämpft 
werden  sollen.  Das  möchte  ich  bezweifeln ;  denn  hier  handelt 
es  sich  doch  um  Dinge,  die  dem  unlauteren  Wettbewerb 
eigentlich  recht  fernliegen.  Im  übrigen  kann  man  darüber 
streiten,  ob  es  richtig  ist,  dass  der  Staat  oder  die  Gemeinde 
ein  Gewerbe  überhaupt  betreibt.  Wenn  sie  dies  aber  tun  und 
hiebei  irgendwelche  Handlung  vornehmen,  die  unlauter  ist, 
dann  unterliegen  sie  natürlich  ebenso  wie  jede  andere  juris- 
tische Person  den  Bestimmungen  des  Gesetzes.  Wenn  es  in 
Deutschland  nicht  gelungen  ist,  die  öffenthch-rechtlichen  Ver- 
sicherungsgesellschaftenauf Unterlassung  zu  belangen,  so  hängt 
dies  wohl  damit  zusammen,  dass  die  Gerichteden  Tatbestand  des 
Gesetzes  nicht  als  gegeben  erachten.  Ich  glaube  aber  hierauf 
nicht  weiter  eingehen  zu  soUen.  Es  würde  ja  auch  zu  weit 
führen,  dieses  und  ähnliches  in  die  Debatte  hereinzuziehen. 

Dem  Vorschlag  des  Herrn  Dr.  Uli  mann  stimme  ich 
gerne  zu.  Ich  bin  der  Überzeugung,  dass  das  Schmiergeld- 
unwesen durch  die  Gesetzgebung  bekämpft  werden  muss,  ob 
innerhalb  des  allgemeinen  Strafgesetzbuches  oder  im  Wege 
eines  Spezialgesetzes,  das  ist  eine  Frage  für  sich. 

Ich  kann  sohin  nur  wiederholt  die  Leitsätze  Sr.  Exz.  v. 
W  i  1 1  e  k  in  der  von  ihm  selbst  vorgeschlagenen  Modifikation 
zur  Annahme  empfehlen. 
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Ref.  Exz.  V.  Wittek: 

Vor  allem  möchte  ich  meinen  wärmsten  Dank  dem  ver- 
ehrten Herrn  Koreferenten  aus  dem  Deutschen  Reiche  Jus- 
tizrat Dr.  Kahn  aussprechen,  dass  er  die  Güte  gehabt  hat, 
trotz  einiger  Unstimmigkeiten,  die  sich  im  Text  der  Anträge 
bis  zuletzt  fortgesetzt  haben,  seine  freundhche  Zustimmung 
zu  meinen  Leitsätzen  zu  erldären.  Ich  füge  bei,  dass  selbst- 
verständlich eine  stihstische  Ausgleichung  dieser  kleinen 
Unstimmigkeiten  Sache  unserer  beiderseitigen  Bemühung 
sein  wird.  Es  liegt  bereits  ein  konkordierter  Text  vor,  den  ich 
dem  Herrn  Vorsitzenden  zu  überreichen  mir  erlauben  werde. 

Was  die  in  der  Debatte  vorgekommenen  Bemerkungen 
betrifft,  so  schliesse  ich  mich  vollinhaltlich  den  Ausführungen 
des  Justizrates  Dr.  Kahn  an.  Ich  möchte  dringend  bitten, 
auf  die  MutwiUensstrafe  zu  verzichten,  weil  sie  einem  Teile 
des  in  Betracht  kommenden  Rechtsgebietes  fremd  ist  und 
daher  in  einer  übereinstimmenden  Regelung  keinen  Platz 
findet. 

Ich  möchte  mich  ferner  wärmstens  der  ablehnenden 
Haltung  Dr.  Kahns  gegenüber  den  Anregungen  anschliessen, 
die  Herr  Dr.  v.  Dorn  in  so  drastischer  Weise  ausgeführt 
hat.  Die  von  ihm  erwähnten,  dem  unlauteren  Wettbewerbe 
verwandten  PJrscheinungen  liegen  ausserhalb  des  Bereiches 
unserer  Beratung.  Wir  haben  Vorsorgen  für  den  gewerb- 
lichen Eigentumsschutz  zu  beraten.  Hier  bewegen  wir  uns  auf 
dem  Gebiete  des  gewerblichen  und  industriellen  Eigentums, 
geleitet  von  rein  wirtschaftlichen  Erwägungen.  Was  in  das 
Gebiet  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Politik  gehört, 
sollte  aus  unseren  Beratungen  ausgeschlossen  sein.  Dafür 
gibt  es  andere  Mittel  der  Abhilfe,  falls  in  dieser  Minsicht 
Beschwerden  geltend  zu  machen  sind.  Es  steht  ja  jedermann 
frei,  die  Hilfe  der  für  solche  Beschwerden  zuständigen 
Behörden  und  Gerichtshöfe  anzurufen,  wie  auch  jene  HUfs- 
mittel  in  Anwendung  zu  bringen,  die  das  politische  Leben 
an  die  Hand  gibt. 

Dem  Vorschlag  des  Herrn  Dr.  Ullmann  kann  ich  nichts 
entgegensetzen,   ich   begrüsse   vielmehr  das   darin   gelegene 


87 


Entgegenkommen  und  würdige  seine  freundliche  Absicht, 
die  zwischen  den  Koreferenten  hergestellte  materielle  Ein- 
heit der  Leitsätze  nicht  alterieren  zu  wollen.  Ich  empfehle 
daher  seine  Resolution  zur  Annahme. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Die  Herren,  welche  die  Leitsätze  von  Exzellenz  Wittek 
mit  gewissen  Modifikationen  anzunehmen  bereit  sind,  glau- 
ben, dass  die  vorgelegten  Leitsätze  mit  diesen,  meistens 
nicht  das  Wesen  betreffenden,  sondern  mehr  stilistischen 
Modifikationen  angenommen  werden  können.  (Zustimmung.) 

Es  fragt  sich  nun,  ob  auch  die  Ergänzungen  bezw.  Modi- 
fikationen angenommen  werden,  die  Herr  Dr.  UUmann  und 
Dr.  V.  Dorn  beantragt  haben.  Zuerst  kommt  die  Modifikation 
des  Herrn  Dr.  UUmann,  wonach  geheime  Provisionen  und 
Schmiergelder  in  diesem  Zusammenhang  nicht  berührt  wer- 
den sollen.  Die  Misstände,  die  auf  diesem  Gebiete  vorkom- 
men, sollen  vielmehr  der  Strafgesetzgebung  überwiesen  wer- 
den. Ich  weiss  nicht,  ob  die  geehrte  Konferenz  diesen  Vor- 
schlag annimmt.  (Zustimmung.) 

Justizrat  Dr.  Kahn: 

Wenn  ich  Herrn  Dr.  UUmann  recht  verstanden  habe, 
so  soll  die  Schmiergeldfrage  offen  gelassen  werden.  Die  Forde- 
rung, dass  diese  Frage  überhaupt  nicht  geregelt  werde,  scheint 
mir  zu  weit  zu  gehen.  Es  soll  den  einzelnen  Regierungen 
überlassen  bleiben,  ob  sie  diese  Frage  innerhalb  oder  ausser- 
halb des  unlauteren  Wettbewerbs  regeln  wollen. 

Dr.  UUmann: 

Ich  habe  gemeint,  dass  die  strafrechtliche  Behandlung 
vorbehalten  werden  soll;  denn  die  zivilrechtliche  ist  nach 
der  suppletorischen  Klausel  auch  in  der  Gesetzgebung  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  zulässig.  Die  strafrechtliche  Behand- 
lung soll  durch  den  Beschluss  der  heutigen  Tagung  den 
Konferenzstaaten  freigestellt  werden,  es  soU  ihnen  anheim- 
gesteUt  werden,  sie  in  ihren  allgemeinen  Strafgesetzen  legis- 
latorisch zu  behandeln. 
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Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Das  ist  naturgemäss,  denn  strafrechtliche  Angelegen- 
heiten können  doch  nicht  vor  einem  Zivilgericht  ausgetragen 
werden.  Somit  können  wir  das  andere  belassen.  Hier  heisst 
es,  dass  das  Schmiergeldunwesen  nicht  in  einem  besonderen 
Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb,  sondern  nach  dem 
allgemeinen  Strafgesetz  der  Konferenzstaaten  zu  behandeln 
sei.  Wenn  Sie  es  so  gemeint  haben,  dass  nur  die  Straf- 
bestimmungen hier  nicht  verhandelt  werden,  so  ist  das 
selbstverständlich.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  zivilrecht- 
liche Handlungen,  welche  Unterlassung  oder  Schadensersatz 
zum  Zwecke  haben. 

Dr.  Ullmann : 

Wir  sprechen  auch  von  den  Strafbestimmungen,  denn 
das  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  soll  doch  auch 
Strafbestimmungen  enthalten,  wie  viir  von  den  Herren  Refe- 
renten gehört  haben. 

Ref.  Exz.  V.  Wittek: 

Ich  möchte  mir  den  Vorschlag  erlauben,  dass  sich  die 
Herren  Justizrat  Dr.  Kahn  und  Dr.  Ulimann  über  die  Formu- 
lierung verständigen  mögen.  (Zustimmung.) 

Dr.  Ulimann: 
Ich  lasse  die  Worte :  „nicht  Aufnahme  in  das  Gesetz"  weg. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 

Dann  geht  also  der  Vorschlag  dahin,  dass  die  Straf- 
bestimmungen des  Sondergesetzes  auf  diese  Fälle  keine 
Anwendung  finden  sollen.  Wenn  Strafgesetzbestimmungen 
zu  schaffen  sind,  dann  sollen  die  Bestimmungen  des  allge- 
meinen Strafgesetzes  zur  Anwendung  kommen.  Wird  diese 
Aenderung  des  Vorschlages  angenommen?  (Zustimmung.) 

Jetzt  kommen  die  Propositionen  des  Herrn  Dr.  v.  Dorn. 
Der  erste  Antrag  bestimmt,  dass,  wenn  jemand  unschuldiger- 


89 


weise  prozessiert  wurde,  der  Gegner  eventuell  mit  einer 
Mutwillensstrafe  belegt  werden  soll.  Ich  glaube,  das  könnte 
angenommen  werden.  (Zustimmung.)  Der  zweite  Antrag 
bezweckt  eigentlich  nicht  eine  Ergänzung  der  Vorlage,  son- 
dern wünscht,  dass  die  Konferenz  ein  moralisches  Urteil 
gegenüber  Missbräuchen  fällt.  Das  wird  sehr  schwierig  sein, 
denn  hier  handelt  es  sich  um  eine  missbräuchliche  Anwen- 
dung behördlicher  Machtbefugnisse.  Ich  bin  ebenso  wie 
Exz.  Wittek  der  Meinung,  dass  auch  staathche  Unternehmun- 
gen, wenn  sie  gegen  die  Verfügungen  des  Gesetzes  Ver- 
stössen, diesem  ebenso  unterliegen,  wie  andere  Personen. 
Gegen  staatliche  oder  Gemeindeunternehmungen  muss  ebenso 
vorgegangen  werden,  wie  gegen  Privatunternehmungen. 
Staats-  und  Gemeindeunternehmungen  müssen  vielleicht 
einen  noch  höheren  moralischen  Standpunkt  einnehmen,  als 
Privatunternehmungen.  Wenn  wir  hier  das  als  Auffassung 
der  Konferenz  konstatieren,  so  dürfte  dadurch  dem  Wunsche 
des  Herrn  Dr.  v.  Dorn  wirklich  Genüge  geleistet  werden.  Wir 
erklären,  dass  wir  nicht  nur  so  weit  gehen,  dass  Staats-  oder 
Gemeindeunternehmungen  nicht  missbräuchlich  ihre  Macht- 
befugnisse anwenden  dürfen,  sondern  dass  sie  unter  der- 
selben Rechtsordnung  stehen,  wie  Privatunternehmungen, 
ja  sich  auf  eine  noch  höhere  moralische  Stufe  stellen  sollen. 

Dr.  V.  Dorn : 

Es  ist  nur  das  Aussprechen  eines  Wunsches,  was  von 
mir  beantragt  worden.  Es  wäre  viel  besser,  wenn  wir  durch 
einen  solchen  Wunsch  einen  gewissen  Eindruck  auf  die 
betreffenden  Faktoren,  Gemeinden  und  Regierungen  aus- 
üben, dass  sie  das  in  Hinkunft  nicht  mehr  tun.  Es  ist  selbst- 
verständlich nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  im  Wege  des 
Gesetzes  gegen  derartige  Erscheinungen  vorgegangen  wer- 
den kann,  nur  werden  sie  selten  zu  fassen  sein.  Das  ist  das 
Bedenkliche,  aber  es  ist  ein  öffentlicher  Übelstand,  der  sich 
immer  mehr  breitmacht.  Ich  weiss  sogar,  dass  in  den  Vor- 
beratungen zur  Verwaltungsreform  in  Österreich,  wofür  eine 
eigene  Kommission  eingesetzt  worden  ist,  auch  über  diesen 
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Punkt  beraten  wurde,  ob  man  nicht  auch  diese  Angelegen- 
heit in  die  Verwaltungsreform  einbeziehen  solle.  Ich  glaube, 
dass  wir  uns  hier  durch  Annahme  der  Resolution  nichts 
vergeben.  Es  handelt  sich  nicht  um  einen  Antrag  für  ein 
Gesetz,  sondern  es  ist  nur  der  Ausdruck  einer  Meinung,  die 
sich  an  den  in  Verhandlung  stehenden  Gegenstand  an- 
schüesst. 

Im  übrigen  möchte  ich  nur  bemerken,  Aveil  mein  ver- 
ehrter Freund  Wittek  davon  gesprochen  hat,  man  solle  nicht 
Politik  hineinmischen,  dass  mir  gar  nicht  darum  zu  tun  ist, 
die  Politik  hineinzubringen,  sondern  es  handelt  sich  für  mich 
nur  um  eine  Frage  des  öffentlichen  Anstandes.  Die  verehrte 
Konferenz  kann  unbeschadet  diesen  Wunsch  aussprechen,  der 
nur  hypothetisch  ist.  Wenn  eine  Gemeinde  oder  eine  Ver- 
waltungsbehörde nicht  darnach  handelt,  so  hat  es  ohnehin 
keinen  Einfluss.  Ich  möchte  also  um  Annahme  bitten.  Zu 
einer  stüistischen  Änderung  bin  ich  ja  bereit. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Ich  möchte  nur  verhindern,  dass  die  Konferenz  jemand 
brandmarkt.  Es  werden  Dinge  angeführt,  die  wir  glauben, 
wofür  wir  aber  keinen  Beweis  haben.  Aber  selbst,  wenn  wir 
sie  hätten,  haben  wir  nicht  die  Aufgabe,  das  Vorgehen  von 
Behörden  zu  brandmarken.  „Im  Interesse  der  Stärkung  des 
allgemeinen  Rechtsgefühls  unterlassen",  das  heisst,  die  Behörde 
hat  bisher  so  etwas  getan.  Das  gehört  aber  nicht  in  unsern 
Wirkungskreis.  Vielleicht  wird  eine  andere  Stilisierung  gewählt. 
Ich  bin  selbstverständlich  noch  weitergegangen,  indem  ich 
konstatiert  habe,  dass  staatliche  und  Gemeindeunternehmungen 
nicht  nur  wie  Privatunternehmungen  unter  dieselben  Gesetze 
fallen,  sondern  dass  vielmehr  zu  erwarten  ist,  dass  sie  sich 
bezüglich  des  unlauteren  Wettbewerbes  auf  eine  noch  höhere 
moralische  Stufe  stehen.  Wenn  Herr  Doktor  damit  einver- 
standen sind,  möchte  ich  das  als  Beschluss  der  Konferenz 
erklären.  (Zustimmung.) 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  wir  unsere  Beschlüsse, 
die  in  diesem  Punkte  ganz  einheitlich  sind,  unseren  Regierun- 
gen unterbreiten  und  anraten  werden. 
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Die  belgischen  Vorschläge  wurden  in  merito  allgemein 
angenommen.  Eine  Differenz  besteht,  indem  der  belgische 
Referent  Capitaine  beantragt  hat,  dass  nur  eine  allgemeine 
Klausel  festgesetzt  werden  soll,  ohne  dass  wir  in  eine  Speziali- 
sierung der  einzelnen  Missbräuche  eingehen.  Der  Stand- 
punkt des  deutschen  Referenten  ist  ebenso  wie  der  Referen- 
ten von  Österreich  und  Ungarn,  dass  eine  allgemeine  Klausel 
festgelegt  und  ausserdem  noch  spezialisiert  wird.  Zwischen 
unseren  Auffassungen  besteht  also  gar  kein  Widerspruch,  Prof. 
Capitaine  erwähnte  nicht,  dass  Presse-Angelegenheiten  beson- 
ders behandelt  werden  sollten,  was  auch  selbstverständlich  ist. 

Ich  kann  also  konstatieren,  dass  alle  Referenten  und  im 
Wesen  auch  der  belgische  Referent  diesen  Wünschen  zustim- 
men. Eine  Proposition  des  belgischen  Referenten  ist  noch 
nicht  aufgenommen  worden,  er  wünscht  nämlich  für  diese 
Angelegenheiten  ein  beschleunigtes  Verfahren.  (Zustimmung.) 
Die  Propositionen  unserer  Referenten  könnten  dahin  ergänzt 
werden,  dass  wir  es  auch  als  wünschenswert  betrachten,  dass 
in  diesen  Fällen  das  Vorgehen  möglichst  beschleunigt  werden 
soll.  (Zustimmung.) 

Eduard  Peltzer  de  Clermont 

(aus  dem  französischen  übersetz^) : 

Die  belgischen  Delegierten  haben  sich  an  der  Diskussion 
über  die  Leitsätze  betreffend  die  Massregelung  des  unlaute- 
ren Wettbewerbes  nicht  beteiligt,  weil  die  vom  belgischen 
Berichterstatter,  Herrn  Professor  Capitaine  unterbreiteten  Be- 
schlussanträge mit  jenen  der  anderen  Berichterstatter  über- 
einstimmen und  der  belgische  Gesetzentwurf  für  die  Fest- 
stellung des  Tatbestandes  des  unlauteren  Wettbewerbes  ein 
rasches  Verfahren  bezweckt  und  für  die  Fälle,  in  denen  der 
böse  Glaube  festgestellt  wird,  zivürechtliche  Reparationen  und 
strafrechtliche  Sanktionen  bestimmt. 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle: 
Wir  werden   diese  Vorlage  den   h.  Regierungen  unter- 
breiten und  sie  bitten,  dass  in  diesem  Sinne  Gesetzentwürfe 
ausgearbeitet  bezw.  die  von  uns  schon   längst  vorbereiteten 
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Gesetze  —  in  Österreich  und  Ungarn  —  beschleunigt  zum 
Gesetz  erhoben  werden. 

Wir  kommen  nun  zum  dritten  Gegenstand  der  Tages- 
ordnung : 

Weitergehende  Vereinheitlichung  der  Gü- 
tertransport-Bedingungen und  gleich  massige 
Anwendung  derselben  im  Verkehr  der  mittel- 
europäischen Staaten. 

(Handelsminister  Exz.  Harkänyi  übernimmt  den  Vorsitz.) 

Vors.  Exz.  Harkänyi: 
Ich   bitte   den  Herrn  Referenten  Regierungsrat  Meyer, 
sein  Referat  zu  erstatten. 

Ref.  Reg.  Rat  Meyer: 

Zu  Beginn  meines  Referates  bitte  ich  zwei  Bemerkungen 
vorausschicken  zu  dürfen.  Einmal  möchte  ich  hervorheben, 
dass  die  Ansichten,  die  ich  hier  vertrete,  nur  meine  Privat- 
meinung darstellen;  ich  spreche  hier  insbesondere  nicht  als 
Tarifdezernent  der  Kgl.  Eisenbahndirektion  Breslau. 

Sodann  darf  ich  bemerken,  dass  bei  der  StoffverteUung, 
die  unter  den  Referenten  im  grossen  und  ganzen  stattgefunden 
hat,  mir  die  Aufgabe  zugefallen  ist,  die  grundlegenden  Erläu- 
terungen zu  geben.  Ich  tue  das,  indem  ich  im  übrigen  auf  mein 
im  Druck  vorliegendes  Referat^  Bezug  nehme,  auf  die  Gefahr 
hin,  hier  Verschiedenes  vorzutragen,  was  den  Herren  durchaus 
bekannt  ist,  dessen  Wiederholung  sich  aber  nicht  vermeiden 
lässt,  wenn  man  zu  den  im  Rede  stehenden  Dingen  klar 
Stellung  nehmen  will. 

Die  allgemeinen  Vorbemerkungen  beziehen  sich  zuerst 
in  der  Hauptsache  auf  die  Eisenbahnleistungen  und  auf  den 
Preis.  Was  die  Leistungen  betrifft,  so  sind  mit  jedem  Eisen- 
bahntransport gewisse  finanzielle  Aufwendungen  verknüpft  für 
den  Weg,  die  Fahrzeuge,  Motoren  usw.,  die  in  irgendeiner 
Weise  eine  Deckung  finden  müssen.  Man  muss  sich  ferner 
vor  Augen  halten,  dass  bei  der  Beförderung  die  Personen 
oder  Güter  ihrer  gewöhnlichen   Bestimmung    entzogen  wer- 

1  S.  Anliaiij4  Seile  342. 
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den  uzw.  umso  länger,  je  länger  der  Transport  dauert  oder 
je  länger  auf  den  Transport  gewartet  werden  muss.  Weiter 
ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  auch  eine  gewisse  Gefahr  der 
Beschädigung  beim  Transport  vorhanden  ist.  Ein  Transport 
wird  also  umso  vollkommener  sein,  je  weniger  diese  Neben- 
erscheinungen ins  Gewicht  fallen  oder,  wie  man  auch  sagen 
kann:  ein  Transport  ist  umso  vollkommener,  je  schneller, 
pünktlicher,  sicherer  und  biUiger  er  sich  abwickelt. 

Ich  darf  hier  auch  noch  auf  die  Verschiedenheit  der 
Ansprüche  aufmerksam  machen,  die  einzelne  Güter  an  die 
Eisenbahnleistungen  stellen.  Nicht  jedes  Gut  verlangt  dasselbe. 
Bei  leicht  verderblichen  Gütern  legt  man  Wert  auf  schnelle 
Beförderung  und  nimmt  nötigenfalls  einen  höheren  Preis  in 
den  Kauf,  umgekehrt  vertragen  Massengüter  eine  langsamere 
Beförderung  und  die  Bilhgkeit  des  Transportes  tritt  in  den 
Vordergrund. 

Das  Wichtigste  ist  nun  die  Preisfestsetzung.  Bekannt- 
lich findet  sie  im  Eisenbahnverkehr  in  anderer  Weise  statt, 
als  sonst  vielfach  im  wirtschaftlichen  Leben.  Das  hängt  mit 
dem  monopolartigen  Charakter  der  Eisenbahnen  und  mit 
dem  grossen  Gewicht  zusammen,  das  sie  auf  dem  Gebiete 
der  Volkswirtschaft,  der  Handelspolitik  usw.  haben.  Das  Cha- 
rakteristische der  Preisfestsetzung  ist,  dass  sie  im  voraus 
(nicht  von  Fall  zu  Fall),  und  für  bestimmte  Gruppen  von 
Leistungen  unter  Einhaltung  ganz  bestimmter  gesetz- 
licher Kautelen  erfolgt.  Mit  Rücksicht  auf  die  eben  erwähn- 
ten Tatsachen  haben  sich  gewisse  Anforderungen  an  die 
Preisbestimmung  der  Eisenbahnen  entwickelt:  Erstens  die 
Festsetzung  durch  öffentliche  Bekanntmachung.  Tarif  (das 
arabische  Wort  tarifa)  heisst  nichts  anderes  als  öffentliche 
Kundmachung.  Als  zweites  Erfordernis  hat  man  die  allgemeine 
gleichmässige  Anwendung  des  Tarifes  hingestellt ;  damit  hängt 
selbstverständlich  der  Ausschluss  der  Begünstigung  Ein- 
zelner für  bestimmte  Fälle  zusammen.  Als  drittes  Moment 
kommt  die  Stetigkeit  des  Tarifes  und  als  viertes  die  möglichst 
geringe  Höhe  des  Tarifes  in  Betracht. 

Die  Gestaltung  des  Preises  wird  in  erster  Linie  durch 
die  Tarifpolitik,   die  die  Eisenbahnen  verfolgen,  beeinflusst. 
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Man  unterscheidet  bekanntlich  verschiedene  Prinzipien: 
das  Gebührenprinzip  und  das  Erwerbsprinzip.  Das  letztere 
zerfällt  in  das  staatswirtschaftUche  und  in  das  privatwirt- 
schaftliche Erw^erbsprinzip.  Das  letztere  Prinzip  geht  davon 
aus,  dass  der  Verkehr  soviel  tragen  soll,  als  er  tragen  kann. 
Als  einmal  einem  englischen  Eisenbahndirektor  eingewendet 
wurde,  das  sei  eine  sehr  harte  Forderung,  da  antwortete  er, 
man  könnte  ja  auch  sagen,  dass  man  dem  Verkehr  nie  mehr 
abnehmen  dürfe,  als  er  tragen  könne. 

Das  staatswirtschaftliche  Erwerbsprinzip  trachtet  w^ohl 
nach  einem  gewissen  Überschuss  über  die  Kosten,  es  berück- 
sichtigt aber  doch  stets  staatswirtschaftliche  und  volkswirt- 
schaftliche Erwägungen  und  bemisst  danach  die  Höhe  des 
Entgeldes. 

Auch  diese  Prinzipien  verdienen  eine  wesentliche  Be- 
achtung bei  den  Fragen,  die  uns  beschäftigen.  Daneben  spie- 
len natürlich  die  Kosten,  die  im  einzelnen  Falle  entstehen, 
eine  wichtige  Rolle.  Selbstverständlich  kann  eine  Eisenbahn, 
die  ebenes  Gelände  durchschneidet,  leichter  niedrige  Tarife 
festsetzen,  als  eine  Bahn,  die  natürliche  Hindernisse  mit 
kostspieligen  Bauten  der  modernen  Technik  zu  überwin- 
den hat. 

Endlich  ist  noch  die  formale  Tarifgestaltung  von  Be- 
deutung. Darunter  versteht  man  all  das,  was  dazu  dient,  die 
Grundsätze,  die  in  Geltung  sind,  im  einzelnen  Falle  anzu- 
wenden. Das  geschieht  durch  die  gedruckten  Tarife.  Selbst- 
verständlich ist  es  Aufgabe  der  Eisenbahnverwaltungen,  diese 
Tarife  so  einfach,  klar  und  übersichtlich  wie  nur  möglich 
zu  gestalten.  Es  darf  hinzugefügt  werden,  dass  das  eine 
ausserordentlich  schwierige  Aufgabe  ist,  umso  schwieriger, 
je  mehr  Eisenbahnverwaltungen  und  noch  dazu  mit  ver- 
schiedenartigen Tarifgrundlagen  an  diesen  Tarifen  betei- 
ligt sind. 

Diese  Momente:  die  Quahtät  der  Beförderungsleistung, 
der  Preis  und  die  Art  der  Preisfestsetzung  und  schliesslich 
die  formale  Tarifgestaltung  sind  von  Wichtigkeit  für  den 
Verkehr,  der  sich  innerhalb  des  Landes  a])spielt,  namentUch 
aber  von  nachhaltigster  Bedeutung  für  den  Verkehr,  der  sich 
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von  Staat  zu  Staat  entwickelt.  Je  nach  der  Qualität  der  Be- 
förderungsleistung und  der  grösseren  oder  geringeren  Höhe 
der  Tarife  kann  man  Länder  mit  verschiedenartiger  Ver- 
kehrsleistungsqualität unterscheiden.  Das  ist  wichtig  festzu- 
halten nicht  nur  dann,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die 
Leistungen  vertraglich  festzulegen.  Wenn  vereinbart  wird, 
dass  das  Gut,  das  aus  einem  anderen  Lande  in  das  erste 
Land  einbricht,  ebenso  zu  behandeln  ist  wie  das  Gut,  das  in 
diesem  ersten  Lande  transportiert  wird,  da  ist  es  natürlich 
etwas  anderes,  ob  in  ersterem  Lande  hohe  Preise  bestehen 
oder  nicht.  Die  Lösung  des  Problems  wäre  verhältnismässig 
leicht,  wenn  man  sagen  könnte,  dass  die  jeweils  guten  Eigen- 
schaften der  Eisenbahnen  eines  Landes  auf  die  des  anderen 
Landes  übertragen  werden  sollen.  Unter  den  Referenten  be- 
steht aber  Einigkeit  darüber,  dass  eine  solche  Forderung 
nicht  vorgeschlagen  werden  konnte. 

Wenn  man  sich  vergegenwärtigen  will,  was  für  den 
Verkehr  von  Land  zu  Land  zweckmässig  zur  Zeit  anzustre- 
ben ist,  so  wird  man  sich  wohl  zunächst  darüber  im  Klaren 
sein  müssen,  was  bisher  erreicht  worden  ist,  und  da  darf 
ich  ganz  kurz  hervorheben,  dass  einigen  wichtigen  Forde- 
rungen bereits  Rechnung  getragen  ist.  Ich  weise  auf  das 
internationale  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr hin,  das  eigentlich  auf  Vorarbeiten  zurückzuführen  ist, 
die  von  ungarischen,  österreichischen  und  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen von  den  50-er  Jahren,  ja  von  den  40-er 
Jahren  ab  geleistet  wurden. 

In  diesem  internationalen  Übereinkommen  ist  festgelegt, 
dass  vor  allem  der  Tarif  zu  veröffentlichen  ist,  ferner  dass 
nicht  zu  Gunsten  einzelner  Begünstigungen  eintreten  dürfen, 
die  nicht  veröffentlicht  sind,  ferner  eine  gewisse  Dauer  für 
die  Beförderung,  eine  gewisse  Lieferfrist.  Diese  Errungen- 
schaften dürfen  nicht  gering  eingeschätzt  werden. 

\'on  ausserordenthchem  Vorteile  ist  es,  dass  man  nicht 
mehr  wie  früher  gegen  geheime  Refaktien  zu  kämpfen  hat, 
sie  sind  durch  die  strikten  Vorschriften  des  internationalen 
Übereinkommens  weggefallen. 

Mit  diesem  internationalen  Übereinkommen  ist  den  Ver- 
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kehrsbedürfnissen  indes  noch  nicht  Rechnung  getragen.  Für 
den  Verkehr,  der  sich  von  Land  zu  Land  abspielt,  sind  eine 
ganze  Reihe  weiterer  Forderungen  zu  erfüllen.  In  erster 
Linie  sind  da  die  Anschlüsse  zu  erwähnen.  Es  genügt  nicht, 
dass  in  zwei  Ländern  ein  wohlausgebautes  Netz  vorhanden 
ist,  sondern  beide  Netze  müssen  auch  in  Verbindung  stehen. 
Die  Wichtigkeit  der  Eisenbahnanschlüsse  ist  einleuchtend, 
und  man  hat  sich  deshalb  in  besonderen  Staatsverträgen 
und  in  Handelsverträgen  die  Förderung  der  Anschlüsse 
gegenseitig  zugesagt.  Gerade  im  Verkehr  zwischen  Österreich 
und  Deutschland  ist  die  Zahl  der  Anschlüsse  —  im  gedruck- 
ten Referat  befindet  sich  ein  kurzes  Verzeichnis  derselben  — 
recht  gross.  Man  kann  wohl  sagen,  dass  damit  dem  Ver- 
kehrsbedürfnis in  reichem  Masse  Rechnung  getragen  wor- 
den ist. 

Eine  weitere  Forderung  ist  die,  dass  das  Gut,  das  auf 
dem  Eisenbahnweg  an  der  Grenze  ankommt,  nicht  erst  um- 
geladen werden  muss. 

Ferner  ist  wichtig,  dass  man  beim  Versenden  von  vorn- 
herein mit  direkter  Fracht  von  der  Abgangsstation  bis  zur 
Endstation  rechnen  kann.  Dieser  Forderung  ist  von  den 
Eisenbahnverwaltungen  auch  schon  früher  Rechnung  getra- 
gen worden. 

Es  ist  das  Verdienst  des  1846  gegründeten  Vereines 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen,  diese  Aufgaben  sehr  früh 
erkannt  und  ihnen  Rechnung  getragen  zu  haben.  Das  sind 
Errungenschaften,  die  man  nicht  gering  einschätzen  darf. 
Es  wären  unhaltbare  Zustände,  wenn  man  sich  nicht  zu 
jenen  Schritten  hätte  entschliessen  können.  Jetzt  is  es  ver- 
hältnismässig leicht,  weitere  Fortschritte  als  erforderlich  zu 
bezeichnen ;  die  Grundlagen  waren  mit  jenen  Massnahmen 
gegeben. 

Bezüglich  der  direkten  Frachtberechnung  sind  eben- 
falls nach  Möglichkeit  Fortschritte  gemacht  Avorden.  Das  ist 
allerdings  weniger  ein  Verdienst  des  Vereines  deutscher 
Eisenbahn  Verwaltungen  als  das  Verdienst  besonderer  Eisen- 
bahnverbände. Ül)erall  hat  es  sich  dabei  in  der  Hauptsache 
un  freiwillige  Leistungen  der  Eisenbahnverwaltungen  gehan- 
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delt,  die  nicht  durch  staatsrechtliche  oder  völkerrechtliche 
Normen  dazu  verpflichtet  waren,  soweit  nicht  ein  Handels- 
vertrag auch  in  dieser  Beziehung   gewisse   Normen   enthält. 

In  Bezug  auf  die  formale  Tarifgestaltung  liegt  die  Sache 
so,  dass  auf  deutscher  Seite  ein  Tarifsystem  besteht  und 
auf  Seite  Österreichs  und  Ungarns  ein  anderes.  Zu  diesen 
Tarifsystemen  hat  man  sich  auf  beiden  Seiten  erst  nach  sehr 
langem  Kampfe  entschliessen  können. 

Erst  in  den  70-er  Jahren  ist  es  gelungen,  zu  einer  Ein- 
heit in  jedem  der  Staatsgebiete  zu  gelangen.  In  beiden  Fällen 
ist  das  gemischte  System  gewählt,  das  die  Grundsätze  des 
Wertsystems  und  des  Wagenraum-  und  Gewichtssystems 
miteinander  vereinigt.  Die  Tarifschemata  der  beiden  Länder 
sind  zwar  verschieden,  aber  doch  nicht  so  abweichend,  um 
nicht  eine  gleichmässige,  einheitliche  Klassifikation  für  den 
Verbandstarif  zu  ermöglichen ;  allerdings  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  es  nun  bis  jetzt  möglich  gewesen  wäre,  jedes  Gut  auf 
den  Strecken  einer  Bahn  zu  einem  direkten  Tarifsatz  zu  be- 
fördern. Man  hat  sich  darauf  beschränken  müssen,  gewisse 
Kombinationen  zu  schaffen  und  man  hat  jene  ausgewählt, 
die  am  häufigsten  gebraucht  werden.  In  neuerer  Zeit  hat 
man  sich  dazu  entschlossen,  diese  Kombinationen  noch  zu 
vermehren  und  zwar  durch  Serientarife.  In  der  Anlage  des 
Referates  finden  die  Herren  darüber  nähere  Aufschlüsse  in 
tabellarischer  Form. 

Es  wäre  ja  nun  denkbar,  dass  man  die  Forderung  auf- 
stellt, Deutschland  solle  die  Klassifikation  Österreichs  oder 
Ungarns  annehmen  oder  umgekehrt.  Dadurch  wäre  freilich 
eine  sehr  erhebliche  Vereinfachung  erzielt.  Die  Referenten 
sind  aber  dahin  schlüssig  geworden,  dass  derzeit  eine  solche 
Forderung  wohl  nicht  erfüllt  werden  könnte.  Vor  allem  sind 
die  wirtschaftlichen  und  auch  die  finanziellen  Verhältnisse 
noch  zu  verschieden,  als  dass  eine  solche  Forderung  durch- 
führbar sein  könnte.  Man  hat  daher  davon  abgesehen,  in  die 
Thesen  eine  derartige  Position  aufzunehmen.  Die  formale 
Ausgestaltung  der  Tarife  bedarf  noch  wesentlicher  Pflege 
und  besonderer  Aufmerksamkeit,  wenn  man  auch  nicht  ver- 
kennen  kann,   dass   von   Seite   der    Eisenbahnverwaltungen 
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schon  recht  viel  geschehen  ist.  Man  wird  gerade  angesichts 
der  praktischen  Schwierigkeiten  nicht  dazu  übergehen  kön- 
nen, eine  ganz  bestimmte  Forderung  in  Bezug  auf  die  for- 
male Ausgestaltung  der  Tarife  zu  stellen,  sondern  wird  es 
den  Eisenbahnverwaltungen  überlassen  müssen,  auf  Grund 
der  praktischen  Erfahrungen  und  gestützt  auf  den  Rat  der 
Verkehrsinteressenten  dasjenige  vorzukehren  und  jene  Ver- 
besserungen anzubringen,  die  noch  zweckmässiger  sind.  Fort- 
schritte in  dem  einen  Gebiet  werden  unausbleiblich  auch 
wohltätige  Folgen  in  dem  anderen  Gebiete  zu  Folge  haben. 

Ich  möchte  hier  darauf  hinweisen,  dass  z.  B.  in  Preussen 
vor  einigen  Jahren  ein  einheithcher  Gütertarif  geschaffen 
worden  ist,  der  es  ermöghcht,  dass  von  allen  Stationen  nach 
allen  Stationen  abgefertigt  werden  kann  und  dass  man  an 
der  Hand  weniger  Druckseiten  das  für  die  Tarifberechnung 
nötige  Material  findet.  Dieses  Beispiel  hat  im  übrigen 
Deutschland  Anklang  gefunden  und  man  ist  im  Begriff  einen 
einheitlichen  Tarif  für  den  Verkehr  zwischen  Nord-  und  Süd- 
deutschland auszuarbeiten.  Dieser  Fortschritt  wird  wohl  auf  den 
Verkehr  mit  anderen  Ländern  nicht  ohne  Einfluss  bleiben. 
Eines  wird  man  sich  allerdings  vor  Augen  halten  müssen: 
durch  einen  Imperativ  wird  man  hier  nicht  eingreifen  kön- 
nen. Deshalb  haben  sich  auch  die  Referenten  dahin  geeinigt, 
in  den  Thesen  diesbezüglich  keine  Forderung  vorzuschlagen^ 
sondern  lediglich  zu  sagen,  dass  die  Eisenbahnverwaltungen 
in  ihren  diesbezüglichen  bisherigen  Bestrebungen  und  Leistun- 
gen fortfahren  mögen.  Auch  im  Handelsvertrage  ist  vorgesehen, 
dass  nach  Möglichkeit  eine  direkte  Abfertigung  gewahrt  werde. 

Wichtiger  als  die  formale  Seite  der  Sache  ist  die  ma- 
terielle. Wenn  ein  Gut  an  der  Grenze  ankommt  und  in  das 
andere  Land  übergehen  soU,  dann  muss  es  selbstverständ- 
lich den  grössten  Wert  auf  möglichst  schnelle,  möglichst 
sichere,  möglichst  billige  und  möglichst  regelmässige  Beför- 
derung auch  in  dem  fremden  Lande  zu  legen.  Diesem  frem- 
den Gut  gegenüber  verhalten  sich  die  Eisenbahnen  je  nach 
dem  Verwaltungsprinzip,  das  für  sie  massgebend  ist,  ver- 
schieden. Eine  Bahn,  die  nach  privatwirtschaftlichen  Prinzipien 
verwaltet  wird,  behandelt  fremdes  Gut  nicht  anders  als  ein- 
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heimisches.  Wenn  es  dazu  dient,  die  Beförderungsmengen 
zu  vermehren,  dann  wird  es  mit  Freuden  begrüsst  werden 
und  man  wird  ihm  alle  Verkehrserleichterungen  zuteil  wer- 
den lassen.  Um  sich  dieses  Gut  zu  sichern,  wird  man  auch 
Opfer  bringen,  man  wird  trachten,  dieses  Gut  von  anderen 
Verkehrswegen  an  sich  zu  lenken.  Anders,  wenn  ein  sol- 
ches Gut  dazu  beiträgt,  etwa  ein  für  die  Eisenbahn  wichti- 
ges Gut  zu  verdrängen,  ohne  dass  dadurch  die  Bahn 
grössere  Vorteile  erhält.  Dann  wird  die  Bahnverwaltung 
alles  tun,  um  die  Hereinbringung  des  fremden  Gutes  zu  ver- 
hindern. 

Anders  verhält  sich  eine  Bahn,  die  von  staatswirtschaft- 
lichen Prinzipien  geleitet  wird.  Da  liegt  das  Bestreben  nahe, 
eine  Verkehrspohtik  zu  treiben,  die  mit  der  Handelspolitik 
verwandt  ist  und  mit  ihr  Hand  in  Hand  geht. 

Man  findet  hier  vielfach  das  Streben,  das  heimische 
Gut  auf  dem  eigenen  Markt  zu  schützen  und  auf  dem  frem- 
den Markt  zu  unterstützen,  andererseits  das  fremde  Gut 
zurückzuhalten.  Dieses  Bestreben  einer  Eisenbahn  steht  viel- 
fach den  Bestrebungen  der  Bahnen  des  anderen  Landes 
diametral  gegenüber.  Es  kommt  dann  zu  ähnlichen  Konflik- 
ten, wie  es  sonst  in  der  HandelspoUtik  der  Fall  zu  sein 
pflegt,  und  die  Lösung  erfolgt  auch  ähnlich  wie  in  der  Han- 
delspolitik. 

In  der  Regel  wird  die  Lösung  mit  Hilfe  der  Parität- 
oder der  Meistbegünstigungsklausel  gefunden. 

Die  Paritätsabrede  geht  bekannthch  dahin,  dass  fremdes 
Gut  nicht  anders  behandelt  werden  darf,  als  das  einheimische. 
In  der  Zeit,  als  man  in  Österreich,  in  Ungarn  und  in  Deutsch- 
land im  Begriffe  war,  ein  grösseres  Eisenbahnnetz  zu  schaffen, 
als  man  die  Zeit  überwunden  hatte,  wo  es  sich  nur  um 
vereinzelte  Linien  ohne  inneren  Zusammenhang  handelte,  da 
findet  sich  bereits  (im  Handelsvertrage  von  1864)  die  Pari- 
tätsabrede. Die  Fassung  enthält  schon  das  Wesentliche  der 
Sache,  nämlich  die  Verpflichtung,  dass  bezüglich  des  Preises 
der  Beförderung  und  Abfertigung  ein  Unterschied  zwischen 
den  Waren  der  verschiedenen  Staaten  nicht  gemacht  wer- 
den darf. 
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Diese  Paritätsabrede  hat  sich  im  allgemeinen  erhalten, 
nur  ist  sie  wesentlich  eingeschränkt  worden,  wenn  man  das 
Wort  „einschränken"  hier  gebrauchen  will;  es  handelt  sich 
wohl  mehr  um  eine  präcisere  Fassung,  und  zwar  durch 
den  Vertrag  von  1891,  wonach  die  Parität  nur  mehr  für 
Transporte  in  derselben  Richtung  und  derselben  Strecke 
zugesagt  wurde.  Bei  dieser  Fassung  ist  es  geblieben. 

Die  Meistbegünstigung  geht  dahin,  dass  das  fremde 
Gut  des  Vertragsstaates  nicht  schlechter  behandelt  werden 
darf,  als  das  Gut  irgend  eines  anderen  Staates.  Wenn  einem 
anderen  Staate  eine  Frachtermässigung  oder  beschleunigte 
Beförderung  zugesagt  wird,  so  müssen  diese  Vorteile  auch 
dem  Gut  des  Vertragsstaates  zuteil  werden. 

Es  wird  vielfach  angenommen,  dass  den  Interessen 
eines  Landes  am  meisten  Rechnung  getragen  wird,  wenn 
sowohl  Parität  wie  Meistbegünstigung  vereinbart  worden  ist. 
In  den  Verträgen  zwischen  Österreich,  Ungarn  und  Deutsch- 
land, sowie  Belgien  und  Deutschland  gilt  lediglich  die  Pari- 
tätsklausel, während  zwischen  Russland  und  Deutschland 
Meistbegünstigung  und  Parität  vorgesehen  ist. 

Die  Frage,  ob  die  Parität  dahin  eingeschränkt  werden 
soll,  dass  sie  lediglich  auf  derselben  Strecke  und  in  der- 
selben Richtung  gewährt  wird,  möchte  ich  bejahen.  Aller- 
dings kann  man  auch  anderer  Ansicht  sein.  Ich  gehe  von 
folgender  Erwägung  aus  Die  Parität  verpflichtet  einen  Staat, 
der  einem  Gut  eine  Frachtermässigung  zuteil  werden  lässt, 
diese  Ermässigung  ohnew-eiters  auch  dem  Gute  des  Vertrags- 
staates zuteil  werden  zu  lassen.  Nun  gibt  es  eine  ganze 
Reihe  von  lokalen  Bedürfnissen,  die  sich  in  anderen  Ge- 
bieten desselben  Landes  nicht  wiederholen.  Daher  ist  man 
fast  überall  dazu  übergegangen,  eine  Reihe  von  Ausnahms- 
tai'ifen  zu  schaffen,  die  auf  den  ersten  Blick  den  Eindruck 
hervorrufen,  als  ob  das  Tarifwesen  einem  vollständigen 
Wirrwarr  anheimgefallen  wäre.  Bei  näherem  Studium  zeigt 
sich  aber  ein  sorgfältiges  Anschmiegen  an  die  Verkehrs- 
verhältnisse des  betreffenden  Landes.  Wenn  man  nun  ge- 
zwungen wäre,  eine  solche  örthch  bedingte  und  anderen 
Teilen  desselben  Landes  versagte  Frachtermässigung  dem 
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fremden  Gute  zuteil  werden  zu  lassen,  dann  würde  man 
vielfach  eine  solche  Frachtermässigung  zum  Schaden  der 
Wirtschaft  eines  bestimmten  Gebietes  unterlassen  müssen. 
Man  wird  zugeben  müssen,  dass  eine  solche  Paritätsabrede 
(loch  zu  weit  geht.  Man  wird  nicht  verlangen  können,  dass 
man  dem  fremden  Lande  das  gewährt,  was  man  dem  eigenen 
Lande  verweigert.  Im  allgemeinen  wird  man  sagen  können, 
dass  jene  Beschränkung  der  Paritätsabrede  durchaus  zweck- 
dienlich war  und  aus  den  gegebenen  Verhältnissen  ent- 
sprang. Allerdings  wird  man  die  Tarifverhältnisse  eines 
Landes  sehr  sorgfältig  berücksichtigen  müssen;  es  kommt 
darauf  an,  ob  solche  fallweise  Ermässigungen  das  Rück- 
grat der  Tarife  eines  Landes  bilden  oder  nicht.  Wenn  die 
regulären  Tarife  eigentlich  nur  die  Ausnahme,  die  Regel 
aber  solche  fallweise  Ermässigungen  bilden,  dann  wird 
man  vorsichtig  sein  und  wird  unter  Umständen  die  Bestim- 
mungen der  Paritätsabrede  revidieren  müssen. 

Die  Meistbegünstigung  wird  wohl  aus  ähnlichen  Grün- 
den auch  nur  in  derselben  Richtung  und  auf  derselben 
Bahnstrecke  gefordert  werden  können. 

Wenn  man  Parität  und  Meistbegünstigung  ins  Auge 
fasst,  so  wird  man  finden,  dass  sie  eigentlich  nur  etwas 
Relatives  geben.  Sie  gewähren  einen  Vorteil  nur  dann,  wenn 
ein  Land  seinem  eigenen  Gut  (im  Falle  der  Parität)  oder 
dem  Gut  eines  dritten  Staates  (im  Falle  der  Meistbegünstigung) 
einen  Vorteil,  sei  es  Frachtermässigung  oder  schnelle  Beför- 
derung, gewährt.  Ist  aber  eine  solche  Begünstigung  im  eige- 
nen Lande  nicht  üblich  und  wird  sie  auch  einem,  dritten 
Lande  nicht  eingeräumt,  dann  nützt  weder  die  Parität,  noch 
die  Meistbegünstigung  etwas. 

Hier  ist  nun  die  Frage  angeregt  worden,  ob  man  da 
nicht  eingreifen  könnte,  ob  man  nicht  ein  Mehr,  sei  es  in 
Handelsverträgen,  sei  es  auf  andere  Weise,  erreichen  könnte. 
Es  ist  vorgeschlagen  worden,  die  Höhe  des  Frachtsatzes 
festzulegen.  Die  Bestimmung  der  Höhe  des  Frachtsatzes  ist 
aber  ein  unbestrittenes  Hoheitsrecht  der  verschiedenen  Staaten. 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  an  diesem  Hoheitsrecht  ge- 
rüttelt werden   könnte,  zumal  die  Festlegung  der  Höhe  der 
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Frachtsätze  ausserordentlich  wichtig  ist,  da  sie  nicht  bloss 
von  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen  abhängt,  sondern 
auch  die  finanzielle  Gebarung  eines  Landes  wesenthch  be- 
einflusst.  Es  ist  daher  jetzt  kaum  anzunehmen,  dass  es  mög- 
hch  sein  wird,  eine  Bestimmung  in  die  Staatsverträge  hinein- 
zubekommen, wonach  die  Höhe  der  Frachtsätze  ganz  allge- 
mein festgelegt  werden  soll.  Etwas  anderes  ist  die  Frage, 
ob  es  möglich  ist,  ein  näheres  Ziel  zu  erreichen.  Es  ist 
vorgeschlagen  worden,  dass  wenigstens  für  gewisse  Artikel 
die  Frachtsätze  festgelegt  werden  sollten.  Man  wird  natür- 
lich solche  Artikel  aussuchen,  für  die  ein  Land  besonderes 
Interesse  hat  und  dann  wird  es  ein  Gegenstand  der  Ver- 
handlungen bei  der  Abschliessung  der  betreffenden  Ver- 
träge sein,  Vorteile  für  die  jene  Artikel  zu  erreichen.  Es 
ist  klar,  dass  der  Abschluss  von  Verträgen,  namentlich  von 
Handelsverträgen  dadurch  nicht  beschleunigt  wird,  sondern 
dadurch  werden  die  Verhandlungen  selbstverständlich  ganz 
erheblich  erschwert.  Ausserdem  werden  die  Handelsver- 
träge mit  Fragen  belastet,  von  denen  manche,  w^enigstens 
mit  einem  Handelsvertrage,  nichts  zu  tun  haben.  Immerhin 
ist  diese  Frage  von  Wichtigkeit  und  so  ist  sie  auch  von 
vielen  Seiten  angeregt  worden. 

Die  Höhe  des  Tarifs  kann  absolut,  aber  auch  relativ 
festgesetzt  werden.  Man  kann  einem  Staate  ruhig  überlassen, 
den  Tarifsatz  für  ein  Gut  so  festzusetzen,  wie  es  ihm  beliebt. 
Es  käme  aber  in  Frage,  zu  verlangen,  dass  er  dann  den 
Frachtsatz  für  ein  anderes  Gut  in  gleicher  Höhe  oder  um 
ein  bestimmtes  Mass  höher  oder  niedriger  bemisst.  Ich 
erinnere  da  an  die  Tarife  für  Stammholz  und  Schnittholz. 
Man  kann  es  einem  Staate  überlassen,  die  Tarife  für  Stamm- 
holz so  hoch  oder  so  niedrig  zu  bemessen,  wie  er  will.  Man 
kann  aber  dann  vereinbaren,  dass  er  die  Tarife  für  Schnitt- 
holz nicht  niedriger  festsetzen  darf,  als  für  Stammholz. 

Neben  der  ziff ermässigen  Festsetzung  der  Tarifsätze  kann 
auch  die  Frage  der  Dauer  eines  Tarifes  in  Betracht  kommen. 
Ich  darf  aber  auch  da  hervorheben,  dass  das  Dinge  von 
ausserordentlich  bestrittener  Natur  sind.  Ob  sie  einer  Lösung 
zuzuführen  sind,  bedarf  eingehendster  Erwägungen. 
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Weiter  ist  darüber  geklagt  worden,  dass  die  Stetigkeit 
der  Tarife  —  auch  eine  der  früher  hervorgehobenen  Funda- 
mentalforderungen —  oft  zu  wünschen  übrig  lasse.  Aus 
meinen  Ausführungen  ergibt  sich  wohl  ohneweiters,  dass, 
wenn  man  schon  die  Höhe  der  Tarife  im  allgemeinen  nicht 
vertraglich  vereinbaren  kann,  auch  die  Dauer  einer  be- 
stimmten Tarifgestaltung  nicht  allgemein  wird  festgelegt 
werden  können.  Es  kann  für  einen  Gegenstand  ein  gewisser 
Frachtsatz  aus  bestimmten  Gründen  zuständigen  Orts  als 
angemessen  erachtet  sein ;  die  hiefür  massgebend  gewesenen 
Vorbedingungen  können  sich  aber  so  ändern,  dass  in  eini- 
gen Jahren  die  Verhältnisse  dazu  drängen,  den  Gegenstand 
höher  oder  niedriger  zu  tarifieren.  Die  Schwierigkeiten,  die 
der  Festlegung  der  absoluten  Höhe  der  Tarife  entgegen- 
stehen, werden  im  allgemeinen  wohl  auch  der  Festlegung 
einer  längeren  Dauer  der  Tarifsätze  entgegenstehen. 

Etwas  anderes  ist  es  vielleicht  mit  der  Frage,  ob  es 
möghch  ist,  nur  für  ein  einzelnes  bestimmtes  Gut  eine  län- 
gere Dauer  des  Tarifsatzes  zu  vereinbaren.  Auch  hier  gelten 
dieselben  Erwägungen,  auch  hier  bedarf  es  der  eingehend- 
sten Untersuchungen,  um  erkennen  zu  können,  ob  eine 
Lösung  möglich  ist  oder  nicht. 

Was  die  Dauer  der  Transporte  anbelangt,  die  auch  einen 
wesentlichen  Teil  der  Quahtät  der  Eisenbahnleistungen  bil- 
den, so  hat  bekanntlich  das  Internationale  Übereinkommen 
gewisse  Lieferfristen  vorgesehen.  Es  ist  angeregt  worden, 
diese  Lieferfristen  herabzusetzen.  Die  deutschen  Bahnen 
machen  von  den  Lieferfristen  so  gut  wie  keinen  Gebrauch. 
Ich  habe  ganz  willkürlich  verschiedene  Stationen  heraus- 
gegriffen und  feststellen  lassen,  wie  lange  Transporte  von 
Österreich  und  Ungarn  nach  einzelnen  wichtigen  deutschen 
Verbrauchsplätzen  gebraucht  haben.  Da  hat  es  sich  nun 
gezeigt,  dass  die  Lieferfristen  des  genannten  Übereinkom- 
mens beiweitem  nicht  erreicht  wurden.  Ob  es  nun  möglich 
sein  wird,  die  Lieferfristen  des  I.  Ü.  herabzusetzen,  erscheint 
mir  sehr  fraglich.  Hier  wären  ausserordentUch  grosse 
Schwierigkeiten  zu  überwinden. 

Zu  den  aufgestellten  Leitsätzen  habe  ich  nach  meinen  vor- 
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herigen  Ausführungen  nichts  wesentliches  mehr  zu  bemerken 
und  schliesse  mit^der  Bemerkung,  dass  es  sichbei  meinen  Darle- 
gungen nicht  um  eine  wissenschaftliche  Durcharbeitung  des 
Stoffs,  sondern  nur  um  den  Hinweis  auf  einige  für  die  Beurtei- 
lung der  Fragen  wichtige  Punkte  gehandelt   hat.    (Lebhafter 

Beifall.) 

Referent  Dr.  Freymark : 

In  dem  mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  die  Frage 
stellen,  ob  eine  weitergehende  Vereinheitlichung  in  den 
Beförderungsbedingungen  der  Eisenbahnen  erwünscht  ist, 
heisst,  sie  von  vornherein  bejahen.  Denn  die  Verschieden- 
heiten, welche  im  mitteleuropäischen  Eisenbahnverkehr  viel- 
fach bestehen,  und  zwar  nicht  nur  in  Ansehung  der  Behand- 
lung der  Angehörigen  des  anderen  Landes  im  Vergleich  zu 
der  des  eigenen,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  für  den 
inneren  Verkehr  geltenden  Bestimmungen  der  verschiedenen 
Staaten,  bilden  ein  starkes  Hemmnis  für  den  wechselseitigen 
Güteraustausch  und  stehen  in  Widerspruch  zu  dem  Grund- 
gedanken der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine,  die 
Staaten  Mitteleuropas  nach  Möglichkeit  zu  einem  einheitli- 
chen Wirtschaftsgebiete  zusammenzuschliessen.  Bei  den 
meisten  Fragen  wird  es  sich  nur  darum  handeln,  einmal 
zwischen  den  verschiedenen  Bahnverwaltungen,  zum  andern 
zwischen  den  Wünschen  der  Bahnen  und  den  Bedürfnissen 
der  Verfrachter  einen  Ausgleich  zu  finden.  Bei  manchen 
Fragen  tritt  eine  weitere  Schwierigkeit  hinzu,  und  zwar 
wurzelt  diese  darin,  dass  die  allgemeine  Wirtschaftspolitik 
der  einzelnen  Staaten  durch  solche  Abmachungen  in  ihrer 
Selbständigkeit  nicht  aufgehoben  und  in  ihren  Grundzügen 
nicht  durchkreuzt  werden  soll ;  es  ist  daher  zu  untersuchen, 
ob  solche  Folgen  von  der  gewünschten  Vereinheitlichung 
zu  erwarten,  und  inwieweit  sie  in  Kauf  zu  nehmen  wären. 

Von  diesem  Standpunkt  ausgehend,  glaube  ich,  dass 
alle  Forderungen,  die  in  unseren  gemeinsamen  Thesen  h  i  n- 
sichtlich  der  Beförderung  der  Güter  zum  Zwecke 
einer  möglichsten  Beschleunigung  erhoben  wer- 
den —  es  kommen  die  Leitsätze  6,  7  und  8  in  Betracht^  — , 

•  S.  .\nlum<4.  .Seile  ac.').  H". 
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mit  Fragen  der  allgemeinen  Wirtschaftspolitik  nichts  zu  tun 
haben.  Es  sind  rein  technische  Fragen,  für  deren  Erledigung 
ausschliesslich  das  Bedürfnis  des  Verkehrs,  unter  Abwägung 
der  Interessen  der  Eisenbahnverwaltungen,  entscheidend 
sein  muss. 

Zu  allen  diesen  Leitsätzen  erübrigt  es  sich,  der  von 
anderer  Seite  gegebenen  Begründung  weitere  Bemerkungen 
hinzuzufügen.  Nur  zu  Nr.  8,  die  sich  für  eine  Verkürzung 
der  Höchstlieferfristen  im  Internationalen  Frachtübereinkom- 
men ausspricht,  einige  Bemerkungen. 

Was  nützen  dem  Verkehr  kürzere  Lieferfristen,  wenn 
die  Bahnen  die  Freiheit  besitzen,  sie  ausser  Kraft  zu  setzen, 
wenn  ferner  nicht  genügende  Handhaben  zur  Verfolgung 
etwaiger  Ersatzansprüche  bestehen? 

Um  nur  einige  Beispiele  herauszugreifen :  Ist  es  gerecht- 
fertigt, die  Folgen  von  Betriebsstörungen,  die  lediglich  durch 
grösseren  Verkehrsandrang  und  die  zu  seiner  Bewältigung 
vielleicht  nicht  hinreichenden  Vorkehrungen  der  Eisenbahn- 
verwaltungen verursacht  werden,  dem  Verlader  aufzubürden 
und  für  ihre  Dauer  die  Lieferfristen  ruhen  zu  lassen? 

Und  wenn  ferner  die  Verladung  von  den  Annahme- 
stellen nicht  mit  der  genügenden  Sorgfalt  geprüft  worden 
ist,  wenn  sie  sich  während  der  Beförderung  als  unzuläng- 
lich erweist  und  eine  neue  Verladung  erforderlich  macht, 
ist  es  dann  richtig,  die  Bahnen  von  jeder  Schuld  zu  ent- 
lasten und  die  Folgen  der  Verzögerung  völlig  auf  den  Ver- 
lader zu  überwälzen? 

Bei  allen  diesen  und  anderen  Fragen,  z.  B.  der  Frist 
für  die  Anbringung  von  Ersatzansprüchen  im  Falle  der 
Überschreitung  der  Lieferfristen,  die  mit  14  Tagen  viel  zu 
kurz  bemessen  ist,  erscheint  es  angezeigt,  zu  prüfen,  ob 
nicht  den  Bedürfnissen  der  Verfrachter  mehr,  als  es  in  dem 
gegenwärtigen  Frachtübereinkommen  geschehen  ist,  Rech- 
nung getragen  werden  könnte.  Eine  Verkürzung  der  Liefer- 
fristen ohne  entsprechende  Sicherung  der  Rechte  der  Inte- 
ressenten ist  ein  Messer  ohne  KHnge. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  Tarif wesens  sind  die  hin- 
sichtlich der  formellen   Tarifgestaltung  erhobenen 
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Forderungen  rein  technischer  Natur.  Leitsatz  1  spricht  sich 
dafür  aus,  dass  die  Eisenbahnverwaltungen  in  ihren  Bestre- 
bungen auf  Vereinheitlichung  des  formellen  Tarifw^esens,  im 
besonderen  auf  die  möghchst  allgemeine  Erstellung  direkter 
Tarife,  fortfahren  möchten. 

Vor  allem  ist  in  dieser  These  die  Forderung  nach  mög- 
lichst allgemeiner  Einführung  direkter  Tarife  aufgestellt  wor- 
den. Es  muss  dankbar  anerkannt  werden,  dass  die  Möglich- 
keit einer  direkten  Abfertigung  im  deutsch-österreichisch- 
ungarischen Verkehr  gerade  in  letzter  Zeit  wesentlich 
erweitert  worden  ist,  doch  ist  der  Kreis  der  Stationen, 
zwischen  denen  direkte  Tarife  bestehen,  nicht  in  der  erfor- 
derlichen Weise  ausgedehnt  worden,  und  so  kommt  es 
unausgesetzt  vor,  dass  dem  Verlader  bei  Bedarf  direkte 
Tarife  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Die  Berechnung  der 
Fracht  ist  dem  Aufgeber  in  solchen  Fällen  infolge  der  kompli- 
zierten Gestaltung  des  Tarifwesens  vielfach  nicht  möglich; 
die  zweckmässigste  Strecke  ist  bei  den  oft  in  Betracht  kom- 
menden zahlreichen  Grenzübergängen  nicht  zu  ermitteln,  da 
bei  den  verschiedenen  Frachteinheiten  die  kürzeste  Strecke 
nicht  immer  die  vorteilhafteste  ist. 

Für  den  Versender  ergeben  sich  daraus  häufig  recht 
unangenehme  Folgen.  Nach  Artikel  6  des  Internationalen 
Übereinkommens  (11)  ist  es  Sache  des  Absenders,  den 
Transportweg  vorzuschreiben;  unterlässt  er  dies,  so  hat  die 
Eisenbahn  den  Weg  zu  wählen,  der  ihr  für  den  Versender 
am  zweckmässigsten  erscheint;  für  die  Folgen  der  Wahl 
haftet  sie  nur  dann,  wenn  ihr  hierbei  ein  grobes  Verschulden 
zur  Last  fällt  Letztere  Bestimmung  kommt  in  der  Praxis 
darauf  hinaus,  dass  der  Bahn  jede  Haftung  für  die  Wahl 
eines  weiteren  Weges  abgenommen  wird.  Was  nützen  unter 
diesen  Umständen  dem  Verkehrtreibenden  billige  Tarife, 
wenn  er  vielfach  nicht  in  der  Lage  ist,  sie  festzustehen? 

Weiter  die  Fristen  für  das  Inkrafttreten  von  Tarifer- 
höhungen, die  bisher  im  deutsch-österreichisch-ungarischen 
Verkehr  2  Monate  betragen,  nach  These  2  aber  wesentlich 
verlängert  werden  soUen,  und  zwar  meiner  Ansicht  nach 
auf  mindestens  6  Monate. 
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Die  Bestellung  einer  Ware  ist  oft  Monate,  ja  häufig 
länger  als  ein  Jahr  von  der  Bahnaufgabe  entfernt.  Es  sei 
nur  erinnert  an  die  Herstellung  von  Maschinen  und  Anlagen, 
die  in  einem  besonderen  umständHchen  Verfahren  fabriziert 
werden  müssen,  an  den  Handel  mit  Mühlenfabrikaten,  ins- 
besondere mit  Futtermitteln,  mit  Holz  und  anderen  Massen- 
gütern, in  dem  zumeist  Abschlüsse  für  den  Lauf  eines  gan- 
zen Jahres  gemacht  werden.  Die  Fracht  spielt  bei  solchen 
schweren  Massenartikeln  in  der  Kalkulation  eine  sehr  wich- 
tige Rolle.  Wird  der  Ansatz  durch  plötzliche  Änderung  der 
Frachten  über  den  Haufen  geworfen,  so  wird  die  ganze 
Kalkulation  unrichtig,  wird  ein  Geschäft,  das  mit  einem  ge- 
wissen Nutzen  veranschlagt  war,  nutzlos,  ja  schadenbringend. 
Eine  hinreichende  Sicherung  vor  den  Folgen  solcher  Tarif- 
erhöhungen durch  wesentliche  Verlängerung  der  Übergangs- 
frist ist  unbedingt  erforderhch,  wie  gerade  die  bei  der  öster- 
reichischen Tarifreform  gemachten  Erfahrungen  gezeigt 
haben.  Natürhch  muss  eine  Verlängerung  nach  beiden  Seiten 
hin  wirken,  d.  h.  die  geltenden  Tarife  dürfen  nicht  vor  die- 
ser Frist  ausser  Kraft  gesetzt  werden,  und  ebenso  dürfen  neue 
terhöhte  Tarife  erst  mit  solcher  Respektfrist  in  Geltung  treten. 

Die  befriedigende  Lösung  aller  dieser  Fragen  ist  im 
wesentlichen  von  dem  Willen  der  beteiUgten  Bahnverwal- 
tungen abhängig  und  muss  ihnen  zumeist  überlassen  bleiben 
in  besonders  schwierigen  und  wichtigen  Fällen,  z.  B.  bei  der 
Vereinbarung  einer  Beschleunigung  der  Transporte  in  be- 
stimmten Richtungen,  wie  sie  in  These  7  befürwortet  wird, 
kann  auch  der  Weg  besonderer  Staatsverträge  oder  die 
Regelung  anlässlich  des  Abschlusses  neuer  Handelsverträge 
in  Betracht  kommen. 

Der  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  Wirtschafts- 
politik wird  von  allen  aufgestellten  Thesen  lediglich  bei 
Nr.  3,  4,  9  und  10,  die  sich  auf  Vereinbarungen  über  die 
materielle  Tarifgestaltung  beziehen,  zu  prüfen  und 
in  Betracht  zu  ziehen  sein. 

In  unserer  Zeit,  in  der  der  Staat  seinen  Aufgabenkreis, 
wie  auf  kulturellem  und  sozialem,  so  auch  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  immer  weiter  ausgedehnt   hat,   ist   es  selbst- 
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verständlich,  dass  er  auch  die  Tarifpolitik  in  den  Dienst  der 
allgemeinen  Wirtschaftspolitik  gestellt  hat.  Neben  finanziellen 
Rücksichten  der  Bahnen  ist  die  Förderung  des  inländischen 
Wirtschaftslebens  der  entscheidende  Gesichtspunkt  für  die 
Tarifpohtik,  besonders  für  die  Erstellung  von  Ausnahme- 
tarifen geworden.  Natürlich  können  die  Bahnen  diese  Für- 
sorge nur  in  den  Grenzen  entfalten,  die  dem  Einflussbereich 
des  Staates  in  unserer  Zeit  gezogen  sind. 

Die  Grundlage  unserer  modernen  Wirtschaftsordnung 
ist  die  freie  Selbstverantwortlichkeit  jedes  Einzelnen  geblie- 
ben. Der  Staat  soll  in  das  freie  Spiel  der  Kräfte  nur  inso- 
weit eingreifen,  den  Einzelnen  bei  der  Ausnutzung  seiner 
Gaben,  bei  der  Entfaltung  seiner  Tätigkeit  nur  insoweit  be- 
schränken, als  es  das  allgemeine  Wohl  erfordert.  Einzelnen 
Unternehmern  gewährte  Tarifvergünstigungen  stellen  an  sich 
eine  Benachteiligung  der  nichtbedachten  Interessenten  und 
schliesshch  der  Allgemeinheit  dar;  sie  können  daher  nur 
dann  verantwortet  werden,  wenn  sie  durch  überwiegende 
Interessen  der  Allgemeinheit  erfordert  werden  und  dieser 
wieder  zugute  kommen. 

Der  Staat  muss  sich  bei  seiner  Tarifpolitik  mit  dieser 
Aufgabe  bescheiden.  Er  kann  in  seiner  Fürsorge  nicht  so 
weit  gehen,  nach  dem  Vorbild  des  Merkantilismus  für  das 
Wirtschaftsleben  und  die  einzelnen  Unternehmer  die  Vor- 
sehung spielen,  etwa  dem  Einzelnen  die  Verantwortlichkeit 
für  seine  Unternehmungen  abnehmen,  das  mit  der  Ausübung 
jeder  wirtschaftlichen  Tätigkeit  verbundene  Risiko  auf  seine 
Schultern  überwälzen  zu  wollen,  was  Hineinwachsen  in  den 
Sozialismus  bedeuten  würde.  Noch  entschiedener  muss  er  es 
natürlich  ablehnen,  Einzelnen  Privilegien  zu  gewähren  und 
Massnahmen  zu  treffen,  die  lediglich  zur  Bereicherung  ein- 
zelner Interessenten  oder  Gruppen  führen. 

Es  ist  ein  Leichtes,  vom  Standpunkte  von  Sonder- 
interessen aus  den  zwingendsten  Nachweis  für  irgendwelche 
Tarifvergünstigungen  zu  erbringen,  und  ich  möchte  die  In- 
teressenvertretung sehen,  die  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle 
den  bündigsten  Beweis  führen  könnte.  Damit  ist  a])er  noch 
nicht  dargetan,  dass  die   Erfüllung  solcher   Wünsche   durch 
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das  allgemeine  Wohl  erfordert  wird  und  die  Verweigerung 
von  nachgesuchten  Tarifvergünstigungen  dürfte  zumeist 
durch  diesen  einzig  massgebenden  Gesichtspunkt  veranlasst 
werden.  Das  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  in  einzelnen 
FäUen  Fehlgriffe  vorkommen  können,  die  bei  der  Fülle  der  zu 
leistenden  Arbeit  begreiflich  und  entschuldbar  sind;  manch- 
mal mögen  vielleicht  auch  finanzielle  Erwägungen  der  Bahnen 
stärker  zur  Geltung  gelangen,  als  es  nach  Massgabe  der 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse  erv.'ünscht  wäre. 

Wenn  man  einen  Blick  auf  die  Ausnahmetarife  wirft, 
wenn  man  die  Verschiedenartigkeit  in  der  Gestaltung  der 
Tarife  und  in  dem  verfolgten  Zweck  ins  Auge  fasst,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  in  Preussen  allein  für  den 
Transport  von  Kohle  rund  60  verschiedene  Ausnahmetarife 
bestehen  und  für  jede  der  anderen  24  Warengruppen  viel- 
leicht annähernd  ebensoviel,  dann  wird  man  zugeben,  dass 
die  Bahnen  diesseits  und  jenseits  der  Grenze  von  den  ihnen 
in  der  Tarifpolitik  in  die  Hand  gegebenen  Werkzeugen  zur 
Beeinflussung  des  Wirtschaftslebens  entsprechenden  Gebrauch 
zu  machen  verstanden  und  in  ihrer  Fürsorge  im  allgemei- 
nen —  vorbehaltlich  einzelner  Fälle  —  eher  zu  viel,  als  zu 
wenig  getan  haben. 

Die  Tarifpolitik  ist  im  besonderen  auch  in  Einklang 
mit  der  Aussenhandelspolitik  gebracht  worden.  Ebenso  wie 
diese,  strebt  auch  die  Tarifpolitik  danach,  einen  Kompromiss 
zwischen  den  beiden,  um  die  Herrschaft  ringenden  Frincipien 
zu  schliessen :  dem  der  Sicherung  des  eigenen  Marktes  und 
dem  der  Erleichterung  der  Ausfuhr.  Die  mittlere  Linie  zu 
ziehen,  ist  natürlich  im  einzelnen  Falle  sehr  schwierig. 

Es  ist  daher  ein  Leichtes,  in  den  Ausnahmetarifen  eine 
Reihe  von  vermeintlichen  Widersprüchen  gegenüber  der 
Aussenhandelspolitik  ausfindig  zu  machen ;  in  manchen  Fäl- 
len mögen  die  beanstandeten  Massnahmen  wirklich  auf  Fehl- 
griffen beruhen,  im  allgemeinen  aber  sind  sie  veranlasst 
durch  die  Notwendigkeit,  einen  Kompromiss  zwischen  ent- 
gegenstehenden Bedürfnissen  und  Forderungen  zu  schliessen. 

Man  mag  zu  unserer  Wirtschafts-  und  im  besonderen 
zur  auswärtigen   Handelspohtik    stehen,  wie   man   will,   man 
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rauss  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  rechnen  und  wird 
den  Eisenbahnen  das  Recht  und  die  Pflicht  zugestehen  müs- 
sen, ihre  Tarifpolitik  auch  in  Zukunft  in  Übereinstimmung 
mit  der  allgemeinen  Wirtschafts-  und  im  besonderen  auch 
mit  der  Aussenhandelspolitik  weiter  zu  entwickeln.  Es  wäre 
unverständlich,  wollte  sich  der  Staat  der  Anwendung  dieses 
wichtigen  Werkzeuges  in  den  bezeichneten  Grenzen  bege- 
ben. Meinungsverschiedenheiten  können  sich  nicht  auf  die 
Grundsätze  der  Tarifpolitik,  sondern  nur  auf  den  Grad  ihrer 
Durchführung  beziehen. 

Daraus  ergibt  sich  die  Stellung  gegenüber  der  Frage 
einer  Einschränkung  der  Tarifhoheit  im  internationalen  Ver- 
kehr durch  vertragliche  Abmachungen.  Wer  von  den  ande- 
ren beteiligten  Ländern  für  seine  Transporte  Konzessionen 
wünscht  —  und  das  Streben  danach  wird  durch  die  Rück- 
sichten auf  die  Förderung  der  Ausfuhr  erfordert  — ,  muss 
auch  selbst  solche  gewähren ;  eine  Einschränkung  der  Selbst- 
ständigkeit der  Tarifpolitik  ist  daher  nicht  zu  vermeiden. 
Diese  aber  muss  den  Grundprinzipien  der  allgemeinen  Wirt- 
schaftspolitik Rechnung  tragen  und  darf  im  besonderen  nicht 
so  weit  gehen,  den  Bahnen  die  F'örderung  des  einheimischen 
Wirtschaftslebens  in  den  bezeichneten  Grenzen  nach  den  in 
unserer  schnellebigen  Zeit  ständig  wechselnden  Bedürfnissen 
unmöglich  zu  machen. 

Die  Quintessenz  meiner  Auffassung  ist  in  den  gemein- 
samen Leitsätzen  3  in  Verbindung  mit  4,  und  9  in  Verbin- 
dung mit  10  niedergelegt  worden.  Über  den  positiven  Inhalt 
von  These  3  und  4  erübrigen  sich  nach  den  ausführlichen  Dar- 
legungen des  ersten  Herrn  Referenten  weitere  Bemerkungen. 

Wenn  ich  auch  diesen  Vorschlägen  in  einzelnen  Fällen 
grossen  Wert  beimesse,  so  glaube  ich  doch,  zunächst  den 
Hauptnachdruck  auf  den  negativen  Teü  der  These  3  legen 
zu  sollen :  eine  solche  Regelung  ist  nur  für  besonders  ge- 
artete Ausnahmsfälle  zu  empfehlen,  stellt  aber  im  allgemei- 
nen keine  geeignete  Grundlage  für  die  gewünschte  Siche- 
rung des  internationalen  Verkehrs  in  seiner  Gesamtheit  dar. 

Für  den  Wechselverkehr  eines  Landes  mit  einem  an- 
deren ist  im  aUgemeinen  die  absolute  Höhe  der  Frachtsätze 
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von  geringerer  Bedeutung;  hauptsächlich  interessiert  ihn 
die  Höhe  der  Tarife  im  Vergleich  zu  der  der  Konkurrenz,  sei 
es  des  Vertrags  Staates  oder  eines  dritten  Staates.  Die  erfor- 
derliche Sicherung  des  Verkehres  könnte  somit  nur  dann 
geschaffen  werden,  wenn  die  Bahnen  sich  gleichzeitig  zu 
einer  Bindung  der  Sätze  im  eigenen  Verkehre  verstehen. 
Das  ist  aber  mit  den  Grundsätzen  der  Tarifhoheit  unverein- 
bar; die  Eisenbahnen  würden  ausserstand  gesetzt  werden, 
ihre  Aufgaben  gegenüber  dem  einheimischen  Erwerbsleben 
noch  in  der  erforderlichen  Weise  erfüllen  zu  können. 

Das  Hauptinteresse  besteht  daher  für  den  Wechselver- 
kehr an  der  Regelung  der  Tarife  im  Vergleich  mit  den  für 
den  inneren  Verkehr  des  betreffenden  Landes  oder  für  den 
Verkehr  mit  anderen  Ländern  geltenden  Sätzen.  Die  Fra- 
gen der  Parität  und  der  Meistbegünstigung, 
deren  Inhalt  im  gegenwärtigen  Sinne  bereits 
zur  Genüge  dargelegt  worden  ist,  bilden  mithin 
die  Angelpunkt eeiner  vertraglichen  Regelung. 

Hinsichtlich  der  Parität  befürwortet  der  von  mir  auf- 
gestellte Leitsatz  9,  dass  sie  für  den  Verkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  in  Zukunft  mindestens  in  dem 
bisherigen  Umfange  aufrecht  zu  erhalten  ist. 

Die  Parität  wird  von  gewissen  Seiten  mit  der  allgemei- 
nen Wirtschaftspolitik  für  unvereinbar  erklärt ;  sie  laufe  vor 
allem  den  Grundsätzen  des  Schutzes  der  nationalen  Arbeit 
zuwider.  Um  über  die  Bedeutung  dieser  Einwendung  zu 
einem  Urteil  zu  gelangen,  ist  es  erforderlich,  sich  über  den 
Inhalt  der  geltenden  Paritätsklausel,  besonders  auch  in  ne- 
gativer Beziehung,  klar  zu  werden. 

Die  Parität  in  dem  bisherigen  Sinne  gewährt  jedem  der 
Kontrahenten  nur  ein  Recht  hinsichtlich  seiner  Einfuhr  in 
und  seiner  Durchfuhr  durch  das  Gebiet  des  andern  Staates, 
legt  ihm  aber  keine  Pflichten  hinsichtlich  seiner  eigenen  Aus- 
fuhr auf.  Bei  dieser  kann  er,  wenn  er  Wert  darauf  legt,  in 
seinem  eigenen  Gebiete  Differenzierungen  zu  Gunsten  des 
Innern  Verkehrs  vornehmen.  Von  dieser  Freiheit  ist  beson- 
ders bei  der  Ausfuhr  von  Rohstoffen  zu  dem  Zwecke  Ge- 
brauch gemacht  worden,  das  Ausland  nicht  in  den  Mitgenuss 
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von  solchen,  der  eigenen  Erwerbstätigkeit  zugedachten  Ver- 
günstigungen gelangen  zu  lassen.  Aber  auch  sonst  ist  die 
Geltung  der  Parität  eingeschränkt  worden.  Jedem  der  kon- 
trahierenden Staaten  steht  im  Gebiet  des  andern  Staates  ein 
Anspruch  auf  den  Mitgenuss  von  Vergünstigungen  nur  inso- 
weit zu,  als  solche  im  Innern  Verkehr  des  zweiten  Landes 
für  dieselbe  Richtung  und  auf  derselben  Bahnstrecke  gel- 
ten; da  eine  Umleitung  der  Transporte  über  eine  andere 
Strecke,  für  die  Frachtermässigungen  bestehen,  zumeist  mit 
zu  grossen  Mehrkosten  verknüpft  ist,  bedeutet  diese  Bestim- 
mung eine  ausserordentliche  Einschränkung. 

Noch  einschneidender  ist  es,  dass  der  Genuss  von  Ver- 
günstigungen nur  in  dem  gleichen  Umfange,  wie  sie  im  Innern 
Verkehr  bestehen,  verlangt  werden  kann,  also  vor  allem 
nur  von  der  betreffenden  Station  aus,  von  der  sie  im  In- 
lande  gelten,  nicht  aber  schon  von  der  Übergangsstation 
aus.  Dadurch  ist  in  weitestem  Umfange  die  Möglichkeit  ge- 
geben worden,  unter  Wahrung  völliger  Loyalität  eine  Be- 
günstigung des  eigenen  Verkehrs,  allerdings  manchmal  auf 
Kosten  der  nahe  der  Grenze  gelegenen  Gegenden,  durchzu- 
führen, und  man  hat  davon  auch  entsprechenden  Gebrauch 
zu  machen  verstanden. 

Tatsächlich  ist  durch  alle  diese  Bestimmungen  der 
Nutzen  der  Paritätsklausel  vielfach  auf  das  äusserte  einge- 
schränkt worden,  und  ihr  Wert  besteht  weniger  in  dem,  was 
sie  gibt,  als  vielmehr  in  dem,  was  sie  verhindert,  nämlich 
eine  Differenzierung  im  Auslande  auf  der  ganzen  Linie. 
Kann  man  unter  solchen  Umständen  wirklich  davon  spre- 
chen, dass  die  Paritätsklausel  in  dem  bisherigen  Umfange  in 
unvereinbarem  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Wirtschafts- 
politik steht?  Hat  sich  nicht  vielmehr  die  Wagschale  mehr 
und  mehr  nach  der  Seite  der  Fernhaltung  fremder  Zufuhren 
geneigt?  Wer  die  Parität  in  dem  bisherigen  Sinne  für  un- 
vereinbar mit  der  Wirtschaftspolitik  ansieht,  der  lässt  für 
diese  nur  ein  Prinzip  gelten,  das  der  Absperrung  fremder 
Zufuhren  um  jeden  Preis;  das  ist  aber  nicht  die  Aufgabe 
unserer  gegenwärtigen  Wirtschaftspolitik,  und  in  dieser 
Richtung  wird  sie  sich  auch  in  Zukunft  nicht  bewegen. 
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Andere  Kritiker  verwerfen  zwar  die  Paritätsklausel  nicht 
grundsätzlich,  sie  sehen  sie  aber  doch  zur  Regelung  des 
wechselseitigen  Güteraustausches  zweier  Länder  als  ein  wenig 
geeignetes  Mittel  an,  und  zwar  in  Rücksicht  auf  ihre  auto- 
matischen Wirkungen,  in  Anbetracht  der  Verschiedenheiten, 
die  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  bestehen  können, 
Ihre  Gewährung  wird  daher  von  eingehender  Prüfung  und 
von  Gleichwertigkeit  des  Interesses  und  der  beiderseitigen 
Leistungen  abhängig  gemacht. 

Die  Forderung,  dass  auch  bei  Handelsverträgen  die  Lei- 
stung möglichst  im  Verhältnis  zur  Gegenleistung  stehen  soll, 
entspricht  wohl  der  heute  allgemein  geltenden  Auffassung 
und  dürfte  w^ohl  gerade  in  diesem  Kreise  Widerhall  finden. 
Sie  hat  auch  bisher  schon  als  Richtschnur  für  die  Abmachung 
der  Paritätsklausel  gedient.  Diese  ist  nur  ausnahmsweise 
vereinbart  worden,  und  zwar  z.  B.  von  dem  Deutschen  Reiche 
mit  Österreich-Ungarn,  mit  Belgien,  Italien,  Russland,  Schwe- 
den und  Serbien,  also  hinsichtlich  des  Verkehrs  mit  Län- 
dern, bei  denen  die  gegenüberstehenden  Aussenhandels- 
Interessen  einander  annähernd  entsprechen.  Von  dieser  Praxis 
abgehen  und  etwa  die  Parität  wahllos  in  alle  Handelsver- 
träge aufnehmen  zu  wollen,  liegt  umsoweniger  Anlass  vor,  als 
sowohl  das  Interesse  an  der  Klausel  im  Gegensatz  beispielsweise 
zur  handelspolitischen  Meistbegünstigung,  als  auch  die  Ge- 
fahr einer  Differenzierung  tatsächlich   ganz   verschieden  ist. 

Man  soUte  aber  doch  in  der  Betonung  des  aufgestell- 
ten Grundsatzes  nicht  zu  ^veit  gehen.  Die  allgemeine  Paritäts- 
klausel bringt  den  grossen  Vorteil,  dass  sie  den  Abschluss 
von  Verträgen  wesentlich  erleichtert.  Wollte  man  dazu  über- 
gehen, vertragliche  Abmachungen  zum  Zwecke  paritätischer 
Behandlung  lediglich  von  Fall  zu  Fall  für  besondere  Ver- 
kehrsvorgänge zu  treffen,  so  würden,  ohne  dass  jede  nicht 
beabsichtigte  Nebenwirkung  ausgeschlossen  würde,  dem 
ohnehin  schon  ausserordentlich  schwierigen  Abschluss  von 
Verträgen  nur  weitere  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gestellt 
und  die  Gefahr  von  Tarifkriegen  heraufbeschworen  werden. 
Wenn  die  Abwägung  der  beiderseitigen  Interessen  und 
Leistungen,  die  natürüch  nur  von  grossen    Gesichtspunkten 
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aus  erfolgen  darf,  eine  annähernde  Gleichwertigkeit  erken- 
nen lässt,  so  erscheint  daher  die  Vereinbarung  der  allge- 
meinen Paritätsklausel  erwünscht  und  angebracht. 

Doch  interessiert  uns  eigenthch  die  Gestaltung  der 
Paritätsklausel  im  allgemeinen  weniger;  für  uns  steht  die 
Frage  der  Beziehungen  zwischen  den  mitteleuropäischen 
Staaten  im  Vordergrunde.  Es  wäre  ein  Leichtes,  den  Nach- 
weis dafür  zu  erbringen,  dass  bei  dem  Verkehr  Deutschlands 
mit  Österreich-Ungarn,  sowie  den  andern  in  Betracht  kom- 
menden Staaten  Mitteleuropas,  gleichwertige  Interessen  ein- 
ander gegenüber  stehen.  Das,  glaube  ich,  ist  aber  in  diesem 
Kreis  nicht  nötig ;  das  Bestehen  der  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine bedeutet  die  bündigste  Bejahung  der  zur  Er- 
örterung stehenden  Frage. 

Bei  den  vielfachen  Erschwernissen  des  wechselseitigen 
Güteraustausches  sollten  wir  uns  freuen,  in  der  Parität 
wenigstens  ein  Bindemittel  zu  haben,  und  darnach  streben, 
es  nicht  zu  lösen,  sondern  vielmehr  immer  enger  zu  knüpfen. 
Nicht  Erschwerung,  sondern  Erleichterung  des 
Wechselverkehres,  nicht  Einschränkung,  son- 
dern weitere  Ausdehnung  des  Grundsatzes  der 
Parität  muss  für  den  mitteleuropäischen  Ver- 
kehr das  Ziel  des  Strebens  sein.  Ich  glaube,  dass 
gerade  auf  diesem  Wege  das  Ziel  der  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine,  ein  möglichst  einheitliches  mitteleuro- 
päisches Wirtschaftsgebiet  zu  schaffen,  ohne  die  Wirtschafts- 
politik der  einzelnen  Glieder  allzusehr  zu  beschränken,  am 
ehesten  zu  erreichen  sein  wird. 

Selbstverständlich  darf  eine  Erweiterung  der  Paritäts- 
klausel nicht  zu  einer  Begünstigung  des  internationalen  Ver- 
kehrs vor  dem  eigenen  Verkehr  und  nicht  zu  einer  völligen 
Aufliebung  der  Tarifhoheit  im  Innern  Verkehr  führen.  P]s 
erscheint  daher  vor  aUem  bedenklich,  die  Beschränkung  der 
Paritätsklausel  auf  dieselbe  Verkehrsrichtung  und  dieselbe 
Bahnstrecke  fallen  zu  lassen.  Das  würde  eine  völlige  Umwäl- 
zung der  eigenen  Tarifverhältnisse  bedeuten,  die  Ausdehnung 
der  in  der  Rede  stehenden  Vergünstigungen  auf  den  gesamm- 
ten  Inlandsverkehr  zur  Folge  haben,  somit  zwar  von  Grund 
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aus  eine  Vereinfachung  des  Tarifwesens  herbeiführen,  zugleich 
aber  auch  die  Eisenbahnen  ausser  Stande  setzen,  ihre  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  noch  zu  erfüllen.  Auch  die  allge- 
meine Abgrenzung  der  Fälle,  in  denen  eine  im  Innern  Ver- 
kehr nur  von  einer  Binnenstation  aus  geltende  Vergünsti- 
gung im  Wechselverkehr  von  der  Grenze  aus  zu  gewähren  ist 
dürfte,  so  erwünscht  auch  eine  solche  Regelung  ist,  auf  grosse 
Schwierigkeiten  stossen.  Ob  man  unter  diesen  Umständen 
zu  der  früheren,  bis  1891  geltenden  weitergehenden  Paritäts- 
klausel, die  viel  einfachere  Wirtschaftsverhältnisse  im  Auge 
hatte,  wird  zurückkehren  können,  erscheint  zweifelhaft. 

Sollten  alle  Versuche,  eine  allgemein  gültige  Lösung  der 
Frage  zu  finden,  vergebUch  bleiben,  so  bliebe  schliesslich 
nichts  weiter  übrig,  als  über  die  allgemeine  Paritätsklausel 
in  dem  bisherigen  Sinne  hinaus  weitergehende  Abmachun- 
gen durch  besondere  Vereinbarungen  zu  treffen,  und  für 
solche  Fälle  scheint  These  3  erst  volle  Bedeutung  zu  erlan- 
gen. In  geeigneten  Fällen  käme  alsdann  nicht  nur  in  Frage, 
Vereinbarungen  entsprechend  These  3  und  4  zu  treffen.  Es 
könnte  ferner  z.  B.  auch  eine  Abstimmung  der  Tarife  bei 
miteinander  in  Konkurrenz  stehenden,  zu  verschiedenen 
Staaten  gehörenden  Bahnen  Platz  greifen.  Ein  Beispiel  für 
eine  solche  Regelung  gibt  Artikel  19  des  deutsch-russischen 
Handelsvertrages,  der  gleich  hohe  Tarife  für  den  Verkehr 
in  Getreide,  Flachs  und  Heide  von  russischen  Stationen  nach 
den  russischen  Ostsee-Häfen  einerseits  und  den  deutschen 
Ostsee-Häfen  andererseits  vorschreibt.  Eine  solche  Regelung 
könnte  u.  a.  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Elbe-Umschlag- 
tarife zu  den  Oder-Umschlagtarifen  im  deutsch-österreichisch- 
ungarischen Verkehr  in  Betracht  gezogen  werden,  zur  Beseiti- 
gung des  bisherigen  Wettbewerbes,  der  die  Entwicklung  von 
den  natürlichen  Bahnen  fort  in  andere  Bahnen  gelenkt  und 
zu  schweren  Eingriffen  in  das  Wirtschaftsleben  geführt  hat. 

Schliesslich  die  Meistbegünstigung,  die  in  These  10 
für  den  deutsch-österreichisch-ungarischen  Verkehr  neben  der 
Parität  in  dem  für  diesen  bisher  geltenden  Umfang  empfohlen 
wird.  Im  allgemeinen  werden  ausländische  Transporte  in 
allen  in  Frage  kommenden  Staaten  nicht  günstiger  behandelt 
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werden,  als  einheimische.  Was  die  Meistbegünstigung  gewäh- 
ren kann,  wird  somit  schon  durch  die  Parität  erreicht.  Nur 
in  einzelnen  Fällen,  besonders  bei  Erzeugnissen,  die  im 
Inlande  selbst  nicht  gewonnen  werden,  kann  die  Meistbe- 
günstigung zur  Fernhaltung  einer  Differenzierung  gegen- 
über dritten  Staaten  von  Wert  sein.  Aus  diesen  Gründen  hat 
die  Meistbegünstigung  geringere  Bedeutung  und  ist  in  den 
bestehenden  Verträgen  nur  im  Anschluss  an  die  Parität,  nie 
aber  ohne  diese  vereinbart  worden.  Die  für  die  Parität  auf- 
gestellten Grundsätze  müssen  natürlich  auch  bei  der  Meist- 
begünstigung gelten,  und  zwar  umsomehr,  als  ihr  zufolge 
eine  etwaige  Erweiterung  der  Parität  im  mitteleuropäischen 
Verkehr  ohne  weiteres  den  Meistbegünstigungsstaaten  zufal- 
len würde.  Doch  sollte  diese  Erwägung  nicht  zur  Verwerfung 
der  Meistbegünstigungs-Klausel  schlechthin  führen,  die  eine 
weitere  Sicherung  des  internationalen  Verkehrs  bringen  kann. 
Die  verkehrspolitische  Meistbegünstigung  kann  im  Gegen- 
satz zur  handelspolitischen  nicht  von  jedem  dritten  Staate 
ausgenutzt  werden,  da  die  Zufuhrwege  meist  verschieden 
sind.  Die  Verti-agstechnik  ist  auch  so  weit  fortgeschritten, 
dass  sie  etwaige  nicht  gewollte  Nebenwirkungen  ausschhessen 
kann.  Die  verkehrspolitische  Meistbegünstigungs-Klausel  sollte 
daher  in  geeigneten  Fällen  neben  der  Paritätsklausel  verein- 
bart werden,  und  lediglich  dann,  wenn  die  erhobenen  Beden- 
ken unüberwindlich  sind,  bhebe  als  letztes  Mittel  übrig,  die 
Meistbegünstigung  vielleicht  nur  in  Rücksicht  auf  die  Parität 
in  dem  bisherigen  Umfange  zu  gewähren  oder  ihre  völlige 
Einräumung  nur  bei  entsprechenden  Gegenleistungen  ins  Auge 
zu  fassen. 

Doch  auch  hier  interessiert  uns  vor  allem  das  Verhält- 
niss  zwischen  den  Staaten  Mitteleuropas.  Hier  scheiden  alle 
Bedenken  aus ;  die  Vereinbarung  der  Meistbe- 
günstigung erscheint  daher  zweckmässig. 

Ich  bin  damit  am  Schluss  meiner  Ausführungen  ange- 
langt. Ich  erblicke  in  der  befriedigenden  Lösung  der  gestell- 
ten Fragen  ein  wichtiges  Mittel  zur  weiteren  Verwirklichung 
der  Bestrebungen,  die  die  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine  sich   zur   Aufgabe    gemacht   haben,   und   bin   dafür 
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besonders  dankbar,  dass  mir  Gelegenheeit  gegben  worden 
ist,  meine  Auffassung  vom  Standpunkt  der  Verkehrsinte- 
ressenten aus  darzulegen.  Möchten  diese  Verhandlungen 
dazu  beitragen,  bestehende  Hindernisse,  soweit  als  möglich, 
aus  dem  Wege  zu  räumen  und  die  wechselseitigen  Bezie- 
hungen im  mitteleuropäischen  Verkehr  enger  zu  knüpfen 
und  zu  fördern,  zum  Nutzen  aller  Teile.   (Lebhafter  Beifall.) 

Ref.  Kaiserl.  Rat  Freud: 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  das  Bestreben  einer 
Vereinheitlichung  der  Gütertransportbedingungen  unter  Her- 
beiführung einer  gleichmässigen  Anwendung  derselben 
zwischen  den  mitteleuropäischen  Staaten  zu  begrüssen  war. 
Eine  Reihe  von  MögUchkeiten  ist  von  den  Referenten  ein- 
stimmig in   den  Leitsätzen  festgelegt. 

Am  wirksamsten  würde  sich  das  Ziel  erreichen  lassen 
durch  eine  materielle  und  formelle  Konformität  der  Tarife 
in  den  mitteleuropäischen  Staaten,  deren  wechselseitige  An- 
wendung durch  Handelsverträge  festgelegt  wurde. 

Das  erste  Bedenken,  das  auftauchen  müsste  gegen  einen 
Vorschlag,  die  Tarife  in  den  verschiedenen  Staaten  identisch 
zu  gestalten,  führt  diesen  ad  absurdum.  Die  durchaus  ver- 
schiedenen Bedingungen  von  Produktion  und  Handel  in 
den  einzelnen  Staaten  stellen  für  eine  solche  Nivellierung 
die  ganz  unmögUche  Voraussetzung  auf,  dass  die  einzelnen 
Staaten  auf  den  durch  die  angedeuteten  Besonderheiten 
gegründeten  Schutz  der  heimischen  Produktion  und  des 
heimischen  Handels  zur  Gänze  verzichten.  Ein  solcher  Bruch 
mit  allgemein  anerkannten  Axiomen  kann  gar  nicht  ernst- 
lich in  Betracht  gezogen  werden.  Wenn  nun  vorausgesetzt 
wird,  dass  es  im  Wesen  der  protektionistischen  Wirtschafts- 
politik liegt,  dass  jeder  Staat  die  Tarife  seiner  Eisenbahnen 
mögUchst  den  nationalen  Interessen  anzupassen  bestrebt  ist, 
so  ergibt  sich  daraus  allein  die  absolute  ünmöghchkeit  einer 
zwischenstaathchen  mitteleuropäischen  Tarifpohtik.  Kein  Staat 
kann,  wofern  er  eine  protektionistische  Handelspolitik  ver- 
folgt,  sich   daher  wirtschaftspolitisch   als   Individuum   fühlt 
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und  eine  dementsprechende  Zollpolitik  betreibt,  auf  jene 
Förderung  seiner  handelspolitischen  Tendenzen  verzichten, 
die  durch  die  Eisenbahntarife  mehr  oder  weniger  erreichbar 
ist.  Er  wird  insbesondere  bestrebt  sein  müssen,  solche  Tarif- 
formen im  Inlande  zu  verhindern,  welche  geeignet  sind,  im 
Verhältnis  zum  Auslande  die  auf  anderen  Gebieten  der  Wirt- 
schaftspolitik angestrebten  Ergebnisse  ganz  oder  teilweise 
zu  beheben. 

Zwei  grosse  Prinzipien  sind  es,  welche  den  verschie- 
densten Formen  aller  Handelspolitik  zugrunde  liegen:  die 
Beherrschung  des  Innenmarktes  und  die  Förderung  des 
Exportes  nach  fremden  Absatzgebieten.  Dass  zur  Durch- 
setzung dieser  Zwecke  die  Eisenbahntarife  ein  unentbehr- 
liches Instrument  sind,  ist  längst  erkannt  und  steht  nicht 
mehr  in  Diskussion.  Ich  möchte  hier  das  in  dem  Buche 
Seidler-Freud  erwähnte  Zitat  Bismarks  in  seinem  Schreiben 
an  den  Bundesrat  am  15.  Dezember  1878  anführen: 

„Er  sprach  die  Überzeugung  aus,  dass  mit  der 
Revision  der  Grenzzölle  eine  Revision  der  Eisenbahn- 
tarife notwendig  Hand  in  Hand  gehen  muss.  Es  könne 
auf  die  Dauer  den  einzelnen  Staats-  und  Privatbahn- 
verwaltungen nicht  die  Berechtigung  verbleiben,  der 
wirtschaftlichen  Gesetzgebung  des  Reiches  nach  eigenem 
Ermessen  Konkurrenz  zu  machen,  die  Handelspolitik 
der  verbündeten  Regierung  und  des  Reichstages  nach 
Willkür  zu  neutralisieren." 

Diese  Äusserung,  die  sich  damals  auf  deutsche  Ver- 
hältnisse bezogen  hat,  hat  an  Gewicht  nur  gewonnen.  Es 
erscheint  nicht  erforderUch,  in  diesem  Zusammenhange  auf 
allgemein  bekannte  Tatsachen  hinzuweisen,  wie  Verschär- 
fung der  Konkurrenz  insbesondere  in  gemeinsamen  Absatz- 
gebieten, zunehmende  Komplikation  der  Produktionsbedin- 
gungen, die  nicht  zuletzt  zurückzuführen  ist  gerade  auf  die 
durch  die  protektionistische  Richtung  der  mitteleuropäischen 
Handelspolitik  herbeigeführte  Alterierung  natürlich  gegebener 
Produktionsbedingungen.  Dagegen  ist  es  notwendig,  darauf 
zu  verweisen,  dass   die   Eisenbahnpolitik   der   mitteleuropäi- 
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sehen  Staaten  in  ganz  hervorragendem  Masse  von  dem 
Gedanken  geleitet  wird,  die  nationale  Wirtschaftspolitik  zu 
unterstreichen.  Insbesondere  aus  diesem  Bestreben  heraus 
ist  gerade  in  den  mitteleuropäischen  Staaten  der  Gedanke 
der  Verstaatlichung  der  Privatbahnen  zum  Durchbruche 
gekommen.  Der  Reihe  nach  haben  deutsche  Bundesstaaten, 
Ungarn,  Österreich,  Italien,  Frankreich,  Russland,  mehr  oder 
weniger  vollkommen  den  Gedanken  des  ausschhesslichen 
Staatsbetriebes  durchgeführt  und  damit  die  Eisenbahnen 
unter  weitgehender  Hintansetzung  privatwirtschaftlicher 
Interessen  vorwiegend  gemeinwirtschaftlichen  Zwecken  dienst- 
bar gemacht.  Nicht  vergessen  seien  insbesondere  die  unver- 
gänglichen Verdienste  des  ungarischen  Handelsministers 
Baross,  dessen  weitblickende  Absicht,  die  Eisenbahnen  der 
nationalen  Wirtschaft  absolut  dienstbar  zu  machen,  geradezu 
richtunggebend  geworden  ist.  In  der  Verstaatlichungs- 
geschichte der  österreichischen  Eisenbahnen  lassen  sich  die 
gleichen  Grundsätze  nachweisen.  Überall  war  der  Drang,  die 
Verwaltung  der  Eisenbahnen  von  selbstsüchtigen  Einflüssen 
zu  befreien  und  soweit  als  tunlich  in  den  Dienst  der  natio- 
nalen Interessen  zu  stellen,  das  Hauptargument  für  die  Ver- 
staathchung.  Auch  der  in  den  letzten  Jahren  in  Deutschland 
erfolgte  Zusammenschluss  aller  deutschen  Bahnverwaltungen 
zur  deutschen  Tarifgemeinschaft  hat  in  erster  Linie  den 
Zweck,  den  in  der  Reichseinheit  ausgeprägten  Gedanken 
einer  einheitlichen  nationalen  Wirtschaft  und  die  auf  dieser 
basierte  einheitliche  nationale  Wirtschaftspolitik  selbstlos 
durchzuführen.  Die  Möglichkeit  einer  formellen  und  mate- 
riellen Tarifeinheit  in  verschiedenen  Staaten  kann  somit 
nicht  einmal  theoretisch  in  Erwägung  gezogen  werden  und 
erscheint  praktisch  bei  den  Resultaten,  welche  die  mittel- 
europäische Eisenbahngeschichte  gezeigt  hat,  auf  absehbare 
Zeit  undenkbar.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  hat  sich  in 
allen  mitteleuropäischen  Staaten  die  autonome  Tarifpolitik 
so  entwickeln  müssen,  wie  es  dem  Interesse  des  betreffenden 
Staates  am  besten  entsprach.  Gerade  das  dargestellte  Vor- 
dringen des  Staatsbahnsystems  hat  insbesondere  in  der 
jüngsten  Zeit  den  schon  vorher  in  Durchführung  begriffenen 
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Gedanken  einer  tunlichst  rücksichtslosen  autonomen  Tarif- 
bildung eigentlich  erst  möglich  gemacht.  Die  bis  dahin 
bestandene,  wenn  auch  weitgehende  staatliche  Tarifhoheit 
hatte  sich  nicht  als  ausreichend  erwiesen.  Gleichwie  auf 
anderen  Gebieten  der  Handelspolitik,  war  es  auch  hinsicht- 
lich der  Eisenbahntarifpolitik  zwingend  notwendig  geworden, 
dass  die  Kulturstaaten  in  wohlverstandenem  beiderseitigem 
Interesse  jene  schroffen  Gegensätze,  welche  aus  der  konse- 
quenten Ausgestaltung  der  autonomen  Tarifpolitik  notwen- 
digerweise sich  ergeben,  in  den  Handelsverträgen  abzu- 
schwächen bemüht  waren. 

So  finden  wir  in  den  Handelsverträgen  zwischen  den 
mitteleuropäischen  Staaten  als  Reflex  dieser  Bestrebungen 
Vereinbarungen,  die  sich  auf  die  gegenseitige  Benützung 
der  Eisenbahnen  und  auf  die  Berechnung  der  Frachtraten 
beziehen.  Diese  Bestrebungen  finden  ihren  Ausdruck  in 
zwei  Maximen,  dem  Paritätsprinzip  und  der  Meistbegünsti- 
gung. In  einzelnen  Handelsverträgen  findet  sich  die  Meist- 
begünstigung neben  der  Parität  vereinbart.  Es  scheint  hier 
für  die  Zwecke  der  vorliegenden  Untersuchung  erforderlich, 
zunächst  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  "den  Handels- 
verträgen zu  untersuchen  und  sodann  aufzuzeigen,  wie  unter 
der  Herrschaft  dieser  Bestimmungen  in  den  einzelnen 
Staaten  sich  die  Tarife  faktisch  entwickelt  haben.  Man  kann 
vorweg  sagen,  dass  die  Eisenbahntarife  im  grossen  und 
ganzen  durch  den  Bestand  eisenbahntarifarischer  Bestim- 
mungen in  den  Handelsverträgen  in  ihrem  Wesen  nicht 
beeinflusst  werden.  Positiv  ausgedrückt  könnte  man  sagen, 
dass  die  Mehrzahl  der  Eisenbahntarife  so,  wie  sie  heute  ist, 
sein  könnte  und  würde,  ohne  dass  in  den  Handelsverträgen 
ihrer  Erwähnung  getan  wäre.  Die  Eisenbahntarife  fristen 
ein  von  den  Handelsverträgen  vollkommen  unabhängiges 
Dasein,  und  nur  fallweise,  wie  es  scheint  in  solchen  Fällen, 
in  denen  Rekriminationen  auf  etwaige  Diskrepanzen  hin- 
gewiesen haben,  ist  die  Anpassung  erfolgt. 

Dass  die  Eisenbahnen  der  einzelnen  Staaten  sich  in 
durchaus  nicht  seltenen  Fällen  genötigt  sahen,  zur  Förde- 
rung  des   Güteraustausches   in   besondere    vertragsmässige. 
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von  den  Handelsverträgen  unabhängige  Beziehungen  zu 
treten,  illustriert  am  besten  die  Unzulänglichkeit  der  bestehen- 
den Handelsverträge  auf  diesem  Gebiete. 

Diese  Entwicklung  kann  nicht  weiter  wundernehmen, 
wenn  man  sieht,  wie  unzureichend  und  schwankend,  unsicher 
und  ungenau  diejenigen  Bestimmungen  der  Handelsverträge 
sind,  die  sich  auf  die  gegenseitige  Benützung  der  Eisen- 
bahnen beziehen.  Wir  finden,  dass  Staaten,  die  miteinander 
lebhafte  Handelsbeziehungen  unterhalten,  in  ihren  Handels- 
verträgen überhaupt  keine  tarifpolitischen  Vereinbarungen 
getroffen  haben.  Im  Verkehr  Österreich-Ungarns  mit  Belgien 
sowie  den  Niederlanden  bestehen  keinerlei  einschlägige 
Bestimmungen.  Zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland 
ist  nur  die  Parität,  nicht  aber  die  Meistbegünstigung  ver- 
einbart. Im  Verkehre  zwischen  Österreich-Ungarn  sowie 
Deutschland  einerseits  und  Itahen  anderseits  ist  hingegen 
sowohl  die  Parität,  als  auch  die  Meistbegünstigung  normiert. 
Das  gleiche  ist  der  Fall  im  Verkehr  der  beiden  erstgenannten 
Staaten  mit  Russland.  Im  Verkehr  mit  der  Schweiz  hat 
Deutschland  keine  Vereinbarungen,  Österreich-Ungarn  hat 
einige  Vereinbarungen  von  fragwürdigem  Wert.  Im  Ver- 
kehr mit  Serbien  hat  Deutschland  Parität  und  Meistbegünsti- 
gung vereinbart,  im  Verkehr  mit  Bulgarien  nicht.  Hingegen 
hat  Österreich-Ungarn  im  Verkehr  mit  Serbien  und  Bulgarien 
gewisse  Vereinbarungen,  über  die  noch  gesprochen  werden 
soll.  Im  Verkehr  mit  Rumänien  hat  Deutschland  gleichfalls 
keine  Vereinbarungen,  Österreich  wieder  solche,  die  jede 
Klarheit  vermissen  lassen.  Es  wird  sich  zeigen,  dass  diese 
Disparitäten  nicht  aus  zeitlichen  Gründen  entstanden  sind 
und  man  wird  auch  zugeben  müssen,  dass  es  nicht  reife 
Überlegung  war,  die  zum  Beispiel  dazu  geführt  hat,  dass 
Österreich-Ungarn  mit  Deutschland  nur  die  Parität,  beide 
Staaten  aber  mit  Italien  Parität  und  Meistbegünstigung  ver- 
einbart haben.  Man  wird  es  verstehen  können,  dass  die 
Eisenbahnen  mit  derartigen  handelsvertraglichen  Bestim- 
mungen, die  überdies,  wie  ebenfalls  nachgewiesen  werden 
wird,  infolge  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Ausdrucksweise 
keine   exakte  Auslegung  ermöglichen,   das  Auslangen  nicht 
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finden  können  und  sich  unter  diesen  Umständen  eine  viel- 
fach von  den  Handelsverträgen  unabhängige  Übung  heraus- 
gebildet hat,  dass  weiters  über  die  Auslegung  und  Anwen- 
dung der  Bedingungen  dieser  Vertragsbestimmungen  nicht 
nur  bei  den  Eisenbahnen  zweier  Vertragsstaaten,  sondern 
sogar  bei  mehreren  Eisenbahnen  eines  und  desselben  Ver- 
tragsstaates vollste  Verwirrung  herrscht. 

Es  sei  nun  gestattet,  jenes  Material  vorzulegen,  aus 
welchem  die  vorerwähnten  Anschauungen  geschöpft  werden 
konnten. 

Österreic h-U n g a r n  und  Deutschland. 

Zusatzvertrag  vom  25.  Jänner  1905,  R.-G.-Bl.  1906 
Nr.  24,  zum  Handels-  und  Zollvertrag  vom  6.  Dezember 
1891  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche. 
Im  Artikel  15  und  Schlussprotokoll  zu  diesem  Artikel  ist  die 
klarste  Vereinbarung  hinsichtlich  der  Eisenbahntarife  ent- 
halten. Es  besteht  die  volle  Parität  für  die  in  das  Gebiet 
des  anderen  Teiles  übergehenden  oder  das  letztere  transi- 
tierenden  Transporte,  und  zwar  auf  Grund  des  Schlussproto- 
kolles  zu  Art.  15  bei  der  Beförderung  auf  derselben  Bahn- 
strecke und  in  derselben  Verkehrsrichtung.  Eine  Verein- 
barung über  die  Meistbegünstigung  fehlt.  In  Art.  16,  zweiter 
Absatz,  sichern  sich  die  Vertragsparteien  bei  Anträgen  auf 
Herstellung  direkter  Personen-  und  Frachttarife  tunlichste 
Unterstützung  zu. 

Österreic  h-U ngarn   und   Italien. 

Der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Italien  vom  11.  Februar  1906  enthält  im 
SchlussprotokoU  zu  Art.  25  die  Parität  und  die  Meistbegün- 
stigung. Die  paritätische  und  meistbegünstigste  Behandlung 
ist  eingeschränkt  auf  Transporte  in  derselben  Richtung  und 
auf  derselben  Verkehrsstrecke.  Der  zweite  Abschnitt  des 
Art.  25  setzt  fest,  dass  direkte  Expeditionen  und  direkte 
Tarife,  soweit  dieselben  von  dem  vertragschliessenden  Teile 
nach  Massgabe  des  tatsäclüichen  Bedürfnisses  als  wünschens- 
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wert  bezeichnet  werden,  zur  Einführung  gelangen  sollen. 
Im  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrage  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  Italien  vom  6.  Dezember  1891,  in  der 
durch  den  Zusatzvertrag  vom  3.  Dezember  1904  abgeänder- 
ten Fassung  ist  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  eben- 
falls die  Parität  und  Meistbegünstigung  vereinbart,  und 
zwar  sowohl  für  Sendungen  in  das  Gebiet  des  Vertrags- 
staates, als  auch  durch  dasselbe  in  derselben  Richtung  und 
auf  derselben  Verkehrsstrecke.  In  ihrem  Verhältnisse  zu 
Italien  haben  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  demnach 
materiell  gleichartige  Bestimmungen. 

Österreich-Ungarn   und   Russland. 

Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  15.  Februar  1906. 
Im  Art.  21  ist  sowohl  die  Parität,  als  die  Meistbegünstigung 
festgesetzt.  Im  SchlussprotokoU  des  Art.  21  findet  sich  die 
Bestimmung,  dass  sich  die  vertragschhessenden  Teile  durch 
Herstellung  direkter  Personen-  und  Frachtentarife  tunlichst 
unterstützen  werden.  Es  sind  hier  inhaltlich  dieselben  Bestim- 
mungen wie  im  Handels-  und  Schif f ah rts vertrage  zwischen 
Russland  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  29.  Jänner/ 
10.  Februar  1894  in  der  durch  den  Zusatzvertrag  vom  15./28. 
Juli  1904  abgeänderten  Fassung.  Die  Parität  bezieht  sich 
in  beiden  Verträgen  auf  den  Verkehr  in  das  Gebiet  des 
Vertragsstaates  und  darüber  hinaus  und  zwar  in  derselben 
Richtung  und  auf  derselben  Verkehrsstrecke. 

Die  im  Vorstehenden  kurz  skizzierten  eisenbahntari- 
farischen  Bestimmungen  der  Handelsverträge  Österreich- 
Ungarns  einerseits  mit  dem  Deutschen  Reiche,  Italien  und 
Russland  andererseits,  gaben  in  diesem  Zusammenhange  zu 
kritischen  Bemerkungen  keinen  Anlass.  Das  Referat  wendet 
sich  sohin  anderen  Handelsverträgen  zu,  die  für  den  Güter- 
austausch der  mitteleuropäischen  Staaten  von  besonderer 
Relevanz  sind. 
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Österreich-Ungarn   und   Belgien. 

Im  Handels-  und  Schiffahrts vertrage  vom  12.  Februar 
1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  55,  findet  sich  eine  besondere  Bestim- 
mung über  Eisenbahntarife  nicht.  Zwar  sagt  Art.  3,  dass  die 
Bodenprodukte  oder  Industrieerzeugnisse  Belgiens,  welche 
in  Österreich-Ungarn  und  die  Bodenprodukte  oder  Industrie- 
erzeugnisse Österreich-Ungarns,  welche  in  Belgien  einge- 
führt werden,  sie  mögen  zum  Verbrauch,  zur  Lagerung,  zur 
Wiederaufname  oder  Durchfuhr  bestimmt  sein,  der  näm- 
hchen  Behandlung  unterliegen  und  keinen  höheren  oder 
anderen  Angaben  unterworfen  werden,  als  die  Erzeugnisse 
des  in  diesen  Beziehungen  meistbegünstigten  Landes.  Allein 
es  ist  für  den  Referenten  ausser  Frage,  dass  diese  allgemeine 
Meistbegünstigungsklausel  auf  Eisenbahntarife  nicht  bezogen 
werden  kann.  Für  die  Annahme,  dass  die  erwähnte  allgemeine 
Klausel  für  den  wechselseitigen  Eisenbahnverkehr  nicht 
anzuwenden  ist,  spricht  auch  das  folgende  Argument:  Der 
Vertrag  mit  Belgien  stammt  aus  derselben  Zeit  wie  der 
Vertrag  Österreich-Ungarns  mit  Deutschland,  mit  Italien  und 
mit  Russland.  In  den  letztgenannten  Verträgen  wurden 
nebst  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Parität,  bezw. 
Meistbegünstigung  besondere  Prinzipien  für  den  Verkehr 
auf  den  gegenseitigen  Eisenbahnen  festgestellt.  Im  Vertrage 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Belgien  fehlen  solche  Be- 
stimmungen. 

Im  Handels-  und  Zollvertrage  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Belgien  vom  6.  Dezember  1891,  abgeändert 
22.  Juni  1904,  R.-G.-Bl.  1892,  S.  241  und  1905,  S.  599,  giltig 
seit  1.  März  1906,  ist  im  Art.  10  die  paritätische  Behandlung 
für  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  übergehende  oder  das 
letztere  transitierende  Sendungen  auf  derselben  Eisenbahn- 
strecke und  derselben  Verkehrsrichtung  vereinbart,  obzwar 
Art.  2  des  deutsch-belgischen  Vertrages  die  gleiche  allgemeine 
Klausel  enthält,  wie  der  Vertrag  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Belgien.  Aus  diesem  Umstände  kann  wohl  mit  Sicher- 
heit gefolgert  werden,  dass  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Belgien  irgendeine  Vereinbarung  hinsichtlich  der  Eisen- 
bahntarife nicht  besteht.  Im  Schlussprotokoll  zu  Art.  10  des 
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deutsch-belgischen  Vertrages  ist  auf  die  Herstellung  „direkter 
Eisenbahnfrachttarife"  auf  jeweiliges  Verlangen  eines  Teiles 
ohne  Beschränkung  auf  Warengruppen  Rücksicht  genommen. 
Theoretisch  würde  also  Österreich-Ungarn  keinen  An- 
spruch haben,  auf  den  belgischen  Eisenbahnen  hinsichtlich 
der  Tarife  ebenso  behandelt  zu  werden,  wie  Belgien  oder 
Deutschland.  Andererseits  würde  Belgien  keinen  Anspruch 
darauf  haben,  in  seinem  Verkehr  nach  den  Balkanstaaten 
die  österreichischen  und  ungarischen  Tarife  zu  geniessen. 
Praktisch  ist  keine  dieser  Folgen  in  Erscheinung  getreten. 
Hier  liegt  der  Fall  vor,  dass  Deutschland  als  Transitstaat 
mit  den  beiden  Vertragsparteien,  im  Osten  Österreich-Ungarn 
und  im  Westen  Belgien,  Verträge  hat,  die  einander  die 
Parität  zusichern,  während  die  durch  den  Durchzugsstaat 
getrennten  Vertragsstaaten  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
haben.  Im  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Serbien  liegt 
bei  geänderten  Verhältnissen  der  gleiche  Fall  vor. 

Österreic h-U ngarn  und  die  Niederlande. 

Im  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  zwischen  Österreich 
und  den  Niederlanden  vom  26.  März  1867  befindet  sich 
keinerlei  Bestimmung  über  die  Eisenbahntarife.  Der  Umstand, 
dass  dieser  Vertrag  vor  mehr  als  40  Jahren  abgesclilossen 
worden  ist,  ist  keine  ausreichende  Erklärung  für  das  Fehlen 
einer  solchen  Bestimmung,  denn  in  dem  Handels-  und  Zoll- 
vertrage zwischen  Österreich  und  den  Staaten  des  Deutschen 
Zoll-  und  Handelsvereines  vom  Jahre  1865,  also  zwei  Jahre 
früher,  ist  im  Art.  16  bereits  die  paritätische  Behandlung 
auf  Eisenbahnen  vorgesehen.  In  den  Verträgen  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden  findet  sich  ebenfalls 
keine  Bestimmung  die  Eisenbahnen  betreffend. 

Österreich-Ungarn  und  die  Schweiz. 

Im  Handelsvertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der 
Schweiz  vom  9.  März  1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  156,  findet  sich 
keine  Bestimmung  über  die  Eisenbahntarife.  In  den  Worten 
des  Art.  1 :  „Hinsichtlich  des  Betrages,  der  Sicherung  und 
der  Erhebung   der  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben    sowie 
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hinsichtlich  der  Durchfuhr  dürfen  von  keinem  der  vertrags- 
schhessenden  Teile  dritte  Staaten  günstiger  als  der  andere 
behandelt  werden",  kann  das  Zugeständnis  der  Parität  auf 
Eisenbahnen  nicht  erbhckt  werden.  (Siehe  die  Gründe,  welche 
bei  „Belgien"  angeführt  wurden.) 

Wolil  besteht  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der 
Schweiz  ein  Staatsvertrag  vom  27.  August  1870,  R.-G.-Bl. 
Nr.  13  ex  1871,  über  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  von 
Lindau  über  Bregenz  nach  St.-Margareten  sowie  von  Feld- 
kü*ch  nach  Buchs.  Im  Art.  15  dieses  Staatsvertrages,  welcher 
abgeschlossen  ist  zwischen  Österreich-Ungarn  (auch  für 
Liechtenstein),  Bayern  und  der  Schweiz,  ist  zwar  die  pari- 
tätische Behandlung  auf  Eisenbahnen  normiert  und  zwar  in 
auffälliger  Weise  nur  für  die  aus  dem  Gebiete  des  einen 
Staates  in  das  Gebiet  des  anderen  Staates  übergehenden 
Transporte.  Der  Transitverkehr  durch  die  Schweiz,  bezw. 
durch  Österreich-Ungarn  ist  nicht  berücksichtigt.  AUein 
selbst  diese  beschränkte  Parität  kann,  nachdem  sich  die 
erwähnte  Bestimmung  in  dem  Vertrage  über  die  Herstellung 
einer  bestimmten  Bahnlinie  befindet,  nicht  ohne  weiteres 
auf  alle  Eisenbahnen  der  Schweiz,  beziehungsweise  Öster- 
reichs angewendet  werden. 

Im  Jahre  1880  wurde  unter  der  Patronanz  der  öster- 
reichischen und  der  schweizerischen  Regierung  ein  Über- 
einkommen geschlossen,  welches  die  Bezeichnung  führt: 
„Übereinkommen  wegen  Förderung  der  Arlbergroute  vom 
29.  Jänner  1880".  In  diesem  heisst  es:  Punkt  3:  „Bei  Fest- 
stellung der  Tarifsätze  für  den  Anschlussverkehr  von  und 
nach  Stationen  innerhalb  der  Schweiz  sind  rücksichtlich  der 
schweizerischen  Strecken  in  keinem  Falle  höhere  Einheits- 
taxen anzurechnen,  als  solche  für  gleiche  oder  geringere 
Distanzen  und  für  gleichartige  Verkehre  seitens  der  betref- 
fenden schweizerischen  Bahnen  zur  Einhebung  gelangen". 
Nach  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmungen  wäre  nur  die 
Schweiz  rücksichtlich  ihrer  Strecken  eine  Verpflichtung  ein- 
gegangen, während  eine  Verpflichtung  der  Österreich-ungari- 
schen Bahnen  zur  gleichen  Behandlung  der  schweizerischen 
Güter  nicht  bestünde. 
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In  Punkt  4  dieses  Übereinkommens  wird  der  Transit- 
verkehr durch  die  Schweiz  geregelt.  Auch  dort  besteht  nur 
eine  VerpfKchtung  der  schweizerischen  Bahnen  ohne  Gegen- 
verpflichtung der  österreichischen.  Der  schweizerische  Bun- 
desrat hat,  wie  Dr.  Zadnik  berichtet  (Heft  19,  Handausgabe 
der  österreichischen  Gesetze  und  Verordnungen)  in  einer  an 
den  k.  und  k.  Gesandten  in  Bern  gerichteten  Note  vom 
10.  November  1905  unter  anderem  verlangt,  dass  die  der 
Schweiz  gegenüber  von  Österreich-Ungarn  zu  beobachtende 
Reziprozität  in  bestimmterer  Weise  zum  Ausdrucke  gebracht 
werde,  als  dies  in  der  Motivierung  einer  Erklärung  vom 
29.  Jänner  1880  geschehen  ist.  Die  Beurkundung  dieser 
Anerkennung  im  Handelsvertrage  wurde  jedoch  abgelehnt. 
Nach  dieser  Sachlage  können  die  Verhältnisse  auf  dem  hier 
behandelten  Gebiete  als  geradezu  chaotisch  bezeichnet  wer- 
den. Im  Handelsvertrag  ist  keine  Bestimmung  enthalten.  Der 
Staatsvertrag  von  1870  enthält  zwar  eine  Bestimmung  über 
die  Parität,  aber  diese  Bestimmung  kann  wohl  nur  auf  jene 
Eisenbahnlinien  bezogen  werden,  welche  Anlass  zu  dem 
Staatsvertrage  gegeben  haben. 

Überdies  spricht  Art.  15  nicht  vom  Transitverkehr. 
Ausserdem  besteht  noch  ein  Übereinkommen  wegen  För- 
derung der  Arlbergroute.  Dieses  setzt  die  paritätische  Be- 
handlung der  österreichischen  Güter  innerhalb  der  Schweiz 
und  im  Durchzugsverkehre  durch  die  Schweiz  fest,  es  bindet 
aber  nur  die  Schweiz  und  nicht  auch  Österreich-Ungarn. 
Diesen  Mangel  hat  der  Schweizer  Bundesrat  erkannt,  hat 
aber  Zugeständnis  der  Reziprozität  seitens  Österreich-Ungarns 
nicht  erreichen  können.  Wenn  diese  Reziprozität  auch  ange- 
nommen wird,  so  könnte  doch  nur  gefolgert  werden,  dass 
die  Schweiz  und  Österreich-Ungarn  die  Verpflichtung  der 
Parität  haben,  aber  nur  bei  Transporten,  die  über  die  Arl- 
bergroute gehen.  Diese  auffallende  Vernachlässigung  der 
vertragsmässigen  Vereinbarung,  für  den  gegenseitigen  Güter- 
austausch wichtige  Bestimmungen  zu  treffen,  hat  auch  in 
der  Praxis  schon  ungünstige  Folgen  gehabt. 

Es  liegt  eine  Entscheidung  der  österreichischen  Gerichte 
vor   (Urteil   des   k.   k.   Bezirksgerichtes  für   Handelssachen, 
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Wien,  vom  10.  Jänner  1912,  G.  Z.  C  1.149/11/5,  bestätigt  mit 
Urteil  des  k.  k.  Handelsgerichtes,  Wien,  vom  4.  März  1912, 
G.  Z.  Bc  IX.  30/12/2),  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  „Allge-' 
meiner  Tarifanzeiger"  Nr.  38  vom  15.  September  1912,  in 
welcher  beide  Instanzen  übereinstimmend  aussprachen,  dass 
eine  allgemeine  Meistbegünstigungsklausel  auf  Eisenbahn- 
tarife nicht  ohne  weiteres  bezogen  werden  kann. 

Deutschland  hat  im  Vertrage  mit  der  Schweiz  hinsicht- 
hch  der  Eisenbahntarife  keinerlei  Bestimmungen.  Zwar  lautet 
der  erste  Absatz  des  Art.  1  des  Handels-  und  Zollvertrages 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz  vom 
10.  Dezember  1891  in  der  durch  den  Zusatzvertrag  vom 
12.  November  1904  abgeänderten  Fassung  wie  folgt:  „Die 
beiden  Vertragsschliessenden  Teile  werden  sich  wechselseitig 
in  Bezug  auf  die  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr  in  jeder 
Hinsicht  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation  behan- 
deln Die  Worte  „in  jeder  Hinsicht"  könnten  auch  als  eine 
Meistbegünstigungsklausel  hinsichthch  der  Eisenbahnen  auf- 
gefasst  werden,  stünden  nicht  die  Gründe  entgegen,  die 
schon  an  anderer  Stelle  bei  „Belgien"  geltend  gemacht 
wurden,  vor  allem  der  Umstand,  dass  in  anderen  Verträgen, 
welche  aus  derselben  Zeit  stammen,  trotz  einer  derartigen 
allgemeinen  Meistbegünstigung  der  Eisenbahntariffragen 
noch  besondere  Erwähnung  geschieht. 

Österreich-Ungarn   und   Rumänien. 

In  der  Handelskonvention  mit  Österreich-Ungarn  vom 
21.  Dezember  1893  in  der  durch  den  Zusatzvertrag  vom 
23.  April  1909  abgeänderten  Fassung  findet  sich  keine  beson- 
dere Bestimmung  über  die  Eisenbahntarife.  Im  Art.  2  heisst 
es  mit  Weglassung  der  hier  nicht  relevanten  Stellen  „alle 
Erzeugnisse,  seien  sie  zum  Verbrauche,  zur  Lagerung,  zur 
Wiederausfuhr  oder  zur  Durchfuhr  bestimmt,  soUen  der 
Behandlung  auf  dem  Fusse  des  meistbegünstigten  Landes 
unterworfen  werden".  Hier  liegt  also  wieder  eine  allgemeine 
Meistbegünstigungsklausel  vor,  die  man,  wenn  man  in  den 
Worten  „auf  dem  Fusse  des  meistbegünstigten   Landes"  die 
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Absicht  erkennen  wollte,  dass  sich  die  Meistbegünstigung 
auf  alles  das  bezieht,  was  einem  dritten  Staat  zugewendet 
worden  ist,  auch  auf  Eisenbahnen  beziehen  könnte.  Allein 
auch  hier  muss  der  Einwand  gemacht  werden,  dass  in  anderen 
gleichzeitigen  Verträgen  besondere  Eisenbahnvereinbarungen 
vorhanden  sind.  Besonders  auffallend  wird  dieses  Argument 
werden,  wenn  man  den  Art.  25  des  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrages zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien  vom 
11.  Februar  1906  vergleicht.  Dort  heisst  es,  dass  auf  Eisen- 
bahnen die  Bewohner  der  Gebiete  der  Vertragsschliessenden 
Teile  und  deren  Güter  auf  dem  gleichen  Fuss  behandelt 
werden  sollen,  wie  die  Bewohner  des  eigenen  Gebietes. 
Trotzdem  sind  im  Vertrage  mit  Italien  hinsichtlich  der 
Eisenbahntarife  besondere  Vereinbarungen  vorgesehen. 
Gerade  im  Vertrag  mit  Rumänien  zeigt  sich  der  Mangel 
exakter  Bestimmungen  besonders  auffallend.  Der  Lokaltarif 
der  rumänischen  Eisenbahnen  steht  auf  dem  Standpunkte, 
dass  eine  paritätische  Behandlung  nicht  besteht.  In  der  Aus- 
gabe dieses  Tarifes  vom  Mai  1913  findet  sich  zum  Beispiel 
ein  Spezialtarif  V  für  Teer,  Gasöl,  Rohöl,  Steinöl,  „für 
Artikel  nur  inländischen  Ursprungs",  ein  Spezialtarif  VII  für 
Petroleum  raffiniert  und  Benzin,  „nur  wenn  diese  inländi- 
schen Ursprunges  sind".  Ein  Spezialtarif  XIII  ist  als  Ausfuhr- 
tarif bezeichnet,  er  gilt  für  die  Ausfuhr  von  Bau-  und  Nutz- 
holz und  enthält  folgende  Bestimmung :  „Dieser  Tarif  gelangt 
nur  zur  Anwendung,  wenn  die  genannten  Güter  im  Inlande 
aufgegeben  werden.  Die  aus  dem  Auslande  kommenden 
Artikel  und  diejenigen,  welche  im  Transitverkehr  in  einer 
Grenz-  oder  in  einer  inländischen  Zwischenstation  umexpe- 
diert werden,  sind  von  der  Anwendung  dieses  Tarifes  aus- 
geschlossen." Rumänien  steht  also  auf  dem  Standpunkte, 
dass  eine  paritätische  Behandlung  der  Österreich- ungarischen 
Sendungen  nicht  vereinbart  ist.  Es  ist  nun  interessant,  zu 
prüfen,  wie  sich  der  andere  Vertragsteü  d.  i.  Österreich- 
Ungarn  zu  dieser  Frage  stellt.  Da  kommen  nun  hauptsäch- 
lich in  Betracht:  1.  die  österreichischen  Staatsbahnen,  2.  die 
grösste  der  österreichischen  Privatbahnen,  die  Südbahn,  und 
3.  die  kgl.  ung.    Staatsbahnen.   Die   österreichischen   Staats- 
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bahnen  haben  in  ihrem  Lokaltarif  über  die  Anwendung  der 
Ausnahmetarife  für  den  Exportverkehr  auf  den  k.  k.  Staats- 
bahnen folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

„Die  in  diesem  Abschnitte  enthaltenen  Ausnahmetarife 
für  den  Exportverkehr  (Exporttarife)  finden,  insoweit  nicht 
in  einzelnen  Fällen  Besonderes  festgesetzt  ist,  Anwendung 
auf  die  nachbezeichneten  Sendungen,  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Herkunft  und  ohne  Unterschied,  ob  die  Sendungen  in 
einer  inländischen  oder  in  einer  ausländischen  Station  zur 
Aufgabe  gebracht  werden."  Die  österreichischen  Staatsbahnen 
gewähren  also  die  paritätische  Behandlung.  Die  Direktion 
der  Südbahngesellschaft,  welche  ich  über  ihre  Haltung  zu 
den  Handelsverträgen  befragt  habe,  hatte  die  Freundlichkeit, 
mit  Schreiben  Nr.  3571/C  I.  vom  18.  März  1912  Folgendes 
zu  erwidern: 

„Die  Exporttarife  unseres  Lokal-Gütertarifes,  Teil  E, 
finden  in  der  Durchfuhr  durch  das  Österreich-ungarische 
Zollgebiet  bei  Einhaltung  der  einschlägigen  Tarifbestimmun- 
gen im  Sinne  der  bestehenden  Handelsverträge  dermalen 
und  bis  auf  weiteres  nur  auf  Sendungen  aus  Deutschland, 
Italien  und  Russland  Anwendung." 

Daraus  geht  hervor,  dass  diese  Verwaltung  auf  dem 
Standpunkte  steht,  dass  sie  ihre  Exporttarife  nur  dort  als 
Durchzugstarife  gelten  lassen  müsse,  wo  der  Handelsvertrag 
dies  besonders  bestimmt  und  das  ist  nur  im  Verkehr  mit 
Deutschland,  Italien  und  Russland  der  Fall,  also  für  Rumä- 
nien nicht.  Die  kgl.  ungarischen  Staatsbahnen,  von  mir 
befragt,  ob  im  österreichisch-ungarisch-französischen  Eisen- 
bahnverbande enthaltene  Frachtsätze  für  Petroleum  von 
ungarischen  Stationen  auch  für  Transporte  die  aus  Rumänien 
anlangen,  angewendet  werden  können,  gaben  mir  am  7.  Mai 
1912,  Z.  123,465/12.  C  II,  die  Antwort,  dass  die  erwähnten 
Frachtsätze  nur  für  Sendungen  im  FaUe  der  Ausfuhr  aus 
dem  Vertrags-Zollgebiet  der  beiden  Staaten  der  österreich- 
ungarischen Monarchie  zur  Anwendung  gelangen.  „Die 
Orsovaer  Exportfrachtsätze",  heisst  es  in  diesem  Schreiben 
wörtlich,  „können  demzufolge  für  Sendungen  rumänischer 
Provenienz  nicht  gewährt  werden". 
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Der  Handels-,  Zoll-  und  Schiffahrtsvertrag  Rumäniens 
mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  21.  Oktober  1893  in  der 
durch  den  Zusatzvertrag  vom  8.  Oktober  1904  abgeänderten 
Fassung  enthält  ebenfalls  keinerlei  Bestimmung  hinsichthch 
der  Eisenbahntarife. 

In  der  Konvention  vom  26.  Februar  1891  zwischen  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  und  dem  Königreiche 
Rumänien,  betreffend  den  Anschluss  der  beiderseitigen 
Eisenbahnen  bei  Suczawa-Itzkany  und  Burdujeni,  findet  sich 
im  Art.  4  eine  Bestimmung  über  die  paritätische  Behand- 
lung. Sie  lautet:  „In  Bezug  auf  die  Beförderungspreise  und 
die  sonstigen  Transport-  und  Expeditionsbedingungen  sollen 
die  Angehörigen  des  einen  der  beiden  Länder  in  dem 
anderen  Lande  nicht  ungünstiger  behandelt  werden,  als  die 
einheimischen.  Die  Tarife  sollen  womöglich  nach  gleichen 
Grundsätzen  festgestellt  werden  und  den  internationalen 
Verkehr,  soviel  als  tunlich,  berücksichtigen. 

Es  wurde  die  Meinung  vertreten,  dass  diese  Paritäts- 
Vereinbarung,  trotzdem  sie  sich  in  einem  Vertrage  befindet, 
welcher  nur  den  Verkehr  zwischen  bestimmten  Strecken  zu 
regeln  hat,  als  allgemeine  Bestimmung  über  die  paritätische 
Behandlung  der  Eisenbahntransporte  anzusehen  ist.  Die 
österreichischen  Staatsbahnen  scheinen  dieser  Meinung  zuzu- 
neigen, denn  sie  haben  ihre  Exporttarife  dem  rumänischen 
Gut  ohne  weiteres  zur  Verfügung  gestellt,  Rumänien  scheint 
anderer  Meinung  zu  sein,  denn  der  rumänische  Eisenbahn- 
tarif schliesst,  wie  bereits  ausgeführt  worden  ist,  bei  einer 
ganzen  Reihe  von  Gütern  die  Mitbenützung  der  rumänischen 
Tarife  durch  österreichisch-ungarische  Sendungen  aus. 

Österreich-Ungarn  und  Bulgarien. 

Im  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  mit  Österreich- 
Ungarn  vom  22.  April  1912  ist  keinerlei  Bestimmung  über 
die  Eisenbahntarife  enthalten.  In  der  früher  bestandenen 
Handelskonvention  vom  21/9.  Dezember  1896  war  die  Meist- 
begünstigung und  Parität  auf  den  Eisenbahnen  im  Art.  12 
besonders  zugestanden.  Auch  im  Handels-,  Zoll-  und  Schiff- 
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fahrtsvertrag  zwischen  Bulgarien  und  dem  Deutschen  Reiche 
vom  1.  August  1905  findet  sich  keine  Bestimmung  über  die 
Eisenbahntarife.  Trotzdem  sind  die  Eisenbahnen  Österreich- 
Ungarns  und  Bulgariens  hinsichtlich  ihrer  Tarife  nicht  ganz 
frei.  In  der  Eisenbahnkonvention  vom  9.  Mai  1883  zwischen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  der  Türkei,  Serbien 
und  Bulgarien  („Convention  ä  quatre"),  sind  im  Art.  10 
Bestimmungen  über  die  Eisenbahntarife  enthalten.  Absatz  II 
dieses  Artikels  lautet  in  seinem  wichtigsten  Punkte:  „Die 
Tarife  für  den  internationalen  Verkehr  werden  nach  dem 
Grundsatz  der  Meistbegünstigung  festgestellt  werden."  Allein 
diese  Konvention  bezieht  sich  nur  auf  diejenigen  Linien, 
welche  im  Vertrage  ausführlich  angeführt  sind.  Die  Verhält- 
nisse liegen  also  folgendermassen :  Art.  2  bis  5  der  Kon- 
vention zählen  diese  Linien  auf  und  Art.  9  sagt,  „auf  den 
infolge  gegenwärtigen  Übereinkommens  zu  erbauenden  Eisen- 
bahnen wird  in  demselben  Lande  hinsichtlich  der  Beförde- 
rungspreise ....  als  der  Zeit  und  Art  der  Abfertigung  kein 
Unterschied  zwischen  den  Untertanen  der  Vertragsschliessen- 
den Teile  gemacht  werden.  Ebenso  soUen  in  allen  oben 
gedachten  Beziehungen  die  aus  dem  Gebiet  des  einen  in  das 
Gebiet  des  anderen  Teües  eingeführten  oder  das  letztere 
transitierenden  Transporte  keinesfalls  ungünstiger  behandelt 
werden,  als  die  inländischen  Waren." 

Österreich-Ungarn  hat  Anspruch  auf  die  Parität  und 
Meistbegünstigung,  aber  nur  auf  jenen  Linien,  die  der  Ber- 
liner Vertrag,  bezw.  die  auf  Grund  dieses  Vertrages  geschlos- 
sene Convention  ä  quatre  festsetzt. 

Deutschland  hat  mit  Bulgarien  keinerlei  Vereinbarun- 
gen, also  nicht  einmal  auf  jenen  Linien,  auf  welchen  Öster- 
reich-Ungarn den  Anspruch  auf  die  Parität  und  Meistbegün- 
stigung hat.  In  der  Praxis  hat  sich  meines  Wissens  diese 
Unsicherheit  im  Verkehr  mit  Bulgarien  noch  nicht  fühlbar 
gemacht. 
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Österreic h-U n g ar n  und  S e rb i e n. 

Im  Handelsvertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Serbien  vom  14./27.  JuK  1910  sind  besondere  Bestimmungen 
über  Eisenbahntarife  nicht  enthalten.  Man  könnte  den  Art. 
2,  welcher  eine  allgemeine  Klausel  der  paritätischen  Behand- 
lung und  Meistbegünstigung  enthält,  auch  auf  Gütertransporte 
auf  Eisenbahnen  beziehen,  denn  es  ist  in  diesem  Art.  2  aus- 
drücklich die  Rede,  dass  die  Angehörigen  jedes  der  vertrag- 
schliessenden  Teile  befugt  sein  sollen,  Waren  und  Personen 
zu  verfrachten,  alles  dieses  ohne  andere  höhere  oder  lästi- 
gere Abgaben,  Steuern,  Gebühren  oder  Taxen,  als  die  In- 
länder oder  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  zu 
entrichten.  AUein  die  sich  immer  wiederholenden  Bedenken 
tauchen  in  diesem  Falle  umso  entschiedener  auf,  als  der 
Handels-  und  Zollvertrag  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom 
9./21.  August  1892  in  der  durch  den  Zusatzvertrag  vom 
16.  29.  November  1904  abgeänderten  Fassung  im  Art.  2  mit 
denselben  Worten  die  Parität  und  Meistbegünstigung  fest- 
stellt und  trotzdem  im  Art.  IX/b  ausdrücklich  normiert,  dass 
auf  Eisenbahnen  die  paritätische  und  meistbegünstigte  Be- 
handlung der  beiderseitigen  Güter,  sowohl  im  Verkehr  nach 
dem  Vertragsstaat,  als  auch  darüber  hinaus  in  derselben  Rich- 
tung und  auf  derselben  Verkehrsstrecke  Platz  zu  greifen  hat. 
Man  kann  nun  aber  nicht  sagen,  dass  Österreich- Ungarn 
mit  Serbien  keine  Vereinbarungen  in  der  uns  hier  interessie- 
renden Richtung  hätte.  Die  Eisenbahnkonvention  vom  9.  April 
bis  28.  März  1880  zwischen  der  Österreich-ungarischen  Mo- 
narchie und  dem  Fürstentum  Serbien  enthält  im  Art.  9  die 
Zusicherung  der  Parität  für  die  aus  dem  Gebiete  des  einen 
in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  übergehenden,  oder  das 
letztere  transitierenden  Transporte.  Der  erwähnte  Vertrag 
wurde  jedoch  absorbiert  durch  die  Konvention  ä  quatre  und 
die  Verhältnisse  mit  Serbien  liegen  demnach  hinsichtlich  des 
Verkehres  mit  Österreich  ebenso,  wie  bei  Bulgarien.  Hin- 
gegen hat  Deutschland,  wie  oben  erwähnt,  auf  allen  Eisen- 
bahnen die  volle  Parität.  Die  hier  obwaltenden  Vertragsver- 
hältnisse mit  Serbien,   bezw.    Bulgarien  zeigen  deutlich,  wie 
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unsicher  und  schwankend  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
sind.  Im  Verkehr  mit  Bulgarien  hat  Österreich  die  Zusiche- 
rung der  Konvention  ä  quatre  für  jene  Linien,  welche  dort 
genannt  sind.  Deutschland  hat  gar  keine  Vereinbahrung.  Im 
Verkehre  mit  Serbien  hingegen  ist  die  Situation  Deutsch- 
lands günstiger,  denn  Deutschland  hat  im  Vertrage,  Art.  IX/b, 
die  volle  Parität,  Österreich- Ungarn  nur  auf  jenen  Bahnlinien, 
die  in  der  Konvention  ä  quatre  genannt  sind. 

Österreich  mit  Ungarn. 

Im  Verkehr  zwischen  Österreich  und  Ungarn  sind  die 
Eisenbahnangelegenheiten  im  Art.  9  und  10  des  Gesetzes 
vom  30.  Dezember  1907  geregelt.  Das  ist  der  modernste  Ver- 
trag und  er  enthält  daher  begreiflicherweise  die  Berücksich- 
tigung einer  FüUe  von  Eventuahtäten,  an  die  in  den  ande- 
ren Verträgen  noch  nicht  gedacht  ist.  Auch  die  enge 
Beziehung  der  beiden  Staatsgebiete  erklärt  es,  dass  das  Aus- 
gleichsgesetz Bestimmungen  enthält,  die  in  der  Vereinbarung 
mit  anderen  Staaten  naturgemäss  fehlen.  Im  Art.  10  werden 
hinsichtlich  der  Eisenbahntarife  die  im  Abs.  1  des  Art.  15 
und  im  Absatz  2  des  Art.  16  des  Zoll-  und  Handelsvertrages 
mit  dem  Deutschen  Reiche  samt  den  zugehörigen  Absätzen  des 
SchlussprotokoUes  enthaltenen  Bestimmungen  für  den  Eisen- 
bahnverkehr zwischen  Österreich  und  Ungarn  gültig  erklärt. 
Art.  10  des  Vertrages  sieht  weiters  ein  Übereinkommen  vor, 
welches  zwischen  den  beiderseitigen  Staatsbahnverwaltungen 
für  die  Bindung  und  Verteüung  der  direkten  Tarife  im  gegen- 
seitigen Transitverkehr  nach  dem  Auslande  gelten  soU.  Die- 
ses Übereinkommen  ist  am  1.  Jänner  1908  in  Kraft  getreten 
und  es  verdient  hier  besondere  Hervorhebung,  denn  wir 
finden  in  diesem  Vertrage  zum  erstenmal  keine  universelle, 
alle  Artikel  in  einer  allgemeinen  Formel  umfassende  Gleich- 
stellung der  Tarife,  sondern  Bestimmungen  über  die  abso- 
lute Höhe  individuell  bestimmter  Frachtsätze.  Dadurch,  dass 
für  gewisse  Artikel  in  bestimmten  Verkehrsverbindungen 
die  in  den  betreffenden  Relationen  am  1.  Juh  1907  geltenden, 
um  einen  ziffermässig  bestimmten  Prozentsatz  erhöhten  Was- 


135 


serfrachten  als  massgebende  Eisenbahnfrachten  angenom- 
men worden  sind,  hat  die  Vereinbarung  den  Charakter  einer 
Festlegung  von  ziffermässigen  Maximalanteilen  im  gegensei- 
tigen Verkehr  erhalten.  In  dieser  Erscheinung,  welche  Seid- 
ler und  Freud  in  ihrem  Werk :  „Die  Eisenbahntarife  in  ihren 
Beziehungen  zur  HandelspoHtik"  vorausgesehen  haben,  liegt 
ein  Wegweiser  für  die  künftige  Ausgestaltung  der  eisenbahn- 
tarifarischen  Vereinbarungen  in  Handelsverträgen. 

Es  ist  an  den  früher  eingehend  besprochenen  Handels- 
verträgen gezeigt  worden,  wie  wiedersprechend  und  prinzi- 
pienlos die  Vertragsbestimmungen  auf  dem  uns  interessie- 
renden Gebiete  sind,  woraus  sich  ergibt,  dass  jene  Behaup- 
tung, dass  sich  die  Eisenbahntarife  im  ganzen  und  grossen, 
ohne  Rücksicht  auf  die  handelsvertraglichen  Bestimmungen, 
selbstständig  entwickelt  haben,  zutreffend  ist.  Denn  in  den 
verschiedenen  Tarifen  zwischen  den  Eisenbahnen  der  er- 
wähnten Vertragsstaaten  spiegeln  sich  keineswegs  jene  Unter- 
schiede wieder,  welche  die  bezüglichen  Handelsveträge  in 
grossen  und  fundamentalen  Belangen  aufweisen. 

Allein  es  ist  auch  nicht  schwierig,  in  jenen  Handels- 
verträgen, welche  für  die  klarsten  und  sichersten  gehalten 
werden,  nachzuweisen,  dass  die  Praxis  mit  den  univer- 
sellen Vertragssatzungen,  wie  es  die  Parität  und  die  Meist- 
begünstigung sind,  nichts  Rechtes  anzufangen  weiss.  Es  ist 
unbestritten,  dass  der  Handelsvertrag  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  die  präziseste  Diktion  aufweist. 
Gerade  auf  Eisenbahnstrecken,  welche  in  den  Geltungsbereich 
dieses  Handelsvertrages  fallen,  hat  sich  nun  der  im  Folgen- 
den dargestellte  Vorgang  zugetragen.^ 

Im  Vertrage  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land, in  welchem,  wie  schon  erwähnt,  die  Parität  zugestan- 
den ist  und  zwar  in  das  Gebiet  des  Vertragsstaates  und  darüber 
hinaus  im  Durchzugsverkehr  ist  die  Frage  aufgetaucht,  ob 
Transporte,  welche  von  einer  Station  des  einen  Vertragsstaa- 


'  (Siehe  ,Oesterreichs  Förderung  des  fremdländischen  Exports 
nach  seinen  eigenen  Absatzgebieten",  von  Guido  Kohn,  Redakteur  der 
Zeitschrift  »Allgemeiner  Tarif-Anzeiger"  Wien  1913.) 
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tes  nach  einer  Station  desselben  Vertragsstaates  durch  das 
Gebiet  des  anderen  Vertragstaates  befördert  werden,  An- 
spruch haben  auf  die  Exportausnahmetarife  des  zweiten  Ver- 
tragsstaates. Ein  konkretes  Beispiel  soll  den  Gegenstand  ver- 
deuthchen.  Es  ist  die  Frage,  ob  ein  Transport  von  Katto- 
witz  in  Oberschlesien  nach  Rosenheim  in  Bayern,  wenn  er 
die  österreichische  Strecke  Oderberg-Salzburg  durchläuft, 
infolge  der  Paritätsbestimmung  des  Handelsvertrages  An- 
spruch hat  auf  die  in  Österreich  bestehenden  Exporttarife. 
Ein  zweites  Beispiel  wäre,  ob  ein  Transport  von  Pilsen  nach 
Innsbruck  Anspruch  hätte  auf  die  deutschen  Exporttarife  von 
Eger  bis  Kufstein.  Die  von  mir  mehr  aus  saclilichem  Interesse 
als  aus  praktischen  Gründen  bei  den  verschiedenen  hier  in 
Frage  kommenden  Eisenbahnverwaltungen  eingezogenen  Er- 
kundigungen haben  zu  dem  beachtenswerten  Resultate  ge- 
führt, dass  hierüber  bei  den  Eisenbahnen  selbst  volle  Un- 
klarheit herrscht  und  dass  infolgedessen  auch  die  Praxis 
bei  den  verschiedenen  Eisenbahnverwaltungen  verschieden 
ist.  Die  k.  k.  österr.  Staatsbahnen  gewähren  die  Exporttarife 
auch  für  ausländische  Sendungen,  wenn  diese  nach  Transi- 
tierung  des  Vertragszollgebietes  der  beiden  Staaten  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  wieder  in  das  Ursprungs- 
land zurückkehren.  Das  Tarifamt  der  kgl.  bayrischen 
Staatseisenbahnverwaltung  schreibt  in  einem  Briefe  vom  9-ten 
Februar  1911,  dass  ein  Recht  auf  die  Anwendung  eines  be- 
stimmten deutschen  Spezialtarifes,  welcher  für  die  Ausfuhr 
aus  Bayern  zugestanden  ist,  für  Transporte,  welche  über 
Kufstein,  Eger,  Bayern,  transitiert  haben,  nicht  zuerkannt 
werden  kann,  wenn  auch  diese  Art  der  Frachtberechnung 
bisher  „in  der  Regel"  bewilligt  worden  ist.  Die  kgl.  sächsi- 
schen Staatsbahnen  haben  ihre  Anschauung  über  diesen 
Gegenstand  mehrfach  geändert.  In  einem  Schreiben  vom  12-ten 
März  1910  wird  erklärt,  dass  die  deutsche  Ausfuhr-Begünsti- 
gung auf  Sendungen  österreichischer  Herkunft,  die  in  das 
österreichische  Zollgebiet  zurückbefördert  werden,  keine 
Anwendung  finden  könne.  Auf  Entgegnungen  teilt  die  kgl. 
Generaldirektion  am  26.  Juli  1910  mit,  dass  sie  ihre  Aus- 
führunoen  auch  weiterhin  aufrecht  erhalten  müsse.  Im  Jahre 
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1912  jedoch  erfolgte  eine  Verlautbarung  der  kgl.  sächsischen 
Staatseisenbahnen  mit  der  Nr.  II  G  1703  12,  in  welcher  es 
heisst :  „Die  sächsisch-österreichischen  Grenzstationen  werden 
ermächtigt,  für  Sendungen  aus  Österreich-Ungarn,  die  in 
den  Grenzstationen  umgeladen  werden,  um  über  eine  andere 
Grenzstation  in  das  Ursprungsland  zurückzukehren,  die 
deutschen  Ausfuhrtarife  anzuwenden".  Über  die  Haltung  der 
preussischen  Staatsbahnen  in  dieser  Frage  ist  es  mir  leider 
nicht  gelungen,  volle  Klarheit  zu  erhalten.  Die  kgl.  Eisen- 
bahndirektion Breslau  hat  ein  Ansuchen  um  Bekanntgabe 
ihrer  Anschauungen  mit  der  Erklärung  abgelehnt,  die  kgl. 
Eisenbahndirektion  sei  zur  Auslegung  handelsvertraglicher 
Bestimmungen  nicht  zuständig.  Die  inhaltlich  gleiche  Antwort 
kam  auch  von  anderen  preussischen  Direktionen.  Die  kgl. 
Eisenbahndirektion  Berlin  antwortete  in  einem  konkreten 
Falle,  —  es  handelte  sich  um  die  Frage,  ob  für  österreichische 
Transporte  aus  Nordmähren  nach  Nordböhmen  die  deutschen 
Exporttarife  zwischen  den  Grenzstationen  Oderberg  und 
Liebau,  beziehungsweise  Troppau  und  Mittelstein  angewen- 
det werden  können,  —  dass  die  Durchfuhrsätze  keine  An- 
wendung finden  können.  Auf  ein  weiteres  Ansuchen  um 
Auslegung  der  hier  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  des 
deutsch-österreichischen  Handelsvertrages  hat  die  kgl.  Eisen- 
bahndirektion Berlin  am  4.  Januar  1911  mitgeteilt,  dass  über 
diesen  Gegenstand  „zurzeit"  Verhandlungen  zwischen  den 
beteiligten  deutschen  nnd  österreichischen  Verwaltungen 
schweben.  Das  Zentralamt  für  den  Internationalen  Eisen- 
bahntransport in  Bern,  an  welches  ich  mich  ebenfalls  gewen- 
det habe,  hat  vor  allen  Dingen  —  was  übrigens  vorausgesehen 
wurde  —  bestätigt,  dass  eine  Entscheidung  über  derartige 
Fragen  nicht  in  den  Wirkungskreis  des  Zentralamtes  fällt. 
„Die  Auslegung  von  Staatsverträgen  steht  den  beteiligten 
Regierungen  zu",  heisst  es  in  der  betreffenden  Zusclirift, 
„die  Genehmigung  der  Tarife  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde 
und  die  Auslegung  der  Tarife  der  zuständigen  Aufsichts- 
behörde und  im  Streitfalle  dem  kompetenten  Gerichte".  Wir 
sehen  in  diesem  Schreiben  die  Auffassung  vertreten,  dass 
die  Auslegung  von  Staatsverträgen  den  beteiligten  Regierun- 
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gen  zusteht,  wir  finden  aber  anderseits  in  dem  vorhin 
erwähnten  Schreiben  der  Eisenbahndirektion  Berhn  die 
Mitteilung,  dass  zwischen  den  beteihgten  deutschen  und 
österreichischen  Eisenbahnverwaltungen  Verhandlungen  über 
diesen  Gegenstand  gepflogen  werden. 

Dass  diese  Zustände  einer  Änderung  bedürfen,  Hegt 
auf  der  Hand.  Der  bevorstehende  Abschluss  neuer  Handels- 
verträge bietet  die  willkommene  Gelegenheit  zur  Klärung. 
Es  wird  vor  allen  Dingen  erforderhch  sein,  dass  sich  die 
einzelnen  Staaten  darüber  klar  werden,  mit  welchen  anderen 
Staaten  Abmachungen  hinsichtlich  der  Eisenbahntarife  über- 
haupt erforderlich  sind.  Es  wird  notwendig  sein,  die  ver- 
traglichen Beziehungen  der  mitteleuropäischen  Staaten 
im  Hinblick  auf  die  Tarifpohtik  auf  neue  Grundlagen  zu 
stellen,  in  eine  entsprechende  Form  zu  kleiden  und  wirksame 
Mittel  zur  Durchsetzung  der  Vertragsabsichten  zu  gewinnen. 
Als  erste  Bedingung  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  muss 
verlangt  werden,  dass  die  Vertragsschliessenden  Parteien  vor 
allen  Dingen  darüber  klar  seien,  welche  materielle  Tragweite 
die  Anwendung  herkömmhcher  Grundsätze,  wie  es  insbeson- 
dere die  Parität  und  die  Meistbegünstigung  sind,  auf  tarif- 
politischem Gebiete  hat.  Man  wird  vielleicht  bei  einer  solchen 
Untersuchung  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  die  schema- 
tische Übernahme  des  auf  anderen  Gebieten 
bewährten  Parität s-  und  Meistbegünstigung s- 
prinzipesaufdas  besondere  Gebiet  des  Eisen- 
bahnwesens überhaupt  nicht  tunlich  ist. 

Wenn  man  den  Gedanken  festhält,  dass  der  Eisenbahn- 
tarifpolitik die  Aufgabe  zufällt,  die  Zollpolitik  zu  ergänzen 
und  zu  unterstützen,  wird  man  es  als  ausgeschlossen  ansehen 
müssen,  dass  in  Zukunft  die  durch  die  Eisenbahntarife  an- 
gestrebte Förderung  der  heimischen  Arbeit  durch 
Verträge  in  so  genereller  Form  wird  unter- 
drückt werden  können,  wie  dies  gegenwärtig  durch 
das  Paritätsprinzip  und  mehr  noch  durch  das  Meistbegün- 
stigungsprinzip geschieht.  Dieser  prinzipielle  Standpunkt 
soll  nicht  missverstanden  werden.  Er  richtet  sich  nicht  etwa 
gegen  das  Prinzip   der  Parität   oder   Meistbegünstigung    in 
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den  Handelsverträgen  überhaupt,  sondern  bloss  gegen  die 
unterschiedslose  Aufpropfung  dieser  dem  Wesen  des  Eisen- 
bahntarifes  durchaus  fremden  Grundsätze  auf  die  Tarifpolitik. 
Das  Paritätsprinzip  in  den  Handelsverträgen  bezieht  sich 
nicht  auf  bestimmte  Ziffern,  es  ergreift  bekanntlich  nicht 
Positionen  des  ZoUtarifes,  sondern  Rechtsverhältnisse.  Es 
schafft  den  Angehörigen  des  Vertragsstaates  erst  die  Bewe- 
gungsmöglichkeit und  die  Voraussetzung  für  die  Erwerbs- 
tätigkeit. Es  ist  die  Ursache  und  der  Grund  der  Betätigung. 
In  Anwendung  auf  die  Eisenbahntarife  aber  würde  das 
Paritätsprinzip  einen  ziffermässigen  Endeffekt  erzielen.  Was 
dort  Voraussetzung  ist,  wird  hier  Effekt.  Dort  gestattet 
die  Parität  den  Eintritt  des  fremdstaatlichen  Wirtschafts- 
Subjektes  in  das  Wirtschaftsleben  des  Inlandes  unter  gleichen 
Voraussetzungen,  hier  büsst  unter  Umständen  eine  von  der 
Eisenbahntarifpolitik  mit  staatsfinanzieUen  Opfern  errungene 
Vorzugstellung  des  Inlandes,  durch  die  Automatik  des  Paritäts- 
prinzips ihre  Wirkungen  ein.  Allein  gerade  die  Schaffung  einer 
Vorzugstellung  der  inländischen  Arbeit  ist  es,  welche,  soweit 
es  die  Rücksichtsnahme  auf  die  finanzielle  Gebarung  der 
Bahn  zulässt,  den  ausschliesslichen  Inhalt  einer  rationellen 
Tarifpolitik  bildet.  Es  ist  also  die  unterschiedslose  Anwen- 
dung des  Paritätsprinzipes  begrifflich  unvereinbar  mit 
Tarifpolitik,  ja  sie  wiederstreitet  darüber,  hinaus  dem 
wichtigsten  Postulate,  das  ist  unbedingter  Schutz  der  heimi- 
schen Arbeit. 

Es  braucht  nur  erinnert  zu  werden,  dass  in  allen  Kultur- 
staaten zur  Förderung  des  Exportes  auf  eisenbahntarifarischem 
Gebiete  erhebliche  finanzielle  Opfer  gebracht  werden. 

Die  Wirkung  des  Paritätsprinzipes  auf  den  Export- 
verkehr angewendet,  lässt  sich  an  drei  Erscheinungen  messen : 

1.  Verliert  das  gebrachte  Opfer,  welches  bezweckt,  durch 
Bevorzugung  des  heimischen  Exportes  den  Absatz  zu  er- 
leichtern, durch  Herstellung  der  Parität  mit  dem  konkurrieren- 
den Lande  seinen  Effekt. 

2.  Zur  Erzielung  dieses  gegenteihgen  Zweckes  wird  dem 
ausländischen  Export  aus  heimischen  Mitteln  ein  Opfer 
gebracht. 
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3.  Unter  Umständen  wird  dem  Auslande  erst  die  Export- 
möglichkeit geschaffen. 

Man  könnte  nun  einwenden,  dass  diese  Ausführungen 
in  einer  Reihe  praktischer  Fälle  nicht  zutreffen,  da  in  einzel- 
nen Handelsverträgen  die  Parität  beschränkt  ist  und  die 
gleiche  Behandlung  der  gleichartigen  Güter  des  Vertrags- 
staates nur  in  derselben  Richtung  und  auf  derselben  Eisen- 
bahnstrecke zugelassen  ist,  zum  Beispiel,  wie  dies  zwischen 
Österreich-Ungarn  einerseits  und  Deutschland,  Italien  und 
Russland  anderseits,  sowie  zwischen  Deutschland  und  letz- 
teren Staaten  der  Fall  ist.  Sicherlich  nimmt  diese  Beschrän- 
kung der  Faritätsklausel  einen  Teil  ihrer  Wirkung,  allein 
schon  der  Umstand,  dass  die  Paritätsklausel  beschränkt  wer- 
den musste,  zeigt  ihre  geringe  Verwendbarkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Eisenbahn tarife.  Gewiss  hat  diese  Einschränkung 
da  und  dort  ihre  gewünschte  Wirkung  in  der  Festhaltung 
der  protektionis  tischen  Politik.  Aber  auch  diese  ausnahms- 
weise Einschränkung  der  Paritätsklausel  trägt  das  Gepräge 
der  Zufälligkeit  deutlich  an  sich.  Selbst  noch  in  diesem  ein- 
geschränkten Umfange  zeigt  sich  die  starre,  jeder  Anpassungs- 
fähigkeit bare  Konstruktion  der  Paritätsklausel.  Sie  ergreift 
auch  in  diesen  wenigen  Fällen  unterschiedslos  alle  Waren- 
kategorien. Die  Einschränkung  hindert  nicht,  dass  in  jenen 
Fällen,  in  welchen  sich  der  Export  zweier  Vertragsstaaten  in 
der  gleichen  Richtung  bewegt,  jene  ungünstigen  Wirkungen 
unbehindert  sich  äussern,  die  ohne  Beschränkung  eben  in 
Erscheinung  getreten  wären.  Während  bei  Zolltarifverein- 
barungen Konzession  gegen  Konzession  abgewogen  wird, 
während  der  eine  Staat  dem  andern  ein  möglichst  gleiches 
Kompensationsobjekt  zu  geben  bereit  sein  kann,  gibt  die 
Parität  in  den  Eisenbahntarifen  vorher  gar  nicht  abgemessene 
und  erfasste  Interessen  einfach  preis. 

Ohne  dass  diese  allgemeinen  objektiven  Darlegungen 
ihren  Charakter  als  solche  verlieren  soUen,  darf  doch  als 
Illustrationsbeispiel  auf  die  Wirkung  der  Paritätsklausel  im 
Verkehr  zwischen  Österreich-Ungarn  einerseits  und  Deutsch- 
land anderseits  hingewiesen  werden.  Österreich-Ungarn  kann 
die  Exporttarife  naturgemäss  nur  im  Verkehr  nach  den  west- 
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lieh  von  Deutschland  gelegenen  Staaten  in  Anspruch  nehmen, 
während  sich  sein  Exportinteresse  auf  den  Südosten  kon- 
zentriert. Deutschland,  welches  den  Export  nach  den  Balkan- 
staaten in  hervorragendem  Masse  pflegt,  zieht  naturgemäss 
aus  den  Rechten  der  Inanspruchnahme  der  österreichisch- 
ungarischen Exporttarife  nach  dem  Balkan  grössere  Vorteile. 
Dasselbe  Beispiel  liesse  sich  variieren.  Jedenfalls  zeigt  es, 
dass  der  Wert  desselben  Zugeständnisses  für  beide  Teile 
sehr  verschieden  ist  und  von  einer  Kompensation  ohne  wei- 
teres nicht  gesprochen  werden  kann.  Wie  geringen  Wert 
die  uneingeschränkte  oder  eingeschränkte  Paritätsklausel 
hinsichtlich  der  Eisenbahntarife  hat,  wird  man  schon  daraus 
ersehen  können,  dass  ein  und  derselbe  Staat,  welchen  Han- 
delsbeziehungen verschiedener  Art  mit  mehreren  anderen 
Staaten  verbinden,  so  dass  diese  Staaten  gegenseitig  als 
Export-,  Import-  oder  Durchzugsstaat  für  einander  in  Frage 
kommen,  und  die  getauschten  Werte  somit  gewiss  verschieden 
sind,  denselben  die  gleiche  schematische  Zusicherung  macht. 

Was  soU  nun  an  Stehe  jenes  im  Vorstehenden  gekenn- 
zeichneten schematischen  und  daher  gefährlichen  Zugeständ- 
nisses der  Parität  treten? 

Jeder  Staat  ist  bestrebt,  mit  seinen  Eisenbahntarifen  der 
heimischen  Produktion  den  rücksichtslosesten  Schutz  zu 
gewährleisten,  woraus  sich  die  Kampfstellung  gegen  die  Güter 
anderer  Staaten  von  selbst  ergibt.  Das  muss  naturgemäss 
zu  Vereinbarungen  zwischen  den  einzelnen  Staaten  führen. 
Bei  diesen  Vereinbarungen  würde  ebenso  wie  im  Zolltarif 
der  Wert  der  gegenseitigen  Zugeständnisse  abzuschätzen 
sein.  Das  könnte  dazu  führen,  dass  den  Gütern  des  Vertrags- 
staates nur  nach  bestimmten  Verkehrsrichtungen  oder  nur 
für  bestimmte  Güterarten,  oder  für  beide  die  Parität  zuge- 
standen wird  oder  dass  die  Parität  beschränkt  wird  auf  die 
Einfuhr  in  den  Vertragsstaat,  dass  hingegen  die  Durchfuhr 
von  der  Parität  ausgeschlossen  wird.  Die  Umstände  des  Fal- 
les könnten  es  mit  sich  bringen,  dass  eine  paritätische  Be- 
handlung der  Güter  des  Nachbarstaates  nicht  nur  in  dersel- 
ben Verkehrsrichtung,  sondern  auch  in  anderen  Verkehrs- 
richtungen und  auf  anderen  Strecken  mutatis  mutandis  platz- 
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greift.  Natürlich  wird  sich  eine  solche  Vereinbarung  nur 
auf  grosse  Warengruppen  und  auf  bestimmte  grosse  Gebiete 
beschränken  müssen.  Alle  übrigen  in  den  Vereinbarungen 
nicht  festgelegten  Fälle  bleiben  der  autonomen  Tarifpohtik 
überlassen  und  so  wie  bei  den  Zollsätzen  die  Geschicklich- 
keit der  Unterhändler  den  Erfolg  der  heimischen  Arbeit  ent- 
scheidet, so  wird  auch  hinsichtUch  der  Eisenbahntarife  das 
Preisgebenmüssen  gewisser  Positionen  gegen  Konzessionen 
auf  der  anderen  Seite  im  allgemeinen  Interesse  zu  recht- 
fertigen sein. 

Mit  wenigen  Worten:  Wegfall  der  generalisierenden 
Paritätsklausel,  jedenfalls  Abwägen  aller  Umstände,  die  das 
Zugeständnis  der  Parität  im  einzelnen  Falle  rechtfertigen 
könnten.  Ob  aber  eine  solche  Prüfung  jemals  eine  Paritäts- 
klausel zeitigen  wird,  die  ausnahmslos  alle  Gütergattungen 
im  Verkehre  in  und  durch  das  Gebiet  des  Vertragsstaates 
erfasst,  steht  freiUch  dahin. 

Es  soll  noch  der  Möglichkeit  gedacht  werden,  dass  die 
Paritätsklausel  für  den  Vertragsstaat  unter  Umständen  des- 
halb wertlos,  ja  schädlich  sein  könnte,  weil  das  Gut,  um 
welches  es  sich  handelt,  im  Inlande  nicht  produziert  wird 
und  daher  ohne  Schaden  für  das  Inland  prohibitiv  behandelt 
werden  könnte.  In  solchen  Fällen  würde  eine  fiskalische 
Tarifpohtik  ihre  Spitze  ausschliesslich  gegen  die  Produktion 
des  Vertragsstaates  richten.  Für  solche  Fälle  und  wo  es 
immer  sonst  am  Platze  sein  mag,  wird  eine  neue  Form  der 
vertragsmässigen  Festlegung  von  eisenbahntarifarischen 
Vereinbarungen  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  welche  im  Zoll- 
und  Handelsbündnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn  in 
Kraft  steht.  Es  ist  dies  die  Festsetzung  absolut  bestimmter 
Ziffern  der  Frachtraten,  wobei  sich  naturgemäss  solche 
Vereinbarungen  nur  auf  bestimmte  Strecken  beziehen  kön- 
nen, z.  B.  auf  die  Strecken  des  Durchzuges  des  einen  Staates 
in  das  Gebiet  des  dritten  Staates.  Der  Einwand,  dass  hie- 
durch  von  der  Handelspolitik  unabhängige  Umstände  wie 
die  Gestehungskosten  der  Eisenbahnen  auf  eine  allzulange 
Zeit  unberücksichtigt  bleiben  müssten,  ist  damit  zu  entkräf- 
ten, dass  eine   Änderung   dieser   Ansätze   im   beiderseitigen 
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Einvernehmen  auch  während  der  Vertragsdauer  vorgenom- 
men werden  kann,  was  auch  im  Vertrage  zwischen  Österreich 
und  Ungarn  der  Fall  ist.  Wenn  angenommen  wird,  dass 
dieses  Zugeständnis  der  Bindung  bestimmter  Sätze  nicht 
einseitig,  sondern  in  beiden  Vertragsstaaten  erfolgt  ist,  so 
wird  an  der  Möglichkeit  eines  solchen  Übereinkommens 
kaum  gezweifelt  werden  können. 

Selbst  ein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen  den  Fracht- 
sätzen verschiedener  Güterkategorien,  Rohprodukt,  Halb- 
produkt, Finalprodukt  wird  vertragsmässig  festgelegt  werden 
können,  wobei  die  absolute  Ziffer  der  Frachthöhe  natur- 
gemäss  ausser  acht  zu  lassen  wäre.  Auch  die  Herstellung 
eines  Junktims  zwischen  ganz  heterogenen  Warengruppen 
(landwirtschaftliche  Produkte,  —  industrielle  Produkte)  ist 
denkbar.  In  einem  solchen  Falle  würde  zum  Beispiel  die 
Erhöhung  der  Tarife  der  einen  Güterart  in  dem  einen  Staat 
eine  entsprechende  Erhöhung  der  Tarife  der  Güter  des 
anderen  Staates  zulassen. 

Es  ist  ein  beliebter  Einwand,  dass  diese  Massnahmen 
illusorisch  werden  können  durch  eigentümUche  Verhältnisse 
des  Güterverkehres,  Neuaufgabe  von  Gütern,  Umkartierung, 
Ab-  und  Zufuhr  in  der  Unterwegsstation,  und  dgl.  Dem  ist 
aber  entgegenzuhalten,  dass  auch  die  Paritätsklausel,  die  nur 
zwischen  zwei  Staaten  vereinbart  ist,  auf  diese  Weise  Kontra- 
ventionen des  anderen  Staates  möglich  machen  könnte,  wenn 
es  nicht  gelänge,  diese  hintanzuhalten.  Keinesfalls  sind  diese 
Möglichkeiten  stichhältig  genug,  gegen  die  vorgeschlagenen 
Methoden  geltend  gemacht  zu  werden. 

Nach  diesen  vielleicht  allzu  ausführlichen  Erörterungen 
über  den  Wert  der  Paritätsklausel  in  den  Handelsverträgen 
wird  zur  Meistbegünstigung  nicht  mehr  viel  zu  sagen  sein. 
Den  Charakter  der  automatischen,  im  vorhinein  nicht  zu 
übersehenden  Wirkung  hat  die  Meistbegünstigung  in  viel 
höherem  Masse  als  die  Parität.  Hier  kann  auf  die  umfang- 
reiche wissenschaftliche  Literatxir  über  die  Frage  der  Meist- 
begünstigung verwiesen  werden.  In  einer  Beziehung  scheint 
das  Prinzip  der  Meistbegünstigung  auf  Frachttarife  noch 
eher  anwendbar,  als  das  der  Parität,  denn  das  Zugeständnis 
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der  Meistbegünstigung  in  den  Handelsverträgen  begreift  an 
sicli  auch  den  Zolltarif.  Von  einem  Standpunkte,  welcher 
jedes  nicht  beabsichtigte  Preisgeben  heimischer  Interessen 
perhorresziert,  muss  jedoch  auch  grundsätzhch  die  Meist- 
begünstigung abgelehnt  werden.  Trotzdem  soll  auch  das 
System  der  Meistbegünstigung  hinsichtlich  der  Eisenbahn- 
tarife grundsätzhch  nicht  ausgeschlossen  werden,  'wie  über- 
haupt den  Unterhändlern  kein  Instrument  aus  der  Hand 
gewunden  werden  soll,  das  sich  fallweise  bewähren  kann. 

In  den  Leitsätzen,  welche  von  den  vier  zu  diesem 
Thema  bestellten  Referenten  nach  eindringhchem  Einver- 
nehmen aufgestellt  worden  sind,  finden  sich  zwei  Punkte, 
in  denen  ein  Einverständnis  nicht  hergestellt  werden  konnte. 
Die  Differenz  der  Anschauungen  erklärt  sich  aus  dem  hier 
vertretenen  prinzipiellen  Standpunkte  des  schärfsten  Protek- 
tionismus auf  eisenbahntarif arischem  Gebiet,  welcher  ins- 
besondere in  Staaten  von  geringerer  wirtschaftlicher  Ent- 
widmung unbedingt  erforderlich  erscheint,  soll  der  Kon- 
kurrenzkampf insbesondere  im  gemeinsamen  Absatzgebiete 
nicht  zur  Niederlage  der  Schwächeren  führen. 

Es  sei  gestattet,  vorstehende  Ausführungen  in  einige 
Sätze  zusammenzufassen.  Was  sich  heute  in  den  Handelsver- 
trägen über  Eisenbahntarife  findet,  ist  in  keiner  Weise 
geeignet,  den  Absichten  der  Kontrahenten  gerecht  zu  werden. 
Die  Handelsverträge  zeigen  nach  dieser  Richtung  teils  eine 
vollkommene  Vernachlässigung  der  Frage,  teils  eine  Unsicher- 
heit in  der  Behandlung  derselben  und  in  fast  allen  Fällen 
eine  unklare  und  dürftige  Diktion.  Auch  nach  dieser  Rich- 
tung eine  Besserung  anzustreben,  ist  eine  Aufgabe,  für  die 
die  Allgemeinheit  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsver- 
bänden zu  Dank  verpflichtet  sein  wird. 

Das  Referat  bekennt  sich  in  allen  jenen  Punkten  zu 
den  Anschauungen  der  anderen  Referenten,  in  welchen  die 
Erleichterung  des  internationalen  Verkehres  durch  Aus- 
gestaltung der  direkten  Tarife  Erzielung  einer  grösseren 
Raschheit,  Befreiung  von  allen  Störungen  als  dringend 
wünschenswert  bezeichnet  werden. 

Nur  in  dem  Punkte  weicht  das  Referat  ab,  in  welchem 


145 

die    Paritäts-    und    Meistbegünstigungsklausel    an    sich    als 
angezeigt  erachtet  wird. 

Das  vorliegende  Referat  bezweckt  den  höheren  Schutz 
der  heimischen  Arbeit,  nicht  nur  in  dem  engeren  Vaterlande 
des  Referenten,  und  den  Ausgleich  der  sich  aus  dem  Schutz- 
bedürfnis in  den  verschiedenen  Staaten  ergebenden  Inte- 
ressengegensätze auf  dem  Wege  wissenschaftlich  kritischer 
Untersuchung  zum  Wohle  und  Gedeihen  aller  mitteleuro- 
päischen Kulturstaaten.  (Lebhafter  Beifall.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Harkänyi : 

Ich  möchte  anfragen,  ob  wir  jetzt  nicht  die  Verhand- 
lung abbrechen  und  morgen  fortsetzen  sollen.  (Zustimmung.) 

Wir  brechen  also  jetzt  die  Verhandlung  ab  und  werden 
morgen  um  9  Uhr  die  Beratung  über  diesen  Gegenstand 
fortsetzen. 

Ich  schliesse  die  heutige  Sitzung. 

(Schluss  um  6  Uhr.) 
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IL  Verhandlungstag, 

6.  Jänner  1914. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 

Wir  setzen  unsere  Beratungen  fort.  Wir  haben  noch 
sehr  wichtige  Gegenstände  zu  beraten  und  es  ist  der  Wunsch 
geäussert  worden,  die  Beratungen  womöghch  im  Laufe  des 
Vormittags  zu  beendigen.  (Zustimmung.)  Ich  möchte  daher 
die  Herren  Referenten  und  Redner  höflich  ersuchen,  sich 
einige  Kürze  aufzuerlegen.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Referent  Prof.  Georges  De  Leener: 

(Aus  dem  Französischen  übersetzt.) 

Das  Problem  der  Regelung  der  Eisen  bahnfrachttarife 
in  den  Handelsverträgen  gestaltet  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  je  nach  den  allgemeinen  Tendenzen  der  Handels- 
poKtik.  Die  Länder,  die  das  Schutzzoll-System  befolgen, 
gewähren  wohl  für  gewisse  Vorteile  die  Ermässigung  von 
Einfuhrzöllen;  wenn  sie  aber  dann  später  die  Wahrneh- 
mung machen,  dass  die  Zollermässigungen  ihrem  eigenen 
Interesse  schaden,  bemühen  sie  sich  die,  für  gewisse 
Waren  gewährten  ZoUermässigungen  dadurch  zu  paralisie- 
ren,  dass  sie  die  betreffenden  Waren  mit  exzeptionellen 
Eisenbahnfrachtsätzen  belasten.  Diese  Länder  sichern  sich 
auf  diese  Weise  einen  indirekten  Zollschutz.  Es  ist  aber 
offenkundig,  dass  dieses  Verfahren  den  Bau  der  Handels- 
verträge erschüttert;  die  Wirkungen  der  Zollschranken,  die 
wir  massigen  wollen,  werden  durch  dieses  Verfahren  erschwert 
und  der  internationale  Verkehr  verliert  durch  dasselbe  die 
für  denselben  notwendige  wohltuende  Stabilität. 
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Wir  sind  nicht  befugt  uns  in  die  Diskussionen,  die 
über  diesen  Gegenstand  zwischen  den  Zollschutz-Staaten 
geführt  werden,  einzumischen.  Diese  Staaten  bemühen  sich 
ihre  Eisenbahnen  als  Zollschutz-Instrumente  zu  verwerten 
und  dadurch  die  Wirkungen  der  Zollschranken  zu  steigern. 

Ich  bespreche  die  Frage  vom  Gesichtspunkte  Belgiens, 
eines  Landes  mit  beschränktem  Zollschutz,  und  bin  —  was 
Belgien  betrifft  —  der  Ansicht,  dass  die  Regierung  die  Eisen- 
bahnen nicht  für  die  Zwecke  eines  indirekten  Zollschutzes 
verwenden  soll.^ 

Die  Frachtpolitik  und  die  Handelspolitik  sollen  ganz 
verschiedene  Dinge  bleiben,  die  man  miteinander  nicht  ver- 
mengen soll. 

In  Belgien  wird  die  Handelspolitik  vom  Parlamente 
bestimmt,  welches  die  Zolltarife  discutiert  und  die  Handels- 
verträge sanktionirt.  Wenn  das  Parlament  die  Einfuhr  irgend- 
eines fremden  Industrie-Erzeugnisses  einzuschränken  wünscht, 
wird  es  dieses  Erzeugnis  mit  hohen  Einfuhrzollen  belasten. 
Die  belgische  Industrie  will  für  ausländische  Kohle  keinen 
Einfuhrzoll  zulassen  und  die  Kammern  haben  der  belgischen 
Kohle  keinen  Zollschutz  gewährt. 

Aber  auf  die  Eisenbahntarife  hat  das  Parlament  keinen 
direkten  Einfluss;  dieselben  entziehen  sich  der  Kontrolle 
der  öffentlichen  Meinung.  Der  durch  die  Eisenbahntarife 
gewährte  Schutz  ermöglicht  die  Missbräuche  des  Favoritis- 
mus. Diese  Gefahr  besteht  zumal  in  kleinen  Ländern,  wo  die 
lokalen  Einflüsse  zuweilen  sehr  mächtig  sind,  wo  die  Regie- 
rung nicht  die  nötige  Autorität  hat,  um  gewissen  Anforde- 
rungen abzuwehren.  So  z.  B.  konnten  die  belgischen  Kohlen- 
werke auf  indirektem  Wege  jenen  Schutz  erhalten,  den  das 
Parlament  und  die  öffenthche  Meinung  ihnen  verweigern. 

Ich  wünsche  daher,  dass  man  in  den  Handelsverträgen 
durch  Zusatzartikel  diesem  verschleierten  ZoUschutze,  wel- 
cher mit  der  in  Handelsvereinbarungen  nötigen  Loyalität 
oft  in  Widerspruch  steht,  ein  Ziel  zu  setzen  suche. 

Die    durch    dieses    Verfahren    verursachten    Misstände 

'  S.  auch  Anhang.  Seite  397  ff. 
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haben  die  Aufmerksamkeit  der  Regierungen  schon  früher 
erregt.  Deutschland  und  Belgien  haben  im  Jahre  1891  die 
Vereinbarung  getroffen,  sich  durch  eine  neue  Klausel  ihres 
Handelsvertrages  in  Eisenbahntarif-Angelegenheiten  gegen- 
seitig gewisse  Garantien  zu  gewähren. 

In  dieser  Klausel  haben  die  zwei  Vertragschliessenden 
Staaten  die  Vereinbarung  getroffen,  dass  „die  Frachtsätze, 
wie  auch  die  Frachtermässigungen  und  sonstigen  Begünsti- 
gungen —  die,  sei  es  in  den  Lokaltarifen,  sei  es  in  Spezial- 
bestimmungen  oder  besonderen  Verträgen,  den  Erzeugnissen 
des  eigenen  Landes  gewährt  werden  —  den  gleichartigen 
Sendungen  die  von  dem  Gebiete  des  einen  Vertragsstaates 
auf  das  Gebiet  des  anderen  befördern  werden,  oder  in  letz- 
terem Gebiete  zur  Durchfuhr  gelangen,  in  demselben  Masse 
zu  kommen,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  die  betref- 
fende Sendung  auf  derselben  Linie  und  in  derselben  Rich- 
tung befördert  werde". 

Es  scheint  mir,  dass  die  letzten  Worte  („in  derselben 
Richtung")  die  Tragweite  der  fraglichen  lOausel  stark  ein- 
schränken. Es  kommt  selten  vor,  dass  ein  und  dasselbe 
Erzeugnis  auf  ein  und  derselben  Linie  zu  gleicher  Zeit  Ein- 
fuhrsartikel und  Ausfuhrsartikel  wäre ;  wenn  also  die  gegen- 
seitige Frachtsatzermässigung  nur  für  solche  Sendungen 
gewährt  wird,  die  „in  derselben  Richtung"  befördert  werden, 
—  so  wird  wieder  nur  die  in  einer  bestimmten  Richtung 
erfolgende  Einfuhr  zum  Schaden  der  in  entgegengesetzter 
Richtung  erfolgenden  Einfuhr  begünstigt. 

Die  Paritätsklausel,  welche  in  den  Frachttarifen  mit 
dem  Vorbehalte  gewährt  wird,  dass  die  Sendung  „in  der- 
selben Richtung"  befördert  wird  —  lässt  somit  den  in  den 
Eisenbahntarifen  ausgeübten  verschleierten  Zollschutz  in 
vollem  Umfange  weiter  bestehen.  Sie  ermöglicht  es  für  die 
Einfuhrs-Richtung  höhere  Tarife  zu  erstellen  als  für  die 
Ausfuhrs-Richtung.  Um  diesem  indirekten  Produktions- 
schutze  vorzubeugen,  müsste  der  Vorbehalt  der  in  gleicher 
Richtung  erfolgenden  Beförderung  gestrichen  werden. 

In  diesem  Falle  könnten  die  deutschen  Kolilen  jene 
Tarife   geniessen,   welche   in   Belgien  für  die  nach  Deutsch- 
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land  auf  derselben  Linie,  aber  in  entgegengesetzter  Richtung 
beförderten  belgischen  Kohlen  gelten. 

Von  belgischem  Gesichtspunkte  scheint  mir  auch  die 
Meistbegünstigungsklausel  Beachtung  zu  verdienen.  Der  Hafen 
von  Antwerpen  verdankt  seine  Prosperität  seinem  weiten 
Hinterlande,  welcher  die  Rheinlande,  die  Schweiz  und  auch 
Norditalien  umfasst.  Seit  einiger  Zeit  begünstigen  die  preus- 
sischen  Staatsbahnen  die  nach  Rotterdam  gehenden  Sendun- 
gen zum  Nachteüe  der  nach  Antwerpen  dirigierten.  In  Bel- 
gien wird  man  zumal  durch  jene  Spezial-Frachtermässigun- 
gen  beunruhigt,  welche  auf  den  preussischen  Staatsbahnen 
für  die  nach  Rotterdam  dirigierten  metallurgischen  Produkte 
Lothringens  und  des  Saargebietes  gewährt  werden  und  sich 
dadurch  erklären,  dass  die  nach  Rotterdam  instradierten  Sen- 
dungen auf  den  preussischen  Staatsbahnen  eine  lange  Strecke 
befahren.  Es  müsste  bestimmt  werden,  dass  der  Verkehr 
ausländischer  Herkunft  oder  ausländischer  Bestimmung  auf 
der  Basis  der  Meistbegünstigung  tarifiert  wird,  wenn  die 
ungleichmässige  Behandlung  den  Verkehr  von  der  kürzesten 
Linie  ablenken  würde. 

Es  wäre  somit  von  grossem  Vorteüe,  wenn  man  die 
auf  die  Transporttarife  bezügUchen  Klauseln  der  Handels- 
verträge nicht  nur  beibehalten,  sondern  deren  Tragweite 
noch  ausdehnen  würde.  Man  würde  hiedurch  die  Transport- 
tarife in  handelspolitischer  Beziehung  neutrahsieren.  Nebst 
den  theoretischen  Gesichtspunkten  müsste  man  hier  aber 
auch  grosse  praktische  Schwierigkeiten  berücksichtigen. 

Die  Eisenbahnverwaltungen  werden  sich  in  ihre  Präro- 
gativen als  eingeschränkt  erachten.  Sie  werden  ausserdem 
bei  der  Erstellung  von  Tarifen  massgebenden,  ohnehin  sehr 
komplizierten  Rücksichten  noch  ganz  spezielle  Gesichtspunkte 
in  Rechnung  ziehen  müssen.  In  jedem  Falle,  wo  ein  Tarif 
ersteht  v/erden  soll,  werden  sie  auch  jene  Wirkungen 
berechnen  müssen,  welche  sich  ergeben  würden,  wenn 
fremde  Regierungen  das  Recht  haben  sollten,  die  Anwen- 
dung der  betreffenden  Tarife  auch  für  die  Erzeugnisse  ihrer 
Länder  beanspruchen. 

Die  Frage  würde  sich  vereinfachen,  wenn  die  einzelnen 
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Staaten  an  Stelle  der  Tarife  für  bestimmte  Relationen 
Anschlusstarife  anwenden  würden.  Bei  Tarifen,  die  für 
bestimmte  Relationen  erstellt  werden,  wird  der  ungleichen 
Behandlung  desselben  Verkehres  bei  verschiedenen  Ver- 
kehrsrichtungen auf  denselben  Linien  vorgebeugt.  Wenn 
jedoch  nur  Anschlusstarife  angewendet  werden,  so  werden 
die  Verhandlungen  erleichtert.  Dieses  System  wird  in  dem 
Verkehr  der  belgischen  Bahnen  mit  der  französischen  Nord- 
bahn und  Ostbahn  angewendet,  w^ogegen  im  Verkehr  zwischen 
Belgien  und  Deutschland  die  Tarife  für  bestimmte  Relationen 
erstellt  sind. 

Ich  schliesse  mich  all  jenen  Anträgen  an,  die  hier  zu 
dem  Zwecke  unterbreitet  werden  sollen,  die  Anwendung  der 
die  gleichartige  Bahnfrachtbehandlung  sichernden  Handels- 
vertragsklauseln tunlichst  auszudehnen.  Ich  wünsche  die 
fortschreitende  Vereinheitlichung  der  Grundlagen  des  Eisen- 
bahntarifwesens mit  Ausschluss  der  Zollschutz  Tendenzen. 

Referent  Hofrat  v.  Szäjbely : 

Geehrte  Konferenz !  Mit  Rücksicht  auf  die  vorge- 
schrittene Zeit  und  meine  angegriffene  Stimme  kann  ich 
von  der  Verlesung  meines  Referates^  wohl  absehen.  Ich  wiU 
nur  kurz  einige  Punkte  anführen,  um  zu  zeigen,  wie  ich  in 
manchen  Punkten  zu  den  Konklusionen  meines  Referates 
gelangt  bin. 

Die  heute  bestehenden  Vereinbarungen  sowohl  im  Han- 
delsvertrage zwischen  Österreich,  Ungarn  und  Deutschland, 
als  auch  im  Internationalen,  sogenannten  Berliner  Überein- 
kommen enthalten  Bestimmungen,  die  die  paritätische  Be- 
handlung der  Güter  im  gegenwärtigen  Eisenbahnverkehre 
eigentlich  als  Prinzip  hinstellen  und  die  geeignet  sein  sollen, 
den  gegenseitigen  Güterverkehr  zwischen  den  beteiligten 
Staaten  auf  eine  unantastbare  Grundlage  zu  stellen.  Nun  hat 
sich  erwiesen,  dass  diese  Vereinbarungen  nicht  genügen,  um 
den  verkehrstechnischen  Teil  sicherzustellen.  Ich  wiU  nur 
anführen,  dass  z.  B  in  einer  Strecke,  auf  welcher  nach  den 
aufgestellten  Fahrkursen   der  Transport  30  Stunden  dauern 

'  S.  Anhiing,  Seite  411. 
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sollte,  nur  20" .,  der  Transporte  kursmässig  befördert  wurden, 
dagegen  50" «  2  Tage,  20°  o  3  Tage  und  10"«  4  Tage  zur  Zu- 
rücklegung dieser  Strecke  brauchten,  Selbstverständlich  leiden 
dadurch  alle  Transporte,  am  meisten  aber  die  dem  leichten 
Verderben  unterliegenden  Transporte.  Denn  wenn  selbe 
nicht  rechtzeitig  am  bestimmten  Tage,  sondern  verspätet  am 
nächsten  Tage  ankommen,  so  haben  sie  dann  nicht  mehr 
den  Marktpreis,  sondern  sind  verdorben  oder  mindestens 
entw^ertet.  Es  müssen  daher  unbedingt  im  Anhange  zu  den 
bestehenden  Vereinbarungen  Bestimmungen  festgelegt  wer- 
den, welche  eine  regelmässige  und  beschleunigte  Beförderung 
der  Transporte  garantieren.  Ein  billiger  Tarif  allein  nützt 
nichts,  wenn  die  Ware  schlecht  oder  verdorben  ankommt. 
Solche  Vereinbarungen  nützen  nichts,  die  keinen  genügen- 
den Schutz  gegen  Verzögerungen  des  Transportes  bilden. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Momente  entstanden  die 
Punkte  6,  7  und  8  der  Leitsätze,  die  der  Konferenz  vorlie- 
gen. Es  wird  beantragt,  dass  künftig  rasche  Transporte  mehr 
gesichert  werden,  als  dies  bisher  der  Fall  ist.  Auch  die 
Handhabung  der  veterinärpolizeihchen  Vorschriften  ist  oft 
ein  Hindernis  für  die  rasche  Beförderung  der  Güter.  Ich 
habe  in  meinem  Berichte  ein  Memorardum  der  Ungarischen 
Lebensmittel-Transport-Gesellschaft  angeführt,  das  in  drasti- 
scher Weise  schildert,  wie  eine  zu  rigorose  Handhabung  die- 
ser Vorschriften  einen  ganzen  Verkehr  zugrunde  richten 
kann.  Die  ]\Iitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  sollen  daher 
auch  dafür  eintreten,  dass  bei  der  Handhabung  der  veterinär- 
polizeilichen Vorschriften  über  das  Mass  des  Notwendigen 
nicht  hinausgegangen  werden  soll. 

Bezüglich  des  Punktes  4  der  Leitsätze  möchte  ich  fol- 
gendes bemerken.  In  diesem  Punkte  heisst  es :  „dass  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  Vereinbarungen  (statt  über 
absolute  Frachtsätze)  über  das  Verhältnis  (Spannung) 
der  Tarifsätze  für  den  Transport  des  Rohproduktes  und  der 
daraus  hergestellten  Waren  angebahnt  werden  können". 
Ich  betone  die  letzten  drei  Worte,  weil  der  Antrag  nicht 
dahin  geht,  dass  angebahnt  werden  sollen.  Ich  war  bei 
der  Abfassung  der  Leitsätze  leider  nicht  anwesend.  Ich  würde 
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dann  gegen  diese  Fassung  entschieden  Stellung  genommen 
haben.  Ich  glaube,  dass  überhaupt  der  ganze  Passus  aus- 
bleiben kann.  Die  Bahnen  bedürfen  ja  nicht  einer  Ermäch- 
tigung der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  dazu,  was 
sie  tun  können,  sondern  die  Vereine  hätten  auszusprechen, 
was  sie  tun  sollen.  Ich  möchte  nur  noch  darauf  hinweisen, 
wohin  es  fülirt,  wenn  dieser  Grundsatz  angenommen  wird. 
Der  einen  Bahn  konvenieren  die  heutigen  Waren  Klassifi- 
kations-Verhältnisse, der  anderen  Bahn  konveniert  es  nicht, 
dass  zwischen  Roh-  und  Industrieprodukten  keine  oder  keine 
grössere  Spannung  in  den  Frachtsätzen  besteht.  Das  berühi't 
überhaupt  die  Frage  der  Waren-Klassifikation,  die  viel  zu 
wichtig  ist,  als  dass  sie  so  nebenher  bei  einzelnen  Roh-  und 
Industrieprodukten  ihre  Lösung  finden  könnte.  Es  würde 
dies  zu  fortwährenden  Streitigkeiten  Anlass  geben,  da  keine 
Bahn  zur  Zustimmung  gezwungen  werden  kann.  Somit  ist 
dieser  Antrag  ohne  jede  praktische  Bedeutung  und  daher 
bin  ich  dafür,  diesen  Funkt  auszulassen.  Noch  in  zwei  Punk- 
ten weiche  ich  von  den  anderen  Referenten  ab,  nämlich  be- 
züglich der  Paritäts-  und  der  Meistbegünstigungsklausel.  Die 
Parität,  wie  sie  heute  besteht,  ist  ohnehin  eine  äusserst  be- 
schränkte. Sie  beschränkt  sich  auf  dieselben  Warengattungen, 
in  derselben  Verkehrsrichtung  und  unter  denselben  Bedin- 
gungen. Das  ist  nur  scheinbar  eine  Parität,  die  aber  heute 
in  einem  anderen  Sinne  gehandhabt  wird,  indem  an  Trans- 
portbegünstigungen Bedingungen  geknüpft  werden,  die  die 
Inanspruchnahme  dieser  Begünstigungen  seitens  eines  ande- 
ren Vertragsstaates  unmögUch  machen  oder  sehr  erschweren. 
Das  ist  keine  absolute  Parität.  Ich  trete  daher  dafür  ein, 
diese  Parität  in  eine  wirkliche  Parität  umzuändern,  indem  an 
die  Begünstigungen  keine  Beschränkungen  geknüpft  werden 
sollen,  welche  deren  Inanspruchnahme  seitens  eines  anderen 
Staates  unmöglich  machen. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Meistbegünstigung.  Im  Eisen- 
bahnverkehr ist  wohl  kaum  ein  Unterschied  zwischen  Parität 
und  Meistbegünstigung. 

Der  heutige  Zustand  ist  nicht  entsprechend,  der  ist  un- 
bedingt verbesserungsbedürftig,  daher  muss  ich  mich  selbst- 
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verständlich  gegen  jede  Tendenz  aussprechen,  die  den  heuti- 
gen Zustand  erschweren  will.  Wenn  man  die  Parität  davon 
abhängig  macht,  dass  von  Fall  zu  Fall  über  deren  Anwen- 
dung Verhandlungen  stattfinden  sollen,  so  heisst  das  soviel, 
wie  die  Parität  überhaupt  beseitigen.  Verhandlungen  zwischen 
Eisenbahnen  —  es  werden  nicht  viele  Herren  in  diese  Ver- 
hältnisse Einblick  haben  —  dauern  mitunter  recht  lang.  Mir  ist 
eine  Verhandlung  bekannt,  die  gelegentlich  des  Ausgleiches 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  stattgefunden  hat.  Es  war, 
wie  ich  glaube,  im  Jahre  1906.  Jetzt  haben  wir  1914  und  die 
Verhandlungen  sind  noch  nicht  beendet !  (Hört!) 

Unter  solchen  Umständen  von  Fall  zu  Fall  festzustellen 
zu  woUen,  welche  paritätischen  Bestimmungen  im  einzelnen 
Falle  angewendet  werden  sollen,  wäre  gleichbedeutend  damit 
von  der  Parität  überhaupt  abzusehen.  Ich  muss  mich  daher 
entschieden  gegen  jeden  Rückschritt  in  dieser  Beziehung 
aussprechen  und  empfehle  aufs  wärmste  meinen  Antrag,  dass 
die  heute  noch  bestehenden  Beschränkungen  der  Parität 
fallen  gelassen  und  die  Parität  rein  durchgeführt  werde,  zur 
Annahme. 

Ich  habe  noch  einen  separaten  Antrag  gestellt.  In  den 
letzten  Jahren  hat  der  Verkehr  von  Bahn  zu  Schiff  und 
vice  versa  auf  dem  Rhein,  der  Donau  und  der  Elbe  sich  in 
grossem  Masse  gehoben.  Dieser  Verkehr,  der  sogenannte 
ümschlagverkehr  hat  bisher  gar  keine  Regelung  erfahren. 
Es  ist  vorgekommen,  dass  Bahnen  einer  einzigen  Schiffahrts- 
unternehmung gewisse  tarifarische  Vorteile  gewährten,  den 
anderen  regelmässigen  grossen  Schiffahrtsgesellschaften  aber 
verweigerten.  Wenn  von  der  paritätischen  Behandlung  in 
dem  Gebiete  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  ge- 
sprochen wird  —  und  davon  soU  gesprochen  werden  —  dann 
muss  auch  dafür  eingetreten  werden,  dass  in  dieser  Be- 
ziehung auch  eine  paritätische  Behandlung  der  Schiffahrts- 
gesellschaften seitens  der  Eisenbahnen  einzuti'eten  habe, 
selbstverständlich  nur  jener,  die  vollständig  leistungsfähig 
sind,  einen  regelmässigen  Verkehr  nach  und  von  den  Um- 
schlagsplätzen unterhalten  und  von  den  eigenen  Regierun- 
gen als  hiezu  geeignet  erklärt  werden.   Ich    empfehle    diese 


154 

Frage  Ihrer  wärmsten  Aufmerksamkeit.  Sie  gehört  zur  Rege- 
hmg  der  mitteleuropäischen  Verkehrsbeziehungen.  Wenn 
heute  in  vieler  Beziehung  ein  besserer  Zustand  eingetreten 
ist,  namentlich  auf  der  Donau,  so  ist  das  ein  besonderer 
Zufall.  Diese  Verhältnisse  sind  aber,  wie  gesagt,  nicht  ge- 
regelt. Es  liegt  kein  Zwang  für  die  betreffenden  Eisenbahn- 
Verwaltungen  vor,  sondern  es  hängt  alles  von  dem  freien 
Willen  der  Bahnen  ab,  ob  sie  eine  gleichmässige  Behand- 
ung eintreten  lassen  wollen  oder  nicht.  Diesem  Zustande 
ein  Ende  zu  bereiten,  wäre  wohl  eine  dankbare  Aufgabe  der 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine. 

Die  Frage  der  Möglichkeit  einer  weiter  gehenden  Ver- 
einheitlichung der  tarifarischen  Gütertransportbedingungen 
und  der  Herbeiführung  einer  gieichmässigen  Anwendung 
dieser  zwischen  den  mitteleuropäischen  Staaten  habe  ich  in 
meinem  Vortrag  nicht  näher  begründet,  weil  ich  der  Ansicht 
bin,  dass  sie  ohne  weiteres  dahin  zu  beantworten  ist,  dass 
gar  kein  Zweifel  besteht,  dass  eine  weitergehende  Vereinheit- 
lichung nicht  nur  möglich,  sondern  auch  im  Interesse  des 
verfrachtenden  Pubhkums  und  der  Bahnen  selbst  gelegen  ist. 
Es  ist  an  den  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinen  gelegen, 
diese  Bestrebungen  ebenfalls  zu  unterstützen.  Ich  empfehle 
daher  meine  Anträge  zur  Annahme.  (Beifall.) 


Oberinspektor  Dr.  Schw^ab : 

Entschuldigen  Sie,  dass  Sie  ein  Veteran  des  internatio- 
nalen Eisenbahnfrachtwesens  mit  kurzen  Bemerkungen  zum 
Punkte  betreffend  Herabsetzung  der  Lieferfristen  behelligt. 
Anknüpfend  an  die  Ausführungen  des  Herrn  Dr.  Freymark 
möchte  ich  bemerken,  dass  sowohl  das  geltende  internatio- 
nale Verkehrsrecht,  wie  auch  das  für  Deutschland  und 
Österreich  geltende  Eisenbahnfrachtrecht  Bestimmungen  ent- 
hält, wonach  mit  der  Herabsetzung  der  Lieferfristen  dem 
wirklich  bestehenden  Bedürfnisse  nach  kurzen  Lieferfristen 
und  den  Folgen,  deren  Überschreitung  nicht  genügend 
entsprochen  wird.  Ich  möchte  bloss  daran  erinnern,  dass  die 
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Eisenbahn,  wenn  ein  Verschulden,  dolus  oder  grobe  Fahr- 
lässigkeit nicht  nachgewiesen  werden  kann  und  wenn  das 
Interesse  an  der  Lieferung  im  Frachtbrief  nicht  angegeben 
ist,  auch  für  den  nachweisbaren  Schaden  nur  bis  zur  vol- 
len, reinen  Fracht  aufzukommen  hat.  Der  in  manchen  Bezie- 
hungen nicht  ganz  einwandfreie  österreichische  Entwurf 
einer  neuen  Fassung  des  Internationalen  Übereinkommens 
über  den  Eisenbahnfrachtenverkehr  enthält  sogar  folgende 
ausdrückliche  Bestimmung:  Tritt  bei  einem  Gut  infolge 
Lieferfristüberschreitung  eine  Beschädigung  oder  Minderung 
ein,  oder  geht  ein  Gut  infolge  einer  Lieferfristüberschreitung 
gänzlich  oder  teilweise  zugrunde,  so  kann  nur  die  für  die 
Lieferfristüberschreitung  festgesetzte  Entschädigung  verlangt 
werden. 

Wer  sich  also  mit  dem  Ersatz  der  vollen  Fracht  nicht 
begnügt,  —  und  das  wird  bei  leicht  verderblichen  Gütern 
in  der  Regel  der  Fall  sein  —  muss  gegen  ausserordentlich 
hohe  Gebühren  das  Interesse  an  der  Lieferung  im  Fracht- 
briefe angeben,  sofern  er  nicht  bei  einer  privaten  Transport- 
versicherung billigeren  Schutz  findet.  Damit  sich  die  Herren 
eine  Vorstellung  von  der  Höhe  dieser  Gebühren  machen 
können,  will  ich  nur  anführen,  dass  z.  B.  bei  Sendungen  im 
Wert  von  400  bis  1000  Kronen  für  100  kg,  bei  Entfernungen 
von  500  bis  1500  km  5^37  K  Gebühren  zu  zahlen  sind.  Das 
ist  l\^  bis  3V4V'o  des  Wertes  und  schon  etwas  mehr  als  der 
Frachtsatz  für  Stückgut  der  Klasse  II,  wenn  es  sich  niu"  um 
einen  Wert  von  400  K  für  100  kg  handelt.  Der  unangefoch- 
tene Bestand  dieser  gewiss  sehr  eigenartigen  Fracht- 
rechts- und  Tarifbestimmungen  ist  nur  dadurch  erklärlich, 
dass  die  Eisenbahn  auch  bei  der  grossen  Anzahl  von  Gütern, 
namenthch  Massengütern,  wo  eine  Verlängerung  der  Liefer- 
frist oder  deren  Überschreitung  um  einige  Tage  keine  oder 
keine  grosse  Rolle  spielt,  verpflichtet  ist,  ohne  Nachweis 
des  Schadens,  ja  sogar  dann,  wenn  ein  Schaden  nachweis- 
lich gar  nicht  eingetreten  ist,  bis  zur  halben  oder  ganzen 
Fracht  Vergütung  zu  leisten,  je  nachdem,  wie  lange  die 
Überschreitung  gedauert  hat  und  ob  das  Interesse  an  der 
Lieferung  angegeben  ist  oder  nicht. 
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Diese  Vergütung  eines  nicht  enstandenen  oder  nicht 
nachgewiesenen  Schadens  steht  eigentlich  mit  allen  Grund- 
sätzen sowohl  des  Schadenersatzrechtes  wie  des  Schaden- 
versicherungsrechtes im  Widerspruch.  Aber  selbst  als  Reu- 
geld betrachtet,  ist  diese  einheitliche  Vergütung  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  der  Güter  gewiss  nicht  vollständig  gerecht- 
fertigt. Die  österreichischen  und  wohl  auch  die  ungarischen 
Staatsbahnen  dürften  aus  den  Zeiten  schwieriger  Verkehrs- 
verhältnisse über  lehrreiche  Zahlen  nach  dieser  Richtung 
verfügen. 

Auf  den  von  mir  wiederholt  angeregten  Ausbau  der 
Frachtführerhaftung  zu  einer  allgemeinen  Transportversiche- 
rung darf  ich  hier  nicht  näher  eingehen,  ebensowenig  auf 
die  von  mir  anlässlich  des  letzten  Deutschen  Juristentages 
aufgeworfene  und  gründlich  missverstandene  Frage,  ob  nicht 
der  Versicherungsgedanke  zu  einer  Modernisierung  des 
Schadenersatzrechtes,  namentlich  der  Erfolgs-,  Geschädigungs- 
oder  Betriebshaftung  gemeinnütziger  Betriebe  verwertet  wer- 
den könnte.  Meine  wenigen  Andeutungen  dürften  aber  genügen, 
um  die  Ansicht  zu  erhärten,  dass  mit  der  Herabsetzung  der  Lie- 
ferfristen des  internationalen  Übereinkommens  allein  den  wirk- 
lichen Bedürfnissen  nach  kurzen  Lieferfristen  und  hinläng- 
licher Schadloshaltung  bei  deren  Überschreitung  nicht,  oder 
nur  sehr  wenig  gedient  ist.  Vielleicht  entschliesst  sich  die 
Mitteleuropäische  Wirtschaftskonferenz  einmal,  die  Haftungs- 
bestimmungen überhaupt,  oder  mindestens  die  Haftung  für 
Lieferfristüberschreitungen  nach  ihrer  wirtschafthchen  Seite 
unter  Berücksichtigung  des  hochentwickelten  Versicherungs- 
wesens einer  Prüfung  zu  unterziehen.  (Beifall.) 

Delegierter  Anton  v.  Deutsch : 

Zunächst  möchte  ich  vor  den  Herren  Referenten  meine 
Reverenz  machen.  Ich  habe  schon  lange  keine  so  tief  durch- 
dachte, die  Materie  so  vollständig  umfassende  Referate  vor 
mir  gehabt,  wie  in  diesem  Falle.  Indem  ich  dafür  meinen 
vollen  Dank  ausspreche,  kann  ich  aber  nicht  umhin  zu  sagen, 
dass  ein  krasser  Widerspruch  zwischen  den  Referaten  und 
den  uns  vorgeschlagenen  Thesen  besteht.  (Hört.) 


157 


Es  ist  uns  klargelegt  worden,  von  welch  grossen  Übeln 
die  heutige  Handhabung  der  Eisenbahntarife  begleitet  ist 
Es  wird  uns  gesagt,  welche  Nachteile  sich  in  der  internatio- 
nalen Konkurrenz  ergeben.  Die  Antwort  darauf  ist  aber  — 
Sie  entschuldigen,  dass  ich  es  so  hinstelle  -  die  Antwort 
ist  also :  „Ich  möchte,  ich  sollte,  ich  würde !"  Was  aber  als 
tatsächlich  notwendig,  als  unabwendbar  erachtet  wird,  ist 
nicht  positiv  ausgesprochen.  Man  geht  um  die  Dinge  herum, 
man  betrachtet  die  Angelegenheit  als  sehr  heikel  und  zieht 
sich  schön  still  hinter  das  Schlagwort  „ Tarif hoheit"  zurück. 
Die  Tarifhoheit  darf  um  Gotteswillen  nicht  angerührt  wer- 
den! Ferner  haben  wir  aus  den  Ausführungen  einiger  Red- 
ner entnehmen  können,  dass  die  Bahnen  und  der  Staat  zwei, 
von  einander  getrennte  Potenzen  sind.  Ja,  spielen  wir  denn 
Versteckens  ?  In  Mitteleuropa  haben  wir  die  Prävalenz  der 
Staatsbahnen  und  den  entscheidenden  Einfluss  auf  das 
gesamte  Bahnwesen  übt  sowohl  in  Deutschland  als  auch 
in  Österreich  und  Ungarn  der  Staat  selbst  aus.  Ich  bitte  also, 
wie  sieht  es  denn  mit  der  Tarifhoheit  aus?  Stehen  wir  viel- 
leicht vor  einem  Begriffe,  an  dem  nicht  gerührt  werden 
darf  ?  Ich  habe  dagegen  das  Ersuchen,  mir  erklären  zu  wol- 
len, welch  grosser  Unterschied  zwischen  jener  Tarifhoheit, 
die  der  Staat  über  die  Bahnen  ausübt  und  jener  Tarifhoheit, 
die  den  Ausgangspunkt  aller  Tätigkeit  der  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  bildet,  nämlich  der  Tarifhoheit  über  die 
Zölle,  besteht.  Das  ist  doch  das  bedeutendste  Moment,  das  der 
Staat  Zölle  erhebt,  ebenso  wie  er  die  Höhe  der  Tarife  be- 
stimmt. Wenn  wir  wann  immer  in  die  Vertragsverhandlungen 
eintreten,  wird  dann  nicht  der  eine  oder  andere  Staat,  wenn 
es  sich  um  die  Tarife  handelt,  von  seinem  Tarifrecht  irgend- 
welche Konzessionen  machen  ?  Gewiss !  Ebenso  kann  ich 
mir  ganz  gut  vorstehen,  dass  wenn  man  über  die  Zölle  ver- 
handelt, man  auch  über  Eisenbahntarife  zu  verhandeln  hat 
und  dass  die  Tarifhoheit  da  und  dort  durch  die  Verein- 
barungen über  die  Eisenbahntarife  absolut  nicht  tangiert 
wird.  (Zustimmung.) 

Ich  will  dieses  Thema  nicht  weiter  ausspinnen.  Ich  wiU 
mich  insbesondere  nicht  darüber  verbreiten,  in  welchem  Masse 
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diese  Berufung  auf  die  Tarifoberhoheit  über  die  Bahnen, 
die  Ausnahmestellung  der  Verkehrseinrichtungen,  dem 
Geiste  handelspoUtischer  Annäherung  und  dem  Streben  nach 
Erreichung  der  gegenseitigen  Interessen  der  Staaten  dienen- 
den Verträge,  wiederspricht.  Ich  eile  zur  Konklusion  meiner 
Ausführungen,  die  dahin  geht,  die  geehrte  Konferenz  möge 
aussprechen,  dass  sie  die  Durchführung  der  Abänderungen, 
die  in  den  Thesen  erwähnt  werden,  als  notwendig  er- 
kennt und  als  notwendig  beschliesst. 

Der  Herr  Referent  Hofrat  Szäjbely  hat  soeben  in  seiner 
Rede  gesagt,  dass  er  die  vierte  These  nicht  akzeptiert,  weil 
in  derselben  eigentlich  nichts  Greifbares  ausgesprochen  ist. 
Hier  stehen  wir  in  der  Tat  einem  der  krassesten  Wider- 
sprüche gegenüber.  Ich  habe  in  diesem  Belange  einen  Aus- 
weis vor  mir,  in  dem  nachgewiesen  ist,  dass  die  Tarifirung 
vor  Schnitt-  und  Stammholz  derart  erstellt  ist,  dass  auf  200  km 
und  mehr  Entfernung  Rundholz  und  Schnittholz  denselben 
Frachtsatz  bezahlen.  Das  ist  eine  Anomalie,  die  nicht  auf- 
recht erhalten  werden  kann.  Sie  schädigt  die  Industrie,  ohne 
dass  der  Rohproduktion  oder  der  Abforstung  ein  besonderer 
Vorteil  dadurch  bereitet  wird. 

Ich  möchte  behaupten,  dass  die  Beispiele  des  Herrn  von 
Szäjbely  für  alle  Sätze  gelten.  Ich  erlaube  mir  den  Antrag  zu 
stellen,  dass  die  Thesen  in  dem  vorgeschlagenen  sachlichen 
Inhalte  nach  angenommen  werden,  dass  jedoch  überall  wo 
die  Worte  „sollen",  „möchte",  „können"  gebraucht  werden, 
die  geehrte  Versammlung  der  mitteleuropäische  Wirtschafts- 
vereine ausspricht,  dass  sie  die  Änderungen  für  notwen- 
dig erachtet.  (Zustimmung.) 

General-Direktor  Hof  rat  v.  Csatäry : 

Ich  möchte  an  die  Ausführungen  des  Herrn  Hofrates 
Szäjbely  anknüpfen  und  namentlich  an  einen  Ausspruch,  der 
mich  eigentlich  überrascht  hat.  Er  hat  nämlich  der  Meinung 
Ausdruck  gegeben,  dass  Parität  und  Meistbegünstigung  in 
den  eisenbahntarifarischen  Bestimmungen  der  Handelsver- 
träge ein    und  dasselbe  bedeuten.  Diese  Auffassung  ist  wohl 
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nicht  zutreffend,  doch  glaube  ich  selbst,  dass  seinerzeit,  als 
die  Paritätsklausel  ursprünglich  im  Sinne  des  Art.  15 
des  Handelsvertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  vereinbart 
worden  ist,  wirklich  die  Absicht  bestand,  die  Meistbegün- 
stigung zuzugestehen.  Zu  jener  Zeit  dürften  solche  Fälle, 
dass  man  entfernter  gelegenen,  auch  wirtschaftspolitisch 
fremderen  Gebieten  weitergehende  Begünstigungen  einräumte 
als  dem  eigenen  Produkte  auf  der  gleichen  Strecke,  gar 
nicht  aktuell  gewesen  sein.  Erst  durch  die  Entwicklung  der 
Verkehrswege,  namentlich  durch  die  Konkurrenz  über  See, 
dürften  solche  Fälle  entstanden  sein  und  zwar  dadurch,  dass 
man  im  fiskalischen  Interesse  einzelner  Bahnstrecken  bestrebt 
war,  die  betreffenden  Transporte  heranzuziehen.  Es  war  not- 
wendig geworden,  die  Konkurrenz  gegenüber  der  Seeroute 
aufzunehmen  und  besondere  Ermässigungen  einzuräumen, 
um  eben  die  Güter  dem  eigenen  Bahnweg  zuzuführen,  während 
dieselbe  Konkurrenz  bei  den  benachbarten  und  befreunde- 
teren Wirtschaftsgebieten  vielleicht  nicht  mitgespielt  hat. 

Mit  der  Zeit  hat  sich  aber  diese  Praxis  zu  einem  Zu- 
stande herausgebildet,  der  nicht  im  Geiste  der  Vereinbarun- 
gen und  gewiss  auch  nicht  im  Sinne  des  geehrten  Vorred- 
ners liegen  dürfte,  nämlich  zu  einer  Schädigung  der  benach- 
barten, wirtschafthch  und  auch  politisch  näherliegenden 
Produktionsgebiete.  Ich  kann  mich  momentan  wohl  nur  auf 
die  Vergangenheit  berufen,  denn  ich  kann  nicht  behaupten, 
ob  dieser  Zustand  noch  weiter  besteht,  dass  auf  derselben 
Strecke  und  in  derselben  Richtung  ein  Rohprodukt  beispiels- 
weise von  Rumänien  oder  Russland  nach  einer  bestimmten 
Destination  selbst  dann  billiger  verfrachtet  wird  als  das  gleiche 
ungarische  oder  galizische  Produkt,  wenn  hiefür  in  der  be- 
treffenden Relation  irgendeine  Konkurrenz  über  Galaz  oder 
Odessa — Antwerpen — Rotterdam  usw.  gar  nicht  massgebend 
ist.  Es  entspricht  aber  wohl  den  Tendenzen  des  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsverbandes,  wenn  er  einen  Beschluss 
fasst,  der  einem  solchen,  dem  Wortlaute  der  gegenwärtigen 
Handelsverträge  nach  jedenfalls  möglichen  Vorgange  gegen- 
über Stellung  nimmt. 

Ich  möchte  daher  kurz  beantragen: 
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In  der  Meistbegünstigungsklausel  rücksichtlich  der 
Eisenbahntarife  soll  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  dass 
dritten  Staaten  solche  Begünstigungen  nicht  eingeräumt  wer- 
den dürfen,  durch  welche  der  geographische  Vorteü  des 
benachbarten  Wirtschaftsgebietes  beeinträchtigt  wird.  (Zu- 
stimmung.) 

Ministerialrat  Dr.  Krasny : 

Ich  habe  mir  nur  zu  einem  Punkte  der  Anträge  das 
Wort  erbeten,  der,  wie  ich  glaube,  über  jede  parteimässige 
Diskussion  erhaben  ist.  Es  w^ird  nämlich  in  Punkt  5  der 
Wunsch  ausgesprochen,  dass  vor  dem  Abschluss  neuer  Ver- 
träge zwischen  den  mitteleuropäischen  Staaten  eine  Verein- 
heitlichung der  in  den  eisenbahntarifarischen  Abmachungen 
gebräuchlichen  Begriffsbestimmungen  erwogen  werden  sollte 
(z.  B.  „direkte  Tarife",  „direkte  Abfertigung",  „Zeit  und  Art 
der  Abfertigung",  „gebrochene  Abfertigung",  „Lokal-  und 
Verbandstarife"). 

Ich  halte  diesen  Punkt  für  ausserordentlich  wichtig. 
Denn  eine  der  grössten  Schwierigkeiten  bei  internationalen 
Vereinbarungen  und  auch  bei  der  praktischen  Auslegung 
und  Anwendung  solcher  Vereinbarungen  besteht  darin,  dass 
oft  dasselbe  Wort  für  die  verschiedensten  Begriffe  gebraucht 
wird  und  dass  oft  Begriffe  unter  den  verschiedensten  Namen 
in  diese  Vereinbarungen  hineingezwängt  werden.  Ich  kann 
auf  Erfahrungen  aus  einem  anderen  Gebiet  meiner  Tätigkeit 
hinweisen.  In  technischen  Kreisen  hat  das  Streben  nach 
Vereinheithchung  der  Begriffe  und  Ausdrücke  und  bereits 
eine  ganz  ausserordenthche  Ausbreitung  und  einen  ausser- 
ordentlichen Erfolg  aufzuweisen.  Speziell  in  der  Elektro- 
technik bestehen  internationale  Organisationen,  die  den 
Zweck  haben,  die  dort  gebräuchlichen  Ausdrücke  ganz  ein- 
heitlich und  zwar  nicht  nur  für  ein  engeres  Gebiet,  sondern 
für  die  ganze  Welt  festzulegen,  z.  B.  den  Begriff  elektrische 
Leistung,  elektrische  Arbeit,  Gefälle,  mittlere  Wassermenge, 
den  Begriff  des  Kilowatts  (Grosspferd)  und  aller  anderen 
elektrischen  Masseinheiten  usw.  Früher  gab  es  ganz  ver- 
schiedene Masse  mit  derselben  Bezeichnung.  Bald  wird  aber 
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in  dieser  Beziehung  volle  Einheitlichkeit  herrschen.  Ich 
hielt  es  für  ausserordentlich  wertvoll,  wenn  die  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  diesem  Gebiete  ihre  Auf- 
merksamkeit zuwenden  und  etwa  durch  Einsetzung  einer 
Kommission  nach  dem  Vorbilde  der  Internationalen  Elektri- 
schen Kommission  die  Bestrebungen  nach  Vereinheitlichung 
der  Internationalen  wirtschaftspolitischen  Nomenklatur  unter- 
stützen würden.  Die  Kommission  hätte  Vorschläge  zu  erstatten, 
die  dann,  wie  dies  bei  den  gleichartigen  Einrichtungen  der 
Techniker  geschieht,  in  den  Zeitschriften  veröffentlicht  und 
der  allgemeinen  Diskussion  zugänglich  gemacht  werden 
sollen,  so  dass  jedermann  zu  diesen  Vorschlägen  Stellung  neh- 
men könnte.  Wenn  dann  einmal  die  Meinungen  geklärt  sind, 
dann  wäre  die  Kommission  in  der  Lage,  einen  einheitUchen 
Beschluss  zu  fassen.  Ich  fasse  meine  Anregung  dahin 
zusammen,  dass  sich  die  Mitteleuropäische  Wirtschafts- 
vereine mit  der  Frage  der  Vereinheitlichung  der  Nomen- 
klatur und  der  Fixierung  der  in  den  internationalen  Verein- 
barungen gebräuchlichen  wirtschaftspolitischen  Begriffe  be- 
schäftigen möge.  (Beifall.) 

Referent  Hofrat  v.  Szäjbely: 

Ich  möchte  zuerst  auf  die  Ausführungen  des  Herrn 
von  Deutsch  erwidern.  Es  ist  je  zutreffend,  dass  in  den 
die  Anträge  der  Referenten  enthaltenden  Leitsätzen  Aus- 
drücke vorkommen,  wie  z.  B.  dass  die  Eisenbahnverwaltun- 
gen „so  fortfahren  möchten",  ferner  „in  Erwägung  gezogen 
werden  können",  dann  wieder  „angebahnt  werden  können". 
Speziell  ist  dies  bei  den  Punkten  3  und  4  der  Fall.  Diese 
Anträge  sind  indessen  so  weitgehender  Natur,  dass  die 
Referenten  sich  auf  strikte  auftraggebende  Anträge  wohl 
kaum  hatten  einigen  können,  und  deshalb  ihren  Anträgen 
mehr  den  Charakter  von  Anregungen  gegeben  haben. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  gerade  den  Punkt  4  zu  bemän- 
geln und  darauf  hinzuweisen,  wie  gefährlich  es  ist,  wenn 
man  das  Verhältnis  der  Frachtsätze  zwischen  Rohprodukt 
und  Industrieprodukt  apodiktisch  verlangen  würde.  Bei  dem 
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von  Herrn  von  Deutsch  angeführten  Beispiel,  demzufolge 
bei  Entfernungen  über  200  km  für  rohes  und  bearbeitetes 
Holz  kein  Unterschied  gemacht  wird,  beweist,  dass  es  sich 
um  eine  volkswirtschaftliche  Massregel  handelt.  Man  wünscht 
eben,  dass  die  durch  die  Holzverarbeitung  erzielten  Löhne 
und  überhaupt  der  Gewinn  der  Holzverarbeitung  in  einem 
gewissen  Umkreise  den  LokaUnteressenten  verbleiben.  Erst 
bei  Frachten,  die  über  gewisse  Entfernungen  zum  Trans- 
porte gelangen,  wird  im  Frachtentarif  kein  Unterschied 
gemacht.  Wenn  nun  generell  durchgeführt  werden  sollte, 
dass  zwischen  Rohprodukt  und  Industrieprodukt  ein  tarifari- 
scher Unterschied  gemacht  werden  soll,  würde  dies  dahin 
führen,  dass  unter  Umständen  die  Verarbeitung  des  Holzes 
in  der  Gegend  selbst  nicht  mehr  möglich  wäre. 

Diese  Massregel  also  als  Ausgangspunkt  für  eine  gene- 
relle Aktion  hinzustellen,  erscheint  mir  doch  bei  den  heutigen 
volkswirtschaftlichen  Prinzipien  und  solange  Bahnen  nicht 
als  reines  Transportmittel  angesehen  werden  können,  zum 
mindesten  als  verfrüht. 

Zur  Zeit,  als  es  noch  zumeist  Privatbahnen  gab,  bestan- 
den wohl  derartige  Tarife.  Seit  aber  die  Privatbahnen  Staats- 
bahnen  geworden  sind  und  der  Staat  in  den  Bahnen  ein 
wertvolles  Mittel  zur  Ergänzung  seiner  Zollpolitik  und  zur 
Unterstützung  seiner  Volkswirtschaft  gefunden  hat,  sind  in 
der  Tarifpohtik  derartige  volkswirtschaftliche  Momente  nicht 
mehr  ausser  acht  zu  lassen.  Wenn  aber  auch  die  tari- 
farische Gleichbehaltung  der  Güter  im  Eisenbahnverkehre 
derzeit  gewissen  Beschränkungen  unterworfen  ist,  so  würde 
das  Bestreben  über  das  heutige  Mass  der  Beschränkungen 
hinauszugehen,  tiichts  anderes  bedeuten,  als  die  Aufrichtung 
einer  chinesischen  Mauer  zwischen  den  Bahnen,  Gleichwie 
aber  die  chinesische  Mauer  nicht  verhindert  hat,  dass  der 
Fortschritt  in  China  Eingang  gefunden  hat,  so  können  auch 
die  heutigen  Abschliessungstendenzen  der  Bahnen  auf  die 
Dauer  nicht  aufrecht  erhalten  bleiben.  Ich  proponiere  daher, 
dass  das,  was  heute  besteht,  weiter  ausgebaut  werde,  dass 
Vereinbarungen  getroffen  werden,  die  es  ermögUchen,  dass 
wenigstens  die  gleichen  Güter   auf  allen  mitteleuropäischen 
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Bahnen  die  gleiche  Behandlung  erfahren  und  dass  die 
Beförderungsvorteile  für  Güter  gegenseitig  gesichert  werden. 
Darum  habe  ich  die  weitergehenden  Anträge  zu  Punkt  9  und 
10  gestellt. 

Was  die  Parität  und  die  Meistbegünstigung  anbelangt, 
so  will  ich  zugeben,  dass  ich  unter  der  Meistbegünstigung 
nur  verstanden  habe,  dass,  wenn  einem  Artikel  eine  Begün- 
stigung ohne  Rücksicht  auf  Richtung  und  Verkehrswege 
gewährt  wird,  diese  Begünstigung  auch  dem  anderen  Staate 
zu  gewähren  ist.  An  eine  weiterreichende  Meistbegünstigung 
etwa  wie  im  Zollwesen  habe  ich  nicht  gedacht,  und  gewiss  auch 
keiner  der  Herren  Referenten.  Ich  konnte  daran  nicht  denken, 
weil  ja  diese  Art  der  Meistbegünstigung  im  Eisenbahnver- 
kehr allgemein  gar  nicht  durchführbar  erscheint.  Die  bahn- 
seitige  Meistbegünstigung  erstreckt  sich  nur  auf  die  gleiche 
Behandlung  der  Güter  des  einen  Vertragsstaates  auf  dem 
Gebiete  des  anderen  Vertragsstaates.  Was  nun  die  Tarif- 
hoheit des  Staates  anbelangt,  so  ist  sie  eben  vorhanden  und 
lässt  sich  heute  nicht  beseitigen,  so  lange  man  nicht  auf  den 
Zustand  zurückgreift,  dass  die  Zölle  ausreichend  sein  müssen, 
um  die  gegenseitigen  Produkte  zu  schützen,  und  die  Bahnen 
nicht  als  Kampfmittel,  als  Ergänzung  der  Zollpohtik,  sondern 
als  reine  Transportmittel  zu  betrachten  seien. 

Aber  die  Tarifhoheit  des  Staates  ist  an  und  für  sich 
kein  Hindernis  für  die  Erreichung  von  Vereinbarungen  im 
Eisenbahntarif-  und  Transportwesen  im  Wege  gegenseitiger 
Konzessionen,  wofür  ja  die  bestehenden  Bestimmungen  der 
Handelsverträge  den  besten  Beweis  liefern. 

Was  die  von  Herrn  Oberinspektor  Dr.  Schwab  ange- 
regte Frage  der  Lieferzeiten  betrifft,  so  haben  wir  in  unseren 
Anträgen  allerdings  die  Frage  der  Entschädigung  nicht  auf- 
genommen. Es  schien  mir  derzeit  viel  wichtiger,  zuerst  eine 
gekürzte  Lieferzeit  zu  erlangen;  haben  wir  diese,  dann 
können  wir  in  der  von  Herrn  Dr.  Schwab  mit  grosser  Sach- 
kenntnis vorgetragenen  Richtung  weiterschreiten.  Wenn  wir 
kürzere  Lieferfrist  und  grössere  Entschädigung  auf  einmal 
verlangen,  dann  fürchte  ich,  bekommen  wir  gar  nichts. 
Daher  habe  ich  mich  in  meinen   Anträgen  mit  etwas  Gerin- 
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gerem  begnügt  und  glaube,  dass  dieses  Geringere  vielleicht 
eher  zu  erreichen  sein  wird.  Ich  empfehle  nochmals  meine 
Anträge  der  Aufmerksamkeit  der  geehrten  Versammlung. 
(Zustimmung.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Wir  haben  die  Beratung  beendet  und  kommen  nun  zur 
Beschlussfassung. 

Die  Leitsätze  1,  2  und  3  werden  angenommen?  (Zu- 
stimmung.) 

Gegen  den  Leitsatz  4  hat  Herr  Hofrat  Szäjbely  Bedenken 
geäussert. 

Referent  Hofrat  von  Szäjbely: 

Ich  habe  beantragt,  den  Passus  betreffend  die  Ermäch- 
tigung an  die  Eisenbahnen,  Verhandlungen  einleiten  zu  kön- 
nen, wegzulassen,  da  eine  solche  überflüssig  ist,  hinwieder 
positiv  auszusprechen,  dass  sie  Verhandlungen  einleiten 
müssen,  nicht  am  Platze  wäre.  Eine  solche  Bestimmung 
möchte  ich  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  in  der 
Warenklassifikation  für  gefährlich  halten. 

Referent  Regierungsrat  Meyer: 

Es  soll  bloss  die  Möglichkeit  hiezu  vorgesehen  werden, 
daher  könnte  Punkt  4  ebenfalls  angenommen  werden. 

Referent  Kaiserl.  Rat  Freud: 

Ich  bin  für  die  Annahme  des  Punktes  4,  da  er  sich 
aus  späteren  Punkten  erklärt.  Wenn  ^vir  diesen  Punkt  strei- 
chen, dann  haben  wir  den  Weg  für  das  Folgende  frei.  Wir 
sagen,  dass  die  Parität  zum  Teil  abgelehnt  wird.  Da  zeigt 
sich  nun  ein  neuer  Weg,  den  wir  in  Punkt  4  einvernehm- 
lich angedeutet  haben. 

Wenn  ich  recht  verstanden  habe,  so  hat  Herr  Hofrat 
von  Szäjbely  keine  sachlichen  Bedenken,  sondern  meint 
bloss,  dass  der  fragliche  Passus  überflüssig  sei.  Vielleicht 
könnte  der  Herr  Hofrat  sein  Bedenken  fallen  lassen ! 
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Referent  Hofrat  von  Szäjbely : 

Sachliche  Bedenken  kann  ich  nur  dort  vorbringen,  wo 
ich  die  entsprechenden  Voraussetzungen  kenne.  Im  gegen- 
wärtigen Falle  kenne  ich  aber  die  Voraussetzungen  nicht, 
von  welchen  Herr  Kaiserl.  Rat  Freud  ausgegangen  ist. 
Wenn  es  sich  z.  B.  um  Getreide  und  Mehl  handeln  soUte, 
so  glaube  ich  bestimmt  sagen  zu  können,  dass  Ungarn, 
so  lange  es  sich  dagegen  wehren  kann,  einer  Änderung 
der  bestehenden  Warenklassifikation  zu  Ungunsten  von 
Mehl  nicht  zustimmen  wird.  Darum  halte  ich  diese  Be- 
stimmung für  überflüssig.  Sobald  sich  eine  Bahnverwal- 
tung darauf  wird  berufen  können,  dass  man  sich  in 
Verhandlungen  einlassen  könne,  werden  4  oder  5  Personen 
jahrelang  mit  Hinundherschreibereien  beschäftigt  werden, 
aber  zu  einem  Resultat  wird  man  nicht  kommen.  Uns  liegt 
Getreide  und  Mehl  sehr  am  Herzen,  den  Herren  in  Öster- 
reich oder  Deutschland  werden  wieder  andere  Artikel  am 
Herzen  liegen.  Keiner  wird  nachgeben  und  so  ist  auf  diesem 
Wege  nichts  zu  erreichen.  Das  wäre  nur  möglich  auf  dem 
Wege  einer  Revision  der  Warenklassifikation,  welches  Thema 
aber  über  den  Rahmen  der  heutigen  Verhandlung  hinausgeht. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 
Herr  Hofrat   Szäjbely   hat   also   nicht   ein  juristisches, 
sondern  nur  praktische  Bedenken. 

Referent  Professor  De  Leener  (französisch): 
Ich   habe  keine   sachlichen   Bedenken   gegen   Punkt  4 
und   meine   bloss,   dass   diesem    Leitsatze    keine   praktische 
Tragweite  zugemessen  werden  kann. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 
Zu  den  Punkten  5— 8  wurden  keine  Einwendungen  erhoben. 
Wir  kommen  nun  zum  wichtigsten  Punkte,  betreffend 
die  Paritätsklausel.  Hiezu  Hegen  Anträge  vom  Herrn  Kaiserl. 
Rat  Freud,  von  den  deutschen  Herren  und  von  Herrn  Hofrat 
Szäjbely  vor.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  Anregung.  Die 
Durchführung  der  Paritätsklausel  wird  Sache  der  Verein- 
barung   bei    der    Ahschliessung    der    Verträge    sein,  Prin- 
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zipiell  ist  man  aber  für  eine  einheitliche  Durchführung  der 
Parität  und  der  Meistbegünstigung.  Da  besteht  wohl  kein 
Widerspruch. 

Referent  Kaiserl.  Rat  Freud  : 

Mein  Antrag  ist  der  weitestgehende,  weil  ich  sagte: 
„nur  nach  jedesmaliger  Prüfung".  Ich  beziehe  mich  nicht 
bloss  auf  das  Verhältnis  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Deutschland,  sondern  auch  auf  das  Verhältnis  z.  B.  zwischen 
Belgien  und  Deutschland.  Nach  meiner  Ansicht  ist  eine 
besondere  Prüfung  der  eigentümlichen  Verhältnisse  zwischen 
den  zwei  bestimmten  Staaten  erforderlich.  Von  vornherein 
soll  die  Parität  nicht  als  erforderlich  angesehen  werden.  Ich 
lehne  die  Parität  und  die  Meistbegünstigung  nicht  ab,  son- 
dern bloss  in  der  generellen  Form,  wie  sie  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Handelsverträgen  festgesetzt  ist. 

Nur  der  Standpunkt  des  Herrn  Hofrates  K.  Szäjbely 
unterscheidet  sich  von  dem  meinigen  wesentlich.  Der  Herr 
Hofrat  ist  für  eine  Befreiung  der  Paritätsklausel  von  allen 
Schranken.  Vorhin  sagte  er,  im  Falle  des  Holzes  müssten 
wir  die  Interessen  der  Industrie  fördern  und  alles  tun,  was 
den  heimischen  Interessen  entspricht.  Der  Herr  Hofrat  hat 
aber  selbst  gesagt,  dass  eben  die  Parität  von  Beschränkungen 
jeder  Art  befreit  werden  müsse.  Damit  würden  sie  aber  ein 
Argument  zur  Förderung  ihrer  Schutzpolitik  wieder  aus  der 
Hand  geben.  Da  sind  wir  aber  vorsichtiger,  indem  wir 
sagen,  dass  es  keine  prinzipielle  Ausschliessung  der  einen 
oder  anderen  Vertragsform  gibt.  Wir  gewähren  nur  keine 
Parität  ohne  eingehende  Untersuchung  der  Verhältnisse.  Das 
ist  der  einzige  Punkt,  der  die  Dauer  der  Verhandlungen 
verlängern  könnte. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 
Vielleicht  könnten  wir  die  Worte  einschalten :  womöglich ! 

Referent  Regierungsrat  Mayer : 

Das  dürfte  auf  praktische  Schwierigkeiten  stossen.  Wenn 
beispielweise  eine  Frachtermässigung  für  Holz  aus  Ostpreus- 
sen  nach  dem  Westen  sich  aus  bestimmten  Gründen  als  nötig 
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erwiese,  während  dies  von  Schlesien,  Thüringen  u.  s.  w.  nicht 
der  Fall  ist,  so  wäre  man  bei  dem  vorgeschlagenen  Wort- 
laute gezwungen,  sie  dem  Holz  des  —  nehmen  wir  an,  in 
ganz  anderer  Richtung  liegenden  —  Auslandes  zu  gewähren. 
Das  dürfte  zu  berechtigten  Beschwerden  des  Auslandes  führen. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Unbeschränkte  Parität  würde  also  nicht  bestehen.  Dir 
Standpunkt  steht  also  in  der  Mitte.  Wenn  wir  annehmen,  was 
der  Herr  Kaiserl.  Rat  Freud  beantragt,  so  bedeutet  das  einen 
Rückschritt  gegenüber  dem,  was  jetzt  im  deutschen  Vertrag 
festgesetzt  ist.  Unsere  Absicht  ist  aber  eine  Annäherung  in 
der  Parität  und  Meistbegünstigung  herbeizuführen.  Folglich 
können  wir  nicht  für  einen  Rückschritt  sein,  der  weniger 
bietet,  als  es  dem  gegenwärtigen  Zustand  erspricht.  (Zustim- 
mung.) Wir  müssen  den  deutschen  Standpunkt  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen  und  den  könnte  auch  der  Herr  Kaiserl. 
Rat  annehmen. 

Referent  Kaiserl.  Rat  Freud: 

Wenn  Exzellenz  der  Anschauung  sind,  dass  mein  Antrag 
einen  Rückschritt  bedeutet,  dann  kann  ich  mich  dieser 
Anschauung  nicht  anschliessen.  Ich  wäre  vielmehr  der  Mei- 
nung, dass  wir  vielleicht  doch  zu  viel  weitergehenden  Ver- 
einbarungen kommen,  als  es  heute  der  Fall  ist. 

Referent  Hofrat  von  Szäjbely: 

Wir  könnten  es  also  so  machen,  dass  wir  die  Parität 
von  Beschränkungen  jeder  Art  „möglichst"  befreien.  Der 
Antrag  des  Herrn  Regierungsrates  Mayer  schliesst  das  nicht 
aus,  was  Herr  Kaiserl.  Rat  Freud  beantragt  hat. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Sagen  wir,  dass  für  den  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Österreich  und  Ungarn  die  jetzt  geltende  Paritäts- 
klausel mindestens  im  bisherigen  Umfange  aufrecht  zu  erhalten 
sei,  dass  aber  dahingestrebt  werden  müsse,  das  Zugestand" 
nis  der  Parität  von  Beschränkungen  jeder  Art  zu  befreien- 
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Ministerialrat  Dr.  Krasny: 

Wenn  es  nicht  im  konkreten  Falle  mit  den  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Tendenzen  im  Widerspruch  steht! 

Referent  Hofrat  von  Szäjbely : 

Eine  Parität,  über  deren  Anwendung  oder  Nichtanwen- 
dung von  Fall  zu  Fall  verhandelt  werden  soll,  ist  meiner 
Ansicht  nach  gar  keine  Parität  mehr.  Man  kann  höchstens 
über  das  Fallenlassen  von  Beschränkungen  verhandeln. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 

Das  Zugeständnis  der  Parität  wäre  also  von  Beschrän- 
kungen jeder  Art  nach  Möglichkeit  zu  befreien.  (Zustim- 
mung.) 

Ich  glaube  also,  konstatieren  zu  können,  dass  die  Mit- 
glieder des  österreichischen  Vereines  die  Propositionen  des 
Herrn  Dr.  Frej^mark  und  des  Herrn  Regierungsrates  Meyer, 
ebenso  auch  die  Proposition  des  Herrn  Hofrates  Szäjbely 
nicht  annehmen.  Die  Herren  aus  Deutschland  beharren 
auf  ihrer  eigenen  Proposition  und  die  Herren  aus  Belgien 
auch. 

Referent  Professor  De  Leener : 

Ich  möchte  wünschen,  dass  man  für  Belgien  dasselbe 
sagt  wie  für  den  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Österreich  und  Ungarn.  Es  wäre  besonders  auch  für  das 
Verhältnis  zwischen  Belgien  und  Deutschland  nützlich. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Die  Propositionen  des  Herrn  Hofrates  Szäjbely  nehmen 
auch  die  deutschen  Herren  nicht  an. 

Ich  kann  also  nur  konstatieren,  dass  hier  eine  Einigung 
nicht  zustande  kommt. 

Bezüglich  der  Meistbegünstigung  gut  dasselbe.  Wir 
nehmen  also  nur  die  Punkte  1—8  an.  Bezüglich  der  Punkte 
9  ud  10  ist  keine  Vereinbarung  zustande  gekommen.  Hiemit 
ist  dieser  Gegenstand  erledigt. 

Wir  kommen  nun  zu  Punkt  IV  der  Tagesordnung : 
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Vereinheitlichung  der  für  Erwerbs  vereine 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  insbe- 
sondere derjenigen  für  die  Gesellschaften 
mit  beschränkten  Haftung. 

Referent  Professor  Dr.  Lehmann: 

Die  Leitsätze/  welche  ich  als  Referent  für  Deutschland 
zu  vertreten  die  Ehre  habe,  sind  ursprünglich  durch  Ver- 
einbarung zwischen  den  Herren  Geheimrat  Riesser,  Exzel- 
lenz Klein  und  Dr.  Engel  im  wesentlichen  festgelegt  wor- 
den. Erst  vor  kurzem  ist  an  mich  infolge  Verhinderung  des 
Herrn  Riesser  die  ehrenvolle  Aufforderung  herangetreten, 
an  seine  Stelle  zu  treten,  welcher  Aufforderung  ich  mich 
nicht  entziehen  zu  können  glaubte.  Ich  habe  nur  Einzelnes 
an  den  Leitsätzen  geändert.  Das  Hauptverdienst  an  den  Leit- 
sätzen gebührt  also  Herrn  Geheimrat  Riesser. 

Der  deutsche  Referent,  wurde  mir  von  verschiedenen 
Seiten  betont,  hat  es  in  dieser  Materie  verhältnismässig  leicht, 
denn  Deutschland  sei,  sagt  man,  hier  vorbildlich,  es  sei  schon 
zum  Ziele  gelangt.  Österreich  und  Ungarn  strebten  erst  dem 
Ziele  zu.  Deutschland  sei  der  gewährende,  Österreich  und 
Ungarn  seien  der  nehmende  Teil.  Ich  will  die  Richtigkeit 
dieser  Wendungen  nicht  ganz  in  Abrede  stellen.  Aber  es 
wäre  chauvinistisch  und  übertrieben,  wollte  man  diese  Tat- 
sache auf  die  Vorzüglichkeit  der  deutschen  Gesetzgebung 
auf  ihre  besonders  gute  Technik  allein  zurückführen.  Die 
Dinge  liegen  vielmehr  gänzlich  anders. 

Unser  Reich  hat  nach  vielen  inneren  Wirren,  Kämpfen 
und  Missgriffen  eine  beispiellose  kommerzielle  Entwicklung 
durchgemacht.  Hiebei  sind  eine  Reihe  Bedürfnisse  und 
Fragen  aufgetaucht,  auf  die  der  deutsche  Gesetzgeber  nolens 
volens  Antwort  geben  musste.  Es  sind  Notgesetze  entstanden 
und  aus  der  Zeiten  Not  haben  sich  dann  Neuerungen  von 
dauerndem  Wert  entwicklelt,  die  nun  als  Vorbild  anderen 
Völkern  gelten.  Aus  der  Not  ist  eine  Tugend  geworden. 

Österreich  und  Ungarn  haben  eine  langsamere  Ent- 
wicklung   zu    verzeichnen.    Sobald    aber    auch   für   sie   die 

'  S.  die  Einleitung,  in  welcher  die  Leitsätze  abgedruckt  sind. 
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Stunde  schlagen  wird,  sobald  sich  für  sie  der  Zwang 
ergeben  wird,  dem  deutschen  Gesetzgeber  nachzueifern, 
werden  sie  —  davon  bin  ich  überzeugt  —  es  nicht  bloss 
ebensogut  wie  der  deutsche  Gesetzgeber  machen,  sondern 
noch  besser.  Das  Gesetz  über  die  Gesellschaften  m.  b.  H. 
zeigt,  wie  man  über  Deutschland  hinaus  zu  einem  noch 
besseren  Resultate  kommen  kann.  Und  so  hege  ich  die 
Hoffnung  nicht  bloss,  sondern  auch  dies  ichere  Erwartung,  dass 
Sie  in  Österreich  und  Ungarn,  bei  der  grossen  Zahl  ihrer 
refflichen  Juritsten,  wenn  die  Zeit  kommt,  in  all  diesen 
Materien  uns  nicht  bloss  erreichen,  sondern  auch  überflügeln 
werden. 

Bezüglich  der  BegründungderLeitsätze  kann  ich 
mich  zum  grössten  Teile  kurz  fassen.  Die  Leitsätze  1,  3,  5 
und  6  werden  von  mir   mit  zwei  Worten  erledigt  werden. 

Was  Leitsatz  1  betrifft,  so  ist  das  Recht  der  offenen 
Handelsgesellschaft  und  der  Kommanditgesell- 
schaft in  unserem  ausgezeichneten  alten  H.  G.  B.  beinahe 
erschöpfend  geregelt.  Es  sind  alte,  aus  dem  Mittelalter  über- 
nommene Typen,  die  eine  ganz  vorzügliche  Ordnung  erfahren 
haben  und  das  ungarische  Handelsgesetzbuch  von  1875 
hat  diese  Abschnitte  des  A.  D.  H.  G.  B.  bereits  zum  grössten 
Teile  übernommen.  Das  neue  deutsche  H.  G.  B.  hat  einige, 
zum  Teil  recht  beifallswürdige  Neuerungen  eingeführt,  sie 
sind  aber  nur  von  sekundärer  Bedeutung  und  es  wird  bei 
einer  etwaigen  Revision  des  österreichischen  und  ungarischen 
Handelsrechts  sich  Gelegenheit  finden,  zu  ihnen  Stellung  zu 
nehmen. 

Leitsatz  3  bezieht  sich  auf  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien.  Diese  Gesellschaft  ist  eine  Rechts- 
gestaltung, die  sowohl  Deutschland  wie  Österreich  besitzt, 
aber  bei  uns  ist  sie  wenig  praktisch.  Es  gibt  einige  alte 
Institute,  die  nach  französischem  Vorbilde  in  ihre  Form 
sich  gekleidet  haben.  Heute  macht  man  kaum  noch  davon 
Gebrauch  und  wenn  Ungarn  diese  Form  nicht  aufgenommen 
hat,  so  hat  es  damit  nichts  verloren.  Es  besteht  kein  Grund, 
diese  Form  Ungarn  zu  oktroyieren. 

Was  Punkt  5  betrifft,  so  haben  wir  ein  sehr  gutes  Gut- 
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achten  eines  ungarischen  Herrn/  Avelches  zeigt,  dass  die 
Genossenschaften  in  der  Tat  bezüglich  ihrer  Verfassung  in 
den  drei  Ländern  sich  nicht  sehr  unterscheiden.  Trotzdem 
ist  der  Leitsatz  5  zu  billigen.  Die  Genossenschaft  ist  keine 
Erwerbsgesellschaft,  sondern  eine  Art  Versicherungsverein 
auf  Gegenseitigkeit,  der  meist  nicht  egoistische,  sondern 
altruistische  Zwecke  verfolgt.  Sie  will  die  einzelnen  Mit- 
glieder gegen  Gefahren  im  Kampfe  ums  Dasein  sichern. 
Diese  Gestaltung  hängt  mit  dem  Milieu  des  einen  Landes, 
ja  Landesteils  zusammen,  sie  wirkt  nur  in  engeren  Kreisen. 
Weshalb  soll  sie  sich  nach  einem  schematischen  Weltrechte 
richten?  Es  ist  auch  von  Seiten  der  Genossenschaften  kein 
Wunsch  nach  einer  internationalen  Regelung  des  Genossen- 
schaftsrechtes  laut  geworden.  Professor  Crüger  in  Berlin  hatsich 
wie  mir  mitgeteilt  wird,  direkt  gegen  eine  derartige  Uniformie- 
rung ausgesprochen.  Lassen  wir  also  die  Dinge,  wie  sie  sind. 

Was  die  Gewerkschaft  betrifft,  so  ist  es  allerdings 
richtig,  dass  es  sich  hier  ^um  eine  ausgeprägt  kommerzielle 
Form  handelt.  Die  Gewerkschaftsanteile  werden  an  der  Börse 
gehandelt.  Nach  deutschem  Recht  ist  die  Gewerkschaft  auch 
Kaufmann.  Es  besteht  also  alle  Ursache,  ein  einheitliches 
Recht  der  Gewerkschaften  zu  schaffen,  es  fehlt  aber  am 
Notwendigsten,  nämlich  daran,  dass  jedes  der  drei  Reiche 
bereits^ein  einheitliches  Gewerkschaftsrecht  besitzt.  In  Deutsch- 
land gehört  das  Bergrecht  noch  zu  den  dem  Landesrecht 
vorbehaltenen  Materien  und  es  lässt  sich  auch  gar  nicht 
absehen,  wann  die  Stunde  für  ein  Reichsbergrecht  schlagen 
wird.  Solange  das  grösste  der  drei  Reiche  diese  Materie 
aber  auch  nicht  kodifiziert  hat,  haben  wir  keinen  Grund, 
eine  generelle  Regelung  für  die  drei  Reiche  anzustreben. 

Es  bleibt  somit  nur  die  zweite  und  vierte  These,  auf 
die  ich  etwas  genauer  eingehen  möchte.  Es  handelt  sich  um 
das  Recht  der  Aktiengesellschaft  und  um  das  Recht 
der  Gesellschaft  m.  b.  H. 

Hinsichtlich  des  Rechtes  der  Aktiengesellschaft 
haben  wir  eine  stufenweise  Gliederung  in  den  drei  Reichen. 
Deutschland  ist  hier  am  weitesten  voran,   Österreich  steckt 

1  Siehe  Anhang.  Seite  589. 
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noch  im  Konzessionssystem,  Ungarn  mit  seinem  Handels- 
gesetzbuch von  1875  hat  das  Normativsystem  bereits  einge- 
führt, ohne  indessen  einen  solchen  Apparat  von  Schutzvor- 
schriften zu  besitzen,  wie  Deutschland. 

Unser  Rechtszustand  beruht  auf  dem  Gesetze  von  1884, 
das  nur  in  gewissen  Einzelheiten  durch  das  neue  H.  G.  B. 
ausgebaut  wurde.  Die  2.  Aktiennovelle  von  1884  ist  eines 
der  merkwürdigsten  Gesetze  des  19.  Jahrhunderts.  Unschön 
im  Äussern,  entbehrend  jeder  Rechtseleganz,  von  drakoni- 
scher Härte  und  Strenge,  atmet  sie  Misstrauen  gegenüber 
der  Aktiengesellschaft.  Und  doch,  wie  eine  strenge  Erziehung 
für  manchen  ungeratenen  Sohn  ausserordentlich  gut  ist,  so 
hat  auch  dieses  strenge  Gesetz  die  Aktiengesellschaft  augen- 
scheinlich gehoben. 

Die  Aktiengesellschaft  hat  sich  unter  der  Herrschaft 
dieses  Gesetzes  ausserordentlich  entwickelt.  Wichtig  ist  vor 
Allem,  dass  sie  sich  nicht  nur  verhältnismässig  ruhig  ent- 
wickelt hat,  sondern  dass  sich  auch  das  Urteil  über  sie  bei 
uns  geändert  hat.  Mein  berühmter  Göttinger  Kollege  Ihering 
hat  den  Bannstrahl  gegen  diese  Gesellschaft  seinerzeit  ge- 
schleudert, aber  heute  liegen  die  Verhältnisse  anders.  Man 
begreift  mehr  und  mehr,  dass  ein  grosser  Teil  unseres 
Nationalreichtums  in  den  grossen  Tresors  der  Aktiengesell- 
schaft ruht,  und  dass  nur  dafür  zu  sorgen  ist,  dass  eine 
solche  GeseUschaft  sohde  geleitet  wird.  Das  Misstrauen  gegen 
die  Aktiengesellschaften  hat  merkhch  nachgelassen,  sie  er- 
scheinen nicht  mehr  als  diabolisches  Werk,  sondern  als 
notwendige  Erscheinungen  eines  Zeitalters  der  grossen  Er- 
findungen und  Entdeckungen,  der  Weltindustrie  und  des 
Welthandels.  In  dieser  Hinsicht  können  wir  mit  der  zweiten 
Aktiennovelle  von  1884  zufrieden  sein. 

Als  vor  zwei  Jahren  auf  dem  Juristentag  in  Wien  die 
Frage  aufgeworfen  wurde,  ob  Österreich  zum  deutschen 
Aktienrecht  übergehen  solle,  wurde  sie  prinzipiell  bejaht. 
Tatsächlich  hat  in  Österreich  das  Aktienregulativ  einen  Teil 
der  Sätze  der  2.  Aktiennovelle  bereits  durchgeführt. 

Die  zweite  Aktiennovelle  ist  natürlich  Menschenwerk 
und    alles    Menschenwerk    ist    Stückwerk.    Manches    könnte 
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besser  gemacht  werden,  manches  schiesst  über  das  Ziel. 
Wenn  Österreich  und  Ungarn  sich  entschhessen,  sich  dem 
deutschen  Aktienrecht  anzupassen,  so  haben  sie  eine  grosse, 
lohnende  Aufgabe.  Scharfsinnige  Juristen  und  Gesetzgeber 
in  Österreich  und  Ungarn  mögen  sich  dann  die  Köpfe  zer- 
brechen, wie  sie  über  unser  Gesetz  hinaus  ein  besseres 
Resultat  erzielen.  Im  Ganzen  sind  wir  mit  den  Vorschriften 
über  die  Gründung,  über  die  Publizität,  über  das  Anfech- 
tungsrecht von  Beschlüssen  der  Generalversammlung,  über 
die  Minderheitsrechte  usw.  zufrieden. 

Soll  man  grössere  reformbedürftige  Punkte  hervor- 
heben, so  wäre  vor  Allem  nötig  die  Einführung  einer 
Prüfung  durch  unabhängige  Revisoren  nach  engh- 
schem  Muster.  Die  schwierige  Aufsichtsratsfrage  beschäftigt 
in  Deutschland  Literatur  und  Gesetzgebung  ja  seit  10  Jahren, 
sie  ist  aber  immer  noch  nicht  erledigt.  Sie  bleibt  nach  wie 
vor  ein  kritischer  Punkt  des  Aktienrechtes.  Der  letzte  Wiener 
Juristentag  hat  sich  hier  entschlossen,  energischer  vorzu- 
gehen. Es  soll  einer  verhältnismässigen  Minderheit  der 
Aktionäre  —  nicht  einer  ganz  kleinen  Minderheit  —  das 
Recht  eingeräumt  werden,  im  Aufsichtsrat  eine  gewisse  Ver- 
tretung zu  erlangen.  Einer  gewissen  Minderheit  innerhalb 
des  Aufsichtsrates  soll  ein  selbständiges  Prüfungsrecht  ein- 
geräumt werden,  sie  braucht  nicht  den  Beschluss  des  Auf- 
sichtsrates in  toto  abzuwarten.  Beide  Anregungen  sind  sehr 
erwägungswert.  Es  geht  nicht  an,  dass  sich  der  Aufsichtsrat 
hinter  einer  noch  so  geringfügigen  Mehrheit  verschanzt,  es 
müssen  einer  ansehnlichen  Minderheit  auch  Rechte  im  Auf- 
sichtsrat eingeräumt  werden.  Der  Aufsichtsrat  tritt  anderer- 
seits jetzt  nur  als  Kollegium  auf  und  wenn  drei  gegen  drei 
sind,  kann  nichts  gemacht  werden.  Eine  gewisse  IVIinderheit 
muss  das  Recht  haben,  selbständig  den  Geschäftsgang  zu  prüfen. 

Ein  anderer  reformbedürftiger  Punkt,  der  zwar  bureau- 
kratischer  Art  zu  sein  scheint,  aber  sehr  wichtig  ist,  ist  fol- 
gender :  Ich  möchte  dafür  eintreten,  dass  eine  Zentrali- 
sierung des  Handelsregisters  geschaffen  werde. 
Das  Handelsregister  spielt  im  Aktienrecht  eine  enorm  wich- 
tige Rolle  infolge  des  Prinzipes  der  Publizität. 
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Bei  uns  in  Deutschland  ist  bei  jedem  kleinen  Gericht 
auch  das  Register  über  Aktiengesellschaften  zu  führen. 
Bedenken  Sie  nun,  dass  ein  junger  Amtsrichter  Vormund- 
schaftsrichter, Prozessrichter,  Schöffenrichter  und  anderer 
ist  und  sich  dann  mit  schwierigen  Aktienrechtsfragen  befassen 
soll,  so  erscheint  diese  Dezentraüsierung  des  Registerwesens 
leicht  unzweckmässig.  Hätten  wir  eine  Zentralbehörde,  dann 
hätten  wir  einen  Stab  geschulter  Juristen,  die  sich  ganz 
speziell  mit  diesen  Fragen  befassen  und  Einblick  in  das 
Wesen  der  Aktiengesellschaft  erlangen,  die  Schattenseiten 
und  Vorzüge  der  A.-G.  würdigen  lernen,  die  dann  später  ins 
Ministerium  kommen,  eine  Menge  Erfahrungen  sammeln 
könnten  und  so  eine  Aufsichtsbehörde  im  Sinne  des  Normativ- 
systems darstellen  würden.  Dann  könnte  auch  bei  ein- 
tretenden Misständen  leichter  eine  Sanierung  des  Aktien- 
rechtes eintreten. 

Geheimer  Justizrat  Simon  in  BerHn,  ein  berühmter 
Specialist  im  Gebiete  des  Aktienrechtes,  hat  neulich  sich  in 
einem  Beitrag  für  den  von  mir  längst  gemachten  Vorschlag 
erklärt,  wie  dieser  Vorschlag  in  England,  Schweden  usw. 
bereits  durchgeführt  ist.  Dadurch  könnte  der  Übergang  zum 
Normativsystem  in  jenen  Ländern,  die  zu  diesem  System 
übergehen  wollen,  erleichtert  werden,  zumal  in  Österreich. 
Ich  will  mich  meine  Herren  im  Übrigen  auf  Einzelheiten  bezüg- 
lich einer  Revision  des  deutschen  Aktienrechtes  hier  nicht  ein- 
lassen, dem  reicht  die  knappe  Zeit  nicht,  Sie  finden  in  den  Be- 
richten des  Wiener  Juristentages  reiches  Material   darüber. 

Ich  will  vielmehr  zur  Gesellschaft  mitbeschränk- 
ter Haftung  übergehen.  Dieser  Punkt  is  der  kritischeste 
meines  Vortrages. 

Die  Gesellschaft  m.  b.  H.  ist  in  Deutschland  durch  das 
Gesetz  von  1892,  in  Österreich  durch  das  Gesetz  von  1906 
geregelt.  Wir  haben  über  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  ein  aus- 
gezeichnetes Gutachten  von  Justizrat  Hachenburg,^  einem 
unserer  tüchtigsten  praktischen  Juristen,  dessen  Lektüre  ich 
den  Herren  dringend  empfehle.  Dieses  Gutachten  enthält 
nicht   bloss   eine  lichtvolle    Darstellung    des    Pro    und   des 

*  S.  Anhang.  Seite  427. 
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Kontra  mit  Bezug  auf  diese  Gestaltung,  sondern  auch  eine 
Menge  statistisches  Material.  Deutschland  hatte  1912  an  24,000 
Gesellschaften  m.  b.  H.  —  eine  enorme  Zahl!  Als  man  das 
Gesetz  von  1892  schuf,  machten  sich  zwei  Strömungen  gel- 
tend. Die  eine,  vertreten  durch  den  Abgeordneten  Kamma- 
cher, wollte  diese  Gesellschaft  als  reine  Aktiengesellschaft 
aufbauen,  die  andere,  vertreten  durch  Oechelhäuser,  wollte 
eine  Art  offene  Handelsgesellschaft,  aber  mit  beschränkter 
Haftung.  Man  hat  sich  an  die  erstere,  kapitalistische  Auffas- 
sung angelehnt,  aber  in  §  3  des  Gesetzes  die  Möglichkeit 
gewahrt,  die  andere  individualistische  Form  durchzuführen, 
in  dem  bestimmt  wurde,  dass  den  Gesellschaftern  neben  der 
Kapitalsleistung  auch  andere  Leistungen  auferlegt  werden 
können.  Wie  Hachenburg  in  seinem  Gutachten  zeigt,  ist  der 
§  3  von  der  grössten  Bedeutung  geworden.  Es  hat  sich  ge- 
zeigt, dass  die  Kapitalsleistung  sogar  zur  Nebenleistung  ge- 
worden ist.  Das  wichtigste  Fazit  war,  dass  die  Gesellschaft 
m.  b.  H.  nicht  bloss  der  Aktiengesellschaft,  sondern  noch 
mehr  der  offenen  Handelsgesellschaft  erhebliche  Konkurrenz 
bereitete,  was  bereits  Geheimrat  Goldschmidt,  mein  berühm- 
ter Lehrer,  seiner  Zeit  vorausgesagt  hatte. 

Ist  nun  diese  Tatsache  ein  Glück  oder  ein  Unglück? 
Zunächst  würde  man  sagen,  es  sei  ein  Unglück,  indem  an 
die  Stelle  der  unbeschränkter  Haftung  die  beschränkte  Haf- 
tung getreten  ist.  Indessen  könnte  man  mit  Recht  darauf 
hinweisen,  dass  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  wenigstens  ein 
Stammkapital  von  20,000  Mark  besitzen  muss,  während  die 
offene  Handelsgesellschaft  mit  Nichts  anfangen  und  wirtschaf- 
ten kann.  Wo  aber  nichts  ist,  hat  der  Kaiser  das  Recht  ver- 
loren, die  unbeschränkte  Haftung  nützt  dann  auch  nichts. 

20,000  Mark  oder  Kronen  Stammkapital  sind  noch  immer 
mehr  wert,  als  unbeschränkte  Haftung  mit  Nichts,  —  frei- 
Uch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  diese  20,000  Mark 
oder  Kronen  auch  wirklich  vorhanden  sind.  (Heiterkeit.) 

Hier  aber  ist  wiederum  die  Statistik  lehrreich.  Dr.  Ha- 
chenburg zeigt  uns,  dass  im  Jahre  1912  über  2000  Gesell- 
schaften m.  b.  H.  in  Deutschland  Uquidiert  oder  sich  in  Kon- 
kurs befunden  haben,    also    fast    107o   aller    Gesellschaften. 
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Eine  Liquidation  kann  ja  nun  allerdings  einen  natürlichen 
Grund  haben.  Eine  Gesellschaft  ist  z.  B.  für  die  Dauer  einer 
Ausstellung  errichtet ;  wenn  diese  zu  Ende  ist,  dann  liquidiert 
die  Gesellschaft.  Aber  zum  weitaus  grössten  Teile  ist  die 
Liquidation  ein  verdeckter  Ausdruck  für  Konkurs.  Man  will 
den  Konkurs  vermeiden  oder,  weil  nichts  da  ist,  lohnt  es  sich 
nicht,  den  Konkurs  zu  eröffnen.  Der  grösste  Teil  dieser  2000 
Gesellschaften  geht  in  Wahrheit  doch  in  Konkurs  und  das 
ist  nicht  gerade  sehr  erfreulich.  Beinahe  10^.  sind  also,  wie 
wü*  gesehen  haben,  in  Schwierigkeiten  geraten.  Woran  liegt 
das?  Die  Gründe  lassen  sich  nicht  leicht  aufdecken!  Es  ist 
aber  doch  auffällig,  dassdie  Hälfte  der  Gesellschaften  m.  b.  H., 
die  im  Jahre  1912  begründet  worden  sind,  mit  Sacheinlagen 
begründet  worden  w^aren.  Von  circa  4000  Gesellschaften 
waren  circa  2000  mit  Bareinlagen  und  circa  2000  mit  Sach- 
einlagen begründet  worden. 

Hier  komme  ich  zu  einem  Punkte,  wo  ich,  da  ich 
mich  auch  an  Nationalökonomen,  nicht  bloss  an  die  Juris- 
ten der  Versammlung  wenden  muss,  den  wunden  Punkt 
der  Sacheinlagen  durch  gewisse  Beispiele  erläutern  muss. 
Nehmen  wir  den  Fall,  dass  Schulz  und  Müller  eine 
Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  50,000  Mark  Stammkapital  begrün- 
den. Sie  erklären  damit  wirtschaftlich,  dass  sie  50,000  Mark 
in  die  GeseUschaftskasse  legen  wollen,  aber  im  Übrigen 
nicht  persönlich  haften  wollen,  dass  sie  das  Risiko  schlechte 
Geschäfte  zu  machen,  auf  den  Betrag  begrenzen  wollen. 
Schulz  legt  angebhch  10,000,  Müller  40,000  ein,  aber  keiner 
von  beiden  bar.  Müller  legt  ein  Grundstück,  Schulz  Patente 
ein.  Das  Grundstück  ist  aber  nur  5000,  die  Patente  auch  nur 
5000  wert.  Die  Sacheinlagen  zusammen  sind  nur  10,000  Mark 
wert,  das  Stammkapital  lautet  auf  50,000.  Somit  wurden  nicht 
50,000,  sondern  nur  10,000  eingelegt  und  das  Publikum  wird 
düpiert,  denn  das  Publikum  meint,  die  Kreditbasis  betrage 
50,000  Mark,  in  Wahrheit  beträgt  sie  nur  10,000  Mark.  Nun 
ist  ja  nicht  nötig,  dass  MüUer  und  Schulz  absichtlich  so  vor- 
gehen. Beide  können  glauben,  dass  ihre  Einlagen  wirklich 
den  Betrag  wert  sei,  auf  den  sie  sie  schätzten.  Irren  ist  ja 
menschlich.  Jedenfalls  aber  erhält  das  Publikum  eine  Kredit- 
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basis,  die  viel  geringer  ist,  als  es  nach  der  Satzung  und  dem 
Eintrag  im  Handelsregister  annehmen  durfte.  Der  Laienver- 
stand sagt  sich  solchenfalls :  Wenn  Schulz  und  Müller  statt 
50,000  nur  10,000  eingelegt  haben,  dann  soll  jeder  soviel 
nachträglich  zulegen,  als  an  dem  von  ihm  versprochenen 
Betrage  fehlt.  Wir  haben  hiefür  in  der  Tat  eine  Stütze  in 
der  Regelung  der  Kommanditgesellschaft.  Wenn  sich  jemand 
bei  einer  Kommanditgesellschaft  als  Kommanditist  mit  50,000 
beteiligt  und  nur  eine  wirkliche  Einlage  von  10,000  macht, 
dann  muss  er  einfach  40,000  nachlegen.  So  entscheidet  unser 
Reichsgericht  für  die  Kommanditgesellschaft  ständig,  und  so 
musste  der  Laienverstand  auch  für  die  G.  m.  b.  H.  entschei- 
den. Nun  kommt  aber  die  Jurisprudenz  und  das  Gesetz.  Nach 
dem  Gesetze  ist  die  G.  m.  b.  H.  eine  juristische  Person;  sie 
ist  ein  Lebewesen  für  sich  und  haftet  den  Gläubigern  als 
juristische  Person  selbständig  und  aUein.  Der  Einleger,  das 
MitgUed  haftet  überhaupt  den  Gläubigern  der  G.  m.  b.  H. 
nicht,  nur  die  juristische  Person  könnte  sich  an  ihr  Mitglied 
halten  und  verlangen,  dass  er  den  entsprechenden  Betrag 
einlegt. 

Das  wäre  ja  an  und  für  sich  noch  nichts  Auffälliges.  Es  wäre 
nur  ein  anderer  Weg.  Es  ist  schliessUch  gleichgültig,  ob 
sich  der  Gläubiger  der  G.  m.  b.  H.  direkt  an  das  Mitglied 
hält  oder  ob  die  G.  m.  b.  H.  sich  an  ihr  Mitglied  hält  — 
wenn  dieser  eben  nur  den  Betrag  der  Einlage  voll  leistet. 
Jetzt  kommen  aber  die  Juristen  mit  einer  weiteren  bedenk- 
lichen Argumentation,  sie  lassen  das  Mitghed,  welches  die 
Sacheinlage  der  G.  m.  b.  H.  macht,  dieser  G.  m.  b.  H.  soweit 
und  nur  soweit  haften,  wie  den  Verkäufer  einer  Sache 
gegenüber  dem  Käufer,  es  wird  so  angesehen,  als  ob  der 
Sacheinleger  der  G.  m.  b.  H.  die  Sacheinlage  für  den  Prei- 
verkauft,  auf  den  er  sie  schätzt.  Wie  weit  haftet  nun  der  Vers 
kauf  er  dem  Käufer?  Nehmen  wir  an,  der  X.  verkauft  dem  Y. 
ein  Pferd !  Wenn  der  X.  dem  Y.  ein  Pferd  für  1000  Mark 
verkauft,  so  haftet  er  dafür,  dass  das  Pferd  in  das  Eigentum 
und  den  Besitz  des  Y.  übergeht,  dass  es  nicht  blind  oder 
taub  ist  oder  den  Rotz  hat,  aber  er  haftet  nicht  dafür,  dass 
das  Pferd  1000  wert  sei.   Der  Käufer  mag   sich   das    selbs. 
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Überlegen,  ob  er  1000  geben  will,  er  kann  sich,  falls  ihm 
nicht  besondere  Zusicherungen  gemacht  sind,  oder  er  nicht 
arglistig  getäuscht  ist,  nicht  beschweren,  dass  er  zu  teuer 
gekauft  hat.  Sonst  würde  jeder  Pferdehandel  aufhören.  Was 
aber  für  den  Kauf  passt,  passt  noch  nicht  für  die  Sachein- 
lage. Hier  die  Grundsätze  von  Kauf  anzuwenden,  ist  ein 
faules  Prinzip,  denn  wirtschafthch  hegt  der  FaU  ganz  anders. 
Man  erklärt  dem  Publikum  gegenüber,  soundsoviel  ein- 
zulegen, juristisch  soll  es  dagegen  der  G.  m.  b.  H.  gehören, 
aber  die  G.  m.  b.  H.  is  doch  kein  wirkhch  Fremder,  sondern 
sie  ist  das  Produkt  der  Gründer.  Diese  verkaufen  eigenthch 
an  sich;  damit  ihnen  die  Haftung  abzunehmen,  ist  ja  beinahe 
eine  Schiebung.  Hier  ist  also  ein  bedenklicher  Punkt,  der 
auch  bei  der  AktiengeseUschaft  vor  der  zweiten  NoveUe  be- 
standen hat.  Bei  der  Aktiengesellschaft  hat  diese  zweite 
Aktiennovelle  eingesetzt;  es  wurde  ein  Gründerbericht  ver- 
langt, in  welchem  die  Angemessenheit  der  Beträge  gerecht- 
fertigt werden  musste.  Ein  Revisor  hat  den  Gründerbericht 
zu  prüfen.  Gründer,  Vorstand  und  Aufsichtsrat  unterliegen 
einer  strengen  Haftung.  Bei  der  G.  m.  b.  H.  ist  rein  nichts 
da,  sie  braucht  nur  in  die  Statuten  die  Vereinbarung  der 
Sacheinlage  aufzunehmen  und  dann  ist  alles  erledigt.  Hier 
muss  der  Hebel  angesetzt  werden ;  in  welcher  Weise,  das  ist 
nicht  Sache  dieser  Versammlung.  Zur  Zeit  ist  diese  Frage 
weder  in  Deutschland  noch  in  Österreich  ordentlich  geregelt; 
in  Österreich,  wo  sonst  die  Regelung  besser  und  strenger 
ist,  ist  auch  hier  keine  befriedigende  Lösung  getroffen  worden. 
Ich  komme  zu  einem  zweiten,  nicht  unbedenklichen 
Punkte,  zur  Gesellschaft  mit  einem  Mitglied,  die  als  Massen- 
erscheinung aus  England  und  Nordamerika  herübergekom- 
men ist.  Die  Frage  ist  ja  allerdings  eine  alte.  Ich  erinnere 
mich  aus  der  Studentenzeit,  dass  wir  schon  damals  erörterten,  wie 
es  läge,  wenn  ein  Corps  nur  ein  aktives  Mitglied  besässe, 
ob  es  da  erlösche  oder  nur  in  den  Ruhestand  trete,  und  wenn 
dann  wieder  mehrere  Mitglieder  da  wären,  wieder  aufwache. 
Ebenso  haben  wir  die  Erscheinung  nicht  selten  auch  im 
Aktienwesen.  Bei  grossen  Firmen  kommt  es  vor,  dass  ein 
Mitglied  zeitweise  alle  Aktien    besitzt;    ich   nenne  z.   B.    die 
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grosse  Firma  Krupp,  oder  dass  eine  Aktiengesellschaft,  oder 
der  Staat  die  sämtlichen  Aktien  einer  A.-G.  aufkauft. 

Immerhin  sind  dies  Ausnahmeerscheinungen,  meist  auch 
von  vorübergehender  Art. 

Wie  liegt  es  nun  bei  der  G.  m.  b.  H.  ?  Hier  wird  dieses 
Ziel  planvoll  erstrebt.  Der  A.  assoziiert  sich  mit  dem  B.  und 
nimmt  ihm  sofort  dessen  Anteil  ab.  Dann  assoziiert  er  sich 
aufs  Neue  mit  dem  C.  und  macht  es  ebenso.  Ebenso  macht 
er  es  mit  dem  D.  usw.  Schliesslich  vereinigt  er  vielleicht  10 
Gesellschaften  m.  b.  H.  in  seiner  Hand  und  lenkt  alle,  wie 
z.  B.  die  Puppen  in  der  Kasperlkomödie  von  einem  dirigiert 
werden.  Die  eine  G.  m.  b.  H.  akzeptiert,  indossiert  und  giriert 
Wechsel  von  den  anderen,  während  hinter  allen  immer  nur 
A.  steht.  Die  Sache  verschachtelt  sich  immer  mehr,  die 
Gesellschaften  geben  wieder  unter  einander  eine  G.  m.  b.  H. 
ein.  Und  hinter  all'  diesen  juristischen  Lebewesen  steht 
immer  derselbe  A. 

Ein  junger  Wiener  Privatdozent,  Dr.  Pisko  hat  mit 
Recht  ausgeführt:  Wozu  dies  alles?  Lassen  wir  einfach  zu, 
dass  der  A.  unter  seinem  bürgerlichen  Namen  erklärt,  er 
wolle  nun  mit  diesem  Unternehmen  bis  20,000,  mit  jenem  bis 
30,000,  mit  einem  dritten  bis  40,000  Mark  haften,  schaffen 
wir  Einzelunternehmen  mit  b.  H.  Dann  wissen  wir  doch 
wenigstens,  dass  es  der  A.  ist,  der  hinter  Allen  steht.  Dieser 
Vorschlag  ist  scharfsinnig  ausgedacht  und  durchgeführt, 
aber  schon  die  Tatsache,  dass  er  gemacht  werden  konnte,  zeigt 
die  Abwege,  auf  die  man  gerät.  Die  beschränkte  Haftung  soll  und 
muss  eine  Ausnahmeerscheinung  bleiben.  Wir  müssen  aber  diese 
unheilvollen  Auswüchse  bekämpfen  und  müssen  zu  dem  alten 
Grundsatz  der  Korporation  zurückkehren :  tres  faciunt  coUe- 
gium!  Drei  müssen  vorhanden  sein  und  jeder  dieser  drei 
müsste  einen  nicht  allzu  kleinen  Anteil  einlegen,  nicht 
etwa  nur  500,  sondern  5000  Mark.  Die  Gesetzgebung  ist 
nicht  nur  dazu  da,  Fesseln  abzustreifen,  Erleichterungen  zu 
schaffen,  sondern  sie  muss  auch,  wo  die  Umstände  es  er- 
heischen, Fesseln  anlegen. 

Wenn  ich  gewissen  Bedenken  meinen  Ausdruck  gegeben 
habe,  will  ich  nicht  den  Herren  aus  Ungarn  ein  Schreckbild  vor- 
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malen.  Die  G.  m.  b,  H.  ist  ja  ein  durchaus  eingebürgertes 
Institut.  Wenn  in  dem  häufigen  Auftreten  dieser  Form  ein 
Zeichen  der  Bewährung  erblickt  werden  kann,  dann  hat  sie 
sich  auch  bewährt.  Aber  es  ist  nur  die  solide  G.  m.  b.  H. 
zu  schützen.  Diese  aber  ist,  wie  jedes  solide  Unternehmen, 
schutzbedürftig,  da  oft  tausende  von  Existenzen  von  dem 
Bestand  der  Unternehmung  abhängen,  AngesteUte,  Arbeiter, 
Witwen  und  Waisen.  Nur  die  solide  G.  m.  b.  H.  dürfen  wir 
schützen,  aber  weg  mit  der  faulen ! 

Unter  diesem  Vorbehalte  empfehle  ich,  in  Ungarn  die 
vorgeschlagenen  Thesen  für  die  G.  m.  b.  H.  aufzunehmen; 
empfehle  ich  ferner,  der  Gesellschaft  eine  Form  zu  geben, 
die  sie  auch  befähigt,  individualistischen  Zwecken  zu  dienen. 
Hier  dürfte  das  sonst  so  treffliche  österreichische  Gesetz 
vom  1906  zu  wenig  elastisch  sein.  Will  man  die  Unterneh- 
mungslust hindern  —  wie  es  unzweifelhaft  das  deutsche 
Gesetz  getan  hat  —  so  muss  man  das  Gewand  nicht  zu  knapp 
messen. 

Möge  der  ungarische  Gesetzgeber  zeigen,  dass  er  über 
das  deutsche  und  auch  über  das  österreichische  Gesetz 
hinausgehen  kann.  (Stürmischer  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Excellenz  Dr.  Klein: 
(Mit  stürmischem  Beifall  begrüsst.) 

Wir  haben  uns  dahin  vereinbart,  dass  wir  unsere 
Referate  so  kurz  wie  möglich  halten. 

Ich  danke  dem  Herrn  Vorredner,  dass  er  auf  die  interes- 
sante Assoziationsform  der  G.  m.  b.  H.  näher  eingegangen 
ist,  sodass  ich  mich  in  vielem  auf  ihn  werde  beziehen  kön- 
nen und  nichts  vorzubringen  brauche,  was  er  schon  ge- 
sagt hat. 

Heute  ist  es  nicht  mehr  nötig,  den  nationalen  Erwerbs- 
gesellschaften den  Weg  in  das  Ausland  zu  eröffnen.  Wenig- 
stens in  den  hier  vertretenen  drei  Recht-  und  Wirtschafts- 
gebieten kann  die  Mehrzahl  von  ihnen  ihren  Geschäftsbetrieb 
auch  über  die  Grenzen  des  Heimatsstaates  ausdehnen.  Die 
Zulassung  zur  geschäftlichen  Tätigkeit  im   Auslande  ist  für 
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die  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  G.  m.  b.  H.,  ferner  für  Versicherungsgesellschaften  und 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  durch  den  Ausgleich  geordnet,  und  durch 
Gesetze,  die  zur  Ausführung  des  Art.  19  ergingen,  im  Ver- 
hältnis zum  Deutschen  Reiche  ist  dieselbe  Frage  erledigt 
durch  den  Handels-  und  Zollvertrag,  u.  zw.  sowohl  für  die 
Aktiengesellschaften  wie  für  andere  kommerzielle,  industrielle 
und  finanzielle  Gesellschaften,  einschliesshch  der  Versiche- 
rungsgesellschaften, also  eigentlich  sogar  in  etwas  weiterem 
Umfange,  da  die  offene  Handelsgesellschaften  und  die  Komman- 
ditgesellschaften wohl  auch  darunter  begriffen  sind,  während 
sie  im  Ausgleiche  fehlen. 

Unter  den  Bedingungen,  welche  die  österreichischen 
und  ungarischen  Ausführungsgesetze  zum  Ausgleich  für  die 
Zulassung  von  fremden  Erv/erbsgesellschaften  zum  Geschäfts- 
betriebe aufstellen,  ist  keine,  die  das  Recht  oder  die  innere 
Organisation  der  Gesellschaften  berührt.  Hinsichtlich  der 
reichsdeutschen  Gesellschaften  könnte  für  Österreich  nur 
fraglich  sein,  ob  deren  Zulassung  verweigert  werden  dürfe, 
wenn  und  weil  der  in  ihrem  Heimatslande  anerkannte  und 
erlaubte  Zweck  der  Gesellschaft  den  österreichischen  Staats- 
interessen oder  die  Statuten  der  Gesellschaft  den  für  die 
Sicherheit  des  Verkehres  massgebenden  Grundsätzen  der 
österreichischen  Gesetze  wiederstreiten.  Das  ist  nämlich  eine 
der  Bedingungen  der  Zulassung,  die  im  Jahre  1865  in  einer 
allgemeinen  Verordnung  für  die  Zulassung  ausländischer 
Aktiengesellschaften  und  Aktien-Kommanditgesellschaften  auf- 
gestellt worden  sind.  Für  Ungarn  gilt  diese  Beschränkung 
nicht,  weil  dieser  Punkt  wie  gesagt  speziell  geregelt  ist. 

Eine  solche  spezielle  Regelung  fehlt  für  die  Zulassung 
reichsdeutscher  Gesellschaften,  soweit  nicht  die  Verordnung, 
die  ich  eben  erwähnt  habe,  durch  das  Gesetz  über  die  G.  m. 
b.  H.  für  diese  aufgehoben  wurde.  Es  kann  daher  die  Frage 
entstehen,  ob  die  reichsdeutschen  Gesellschaften  auf  Grund 
der  Meistbegünstigung,  die  ihnen  Art.  19  des  Handels- 
und Zollvertrages  auch  bezügUch  der  Zulassung  sichert, 
auf  die  zwischen  Österreich  und  Ungarn  vereinbarte  Regime 
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sich  berufen  können,  obzwar  letzteres  offenbar  ein  Akt  der 
internen  Wirtschaftspolitik  Österreich-Ungarns  ist.  Es  schei- 
nen sich  jedoch  in  dieser  Richtung  bisher  wenig  Schwierig- 
keiten ergeben  zu  haben. 

Ich  habe  das  angeführt,  um  zu  sagen,  dass  sich  das 
Motiv,  für  unsere  Erwerbsgesellschaften  dadurch  im  Aus- 
lande neue  Märkte,  neue  Produktions-  oder  Arbeitsgelegen- 
heiten zu  gewinnen,  zur  Begründung  der  Vereinheitlichung 
des  Rechtes  der  Erwerbsgesellschaften  nicht  wird  anführen 
lassen.  Statistische  Zahlen  über  die  Zweigniederlassungen  im 
Ausland  sind  also  kein  zwingendes  Argument  für  die  Ver- 
einheitlichung und  deren  Notwendigkeit.  Sie  sind  eher  ein 
Argument  dagegen,  weil  sie  zeigen,  dass  es  auch  ohne  Rechts- 
einheit geht  und  dass  diese  für  .die  Tätigkeit  in  fremden 
Wirtschaftsgebieten  kaum  in  Betracht  kommt,  wenigstens 
nicht  in  Lebensbereichen,  wo  sich  die  Rechtsordnungen 
spontan  einander  stark  genähert  haben. 

Was  die  Vereinheitlichung  empfiehlt,  sind  allgemeine 
Erwägungen.  Ich  möchte  bitten,  das  kurz  ausführen  zu  dür- 
fen, weil  wir  uns  doch  Rechenschaft  geben  müssen,  ob  wir 
überhaupt  an  das  Problem  der  Vereinheitlichung  herantreten 
sollen.  Der  effektive  Nutzen  des  Zollschutzes  ist  schwankend ; 
er  hängt  von  der  Konjunktur  und  von  der  Richtung  ab,  die 
das  Wirtschaftsleben  einschlägt.  Wir  haben  es  erlebt,  dass 
ganze  Seiten  des  ZoUschutzes,  denen  nach  den  Konzeptio- 
nen der  Handelspolitik  eine  grosse  Wichtigkeit  beigemessen 
wurde,  hinterher  sich  als  fast  vollständig  zwecklos  heraus- 
stellten, sie  standen  mit  einem  Male  in  einer  falschen  Front. 
Die  gegenwärtige  Neigung  des  wirtschaftlichen  Verkehres  zu 
internationaler  Weitung  und  Ausbreitung  vorausgesetzt,  lässt 
sich  das  gleiche  für  den  Rechtsverkehr  nicht  sagen.  Hier 
wird  im  Gegenteil  tunhchste  Gleichheit  in  den  Rechts-Insti- 
tuten, die  dem  Verkehre  vorzugsweise  dienen,  unter  allen 
Umständen  von  VorteU  und  nützlich  sein.  Darüber  ist  kein 
Wort  zu  verheren.  Die  sich  ständig  mehrenden  Gleichheiten 
im  Eisenbahn-  und  Frachtrecht,  im  Post-  und  Telegraphen- 
recht, im  Urheber-,  Marken-  und  Patentrecht,  die  Vereinheit- 
lichung des  WechseLrechtes,  die   Ausdehnung  des  Geltungs- 
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gebietes  öffentlicher  Urkunden  und  Beglaubigungen  bis  herab 
zu  den  Gleichheiten  im  Nachlass-  und  Vormundschaftsrecht 
sind  ein  empirischer  Beweis  dafür.  Sie  und  ihr  Nutzen  über- 
leben den  Wechsel  günstiger  und  mindergünstiger  Handels- 
verträge, denn  solange  sich  nicht  zwei  Staaten  hermetisch 
gegeneinander  abschliessen,  wird  es  heutzutage  immer  mehr 
oder  weniger  Verkehr  zwischen  ihnen  geben,  dem  jene 
Gleichheiten  zu  statten  kommen.  (Zustimmung.) 

Dazu  kommt  für  das  Assoziationsrecht  noch  der  Um- 
stand, dass  mit  der  Gleichheit  des  Rechtes  auch  die  Bedin- 
gungen des  wirtschaftlichen  Wettbewerbes  ähnlicher  werden, 
sind  doch  die  Assoziationen  ein  wichtiges  Instrument  dafür. 
Ferner  wird  eine  solche  Rechtsausgleichung  zumeist  in  der 
Richtung  des  besten  und  vorgeschrittensten  Rechtstypus  erfol- 
gen. Auch  dadurch  gereicht  sie  der  nationalen  Wirtschaft 
zum  Vorteile.  Es  erleichtert  überdies  die  Beteiligung  frem- 
der Kapitalien  an  den  inländischen  Kapitalsgesellschaften, 
die  für  die  Volkswirtschaft  hauptsächhch  wichtig  sind,  wenn 
man  in  der  bekannten  heimatlichen  Organisation  zugleich 
das  Schema  besitzt,  nach  welchem  die  Sicherheit  von  Geld- 
anlagen in  ausländischen  Gesellschaften  beurteilt  werden 
kann.  (Zustimmung.) 

Jede  Ausgleichung  des  Rechtes  bringt  aber  auch  — 
und  das  ist  ein  Punkt,  den  wir  gerade  auf  diesem  Boden 
besonders  in  Betracht  ziehen  müssen  —  die  einzelnen  Län- 
der kulturell  einander  näher.  (Lebhafte  Zustimmung.)  Und 
sie  hat  ausserdem  eine  wichtige  geistige  Wirkung :  Mit  jeder 
neuen  Gleichheit  und  Gemeinsamkeit  wird  das  Gefühl  des 
Fremdseins  schwächer.  Wir  haben  keinen  gefährlicheren  Feind 
zu  bekämpfen  als  die  gegenseitige  Entfremdung  der  Völker 
und  Länder!  (Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Von  diesen  allgemeinen  volkswirtschaftlichen,  kulturellen 
und  zum  Teile  auch  politischen  Gedanken  muss  die  Beurtei- 
lung des  Problems  der  Rechtsvereinheitlichung  ausgehen. 
Die  Folgen  der  Vereinheitlichung  pflanzen  sich  über  das 
ganze  Wirtschaftsleben  fort,  es  wird  dadurch  sicherer,  erhält 
für  weiter  ausgreifende  Unternehmungen  festeren  Boden 
und  in  gewissem  Sinne  kann  das  einheitliche  Recht  für  den 
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Verkehr  gleichgestellt  werden  einer  international  anerkannten 
Geldwährung,  die  auch  alle  Arten  Umsätze  und  Geschäfte 
und  die  Ausdehnung  der  internationalen  Relationen  begün- 
stigt und  erleichtert.  Für  Staaten,  die  wenigstens  historisch 
in  so  engen  pragmatischen  Wirtschafts-  und  Kulturbeziehun- 
gen stehen  wie  die  Staaten,  die  hier  vertreten  sind,  ist  des- 
halb die  Mehrung  der  Rechtseinheit  als  nützlich  vorauszu- 
setzen und  nur  danach  ist  zu  fragen,  wie  weit  sie  im  ein- 
zelnen Falle  nützhch  und  ratsam  ist.  Denn  darüber  sind  wir 
uns  auch  einig,  es  gibt  auch  hier  Grenzen  in  Bezug  auf  die 
Materien  und  innerhalb  der  einzelnen  Materien  wieder  in 
Bezug  auf  den  Umfang,  der  sich  zur  Verallgemeinerung 
eignenden  Rechtsinstitute  und  Sätze  und  desjenigen,  was 
national  ist  und  national  bleiben  muss.  Diese  notwendig 
nationalen,  autochtonen  Rechtsnormen  müssen  sorgfältig 
respektiert  werden,  und  nur  in  diesem  engeren  Sinne  fasst 
auch  unsere  Resolution  die  Vereinheitlichung  auf.  Nämhch 
vorbehalthch  alles  dessen,  was  im  fragUchen  Bereiche  kraft 
des  inneren  Wirtschafts-  und  Rechtslebens,  kraft  der  hei- 
matlichen Kultur  und  der  inneren  Politik  des  Staates  den 
territorialen  Charakter  unter  allen  Umständen  festhalten  muss. 
(Lebhafte  Zustimmung.)  Das  musste  ich  vorausschicken, 
damit  Sie  den  Standpunkt  kennen  lernen,  von  dem  wir 
—  ich  glaube,  wohl  auch  im  Sinne  meiner  Kollegen  spre- 
chen zu  dürfen  —  das  Problem  der  Rechtsvereinheitlichung 
auffassen.  Wir  haben  uns  bemüht,  es  möglichst  universell 
zu  betrachten,  ohne  dabei  die  besonderen  eigenen  Bedürf- 
nisse zu  vergessen.  Für  die  Heimat  fühlen  und  zugleich 
schützen,  was  uns  mit  den  anderen  Ländern  freundschaft- 
Hch  verknüpft,  diese  Verbindung  hat  in  meinen  Augen  einen 
grossen  Vorzug.  (Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Dies  vorausgeschickt,  möchte  in  nun  die  uns  vorgelegte 
Frage  vom  österreichischen  Standpunkte  untersuchen  und 
beantworten.  Das  Resultat  für  die  offene  Handelsgesellschaft 
und  die  Kommanditgesellschaft  wird  bald  ermittelt  sein. 
Das  ungarische  und  das  österreichische  Recht  sind  hierin 
analog ;  bis  auf  einige  Punkte  von  geringerer  Bedeutung  im 
Rechte  der  offenen  Handelsgesellschaft.  Wenn  ich  nicht  irre 
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—  als  fremder  Jurist  kann  man  derlei  nie  mit  apodiktischer 
Sicherheit  behaupten  —  reduzieren  sich  die  Abweichungen 
darauf,  dass  das  ungarische  Handelsgesetz  auch  die  Ver- 
gütung für  Gesellschafter  berücksichtigt,  die  ohne  Kapitals- 
einlage im  Geschäftsbetriebe  arbeiten,  und  dass  bei  der 
Ermittlung  des  Jahresgewinnes  nicht  47o,  sondern  die  gesetz- 
lichen Zinsen  zu  berechnen  sind.  Hier  ist  nichts  mehr  zu 
vereinheitlichen.  Das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  hat 
jedoch,  worauf  schon  mein  Vorredner  aufmerksam  gemacht 
hat,  das  Recht  der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der 
Kommanditgesellschaft  um  zum  Teile  sehr  wertvolle  Normen 
und  Institute  bereichert,  abgesehen  von  jenen  Änderungen, 
die  eine  Folge  der  Kodifikation  des  bürgerhchen  Rechtes 
sind  oder  nur  gewisse,  auch  bei  uns  aufgetretene  Zweifel 
entscheiden  woUen.  Es  ist  nicht  mögUch  und  es  würde  auch 
zu  viel  Zeit  daraufgehen,  wenn  alle  wirklichen  Neuerungen 
eingehend  dargelegt  werden  wollten.  Damit  sie  aber  ungefähr 
sehen,  um  was  es  sich  handelt,  und  nicht  blind  für  unsere 
Resolution  stimmen,  möchte  ich  in  aller  Kürze  erwähnen, 
dass  sich  die  Neuerungen  auf  den  Ersatz  für  Aufwendungen 
in  Gesellschaftsachen  beziehen,  auf  Verschärfung  der  Folgen 
einer  Verletzung  des  Konkurrenzverbotes,  auf  die  Verteilung 
des  Jahresgewinnes,  die  Gesamtvertretung  und  das  Geltend- 
machen von  Einreden  der  Gesellschaft  durch  den  belangten 
einzelnen  Sozius.  Eine  weitere  Gruppe  ist  von  besonderem 
Interesse  und  mein  Vorredner  hat  am  Schlüsse  seiner  aus- 
gezeichneten Ausführungen  schon  davon  gesprochen.  Es 
handelt  sich  um  den  Schutz  von  gesellschafthchen  Unter- 
nehmen. Das  deutsche  H.  G.  B.  enthält  nämlich  eine  Reihe 
neuer  Bestimmungen,  die  darauf  abzielen,  es  zu  verhindern, 
dass  die  GeseUschaft  beim  Eintritt  von  Auflösungsgründen 
plötzhch  ohne  geschäftsführende  Organe  dastehe.  Noch 
bemerkenswerter  ist  es,  dass  die  Möglichkeit  eröffnet  wird, 
die  von  einer  Auflösung  bedrohte  lebensfähige  Gesellschaft 
durch  verschiedene  Massregeln  aufrecht  zu  erhalten,  unter 
Umständen  sogar  in  sehr  originellen  Formen :  mit  den 
Erben  des  verstorbenen  Gesellschafters  als  Kommanditisten 
und  —  was  noch  weiter  geht  —  Aufrechthalten  der  Gesell- 
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Schaftsunternehmung  als  Einzelunternehmung.  Das  ist  jeden- 
falls eine  Bestimmung,  die  dem  Postulate  des  Herrn  Prof. 
Lehmann  sehr  entgegenkommt.  Ferner  betreffen  die  Neue- 
rungen das  Liquidatinosverfahren;  es  kann  durch  eine 
andere  von  den  Gesellschaften  vereinbarte  Art  der  Aus- 
einandersetzung vertreten  werden.  Dann  wird  die  Unter- 
brechung der  Verjährung  gegenüber  einer  aufgelösten  Ge- 
sellschaft auf  die  Gesellschafter  ausgedehnt  und  auch  die 
Haftung  der  Kommanditisten  erfährt  einige  Präzisierungen. 
Über  die  Opportunität  der  einen  oder  anderen  Neuerung 
kann  man  vielleicht  streiten;  überwiegend  verdienen  sie 
Beifall  und  sind  ein  Fortschritt.  Das  Recht  wird  dadurch 
flexibler.  Es  kann  sich  den  wirtschaftlichen  Erwägungen 
besser  anpassen  und  wird  der  Durchführung  von  wirtschaft- 
lich Zweckmässigem  umso  seltener  im  Wege  sein.  Ich  kann 
nur  nach  meiner  Kenntnis  der  österreichischen  Verhältnisse 
sprechen:  das  eine  oder  andere  minder  wichtige  mag  man  bei- 
seite lassen,  sonst  würde  meines  Erachtens  die  österreichische 
Gesetzgebung  die  neuen  Bestimmungen  des  deutschen  H.  G.  B. 
über  die  offene  Handels-  und  die  Kommanditgesellschaft 
unbedenklich  und  ohne  jegliches  Opfer  an  den  österreichi- 
schen Rechtstraditionen  übernehmen  können.  Die  Bedürf- 
nisse, denen  sie  entsprechen  wollen,  sind  solche,  die  für  ein 
Geschäftsunternehmen  und  für  die  Volkswirtschaft  in  Frank- 
reich und  England  gerade  so  gelten,  wie  in  Deutschland, 
Ungarn  und  Österreich.  Diese  neuen  Normen  würden  ver- 
mutlich, wenn  sie  nicht  unter  dem  Titel  der  Rechtsaus- 
gleichung rezipiert  werden,  früher  oder  später  von  selbst 
ihren  Weg  in  unser  Handelsrecht  finden.  Es  sind  treffliche 
und  zweifellos  wirtschafthch  förderliche  Bestimmungen. 

Ich  möchte  nun  zur  G.  m.  b.  H.  übergehen.  Auch 
dieser  Teil  des  Vereinheitlichungsproblems  ist  für  Öster- 
reich sehr  einfach  und  bald  entschieden.  Das  österreichische 
Gesetz  über  die  G.  m.  b.  H.  ist  aus  dem  deutschen  Gesetze 
hervorgegangen  und  trägt  dessen  wesentHchsten  Züge.  Wir 
haben  also  auch  hier  eine  schon  vorhandene,  sehr  weit 
reichende  Übereinstimnmng.  Diesmal  ist  es  eine  Gemeinschaft 
zwischen  österreichischem  und  deutschem  Rechte  wie  früher 
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eine    solche    mit    dem   ungarischen   Rechte.    Die  Frage  der 
Vereinheitlichung  des   Rechtes   der   G.  m.  b.  H.   ist  bereits 
1912  auf  der  Tagesordnung  des  Wiener  Juristentages  gestan- 
den und  die  darüber  von  einem  reichsdeutschen  und  einem 
österreichischen  Juristen  erstaheten  Gutachten  sprachen  sich 
beide  für   die  Vereinheitlichung    aus    und    aus    ihren   Dar- 
legungen war  zu  ersehen,   wie   wenig  Differenzen  bestehen. 
Dem   vorzügHchen    Gutachten    des    Justizrates    Hachenburg 
ist   das   gleichfalls  zu  entnehmen.   Die   Bedeutung   der  Ver- 
schiedenheiten  verringert   sich   noch   dadurch,   dass  erfreu- 
licherweise   beide    reichsdeutsche    Gutachten    der    Meinung 
sind,  dass  ein  grosser  Teil  der  Differenzen  beseitigt  werden 
könnte,   indem   die  jüngeren   österreichischen    Vorschriften 
akzeptiert    würden,    selbstverständlich    akzeptiert    nur    hin- 
sichtlich   des    Grundsätzhchen    dieser    Vorschriften,    unbe- 
schadet von   Varianten    im   einzelnen,   sofern   das   deutsche 
Zivil-,   Straf-   und  Verwaltungsrecht  und  die  sonstigen  Ein- 
richtungen  und  Verhältnisse  des  deutschen  Reiches   solche 
erheischen  —  das  ist  immer  wieder  vorauszusetzen.  Ein  Beleg 
für  die  Möglichkeit  einer  Vereinheitlichung  ist  der  Wortlaut 
des   Punktes  4  unserer  Resolution,   der  im   Einvernehmen 
mit  dem  Vorredner  formuliert  worden  ist.  In  Bezug  auf  das 
stärkere   juristische   Herausarbeiten    derjenigen   Arten   von 
G.  m.  b.  H.,  in  denen  das  persönhche  Element,  persönhche 
Leistungen  oder  Verpflichtungen  überwiegen,  dürfte  sich  in 
Österreich  kaum  viel  Widerstand  regen. 

Nicht  so  einfach  steht  die  Sache  hinsichtlich  eines 
Punktes,  auf  den  schon  der  Herr  Vorredner  hingewiesen 
hat:  die  Verschärfung  der  Verantwortlichkeit  für  den  Wert 
von  Sacheinlagen.  Die  Sacheinlagen  sind,  wie  wir  gehört 
haben,  eine  sehr  häufige  Erscheinung.  Die  neueste  Statistik 
des  Deutschen  Reiches  weist  bei  mehr  als  42  Prozent  aller 
G.  m.  b.  H.  solche  Sacheinlagen  aus.  Die  letzteren  haben 
demnach  tatsächhch  für  das  Rechtsinstitut  grosse  Bedeutung. 
Es  handelt  sich  eigentlich  nicht  allein  um  die  Sacheinlagen ; 
Gründerlohn,  sonstige  Vorteile  für  den  Gründer,  Gründungs- 
kosten, kurz  alle  die  Möglichkeiten,  das  im  Gesellschaftsver- 
trage bestimmte  und  im  Register  eingetragene  Stammkapital 
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unbemerkt  zu  absorbieren  und  die  Gesellschaft  von  ihrer 
Geburt  an  unheilbar  zu  schädigen,  sind  einstweilen  sowohl 
im  österreichischen,  wie  im  deutschen  Rechte  noch  nicht 
definitiv  gelöste  Dinge.  Der  Herr  Vorredner  ist  weniger  auf 
positive  Vorschläge  eingegangen,  oder  hat  sie  doch  nur 
angedeutet.  Justizrat  Hachenburg  hat  dagegen  für  die  Be- 
handlung der  Sacheinlagen  ganz  konkret  eine  erweiterte 
Haftung  der  Gesellschafter  vorgeschlagen,  die  wussten  oder 
wissen  mussten,  dass  die  Sacheinlagen  nicht  den  im  Gesell- 
schaftsvertrage angegebenen  Wert  haben,  während  er  hin- 
sichtlich der  übrigen  Begünstigungen  und  Leistungen  den 
Vorschriften  des  österreichischen  Gesetzes  im  grossen  und 
ganzen  beizupf  Hebten  scheint.  Ob  für  jene  erweiterte  Haf- 
tung auch  immer  ein  ausreichendes  finanzielles  Substrat 
vorhanden  sein  wird,  das  ist  allerdings  mehr  als  zweifelhaft ! 
(Heiterkeit.)  Damit  die  erweiterte  Haftung  für  die  Gläubiger 
der  Gesellschaft  realen  Wert  habe,  müsste  aber  gerade  dieses 
Moment,  die  Deckung  des  Haftungsausspruches  nach  aussen 
gesichert  sein.  Aus  diesem  Grunde  eben  wird  der  Betrag  das 
Stammkapitals  und  der  Stammeinlage  eines  jeden  Gesellschaf- 
ters im  Register  eingetragen,  aber  über  das,  was  darüber  hinaus- 
reicht, würde  Dunkel  herrschen.  Schon  aus  deji  Ausführungen 
des  geehrten  Herrn  Vorredners  klangen  gewisse  Analogien  mit 
den  aktienrechthchen  Gründungsnormen.  Da  scheint  mir  nun 
die  Frage  am  Platze,-  ob  nicht  etwa  eine  kleine  Entlehnung  aus 
den  aktienrechtlichen  Gründungsvorschriften  wenigstens  ein 
PaUiativ  bieten  könnte?  Zum  Beispiel  die  Schätzung  der  zu 
übernehmenden  Vermögensgegenstände  durch  unabhängige 
Sachverständige  und  das  Verbot,  eine  darüber  hinausgehende 
Vergütung  auf  die  Stammeinlage  anzurechnen.  Auch  über 
das  „Wissenmüssen"  als  Bedingung  der  Haftung  würde  der 
Ersatzanspruch  der  Gläubiger  wohl  öfter  stolpern.  Hier  liegt 
also  noch  ein  non  liquet  vor,  das  aber  vielleicht  gerade 
dadurch  leichter  bewältigt  werden  kann,  dass  sich  mehrere 
Gesetzgebungen  für  dieselbe  Methode  entscheiden,  die  Miss- 
stände  zu  beheben.  Das  hätte  jedenfalls  auch  den  einen  grossen 
Vorzug,  dass  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe  in  einem 
anderen   Staate   nicht   dazu   benützt    werden   kann,   um   die 
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milderen  Vorschriften  eines  fremden  Gesetzes  für  die  geschäft- 
liche Tätigkeit  in  der  eigenen  Heimat  zu  erschleichen.  (Zu- 
stimmung.) 

Ich  komme  daher  zu  der  Folgerung :  Wenn  selbst  zmschen 
dem  deutschen  und  dem  österreichischen  Rechte  einige 
Differenzen  bleiben  sollten,  in  allem  Wesentlichen  wird 
zwischen  beiden  Gesetzen  gewiss  eine  Konkordanz  zu  erzielen 
sein.  Es  wäre  sehr  zu  begrüssen,  wenn  sich  dann  Ungarn, 
falls  es  dieselbe  Gesellschaftsform  annimmt,  diesem  Grund- 
stock gleicher  Normen  anschliessen  wollte! 

Nun  gelange  ich  zu  dem  Teile  unseres  Themas,  der 
für  den  österreichischen  Berichterstatter  der  heikelste  ist. 
Sie  wissen,  was  ich  meine :  die  Vereinheitlichung  des  Aktien- 
rechtes! Hier  können  sich  Ungarn  und  das  Deutsche  Reich 
leichter  die  Hand  reichen,  während  Österreich  darin  im 
Gegensatz  zu  beiden  und,  ich  weiss  nicht,  ob  es  nicht 
unpatriotisch  ist,  wenn  ich  sage,  auf  einem  ganz  ante- 
diluvianischen  und  exzentrischen  Standpunkt  steht.  Auch 
Ungarn  wird,  wenn  es  zum  heutigen  deutschen  Aktienrechte 
übergehen  will,  sein  gegenwärtiges  Aktienrecht  völlig  um- 
arbeiten müssen,  denn  dieses  kann  sich  in  seiner  schönen 
Einfachheit  mit'  dem  komplizierten  deutschen  Aktienrechte 
nicht  messen.  Trotzdem  ist  die  Situation  für  Ungarn  günstiger, 
denn  der  grosse  Schritt  zu  einem  ganz  neuen,  dem  geltenden 
ganz  konträren  Prinzip  bleibt  ihm  erspart,  und  das  will  viel 
sagen. 

Wenn  man  den  Unterschied  der  drei  Aktienrechte  mit 
Schlagworten  bezeichnen  sollte,  so  w^ären  es  ungefähr  die: 
Das  ungarische  Aktienrecht  ist  von  einem  leicht  beschwingten, 
vertrauensvollen  Optimismus  erfüllt  (Heiterkeit.);  das  deutsche 
Aktienrecht  von  einem  tief  eingefressenen,  ich  möchte  sagen 
staatsanwaltschafthchen  Misstrauen  und  Pessimismus  (Erneute 
Heiterkeit.);  das  österreichische  Recht  dagegen  steht  im 
Zeichen  des  Bürokratismus,  und  zwar  kann  man  —  eine 
beliebte  poUtische  Bezeichnung  hier  anwendend  —  sagen  : 
augenblicklich,  seit  der  Erlassung  des  Aktienregulativs  im 
Zeichen  des  aufgeklärten  Bürokratismus!  (Lebhafte  Heiter- 
keit.) Diesem  aufgeklärten  Bürokratismus  ist  es  freilich  ganz 
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anheimgegeben,  melange  die  Aufgeklärtheit  dauert.  (Erneute 
Heiterkeit.)  Es  kann  damit  nämhch  in  jedem  Momente  zu 
Ende  sein. 

Die  Vereinheitlichung  des  Aktienrechtes  bedeutet  also 
für  Österreich  —  wie  man  weiss  —  Aufgeben  der  Konzes- 
sionierung und  der  Staatsaufsicht  und  Übergang  zum  Nor- 
mativsystem, das  in  Ungarn  und  in  Deutschland  bereits  seit 
Jahrzenten  gilt.  Dass  eine  von  diesem  Grundgedanken 
geleitete,  an  das  deutsche  Recht  sich  anlehnende  Reformie- 
rung des  österreichischen  Aktienrechtes  not^\'endig  und  zu 
wünschen  wäre,  das  ist  schon  oft  genug  bewiesen  worden. 
Mehr  als  alle  Beweise  spricht  die  Tatsache  dafür,  dass  Öster- 
reich, worauf  Prof.  Lehmann  in  seinem  Gutachten  für  den 
Wiener  Juristentag  verwiesen  hat,  mit  seinem  aktienrecht- 
lichen Systeme  bald  unter  den  Kulturnationen  allein  dastehen 
wii^d.  Die  Unerlässlichkeit  einer  solchen  Änderung  wird 
eigentlich  auch  von  niemandem  offen  bestritten.  Sobald 
jedoch  die  Frage  der  Reform  ernstlicher  aufgeworfen  wird, 
wiederholt  sich  immer  wieder  dieselbe  Erscheinung,  es  eilen 
stets  von  allen  Seiten  weise  Männer  herbei,  die  mit  biederem 
Augenaufschlage  versichern,  dass  ein  neues  Recht,  der 
Ersatz  der  Verwaltungsnormen  durch  Rechtsnormen  natürlich 
notwendig  wäre,  zugleich  aber  Stein  um  Stein,  Bedenken  um 
Bedenken  auf  den  Weg  werfen,  so  dass  die  Aktienreform 
anstatt  vorwärts  zu  kommen,  tatsächlich  immer  mehr  zurück- 
geht. So  war  es  auch  auf  dem  letzten  Juristentage.  Man 
sollte  endhch  einmal  mit  einem  guten  Entwurf,  für  den  es 
an  Vorbildern  wahrhaftig  nicht  fehlt,  den  Versuch  machen. 
Selbstverständhch  ist  alle  Vorsicht  notwendig,  denn  für 
Aktienschwindel,  Gründungsskandale  und  Unredlichkeit  wird 
niemand  von  uns  eintreten.  Doch  schon  zu  lange  wurde  der 
etwas  injuriöse  Anschein  geduldet,  als  ob  gerade  die  öster- 
reichische Volkswirtschaft  und  die  österreichische  Bevölke- 
rung für  ein  modernes  Aktienrecht  nicht  reif  wären  und 
mehr  noch,  nie  reif  werden  können.  Die  österreichische 
Gesetzgebung  hätte  hier  eine  alte  Ehrenschuld  zu  tilgen. 
Die  Hoffnung,  dass  es  geschehe,  ist  jedoch  überaus  gering. 

Der    Wiener   Juristentag    hat   wie   ich    schon   erwähnt 
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habe,  allerdings  auch  erklärt,  dass  eine  Neuordnung  des 
Aktienrechtes  in  Österreich  sich  empfehle,  dass  hiebei  das 
Konzessionssystem  fallen  zu  lassen  und  im  wesentlichen  die 
Grundlagen  des  deutschen  Aktienrechtes  übernommen  wer- 
den sollen.  Es  wurde  gleichzeitig  als  Leitsatz  ausgesprochen, 
dass  bei  der  Aktienreform  Bestimmungen  zu  treffen  seien, 
„um  eine  das  Gemeinwohl  schädigende  Ausnützung  der 
Freiheit  des  Aktienwesens  nach  Tunlichkeit  zu  hindern". 
Ausserdem  wurden  einzelne  Detailpostulate  aufgestellt,  denen 
zu  entsprechen  sich  die  Gesetzgebung  angelegen  sein  lassen 
solle,  wie  Schutz  gegen  die  Mitwirkung  von  Strohmännern 
bei  Gründungen,  bessere  Organisation  des  Aufsichtsrates, 
Minderheitsrechte  usw.,  worauf  Herr  Prof.  Lehmann  schon 
hingewiesen  hat.  Gegen  diese  Forderungen  ist  natürlich 
nichts  einzuwenden.  Garantien  gegen  den  Missbrauch  eii}- 
geräumter  Befugnisse  sind  das  politisch  und  sozial  notwen- 
dige Korrelat  der  Befugnisse.  (Zustimmung.)  Es  ist  ebenso 
begreiflich,  dass  jedes  spätere  Gesetz  bei  aller  Kontinuität 
in  den  Prinzipien  die  mit  älteren  Gesetzen  gemachter  Er- 
fahrungen verwertet,  das  ist  unter  Umständen  die  beste  Art 
der  Rechtsentwicklung.  Es  ist  nur  leider  damals  auch  etwas 
beschlossen  worden,  was  dem  ganzen  Vorschlage  etwas 
Groteskes  verleiht,  grotesk  wie  die  Idee  der  Republik  mit 
dem  Grossherzog  an  der  Spitze.  Um  Missbräuche  des  freien 
Aktienwesens  zu  verhüten,  wurde  nämlich  empfohlen,  die 
Gesetzmässigkeit  des  Gründungsherganges,  die  nach  deut- 
schem Rechte  das  Gericht  bei  der  Registrierung  festzustellen 
hat,  in  Österreich  durch  die  bisherige  Konzessionierungs- 
stelle  oder  ein  der  heutigen  Vereinskommission  ziemlich 
verwandtes  Organ,  durch  ein  Komitee  von  Vertretern  der 
Ministerien  prüfen  zu  lassen.  Auf  deren  Legahtätsbestätigung 
hin  hätte  die  Eintragung  der  Aktiengesellschaft  zu  erfolgen. 
Schon  in  der  Diskussion  darüber  wurden  Zweifel  über  die 
Kompetenz  dieser  Stelle  laut,  denn  ursprünglich  war  bean- 
tragt, der  „Zentralinstanz"  auch  die  Feststellung  zu  über- 
tragen, ob  das  Gesamtkapital  materiell  aufgebracht  worden 
sei,  was  natürhch  nicht  bloss  die  Kontrolle  der  Zeichnungen 
und  Einzahlungen,  sondern  insbesondere  auch  die   Apports 
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samt  Anhang  einschliesst.  Der  Beisatz  ist  später  entfallen, 
doch  unter  Erklärungen,  welche  diesen  Teil  des  Beschlusses 
sehr  zweideutig  machen.  Wenn  von  einer  Reform  des  öster- 
reichischen Aktienrechtes  die  Rede  ist,  darf  es  meines 
Erachtens  nicht  unterlassen  werden,  gegen  eine  solche 
Denaturierung  des  Normativsystems  sich  zu  verwahren.  Dem 
Normativsystem  würde  zwar  der  Form  nach  gehuldigt,  in 
der  Sache  und  den  wirtschaftspolitischen  Wirkungen  nach 
bliebe  man  aber  beim  heutigen  Zustande,  bei  der  durch 
das  Aktienregulativ  gemilderten  Konzession.  Gerade  das, 
was  heute  die  wolilwollendsten  Beurteiler  des  österreichi- 
schen Aktienrechtes  bedauernd  vermissen,  weil  es  durch 
das  Regulativ  nicht  geboten  werden  kann :  die  scharfe  Haf- 
tung der  Gründer  und  Gründergenossen,  der  .\usgabehäuser, 
des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrates  für  die  Gründungs- 
vorgänge, gerade  das  würde  auf  diese  Weise  praktisch  auch 
dem  neuen  Rechte  abgehen.  Denn  es  ist  klar,  neben  der 
von  einer  Ministerialkommission  genehmigten  Gründung 
wird  diese  Haftung  kaum  oft  in  Anspruch  genommen  wer- 
den und  ein  Irrtum  der  Prüfungsstelle,  eine  gelungene 
Täuschung  ist  unheilbar.  Das  ist  eben  der  tiefere  Gedanke 
der  von  mancher  Seite  angefochtenen  Beschränkung  des 
deutschen  Registergerichtes  auf  die  Prüfung  der  formellen 
Gesetzmässigkeit,  dass  dadurch  ermöglicht  wird,  die  hinter 
legalen  Formen  sich  verbergenden  Benachteiligungen  trotz 
der  Eintragung  nachträglich  zu  verfolgen.  Es  gibt  nur  zAvei 
Möglichkeiten.  Hat  die  Ministerialkommission  keine  andere 
Funktion  als  die  formelle  Legalitätsprüfung,  dann  ist  sie 
überflüssig  —  entschuldigen  Sie  das  harte  Wort  — ,  denn 
das  kann  das  Gericht  auch  und  ist  noch  dazu  unabhängig. 
Oder  die  Ministerialkommission  tut  mehr,  urteilt  auch  meri- 
torisch,  ökonomisch,  wirtschaftspolitisch  —  nur  dadurch 
könnte  sie  sich  vom  Richter  unterscheiden  und  ihre  Exis- 
tenz im  Gegensatz  zum  deutschen  Aktienrechte  motivieren  — , 
dann  besteht  die  grosse  Gefahr,  dass  ein  Haftungsanspruch 
ihrer  Approbation  gegenüber  in  der  Regel  sehr  schweren 
Stand  habe.  Davon  abgesehen  ist  einzuwenden,  dass  der 
Missbrauch  der  Freiheit  des  Aktienwesens  —  die  Frage,  ob 
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man  im  deutschen  Rechte  angesichts  des  Berges  von  Präven- 
tiv- und  Repressivnormen  überhaupt  von  solcher  Freiheit 
sprechen  könne,  bhebe  dahingestellt  — ,  es  ist  also  auch  ein- 
zuwenden, dass  ein  Missbrauch  des  Aktienwesens  nicht  bloss 
im  Gründungsstadium  möglich  sei.  Die  sensationellen  Zu- 
sammenbrüche von  Aktiengesellschaften  im  Deutschen  Reich, 
die  man  gewöhnlich  als  Beispiele  anführt,  wenn  über  Miss- 
bräuche im  Aktienwesen  geklagt  wird,  gehen  nur  zum  gerin- 
gen Teile  auf  Gründungssünden  zurück.  Ihre  Ursache  war 
meistens,  wie  Prof.  Lehmann  in  seinem  schon  erwähnten 
Gutachten  sagte,  das  eigenherrliche  Loswirtschaften  des  Vor- 
standes und  ein  unfähiger  oder  mit  dem  Vorstand  unter 
einer  Decke  steckender  Aufsichtsrat.  Davor  bewahrt  jene 
verhüllte  Genehmigung  einer  Gründung  durch  die  Regie- 
rung nicht  im  geringsten.  Sie  ist  also  eigentlich  mehr  eine 
Massregel  gegen  das  Quantum,  gegen  das  Auftreten  neuer 
Gesellschaften.  Nur  nach  dieser  Richtung  wird  merkwürdiger- 
weise ein  besonderer  Schutz  des  Publikums  für  notwendig 
gehalten.  Das  ist  jedenfalls  eine  Halbheit. 

Ausser  den  Rechtsvorschriften  hat  wohl  auch  der  jewei- 
lige moralische  Standard  der  Geschäftskreise  einen  gewissen 
Anteil  an  der  Gestaltung  des  Aktienwesens.  Das  zeigt  das 
Land,  das  uns  jetzt  so  gastlich  aufgenommen  hat !  Das  Aktien- 
recht Ungarns  hat  weite  Maschen,  es  atmet  noch  einen  fried- 
lichen, nicht  von  ewigem  Misstrauen  geplagten  Geist.  Die 
Einbringung  von  Sacheinlagen  erledigt  sich  beispielsweise 
durch  einfachen  Mehrheitsbeschluss  der  konstituierenden 
Generalversammlung.  Qualifizierte  Mehrheiten  fordert  das 
Gesetz  nirgends,  auch  für  die  wichtigsten  Angelegenheiten 
schreibt  es  keine  solchen  vor.  Trotzdem  sind,  soweit  ich  es  zu 
beurteilen  vermag,  in  Ungarn  Katastrophen  von  Aktiengesell- 
schaften nicht  häufiger  als  in  den  Ländern  mit  gehäuften 
Kautelen.  Es  scheint  also,  dass  neben  dem  Recht  auch  noch 
ein  Seelisches  und  Moralisches  mitspielt,  das  auch  in  den 
Statuten  in  jenen  vielen  Bestimmungen  sich  Geltung  verschafft, 
welche  die  gesetzhchen  Sicherheiten  freiwillig  ergänzen  und 
vermehren.  Das  Recht  hat  dieses  Moralische  auch  sonst  fast 
immer  an  seiner  Seite  und  kann  seiner  wohl  nie  ganz  entraten. 
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Ganz  besonders  ausdrücklich  müsste  aber  gegen  die 
verwaltungsbehördliche  Überprüfung  des  Gründungsvorgan- 
ges Widerspruch  eingelegt  werden,  wenn  sie  etwa  den 
legislativ-poHtischen  Zweck  haben  sollte,  wie  ein  Redner  am 
Wiener  Juristentage  sagte:  „vor  einer  lebens-  und  entwick- 
lungsfeindlichen Überspannung  des  Kautelarprinzipes  bei  der 
Aktienreform"  zu  sichern.  Aus  der  früher  angedeuteten  Schwä- 
chung des  „Kautelarprinzipes"  der  Gründerhaftung  ersieht 
man,  was  das  sein  könnte.  Es  wäre  ganz  verfehlt,  das  Kau- 
telarprinzip  hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Aktiengesell- 
schaften wegen  einer  anderen  Art  der  Prüfung  des  Grün- 
dungsvorganges zu  schwächen.  Das  sind  zwei  ganz  verschie- 
dene Dinge.  KontroUierte  Gründung  und  freie  Verwaltung, 
das  gäbe  ein  monströses  Gemisch !  Das  heutige  deutsche 
Aktienrecht  wird  kaum  das  letzte  Wort  der  Rechtsgeschichte 
sein,  es  werden  vermutlich  einmal  neue,  andere  Formen  und 
Einrichtungen  für  grosse  Kapitalsvereinigungen  ersonnen 
werden  wie  es  die  Aktiengesellschaften  sind,  es  ist  aber  so 
gut  wie  sicher,  dass  eine  Aktienreform,  die  auf  Konzession 
und  Staatsaufsicht  verzichtet,  vom  österreichischen  Parlament 
nur  dann  zu  erlangen  sein  wird,  wenn  mindestens  von  den 
im  deutschen  Aktienrecht  enthaltenen  Schutzvorschriften 
nichts  abgebrochen  wird.  Wahrscheinhch  werden  auch  noch 
Ergänzungen  gefordert  werden,  wie  sie  der  Wiener  Juristen- 
tag oder  unsere  Resolution  bezeichnet.  Man  kann  allerdings 
das  Normativsystem  verschieden  durchführen,  mehr  oder 
weniger  radikal,  aber  man  führt  es  gewiss  nicht  durch,  wenn 
man  ihm  das  Rückgrat  bricht,  wenn  man  über  privatrecht- 
liche Vermögensinteressen  und  privatrechtliche  Wirtschafts- 
akte, denn  das  ist  die  Gründung  einer  Gesellschaft  in  ihrem 
Kern  trotz  allen  daran  hängenden  öffentUchen  Interessen, 
einfach  eine  Verwaltungsstelle  entscheiden  lässt.  Gegen 
eine  Konzentrierung  der  Gründungsprüfungen  bei  einzelnen 
grösseren  Gerichtshöfen,  wo  Sachverständige  vorhanden  sind, 
die  der  Registerrichter  zu  Rate  ziehen  kann,  gegen  eine 
Aus^;('staltung  des  Prüfungsverfahrens  im  Interesse  grösster 
Veriässlichkeit  ist  natürlich  nichts  einzuwenden.  Eine  Konzen- 
trierung der  Gründungsprüfung  für  ganz    Österreich  ist  bei 
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unseren  politischen  und  nationalen  Verhältnissen  undurch- 
führbar. Wir  werden  uns  schon  mit  einer  Zentralisierung 
nach  Ländergruppen  begnügen  müssen,  aber  auch  das  wäre 
von  Vorteil. 

Wer  der  Meinung  ist,  dass  ein  Aktienrecht  nach  Art 
des  deutschen  für  Österreich  nur  dann  erlassen  werden  könne 
und  nur  dann  der  österreichischen  Volkswirtschaft  günstig 
wirken  werde,  wenn  durch  eine  Verwaltungsinstanz,  wie  sie 
vorgeschlagen  wurde,  Schutz  geboten  wird,  der  muss  kon- 
sequent eine  Reform  in  der  Richtung  des  deutschen  Rech- 
tes schlechthin  ablehnen.  Lieber  das  heutige  System,  wie  es 
ist,  unverhüllt,  wahr  und  logisch,  als^einen  versteckten  Zwie- 
spalt schaffen  zwischen  Form  einerseits  und  Geist  und  Wesen 
andererseits.  Das  wäre  Selbsttäuschung  oder  Täuschung  der 
anderen. 

Ich  bitte  zu  verzeihen,  dass  ich  mich  bei  dieser  Frage 
länger  aufhielt,  sie  kommt  aber  für  die  Vereinheitlichung 
sehr  in  Betracht.  Wir  dürfen  uns  nach  dem  Gesagten  nicht 
verhehlen,  dass  trotz  dem  Normativsysteme  in  Ungarn  und 
im  Deutschen  Reich  die  Aussichten  einer  Vereinheitlichung 
des  Aktienrechtes  nicht  die  besten  sind.  Es  ist  zweifelhaft, 
ob  man  sich  in  Ungarn  bald  entschliessen  wird,  die  leichte 
Rüstung,  an  die  man  nun  gewöhnt  ist  und  bei  der  man  sich 
wohl  zu  befinden  scheint,  mit  einer  ungleich  schwereren, 
drückenden  Rüstung  zu  vertauschen.  In  Österreich  scheint 
man  nicht  den  Mut  oder  die  Lust  zu  einem  Aktienrecht  ohne 
Vereinskommission  zu  haben  oder  doch  die  gegenwärtige 
mildere  und  weltläufigere  Handhabung  der  Genehmigung 
und  Staatsaufsicht  dem  straffen  Haftungssysteme  des  deutschen 
Rechts  bei  weitem  vorzuziehen.  Es  gibt  wenig  wahre  Freunde 
der  Reform,  wie  sie  die  Vereinheitlichung  erheischen  würde. 
Im  Deutschen  Reich  wird  dagegen  nach  Verschärfungen 
gerufen  und  man  würde  wahrscheinlich  das  Ansinnen,  ledig- 
lich der  Vereinheitlichung  halber  etwas  abzurüsten  —  um 
bei  dem  früheren  Bilde  zu  bleiben  —  z.  B.  dem  ungarischen 
Aktienrechte  einigermassen  entgegenzukommen,  sehr  höfhch, 
aber  sehr  auch  bestimmt  ablehnen.  Das  sind  keine  erfreu- 
hche  Auspizien. 
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Unsere  Resolution  bezeichnet  den  einzig  möglichen 
Weg,  auf  dem  eine  Vereinheitlichung  des  Aktienrechtes 
legislativ  Zustandekommen  könnte.  Die  Entwicklung  müsste 
unvermeidhch  nach  dem  dominierenden  deutschen  Aktien- 
rechte hin  gravitieren.  Dass  aber  dieser  Weg  auch  wirkhch 
beschritten  werden  wird,  das  will  damit  nicht  prophezeit 
sein.  Damit  nicht  ein  Missverständnis  platzgreift,  möchte  ich 
noch  hinzufügen,  dass  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 
überall  wo  sie  besteht,  mutatis  mutandis  dem  Aktienrechte 
folgt.  Sie  einzuführen,  wo  sie  nicht  besteht,  ist  vom  Stand- 
punkte der  Vereinheitlichung  des  Rechtes  keine  Notwendig- 
keit, vorausgesetzt,  dass  in  Ländern,  wo  es  keine  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  gibt,  solche  Gesellschaften  der  übri- 
gen hier  vertretenen  Länder  gleich  den  Aktiengesellschaften 
zum  Geschäftsbetrieb  zugelassen  werden,  und  das  ist  zwischen 
unseren  Staatsgebieten  der  Fall. 

Ich  gelange  nun  zur  Frage  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften. Merkwürdigerweise  sind  bei  diesen  die 
Vorbedingungen  einer  Rechtsgleichheit  am  meisten  vorhan- 
den. In  ihrem  Rechte  waltet  in  den  drei  Ländern  eigentlich 
nur  der  Unterschied  von  Positiv,  Komparativ  und  Superlativ. 
Das  ungarische  Genossenschaftsrecht  ist  sehr  fragmentarisch, 
es  ist  am  wenigsten  ausgebaut.  Das  östereichische  Genossen- 
schaftsgesetz ist  vollständig,  gehört  aber  noch  der  Jugend- 
zeit dieser  Assoziationsform  an.  Das  deutsche  Genossen- 
schaftsrecht repräsentiert  auch  hier  den  modernsten  Styl, 
in  ihm  sind  schon  die  ausserordentlichen  Entwicklungen  des 
Genossenschaftswesens,  die  sich  im  Laufe  der  letzten  30  oder 
40  Jahre  zugetragen  haben,  ihr  Gutes  wie  ihr  Böses  berück- 
sichtigt. Unter  diesen  Verhältnissen  wäre  an  sich  die  Ver- 
einheitlichung kaum  schwieriger  als  für  die  offenen  Handels- 
gesellschaft und  Kommanditgesellschaft  und  ich  würde  keinen 
Anstand  nehmen,  sie  mit  gutem  Gewissen  zu  empfehlen.  Es 
herrschen  aber  leider  in  genossenschaftlichen  Kreisen  Be- 
denken gegen  die  Vereinheitlichung,  die  ziemlich  ernst 
genommen  zu  werden  scheinen.  Einige  Worte  darüber  seien 
mir  noch  gestattet. 

Zuzugeben  ist,  dass  die  Vereinheitlichung  nur  für  ein- 
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zelne  Gruppen  der  Genossenschaften  von  Belang  wäre,  näm- 
lich für  diejenigen,  die  dem  Erwerb  im  engeren  Sinne  die- 
nen, für  die  Genossenschaften  mit  gewerblichem  Geschäfts- 
betrieb. Es  gibt  ja  auch  solche.  Die  sozusagen  bloss 
sparenden  Genossenschaften,  die  im  letzten  Effekt  bloss  auf 
die  Ausgabenseite  des  Wirtschaftsbudgets  wirken,  fallen  da- 
gegen weg.  Diese  Sonderung  würde  aber  nicht  weiter  stören, 
denn  das  Genossenschaftsrecht  wird  meines  Erachtens  mit 
der  Zeit  immer  mehr  mit  den  Differenzierungen  rechnen 
müssen,  die  der  Genossenschaftsbegriff  im  praktischen  Wirt- 
schaftsleben zusehends  erfährt  und  die  naturgemäss  immer 
stärker  werden,  je  mehr  sich  die  Genossenschaften  wirt- 
schaftlich verschiedenen  Aufgaben  widmen.  Ein  Konsum- 
verein, eine  Produktivgenossenschaft,  eine  Kreditgenossen- 
schaft sind  innerlich  und  wirtschaftüch  so  verschiedene 
Unternehmungen,  dass  es  nicht  überraschen  kann,  wenn  in 
vielen  Beziehungen  das  einstmals  einheitlich  generelle 
Genossenschaftsrecht  bald  da,  bald  dort  nicht  mehr  passt 
und  unbequem  wird.  In  dem  treffhchen  Gutachten  des  Herrn 
Tafelrichters  Dr.  Nitsche  ^  ist  auch  darauf  aufmerksam  gemacht, 
nur  würde  ich  im  Gegensatz  zu  ihm  die  Verschiedenheiten 
im  Gesetze  in  weiterem  Umfange  zur  Geltung  kommen  las- 
sen. Der  neue  österreichische  Entwurf  eines  Genossenschafts- 
gesetzes hat  sich  dieser  Notwendigkeit  auch  nicht  ganz  ent- 
ziehen können.  Dass  aber  die  Gruppen  der  Genossenschaf- 
ten, die  hienach  für  unsere  Frage  allein  in  Betracht  kommen, 
an  der  Rechtsvereinheitlichung  kein  Interesse  haben  oder, 
wie  manche  behaupten,  gar  dadurch  Schaden  leiden  könn- 
ten, dem  möchte  ich  nicht  beistimmen.  Sowie  sie  am  wirt- 
schafthchen  Erwerbsleben  teünehmen,  berührt  alles,  was  für 
die  Volkswirtschaft  günstig  und  schädlich  ist,  auch  sie. 

Man  darf,  wie  eingangs  bemerkt  wurde,  die  Rentabili- 
tätsberechnung nicht  allein  darauf  stellen,  was  der  einzelne 
spezielle  Zweig  von  Assoziationen  von  der  Vereinheitlichung 
unmittelbar  und  greifbar  hat,  denn  jeder  von  ihnen  hängt 
zu  sehr  von  der  gesamten  Wirtschaftslage  ab,  die  durch 
Rechtsvereinheithchung  in   der  Regel   verbessert  wird.    Im 

1  S.  Anhang,  Seite  589. 
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Art.  19  des  Ausgleiches  und  in  den  Durchführungsgesetzen 
über  die  Ausdehnung  der  Wirksamkeit    von    Assoziationen 
des  andern  Staatsgebietes,  sind  die  Genossenschaften  neben 
den  Aktiengesellschaften  und  den  G.  m.   b.  H.  genannt,  ein 
Zeichen,  dass  man  auch  sie   daran  interessiert   hält  und   es 
ist  in  der  Tat  nicht  abzusehen,  warum  nicht  z.  B.  eine  Pro- 
duktiv-  oder   eine    Absatzgenossenschaft    am   Verkehre   mit 
dem    Auslande   teilnehmen  und    im    Auslande    eine    Zweig- 
niederlassung haben  sollte  für  den  Vertrieb  von  Wein,  Obst, 
kunstgewerblichen  Gegenständen  usw.  Die  Möglichkeit  des  Zu- 
flusses von  ausländischem  Kapital  kann  auch  für  die  Genossen- 
schaften nicht  grundsätzlich    verneint  werden,   ebensowenig 
das  Bedürfnis   danach  oder  die  Rätlichkeit  solcher  Verstär- 
kungen. Es  mag  nicht  zu  oft  vorkommen,   aber  schlechtweg 
wird  der  Mangel  jedweden  Interesses  an   der  Rechtsverein- 
heitlichung auch   für  die  Genossenschaften  nicht   behauptet 
werden  können.  Es  wird  auch  von  genossenschaftlicher  Seite 
anerkannt  —  u.  zw,  von    derselben    Seite,    die    vom   Herrn 
Vorredner  aUerdings  im  entgegengesetzten  Sinne  angerufen 
wurde  —  dass   das    Genossenschaftswesen    in    Deutschland 
und  in   Österreich    auf    denselben    Grundgedanken    beruht, 
dass  die  Genossenschaften  in  beiden  Staaten  in  ihrer  Organi- 
sation   grosse    Ähnlichkeit  haben   und   dass    auf   den  deut- 
schen  und   österreichischen   Genossenschaftstagen  für  den 
genossenschaftUchen    Geschäftsbetrieb    Richtlinien    gegeben 
werden,  die  in  ihren  Grundsätzen   sehr  oft  übereinstimmen. 
Wenn  all  das  richtig  ist,  dann  sind  doch  genügend  Funda- 
mente vorhanden  für  ein  einheitliches   oder  in   der  Haupt- 
sache  gleiches  Recht,   das  ja   wirklich    schon    besteht.    Das 
ungarische  Genossenschaftsrecht  steht  dieser  Gleichheit  sehr 
nahe,   insbesondere    auch  in  der  Materie    der   persönlichen 
Haftpflicht  und  in  dem  Gutachten  des  Herrn  Dr.  Nitzsche'  be- 
kundet sich  zu  meiner  Freude  gleichfalls  die  Ansicht,  dass  in 
dem  Falle  als  eine  Neuredaktion  des  ungarischen  Genossen- 
schaftsrechtes stattfinden  würde,  diese  sich  an  das  deutsche 
und  österreichische  Recht  enge  anlehnen  sollte.  Die  Frucht 
scheint  demnach  in  der  Tat   reif   zu    sein.    Es  soll    jedoch 

*  S.  Anhang,  Seite  589. 
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nach  unserem  Vorschlag  den  Genossenschaften  unser 
Votum  nicht  aufgedrängt  werden.  Sie  wurden  bisher  noch- 
nicht  gehört  und  sind  deshalb  vor  allem  zu  hören.  Ergibt 
sich  aus  ihren  Antworten,  dass  die  Frage  weiter  verfolgt 
werden  könne,  wird  dies  geschehen.  Zu  wünschen  ist  auch, 
dass  bei  der  anhängigen  Erneuerung  des  österreichischen 
Genossenschaftsgesetzes  das  Ziel  einer  möglichsten  Überein- 
stimmung mit  dem  deutschen  Gesetze  fest  im  Auge  gehal- 
ten werden  möge.  Damit  ist  auch  gesagt,  dass  das  neue 
Gesetz  die  wirtschaftliche  Freiheit  der  Genossenschaften  und 
deren  Selbstverwaltung  und  Selbstverantwortlichkeit  nicht 
vermindern  solle,  was  umso  nachdrücklicher  zu  betonen  ist, 
als  der  Entwurf  des  österreichischen  Genossenschaftsgesetzes 
einige  in  dieser  Beziehung  nicht  ganz  harmlose  und  vor- 
wurfsfreie Bestimmungen  enthält.  Wir  wollen  hoffen,  dass 
sich  diese  im  definitiven  Gesetze  nicht  mehr  oder  nur  in 
sehr  modifizierter  Gestalt  finden  werden. 

Die  bergbauliche  Gewerkschaft  ist  in  Österreich  zum 
letzten  Male  in  den  50-er  Jahren  des  vergangenen  Jahr- 
hundertes  geregelt  worden.  Sie  ist  eine  heute  sehr  anti- 
quierte Gesellschaftsform,  die  es  nicht  verdient,  im  Wege 
der  Rechtsvereinheitlichung  erhalten  zu  werden.  Dem  stände 
auch  im  Wege,  dass  es  in  Deutschland  bekanntlich  kein 
Reichsgesetz  über  die  Gewerkschaften  des  Bergbaues  gibt. 
Man  hat  es  hier  einstweilen  noch  mit  den  verschiedenen 
Landesrechten  zu  tun.  Es  kann  bei  dieser  Sachlage  nur  die 
Erwartung  geäussert  werden,  dass  —  wie  es  für  das  Recht 
der  Genossenschaften  gesagt  wurde  —  bei  einer  etwaigen 
Rechtserneuerung  in  unseren  Ländern  auch  die  Absicht  mit- 
sprechen möge,  zu  einer  weitgehenden  Gleichheit  zu  gelan- 
gen. Durch  eine  literarische  Erörterung  der  für  eine  Neu- 
ordnung der  bergbaulichen  Gewerkschaften  massgebenden 
Prinzipien  könnten  die  reichsdeutschen,  ungarischen'  und 
österreichischen  Juristen  der  Verwirklichung  dieser  Erwar- 
tung erfolgreich  vorarbeiten. 

Damit  glaube  ich,  die  von  den  Berichterstattern  gemein- 
sam vorgeschlagene  Resolution  in  ihren  Hauptzügen  vom 

1  S.  Anhang,  Seite  617. 
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Österreichischen  Standpunkte  und  für  die  österreichischen 
Teilnehmer  der  Konferenz  begründet  zu  haben.  Länger  bei 
einzelnem  zu  verweilen,  wäre  zum  Teile  gewiss  verlockend 
gewesen,  es  hätte  aber  Ihre  Aufmerksamkeit  allzulange  in 
Anspruch  genommen.  Ich  möchte  nur  eines  noch  beifügen. 
Bis  alles  Tatsache  geworden  sein  wird,  was  wir  verlangen 
und  raten,  dürfte  noch  geraume  Zeit  verstreichen,  wenn 
selbst  die  Regierungen  uns  sehr  entgegenkommen.  In  Un- 
garn und  bei  mir  zu  Lande  wird  viel  zu  schaffen  und 
ein  grosses  Werk  zu  verrichten  sein,  bis  das  Recht  der  Er- 
werbsgesellschaften das  in  unserer  Resolution  angegebene 
einheitliche  Niveau  erreicht  haben  wird.  Bis  dahin  können 
sich  die  Tendenzen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine nur  in  der  Weise  durchsetzen,  dass  die  Ausdehnung 
der  geschäftlichen  Tätigkeit  auf  die  Nachbarstaaten  so  sehr 
als  möglich  erleichtert  und  gesichert  werde.  Die  bezüglichen 
Einrichtungen  sind  im  allgemeinen  genügend  und  zweck- 
entsprechend. Nur  in  zwei  Punkten  sind  Lücken,  auf  die 
noch  hinzuweisen  ist.  Im  Ausgleiche  und  in  den  Zulassungs- 
gesetzen sind  die  offenen  Handelsgesellschaften  und  Kom- 
manditgesellschaften übergangen,  obwohl  doch  für  sie  das- 
selbe gut,  wie  z.  B.  für  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften. Es  hat  aber  auch  hier  Interesse  zu  wissen,  ob  und 
welche  Repräsentanz  nötig  ist,  wie  es  mit  der  Buchführung 
der  Zweigniederlassung  steht  und  ob  und  welche  Nachweise 
über  die  Geschäftsführung  zu  liefern  sind.  Vielleicht  wird  die 
Lücke  in  der  Praxis  nicht  empfunden,  vielleicht  behandelt 
man  jene  Gesellschaften  wie  Einzelunternehmungen,  aber 
eine  feste,  unantastbare  Rechtsbasis  wird  immer  gut  sein. 
Im  Verhältnis  zum  Deutschen  Reich  fehlen  aber  zu  dem 
Art.  19  des  Handels-  und  Zollvertrages  analoge  Detailvor- 
schriften, wie  sie  für  den  Verkehr  zwischen  den  beiden 
Reichshälften  bestehen.  Es  wäre  sehr  dankenswert,  wenn 
diese  Komplettierung,  die  gewiss  auf  keine  ernsten  Hinder- 
nisse stösst,  bei  nächster  Gelegenheit  erfolgen  würde.  Ich 
hielt  es  für  angebracht,  darauf  aufmerksam  zu  machen. 

Damit  bin  ich  zu  Ende.   Ich  gebe    noch   dem   Wunsch 
Ausdruck,  dass  unsere    Erklärung    zu   Gunsten   einer    Ver- 
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einheitKchung  des  Gesellschaftsrechtes,  soweit  sie  einmütig 
abgegeben  wird,  Beachtung  und  Gehör  finde.  Vielleicht  gibt 
sie  den  Vorständen  der  hier  vertretenen  Vereinigungen  An- 
lass  zu  erwägen,  ob  es  dieser  Aktion  nicht  sehr  zur  Unter- 
stützung gereichen  würde,  wenn  den  Regierungen  konkrete, 
ausgearbeitete  Gesetzentwürfe,  wenigstens  für  die  Partien, 
die  uns  besonders  interessieren,  überreicht  würden,  Gesetz- 
entwürfe, aus  denen  zu  ersehen  ist,  wie  sich  die  im  Verkehr 
stehenden  Beteiligten  eine  Vereinheitlichung  vorstellen  und 
was  die  Vereinheitlichung  bringen  muss,  wenn  sie  ihnen 
geben  soll,  was  sie  brauchen !  (Lang  anhaltender  stürmischer 
Beifall  und  Händeklatschen.) 

Referent  Dr.  Aurel  Engel: 

Eure  Hoheit !  Exzellenz  !  Meine  Herren ! 

Es  müsste  wahrlich  als  Verdunkelung  erscheinen,  wenn 
ich  die  glänzenden  Ausführungen  meiner  illustren  Mitrefe- 
renten zum  Gegenstande  einer  in  die  Breite  gehenden  Para- 
phrasierung  machen  wollte.  Ich  werde  mich  daher  neben 
einer  kurzen  Skizze  der  Stellung,  die  ich  dem  ganzen 
Fragenkomplexe  gegenüber  einnehme,  auf  jene  Darlegungen 
beschränken,  die  vornehmlich  den  spezifisch  ungarischen 
Standpunkt  kennzeichnen  sollen. 

Ich  möchte  vorausschicken,  dass  ich,  wie  dies  auch  im 
Eingange  der  Leitsätze  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  eine 
zuweitgehende  Vereinheitlichung  nicht  bloss  für  undurch- 
führbar, sondern  sogar  für  schädlich  hielt.  Wirtschafts- 
organismen sind  Lebewesen  und  lassen  sich  nicht  allzu 
schematisch  behandeln. 

Ich  muss  aber  noch  weitergehen  und  ein  Bekenntnis 
machen,  das  aus  dem  Munde  des  Juristen  vielleicht  etwas 
sakrilegisch  anmuten  mag.  Es  besteht  darin,  dass  nach  mei- 
ner Auffassung  die  gesetzliche  Regelung  handelsrechthcher 
Materien  wohl  wichtig,  aber  für  das  praktische  Leben  doch 
nicht  von  allererst  klassiger  Bedeutung  ist.  Wesentlicher  als 
die  gesetzliche  Regelung  scheint  mir  die  Verkehrssitte  und 
das  autonome,  oft  ungeschriebene  Gesetz,  welches  die  mass- 
gebenden Organe   des  Wirtschaftslebens  befolgen  und  auf- 
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erlegen.  Zur  Steuer  der  Wahrheit  und  zur  Schaffung  des 
richtigen  Gesichtswinkels  muss  ich  aber  auch  vom  ungari- 
schen Standpunkte  aus  betonen,  dass  dieses  ungeschriebene 
Gesetz  der  Verkehrssitte  zwischen  den  drei  Reichen  nicht 
vereinheitlicht  zu  werden  braucht,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  es  bereits  einheitlich  ist.  Ich  denke  hiebei  vornehmhch 
an  das  wichtigste  Gebiet  unseres  ganzen  Themas,  nämhch 
an  jenes  der  Aktiengesellschaften.  Auf  Grund  der  gleichen 
leitenden  Gedanken  entstanden,  wenngleich  im  Eisenwerk 
der  Ausführung  vielfach  verschieden  geregelt,  herrschen  im 
Aktienwesen  —  insbesondere  bei  den  leitenden  Banken  und 
sonstigen  grossen  Unternehmungen  —  im  Deutschen  Reich, 
in  Österreich  und  in  Ungarn  genau  die  gleichen  Anschau- 
ungen vor.  Ein  vergleichender  Blick  auf  die  Bilanzen  und 
Berichte  der  führenden  Unternehmungen  wird  diese  zur 
Genüge  dartun. 

Schon  wenige  markante  Beispiele  werden  ihnen  bewei- 
sen, dass  trotz  der  vielfach  abweichenden  einschlägigen 
Gesetznormen  in  den  drei  Reihen  in  ganz  ähnlicher  Weise 
bUanziert  wird.  Sie  werden  finden,  dass  auch  ohne  den 
gesetzlichen  Zwang  zur  Anlegung  einer  Reserve  alle  halb- 
wegs namhaften  ungarischen  Aktiengesellschaften  Reserven 
ansammeln,  und  zwar  weit  über  jenes  Mass  hinaus,  das 
selbst  vom  strengsten  Gesetze  vorgeschrieben  werden  könnte. 
Sie  werden  finden,  dass  auch  ohne  eine  Bestimmung,  wie  sie 
das  deutsche  Handelsgesetzbuch  enthält,  kein  halbwegs  nam- 
haftes ungarisches  Institut  unrealisierte  Gewinne  verrechnet 
oder  gar  zur  Basis  einer  Dividendendeklarierung  macht.  An 
den  Peripherien  des  Wirtschaftslebens  mögen  ab  und  zu 
Missbräuche  vorkommen,  wie  solche  ja  auch  durch  das 
strengste  Gesetz  nicht  verändert  werden  können.  Wer  aber 
jemals  Gelegenheit  hatte,  in  die  internen  Rechnungen  unserer 
führenden  Unternehmungen  Einbhck  zu  nehmen,  kann  nur 
staunenden  Auges  berichten,  in  welchem  Masse  nicht  bloss  die 
Gebote  der  strengsten  Sohdität  beobachtet  werden,  sondern 
auch  eine  geradezu  an  Selbstentäusserung  grenzende  Strenge 
in  der  Bewertung  und  Bilanzierung   überhaupt  geübt  wird. 

Ich  möchte  nicht   missverstanden  werden  und  betone, 
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dass  meine  Ausführungen  durchaus  nicht  auf  einen  kodifi- 
katorischen  Nihilismus  hinauslaufen  wollen.  Ich  bin  mir 
bewusst,  dass  namentiich  [für  gewisse  untere  Schichten  des 
Wirtschaftsgebildes  entsprechende  gesetzgeberische  Mass- 
nahmen unerlässlich  sind.  Meine  Ausführungen  bezwecken 
bloss  ein  Doppeltes :  erstens  die  Determinierung  des  Wertes 
und  des  Wertverhältnisses  von  gesetzgeberischen  Mass- 
nahmen, zweitens  eine  Warnung  vor  zuweitgehender  wahl- 
loser Reglementierung,  die  wirkungslos  bleibt,  wo  sie  wirken 
sollte  und  einschnürend  wirkt,  wo  sie  überflüssig  ist.  Ich 
bekenne  mich  nicht  zu  einem  gesetzgeberischen  Manches- 
terismus, wohl  aber  zu  dem  Satze,  dass  handelsgeschichtliche 
Gesetzesschöpfungen  in  erster  Reihe  die  Aufgabe  haben, 
wirtschaftliche  Betätigungsmöglichkeiten  zu  eröffnen  und 
erst  in  zweiter  Reihe  —  und  da  nur  mit  grosser  Vorsicht  — 
zu  hindern  und  zu  strafen.  Das  richtige  Verhältnis  zwischen 
diesen  zwei  Gesichtspunkten  ist^  meines  Dafürhaltens  das 
Um  und  Auf  aUer  einschlägigen  legislativen  Tätigkeit. 

Auf  die  Einzelheiten  übergehend,  habe  ich  vom  Rechte 
der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der  Kommanditgesell- 
schaft kaum  etwas  zu  sagen.  Die  Unterschiede  in  der  gesetz- 
lichen Regelung  liegen  mehr  auf  dem  Gebiete  der  technischen 
Ausfeilung  als  auf  dem  der  grundsätzlichen  Stellungnahme. 

Den  Kernpunkt  des  ganzen  Fragenkomplexes  erblicke 
ich  im  Rechte  der  Aktiengesellschaften.  Die  Leitsätze  be- 
zeichnen die  wichtigsten  Z^ele,  die  anzustreben  wären  und 
sie  deuten  zum  Teile  auch  den  Weg  an,  auf  welchem  das 
Ziel   zu   erreichen   oder   diesem  doch  nahezukommen  wäre. 

Ich  möchte  nun  vom  Standpunkte  des  ungarischen 
Rechtes  kurz  ausführen,  wie  sich  der  heutige  Zustand  zu 
dem  von  den  Leitsätzen  als  erwünscht  hingestellten  verhält 
und  weiters  darlegen,  inwieweit  die  Realisierung  der  in  den 
Leitsätzen  zum  Ausdruck  gelangenden  Wünsche  hierzulande 
durchführbar  und  vorbereitet  ist. 

Gegen  die  Missbräuche  im  Gründungsstadium,  nament- 
lich bei  Apportgründungen  empfehlen  die  Leitsätze  die  Sta- 
tutierung  einer  weitgehenden  Offenlegungspflicht  und  die 
Feststellung  einer  Prüfungspflicht  für  die  Gründer  und  die 
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Mitglieder  der  Verwaltung.  Das  heutige  ungarische  Gesetz 
enthält  hievon  das  Prinzip  der  Offenlegungspflicht.  In  §  150 
wird  bestimmt,    dass   Sacheinlagen    im    Gründungsprospekt 

—  der  die  Keimzelle  der  ungarischen  Aktiengesellschaft 
ist  —  angegeben  und  bewertet  werden  müsse.  In  §  156  ist 
bestimmt,  dass  über  den  Wert,  zu  welchem  die  Sacheinlage 
übernommen  wird,  die  konstituierende  Generalversammlung 
einen  Beschluss  zu  fassen  hat  und  dass  der  auf  die  Sach- 
einlage bezügliche  Inhalt  des  Gründungsprospektes  —  bei 
sonstiger  Unwirksamkeit   der  einschlägigen  Vereinbarungen 

—  in  das  Statut  aufzunehmen  ist.  Das  ist  im  grossen  und 
ganzen  dasselbe,  was  §  186  des  deutschen  H.  G.  B.  in  diesem 
Belange  enthält.  Dagegen  fehlen  im  ungarischen  Rechte 
Bestimmungen,  wie  sie  die  §^  191 — 194  des  deutschen 
H.  G.  B.  enthalten.  Es  fehlt  zunächst  die  Bestimmung  des 
§  191,  laut  welcher  die  Gründer  in  einem  schriftlichen 
Gründerbericht  die  wesentlichen  Umstände  darzulegen  haben, 
von  welchen  die  Angemessenheit  der  für  die  eingelegten 
oder  übernommenen  Gegenstände  gewährten  Beträge  abhängt 
und  dass  sie  hiebei  die  vorausgegangenen  Rechtsgeschäfte, 
den  Erwerbs-  und  Herstellungspreis  aus  den  letzten  beiden 
Jahren  und  im  FaUe   der  Einbringung  eines  Unternehmens 

—  also  bei  sogenannter  Umwandlung  in  eine  Aktiengesell- 
schaft —  die  Betriebserträgnisse  aus  den  beiden  letzten 
Geschäftsjahren  anzugeben  haben.  All  dies  ist  gewiss  gerecht- 
fertigt und  eine  diesbezüghche  Ergänzung  des  ungarischen 
Gesetzes  ist  daher  empfehlenswert.  Es  muss  wohl  auch  auf 
Grund  des  heute  geltenden  ungarischen  Gesetzes  angenom- 
men werden,  dass  der  Gesetzgeber  davon  ausgegangen  ist, 
dass  die  Gründer  in  der  Bewertung  nicht  gegen  besseres 
Wissen  handeln  werden,  doch  ist  es  immer  gut,  wenn  man 
von  Personen,  deren  Handlungen  auf  die  Interessen  anderer 
Leute  auswirken,  eine  Begründung  ihres  Tuns  fordert.  Dies 
gut  vom  Gründer  einer  Aktiengesellschaft  sicherlich  nicht 
in  geringerem  Masse  als  z.  B.  vom  Richter,  der  ein  Urteil 
schöpft. 

Das   deutsche   Gesetz   bestimmt   weiters   in   den  §§  192 
und   193,   dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Auf- 
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Sichtsrates  in  allen  FäUen  den  Hergang  der  Gründung  zu 
prüfen  haben  und  betont  besonders  die  Pflicht  zur  Nach- 
prüfung der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  auf  die 
Zeichnung  und  Einzahlung  des  Gründungskapitals  sowie  der 
auf  die  Sachgründung  bezüglichen  Festsetzungen  des  Grün- 
derberichtes. Diese  Bestimmungen  fehlen  im  ungarischen 
Gesetze  gänzlich.  Die  Organe  der  bereits  gegründeten  Ge- 
sellschaft sind  laut  dem  heute  geltenden  ungarischen  Gesetze 
weder  berechtigt  noch  verpfhchtet,  eine  Kontrolle  der  Ange- 
messenheit der  für  die  Sacheinlagen  gewährten  Gegenlei- 
stungen vorzunehmen.  Wenngleich  nun  im  praktischen  Leben 
Personen,  die  auf  Namen  und  Reputation  halten,  auch  in 
Ungarn  ohne  eine  solche  Prüfung  nicht  in  die  Verwaltung 
einer  Aktiengesellschaft  eintreten  und  daher  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  die  Prüfung  durch  die  GeseUschaftsorgane  auch 
ohne  gesetzUchen  Zwang  stattfindet,  ist  es  dennoch  empfeh- 
lenswert und  unbedenklich,  die  einschlägigen  Bestimmungen 
des  deutschen  Gesetzes  auch  bei  uns  einzuführen. 

Eine  weitere  Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes  — 
§  192,  Abs.  2  —  geht  dahin,  dass  in  dem  Falle,  wenn  eine 
bei  der  Gründung  individuell  interessierte  Person  Mitglied 
des  Vorstandes  oder  des  Aufsichtsrates  wird  und  auch  ohne- 
dies im  Falle  einer  Sachgründung  nebst  der  Prüfung  durch 
den  Vorstand  und  den  Aufsichtsrat  auch  eine  Prüfung  durch 
besondere  Revisoren  stattzufinden  hat.  Diese  Revisoren 
werden  durch  das  für  die  Vertretung  des  Handelsstandes 
berufene  Organ,  in  Ermangelung  eines  solchen  durch  das 
Gericht  besteht.  Eine  solche  Bestimmung  fehlt  nun  im  unga- 
rischen Gesetze  gänzlich.  Wie  bereits  aus  den  Leitsätzen 
ersichthch,  stehe  ich  gleich  meinen  geehrten  Herren  Mit- 
referenten der  Einrichtung  der  Revisoren  sehr  freundhch 
gegenüber  und  hätte  grundsätzlich  auch  dagegen  nichts 
einzuwenden,  dass  sie  im  Gründungsstadium  und  namentlich 
bei  der  Sachgründung  eine  entsprechende  RoUe  erhalten. 
Die  Frage  hängt  indes  naturgemäs  davon  ab,  ob  das  Men- 
schenmaterial, aus  dem  die  Revisoren  hervorgehen  sollen, 
auch  wirkMch  vorhanden  ist.  Ich  werde  weiter  unten,  wo 
von  der  Einführung  der  Revisoren  als  ordentlicher  Organe 
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der  regelmässigen  Kontrollführung  die  Rede  sein  wird,  hierauf 
noch  des  näheren  zurückkommen. 

Von  wesentHcher  Bedeutung  ist  natürhch  auch  die  Frage 
der  Sanktion,  die  auf  die  Verletzung  oder  Vernachlässigung 
der  einschlägigen  Vorschriften  gesetzt  ist.  Das  deutsche 
Gesetz  bestimmt  zunächst  eine  Schadenersatzpflicht  der 
Gründer.  Dieser  Grundsatz  ist  auch  im  §  150  des  ungari- 
schen Gesetzes  enthalten,  wobei  freilich  nicht  zu  übersehen 
ist,  dass  der  Begriff  der  Gründer  im  deutschen  Gesetze  viel 
weiter  gefasst  erscheint  als  im  ungarischen. 

Das  deutsche  Gesetz  geht  jedoch  über  diesen  Personen- 
kreis weit  hinaus  und  dehnt  die  Schadenersatzpflicht  unter 
gewissen  Voraussetzungen  auf  aUe  jene  Personen,  die  bei 
der  Prüfung  mitgewirkt  haben  und  im  FaUe  einer  früher 
als  zwei  Jahre  nach  der  Eintragung  erfolgenden  öffentlichen 
Ankündigung  der  Aktien  auch  auf  die  Emissionshäuser  aus. 
Auch  die  Mitgheder  des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrates 
sind  in  eigener  Person  subsidiär  haftbar,  wenn  der  Schaden- 
ersatz von  den  Gründern,  deren  Helfern  und  den  Emissions- 
häusern nicht  hereinzubekommen  ist.  Ausserdem  setzt  §  313 
des  deutschen  H.  G.  B.  Gefängnisstrafe  und  Geldstrafe  bis 
zu  20,000  M  auf  wissentlich  falsche  Angaben  der  Gründer, 
Vorstandsmitglieder,  1  Aufsichtsratsmitglieder  und  Emissions- 
häuser. 

Das  heutige  ungarische  Recht  kennt  von  alldem,  wie 
bereits  erwähnt,  die  Schadenersatzpfücht  der  Gründer  und 
ebenso  eine  Strafsanktion  gegen  die  letzteren,  die  allerdings 
nur  drei  Monate  Haft  und  subsidiär  eine  Geldstrafe  bis 
2000  K  betragen  kann.  Den  Mitgliedern  des  Vorstandes  ist 
für  bewusst  falsche  Angaben  zum  Zwecke  der  Eintragung 
der  Gesellschaft  ebenfalls  eine  Freiheitsstrafe  angedroht.  Da 
es  aber  keine  obligatorische  Prüfung  des  Gründungsher- 
ganges bezw.  keine  verpflichtende  Kontrolle  Jder  Sachein- 
lagen gibt,  kann  auf  Grund  des  ungarischen  Gesetzes  weder 
eine  materielle  Haftung  noch  auch  eine  Strafsanktion  für 
die  Vorstands-  bezw.  AufsichtsmitgUeder  wegen  Vernachläs- 
sigung dieser  Prüfung  als  bestehend  angesehen  werden. 

Die  lex  ferenda  betreffend  geht  meine  Ansicht  dahin, 
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dass  die  Schadenersatzpflicht  und  für  den  Fall  des  Dolus 
auch  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  gegen  die  Gründer, 
sowie  gegen  die  zur  Prüfung  zu  verpflichtenden  Mitglieder 
des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrates  eingeführt  werden 
kann.  Ich  möchte  hiebei  in  Verbindung  mit  der  Revisoren- 
einrichtung allerdings  eine  Milderung  eintreten  lassen,  wenn 
der  Vorstand  und  der  Aufsichtsrat  die  Prüfung  durch  ent- 
sprechende Revisoren  vornehmen  liessen  und  selbst  in 
gutem  Glauben  gewesen  sind.  Die  Einführung  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Emissionshäuser  ist  eine  Frage,  die  für 
Ungarn  bedenklich  und  von  verhältnismässig  geringer  prak- 
tischer Bedeutung  ist,  indem  Aktien-Subskriptionen  auf 
Grund  öffentlicher  Ankündigung  hierzulande  überhaupt  zu 
den  Seltenheiten  gehört. 

Betreffs  der  Offenlegungspflicht  habe  ich  den  Leitsätzen 
kaum  etwas  hinzuzufügen.  Auch  heute  stellt  das  ungarische 
Gesetz  die  Vorbringung  unwahrer  Behauptungen  in  der 
Generalversammlung  und  die  Aufstellung  falscher  Bilanzen 
unter  Straf  Sanktion.  Dies  ist  und  bleibt  die  Hauptsache. 

Der  Verschleierungsparagraph  des  deutschen  Gesetzes 
scheint  mir  in  seiner  heutigen  Fassung  nicht  ungefährlich. 
Es  sind  ja  krasse  Fälle  aus  der  deutschen  Rechtsprechung 
bekannt,  die  überall  Anstoss  erregt  haben.  Es  gibt  gewiss 
ein  Verschweigen,  das  einer  Lüge  gleichzuachten  ist.  Es  ist 
aber  in  hohem  Masse  gefährlich,  das  Schweigen  schlechtweg 
unter  Straf  sanktion  zu  stellen.  Hierauf  zielt  diese  Einschrän- 
kung in  den  Leitsätzen,  dass  die  Offenlegungspflicht  nur 
so  weit  zu  statuieren  sei,  als  das  Geschäftsgeheimnis  dies 
zulässt. 

Ich  komme  nun  zu  jenem  Teile  der  auf  die  Aktien- 
gesellschaft bezüglichen  Leitsätze,  der  meiner  Ansicht  nach 
der  praktisch  wichtigste  ist.  Es  ist  dies  die  Frage  der  Kon- 
trolle der  Geschäftsführung  und  der  Bilanz  während  des 
Bestandes  der  Gesellschaft.  Es  ist  allgemein  bekannt,  dass 
dies  der  wundeste  Punkt  der  Organisation  der  Aktiengesell- 
schaft ist,  nicht  nur  bei  uns,  sondern  ausnahmlos  überall. 

Es  stehen  sich  hier  die  grossen  Gesichtspunkte  gegen- 
über,  die   immer  in   den   Vordergrund  treten,   wenn   eine 
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geringe  Zahl  von  Menschen  als  Sachwalter  für  eine  grosse 
Menge  handelt.  Die  Erfolgmöglichkeiten  liegen  meistens  in 
der  Linie  des  ungebunden  autokratischen  Vorgehens  kraft- 
voller Persönlichkeiten.  Die  Kraftfülle  der  Persönlichkeit, 
namentlich  in  Verbindung  mit  dem  durch  den  Erfolg  gestei- 
gerten Selbstbewusstsein  verleitet  aber  gar  zu  leicht  zu  einem 
Missbrauch  der  Gewalt.  Schranken  werden  oft  als  Fesseln 
empfunden  und  hemmen  die  Entfaltung  der  Fähigkeiten. 
Schrankenlosigkeit  wird  aber  häufig  zur  Zügellosigkeit.  Dies 
ist  der  innere  Widerstreit,  von  welchem  das  Getriebe  der 
Aktiengesellschaft  blos  ein  winziges  Spiegelbild  wiedergibt 
und  das  man  in  ungleich  grösseren  Massen  und  viel  klarer 
in  den  politischen,  kirchlichen  und  gesellschaftlichen  Orga- 
nismen aller  Zeiten  und  Länder  in  die  Erscheinung  treten 
sieht.  Der  Kampf  zwischen  Selbstherrschaft  und  Verfassungs- 
mässigkeit, zwischen  Oligarchie  und  Demokratie,  sie  alle 
beruhen  auf  dem  Widerspiel  derselben  Kräfte.  Die  mittlere 
Linie  zu  finden,  ohne  einen  der  beiden  Gesichtspunkte  zu 
vernichten,  das  ist  der  springende  Punkt  der  zu  lösenden 
Frage. 

Das  tätige  Organ  A.  G.  der  ist  sowohl  laut  dem  deut- 
schen wie  dem  österreichischen  und  ungarischen  Rechte  der 
Vorstand  und  es  steht  für  jeden  Einsichtigen  ausser  Frage, 
dass  es  so  sein  muss.  Als  Kontrollbehörde  wirkt  nach  allen 
drei  Rechten  in  der  Hauptsache  der  Aufsichtsrat.  Hiebei  ist 
indes  zu  beachten,  dass  der  Ausdruck  zwei  ganz  verschie- 
dene Begriffe  deckt.  Den  Unterschied  haben  zwei  Zeilen  des 
ungarischen  Gesetzbuches  bewirkt.  Der  letzte  Absatz  des 
§  195  des  ungarischen  H.  G.  B.  bestimmt  nämlich,  dass  dem 
Aufsichtsrate  ausser  der  Kontrolle  keine  anderen  Agenden 
übertragen  werden  dürfen.  In  der  deutschen  Aktiennovelle 
vom  Jahre  1884  hat  diese  Bestimmung  gefehlt;  im  neuen 
deutschen  H.  G.  B.  —  §  246,  Abs.  3  —  heisst  es  ganz  im 
Gegenteil,  dass  weitere  Obliegenheiten  des  Aufsichtsrates 
durch  den  Gesellschaftsvertrag  bestimmt  werden.  Durch 
diesen  Unterschied  ist  der  deutsche  Aufsichtsrat  zum  Ver- 
waltungsrat geworden,  der  ungarische  Aufsichtsrat  aber  zu 
einem  Organ,  das  in  der  Wirklichkeit  meist  bloss  der  Form 
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nach  eine  Kontrolle  führt.  In  Ungarn  hat  sich  nun  das  Leben 
derart  geholfen,  dass  in  der  Direktion  sowohl  der  Vorstand 
wie  der  Aufsichtsrat  des  deutschen  Rechtes  vereinigt  ist. 
Die  Lage  ist  demnach  vom  Gesichtspunkte  des  praktischen 
Lebens  aus  gesehen,  im  Deutschen  Reiche  ebenso  wie  in 
Ungarn,  die  gleiche:  die  Kontrolle  ist  mehr  oder  weniger 
eine  Selbstkontrolle.  Das  heisst  also  klar  herausgesagt  soviel, 
dass  in  Wirklichkeit  keine  richtige  Kontrolle  besteht,  die 
Direktion  vielmehr  —  namentlich  solange  es  gut  geht  — 
nicht  etwa  der  Generalversammlung,  sondern  bloss  Gott 
und  dem  eigenen  Gewissen  verantwortlich  ist. 

Man  hat  mit  dieser  Gestaltung  sowohl  in  Deutschland 
als  auch  bei  uns  bisher  das  Auslangen  gefunden.  Meistens 
recht,  manchmal  auch  schlecht.  Jedenfalls  täte  hier  ein  Wan- 
del gut. 

Dem  Werte  der  Statuierung  neuer  Verantwortlichkeiten 
stehe  ich  skeptisch  gegenüber;  sie  würden  ja  nach  der 
Individualität  lähmend  \virken  oder  unbeachtet  bleiben  und 
vielfach  auch  einen  bloss  schwer  erstreitbaren  und  oft  un- 
einbringlichen Anspruch  für  die  Gesellschaft  begründen.  Den 
richtigen  Weg  scheint  mir  bloss  das  englische  Recht  einge- 
schlagen zu  haben,  indem  es  die  Einrichtung  der  obligatori- 
schen Revision  eingeführt  hat.  Ich  darf  in  dieser  illustren 
Versammlung  darauf  verzichten,  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen der  englischen  Companies  Act  vom  Jahre  1900  zu 
wiederholen,  da  sie  ja  hinlänglich  bekannt  sind. 

Der  Schwerpunkt  liegt  indes  darin,  dass  in  England 
seit  Jahrzehnten  eine  ansehnliche  Anzahl  von  entsprechend 
geschulten  Revisoren  vorhanden  ist,  die  in  sehr  angesehenen 
Körperschaften  vereinigt  sind,  welche  eine  starke  Gewähr 
für  die  Verlässlichkeit  der  zu  ihrem  Verbände  gehörenden 
Personen  bieten.  Solange  diese  Vorbedingung  nicht  geschaf- 
fen ist,  kann  natürlich  eine  gesetzliche  Verpflichtung  zur 
Einführung  der  Revision  nicht  festgelegt  werden.  Auch  in 
England  erfolgte  die  Einführung  nur  stufenweise. 

Ich  habe  in  dieser  Richtung  bereits  in  meinem,  dem 
ungarischen  Juristentage  vom  Jahre  1911  erstatteten  Gut- 
achten Vorschläge  gemacht,  die  ich  auch  heute  aufrechthalte. 
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Sie  gingen  dahin,  dass  —  an  den  Handelsakademien  oder 
ausserhalb  dieser  —  Fachkurse  für  die  Ausbildung  von 
Revisoren  errichtet  werden  sollen.  Ich  bemerke  übrigens, 
dass  inzwischen  unter  der  Ägide  Sr.  Exz.  Szterenyi  gewisse 
Bestrebungen  in  dieser  Hinsicht  in  die  Tat  umgesetzt 
wurden. 

Die  also  ausgebildeten  Personen  müssten  vor  einer  von 
der  Regierung  zu  regelnden  Kommission  eine  Prüfung  be- 
stehen, die  sich  nicht  bloss  auf  Kenntnisse  in  der  Buchhal- 
tung, sondern  in  einem  gewissen  Masse  auch  auf  Kenntnisse 
im  Handelsrecht  erstrecken  müsste.  Wenn  eine  Anzahl  aus- 
gebildeter Revisoren  bereits  vorhanden  sein  wird,  dann 
sollten  die  führenden  Budapester  Geldinstitute  etwa  in  einer 
Gemeinschaft,  wie  sie  der  Giro-  und  Kassenverein  darsteUt, 
zusammentreten  und  eine  entsprechende  Organisation  für 
die  Anstellung  und  Verwendung  der  Revisoren  schaffen. 
Der  nächste  Schritt  wäre  der,  dass  die  Budapester  Börse 
für  jene  Gesellschaften,  deren  Aktien  oder  Obligationen  dort 
notiert  sind,  in  stufenweiser  Ausgestaltung  die  statutarische 
Einführung  der  Revision  angeordnet  würde.  Erst  wenn  sich 
all  dies  bewährt,  könnte  eine  gesetzHche  Bestimmung  fest- 
gelegt werden,  durch  welche  die  Revision  obligatorisch  ge- 
macht wird.  Ich  möchte  noch  hinzufügen,  dass  auch  die 
Notenbank  einen  starken  Druck  in  der  Richtung  der  auto- 
nomen Einführung  der  Revision  ausüben  könnte  und  erinnere 
hiebei  an  die  wichtige  Rolle,  welche  die  Deutsche  Reichsbank 
in  der  Frage  der  Zweimonatsbilanzen  der  Berliner  Gross- 
banken gespielt  hat.  Ich  denke,  dass  dieser  Entwicklungs- 
gang nicht  bloss  in  Ungarn,  sondern  auch  im  Deutschen 
Reich  und  in  Österreich  der  richtige  wäre,  weil  er  sicher- 
stellen würde,  dass  nur  erprobte  Einrichtungen  obHgatorisch 
in  das  Gesetzbuch  gelangen.  Als  selbstverständlich  betrachte 
ich,  dass  den  Revisoren  in  der  imperativsten  Weise  verboten 
werden  müsste,  geschäftliche  Interna  der  revidierten  Gesell- 
schaft —  selbstredend  mit  Ausnahme  der  von  ihnen  be- 
anständeten und  trotz  der  Beanständung  nicht  richtiggestell- 
ten Posten  —  in  der  Generalversammlung  oder  ausserhalb 
dieser  bekanntzugeben. 
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Ich  erblicke  somit  für  die  Aktiengesellschaft  in  dem 
Punkt  2/c  der  Leitsätze  den  wichtigsten  Satz  und  habe  mit 
den  vorstehenden  Ausführungen  bloss  zeigen  wollen,  auf 
welche  Art  ich  die  Vorbereitung  einer  solchen  gesetzgeberi- 
schen Verfügung  für  möglich  halte. 

Der  Schutz  der  Minderheit,  von  dem  der  nächste  Absatz 
unserer  Leitsätze  handelt,  ist  ein  sehr  beliebt  gewordenes 
Schlagwort,  dem  aber  lange  nicht  der  Gehalt  innewohnt, 
den  breite  Schichten  in  ihm  vermuten.  Das  Anfechtungsrecht, 
wie  es  sich  auf  Grund  der  Rechtsprechung  des  Reichsober- 
handelsgerichtes ausserhalb  des  Gesetzes  entwickelt  hat  und 
rudimentär  in  das  ungarische  Gesetz  aufgenommen  wurde, 
ist  gewiss  heilsam  und  soll  beibehalten  werden.  Das  unga- 
rische Gesetz  ist  in  diesem  Punkte  reformbedürftig,  doch 
liegen  die  Reformen  nicht  etwa  in  der  Linie  der  Ausdehnung, 
sondern  in  jener  der  Einschränkung.  Während  nämlich  das 
deutsche  Gesetz  die  Anfechtung  an  eine  einmonatUche  Prä- 
klusivfrist bindet,  setzt  das  ungarische  Gesetz  für  Anfech- 
tungsklagen die  auf  Formverletzungen  gegründet  sind,  wohl 
eine  fünfzehntägige  Frist,  für  solche  aus  materiellen  Grün- 
den aber  keinerlei  zeitliche  Beschränkung.  Es  besteht  also 
—  mindestens  theoretisch  —  die  MögUchkeit,  dass  in  Ungarn 
eine  Anfechtungsklage  bis  zum  Ablaufe  der  zivilrechtlichen 
Verjährungsfrist,  d.  h.  während  zweiunddreissig  Jahre,  ange- 
strengt werden  kann.  Dass  ist  natürlich  ein  Unding  und  es 
kann  dem  Richter  viel  Kopfzerbrechen  verursachen,  wie  er 
einen  sollchen,  nach  Fug  und  Recht  längst  antiquierten, 
Anspruch  gegebenen  Falles  mit  einer  gekünstelten  Auslegung 
abwähren  soll.  Ebenso  müssten  die  weiteren  Beschränkungen, 
die  die  §§  271—273  des  deutschen  H.  G.  B.  enthält  (Pro- 
teste in  der  Generalversammlung,  Minimalbruchteil  des  Aktien- 
kapitales für  gewisse  mit  der  Bilanzierung  zusammenhän- 
gende Klagen,  ferner  die  Pfhcht  zur  Sicherheitsleistung  und 
die  Schadenersatzpflicht  für  böswillige  Anfechtungsklagen) 
eingeführt  werden. 

Ich  übergehe  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 
von  der  nicht  viel  mehr  zu  sagen  ist,  als  die  Leitsätze  ent- 
halten. 

14* 
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Bevor  ich  indes  auf  das  modernste  Gebilde  des  Gesell- 
schaftsrechtes, die  G.  m.  b.  H.  übergehe,  kann  ich  nicht  um- 
hin, dankend  jener  vorzüglichen  Gutachten  zu  gedenken, 
die  wir  in  Sachen  des  Genossenschaftsrechtes  vom  königl. 
Tafelrichter  Herrn  Dr.  Nitsche  und  in  Sachen  der  Gewerk- 
schaften von  den  Herren  Kurialrichter  Dr.  Armin  Fodor  und 
Ministerialrat  Aladär  Wahlner  erhalten  haben.  Die  beiden 
Themata  sind  noch  nicht  reif.  Sobald  jedoch  dieses  Stadium 
eintritt,  werden  die  erwähnten  Gutachten  als  reiche  Fund- 
gruben für  den  Gesetzgeber  dienen. 

Betreffs  der  (i.  m.  b.  H.  ist  der  Berichterstatter  gleich- 
falls in  der  angenehmer  Lage,  auf  ein  geradezu  mustergül- 
tiges Gutachten,  jenes  des  Herrn  Rechtsanwaltes  Hachenburg 
hinweisen  zu  können.  Auch  wäre  es  nach  den  Ausführun- 
gen des  Herrn  Prof.  Lehmann  und  Sr.  Exz.  Dr.  Klein  über- 
flüssig, auf  die  Behandlung  der  Einzellieiten  einzugehen  und 
die  verhältnismässig  kleinen  Abweichungen  zwischen  dem 
deutschen  und  dem  österreichischen  Gesetze  gegeneinander 
abzuwägen.  Tatsache  ist,  dass  auch  nach  deutschem  Urteil 
das  österreichische  Gesetz  einen  Fortschritt  bedeutet  und 
bei  einer  Vereinheitlichung  sehr  wohl  verwertet  werden  kann, 
Immerhin  scheint  mir  Hachenburg  sehr  im  Rechte  zu  sein, 
wenn  er  bezüglich  gewisser  Punkte  für  den  Standpunkt  des 
deutschen  Gesetzes  eine  Lanze  bricht.  Ich  hebe  namentlich 
jene  Bestimmungen  hervor,  die  es  ermöglichen  sollen,  die 
G.  m.  b.  H.  nicht  bloss  für  die  kapitalistische,  sondern  auch 
für  die  individualistische  ünternehmungsform  brauchbarer 
zu  gestalten.  Neben  der  Stammeinlage  lässt  das  deutsche 
Gesetz  beliebige  andere  Leistungen  zu,  während  das  öster- 
reichische Gesetz  ausser  der  Stammeinlage  bloss  wieder- 
kehrende, nicht  in  Geld  bestehende,  aber  Vermögenswert 
besitzende  Leistungen  kennt.  Das  deutsche  Gesetz  ermöglicht 
in  weit  höherem  Masse  als  das  österreichische  die  Annähe- 
rung der  G.  m.  b.  H.  an  die  offene  Handelsgesellschaft,  also 
an  das  individuell  gefärbte  Unternehmen. 

Was  nun  den  ungarischen  Standpunkt  betrifft,  so  ist 
zunächst  festzustellen,  dass  nicht  das  geringste  Bedenken 
gegen    die     Einführung   dieser     Gesellschaftsform    besteht. 
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Hachenburg  sagt,  dass  Ungarn  selbst  beurteilen  müsse,  ob 
es  sich  für  reif  genug  halte,  um  diese  erleichterte  Form  des 
Unternehmens,  die  infolge  des  beschränkten  Risikos  zu  grös- 
serem Wagemut  reizen  kann,  einzuführen.  Wir  dürfen  dieses 
Bedenken  restlos  fallen  lassen.  Die  Volkswirtschaft  und 
namentlich  das  kommerzielle  Getriebe  Ungarns  ist  auf  Instru- 
mente dieses  Gefahrgrades  sehr  gut  eingerichtet  und  in 
ihrer  Handhabung  überaus  geschult.  Die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft ist  nämlich  bei  uns  durchaus  zum  täghchen  Brot 
geworden,  so  dass  es  keineswegs  den  Tatsachen  entspricht, 
wenn  Hachenburg  —  offenbar  auf  Grund  der  Kenntnis  des 
Gesetzes,  nicht  aber  auf  Grund  der  ihm  nicht  zugänglichen 
ungarischen  Praxis  -  annimmt,  dass  die  Gründung  von 
Aktiengesellschaften  hierzulande  nicht  leicht  und  deren 
Organisation  kompliziert  sei.  Das  Gegenteil  ist  der  Fall. 
Eine  Gefahr  wurde  denn  in  der  beabsichtigten  Einführung 
der  G.  m.  b.  H.  meines  Wissens  von  keinem  Landeskundi- 
gen erblickt.  Eher  könnte  die  Frage  laut  werden,  ob  — 
gerade  mit  Rücksicht  auf  die  leichte  Handhabung  der  Aktien- 
gesellschaftsform —  eine  Notwendigkeit  für  die  Einführung 
der  G.  m.  b.  H.  besteht.  Die  Leitsätze  haben  auf  meine  Anregung 
hin  einen  zustimmenden  Standpunkt  eingenommen  —  nicht 
als  ob  ich  ein  dringendes  Bedürfnis  dafür  sähe,  sondern 
gerade  deshalb,  weil  kein  Bedenken  vorliegt. 

Ich  befürworte  also  die  Einführung  der  G.  m.  b.  H. 
in  Ungarn.  Es  muss  indes  mit  aUem  Nachdruck  betont  wer- 
den, dass  sich  ein  weites  Anwendungsgebiet  für  diese  Gesell- 
schaftsform blos  in  dem  Falle  eröffnen  dürfte,  wenn  sie  im 
Steuer-  und  gebührenrechtlicher  Hinsicht  eine  Vorzugsbehand- 
lung erfährt.  Wenn  hingegen  die  G.  m.  b.  H.  bezüglich  der 
öffentlichen  Abgaben  ebenso  oder  nur  wenig  besser  gestellt 
werden  soUte  als  die  Aktiengesellschaft,  dann  wird  für  das 
Wirtschaftsleben  —  namentlich  beim  heutigen  Stande  unse- 
ser  Aktiengesetzgebung  —  keinerlei  Grund  vorhanden  sein, 
anstatt  der  eingebürgerten,  wohlvertrauten  Form  der  A.-G. 
jene  der  G.  m.  b.  H.  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Was  nun  die  Vereinheitlichung  betrifft,  so  besteht  hin- 
gegen vom  ungarischen  Standpunkte  bezüghch  dieser  Materie 
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keinerlei  Hindernis,  ja  es  wäre  sogar  erwünscht,  das  Experi- 
ment gerade  hier  zu  machen,  wo  unsere  Gesetzessammlung 
vorläufig  noch  ein  weisses  Blatt  aufweist. 

Wie  verlautet,  beabsichtigt  das  Justizministerium  dem- 
nächst einen  Entwurf  herauszugeben.  Es  wird  sich  empfehlen, 
dass  in  der  gesetzgeberischen  Erledigung  dieses  Entwurfes 
gerade  im  Hinblick  auf  die  Vereinheitlichungsbestrebungen 
ein  Ritartando  eingeschlagen  werde.  Es  ist  misslich,  heute 
ein  Gesetz  zu  schaffen  und  es  über  kurz  wieder  zu  ändern. 
Das  erbrachte  Gesetz  führt  unwillkürlich  zu  einer  gewissen 
Abneigung  gegen  Abänderungen  oder  zu  dem  menschlich 
begreiflichen  Bestreben,  aus  dem  eigenen  Werke  —  nicht 
bloss  aus  sachlichen  Gründen,  sondern  weil  man  seinen  Stem- 
pel einmal  darauf  gedrückt  hat  —  möglichst  viel  hinüber- 
zuretten.  Und  wenn  dem  auch  nicht  so  wäre,  so  ist  es  doch 
für  eine  neue  Einrichtung  keineswegs  förderlich,  wenn  sie 
schon  umgepflanzt  wird,  bevor  sie  noch  im  Volksbewusstsein 
Wurzeln  geschlagen  hat.  (Lebhafter  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 

Geheimer  Kommerzienrat  Vorster : 

Nachdem  die  Redner  das  Thema  bisher  von  der  juristi- 
schen Seite  behandelt  haben,  wird  es  sich  empfehlen,  auch 
vom  Standpunkt  der  Praxis  einige  Worte  zu  sprechen.  Ich 
werde  nicht  das  grosse  Gebiet  der  Vereinheitlichung  behan- 
deln, sondern  will  mich  lediglich  gegen  einige  Ausführungen 
der  geehrten  Herrn  Referenten  zu  wenden. 

Das  deutsche  Gesetz  betreffend  die  G.  m.  b.  H.  das  ich 
für  ein  unvergängliches  Ruhmesblatt  der  Gesetzgebung  halte, 
passierte  am  20.  April  1892  ohne  Sang  und  Klang  unseren 
Reichstag.  Das  ist  wohl  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass 
nur  sehr  wenige  Reichstagabgeordnete  für  diese  Materie  ein 
Verständnis  hatten,  und  so  wurde  das  (lesetz  also 
glatt  angenommen.  Gleich  im  Anfange  war  es  juristi- 
schen Anfechtungen  ausgesetzt.  2  oder  3  Jahre  später  hat 
es  bereits  an  Abänderungsvorschlägen  nicht  gefehlt,  ebenso- 
wenig an  Hinweisungen  auf  diese  oder  jene  Mängel.  Hier 
hat  aber  die  Praxis  wieder  bewiesen,  dass  die  menschlichen 
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Verhältnisse  durchschlagender  wirken  als  juristische  Beden- 
ken, und  so  ist  dieses  Gesetz  zu  einem  der  segensreichsten 
für  die  Industrie  geworden  und  hat  sich  bis  jetzt  glänzend 
bewährt. 

Wenn  auf  einzelne  Schönheitsfehler,  namenthch  bezüg- 
lich der  Sacheinlagen  hingewiesen  wurde,  so  möchte  ich 
darauf  erwidern,  dass  man  in  allen  unseren  Gesetzen  solche 
Fehler  finden  kann,  wenn  man  danach  sucht  und  dass  man 
auch  gegen  die  A.-G.  und  gegen  die  offene  Handelsgesell- 
schaft Angriffe  zu  richten  in  der  Lage  ist.  Gesetze  werden 
aber  nicht  wegen  der  Ausnahmen  gemacht. 

Nach  diesen  Worten  zur  Verteidigung  der  G.  m.  b.  H. 
möchte  ich  noch  die  Hoffnung  aussprechen,  dass  die  heuti- 
gen Verhandlungen  nicht  dazu  führen  werden,  dass  die 
geäusserten  Bedenken  in  unseren  gesetzgeberischen  Krei- 
sen Platz  greifen.  Wenn  in  Folge  dieser  Kritik  das  Gesetz 
einer  Reform  durch  den  Reichstag  unterzogen  werden 
sollte,  dann  hätte  ich  diesbezüglich  die  allergrössten 
Besorgnisse,  denn  es  würde  dann  gewiss  für  unser  Wirt- 
schaftsleben viel  Schhmmeres  herauskommen.  Rühren  wir 
also  nicht  an  diesem  segensreichen  Gesetze !  Nehmen  wir 
einzelne  Schönheitsfehler  in  den  Kauf!  Wenn  die  Herren 
aus  Ungarn  von  mir  als  Praktiker  einen  Rat  annehmen  wol- 
len, dann  empfehle  ich  ein  Gesetz  anzunehmen,  um  das  uns 
die  andere  \'ölker  beneiden.  Ein  Franzose  sagte  mir  kürz- 
lich :  Ein  solches  Gesetz  fehlt  uns ! 

Dr.  UUmann: 

Wir  alle  sind  wohl  darüber  einig,  dass  die  Referate, 
die  wir  gehört  haben,  sich  auf  einen  hohen  wissenschaft- 
lichen Niveau  bewegten,  so  dass  mir  der  Stoff  für  eine 
weitere  Begründung  des  von  mir  zu  stellenden  Zusatz- 
antrages vollständig  vorweggenommen  worden  ist. 

Herr  Prof.  Lehmann  wünscht  eine  Revision  nach  eng- 
lischem Muster.  In  England  besteht  obligatorische  Revision 
durch  beeidete  Revisoren.  Als  das  Gesetz  betreffend  die 
G.  m.  b.  H.  in  Österreich  geschaffen  wurde,  hielt  ich  im 
niederösterreichischen  Gewerbeverein  einen  Vortrag  über  die- 
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sen  Gegenstand,  in  dem  ich  die  Notwendigkeit  der  Prüfung 
des  Geschäftsvorganges  überhaupt  in  allen  diesen  Korpora- 
tionen durch  Professionals,  nicht  durch  den  Aufsichtsrat 
darzutun  versuchte. 

Es  freut  mich  nun,  von  Herrn  Dr.  Engel,  der  ein 
ausserordenthcher  Praktiker  ist,  zu  hören,  dass  auch  in 
Ungarn  die  Richtigkeit  dieser  Einrichtung  vollkommen 
anerkannt  wird.  Das  englische  und  das  amerikanische  Aktien- 
recht ist  hier  richtunggebend.  Die  kommerziell  hochstehenden 
Engländer  haben  ja  eine  Unmasse  A.-G.  und  dort  wird  nicht 
nur  durch  einen  gelernten  Buchhalter  formell  buchhalterisch, 
sondern  materiell  geprüft,  ob  auf  Grund  der  Belege  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  entsprochen  wird,  welchen 
die  betreffende  Korporation  untersteht ;  was  sich  in  England 
so  bewährt  hat,  muss  sich  auch  anderswo  bewähren.  Es 
genügt  nicht,  dass  ein  von  einem  BuchjDrüfer  unterfertigtes 
Papierstück  vorgelegt  wird,  sondern  es  ist  notwendig,  dass 
derselbe  auch  in  die  Versammlung  kommt  und  den  Aktio- 
nären, die  die  Minderheit  bilden,  bezüglich  der  oft  sehr 
verschleierten  Verhältnisse  klaren  Wein  einschenkt. 

Das  ist  ein  Wunsch,  den  ich  mir  vorzubringen  erlaube, 
weil  ich  überzeugt  bin,  dass  ja  unsere  Konferenz,  die  für 
die  Zukunft  wirken  und  modern  sein  soll,  sich  nicht  mit 
wenigen  Worten  über  die  Revision  begnügen  kann.  Die 
Konferenz  soUte  vielmehr  erklären,  dass  die  Revision  nach 
den  Grundsätzen  der  Chartered  Accountants  (Auditors) 
erfolgen  sollte,  d.  h.  also  materielle  Prüfung  und  per- 
sönliches Erscheinen  der  Revisoren  in  der  Generalversamm- 
lung zur  Vertretung  ihres  Berichtes. 

Was  die  Revisoren  betrifft,  so  haben  wir  ja  sehr  tüch- 
tige Buchprüfer,  wenngleich  wir  uns  diesbezüglich  mit  Eng- 
land nicht  vergleichen  können,  wo  die  Revisoren  auf  Grund 
einer  alten  königlichen  Charter  als  autonome  Körperschaft 
mit  Prüfungs-  und  Disziplinarrecht  organisiert  sind.  Daher 
sollte  die  Konferenz  wohl  weiters  erklären :  Es  möge  in 
dieser  Richtung  eine  entsprechende  (juristische)  Vorbil- 
dung der  beeideten  Buchprüfer  angestrebt  werden. 

Ich  bitte,  diesen  Vorschlag  anzunehmen. 
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Ich  möchte  die  Gelegenheit  benützen,  um  Sr.  Exzellenz 
unserem  allverehrten  Geheimen  Rat  Dr.  Klein  dafür  zu  dan- 
ken, dass  er  sich  heute  für  den  reinen  Normativ-Standpunkt 
bezüglich  der  A.-G.  ausgesprochen  hat.  Diesbezüglich  hat 
man  in  Österreich  relativ  gute  Erfahrungen  gemacht,  weil 
das  geltende  Aktienregulativ  ein  Palliativmittel  gebildet  hat. 
Das  macht  uns  aber  nicht  blind,  sondern  wir  sehen  ein, 
dass  es  nicht  angeht,  in  einem  Lande,  wo  wir  nicht  einmal 
ein  verwaltungsgerichtliches  Verfahren  haben,  wie  es  im 
Deutschen  Reiche  der  Fall  ist,  das  Konzessionssystem  auf- 
rechtzuhalten, dass  wir  vielmehr  den  gerichtlichen  Instanzen- 
zug vorziehen.  Mir  ist  ein  Registerrichter  bedeutend  lieber 
und  wir  wollen  daher  auch  Registerrichter,  die  unabhängig 
von  einer  Behörde  sind.  Se.  Exzellenz  hat  dies  ganz  richtig 
zum  Ausdruck  gebracht.  Mit  Rücksicht  auf  seine  prominente 
Stellung  bin  ich  ihm  dafür  besonders  dankbar,  dass  er  immer 
nur  als  Gelehrter  und  seiner  Überzeugung  entsprechend 
seinen  Standpunkt  in  dieser  Weise  zum  Ausdruck  gebracht 
hat.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 

Herr  Dr.  UUmann  geht  also  auf  den  Punkt  2,  lit.  d 
näher  ein  und  will,  dass  solche  Revisoren  eingeführt  werden, 
und  dass  sie  der  Generalversammlung  zugezogen  werden. 
Ich  weiss  nicht,  ob  die  verehrte  Konferenz  damit  einver- 
standen ist. 

Referent  Prof  Dr.  Lehmann : 

Es  obwaltet  kein  Bedenken  gegen  diesen  Vorschlag.  Er 
besagt  dasselbe,  was  wir  im  Vorschlag  spezialisierten.  Auch 
meine  Freunde  werden  gewiss  keine  Einwendung  zu  erheben 
haben.  (Zustimmung.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Die  Herren  Referenten  sind  also  diesbezüglich  über- 
einkommen. Zum  Worte  hat  sich  noch  Herr  Senator  Peltzer 
gemeldet. 
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Senator  Peltzer: 

(Aus  dem  Französischen  übersetzt.) 

Der  belgische  Wirtschaftsverein  hat  über  die  Frage,  die 
die  Konferenz  jetzt  verhandelt,  keinen  Bericht  vorgelegt. 
Es  hat  über  den  Sinn  und  die  x\usdehnung  des  im  Pro- 
gramme figurierenden  Begriffes  der  Erwerbsgesellschaften  ein 
Missverständnis  obgewaltet.  Der  belgische  Wirtschaftsverein 
war  der  Meinung,  dass  der  betreffende  Programmpunkt  sich 
auf  die  G.  m.  b.  H.  beziehe,  die  in  Belgien  nicht  existieren. 
Die  belgische  Regierung  hat  die  Gesetzgebung  über  die 
Aktiengesellschaften  soeben  durch  ein  neues  Gesetz  umge- 
arbeitet. Wir  werden  uns  beehren,  den  Schwestervereinen 
den  Text  dieses  Gesetzes,  samt  dem  Motivberichte  und 
den  hierauf  bezügUchen  Ausschussberichten  und  Parlaments- 
reden zuzusenden.  Betreffs  der  G.  m.  b.  H.  enthält  das  bel- 
gische Gesetz  keine  besonderen  Bestimmungen,  denn  die 
in  diesem  Gesetze  enthaltenen  allgemeinen  Bestimmungen 
genügen  für  die  Wahrung  der  hier  obwaltenden  öffentlichen 
und  privaten  Interessen. 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Die  Herren  vom  belgischen  Verein  können  sich  also 
diesem  Antrage  nicht  anschliessen,  weil  sie  sich  noch  nicht 
mit  allen  Punkten  dieses  Vortrages  befasst  haben.  Ich  kann 
aber  wohl  konstatieren,  dass  mit  diesem  Vorbehalte  die 
geehrte  Konferenz  die  Vorschläge,  die  die  Referenten  ein- 
stimmig unterbreitet  haben,  annehmen.  (Zustimmung.) 

Ich  kann  also  diesen  Beschluss  enunzieren  mit  dem 
Beifügen,  dass  der  Zusatz  des  Herrn  Dr.  Ullmann  in  Punkt 
cj  eingefügt  werden  \\ird. 

Ich  erlaube  mir  noch  mitzuteilen,  dass  wir  ein  Tele- 
gramm von  Sr.  Majestät  unserem  allergnädigsten  Herrn 
Kaiser  und  König  Franz  Josef  I.  erhalten  haben,  in  welchem 
er  sich  für  die  Huldigung  der  Teilnehmer  wärmstens  zu 
bedanken  geruht.  Ich  erlaube  mir,  das  der  Versammlung  zur 
freudigen  Kenntnis  zu  bringen.  (Stürmische  filjen-  und 
Hoch-Rufe.) 
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Hiemit  hätten  wir  unsere  Beratungen  beendet.  Ich  kann 
freudigst  konstatieren,  dass  in  allen  wesentlichen  Fragen 
ein  Einverständnis  zustande  gebracht  worden  ist.  (Lebhafter 
Beifall.)  Eine  einzige  Ausnahme  bildet  die  Frage  bezüglich 
der  Paritätsklausel  in  den  Handelsverträgen.  Betreffs  der 
Tarifsätze  und  auch  bezüglich  der  Tarifangelegenheiten  ist 
ein  Einvernehmen  erzielt  worden.  Das  gleiche  gilt  bezüghch 
der  ausgewählten  juristischen  Fragen  im  Texte  der  Handels- 
verträge, bezüglich  der  Vereinheitlichung  der  Rechtsgrund- 
lagen für  die  G.  m.  b.  H.  usw.,  sowie  auch  bezüglich  der 
Fragen  betreffend  den  unlauteren  Wettbewerb.  Diese  einver- 
ständlichen Beschlüsse  werden  gewiss  wesentlich  dazu  bei- 
tragen, dass  nicht  nur  die  Bande  einer  wirtschaftlichen  Ein- 
heit, sondern  auch,  wie  Se.  Exzellenz  Dr.  Klein  sehr  richtig 
bemerkt  hat,  auch  die  Bande  einer  kulturellen  und  poli- 
tischen Annäherung  enger  geknüpft  werden.  (Lebhafter  Bei- 
fall und  Händeklatschen.) 

Wir  haben  diese  Fragen  so  vorbereitet,  dass  sie  geeignet 
erscheinen,  bei  der  Abschliessung  von  internationalen  Ver- 
trägen oder  auch  bei  abgesonderten  Gesetzesverfügungen 
in  Betracht  gezogen  und  ins  praktische  Leben  eingeführt 
zu  werden.  (Lebhafter  Beifall.) 

Ferner  muss  ich,  meine  verehrtesten  Herren,  konsta- 
tieren, dass  unsere  Beratungen,  stets  beseelt  von  dem  Grund- 
gedanken der  wirtschaftlichen  Einheit,  immer  auf  einem 
hohen  Niveau  standen.  Unsere  Herren  Referenten  haben 
durch  ihre  Vorarbeiten  und  Vorträge  nicht  nur  eine  geeig- 
nete Grundlage  für  unsere  Beratungen  geliefert,  sondern 
auch  vom  literarischen  und  wissenschaftlichen  Standpunkte 
aus  betrachtet  ein  bleibend  schätzbares  Material  zu  den 
Fragen  beigesteuert.  (Lebhafter  Beifall.) 

Ich  glaube  deshalb,  den  Gefühlen  der  ganzen  Versamm- 
lung Ausdruck  zu  verleihen,  wenn  ich  unseren  Herren 
Referenten  den  innigsten  Dank  sage  für  ihre  mühevolle 
Arbeit  und  für  ihre  wirkhch  ausgezeichnete  Mitwirkung! 
(Lebhafter  BeifaU  und  Händeklatschen.) 

Ich  glaube,  auch  unseren  Dank  den  Mitgliedern  und 
den  Vertretern   der  hohen    Regierung    gegenüber  für   das 
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rege  Interesse,  welches  sie  unseren  Beratungen  entgegen- 
gebracht haben,  wiederholen  zu  sollen.  Insbesondere  muss 
ich  aber  im  Namen  des  ungarischen  Vereines  unseren 
innigsten  und  verbindlichsten  Dank  aussprechen  Sr.  Hoheit 
(lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen),  sowie  den  Vorständen 
und  allen  anwesenden  Herren  Mitgliedern  unserer  Bruder- 
vereine von  Deutschland,  Belgien  und  Österreich.  Ich  glaube, 
diesen  Dank  für  ihre  Mitwirkung  und  ihr  Erscheinen  mit 
der  Versicherung  wiederholen  zu  sollen,  dass  wir  das  An- 
denken an  diese  Tage  unserer  Beratungen  in  freudiger  und 
dankbarer  Erinnerung  bewahren  werden. 

Hiemit  erlaube  ich  mir,  unsere  Beratungen  für  geschlos- 
sen zu  erklären.  (Stürmische  filjen-  und  Hoch-Rufe.) 

Se.  Hoheit  Herzog   Ernst   Günther   zu  Schleswig-Holstein. 

Erlauben  Sie  mir,  den  Schlussworten  Sr.  Exzellenz  bei- 
zutreten und  gleichfalls  meinen  Dank  für  die  Arbeit  aus- 
zusprechen, die  durch  die  Herren  Referenten  geleistet  wor- 
den ist,  und  die  sowohl  oratorisch  wie  sachlich  auf  der 
höchsten  Stufe  gestanden  hat.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Meinen  besonderen  Dank  möchte  ich  aber  dafür  aus- 
sprechen, dass  Sie  meiner  so  freundlich  gedacht  haben.  Ich 
stelle  meine  Person  ausserordentlich  gern  in  den  Dienst  der 
Sache,  weiss  aber  auch  ganz  genau,  dass  meine  Kenntnisse 
denen  unserer  beiden  anderen  Herren  Präsidenten  in  keiner 
Weise  ebenbürtig  sind.  (Oho!)  Ich  möchte  die  heutige  Ver- 
sammlung nicht  verlassen,  ohne  unseren  ganz  besonderen 
Dank  dem  Präsidenten  des  ungarischen  Vereines  Dr.  Wekerle 
auszusprechen.  (Stürmische  ^ßljen-Rufe.  Lang  anhaltender 
Beifall  und  Händeklatschen.) 

Er  hat  den  Beweis  ausserordentlicher  Frische  geliefert, 
indem  er  die  langen  Verhandlungen  in  so  gewissenhafter 
Weise  geleitet  hat.  Er  hat  es  verstanden,  die  besonders 
schwierigen  Fragen,  wo  nicht  immer  eine  Übereinstimmung 
unter  den  Referenten  vorhanden  war,  zu  rangieren.  Das  hat 
hohe  Anforderungen  an  die  Ausdauer  des  Herrn  Präsi- 
denten gestellt. 
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Ich  glaube,  nicht  besser  schhessen  zu  können,  als  mit 
dem  Ausdruck:  Wir  wünschen,  dass  Exzellenz  Dr.  Wekerle 
noch  recht  oft  an  dieser  Stelle  stehen  und  uns  auch  weiter- 
hin führen  möge.  Se.  Exzellenz  Hurrah!  (Die  Versammlung 
bricht  in  ein  dreimaliges  stürmisches  Hurrah  aus.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Eure  Hoheit!  Meine  verehrtesten  Herren! 

Ich  fühle  mich  besonders  ausgezeichnet  durch  die 
wirklich  gütigen  und  unverdienten  Lobesworte,  die  Se. 
Hoheit  an  mich  zu  richten  die  Güte  hatte. 

Seien  Sie  überzeugt,  dass  ich  dies  nicht  nur  als  eine 
hohe  Auszeichnung,  sondern  immer  als  einen  wirklichen 
Lohn  meiner  Tätigkeit  in  Erinnerung  bewahren  w^erde. 

Ich  glaube,  dass  wir  nicht  auf  längere  Zeit  voneinander 
Abschied  nehmen,  dass  die  Budapester  Zusammenkunft  der 
Ausgangspunkt  neuer  Tätigkeit  sein  wird.  (Beifall.)  Die  Wirt- 
schaftsvereine werden  und  müssen  sich  in  nächster  Zeit  mit 
den  hochwichtigen  handelspolitischen  Fragen  eingehender 
beschäftigen.  (Zustimmung.)  Ich  verabschiede  mich  deshalb 
mit  dem  Wunsche,  auf  Wiedersehen  beim  Arbeitstisch !  (Lang 
anhaltender,  lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

(Schluss  um  ^1^2  Uhr.) 


ANHANG. 


Juristische  Fragen  in  den  Handelsverträgen 

Referat  von  Prof.  Dr.  Rudolf  Kobatsch  (Wien). 

I. 

Auf  die  Tagesordnung  der  diesjährigen  Konferenz  der 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  wurde  auch  das  Thema 
„Ausgewählte  juristische  Fragen  im  Texte  der  Handelsverträge" 
gestellt.  Die  Tatsache  allein,  dass  die  Vereine  sich  abermals 
mit  dem  Inhalte  der  Handelsverträge,  u.  zw.  selbstverständlich 
im  verbessernden  Sinne,  befassen  wollen,  ist  mit  grosser  Ge- 
nugtuung zu  begrüssen.  Allerdings  haben  diejenigen  Konferen- 
zen, auf  welchen  bisher  Handelsvertragsthemen  behandelt  wur- 
den, keinen  verlockenden  und  keinen  besonders  erfolgreichen 
Verlauf  genommen.  Wir  erinnern  nur  an  die  Berliner  Ver- 
handlungen vom  Mai  1909,  in  welchen  die  „Teilung  der  Han- 
delsverträge in  stehenden  Text  und  wechselnden  Tarif"  zwar 
ausführlich  diskutiert  wurde,  aber  nur  ein  Beschluss  zustande- 
kam, der  vielleicht  in  allzu  ängstlicher  Beachtung  der  unleug- 
baren Schwierigkeiten  keine  positiven  Vorschläge  enthielt. 

Und  doch  sind  sich  alle  Kenner  der  geltenden  Handels- 
verträge längst  darüber  klar,  dass  sie  in  mehrfacher  Hinsicht 
revidiert  und  reformiert  werden  müssen,  selbst  wenn  wir,  was 
ja  selbstverständlich  ist,  von  dem  rein  handelspolitischen  In- 
halte der  Verträge  absehen.  Und  es  ist  vielleicht  ein  glückli- 
cher Gedanke,  diese  Reformbedürftigkeit  diesmal  vom  Stand- 
punkte der  sogenannten  Juristischen  Fragen"  zu  behan- 
deln. Diese  Reformbedürftigkeit  erkennen  etwa  nicht  bloss 
die  ministeriellen  Referenten  und  diejenigen  Beamten,  welche 
mit  der  Handhabung  der  Handelsverträge  unmittelbar   befasst 
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sind,    sondern     auch    die     weitesten     Kreise    der     Gescliäfts- 
welt.   Der   zunehmende   persönliclie    und    sachüche   Verkehr, 
namenthch     benachbarter    oder     Grenzstaaten,     erheischt    es 
mit  gleich  zunehmender   Notwendigkeit,    dass  dieser  Verkehr 
sich  möglichst  rasch,  einfach,  ohne  nutzlose  Formalitäten  ab- 
spiele und  dass  alle  auftauchenden   Rechtsfragen   ebenso  ein- 
fach und   rasch   entschieden   werden.    Der  Verkehr   zwischen 
Österreich-Ungarn     und   Deutschland   (Freihafen-Gebiete    von 
Hamburg  und  Bremen   eingeschlossen)   betrug  im  Jahre  1912 
nicht  weniger  als  2718  Millionen  K.  Wenn  wir  in  dieses  Ver- 
kehrsgebiet auch  diejenigen  Staaten  einbeziehen,  welche  dem 
Systeme   der   mitteleuropäischen    Handelsverträge    angehören 
(Belgien,  Itahen  und  die  Schweiz),  so  ergibt  sich  für  1911  die 
gewaltige  Summe  eines   wechselseitigen   Verkehres   von   5435 
Millionen  K.  Allerdings  sind  —  und  hiemit  kommen  wir  zu  einem 
der    Hauptgründe,    welche    die    Reform    der    Handelsverträge 
bisher  so  sehr  retardierten  —  die  einzelnen  Staaten  an  diesem 
Verkehre  nicht  in  gleichem  Masse  interessiert,  z.  B.  ist  der  Ver- 
kehr Deutschlands  mit  Österreich-Ungarn  für   seinen  Gesamt- 
aussenhandel  nicht  von  solcher  Wichtigkeit,  wie  etwa  der  Ver- 
kehr Österreich-Ungarns  mit  Deutschland.  Es  wäre  aber  kurz- 
sichtig   und    engherzig,    wollte    man   hier   mit   ziffermässigen 
Vergleichsdaten  kommen  und  mit  Hilfe  der  Goldwage  entschei- 
den, welcher  der  mitteleuropäischen  Staaten  an  der  oben  ge- 
kennzeichneten Verbesserung  der  rechtlichen  Grundlagen  des 
wechselseitigen    Verkehres   numerisch    mehr   interessiert   sei; 
jeder  dieser  Staaten   ist   in   hervorragendem   Masse   an  dieser 
Reform  interessiert.  Etwa  bestehende   konkrete   Interessenge- 
gensätze können  nicht  auf  dem   Gebiete   der  allgemeinen  Be- 
stimmungen der  Handelsverträge  ausgetragen  werden,  sondern 
müssen  den  Verhandlungen   über    die   Zolltarife,  die  Meistbe- 
günstigung, etc.  überlassen  bleiben. 

Wenn  wir  uns  nun  fragen,  inwieferne  juristische  Fragen 
der  Handelsverträge  zur  Debatte  gestellt  werden  können,  so 
ergeben  sich  allerdings  einige  grundsätzliche  Schwierigkeiten. 
Der  Begriff  Juristisch"  hat  ja  einen  weiten  Umfang.  Schliesslich 
könnte  der  gesamte  Inhalt  eines  Handelsvertrages  als  juris- 
tische Materie   aufgefasst   werden,   da  ja  die   Handelsverträge 
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Gegenstand  des  Völkerrechtes  sind.  Es  ist  aber  einleuchtend, 
dass  die  einzelnen  Bestimmungen  der  Handelsvertrage  denn 
doch  von  verschiedener  juristischer  Tragweile  sind  und  dass 
man  alle  jene  Bestimmungen  wird  ausscheiden  können,  welche 
den  wirtschaftlichen  Verkehr,  sei  es  persönlicher  oder  sach- 
licher Natur,  als  solchen  unmittelbar  betreffen.  Andererseits 
wird  man  den  Begriff  „juristisch'  aber  auch  nicht  auf  sein 
allerengsles  Gebiet  beschränken  dürfen,  nämlich  etwa  auf  Fra- 
gen des  streitigen  oder  ausserstreitigen  Verfahrens,  weil  es 
daneben  auch  Fragen  des  privaten  und  Handelsrechtes  gibt, 
die  den  internationalen  Geschäftsverkehr  ausserordentlich  inte- 
ressieren. Wohl  aber  können  einzelne  Themen,  die  unleugbar 
juristischer  Natur  sind,  von  dieser  Betrachtung  ausgeschaltet 
werden,  weil  sie  in  anderen,  gesonderten  Verträgen  bereits 
ihre  Regelung  gefunden  haben;  wir  denken  hiebei  z.  b.  an 
Fragen  des  internationalen  Strafrechtes  (Auslieferungsverträge 
u.  dgl.).  Aber  auch  andere  juristische  Themen,  die  für  den 
internationalen  Verkehr  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  wie 
der  gewerbliche  Rechtsschutz  oder  die  Vereinheitlichung  des 
Wechselrechtes  und  des  Scheckrechtes,  sind  einer  gesonderten 
Behandlung  zugeführt  worden.  Selbst  die  juristischen  Fragen 
im  engsten  Sinne  werden  auf  der  diesjährigen  Konferenz  der 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  nicht  zur  Gänze  behan- 
delt werden  können,  weil  es  sich  hier  zum  Teile  um  sehr 
strittige,  zum  Teile  um  solche  Fragen  handelt,  die  schon  mehr- 
mals u.  zw.  ausführlich  von  den  Wirtschaftsvereinen  behan- 
delt wurden ;  wir  verweisen  insbesondere  auf  die  Wiener  Kon- 
ferenz des  Jahres  1910  betreffend  die  Vorbereitung  von  Rechts- 
hilfe-(Vollstreckungs-)Verlrägen. 

Dass  ein  starkes  und  ernstes  Bedürfnis  nach  einer  Rese- 
lung  wichtiger  juristischer  Fragen  auch  in  den  Handelsverträ- 
gen bestehe,  beweisen  mehrfache  Vorkommnisse  gerade  in  den 
letzten  Jahren.  Am  17.  Juli  1905  wurde  das  internationale 
Haager  Prozess-Übereinkommen  geschlossen,  welches  das  ältere 
Übereinkommen  vom  Jahre  1896  betreffend  die  Mitteilung  ge- 
richtlicher und  aussergerichtlicher  Akten  und  der  Ersuchschrei- 
ben (CommJssions  rogatoires),  die  Sicherheitsleistung  für  die 
Prozesskosten,   das   Armenrecht   und    die   Personalhaft,    zum 
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Teile  neu,  regelt.  Der  Kongress  der  Notare  Deutschlands  und 
Österreichs  befasste  sich  im  September  1907  u.  a.  mit  der 
Frage  ob  es  sich  empfehle,  den  Notariatsurkunden  im  zwi- 
schenstaatlichen Verkehre  gegenseitig  die  gleiche  Beweiskraft 
und  Vollstreckbarkeit  zu  sichern  und  unter  welchen  Voraus- 
setzungen. Mit  dem  gleichen  Thema  sollte  sich  auch  der  31. 
Deutsche  Juristentag  (Wien,  September  1912)  J)efassen.  Der 
Internationale  Kammerkongress  zu  Boston  im  September  1912 
verhandelte  über  die  Errichtung  eines  internationalen  Schieds- 
gerichlshofes  für  Streitigkeiten  zwischen  Privatpersonen  und 
ausländischen  Staaten.  Der  Handelsvertragsverein  in  Berlin 
veranstaltete  am  10.  und  11.  Februar  1913  eine  internationale 
juristische  Konferenz  unter  Beteiligung  hervorragender  Rechts- 
lehrer,  internationaler  Anwälte  und  Vertreter  der  Industrie 
und  des  Handels,  um  insbesondere  auch  die  Regelung  juri- 
stischer Fragen  in  den  Handelsverträgen  zu  behandeln. '  Wir 
verweisen  auch  auf  das  grosse  Werk  „Jahrbuch  f.  d.  Interna- 
tionalen Rechtsverkehr  1912/13".  herausgegeben  von  Dr.  L. 
Weriheimer,  München  1912;  in  diesem  965  Seiten  starken  Sam- 
melwerke behandelt  Dr.  W.  Borgius  das  Thema  „Internatio- 
nale Rechtsfragen  in  den  deutschen  Handelsverträgen".  Der 
bekannte  Publizist  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechtes,  Dr.  Hans 
Wehberg,  veröffentlichte  kürzlich  in  der  „Zeitschrift  für  Völker- 
recht" (VlI.  Band,  2.  Heft)  eine  wertvolle  Studie  über  die  Re- 
form der  Schiedsgerichtsklausel  in  deutschen  Handelsverträgen. 
Die  Budapester  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirlschafts- 
vereine  findet  somit  ein  reiches  und  interessantes  Material  für 
den  vorliegenden  Beratungsgegenstand,  und  es  erübrigt  dem 
Referenten,  jene  Fragen  zur  Debatte  zu  stellen,  welche  einer 
Regelung  besonders  dringend  bedürftig  sind. 

Reformen  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Verkehrs- 
rechtes waren  bisher  deshalb  so  schwierig  und  setzten  sich  so 
schwer  durch,  weil  die  Verschiedenheit  der  einzelnen  natio- 
nalen Rechte  einer  solchen  Regelung  entgegenstand  und  ent- 
gegengehallen wurde.  Man  stiess  nicht  selten  auf  das  psycho- 

'  Vgl.  das  Protokoll  dieser  Konferenz  „Internationale  Rechlsver- 
folgung",  Berlin  1913. 
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logisch  begreifliches  Vorurteil  zugunsten  des  eigenen  nationalen 
Rechtes,  ferner  auf  die  ps3'cholonisch  ebenfalls  begreifliche 
Meinung,  dass  die  nationalen  Wirtschaftsinteressen  am  besten 
bei  voller  Walu"ung  des  nationalen  Rechtes  geschützt  werden, 
ebenso  auf  die  althergebrachte  Anschauung  von  der  völligen 
Unverletzlichkeit  der  Hoheit  und  Souveränität  des  eigenen 
Staates,  welche  durch  keinerlei  Eingreifen  ausländischer  Be- 
hörden in  ihre  Unversehrtheit  gestört  werden  dürfe.  Dieser, 
man  könnte  sagen  konservative  Standpunkt  gegenüber  inter- 
nationalen Rechtsfragen  darf  wohl  als  veraltet  bezeichnet  wer- 
den. Auch  hier  musste  der  Konservatismus  dem  gesunden  Fort- 
schritte und  dem  elementaren  Bedürfnisse  des  Verkehres  Kon- 
zessionen machen  und  wird  sie  in  immer  weiterem  Umfange 
machen  müssen.  Es  muss  zu  einer  Ausgleichung  der  Unter- 
schiede der  nationalen  Rechte  kommen,  namentlich  wenn  es 
sich  um  keine  grundsätzlichen,  sondern  nur  um  sekundäre 
Fragen  handelt.  Die  Anwendung  fremden  Rechtes  oder  die 
Erstreckung  der  Amtstätigkeit  fremder  Behörden  in  das  Inland 
darf  nicht  mehr  unter  allen  Umständen  als  eine  Kränkung  des 
nationalen  Bewusstseins  oder  der  Staatshoheit  aufgefasst  wer- 
den, will  man  anders  nicht  auf  die  grossen  Vorteile  eines  gere- 
gelten internationalen  Verkehres  für  die  eigene  Volkswirtschaft 
dauernd  verzichten.  Schliesslich  wird  man  sich  auch  von  dem 
naiven  Glauben  emanzipieren  müssen,  dass  derartige  Reformen 
hauptsächlich  dem  anderen  Staate  zugute  kommen,  während 
sie  ja  überall  auf  Gegenseitigkeit  beruhen  und  beiden  Ver- 
tragsteilen gleich  grossen  Nutzen  stiften. 

Nur  noch  eine  Frage  wäre  in  der  Einleitung  kurz  zu 
erörtern  :  ob  und  inwieweit  juristische  Fragen  in  den  Handels- 
verträgen überhaupt  behandelt  werden  können.  Man  wird 
vielleicht  einwenden,  dass  dies  Sache  gesonderter  Staatsverträge 
sei  und  dass  die  Handelsverträge  in  erster  Linie  Wirtschafts- 
materien zu  regeln  berufen  seien.  Ein  Blick  auf  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  Handelsverträge  lehrt  aber,  dass  sie  nie- 
mals einen  streng  abgeschiedenen  Inhalt  hatten.  ürsprüngUch 
als  Appendices  zu  den  Friedensverträgen  entstanden,  bildeten 
sie  sich  allmählich  zu  regelmässigen  und  selbständigen  Instru- 
menten des  internationalen  Verkehrs  und  des  Völkerrechts  aus, 
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allerdings  mit  häufig  wechselndem  Inhalte.  So  manche  früher 
in  den  Handelsverträgen  geregelte  Materien  sind  seither  Gegen- 
stand gesonderter  internationaler  Verträge  geworden,  während 
man  auf  der  anderen  Seite  immer  neue  Materien  in  den  Han- 
delsverträgen zu  vereinbaren  suchte.  Es  wird  daher  lediglich 
von  der  Stärke  des  Bedürfnisses  der  Verkehrsinteressenten 
selbst  und  von  dem  guten  Willen  der  Staatsregierungen  ab- 
hängen, ob  und  inwieweit  auch  juristische  Fragen  in  den 
Handelsverträgen  zur  Klarstellung  gelangen  sollen.  Dazu  kommt 
noch  ein  anderes  Argument:  Auf  der  internationalen  juris- 
tischen Konferenz  in  Berlin  1913  wurde  mit  Recht  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  wichtigen,  einer  Regelung  bedürfenden  inter- 
nationalen Rechtsfragen  mit  mehr  Aussicht  auf  Erfolg  in  den 
Handelsverträgen  als  in  gesonderten  Verträgen  behandelt  wer- 
den können,  weil  der  Abschluss  von  gesonderten  Verträgen 
ungleich  grösseren  Schwierigkeiten  und  Verhinderungsmomen- 
ten begegnet  als  die  Regelung  solcher  Fragen  gelegentlich  der 
Revision  der  schon  geltenden  und  periodisch  ohnehin  zu  revi- 
dierenden Handelsverträge. 

Bevor  wir  einige  wichtige  juristische  F'ragen,  die  für  Revi- 
sion der  geltenden  Handelsverträge  in  Betracht  kommen,  be- 
sprechen, möge  auch  ein  Wunsch  vertreten  werden,  der  auf 
der  Berliner  internationalen  juristischen  Konferenz  mit  Recht 
ausgesprochen  wurde :  dass  zu  der  Vorbereitung  von  Handels- 
verträgen auch  Fachjuristeriy  insbesondere  Funktionäre  der 
Justizbehörden,  ferner  Anwälte  mit  internationaler  Praxis, 
welche  häufig  internationale  Prozesse  führen,  zugezogen  wer- 
den. Die  ofiiziellen  Vertretungskörper  der  Anwälte,  Notare  etc. 
werden  gewiss  geeignete  Persönlichkeiten  zur  Verfügung  stellen,* 
Hiedurch  würde  auch  erreicht  werden,  dass  der  Text  der 
Handelsverträge  vielleicht  sorgfaltiger  konzipiert  und  auch 
sonst  diese  Verträge  in  formaler  Hinsicht  mannigfach  verbessert 
werden  könnten. 

'  Vgl.  Juristische  Materiaien  in  den  Handelsverlragen  von  Dr.  W 
Borgius  im  österr.  Handelsmuseum,  20.  März  1913. 
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II. 

A)  Revision  des  Textes  der  Handelsverträge   in  for- 
maler Hinsicht: 

Bevor  wir  die  meritorischen  Fragen  behandeln,  möge  es 
gestattet  sein,  gerade  vom  Standpunkte  des  Juristen  einige 
formalrechtliche  Wünsche  hinsichtlich  der  Reform  der  Han- 
delsvertragstexte vorzubringen. 

1.  Der  Text  der  Handelsverträge  selbst  bedarf  einer 
gründlichen  Revision  in  bezug  auf  Klarheit,  Vollständigkeit  und 
Ausmerzung  von  Widersprüchen.  Selbstverständlich  kann  eine 
solche  Revision  nur  gelegentlich  der  Beratungen  über  die 
Erneuerung  des  einen  oder  anderen  Handelsvertrages,  also  von 
Staat  zu  Staat,  vorgenommen  werden.  Es  ist  jedoch  zu  erwä- 
gen, ob  die  mitteleuropäischen  Staaten  nicht  eine  gemeinschaft- 
liche Sonderkonferenz  im  Interesse  der  formalen  Verbesserung 
des  Textes  ihrer  Handelsverträge  einberufen  sollten.  Um  hier 
nur  ein  besonders  auffälliges  Beispiel  zu  zitieren,  sei  auf  das 
Referat  des  Herrn  Ministerialrates  Dr.  R.  Schüller  verwiesen, 
welches  er  auf  der  Berliner  Konferenz  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  (Mai  1909)  erstattete.^  Er  verwies  darauf, 
dass  der  geltende  Handelsvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Österreich-Ungarn  in  Artikel  19  bestimmt,  dass  die 
Angehörigen  der  vertragschliessenden  Teile  gegenseitig  in  bezug 
auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die  Abgaben  von  Handel 
und  Gewerbe  den  Inländern  völlig  gleichgestellt  sind,  während 
der  Handelsvertrag  vom  11.  April  1865,  welcher  zwischen  dem 
deutschen  Zollvereine  und  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  abgeschlossen  worden  war,  in  Artikel  18  die  viel 
weitergehende  Bestimmung  enthielt,  dass  „der  Befugnis  der 
Untertanen  des  einen  Teiles  in  dem  anderen  Teile  Arbeit  und 
Erwerb  zu  suchen,  möglichst  freier  Spielraum  gegeben  werde". 
Tatsache  ist  ja,  dass  auch  heute  die  GleichsteUungsklausel  sich 
nicht,  wie  aus  dem  Wortlaute  des  geltenden  Vortrages  gefol- 

'  Vgl.  Verhandlungen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftskonferenz 
in  Berlin,  Seite  189.  ff. 
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gert  werden  könnte,  nur  auf  Handel-  und   Gewerbetreibende, 
sondern  auch  auf  Landwirte,  Arbeiter  etc.  bezieht. 

2.  Eine  weitere  formalrech thche  Frage  betrifft  die  Reihen- 
folge der  einzelnen  Bestimmungen  in  den  Handelsverträgen. 
Es  erschwert  nicht  bloss  vom  Standpunkte  der  Staatsverwal- 
tungen, sondern  noch  mehr  vielleicht  vom  Standpunkte  der 
Geschäftswelt  den  Vergleich  der  einzelnen  Handelsverträge 
miteinander  und  die  Orientierung  über  die  Rechte  und  Pflich- 
ten, die  der  einzelne  Staatsbürger  aus  einem  Handels- 
vertrage ableiten  kann,  wenn  die  Verträge,  was  ja  aus  ihrem 
geschichtlichen  Werdegange  zu  erklären  ist,  in  bezug  auf  die 
Reihenfolge  ihrer  Bestimmungen  oder  „Klauseln"  so  sehr  von- 
einander differieren,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist.  Es  wäre  eine 
dankenswerte  Aufgabe,  wenn  auf  jener  angeregten  Sonderkon- 
ferenz ein  Art  Schema  für  den  Inhalt  der  Handelsverträge 
vereinbart  würde,  demzufolge  die  einzelnen  Bestimmungen  der 
Handelsverträge  der  mitteleuropäischen  Staaten  in  systematische 
Reihenfolge  gebracht  würden,  welche  dann  als  Zynosur  für 
andere  Handelsverträge  dienen  könnte. 

B)  Meritorische  Fragen : 

1.  Obwohl  es  politisch  nicht  unbedenklich  ist,  soll  in  die- 
sem Referate  gleichwohl  der  Wunsch  nach  einer  Sicherung 
der  Rechte  der  beiderseitigen  Staatsgehörigen  in  bezug  auf  den 
Aufenthalt  im  anderen  Staatsgebiete  vorgebracht  werden.  Es 
ist  ein  Anachronismus,  dass  z.  B.  der  geltende  Handelsvertrag 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich-Ungarn  vom 
6.  Dezember  1(S91  (auch  in  der  Fassung  des  Zusatzvertrages 
vom  25.  Jänner  1905),  in  Artikel  19  den  Angehörigen  der  ver- 
tragschliessenden  Teile  die  Gleichstellung  mit  den  eigenen 
Angehörigen  in  bezug  auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die 
Abgaben  von  Handel  und  Gewerbe  zusichert,  das  vorausgehende 
Recht  jedoch;  nicht  ohne  weiteres,  u.  zw.  nicht  etwa  bloss 
durch  gerichtliches  Erkenntnis,  sondern  auch  durch  admini- 
strative Verfügung  aus  dem  anderen  Vertragsteile  ausgewiesen 
zu  werden,  —  nicht  zubilligt.  Es  ist  uns  wohl  bekannt,  dass 
politische  Motive  zugunsten  der  schrankenlosen  Fremdenpolizei 
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geltend  gemacht  werden.  Die  Ausweisung  und  Abweisung  von 
Ausländern  sollte  aber  doch  einer  vertragsmässigen  Regelung 
zugeführt  werden  u,  zw,  auf  jenen  Grundlagen,  welche  in 
anderen  Ländern  zur  Basis  des  diesbezüglichen  Staatsrechtes 
gemacht  wurden.  England  und  Belgien  z.  B.  haben  in  den 
betreffenden  Gesetzen  die  Gründe  angegeben,  welche  eine  Aus- 
weisung rechtfertigen  ;  in  Belgien  werden  bestimmte  Personen- 
klassen kraft  Gesetzes  von  der  Möglichkeit  der  Ausweisung 
ausgeschlossen ;  in  Italien  z.  B.  wird  die  Befugnis  der  Auswei- 
sung in  die  Hände  der  politisch  verantwortlichen  Zentralinstanz 
(Ministerium)  gelegt.^  Eine  dieser  Formen  des  Rechtsschutzes 
wäre  auch  für  die  mitteleuropäischen  Staaten  zu  erwägen, 
ferner  die  Frage,  ob  nicht  auch  eine  vertragsmässige  Regelung 
dieser  Angelegenheit  sich  empfehlen  würde. 

Wenn  sogar  für  den  Vielwerkehr  in  den  Veterinärkon- 
ventionen die  Bedingungen  vertragsmässig  festgelegt  wurden, 
unter  welchen  die  Vieheinfuhr  beschränkt  oder  verboten  wer- 
den kann,  wenn  für  strittige  Fälle  z.  B.  im  deutsch-österrei- 
chisch-ungarischen Viehseuchenübereinkommen  das  Gutach- 
ten einer  gemischten  Kommission  (Punkt  15  des  Schlussproto- 
kolles  zum  Viehseuchenübereinkommen)  vorgesehen  ist,  so 
dürfen  wohl  auch  die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  eine 
vertragsmässige  Regelung  des  gegenseitigen  Verkehrs  und  des 
Aufenthaltes  im  anderen  Staatsgebiete  für  sich  in  Anspruch 
nehmen.  Es  herrscht  eine  merkwürdige  Diskrepanz  zwischen 
dem  internationalen  Strafrechte  und  dem  internationalen  Polizei- 
strafrechte. Die  bekannten  Auslieferungsverträge  zählen  genau 
die  Delikte  auf,  wegen  welcher  u.  zw.  ausschliesslich  wegen 
welcher  ein  Staat  Staatsangehörige  eines  anderen  Staates  auf 
dessen  Ersuchen  ausUefern  muss.  Nur  in  bezug  auf  po/z2ez7zcAe 
Übertretungen  oder  sogar  dann,  wenn  es  sich  vielleicht  um 
politisch  unbequeme  Ausländer  handelt,  herrscht  geradezu 
völlige  Willkür  der  administrativen  Behörden,  selbst  dann, 
wenn  der  betreffende  Ausländer  seit  Jahren  einem  regelmässi- 
gen, unbeanstandeten  Erwerbe   im   Inlande   nachgeht.    Wenn 

*  Vgl.  den  Aufsatz :  Die  Ausweisung  von  Ausländern  im  modernen 
Staatsrechte  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  vom  25.  Juni  1913. 
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das  Inland  die  wirtschaftliche  Kraft,  die  fachtechnischen  Kennt- 
nisse und  Erfahrungen  eines  Ausländers  im  Interesse  der  eige- 
nen Volkswirtschaft  benützt,  so  darf  dieser  Ausländer  wohl 
fordern,  dass  er,  falls  die  Behörde  des  Gast-Staates  findet,  dass 
er  aus  irgend  einem  politischen  oder  poHzeilichen  Grunde 
(wenn  strafgerichtlich  zu  verfolgende  Delikte  vorliegen,  so  tritt 
ja  ohnehin  der  Strafprozess,  bezw.  der  Auslieferungsvertrag  in 
Kraft)  als  „lästiger  Ausländer"  (undesirable  foreigner)  auszu- 
weisen sei,  nicht  ohne  weiteres,  oft  binnen  ganz  kurzer  Zeit, 
die  nicht  einmal  genügt,  sein  Geschäft  zu  liquidieren  oder  für 
seine  F'amilie  notdürftig  zu  sorgen,  seine  neue  Heimat  verlassen 
müsse.  In  irgend  einer  Weise  müsste  ein  geordnetes  Verfahren 
die  Möglichkeit,  seine  Rechte  zu  vertreten,  gewährleisten. 
Diese  Regelung  würde  es  allerdings  notwendig  machen,  dass 
auch  die  Repatriierungsverträge  einer  entsprechenden  Revi- 
sion zugeführt  werden. 

2.  Internationales  Privatrecht.  Im  Anschlüsse  an  die  mehr- 
fach erwähnte  internationale  juristische  Berliner  Konferenz 
möchten  wir  hier  einige  wenige  Fragen  zur  Debatte  stellen : 

a)  Rechtsstellung  der  inländischen  Filialen  einer  auslän- 
dischen Handelsfirma. 

Der  im  Verkehre  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutsch- 
land bereits  geübte  Grundsatz,  dass  die  inländische  Filiale 
einer  ausländischen  Handelsfirma  unter  denselben  Voraus- 
setzungen als  rechtsfähig,  prozessfähig  und  handlungsfähig 
gilt,  welche  für  die  inländische  Filiale  einer  inländischen 
Handelsfirma  bestehen,  sollte  verallgemeinert  und  in  den 
Text  der  zu  revidierenden  Handelsverträge  der  mitteleuro- 
päischen Staaten  ausdrücklich  aufgenommen  werden.  Es  ist 
dies  nur  eine  naturnotwendige,  logische  Konsequenz  der  allge- 
meinen Gleichstellungsklausel,  von  welcher  früher  gehandelt 
wurde.  Es  wird  auch  gegen  eine  solche  Klausel  kaum  ein 
politischer  oder  auch  nur  handelspolitischer  Einwand  zu 
erheben  sein. 

h)  Rechtsstellung  des  Vertreters  einer  ausländischen  Han- 
delsfirma im  Inlande. 

Auf  der  erwähnten  Berliner  internationalen  Konferenz 
war  hauptsächlich  die  Frage  strittig,  welches  Recht  für  Hand- 
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lungen  gelle,  welche  solche  Vertreter  im  Inlande  setzen :  ob  das 
Recht  des  Landes,  wo  die  vertretene  Handelsfirma  ihren 
Sitz  hat,  oder  das  Recht  des  Landes,  wo  die  Handlung  gesetzt 
wurde  (Territorialprinzip).  Die  Mehrheit  auf  jener  Konferenz 
war  der  Meinung,  dass  hier  das  Territorialprinzip  zu  wählen 
sei.  Dieses  entspreche  allein  dem  Interesse  des  Handelsver- 
kehrs deshalb,  weil  der  Inländer,  welcher  mit  dem  Vertreter 
einer  ausländischen  Firma  in  Geschäftsverkehr  ist,  doch 
nicht  verhalten  werden  könne,  in  jedem  einzelnen  Falle  zu 
prüfen,  welcher  Nationalität  der  Vertreter,  bezw.  seine  Firma 
angehöre,  und  was  das  Handelsrecht  dieser  Nation  über  die 
Vertretungsbefugnis  des  Agenten,  seine  Berechtigung  zur  An- 
nahme von  Zahlungen  etc.  vorschreibe.  Es  ist  für  die  Ent- 
scheidung dieser  Frage  offenbar  gleichgültig,  ob,  wenn  man 
sich  für  das  Terrilorialprinzip  entscheiden  sollte,  der  eine 
Vertragsstaat  mehr  Vertreter  in  den  anderen  Staat  als  um- 
gekehrt entsendet.  Hier  muss  das  vernünftige  und  richtige  Prin- 
zip gewählt  werden,  und  dies  ist  zweifellos  das  Territorial- 
prinzip. 

3.  Internationales  Prozessrecht: 

a)  "Wie  langsam  gerade  auf  diesem  Gebiete  der  ver- 
kehrspolitisch so  wünschenswerte  Fortschritt  sich  vollzieht, 
beweist  die  Geschichte  der  internationalen  Prozessüberein- 
kommen. Schon  als  am  14.  November  1896  das  erste  dies- 
bezügliche Übereinkommen  geschlossen  wurde  (vgl.  österr. 
Reichsgesetzblatt  Nr.  85  ex  1899),  enthielt  es  einige  wichtige 
Erleichterungen  des  internationalen  Prozessverfahrens,  nament- 
lich was  die  Mitteilung  gerichtlicher  und  aussergerichtlicher 
Akten,  ferner  von  Ersuchschreiben  (Commissions  rogatoires), 
weiters  die  Personalhaft  und  das  Armenrecht  betrifft.  Beson- 
ders wichtig  war  diese  Konvention,  weil  sie  im  3.  Abschnitte 
die  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten  (caution  judi- 
catum  solvi)  beseitigte  —  ein  für  die  damalige  Zeit  ausser- 
ordentlich wichtiger  Fortschritt.  Zehn  Jahre  brauchte  es,  um 
zu  dem  neuen  internationalen  Übereinkommen  vom  17.  Juli 
W05  (österr.  Reichsgesetzblatt  Nr.  60  ex  1909 !)  zu  gelangen  — 
und  welche  Verbesserungen  enthält  dieses  neue  Übereinkom- 
men gegenüber  dem  Übereinkommen  des  Jahres  1896?  Hinsicht- 
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lieh  der  Mitteilung  gerichtlicher  und  aussergerichtlicher  Akten, 
ferner  der  Ersuchschreiben  wurde  die  bis  dahin  geltende 
Verpflichtung  der  Übermittlung  auf  diplomatischem  Wege  be- 
seitigt, allerdings  dafür  die  Vermittlung  der  Konsularämter 
gewählt.  Die  weitere  naturgemässe  Norm,  dass  die  beider- 
seitigen Gerichtsbehörden  auch  unmittelbar  verkehren  können, 
ist  nicht  zwingende  Vorschrift  des  Abkommens,  sondern  wurde 
separaten  Vereinbarungen  zweier  Vertragsstaaten   überlassen. 

Wie  dem  Referenten  ein  auf  dem  Gebiete  des  internatio- 
nalen Prozessrechtes  sehr  erfahrener  österreichischer  Anwalt, 
Dr.  Julius  Ulimann  in  Wien,  in  einem  längeren  Expose  dar- 
legte, ist  der  diplomatische  Weg  für  den  Rechtshilfeverkehr 
zwischen  Staaten,  welche  dem  internationalen  Prozessüberein- 
kommen noch  nicht  beigetreten  sind,  ein  überaus  langwieriger, 
zeitraubender  und  daher  für  die  Parteien  sellist  oft  wirtschaft- 
lich sehr  schädlicher.  Der  obligatorische  diplomatische  oder 
wenigstens  Konsularverkehr  dürfte  allerdings  wieder,  wie  der 
Wirkliche  Gehemie  Legationsrat  Schmidt- Dargitz  auf  der  er- 
wähnten internationalen  Konferenz  ausführte,  für  eine  Reihe 
von  Staaten,  insbesondere  für  solche,  in  denen  das  Gerichts- 
veriahren  schwerlällig  ist  oder  an  diversen  Mängeln  leidet, 
derzeit  noch  nicht  entbehrt  werden  können.  Im  Verkehre  der 
mitteleuropäischen  Staaten  sollte  aber  der  unmittelbare  Ver- 
kehr der  betreffenden  Gerichtsbehörden  wohl  ohne  weiteres 
als  in  den  gegebenen  Rechts-  und  Gerichtsverhältnissen  be- 
gründet erachtet  werden.  Da  an  einem  dadurch  beschleunigten 
und  vereinfachten  Verkehre  hauptsächhch  die  Geschäftswelt 
interessiert  ist.  wäre  ein  in  Artikel  1,  bezw.  9  des  Haager 
Prozessübereinkommens  vom  Jahre  1905  vorgesehenes  Son- 
derübereinkommeu  in  erster  Linie  bei  der  Erneuerung  der 
Handelsverträge  der  mitteleuropäischen  Staaten  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

b)  Beweisaufnahme  im  Auslande.  Auch  über  diese  wich- 
tige Frage  verhandelte  die  internationale  jurististische  Kon- 
ferenz, bezw.  ein  Unterausschuss  derselben.  Auch  hier  wird 
im  Verkehre  der  Grenzstaaten  der  unmittelbare  Rechtshilfe- 
verkehr von  Gericht  zu  Gericht,  ohne  diplomatische  Interven- 
tion, gewünscht.    Bei  den    erwähnten    Verliandlungcn   wurden 
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einige  krasse  Fälle  der  Rechtsverschleppiing  mitgeteilt.  Die 
deutschen  Konsulate  haben  im  Auslande  keine  Gerichtsgewnlt 
gegen  deutsche  Reichsangehörige  ihres  Bezirkes.  So  kam  es, 
dass  eine  im  Juni  1911  beantragte  Vernehmung  in  Buenos- 
Aires  erst  zu  Beginn  des  Jahres  1913  zu  einem  Ergebnisse 
geführt  habe,  da  der  einzige  zu  vernehmende  dortige  Zeuge, 
ein  Deutscher,  sich  in  seinem  geschäftlichen  Unternehmen 
nicht  stören  lassen  wollte  und  erst  beim  4.,  vom  Konsulate 
anberaumten  Termine  erschien  und  ausserdem  die  vorherige 
Sicherstellung  einer  hohen  Entschädigung  von  dem  Prozess- 
gegner in  Deutschland  verlangte. 

Es  wäre  auch  zu  erwägen,  ob  der  Konsul  nicht  ein 
direktes  Ersuchen  an  das  zuständige  ausländische  Gericht 
richten  dürfe,  um  Verzögerungen  und  andere  Schwierigkeiten 
leichter  kontrollieren  und  beheben  zu  können ;  ebenso  wür- 
den die  Cberselzungsschwierigkeiten   und  -Kosten  verringert.* 

4.  Erleichterung  im  aussergerichtlichen   Verfahren. 

Die  Verhandlungen  des  Kongresses  der  Notare  Deutsch- 
lands und  Österreichs  in  Wien  (September  1907)  gelangten 
auf  Grund  deutscher  und  österreichischer  Referate  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  die  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem 
Deutschen  Reiche  geschlossenen  Legalisierungsverträge  vom 
24.  Februar  1880  und  vom  30.  Juni  1881  (österr.  Reichsgesetz- 
blatt Nr.  85  ex  1880)  dahin  geändert  werden  sollen,  dass  die 
von  den  Notaren  eines  der  Vertragsstaaten  errichteten  Urkun- 
den zum  Gebrauche  und  zu  ihrer  Beweiskraft  im  Inlande 
einer  weiteren  Beglaubigung  nicht  bedürfen  —  ähnhch  wie 
dies  ja  schon  von  den  gerichtlichen  und  behördlichen  Urkun- 
den gilt.  Ferner  wurde  gefordert,  dass  solche  Urkunden  auch 
ohne  Vollstreckungsurteile  zur  unmittelbaren  Vollstreckung 
zugelassen  werden  sollen. 

Dr.  Karl  Wagner,  k.  k.  Notar  in  Wien,  führte  diese 
Grundsätze  in  dem  Vortrage,  welchen  er  am  15.  Juni  1913 
in  der  Wiener  juristischen-  Gesellschaft  hielt,  des  Näheren 
aus.  Er  sprach   von   solchen    Urkunden,    welche   eine   Schuld 


^  Vgl.  Handelspolitische  Korrespondenz,  herausgegeben  vom  Han- 
delsvertragsverein, vom  März  1913. 
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an  Geld  oder  anderen  vertretbaren  Sachen  feststellen,  die 
Person  des  Berechtigten,  des  Verpflichteten,  den  Rechtsgrund, 
den  Gegenstand  genau  bestimmen  und  macht  die  Einschrän- 
kung, dass  der  Verpflichtete  in  der  Urkunde  sich  der  soforti- 
gen Zwangsvollstreckung  unterworfen  habe.  Die  Zwangsvoll- 
streckung wäre  zu  verweigern,  wenn  dadurch  ein  Rechtsver- 
hältnis zur  Anerkennung  und  ein  Anspruch  zur  Durchsetzung 
gelangen  soll,  welchem  durch  das  Gesetz  des  Vollstreckungs- 
staates, aus  Rücksicht  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sittlichkeit,  die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit  versagt  ist.  Ein- 
wendungen, welche  den  durch  die  Urkunde  festgestellten  An- 
spruch betreffen,  sind  vom  Schuldner  im  Wege  der  Klage 
entweder  vor  dem  Gerichte  des  Vollstrecl<ungsortes  oder  vor 
denjenigen  Gerichten  geltend  zu  machen,  welche  durch  die 
Klage  auf  Erfüllung  des  beurkundeten  Rechtsgeschäftes  zu- 
ständig wären.  Der  Schuldner  muss  in  dieser  Klage  alle  Ein- 
wendungen geltend  machen,  welche  er  zur  Zeit  der  Einreichung 
der  Klage  geltend  zu  machen  imstande  war. 

Dr.  Wagner  kommt  in  dem  erwähnten  Vortrage  auch 
auf  die  ßnnnzrechtliche  Seite  der  Furage  zu  sprechen  und 
fordert  im  Interesse  der  Erleichterung  des  Verkehres  der 
Urkunden  ein  Abkommen,  in  welchem  der  Grundsatz  fest- 
zuhalten wäre,  daß  die  Auslandsurkunden  gebührenrecht- 
lich nicht  billiger  wegkommen  können  als  die  Inlands-Urkun- 
den, gerechterweise  aber  auch  nicht  teurer.  Keinesfalls  aber 
dürfte  eine  förmUche  Doppelvergebührung  stattfinden,  d.  h.  daß 
jeder  der  beiden  Staaten  das  Rechtsgeschäft  der  selbständigen 
vollen  Abgabe  unterzieht.  Wir  unsererseits  möchten  sogar  noch 
weitergehen  als  Dr.  Wagner  und  fordern,  daß  eine  solche 
Urkunde  der  erwähnten  rechtlichen  Vorzüge  im  Auslande  teil- 
haftig werde,  ohne  in  diesem  Auslande  überhaupt  einer  neuen 
(rebühr  unterworfen  zu  werden.  Eine  etwa  zu  befürchtende 
Schädigung  des  betreffenden  Einanzärars  wäre  so  gering,  daß 
man  im  Interesse  des  Verkehres  die  Doppel-  oder  auch  nur 
Zusalzvergebührung  überhaupt  vermeiden  könnte.  Es  würden 
auch  hier  die  beiderseitigen  Finanzärare  per  saldo  einem 
ungel'ähr  gleich  großen  und  zwar  sehr  unbedeutenden  Ent- 
gang erleiden  und  hier  ein  ähnlicher  Grundsatz  zur  Verwirk- 
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lichung  gelangen,  welcher  im  Weltpostvertrage  anerkannt 
wurde,  indem  die  Postgebühren  dem  Aufgabestaate  verbleiben 
und  nicht  etwa  ein  Teil  davon  dem  Bestimmungsstaate  ver- 
gütet werden  muß. 

Wir  erwähnen  noch,  daß  auch  der  31.  Deutsche  Juristen- 
tag (Wien,  1912)  sich  mit  der  Frage  beschäftigen  sollte :  Unter 
welchen  Voraussetzungen  kann  die  rechtHche  Gleichstellung 
der  in  Österreich  oder  in  dem  Deutschen  Reiche  errichteten 
Notariatsurkunden  in  beiden  Reichen  erzielt  werden?  Sowohl 
der  deutsche,  als  der  österreichische  Referent  kamen  in  ihren 
Referaten,  die  allerdings  wegen  allzu  grosser  Besetzung  der 
Tagesordnung  nicht  mehr  zur  Verhandlung  gelangten,  zu  dem 
übereinstimmenden  Resultate,  dass  die  Freizügigkeit  der  Nota- 
riatsurkunden zwischen  den  beiden  Staaten  als  ein  offenbar 
grosser  Vorteil  für  die  ausserstreitige  Rechtspflege  und  den 
Geschäftsverkehr  in  beiden  Staaten  bezeichnet  werden  muss 
(österreichischer  Referent  Dr.  Max  Reich).  Dieser  forderte  auch 
eine  zwischenstaatliche  Vereinbarung,  um  die  doppelte  Bela- 
stung von  Rechtsgeschäften  und  Urkunden  in  Form  von  Stem- 
peln oder  sonstigen  Abgaben  zu  verhindern.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, dass  die  beiden  Referenten  auch  die  Beseitigung  des 
Beglaubigungszwanges  für  Urkunden  im  Verkehre  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich  forderten.  Der  deutsche 
Referent  Dr.  Eugen  Josef,  konnte  allerdings  nicht  auch  die 
Vollstreckbarkeit  solcher  Urkunden  empfehlen,  weil  er  hierin 
eine  Durchbrechung  feststehender  Staats-  und  prozessrechtlicher 
Grundsätze  erblickte.^  Wenn  aber  die  beiden  Staaten  einen 
darauf  bezüglichen  Vertrag  schliessen,  so  wäre  es  lediglich 
Aufgabe  der  betreffenden  Gesetzgebung,  das  innere  Recht 
diesem  höheren  internationalen  Rechte  anzupassen  und  einem 
wie  dargetan,  schon  oft  und  dringend  geäusserten  Bedürfnisse 
der  Geschäftswelt  hiemit  zu  entsprechen. 

5.  Gegenseitige  Anerkennung  von  Zeugnissen  wissenschaft- 
licher und  amtlicher  Institute. 

^  Demgegenüber  sei  daran  erinnert,  dass  Geheimrat  von  Wach  auf 
der  Wiener  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  (1910) 
sich  ausdrücklich  für  die  Zulassung  der  Vollstreckung  ausländischer 
Urkunden  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  erklärt  hat. 
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Schon  die  geltenden  Handelsverträge  kennen  Beispiele 
dieser  Anerkennung.  Wir  verweisen  nur  auf  das  Schlussproto- 
koll zum  geltenden  deutsch-österreichisch-ungarischea  Handels- 
vertrage, welches  einige  Beispiele  zu  diesem  Beratungsgegen- 
stande liefert.  Dieses  Protokoll  bemerkt  zu  Art.  3  des  Ver- 
trages (Ziffer  3,  lit.  c),  dass  Hopfen  in  luftdicht  verschlossenen 
Metallzylindern  ohne  Untersuchung  des  Inhaltes  zollamtlich 
abgefertigt  werden  darf,  wenn  die  Sendung  von  einem  zoll- 
oder  fmanzamtlichen  Zeugnisse  begleitet  ist,  welches  beschei- 
nigt, dass  der  Inhalt  der  Zylinder  Hopfen  ist,  und  dass 
die  Zylinder  von  den  betreffenden  Amtsstellen  unter  Amts- 
verschluss  gelegt  wurden.  Zu  Artikel  9  des  Vertrages  bemerkt 
das  Schlussprotokoll,  dass  die  von  deutschen  wissenschaftlichen 
Anstalten  über  den  saccharometrischen  Gehalt  der  Siamm- 
würze  des  deutschen  Bieres  ausgestellten  Zeugnisse  von  den 
österreichischen  und  ungarischen  Behörden  anerkannt  werden 
und  in  diesem  Falle  keine  neue  Untersuchung  des  Bieres 
stattzufinden  habe.  Ebenso  anerkennen  die  deutschen  Behörden 
die  Zeugnisse  über  den  Untersuchungsbefund  österreichischer 
oder  ungarischer  wissenschaftlicher  Anstalten  für  österrei- 
chischen oder  ungarischen   Wein. 

Allerdings  behalten  sich  die  Regierungen  weitgehende  auto- 
nome Befugnisse  vor:  wenn  nämlich  Missbräuche  vorkommen, 
kann  jeder  Vertragsteil  von  dieser  Verständigung  mit  G-monatli- 
cher  Kündigung  zurücktreten;  auch  werden  die  erwähnten  Zeug- 
nisse nur  anerkannt,  wenn  die  betreffende  wissenschaftliche  An- 
stalt die  „einschlägigenVorschriften"  beobachtet  hat  und  sich  nicht 
jjbesondere  Zweifel"  an  der  Richtigkeit  des  Zeugnisses  ergeben. 

Es  ist  nun  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese  etwas  dehn- 
baren Bestimmungen  zu  einer  strengen  und  unter  Umständen 
auch  zu  einer  handelspohtisch  motivierten  Handhabung  dieser 
Vereinbarung  führen  können.  Es  wäre  daher  bei  der  Revision 
dieser  und  ähnlicher  Verträge  zu  wünschen,  dass  die  Fälle,  in 
welchen  die  Anerkennung  derartiger  Zeugnisse  verweigert  wer- 
den darf,  genauer  präzisiert  werden,  und  dass  auch  hier  der 
Anspruch  der  Yerkehrsinteressenten  auf  eine  rasche  und  ein- 
fache Verzollung  dank  der  gegenseitigen  Anerkennung  derar- 
tiger Zeugnisse  vertragsmässig  gewährleistet  werde. 
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Darüber  hinaus  wäre  zu  untersuchen,  in  weichen  anderen 
Fällen  des  gegenseitigen  Verkehres  Zeugnisse  von  wissenschaft- 
lichen und  amtlichen  Anstalten  (Untersuchungs-,  Priifungs- 
anstalten  etc.)  gegenseitig  anerkannt  werden,  sodass  der  Ver- 
kehr von  der  lästigen  nochmaligen  Untersuchung  im  F^estim- 
mungslande  befreit  wäre. 

6.  Die  mitteleuropäischen  Staaten  haben  in  die  Handels- 
verträgen, welche  in  der  Zeit  von  1904 — 190G  vereinbart  wur- 
den, bekanntlich  auch  eine  Schiedsgerichtsklausel  aufgenommen, 
welche  jedoch  bisher  fast  gar  nicht  zur  Anwendung  gelangle 
u.  zw.  aus  leicht  begreiflichen  Gründen.  Die  Klausel  ist  nämlich 
derart  gefasst,  dass  ihre  Anwendung  nicht  bloss  mit  sehr  hohen 
Kosten,  sondern  auch  mit  ausserordentlichen  Umständlich- 
keiten verbunden  wäre.  Es  ist  daher  naheliegend,  dass  schon 
mehrfach  der  Wunsch  nach  einer  Reform  dieser  Klausel 
geäussert  wurde. 

Die  Austragung  von  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Staaten 
durch  ein  Schiedsgericht  ist  ja  kein  Novum  der  mitteleuro- 
päischen Handelsverträge,  sondern  hat  sich  sowohl  für  poli- 
tische Streitfragen,  als  auch  für  solche  wirtschaftlichen  In- 
haltes schon  oft  bewährt.  Ohne  auf  die  Entstehung  und  die 
reichhaltige,  eispriesslichen  Tätigkeil  des  berühmten  ständigen 
Schiedshofes  im  Haag  des  Näheren  zurückzukommen,  wollen 
wir  hier  lediglich  eine  Geschichte  des  Schiedsgerichtes  für 
wirtschaftliche  Streitfragen  skizzieren. 

Der  Vertrag  über  den  allgemeinen  Postverein  (Weltpost- 
verein) vom  9.  Oktober  1874  bestellte  in  Artikel  15  ein  stän- 
diges internationales  Bureau,  dem  u.  a.  auch  die  Aufgabe 
zufällt,  auf  Verlangen  der  beteiligten  Staaten  ein  Gutachten 
über  Streitfragen  abzugeben,  Artikel  16  besagt,  dass,  falls 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Vereinsmitgliedern  bezüglich  der 
Auslegung  dieses  Vertrages  eine  Meinungsverschiedenheit  ent- 
steht, die  Streitfrage  durch  ein  Schiedsgericht  ausgetragen  wer- 
den soll,  in  welches  jede  der  betreffenden  Verwaltungen  ein 
anderes  in  der  Angelegenheit  nicht  beteiligtes  Vereinsmitglied 
wählen  wird.  Es  ist  also  hier  zwar  noch  kein  ständiges  Schieds- 
gericht, dagegen  aber,  was  wohl  zu  beachten  ist,  ein  durchaus 
unparteiisches  Schiedsgericht  vorgesehen. 

16 
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Ähnliche  Klauseln  finden  sich  auch  in  späteren  inter- 
nationalen Vertragen,  so  z.  B.  in  der  Generalakte  der  Brüsseler 
Antisklaverei-Konferenz  vom  2.  Juli  1880  (Art.  LV.),  in  dem 
Berner  internationalen  Übereinkommen  über  die  Eisenbahn- 
Frachtenverkehr  von  14.  (Jktober  1890,  dessen  Artikel  57  in 
Punkt  3  das  Zentralamt  für  den  internationalen  Transport 
beauftragt,  auf  Begehren  der  Parteien  Entscheidungen  über 
Streitigkeiten  der  Eisenbahnen  untereinander  abzugeben  — 
also  ein  ständiges  und  unparteiisches  Schiedsgericht  in  sehr 
wichtigen,  die  finanziellen  Interessen  der  Eisenbahnverwal- 
tungen, d.  h.  in  vielen  Fällen  auch  der  Staatsverwaltungen, 
betreffenden  Streitfragen. 

Aber  auch  in  anderen  Handelsverträgen  als  denen  Deutsch- 
lands und  Österreich-Ungarns  finden  wir  wohlausgebildete 
Schiedsgerichtsinstitutionen.  Selbst  in  einem  älteren  Vertrage 
Österreich-Ungarns  war  von  einem  solchen  Schiedsgerichte 
bereits  die  Bede,  wenn  gleich  diese  Tatsache  heute  wohl  nur 
mehr  historisches  Interesse  beanspruchen  darf.  Wir  meinen 
den  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  dem  Königreiche 
Siam  vom  8.  Mai  1871  (R.-G.-Bl.  Nr.  8  ex  1873).  Art  26  dieses 
Vertrages  lautet :  „Sollte  zwischen  den  hohen  vertragschliessen- 
den  Teilen  eine  Streitfrage  oder  Meinungsverschiedenheit  ent- 
stehen, welche  durch  freundschaftlichen  diplomatischen  Ver- 
kehr oder  Korrespondenz  nicht  geschlichtet  werden  konnte, 
so  wird  hiemit  vereinbart,  dass  die  Schlichtung  dem  schieds- 
richterlichen Spruche  einer  im  gemeinsamen  Einverständnisse 
zu  wählenden  befreundeten  dritten  Macht  vorbehalten  werden 
soll  und  dass  das  Ergebnis  dieses  Schiedsspruches  von  den 
hohen  vertragschliessenden  Teilen  als  endgiltige  Entscheidung 
angenommen  werden  soll."  Wie  man  sieht,  war  auch  hier 
noch  an  kein  ständges  Schiedsgericht  gedacht,  wohl  aber  an 
ein  unparteiisches  Gericht,  ferner  war  dessen  Kompetenz  eine 
allgemeine  (im  bekannten  Gegensatze  zu  den  Schiedsgerichts- 
klauseln in  den  jetzt  geltenden  Handelsverträgen  Deutschlands 
und  Österreich-Ungarns),  weiters  war  eine  ausdrückliche  Sank- 
tion vereinbart,  dass  die  Vertragsteile  sich  an  den  Ausspruch 
des  Schiedsgerichtes  halten  sollen,  welche  Sanktion  in  den  Han- 
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delsverträgen  Österreich-Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches 
fehlt,  sodass  diese  Schiedsgerichtsklausehi  im  Grunde  genommen 
als  ein  Art  Rückschritt  zu  bezeichnen  sind. 

Dieser  Rückschritt  wird  noch  auffälliger,  wenn  wir 
die  neueren  Handelsverträge  der  Schweiz,  Frankreichs, 
Italiens  und  Belgiens  betrachten.  Z.  B.  enhält  der  Handels- 
vertrag zwischen  der  Schweiz  und  Itahen  vom  13.  Juli  1904^ 
folgende  Bestimmung  (Art.  18) :  „Wenn  über  die  Auslegung 
dieses  Vertrages  mit  Einsclüuss  der  Anlagen  A — ¥  (es  sind  dies 
die  vertragsmässigen  Einfuhr-  und  Ausfuhrzölle  Italiens  und 
der  Schweiz,  ferner  die  Legitimationskarte  für  Handelsreisende, 
sowie  die  Zusatzbestimmungen  zum  Handelsvertrage)  Streitig- 
keiten entstehen  sollten,  und  wenn  einer  der  vertragschliessenden 
Teile  verlangt,  dass  dieselben  einem  Schiedsgerichte  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt  werden,  so  soll  der  andere  Teil  hiezu 
seine  Einwilligung  geben  u.  zw.  auch  iür  die  Vorfrage,  ob  die 
Streitigkeit  sich  auf  die  Auslegung  des  Vertrages  beziehe.  Der 
Beschluss  des  Schiedsgerichtes  soll  verbindliche  Kraft  haben." 
Wie  man  sieht,  ist  hier  eine  allgemeine  sachliche  Kompetenz 
vereinbart,  nicht  bloss  eine  auf  die  Auslegung  der  tarifarischen 
Bestimmungen  des  Vertrages  beschränkte,  wie  in  den  Handels- 
verträgen Österreich-Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches. 
Ferner  ist  der  Einlassungszwang  besonders  scharf  präzisiert, 
ebenso  die  gerichtliche  Kompetenz,  weiters  die  schon  früher 
erwähnte  Sanktion.  In  der  Anlage  F  zu  diesem  Artikel  wird 
die  Schiedsgerichtsklausel  des  weiteren  wie  folgt  ausgeführt : 
„Beide  Teile  bestellen  je  einen  Richter  n.  zw.  innerhalb  :/4 
Tage,  nachdem  das  Schiedsbegehren  angemeldet  ist;  die  beiden 
Richter  wählen  den  Obmann,  der  weder  Angehöriger  des 
einen  der  beiden  Staten  sein,  noch  auf  dem  Gebiete  derselben 
wohnen  darf;  wenn  sie  sich  über  dessen  W^ahl  innerhalb  8 
Tage  nicht  einigen  können,  so  ist  seine  Ernennung  unverzüglich 
dem  Präsidenten  des  Verwaltiingsrates  des  ständigen  Schieds- 
hofes im  Haag  anzuvertrauen."  An  diesen  Bestimmungen  fällt 
vor  allem  anderen  die  klassische  Präzision  bezüglich  der  Fristen 
auf,  sodass  eine  Verschleppung  des   schiedsgerichtlichen   Ver- 

1  Vgl.  Deutsclies  Handelsarchiv  1905.  I.,  Seite  19  ff. 
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fahrens  als  kontraktlich  ausgeschlossen  gelten  darf.  Das  Schieds- 
gericht besteht  zwar  noch  nicht  aus  unparteiischen  Richtern 
wohl  aber  ist  besonders  hervorzuheben  die  Bezugnahme  auf 
den  ständigen  Schiedshof  im  Haag,  welche  ja,  wie  später  aus- 
geführt werden  soll,  in  dem  schon  eingangs  erwähnten  Aufsatze 
dr.  Wehberg's  noch  mit  besonderem  Nachdrucke  betont  wird. 
Wenn  wir  uns  nun  fragen,  welche  Mängel  der  Schieds- 
gerichtsklausel in  den  deutschen  und  österreichisch-ungarischen 
Handelsverträgen  anhaften,  so  ist  die  Beantwortung  dieser 
Frage  nach  dem  Dargestellten  nich  schwer.  Auch  Dr.  Wehberg 
kritisiert  diese  Mängel  in  dem  erwähnten  Aufsatze.  Er  tadelt 
mit  Recht,  dass  das  Schiedsgericht  nach  den  Handelsverträgen 
des  Deutschen  Reiches  und  Österreich-Ungarns  nur  aus  einem 
wirklich  unparteiischen  Richter,  dem  Obmanne,  bestehe,  so  dass 
wer  von  den  beiden  Parteienvertretern  es  versteht,  den 
Obmann  auf  seine  Seite  [zu  ziehen,  gewonnenes  Spiel  habe. 
Überdies  sei  es  bei  einer  solchen  Zusanimenselzung  des  Schieds- 
gerichtes schwer,  zu  einer  Einigung  zu  gelanj^en.  Die  zweite 
Haager  Friedenskonferenz  hatte,  was  den  dortigen  ständigen 
Schiedshof  betrifft,  ausdrücklich  bestimmt,  dass  bei  5  Schieds- 
richtern nur  2  Staatsangehörige  der  streitenden  Parteien  sein 
dürfen.  Weiters  kommt  als  Mangel  in  Betracht,  dass  unsere 
Schiedsgerichtsklausel  gar  nichts  darüber  bestimmt,  was  rech- 
tens sei,  wenn  die  beiden  Parteien  sich  nicht  über  den  Obmann 
einigen  —  eine  Rechlslücke,  die  z.  B.  in  dem  französisch-schweize- 
rischen Handelsverträge  vom  20.  Oktober  1906  (Art.  24  und 
Anlage  E)  ausgefüllt  ist/  wo  im  Falle  der  Xichteinigung  über 
den  Obmann  das  Los  sentscheidet.  Weiters  unterliegt  der  Kritik, 
dass  der  Sitz  des  Schiedsgerichtes  abwechselnd  in  dem  Gebiete 
des  einen  und  des  anderen  vertragschliesscnden  Teiles  sein 
soll,  dass  dem  Gerichte  immer  neue  Räumlichkeiten  und  neue 
Hilfskräfte  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen.  Dr.  Wehberg 
schlägt  vor,  dass  man  entweder  das  internationale  Bureau  des 
Schiedshofes  im  Haag  oder  wenigstens  das  Brüsseler  internatio- 
nale Bureau  für  die  Veröffenthchung  der  Zolltarife  als  ständigen 
Sitz  der  Handelsvertrags-Schiedsgerichte  wählen  könnte. 

>  Vgl.  Deutsches  Handelsarchiv  1906.  I.,  Seite  2042  ff. 
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Eine  in  weiten  Kreisen  der  Geschäftswelt  unklare  Auf- 
fassung über  die  Rechtsstellung  des  Schiedsgerichtes  soll  auch 
hier  kurz  erwähnt  werden.  Nicht  etwa  bloss  in  Österreich- 
Ungarn,  sondern  auch  im  Deutschen  Reiche  glaubten  viele 
Kaufleute,  dass  die  Angehörigen  des  Handels  und  der  Industrie 
das  Recht  hätten,  dem  anderen  Staate  gegenüber  die  schieds- 
richterliche Erledigung  einer  strittigen  Zollfrage  zu  fordern. 
Eine  Folge  davon  war,  dass  von  amtlicher  Stelle  (Erlass  des 
kgl.  preussischen  Handelsministers  von  September  1911)  eine 
Aufklärung  in  dem  Sinne  gegeben  werden  mussle,  dass  der 
Handelsvertrag  nur  die  Beziehungen  zwischen  den  Staaten 
regle.  Die  erwähnte  falsche  Auffassung  der  Geschäftswelt  ist 
aber  sehr  begreiflich  und  entspringt  einem  schon  oft  geäusser- 
ten Bedürfnisse  dieser  Kreise  nach  einer  präzisen,  kurzen 
und  raschen  Auskunlt  darüber,  wie  eine  bestimmte  Ware  in 
dem  einen  oder  anderen  Lande  zu  verzollen  sein  wird,  bezw. 
dem  ebenso  starken  Bedürfnisse,  im  Falle  einer  unklaren  oder 
ungerechtfertigten  Verzollung  auch  möglichst  rasch  zu  einer 
klaren  und  präzisen  Erledigung  der  strittigen  Frage  zu  ge- 
langen. Dass  hier  der  übliche  diplomatische  Weg  nicht  der 
geeignete  ist,  braucht  wohl  kaum  betont  zu  werden.  Die  er- 
wähnte Forderung  der  Geschäftswelt  ist  umso  gerechtfertigter 
als  die  Zolltarife  selbst  immer  komplizierter,  immer  weniger 
übersichtlich  werden,  dass  man  oft  sehr  lange  auf  die  sehn- 
lichts  verlangten  Zolltarifentscheidungen  warten  muss,  da  nicht 
bloss  schwierige  technische  und  chemische  Vorfragen  zu  erle- 
digen sind,  sondern  auch  zollpolitische  Motive  (durch  eine  mög- 
lichts  hohe  Verzollung  eine  lästige  Einfuhr  bekämpfen)  mitspielen. 

Die  Reform  muss  nun  unter  Berücksichtigung  der  be- 
stehenden Verhältnisse  denn  doch  wenigstens  versucht  werden, 
u.  zw.  ergeben  sich  hier  3  Wege.  Einmal  wird  es  sich  unbedingt 
als  notwendig  herausstellen,  dass  die  mitteleuropäischen  Staaten 
bei  der  Revision  der  geltenden  Handelsverträge  das  Vorbild 
der  zitierten  Handelsverträge  Itahens,  der  Schweiz,  Frank- 
reichs etc.  rezipieren,  wenn  man  nicht  weitergehend  einen 
ständigen  Gerichtshof  für  Zollstreitigkeiten  auf  internationaler 
Grundlage  u.  zw.  am  zweckmässigsten  im  Haag  errichten  will. 
Dann  aber  wären  die  weiter  unten  zu  besprechenden  amtlichen 
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Zollauskunftsstellen  weiter  auszubilden,  namentlich  auch  ihr 
Verfahren  besser  zu  regeln  und  auch  hier  eine  vertragsmässige 
Bindung  der  Staaten  anzustreben,  drittens  endlich  wird  auch  die 
auf  dem  erwähmten  internationalen  Handelskammer-Kongresse 
in  Boston  1912  beschlossene  Forderung,  einen  internationalen 
Schiedsgerichtshof  für  Streitigkeiten  zwischen  Privatpersonen  und 
ausländischen  Staaten  zu  schaffen,  denn  doch  erfüllt  werden  müs- 
sen. Für  uns  besteht  zunächst  die  Aufgabe  noch  den  zweiten 
hier  erwähnten  Weg:  Ausgestaltung  des  amtlichen  Zollnus- 
kunftsdienstes,  des  Näheren  zu  besprechen. 

7.  Amiliche  Zollauskünfte  : 

In  der  neueren  Zeit  sind  auch  die  mitteleuropäischen 
Staaten  dazu  übergegangen,  bestimmte  Behörden  mit  der  Befug- 
nis auszustatten,  den  Parteien  rechtsverbindliche  Auskünfte 
über  die  Zolltarifierung  einzelner  Waren  zu  erteilen.  Nur  ist 
das  Verfahren  auch  hier  ein  sehr  umständliches,  zeitraubendes 
und  kostspieliges.  Abgesehen  davon,  dass  dieses  Verfahren  mög- 
lichst vereinfacht  und  verbilligt  werden  sollte,  was  schliesslich 
nur  eine  Agende  der  innerstaatlichen  Gesetzgebung  ist,  wäre 
auch  zu  empfehlen,  dass  eine  vertragsmässige  Verpflichtung  der 
Behörden  zweier  Staaten  geschaffen  werde,  den  Angehörigen 
des  anderen  Staates  Zollauskünfte  zu  erteilen,  ähnlich  wie  dies 
in  dem  erwähnten  Handelsvertrage  zwischen  der  Schweiz  und 
Italien  vom  Jahre  1905,  Anlage  F.  zu  Artikel  11  vereinbart 
wurde:  „Die  Zollämter  eines  jeden  der  vertragschUessenden 
Teile  sollen  dem  Publikum  des  anderen  Teiles  jede  Auskunft 
geben,  die  über  die  Klassifikation  dieses  oder  jenes  besonderen 
Gegenstandes  verlangt  werden  könnte."  In  diesem  Zusammen- 
hange sei  auch  Artikel  11,  Abs.  2  des  Handelsvertrages  zitiert, 
welcher  bestimmt,  dass  ^die  zur  Abfertigung  aller  Verkehrsarten 
erforderlichen  Formalitäten  beiderseits  soweit  als  möglich 
vereinfacht  und  beschleunigt  werden  sollen." 

Es  wäre  eine  dankenswerte  Reform  der  geltenden  Han- 
delsverträge Österreich-Ungarns  und  des  Deutschen  Reiches, 
wenn  eine  solche  vertragsmässige  Zollauskunftspflicht  festge- 
legt, und  wenn,  wie  schon  erwähnt,  die  beiden  Staaten  auch 
zu  einer  möglichst  vereinlachten  und  beschleunigten  Zollamts- 
handlung sich  verpflichten  würden. 
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Vorschläge: 

Auf  Grund  des  vorangeführten  Materiales  werden  der  Kon- 
ferenz zur  wahlweisen  Verhandlung  und  Beschlussfassung 
empfohlen : 

(Die  Konferenz  in  Budapest  legt  den  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereinen  nahe,  bei  ihren  Regierungen  die  Verwirk- 
lichung in  folgender  Forderungen  anzustreben  :) 

A)  In  formaler  Hinsicht: 

1.  Bei  der  Revision  der  geltenden  Handelsverträge  Öster- 
reich-Ungarns und  des  Deutschen  Reiches  sollen  zur  Erzielung 
grösserer  Klarheit  des  Textes  und  besserer  Berücksichtigung 
der  juristischen  Fragen  rechtskundige  Fachleute  (Vertreter  der 
Justizbehörden,  der  Organisationen  des  Anwalt-  und  Notar- 
standes) beigezogen  werden ; 

2.  Der  Text  der  geltenden  Handelsverträge  soll  einer 
redaktionellen  Überprüfung  unterzogen  und  Unklarheiten  des 
Ausdruckes,  Lücken  und  Mängel  des  Textes,  Widersprüche 
beseitigt  werden  ; 

3.  die  einzelnen  Bestimmungen  der  Handelsverträge  sollen 
in  eine  systematische  Reihenfolge  gebracht  und  dieses  Schema 
allen  künftigen  Handelsverträgen  zugrunde  gelegt  werden. 

B)  In  materieller  Hinsicht: 

1.  Das  Recht  des  Ausländers,  sich  in  das  Inland  zu  be- 
geben und  dort  aufzuhalten,  soll  vertragsmässig  gewährleistet 
werden  und  die  Abweisung,  bezw.  Ausweisung  eines  Aus- 
länders —  abgesehen  von  strafgerichtlich  erheblichen  Fällen 
—  sonst  nur  in  bestimmten,  im  Handelsvertrage  angeführten 
Fällen  und  nur  auf  Grund  eines  den  Rechtschutz  des  Be- 
treffenden verbürgenden  ordentlichen  Verfahrens  stattfinden 
können. 

2.  In  bezug   auf  das  internationale  Privatrecht : 

a)  Die  Filialen  ausländischer  Handelsfirmen  im  Inlande 
sollen  in  bezug  auf  ihre  Rechts-,  Handlungs-  und  Prozessfähigkeit 
den  inländischen  Filialen  vollständig  gleichgestellt  werden  ; 

b)  die  Rechtsstellung  des  Vertreters  einer  ausländischen 
Handelsfirma  im  Inlande  soll  dahin  präzisiert  werden,  dass  die 
Frage,  inwieweit  ein  solcher  Vertreter  seine  Firma  durch 
Rechtshandlungen  (Annahme  von  Zahlungen  etc.)   verpflichtet, 
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nach  dem  am  Orte  dieser  Rechtshandlung  geltenden  Rechte  zu 
beurteilen  sei ; 

;i  In  bezug  auf  das  internationale  Prozessrecht: 
Das  internationale  Haager  Prozessübereinkommen  vom 
Jahre  1905  soll  dadurch  ausgebaut  werden,  dass  die  Zustellung 
von  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Akten,  ferner  der 
Ersuchschreiben  ebenso  die  Beweisaufnahme  unmittelbar  von 
Gericht  zu  Gericht  zu  erfolgen  habe. 

4.  Die  öffentlichen  Urkunden,  insbesondere  die  Notariats- 
urkunden, welche  in  einem  Vertragsstaate  nach  dessen  Gesetzen 
rechtsgiltig  errichtet  wurden,  sollen  zum  Gebrauche  und  zu 
ihrer  Beweiskraft  in  dem  anderen  Staate  keiner  weiteren  Be- 
glaubigung bedürfen,  ebenso  keiner  weiteren  Vergebührung 
und  als  Vollstreckungstitel  gegenseitig  anerkannt  werden, 
insoweit  nicht  die  Vollstreckung  den  bestehenden  Gesetzen  des 
Vollstreckungsstaates  zuwiderlaufen  würde. 

5.  Die  Zeugnisse  amtlicher  oder  wissenschaftlicher  An- 
stalten über  die  Beschatfenheit  einzelner  Waren  sollen  in 
mögUchst  weitem  Umfange  gegenseitig  anerkannt  werden  und 
infolgedessen  eine  neuerliche  Prüfung  solcher  Waren  im  Einfuhr- 
staate nicht  mehr  stattfinden,  ausgenommen  den  Fall  nachge- 
wiesenen Missbrauches. 

b.  Die  Schiedsgerichtsklausel  in  den  geltenden  Handels- 
verträgen soll  dadurch  verbessert  werden,  dass 

n)  ihre  sachliche  Kompetenz  sich  auf  den  gesamten 
Komplex  der  in  ileii  Handelsverträgen  (und  Zusatzbestimmun- 
gen) geregelten  Materien  erstreckt ; 

b)  der  lunlassungszwang  schärfer  präzisiert  wird ; 

c)  die  Bestellung  der  beiderseitigen  Schiedsrichter  binnen 
bestimmter  Frist  vereinbart  wird  und  im  Falle  die  beiden 
Parteien  sich  binnen  bestimmter  Frist  über  den  Obmann  nicht 
geeinigt  haben  sollten,  der  Präsident  des  ständigen  Schieds- 
hofes im  Haag  den  Obmann  zu  bestellen  hat ; 

d)  als  Sitz  dieser  Schiedsgerichte  der  ständige  Schiedshof 
im  Haag  bestimmt  wird. 

7.  In  den  Handelsverträgen  soll  künftig  auch  die  Pflicht 
der  zuständigen  Ämter  des  einen  Vertragsteiles,  den  Angehörigen 
des  anderen  Vertragsteiles  Auskünfte  über  die  Tarifierung  von 
Waren  zu  erteilen,  vereinbart  werden,  u.  zw.  auf  Grund  eines 
möglichst  einfachen,  billigen  und  raschen  Verfahrens. 


Ausgewählte  juristische  Fragen  im  Texte 
der  Handelsverträge. 

Referat  des  Ministerialrats  im  k.  ung.  Justizministerium,  a.  o.  Universitäts- 
professors Dr.  Edmund  v.  Polner. 

Die  gemeinsame  Konferenz  der  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine in  Bedin  1909  besciiäftigte  sich  mit  der  Frage, 
auf  welclie  Weise  der  Inhalt  der  Handelsverträge  in  zwei 
Teile,  einem  ständigen  und  einem  veränderlichen,  zu  sondern 
wäre,  damit  im  Belange  des  ständigen  Teiles  zwischen  den 
interessierten  Staaten  Kollektivverträge  von  grösserer  Bestän- 
digkeit zustande  gebracht  werden  können  und  für  die  eigent- 
Hchen,  periodisch  abzuschliessenden  Handelsverträge  sodann 
nur  der  abänderliche  Teil  erübrigen  soll. 

Die  Ansichten  der  Referenten  des  deutschen  und  öster- 
reichischen Vereins  waren  dem  W^esen  nach  übereinstimmend 
dahingehend,  dass  loszutrennen  wären: 

a)  jene  Fragen,  die  eigentlich  nur  in  losem  Zusammen- 
hange mit  dem  eigentlichen  Gegenstand  der  Handelsverträge 
stehen  und  nur  als  Tradition  der  Entwickelung  oder  gelegent- 
lich in  die  Verträge  aufgenommen  wurden ; 

b)  diejenigen,  welche  sich  auf  die  wirtschaftliche  Geltend- 
machung der  Untertanen  der  Vertragsstaaten  in  dem  andern 
Staate  beziehen  oder  allgemeine  Grundlagen  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  der  Vertragsstaaten  bilden ; 

c)  auch  diejenige  Fragen,  die  sich  wohl  schon  auf  den 
eigentlichen  Handelsverkehr  beziehen,  sich  jedoch  im  Rahmein 
der  Handelsverträge  mit  einer  gewissen  Beständigkeit  wieder- 
holen, bei  den  auf  die  Erteilung  tarifarischer  Begünstigungen 
bezüglichen  Unterhandlungen  nicht  zu  Konipensationsprojekten 
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gemacht  zu    werden   pflegen    und    auch   nicht   zu    solchen  ge- 
macht werden  können. 

Gemäss  der  damals  vorgebrachten  Ansichten  sollten  fer- 
ner gewisse  Fragen,  die  sonst  zum  Punkte  c)  gehören  wür- 
den, z.  B.  die  des  Gewerberechtsschutzes,  die  Eisenbahn-,  Schif- 
fahrtsfragen in  besonderen  Spezial vertragen    geregelt    werden. 

Hienach  würde  für  die  eigentlichen  handelspolitischen 
Verträge  hauptsächlich  nur  die  Feststellung  der  tarifarischen 
Begünstigungen  erübrigen. 

Der  damalige  Referent  des  ungarischen  Vereins  hat  dem- 
entgegen einen  in  gewissem  Masse  abweichenden  Standpunkt 
eingenommen,  in  dem  er  wohl  anerkannte,  dass  es  erwünscht 
sei,  von  den  Handelsverträgen  die  sogenannten  Rechtsfragen 
und  solche,  die  mit  der  Materie  der  Handelsverträge  nur  in 
sehr  losem  Zusammenhange  stehen,  loszutrennen,  ansonsten 
jedoch  die  Teilung  der  Handelsverträge  in  dem  Sinne,  wie 
dies  die  Referenten  des  deutschen  und  österreichischen  Ver- 
eines in  Vorschlag  gebracht  haben,  für  noch  nicht  reif  und 
praktisch  kaum  durchführbar  erachtete. 

Im  Belange  der  obbezeichneten  drei  Gruppen  der  Fragen 
war  also  bezüglich  des  Punktes  a)  die  Übereinstimmung  voll- 
ständig, bezüglich  des  Punktes  b)  jedoch  nur  teilweise  gegeben. 

Die  Konferenz  hat  demzufolge  den  Beschluss  erbracht, 
wonach  es  für  erstrebenswert  erachtet,  dass  aus  den  Handels- 
verträgen diejenige  Fragen,  die  die  allgemeinen  Grundlagen  der 
internationalen  Handelsbeziehungen  betreffen,  loszutrennen  seien 
und  in  besonderen  Verträgen  einheitUch  geregelt  werden  sollen. 

Auf  die  Tagesordnung  unserer  jetzigen  Konferenz  ist  nun, 
anknüpfend  an  die  erwähnten  Beratungen  der  Konferenz  vom 
Jahre  1909,  der  Gegenstand  der  juristischen  Fragen  in  den  Handels- 
verträgen neuerdings  aufgenommen  worden.  Das  Thema  ist 
eigentlich  ein  anderes,  es  kann  jedoch  kaum  unberücksichtigt 
bleiben,  dass  die  frühere  Konferenz  unserer  Vereine  sich  mit 
diesem  Thema  wohl  aus  einem  anderen  Gesichtspunkte  bereits 
beschäftigt  hat. 

Ich  war  in  der  angenehmen  Lage,  den  Inhalt  des  Referates 

des  derzeitigen  österr.  Herrn  Berichterstatters  bereits  zu  kennen, 

.  als  ich  mich  mit  dieser  Frage  beschäftigen  musste.  Wiewohl  ich 
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in  vielen  Dingen  mit  ihm  übereinstimme,  kann  ich  mich  in 
einer  wesentlichen,  wenn  anch  in  gewissem  Sinne  formeller 
Beziehnng  seinem  Standpunkte  nicht  anschliessen.  Der  österr. 
Herr  Referent  nimmt  nämlich  gerade  in  dem  Belange,  in 
welchem  sich  die  Konferenz  1909  mit  der  Frage  beschäftigte 
und  bezüglich  dessen  sie  nicht  nur  den  erwähnten  BescWuss 
erbrachte,  sondern  bezüglich  dessen  alle  drei  damaligen  Refe- 
renten in  Übereinstimmung  waren,  einen  ganz  entgegengesetzten 
Standpunkt  ein,  indem  er  den  Inhalt  der  Handelsverträge 
nicht  zu  differenzieren  und  einzuschränken,  sondern  im  Gegen- 
teile auszudehnen  wünscht  und  im  Rahmen  derselben  auch 
die  Regelung  solcher  juristischen  Fragen  für  notwendig  erachtet, 
die  bisher  in  die  Handelsverträge  noch  nicht  einbezogen  wurden. 

Meinerseits  glaube  ich  nicht,  dass  es  begründet  wäre,  ent- 
gegen der  Beschlüsse  vom  Jahre  1909  einen  derartig  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  einzunehmen.  Wohl  ist  es  zweifellos,  dass 
die  Art  und  Weise  der  Regelung  vieler  juristischer  Fragen  von 
weittragender  Bedeutung  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
und  für  den  internationalen  Handel  sind.  Um  nicht  weiteres  zu 
erwähnen,  ist  die  Frage,  ob  die  Urteile  zweier  Staaten  gegen- 
seitig vollzogen  werden  und  im  bejahenden  Falle,  unter  wel- 
chen Bedingungen,  für  das  wirtschaftliche  Verhältniss  der  be- 
treffenden Staaten  gewiss  nicht  gleichgültig.  Bei  dem  derzeitigen 
Zustande  des  internationalen  Vertragsrechtes  jedoch  kann  kaum 
auf  die  Durchführbarkeit  eines  Vorschlages  gerechnet  werden, 
gemäss  dessen  die  Frage  des  gegenseitigen  Vollzuges  der  Ur- 
teile im  Rahmen  der  Handelsverträge  geregelt  werden  könnte. 
Nicht  wenige  jener  Fragen,  deren  Regelung  im  Rahmen  der 
Handelsverträge  der  österreichische  Herr  Referent  in  Vorschlag 
bringt,  sind  juristische  Fragen  identischer  Natur,  wie  die  Frage 
der  Vollziehung  der  Urteile,  ohne  dass  sie  von  so  grosser 
wirtschaftlicher  Bedeutung  wären.  So  z.  B.  die  Vereinfachung 
der  Rechtshilfe,  die  Frage  der  Rechtswirksamkeit  der  öffent- 
Hchen  Urkunden  usw. 

Ich  glaube,  dass  wiewohl  diese  Fragen  auf  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  von  Bedeutung  sind  ufid  wiewohl  dieselben 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  mit  den  Handelsverträgen  in 
äusserem    Zusammenhang    gebracht    werden    können,    bilden 
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dieselben  und  ähnliche  Fragen  doch  einen  besonderen  Komp- 
lex, und  müssten  dieselben,  so  wie  dies  auch  bisher  geschah, 
international  besonders  geregelt  werden.  Der  Vorgang,  wonach 
die  Handelsverträge  die  Regelung  dieser  PYagen  aufsaugen  und  in 
sich  einverleiben  würden,  könnte  weder  für  die  Handelsverträge 
selbst,  welche  durch  diese  Materie  noch  heterogener  und  schwer- 
fälliger werden  müssten,  noch  für  die  Regelung  dieser  Fragen, 
die  doch  nur  nebenbei  erfolgen  könnte,  nicht  vom  Vorteile  sein. 

Ich  kann  nicht  glauben,  dass  diese  Fragen  im  Rahmen 
der  Handelsverträge  leichter  geregelt  werden  könnten,  wie  abge- 
sondert von  denselben.  Resteht  die  Schwierigkeit  der  internationa- 
len Regelung  einer  Frage  nicht  in  ihr  selbst,  so  w^ird  es  gewiss 
nicht  darauf  ankommen,  dass  eine  der  Parteien  die  Regelung 
in  einem  besondern  Vertrage  versuchen  will.  Als  Reispiel  dient 
hiefür  der  Vertrag,  den  Österreich  und  Ungarn  bezüglich  des 
Besitzerwerbes  mit  Italien  neben  dem  Handelsvertrage  abge- 
schlossen haben.  Im  Gegenteile  erfuhren  viele  Fragen,  welche 
im  Laufe  der  Handelsvertragsverhandlungen  aufgetaucht  sind, 
in  den  Handelsverträgen  selbst  nur  im  grossen  Allgemeinen 
eine  Regelung  und  wurden  dieselben  der  Ordnung  im  Wege 
besonderer  Verträge  zugewiesen  und  tatsächlich  in  besondere 
Vereinbarungen  aufgenommen,  wie  z.  B.  die  Fragen  des  Ge- 
werberechtschutzes, der  Arbeiterversicherung,  des  Verlassen- 
schaftsverfahrens, usw. 

Meiner  Ansicht  nach  liegt  die  Möglichkeit  der  Lösung 
mitten  zwischen  dem  Wege,  den  die  Konferenz  vom  Jahre  1909 
zu  betreten  dachte  und  den  der  österreichische  Herr  Referent 
in  Vorschlag  bringt.  Der  Inhalt  der  Handelsverträge  ist  schon 
bisher  dermassen  angeschwollen,  dass  der  Zeit})unkt  dafür 
eingetreten  ist,  bezüglich  dieser  Materie  eine  Auswahl  zu  treffen 
und  die  nicht  streng  dahingehörigen  Fragen,  zu  welchen  auch 
die  bisher  dort  geregellen  juristischen  Fragen  zu  zählen  sind, 
loszutrennen  und  dieselben  im  Vereine  mit  neueren  Fragen 
ähnlicher  Natur  in  einem  neuen  Typus  der  Verträge  zu  regeln. 
Sehr  zntrelTend  meint  der  österreichische  Herr  Referent,  dass 
die  Handelsverträge  eine  Zeit  hindurch  nur  die  Appendices  der 
Friedensverträge  waren,  bis  sie  allmählich  eine  besondere  Gattung 
von  grosser  Bedeutung  der  Verträge  geworden  sind.  Die  Rege- 
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lung  einzelner  Fragen  wurde  aber  schon  auch  bisher  von  den 
Handelsverträgen  ausgeschieden  und  besonderen  Spezialver- 
trägen  überlassen. 

Die  Kntwickehing  bislang  besteht  also  darin,  dass  l)ei 
Verträgen  grosser  und  weiter  Materie  die  Differenzierung, 
Teilung  und  die  Entstehung  neuer  Yerlra.:stypen  eingetreten 
ist.  Wir  müssen  auch  diesmal  im  Geleise  der  bisherigen  Evo- 
lution fortschreiten,  wir  müssen  die  zu  reichhaltig  angewach- 
senen Verträge  differenzieren  und  aus  dem.  was  bisher  nur 
Appendices  derselben  waren,  einen  neuen  Typus  der  Verträge 
schaffen. 

Indem  ich  meinerseits  diesen  Antrag  stelle,  schlage  ich 
eigentlich  nichts  derartiges  vor,  was  nicht  auch  bisher  schon 
geschehen  ist.  Es  gibt  bereits  einen  Staat,  welcher  diesen 
Schritt  mit  Erfolg  getan  hat ;  dieser  Staat  hat  schon  Handels- 
verträge abgeschlossen,  aus  welchen  die  nicht  streng  hinzu- 
gehörenden Fragen  losgetrennt  wurden  und  welcher  diese 
Fragen,  wiewohl  vielleicht  nicht  in  dem  Masse  und  der  Aus- 
dehnung, wie  ich  dies  meinerseits  für  notwendig  erachten 
würde,  in  einem  besonderen  Typus  der  Verträge  geregelt  hat. 
Dieser  Staat  ist  die  Schweiz,  und  sind  solche  Handels- 
verträge der  Schweiz  unter  anderen  die  Handelsverträge,  die 
sie  mit  sämtlichen  mitteleuropäischen  Zolleinheiten  geschlos- 
sen hat.  Jener  besondere  Typus  der  Verträge  aber,  welche 
die  Schweiz  neben  den  Handelsverträgen  abgeschlossen  hat, 
ist  in  den  sogenannten  Niederlassungsverträgen  (traites  d'eta- 
blissement)  gegeben. 

Es  bestehen  keinerlei  Hindernisse  dagegen,  dass  diese 
neuen,  sagen  wir  nach  Schweizer  Muster  gedachten  Nieder- 
lassungsverträge zu  gleicher  Zeit  und  eventuell  Junktim  mit  den 
neuen  Handelsverträgen  zum  Abschlüsse  gebracht  werden  sollen. 
Vorläufig  nur  zwischen  je  zwei  Staaten,  und  es  soll  der  zu- 
künftigen Entwickelung  vorbehalten  bleiben,  dass  dieselben 
neben  den  Handelsverträgen  sich  voraussichtlich  bewähren  und 
besser  ausgestalten,  um  dann  auch  zwischen  mehreren  Staaten, 
erst  vielleicht  nur  zwischen  den  mitteleuropäischen,  kollektiv 
zustande  gebracht  werden  und  zur  Grundlage  einer  wirtschaft- 
lichen Union  im  engeren  Sinne  dienen  sollen. 
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Hienach  können  wir  auf  die  Frage  übergehen,  welche 
Gegenstände  es  sein  könnten,  die,  von  den  Handelsverträgen 
losgetrennt,  in  diese  Niederlassungsverträge  übernommen  wer- 
den könnten  und  welche  Fragen  dazu  geeignet  wären,  um  als 
neue  in  diese  letzteren  einbezogen  werden  zu  können. 

Vor  allem  muss  ich  erklären,  dass  ich  meinerseits  weder 
die  Frage  der  Rechtshilfe  und  des  gegenseitigen  Urteilsvollzu- 
ges, noch  auch  die  Frage  der  Wirksamkeit  der  öffentlichen  Ur- 
kunden in  dieselben  nicht  einzubeziehen  erachte.  Der  Platz  für 
die  Regelung  der  Frage  der  Rechtshilfe  ist  bereits  im  Haager 
prozessrechtlichen  Kollektivvertrage  vom  Jahre  1905  gegeben. 
Dieser  kann  weiterentwickelt  werden,  im  Rahmen  desselben 
ist  es  bezüglich  der  für  Sonderverträge  vorbehaltencn  Fragen 
erwünscht,  solche  Sonderverträge  zu  schaffen,  es  ist  jedoch  zu 
vermeiden,  die  Rechtshilfe  mit  der  Materie  der  Handels-  und 
Niederlassungsverträge  zu  verquicken.  Dieselben  bilden  einen 
besonderen  Komplex  von  Fragen,  welche  in  dem  Rahmen  zu 
belassen  wären,  in  welchem  sie  bislang  untergebracht  waren. 

Übrigens  muss  ich  bemerken,  dass  der  seitens  des  Herrn 
österreichischen  Referenten  in  Vorschlag  gebrachte,  unmittel- 
bare Verkehr  in  der  internationalen  Rechtshilfe  keineswegs 
unbedingt  kürzer  wäre,  als  der  im  Haager  Übereinkommen 
geregelte  Konsularweg.  Dieser  letztere  ist  wesentlich  einfacher 
und  kürzer,  wie  der  frühere  diplomatische  Weg  und  ist  ge- 
eignet, gerade  jene  Schwierigkeiten  und  Weiterungen  auszumer- 
zen, die  bei  dem  unmittelbaren  Verkehr  zwischen  den  Behör- 
den verschiedener  Amtssprachen  zweier  Staaten  unbedingt  auf- 
tauchen würden.  Der  unmittelbare  Verkehr  zwischen  den  Be- 
hörden solcher  Staaten,  deren  Amtssprache  nicht  identisch  ist, 
wäre  in  der  Praxis  in  vielen  Fällen  schleppender,  wie  der  im 
Haager  Übereinkommen  festgestellte  Konsularweg,  wofür  wir 
hier  in  Ungarn  bereits  Frfahrungen  besitzen. 

Bezüglich  Vermeidung  der  Legitimation  von  Notariats- 
urkunden ist  zu  bemerken,  dass  diese  Frage  wenigstens  Deutsch- 
land gegenüber  bereits  im  Flusse  ist  und  erscheint  es  nicht  aus- 
geschlossen, dass  dieselbe  im  angestrebten  Sinne  gelöst  werden 
können  wird,  bevor  noch  die  neuen  Handelsverträge  zum 
Abschlüsse  gelangen. 
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Eine  ähnliche  Frage,  wie  die  vorerwähnten,  wäre  es,  auf 
Grund  welcher  Gesetze  die  Giltigkeit  der  durch  ausländische 
Handelsbevollmächtigte  abgeschlossene  Rechtsgeschäfte  festge- 
setzt werden  soll.  Wie  bekannt,  beschäftigen  sich  die  Haager 
internationalen  Privatrechtskonferenzen  mit  ähnlichen  Fragen 
und  zwar  mit  bestem  Erfolge.  Meiner  Ansicht  nach  gehört 
auch  diese  Frage  vor  diese  privatrechtlichen  Konferenzen  und 
wäre  in  die  auf  Grund  dieser  Konferenzen  zu  schaffenden 
internationalen  Verträge  einzubeziehen. 

Zurückkommend  nun  auf  die  aufgeworfene  Furage,  welche 
Gegenstände  es  sein  sollen,  die  von  den  Handelsverträgen  los- 
zutrennen und  mit  anderen  verwandten  Fragen  vereint  be- 
sonders zu  regeln  wären,  ist  es  notwendig,  vor  allem  den 
Inhalt  der  bisherigen  Handelsverträge  eingehender  zu  prüfen. 
Dieser  Inhalt  kann  im  allgemeinen  nach  drei  Hauptgruppen 
eingeteilt  werden  : 

1.  In  die  erste  Gruppe  gehören  diejenige  Verfügungen, 
die  wir  eigentliche  handelspoUtische  nennen  möchten.  Es  sind 
dies  jene  Verfügungen,  mit  welchen  die  vertragschhessenden 
Parteien  gegenseidg  ihre  Handelspolitik,  d.  i.  die  Handtiabe  der 
Massnahmen,  durch  welche  sie  ihre  eigene  Produktion  gegen- 
über der  ausländischen  Konkurrenz  zu  schützen  und  zu  för- 
dern wünschen,  binden. 

Eine  solche  Bindung  ist  es  z.  B.,  wenn  ausgesprochen 
wird,  das  keine  Einfuhr-,  Durchfuhr-  und  Ausfuhrverbote 
erlassen  werden,  ferner  die  Feststellung  dessen,  welche  Zölle 
nach  einzelnen  ausländischen  Waaren  eingehoben  werden 
dürfen  usw.  Mehr  oder  weniger  betreffen  diese  alle  den  Waren- 
verkehr und  ist  die  Bindung  der  Zolltarife  nur  ein  Teil  dieses 
Komplexes,  so  dass  diese  Bindung  von  den  übrigen  Verfü- 
gungen ähnUcher  Natur,  wiewohl  die  letzteren  teilweise  stän- 
dige und  sich  wiederholende  Verfügungen  sind,  kaum  los- 
getrennt werden  kann.  Diese  Gruppe  bildet  das  wesentlichste 
Objekt  der  Handelsverträge. 

2.  In  die  zweite  Gruppe  gehören  jene  Massnahmen,  welche 
es  ohne  Bücksicht  auf  die  eigentliehe  HandelspoHtik  ermög- 
lichen sollen,  dass  zwischen  den  Gebieten  der  Vertragsparteien 
ein  gegenseitiger    Handel   sich    überhaupt    entwickeln    könne, 
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die  sich  also  auf  die  Ausübung  des  Handels  und  im  Rahmen 
desselben  auf  die  Lage  der  Kaufleute  beziehen.  Solche  sind  : 
dass  die  Kaufleute  eines  Vertragsstaates  sich  auf  das  Gebiet 
des  andern  Vertragsstaates  begeben  kqnnen,  dort  Märkte  auf- 
suchen, nersönlich  oder  durch  Reisende  Bestellungen  sammeln 
können  sollen,  dass  sie  in  diesem  Belange  keiner  höheren 
Steuer  unterworfen  sein  sollen,  wie  die  Bürger  des  betreffen- 
den Staates  usw.  Diese  Gruppe  bezieht  sich  speziell  nur  auf 
den  internationalen  Handel  und,  wiewohl  sie  von  der  Ab- 
änderlichkeit  der  Aussenhandelspolitik  unabhängig  sind,  sind 
sie  doch  dermassen  vom  Charakter  des  Handels,  dass  die 
hieher  gehörigen  Fragen  mit  vollster  Begründung  in  die  Han- 
delsverträge gelangt  sind,  und  ich  deren  Lostrennung  von  diesen 
im  Allgemeinen  nicht  für  molivirt  erachten  würde. 

In  diesen  Rahmen  gehören  weiters  auch  die  auf  die  Schiff- 
fahrt, als  Mittel  des  Handels  bezüglichen  Massnahmen,  diese 
wurden  jedoch  schon  in  besondere  Verträge  aufgenommen, 
was  vom  Standpunkte  der  Entlastung  der  Handelsverträge  nur 
gebilligt  werden  kann  Hieher  gehört  ferner  auch  die  auf  den 
Schutz  des  gewerblichen  Eigentumsrechtes  bezügliche  Regelung, 
die  jedoch  gleichfalls  schon  zum  grossen  Teile  im  Rahmen 
besonderer  Verträge  durchgeführt  wird,  was  ebenso  nur  ge- 
billigt werden  kann.  Dasselbe  ist  der  Fall  im  Belange  der  Re- 
gelung des  Konsularwesens. 

3.  Die  dritte  Gruppe  der  Verfügungen  der  Handelsverträge 
ist  jene,  die  gewisse  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes,  des 
Privatrechts  und  der  Rechtshilfe  in  sich  begreift,  die  zwar  — 
wie  erwähnt  —  mit  dem  Handel  im  Zusammenhange  stehen  und 
auch  dessen  Bedingungen  bilden,  die  jedoch  in  den  Handels- 
verträgen eigentlich  nur  als  Annexe  zu  betrachten  sind. 

Prüfen  wir  nun  die  durch  die  mitteleuropäischen  Zollein- 
heiten untereinander  geschlossenen  Handelsverträge,  wobei  wir 
auch  die  mit  Italien  geschlossenen  Handelsverträge  hieherzählen, 
so  gehören  in  diese  dritte  Gruppe  die  folgenden  Fragen: 

o)  Das  gegenseitige  Niederlassungsrecht  der  Untertanen 
der  vertragschliessenden  Staaten.  Dieses  ist  in  der  Mehrzahl 
dieser  Verträge  nur  nebenbei  berührt,  indem  festgestellt  wird, 
welche  Behandlung   den   Untertanen  der  vertragschliessenden 
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Staaten  im  Belange  der  Ausübung  des  Handels  und  Gewer- 
bes angedeihen  zu  lassen  ist,  sei  es  nun,  dass  sie  sich  im 
andern  Staate  vorübergehend  aufhalten,  oder  sich  dort 
dauernd  niederlassen.  Diese  Bestimmung  ist  jedoch  nur  ein 
Detail  der  Möglichkeit  der  Niederlassung  im  Allgemeinen, 
welche  in  erster  Linie  sicherzustellen  wäre.  Nur  in  einem 
Vertrag:  im  österreichisch-ungarisch-itälienischen  vom  11.  Feb- 
ruar 190()  kommt  die  Sicherstellung  der  Niederlassung  im  All- 
gemeinen zum  Ausdruck  und  enthält  der  Artikel  I  desselben 
Verfügungen  in  diesem  Belange, 

b)  Die  Verfügung,  dass  die  Untertanen  der  Vertragsschlies- 
senden Staaten  im  andern  Staate  bürgerliche  Rechte  geniessen, 
unter  diesen  insbesondere  das  Recht,  dort  Vermögen  zu  erwer- 
ben, zu  besitzen  und  über  dasselbe   frei  verfügen  zu  können. 

c)  Die  Verfügung,  dass  die  Untertanen  des  einen  Ver- 
tragstaates im  Andern  ihre  Angelegenheiten  persönlich  oder 
durch  Bevollmächtigte  versorgen  können  und  die  Hilfe  der 
Gerichte  und  sonstiger  Behörden  in  Anspruch  nehmen  können. 

d)  Die  Anerkennung  der  Rechts-  und  Prozessfähigkeit 
gewisser  juristischer  Personen,  insbesondere  der  Handelsgesell- 
schatten, wiewohl  diese  Frage  auch  in  die  zweite  Gruppe  ein- 
gezogen werden  kann. 

e)  Die  auf  die  Lage  der  Arbeiter,  insbesondere  auf  die 
Versicherung  gegen  Krankheit  und  Unfälle  bezügliche  Ver- 
fügungen. 

f)  Die  Befreiung  vom  Militärdienste  und  von  den  mili- 
tärischen Leistungen,  sowie  von  der  Verpflichtung  der  Über- 
nahme öffentlicher  Amtstellen. 

Diese  Gruppe  der  Verfügungen  der  Handelsverträge 
berührt  den  Handel  nur  zum  Teile  und  nur  mittelbar,  dem- 
zufolge wäre  diese  dritte  Gruppe  der  Fragen  diejenige,  welche 
von  den  Handelsverträgen  loszutrennen  und  im  Rahmen  beson- 
derer Verträge  zu  regeln  wäre.  Die  bereits  erwähnten  Fragen 
dieser  Gruppe  z.  B.  die  auf  die  Niederlassung,  auf  die  Rechts- 
und Prozessfähigkeit  der  Gesellschaften,  auf  die  Arbeiterver- 
sicherung bezüglichen  Verfügungen  könnten  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  viel  mehr  entwickelt  und  vervollkommnet  werden, 
wenn  dieselben  nicht,  wie  bisher   im   besten    Falle    in    dritter 
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Reihe  nebensächlich  berücksichtigt  werden  würden,  sondern 
wenn  dieselben  den  Gegenstand  einer  selbständigen  Regelung 
bieten  würden.  Anderseits  erscheint  es  nur  sehr  wünschenswert, 
dass  all  diese  Fragen  unabhängig  yon  der  Veränderlichkeit 
der  Aussenhandelspolitik  und  von  den  Eventualitäten  der  auf 
dieses  Gebiet  bezüglichen  Verträge  mit  Beständigkeit  geregelt 
werden  und  selbst  dann  bestehen  können  sollen,  wenn  z.  B. 
wische  1  zwei  Staaten  ein  Zollkrieg  entsteht. 

Als  zu  den  hier  bezeichneten  Fragen  der  dritten  Gruppe 
gehörige  Fragen  verwandter  Natur  könnten  sich  anschliessen 
die  auf  die  rechtliche  Stellung  der  Filialen  ausländischer  Firmen 
bezügliche  Regelung,  deren  Notwendigkeit  der  österr.  Herr 
Referent  betonte,  wiewohl  auch  diese  Frage  in  einem  gewissen 
Masse  der  zweiten  Gruppe  zugewiesen  werden  könnte.  Die 
hiemit  in  Zusammenhang  aufgeworfene  andere  Frage,  nämlich 
nach  welchen  Gesetzen  die  durch  Bevollmächtigte  ausländischer 
Firmen  begangene  Rechtshandlungen  zu  beurteilen  sind,  wäre, 
wie  bereits  erwähnt,  viel  eher  den  aus  den  Verhandlungen  der 
Haager  internationalen  Privatrechtskonferenzen  sich  ergebenden 
Verträgen  vorzubehalten. 

In  diesem  besonderen  Komplex  könnte  noch  aufgenommen 
werden  die  auf  die  Pflege  und  Versorgung  mittelloser  Personen 
bezügliche  Verfügung  (A.  VII.  des  am  7.  Dezember  1875  abgeschlos- 
senen Österreichisch-Ungarisch-Schweizerischen  Niederlassung- 
vertrages; A.  XI.  des  am  31.  Mai  1890  beschlossenen  Deutsch- 
Schweizerischen  Niederlassungsvertrages,  das  am  25.  Juni  1896 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  einerseits  und  Italien  ander- 
seits abgeschlossene  besondere  Übereinkommen),  ferner  könnte 
hier  aufgenommen  werden  das  Verfahren  bezüglich  der 
Hinterlassenschaften  verstorbener  Ausländer,  welch«  Frage 
derzeit  entweder  in  den  Handelsverträgen,  oder  in  den  Kon- 
sularverträgen geregelt  zu  werden  pflegt,  die  aber  hier  einen 
entsprechenderen  Platz  finden  könnten. 

Auch  die  Regelung  des  Austausches  der  Matrikelauszüge 
gehört  hieher,  ebenso  wie  auch  die  Verfügung,  wonach  die 
Untertanen  des  einen  Staates  auf  dem  Gebiete  des  andern 
Staates  vor  ihren  eigenen  Konsulen  Zivilehe  eingehen  können. 
Diese   Fragen    berühren  jedoch   die  Gesichtspunkte  des   Han- 
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dels  nur  weniger  und  will  ich  dieselben  eben  nur  erwähnt 
haben. 

Ich  erachte  es  nicht  für  nötig,  bei  diesem  Anlasse  des 
näheren  darauf  einzugeben,  in  welcher  Richtung  die  Regelung 
der  einzelnen  in  diesen  neuen  Typus  der  Verträge  aufzunehmen- 
den Fragen  zu  erfolgen  haben  soll.  Die  eine  und  andere  die- 
ser Fragen  und  die  Richtung,  nach  welcher  dieselben  zu  regeln 
wären,  sind  im  Referat  des  österreichischen  Herrn  Rericht- 
erstatters  erwähnt  und  angedeutet.  In  diesem  Relange  möchte 
Ich  nur  kurz  darauf  reflektieren,  was  der  österreichische  Herr 
Referent  bezüglich  Regelung  der  Niederlassung  in  Vorschlag  ge- 
bracht hat.  Sein  Standpunkt  bezüglich  der  Ausweisung  lautet 
dahin,  dass  die  Fälle,  in  welchen  die  Ausweisung  zulässig  ist,  im 
Vertrage  genau  zu  begrenzen  wären.  Ohne  in  eine  nähere  Dis- 
kussion dieser  Frage  eingehen  zu  wollen,  halte  ich  es  für  nötig 
zu  erklären,  dass,  wiewohl  der  Standpunkt  des  österreichischen 
Herrn  Referenten  vom  juristischen  Gesichtspunkte  aus  vollkom- 
men korrekt  ist,  es  kaum  anzunehmen  ist,  dass  die  in  Rede  stehen- 
den Staaten  diese  Lösung  heutzutage  annehmen  könnten  und 
annehmen  werden.  Ich  halte  deshalb  die  Annahme  des  Vor- 
schlages des  Herrn  österreichischen  Referenten  in  dieser  Rich- 
tung für  aussichtslos  und  kann  denselben  nicht  unterstützen. 
In  diesem  Belange  kann  höchstens  ein  bestimmtes  Vorgehen 
gefordert  und  könnte  beantragt  werden,  was  im  Artikel  4  des 
österreichisch-ungarisch-schweizerischen  Niederlassungs- Vertra- 
ges und  im  Artikel  8  des  deutsch-schweizerischen  Niederlas- 
sungs-Vertrages enthalten  ist,  d.  i.  dass  jeder  Staat  verpflichtet 
sein  soll,  den  seitens  des  anderen  Staates  ausgewiesenen  Unter- 
tan samt  Familienangehörigen  wieder  aufzunehmen. 

Insoferne  die  Konferenz  meinen  in  Vorliegenden  erörterten 
Standpunkt  annehmen  sollte,  würde  der  Punkt  Ä)  1  des  Vor- 
schlages des  österreichischen  Herrn  Referenten  von  selbst  eine 
Modifikation  erfahren.  Als  Jurist  kann  ich  dem  Wunsche  nur  zu- 
stimmen, dass  bei  Abschluss  der  Handelsverträge  auch  Juristen 
mitwirken  sollen,  die  Bezugnahme  auf  die  juristischen  Fragen 
dieser  Verträge  kann  ich  jedoch  nur  bedingterweise  akzeptieren, 
nämlich  nur  insoferne,  als  die  Regelung  dieser  juristischen 
Fragen     doch    in    den    Handelsverträgen    verbleiben    würde 

17* 
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Einen  besonderen  Beschluss  in  diesem  Belange  zu  erbringen, 
halte  ich  nicht  für  nötig,  da  dies  einerseits  vollständig  interne 
Sache  der  Regierungen  ist,  andererseits  aber  es  für  mich  zwei- 
fellos ist,  dass,  sobald  die  einzelnen  Regierungen  die  Notwen- 
digkeit hiefür  erkennen  werden,  die  nötigen  Verfügungen  auch 
treffen  werden. 

Den  übrigen  Vorschlägen  des  Herrn  österreichischen  Re- 
ferenten kann  ich  auch  meinerseits  zustimmen.  Insbesondere 
erachte  ich  bezüglich  der  Schiedsgerichts-Klausel  die  Auffas- 
sung für  sehr  richtig,  wonach  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren auch  auf  die  sonstigen,  nicht  nur  auf  die  in  Sachen 
der  Tarife  und  der  Meistbegünstigungsklausel  auftauchenden 
Streitfälle  auszudehnen  wäre,  sowie  dass  die  Möglichkeit  der 
Verzögerung  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  zu  ver- 
hindern wäre.  Hingegen  sollte  der  auf  das  Präsidium  der 
Schiedsgerichte  bezügliche  Antrag,  dessen  Wesen  darin  liegt, 
dass  die  Person  des  Präsidenten  der  Schiedsgerichte  in  irgend 
einer  Weise  schon  vorher  bestimmt  werde,  meiner  Ansicht 
nach  nur  ganz  im  allgemeinen  angenommen  werden,  indem 
ausser  der  seitens  des  Herrn  österreichischen  Referenten  in 
Vorschlag  gebrachten  Modalität,  wonach  die  Person  des  Prä- 
sidenten durch  den  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrates  des 
Haager  ständigen  Schiedshofes  zu  nominieren  wäre,  dasselbe 
Ziel  auch  auf  andere  Weise  erreicht  werden  könnte,  z.  B. 
wenn  die  vertragschliessenden  Staaten  im  voraus  dahin  über- 
einkommen, dass  der  Präsident  des  Schiedsgerichtes  stets  der 
Vorsitzende  des  höchsten  Gerichtshofes  irgendeines  indifferen- 
ten Staates  in  voraus  bestimmter  oder  im  Wege  des  Loses 
festzusetzender  Reihenfolge  zu  sein  hätte. 

Übrigens  ist  zu  bemerken,  dass  in  allen  Handelsverträ- 
gen, die  die  österreichisch-ungarische  Zolleinheit  mit  dem 
Deutschen  Reiche,  mit  Belgien,  der  Schweiz  und  Italien,  sowie 
das  Deutsche  Reich  mit  Belgien,  der  Schweiz  und  Italien  ab- 
geschlossen hat,  die  Bestimmung  bereits  enthalten  ist,  wonach 
die  Vertragsstaaten  es  sich  vorbehalten,  schon  im  voraus  und 
auf  bestimmte  Zeitdauer  jene  Person  zu  designieren,  die  bei 
Auftauchen  von  Streitfragen  als  Präsident  zu  fungieren  haben 
wird.  Auch  diese  Bestimmung  zielt  darauf  ab,  dass  die  Person 
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des  Präsidenten  im  voraus  und  mit  gewisser  Beständigkeit 
festgesetzt  werden  soll,  und  erscheint  mir  diese  Bestimmung 
für  entsprechender,  als  der  hierauf  bezügUche  Teil  des  italie- 
nisch-schweizerischen Vertrages,  den  der  Herr  österreichische 
Referent  als  nachahmenswertes  Beispiel  empfiehlt, 

Hienach  glaube  ich  meine  Anträge    wie    folgt   stellen  zu 
dürfen : 


Die  Konferenz  in  Budapest  legt  den  Mitteleuropäischen 
VVirtschaftsvereinen  nahe,  bei  ihren  Regierungen  die  Verwirk- 
lichung folgender  Forderungen  anzustreben : 

A)  In  formaler  Hinsicht. 

1.  Die  auf  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes,  des  Privat- 
rechtes  und  der  Rechtshilfe  sich  beziehenden  Bestimmungen 
der  Handelsverträge  sollen  von  diesen  Verträgen  ausgeschieden 
und  mit  verwandten  Fragen  des  internationalen  Lebens  zu- 
sammen in  separaten,  einen  besonderen  Typus  bildenden  Ver- 
trägen geregelt  werden. 

2.  Der  Text  der  geltenden  Handelsverträge  soll  einer 
redaktionellen  Überprüfung  unterzogen  und  Unklarheiten  des 
Ausdruckes,  Lücken  und  Mängel  des  Textes,  Widersprüche 
beseitigt  werden ;  * 

3.  die  einzelnen  Bestimmungen  der  Handelsverträge  sollen 
in  eine  systematische  Reihenfolge  gebracht  und  dieses  Schema 
allen  künftigen  Handelsverträgen  zugrunde  gelegt  werden.^ 

B)  In  materieller  Hinsicht. 

1.  Als  unter  die  im  Punkte  A  1  angedeuteten  Fragen 
gehörend,  werden  bezeichnet : 

L  Das  Recht  der  Angehörigen  des  anderen  Vertragsteiles 
zum  vorübergehenden  Aufenthalte  und  zur  dauernden  Nieder- 
lassung im  Allgemeinen ; 

2.  die  Sicherung  des  Genusses  der  bürgerlichen  Rechte, 
speziell  des  Rechtes  Vermögen  zu  erwerben,  zu  besitzen  und 
darüber  zu  verfügen ; 

3.  Sicherung  der  freien  Geschäftsführung  und  des  freien 
Zutrittes  zu  den  Gerichten  und  anderen  Behörden; 

'  Übereinstimmend   mit   den   Vorschlägen    des    Referenten    Prof. 
Dr.  RudoU"  Kobatsch. 
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4.  Anerkennung  der  Rechts-  und  Prozessfähigkeit  der 
Gesellschaften  und  besonders  der  Aktiengesellschaften ; 

5.  die  Frage  der  Rechts-,  Handlungs-  und  Prozessfähigkeit 
der  Filialen  der  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  bestehenden 
Handelsfirmen; 

6.  die  Regelung  des  Verfahrens  bei  Nachlässen  der  An- 
gehörigen des  anderen  Teiles ; 

7.  die  Behandlung  der  Arbeiter  hinsichtlich  der  Arbeiter- 
versicherung ; 

8.  die  Verpflegung  hilfsbedürftiger  Angehörigen  des  anderen 
Teiles ; 

9.  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zum  Militärdienst, 
zu  militärischen  Leistungen  und  zum  zwangsweisen  Amts- 
dienste, sowie  von  der  Vormundschaftspflicht  über  nicht  Kon- 
nationale. 

II.  In  den  Handelsverträgen  sind  folgende  Modifikationen 
und  Ergänzungen  vorzunehmen : 

1.  Die  Zeugnisse  amtlicher  oder  wissenschaftlicher  An- 
stalten über  die  Beschaffenheit  einzelner  Waren  sollen  in 
möglichst  weitem  Umfange  gegenseitig  anerkannt  werden  und 
infolgedessen  eine  neuerliche  Prüfung  solcher  Waren  im  Einfulii'- 
staate  nicht  mehr  stattfinden,  ausgenommen  den  Fall  nachge- 
wiesenen Missbrauches.^ 

2.  Die  Schiedsgerichtsklausel  in  den  geltenden  Handels- 
verträgen soll  dadurch  verbessert  werden,  dass 

a)  ihre  sachhche  Kompetenz  sich  auf  den  gesamten 
Komplex  der  in  den  Handelsverträgen  (und  Zusatzbestimmun- 
gen) geregelten  Materien  erstreckt ; 

b)  der  Einlassungszwang  schärfer  präzisiert  wird, 

c)  die  Bestehung  der  beiderseitigen  Schiedsrichter  binnen 
bestimmter  Frist  festgestellt  und  ein  Modus  vereinbart  wird, 
wodurch  die  Person  des  Obmannes  schon  im  voraus  mit  Be- 
ständigkeit bestimmt  wird ; 

d)  als  Sitz  dieser  Schiedsgerichte  der  ständige  Schiedshof 
im  Haag  bestimmt  wird.^ 

3.  In  den  Handelsverträgen  soll  künftig  auch  die  Pflicht 
der  zuständigen  Ämter  des  einen  Verlragsteiles,  den  Angehörigen 
des  anderen  Vertragsteiles  Auskünfte  über  die  Tarifierung  von 
Waren  zu  erteilen,  vereinbart  werde,  u.  zw.  auf  Grund  eines 
möglichst  einfachen,  billigen  und  raschen  Verfahrens.^ 

III.  Es  werden  noch  folgende  Wünsche  geäussert : 

1.  Die  F'rage:  nach  welchem  Rechte  die  Rechtshandlun- 
gen des  Vertreters  einer  ausländischen  Handelsfirma  zu  beur- 

1  Cbercinstimrnend  mit  den  Vorschlägen  Prof.  Kobatsch's.  (Punkt 
II.  2.  cj  etwas  abweichend.) 
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teilen  sind,  soll  auf  das  Programm  der  nächsten  Haager  Pri- 
vatrechtskonferenz gesetzt  und  im  Wege  dieser  Konferenz  eine 
auch  diese  Frage  regelnde  internationale  kollektive  Konven- 
tion abgeschlossen  werden. 

2.  Die  im  Haager  Prozessübereinkommen  von  1905  vor- 
gesehenen Abmachungen  bezüglich  des  unmittelbaren  Rechts- 
hilfeverkehrs, insoferne  dabei  keine  sprachlichen  Schwierigkeiten 
obwalten,  sollen  zustande  gebracht  werden. 

3.  Es  sollen  in  besonderen  oder  in  den  die  allgemeine 
Rechtshilfe  regelnden  Verträgen  festgestellt  werden,  dass  die 
öffentlichen  Urkunden,  insbesondere  die  Notariatsurkunden, 
welche  in  einem  Vertragsstaate  nach  dessen  Gesetzen  rechts- 
giltig  errichtet  wurden,  zum  Gebrauche  und  zu  ihrer  Beweis- 
kraft in  dem  anderen  Staate  keiner  weiteren  Beglaubigung 
bedürfen,  ebenso  keiner  weiteren  Vergebührung.  Insoferne 
zwischen  den  Vertragsstaaten  die  gegenseitige  Vollstreckung 
vom  zivilgerichtlichen  Urteile  gewährt  wird,  sollen  auch  die 
Xotariatsurkunden  unter  den  in  dieser  Beziehung  sich  als 
notwendig  ergebenden  Bedingungen  als  Vollstreckungstitel 
gegenseitig  anerkannt  werden. 


Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb. 

Von  Dr.  Heinrich  Ritter  u.  Witte!:. 

A)  Stand  der  österreichischen  Gesetzgebung. 

a)  Die  legislative  Aktion  gegen  unlauteren  Wettbewerb. 

Die  Gesetzgebung  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  ist  bisher  noch  nicht  dazu  gelangt,  die  in 
einer  Reihe  von  Einzelbestimmungen  zerstreuten  Vorsorgen 
zum  Schutze  gegen  unlauteren  Wettbewerb  durch  ein  diesen 
Gegenstand  ex  professo  regelndes  Gesetz,  wie  es  im  deutschem 
Reiche  seit  1896  besteht^,  systematisch  zusammenzufassen  und 
—  soweit  erforderlich  —  zu  vervollständigen.  Die  Vorarbeiten 
zum  Zwecke  der  Erlassung  eines  solchen  Spezialgesetzes,  die 
bis  in  das  Jahr  1895  zurückreichen,  sind  indess  sehr  weit  vor- 
geschritten. P^in  erster  Regierungsentwurf,  der  die  Materie  in 
zwei  besondere  Gesetzentwürfen  1.  betrefTend  den  Schutz  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  II.  betretfend  dieAbänderung  und  Ergän- 
zung der  Gewerbeordnung  behandelte,  war  mit  Erlass  des  k.  k. 
Handeisministeriums  vom  6.  Oktober  1901  Z.  45,334  den  Hand- 
dels-  und  Gewerbekammern  sowie  allen  beteiligten  wirtschaft- 
lichen Korporationen  und  Verlretungskörpern  zur  Begutach- 
tung zugegangen  und  veröffentlicht  worden.  Mit  Beaciitung  der 
in  diesen  Gutachten  sowie  in  sonstigen  fachmännischen  Äus- 
serungen enthaltenen  Anregungen  wurde  der  erste  Regierungs- 
entwurf einer  Umarbeitung  unterzogen  und  als  Regierungs- 
vorlage am  24.  April  190(i  im  Abgeordnetenhause  eingebracht, 

'  Gesetz  gegen  uniauleren  Wetlhcwcrh  vom  27.  Mai  l<Si)(i:  teilweise 
abgeändert  mit  Gesetz  vom  7.  Juni  1909. 
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das  denselben  nach  dem  Antrage  des  Gewerbeausschusses  — 
als  dessen  Berichterstatter  Abj».  Dr.  Weiskirchner  lungierte 
—  auf  Grund  eingehender  Beratung  am  16.  Jänner  1907  nahezu 
unverändert  in  zweiter  und  dritter  Lesung  zum  Beschlüsse 
erhob. 

Es  war  nahe  daran,  dass  das  vom  Ahgeordnetenhause 
beschlossene  Doppelgesetz  durch  den  Beilritt  des  Herrenhauses, 
in  dem  die  Vorberatung  schon  eingeleitet  war,  als  überein- 
stimmender Beschluss  beider  Häuser  des  Reichsrats  sanktions- 
reif geworden  wäre.  Dass  es  dazu  nicht  kam  und  die  unmit- 
telbar nahegerückte  Perfektionierung  der  legislativen  Aktion 
unterblieb,  erklärt  sich  aus  gewissen  damals  neuerdings  aufge- 
tauchten Bedenken,  zumal  die  Ausgleichsverhandlungen  mit 
Ungarn^  die  Notwendigkeit  erkennen  Hessen,  im  Gegenstande 
mit  der  kgl.  ungarischen  Regierung  das  Einvernehmen  zu 
pflegen,  wozu  angesichts  der  nahe  bevorstehenden,  mit  der 
Wahlreform  zusammenhängenden  Auflösung  des  Abgeordneten- 
hauses und  des  hiedurch  bedingten  Sessionsschlusses  die  Zeit 
mangelte. 

Die  neuerliche  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  gegen  unlau- 
teren Wettbewerb  wurde  seither  im  österr.  Abgeordnetenhause 
in  zahlreichen  Interpellationen  urgiert.  Den  gleichen  Zweck  ver- 
folgte ein  im  Jahre  1912  von  den  Abg.  Kraft,  Dr.  SchürjJ\  Dr. 
Kofier,  Einspiiiner,  Dr.  Hofmann  und  Genossen  eingebrachter 
Initiativantrag  auf  Annahme  der  ihm  beigefügten  Gesetzent- 
würfe, denen  der  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  vom  Jahre 
1907  mit  Berücksichtigung  und  Anwendung  der  Generalklausel 
aus  dem  deutschen  Gesetze  von  1909  (siehe  §  16)  und  der 
Bestimmung  auf  Ausdehnung  auf  die  Landwirtschaft  aus  dem 
gleichen  Gesetze  (siehe  §  39)  zugrunde  liegt. 

^  Die  hierüber  getroffene  Vereinbarung  bildet  den  ersten  Absatz 
des  Schlussprotokolls  zu  Art.  XVII.  Punkt  2  des  mit  Gesetz  vom  30. 
Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  genehmigten  Vertrages,  ddto  Budapest 
8.  Oktober  1907,  betreffend  die  Regelung  der  wechselseitigen  Handels- 
und Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  im  Reichsratc  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  und  jenen  der  hl.  ungarischen  Krone,  lautend; 

„Die  beiden  Regierungen  werden  Vorsorge  treffen,  damit  zur  Hint- 
anhaltung unlauteren  Wettbewerbes  in  beiden  Staaten  dem  Wesen  nach 
übereinstimmende  Grundsätze  in  Geltung  treten". 
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Die  parlamentarischen  Urgenzen  bestimmten  die  Regierung, 
dem  Hause  über  den  Stand  der  Angelegenheit  Mitteilung  zu 
machen.  Der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  Ritt  beantwor- 
tete in  der  Sitzung  am  8.  Juni  1910  die  bis  dahin  eingebrachten 
wiederholten  Interpellationen  der  Abg.  Dr.  Sylvester,  Dr.  Stölzel, 
Anton  Hueber  und  Genossen,  sowie  die  Anfrage  der  Abg. 
Bernkopf,  Dr.  Damm,  Dr.  von  Oberleithner  und  Genossen.  Er 
verwies  auf  die  vorhin  erwähnte  Vereinbarung  im  Schlusspro- 
tokoll zu  Art.  XVII.  Punkt  2  des  Ausgleichsvertrages,  wonach 
es  jeder  der  beiden  Regierungen  obliegt,  hinsichtlich  des  von 
ihr  vorbereiteten  Gesetzentwurfes  die  Erklärung  der  anderen 
Regierung  über  diesen  Entwurf  abzuwarten,  ehe  die  Einbrin- 
gung  als  Regierungsvorlage  erfolgt.  Der  Minister  teilte  mit, 
dass,  um  die  Grundlage  für  diese  Erklärungen  zu  schafTen, 
im  Juni  1909  auf  Anregung  der  diesseitigen  Regierung  Verhand- 
lungen mit  einem  vom  kgl.  ungarischen  Handelsminister  ent- 
sendeten Vertreter  stattgefunden  haben  und  seither  wiederholte 
Korrespondenzen  gewechselt  wurden,  die  einen  baldigen  Ab- 
schluss  der  Verhandlung  in  Aussicht  stellen. 

Schliesslich  gab  der  Minister  der  Erwartung  Ausdruck, 
die  österreichische  Regierung  werde  in  nicht  zu  ferner  Zeit 
in  die  Lage  gesetzt  werden,  mit  der  Wiedereinbringung  der 
Regierungsvorlage  eines  Gesetzes,  betretTend  den  Schutz  gegen 
unlauteren  Wettbewerb,  welche  die  österreichische  Regierung 
als  dringliche  Angelegenheit  nicht  aus  dem  Auge  verliere,  vor- 
gehen zu  können. 

In  der  volkswirtschaftlichen  Kommission  des  Herren- 
hauses kam  der  Gegenstand  im  Februar  1913  neuerdings  zur 
Sprache.  Anlässlich  der  Beratung  über  die  vom  Abgeordneten- 
hause angenommenen  Regierungsvorlagen,  betreffend  den 
Pariser  Unionsverlrag  vom  20.  März  1883  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  samt  Nachträgen  und  die  Abänderung 
des  Markenschutzgesetzes  vom  G.  Jänner  1890  bezeichnete  der 
Berichterstatter  Dr.  Exner  es  als  ein  dringendes  Bedürfnis, 
dass  endlich  ein  (lesetz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  geschahen 
werde;  diesem  Bedürfnis  Rechnung  zu  tragen,  sei  umso  wich- 
tiger, als  bei  Bestand  eines  solchen  Gesetzes  auch  in  inter- 
nationale Vereinbarungen  über  diese  Materie  eingetreten  werden 
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könnte.  Der  Minister  für  öfTentliche  Arbeiten  Dr.  Trnka  gab 
zu  diesem  Punkte  die  Erklärung  ab,  dass  der  Entwurf  eines 
Gesetzes  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb,  das  auch  die 
Regierung  als  ein  dringendes  Bedürfnis  anerkenne,  bereits 
festgestellt  sei,  dass  aber  die  Verhandlungen  mit  Ungarn  in 
einem  wichtigen  Punkte  zu  einer  Einigung  noch  nicht  geführt 
haben  ;  es  sei  jedoch  zu  hoffen,  dass  diese  Schwierigkeit  bald 
behoben  und  es  möglich  sein  werde,  die  Vorlage  noch  im 
Laufe  dieses  Jahres  einzubringen. 

Auch  im  Abgeordnetenhause  wurde  die  Angelegenheit 
neuestens  wieder  angeregt,  indem  die  Abg.  Wedra,  Dr.  Scharff, 
E.  Kraft  und  Genossen  am  21.  Oktober  1913  den  eingehend 
motivierten  Antrag  stellten,  das  Haus  wolle  eine  Aufforderung 
an  die  Regierung  beschliessen,  dem  Abgeordnetenhause  mit 
tunlichster  Beschleunigung  im  Sinne  der  vorausgeschickten 
Ausführungen  einen  Gesetzentwurf  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  vorzulegen. 

Über  den  weiteren  Fortgang  der  zwischen  den  beiden 
Regierungen  schwebenden  Verhandlung  hat  bisher  nichts  ver- 
lautet. Indess  ist  bekannt,  dass  die  österreichische  Regierung  an 
ihrem  Gesetzentwurfe,  ohne  die  durch  die  Vorgeschichte  der- 
selben gegebenen  prinzipiellen  Grundlagen  zu  verlassen,  im  ein- 
zelnen mehrfache  Verbesserungen  vornehmen  liess,  die  zunächst 
eine  klarere  und  prägnantere  Formulierung  bezwecken. 

So  viel  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Verhandlung 
in  betreff  des  österreichischen  Gesetzentwurfes  zum  Schutze 
gegen  unlauteren  Wettbewerb. 

Von  dieser  noch  nicht  zum  Abschlüsse  gediehenen  legis- 
lativen Aktion  abgesehen,  auf  deren  materiellen  Inhalt  noch 
zurückzukommen  sein  wird,^  erübrigt  noch  der  Überblick  der 
schon  jetzt  in  Österreich  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen, 
die  in  gewissen  Belangen  ähnliche  Zwecke  verfolgen,  wie 
sie  mit  dem  programmatischen  Wettbewerbsgesetze  angestrebt 
werden. 

*  Sietie  Unterabschnitt  e)  dieses  Referats. 
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b)  Grundsätzliche  Bestimmungen  des  Zivilrechts. 

Schon  das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetz- 
buch hat  im  §  1295  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  jedermann 
berechtigt  ist,  von  dem  Beschädiger  den  Ersatz  des  Schadens, 
welchen  dieser  ihm  aus  Verschulden  zugefügt  hat,  zu  fordern ; 
der  Schade  mag  durch  Übertretung  einer  Vertragspflicht  oder 
ohne  Beziehung  auf  einen  Vertrag  verursacht  worden  sein.^ 

Es  ist  nicht  hier  der  Ort,  den  Gründen  nachzuforschen, 
warum  dieser  Rechtssatz  nebst  seinen  Ausführungsbestimmun- 
gen "^  nicht  gleich  dem  ihm  nahe  verwandten  Art.  13cS2  des 
Code  civil  („Tont  fait  quelconque  de  Thomme  qui  cause  ä 
autrui  un   dommage,   oblige  celui  par  la  faute   duquel   il   est 

^  Zeiller,  der  klassische  Interpret  des  allg.  bürg.  G.-B.,  beruft  sich 
in  seinem  Kommentar  zu  §  1295  (III.  Bd.  S.  706)  zur  Rechtfertigung  des 
Grundsatzes,  dass  jeder  Beschädiger  den  aus  was  immer  für  einem  Ver- 
schulden (§  1294)  zugefügten  Schaden  ersetzen  soll,  gegenüber  der  im 
gemeinen  Rechte  massgebenden  Unterscheidung  der  Grade  des  Versehens 
darauf,  dass  der  in  unserem  Gesetze  unterschiedlos  aufgestellte  Grundsatz, 
ob  man  ihn  gleich  in  seiner  vollen  Strenge  auslegte,  dennoch  dem 
natürlichen  au.sserbürgerlichen  Privatrechte  nicht  zuwiderlaufen  würde. 
„Denn  jedermann  ist  berechtigt,  von  dem  anderen  zu  fordern,  dass  seine 
Rechte  weder  ausser,  noch  in  Vertragsverhältnissen,  es  sei  durch  ein 
Faktum,  oder  durch  eine  rechtswidrige  Unterlassung,  verletzet  werden, 
jedermann  ist  also  auch  berechtigt,  zu  fordern,  dass  eine  ihm  bereit 
zugefügte  Beleidigung  oder  Beschädigung  nicht  weiter  fortgesetzt  werde. 
Sic  dauert  aber  so  lange  fort,  bis  der  vorige  Zustand  hergestellt,  und  der 
Schade  ersetzt  worden  ist."  Die  beiden  Elemente  derRemedur  gegen  rechts- 
widrige Beschädigung,  wie  sie  auch  im  unlauteren  Wetlbew^erb  zutage  tritt, 
nämlich  Schadenersatz  und  Unterlassungsptlicht,  sind  daher  den  Verfassern 
des  allg.  bürg.  G.-B.  grundsätzlich  klar  vor  Augen  gestanden. 

*  Das  allg.  bürg.  (i.-B.  bemisst  bekanntlich  den  Umfang  des  Schaden- 
ersatzes nach  dem  Grade  des  Verschuldens,  indem  es  in  §  1324  verordnet, 
dass  in  dem  Falle  eines  aus  böser  Absicht  oder  aus  einer  auffallenden 
Sorglosigkeit  verursachten  Schadens  der  Beschädigte  volle  Genugtuung, 
in  den  übrigen  Fällen  aber  nur  die  eigentliche  Schadloshaltung  zu  for- 
dern berechtigt  ist.  Die  volle  (ienugtuung  erstreckt  sich  auch  auf  den 
entgangenen  Gewimi  und  die  Tilgung  der  verursachten  Beleidigung 
(§  132:5).  Die  Unterscheidung  ist  für  unsere  Erörterung  dort  von  Bedeu- 
tung, wo  in  Fällen  unlauteren  Wetterwerbs  eine  zivilrechtlichc  Ersatz- 
pflicht ohne  freies  richterliches  Ermessen  bezüglich  des  Umfangs  der 
Entschädigung  spezialgesetzlich  normiert  ist. 
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arrive  ä  le  reparer")  Ausgangspunkt  und  Grundlage  einer  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb,  dessen  Tatbestand  zumeist  unter 
obige  Norm  fällt,  gerichteten  Judikatur  geworden  ist.  Die  Tat- 
sache steht  fest,  dass  der  österreichischen  Rechtsprechung  die 
Anwendung  der  vorhin  zitierten  Zivilrechtsnorm  auf  Fälle 
unlauteren  Wettbewerbs  fremd  geblieben  ist.  Es  hegt  nahe, 
diese  Beschränkung  der  Anwendung  des  §  1295  a.  b.  G.-B. 
damit  in  Zusammenhang  zu  bringen,  dass  „Verschulden"  im 
Sinne  des  Gesetzes  nach  der  Legaldefmition  des  ^  1294  vor 
allem  andern  „widerrechtliches"  Verhalten  voraussetzt,  als 
widerrechtlich  aber  zunächst  nur  das  Verbotene  und  erst  bei 
freierer  Auslegung  das  gegen  die  guten  Sitten  Verstossende 
aufgefasst  werden  kann,  ein  legales  Verbot  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs als  solchen  aber,  abgesehen  von  einzelnen  verpönten 
Praktiken  solcher  Art,  in  Österreich  bisher  nicht  besteht. 

Es  entspricht  dieser  Auffassung,  wenn  in  dem  vom  Her- 
renhause des  Reichsrats  am  25.  Februar  1913  angenommenen 
F^ntwurfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Änderung  und  Ergänzung 
einiger  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerUchen  Gesetz- 
buchs (Novelle  zum  a.  b.  G.-B.)  §  221  zu  dem  bisherigen  Texte 
des  §  1295  cit.,  der  Zusatz  nötig  befunden  wurde:  „Auch  wer 
in  einer  gegen  die  guten  Sitten  verstossenden  Weise  absicht- 
lich Schaden  zufügt,  ist  dafür  verantwortlich. . ."  Die  Justiz- 
kommission (Ref.  Freiherr  v.  Schey)  führt  in  ihrem  Berichte 
vom  Juni  1912  (S.  258)  aus,  „der  Zusatz  sei,  wie  der  zu  §  879 
a.  b.  G.-B.  (ungültige  Verträge)  gemachte,  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprungen, den  Spuren  des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
folgend,  im  Gesetze  ausdrückUch  die  Harmonie  zwischen  Recht 
und  Moral  zu  verkünden.  Wie  dort  der  unsittliche  Vertrag 
dem  unerlaubten  Vertrag,  so  soll  liier  die  sittenwidrige  Hand 
lung  der  rechtswidrigen  gleichgestellt  werden,  und  das  im  An- 
schlüsse an  das  deutsche  Vorbild  nach  zwei  Richtungen:  1.  als 
Eingriff  in  fremde  Rechtsphäre  (§  826  a.  b.  G.-B.)  und  2.  als 
Missbrauch  eigenen  Rechtes  (§  226  a.  b.  G.-B.)." 

Am  Schlüsse  dieser  Erörterung  (S.  259  des  Berichtes)  wird  auf 
die  Erläuterungen  der  Regierungsvorlage  hingewiesen,  welche  (S. 
140)  den  praktischen  Wert  des  besprochenen  Satzes  als  Grund- 
lage für  die  Verfolgung  illoyaler  Geschäftsvorgänge  hervorheben. 
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c)  Strafrechtliche  Bestimmungen. 

Das  österreichisclie  Strafgesetz  vom  27.  Mai  1852,  R.-G.-Bl. 
Nr.  117  enthält  einige  Bestimmungen,  die  auf  gewisse  straf- 
rechtlich qualifizierte  Erscheinungsformen  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs anwendbar  sind. 

Als  solche  Normen  sind  vor  allem  anzuführen  die  §^'  197 — 
205  über  Betrug.  Die  im  §  197  gegebene  Definition  des  Delikts 
(„Wer  durch  listige  Vorstellungen  oder  Handlungen  einen  An- 
deren in  Irrtum  führt,  durch  welchen  Jemand  an  seinem  Eigen- 
tume  oder  an  anderen  Rechten  Schaden  leiden  soll,  oder  wer 
in  dieser  Absicht  und  auf  die  eben  erwähnte  Art  eines  Ande- 
ren Irrtum  oder  Unwissenheit  benützt,  begeht  einen  Betrug") 
umfasst  beim  Vorhandensein  der  sonstigen  Voraussetzungen 
der  Strafbarkeit  nach  dem  Strafgesetze  (böser  Vorsatz,  Zurech- 
nungsfähigkeit, Schädigungsabsicht,  bestimmte  Person  des  Be- 
schädigten), auch  Tatbestände,  die  dem  Bereiche  des  unlauteren 
Wettbewerbs  angehören.  Man  braucht  nur  an  Geschäftsver- 
mittler zu  denken,  die  den  Kundenfang  durch  lügnerische  Vor- 
spiegelungen betreiben  u.  dgl.  Das  Gesetz  selbst  führt  einige 
spezielle  Tatbestände  an,  die  den  Betrug  aus  der  Beschaffenheit 
der  Tat  oder  bei  höherem  Betrage  des  Schadens  zum  Ver- 
brechen qualifizieren  und  im  Geschäftsverkehre  auch  dem  un- 
lauteren Wettbewerb  dienen  können:  fälschliches  Vorgeben  eines 
obrigkeitlichen  Auftrags  oder  einer  besonderen,  von  einer  öffent- 
lichen Behörde  erhaltenen  Befugnisses  (§  199  lit.  b),  Gebrauch 
unechten  oder  geringhaltigen  Masses  oder  Gewichtes  in  einem 
öifentlichen  Gewerbe  (§  199,  lit.  c),  Nachmachung  oder  Ver- 
fälschung einer  durch  eine  ölfenlliche  Anstalt  eingeführten  Be- 
zeichnung mit  Stempel,  Siegel  oder  Probe  (v:;  199,  Ht.  d).  Unter  die 
an  zweiter  Stelle  genannte  Deliktsqualifikation  fällt,  wer  sich 
einen  falschen  Namen,  Stand,  oder  Charakter  beilegt,  sich  für 
den  Eigentümer  fremden  Vermögens  ausgibt  oder  sonst  hinter 
einem  falschen  Scheine  verbirgt,  um  sich  unrechtmässigen* 
Gewinn  zuzueignen,  Jemanden  an  Vermögen  oder  Rechten 
Schaden  zu  tun,  oder  Jemand  zu  nachteiligen  Handlungen  zu 
verleiten,  zu  denen  er  sich  ohne  den  ihm  mitgespielten  Betrug 
nicht   würde   verstanden   haben   (§  2U1  ht.  d).   Wichtig  für  die 
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Fälle  unlauteren  Wettbewerbs  ist  auch  die  in  §  205  getroffene 
Anordnung,  dass  Betrügereien,  bei  welchen  kein  in  den  §§  199 
und  200  angeführter  Umstand  eintritt,  als  Übertretungen  nach 
§§  461  und  462  zu  bestrafen  sind. 

Auf  gewisse  Rechtsverletzungen,  die  eine  eigene  Abart  der 
Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs  darstellen,  finden  die 
Strafbestimmungen  der  §§  209  und  210  (Verleumdung),  dann 
der  §§  487 — 496  (Ehrenbeleidigung),  Anwendung.  Zu  erwähnen 
sind  hier  ferner  die  §§  403  bis  408,  die  Strafsanktionen  für 
gesundheitsschädliche  Verfälschung  von  Getränken,  von  Zinn- 
geschirr, gesundheitsschädliche  Zubereitungen  oder  Aufbewah- 
rungen von  genussbaren  Waaren  überhaupt  enthielten,  durch 
§  32  des  Gesetzes  vom  16.  Jänner  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  89  ex  1897, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  einigen  Ge- 
brauchsgegenständen, jedoch  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind. 

Ganz  besondere  Beachtung  wendet  dem  unlauteren  Wett- 
bewerbe der  vom  Herrenhause  am  27.  Juni  1913  angenommene 
Entwurf  des  neuen  Strafgesetzbuches  zu. 

Nebst  dem  zeitgemässen  Ausbau  der  strafrechtlichen  Nor- 
men über  Betrug  (§§  358—360),  dem  nunmehr  als  selbstän- 
dige Delikte  Versicherungsbetrug  (§  361),  betrügerische  Verlei- 
tung zur  Auswanderung  (§  362)  und  Prellerei  (§  363)  angereiht 
sind,  dann  über  Lebensmittelfälschung  (§§  384 — 387),  welch 
letzterer  Materie  die  nunmehr  in  das  Strafgesetzbuch  selbst 
eingearbeiteten  Bestimmungen  des  vorhin  zitierten  Lebens- 
mittelgesetzes zugrundeliegen,  statuiert  der  Entwurf  die  straf- 
gerichtliche Ahndung  der  markantesten  Tathandlungen  des 
unlauteren  Wettbewerbs,  indem  er  im  §  388  die  „wahrheits- 
widrige Anpreisung",  im  §  390  die  „Schädigung  des  wirt- 
schaftlichen Rufes",  im  §  404  die  „Verletzung  eines  Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisses"  mit  Geld-  und  Freiheitsstrafen 
bedroht  und  im  Falle  des  §  388  eventuell  auch  den  Verfall  der 
Sache,  die  eine  die  falsche  Angabe  enthaltende  Bezeichnung 
trägt,  aussprechen  lässt  (§  389). 

Der  Wortlaut  der  zitirten,  vom  Herrenhause  konform  der 
Regierungsvorlage  beschlossenen  Bestimmungen  ist  folgender : 

§  388  {Wahrheitswidrige  Anpreisung). 

„\.  Wer  zum  Zwecke  der  Täuschung  im  Handel  und  Ver- 


272 

kehr  in  der  Aufschrift  auf  einer  feilgeiialtenen  oder  in  Verkelir 
gesetzten  Ware  oder  in  einer  anderen  für  einen  grösseren 
Kreis  von  Personen  bestimmten  Kundgebung,  womit  eine  Ware 
oder  eine  Leistung  angeboten  wird,  eine  unwahre  Angabe  über 
Beschaffenheit,  Art  der  Herstellung,  Menge,  örtliche  Herkunft 
oder  Bezugsquelle  macht,  die  geeignet  ist,  zum  Ankauf  oder 
zur  Bestellung  zu  bestimmen,  wird  mit  Gefängnis  oder  Haft  bis  zu 
drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  tausend  Kronen 
bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  tausend 
Kronen  verhängt  werden. 

2.  Der  wiederholt  rückfällige  Täter  wird  mit  Gefängnis 
von  einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Neben  der 
Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  zweitausend  Kronen 
verhängt  werden. 

Die  Bestimmung  des  ersten  Absatzes  des  §  386  ist  anzu- 
wenden.^ 

^  389.  (Verfall). 

Das  Gericht  erkennt  auf  Beseitigung  und  Verfall  der  die 
falsche  Angabe  enthaltenden  Bezeichnung ;  wenn  aber  die 
Bezeichnung  nicht  trennbar  ist,  auf  den  Verfall  der  die  Bezeich- 
nung tragenden  Sache. 

Der  Verfall  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  Sache  in  das 
Eigentum  eines  Dritten  übergegangen  ist. 

§  39U.  (Schädigung  des  wirtschaftlichen  Rufes). 

1.  W^er  wider  besseres  Wissen  gegenüber  einem  Dritten 
oder  in  einer  einem  Dritten  zugänglichen  Mitteilung  eine  un- 
wahre Tatsache  behauptet,  die  geeignet  ist.  den  Absatz,  Kredit, 
Geschäftsbetrieb  oder  die  Berufsausübung  eines  andern  zu  beein- 
trächtigen, wird  mit  Gefängnis  oder  Haft  bis  zu  sechs  Monaten 
oder    mit    Geldstrafe    bis    zu    zweilausend   Kronen     bestraft. 

3.  Auf  Gefängnis  von  einer  Woche  bis  zu  einem  Jahr  ist 
zu  erkennen,  wenn  durch  die  Tat  die  Gefahr  des  wirtschaft- 
lichen Verderbens  des  Angegriffenen  herbeigeführt  oder  eine 
grössere  Zahl  von  Personen  schwer  geschädigt  worden  ist, 

'  ,^  386,  1.  Absatz:  Angaben,  die  in  Abnehmerkreisen  eint-  von  dem 
nrsprünf^lichen  Worlsinn  abweichende  geläufige  Bedeutung  erlangt  haben, 
sind  nach  dieser  Bedeutung  zu  beurteilen,  wenn  ihnen  nicht  durch  Zu- 
sätze ihr  ursprünglicher  Sinn  wiedergegeben  wird. 
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Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  in  allen  Fällen  Geldstrafe 
bis  zu  zweitausend  Kronen  verhängt  werden.  Auf  Antrag  kann 
auf  Verölientlichung  des  Urteiles  erkannt  werden. 

Der  Täter  wird  nur  auf  Privatanklage  verfolgt. 

§  404.  (Verletzung  eines  Geschäftsgeheimnisses  oder  Be- 
triebsgeheimnisses). 

1.  Wer  ein  Geschäftsgeheimnis  oder  Betriebsgeheimnis 
des  Unternehmens,  in  dem  er  bedienstet  ist,  ohne  Einwilligung 
des  Berechtigten  jemandem  mitteilt,  veröffentlicht,  oder  in  seinem 
oder  einem  fremden  Geschäft  oder  Betriebe  verwertet,  um 
sich  oder  einem  Dritten  einen  Vermögensvorteil  zuzuwenden 
oder  dem  Berechtigten  einen  Vermögensnachteil  zuzufügen ; 

2.  wer  ein  Geschäftsgeheimnis  oder  Betriebsgeheimnis, 
dessen  Kenntnis  er  durch  einen  mit  Strafe  bedrohten  Verrat 
oder  durch  Ausspähung  erlangt  hat,  in  seinem  oder  einem 
fremden  Geschäft  oder  Betriebe  verwertet,  um  sich  oder  einem 
Dritten  einen  Vermögensvorteil  zuzuwenden,  wird  mit  Gefäng- 
nis oder  Haft  bis  zu  zweitausend  Kronen  bestraft.  Neben  der 
Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  zweilausend  Kronen 
verhängt  werden. 

Der  Täter  wird  nur  auf  Privatanklage  verfolgt." 
Wie  in  dem  vom  Herrenhausmitgliede  Hofrat  Professor 
Dr.  Lammasch  namens  der  Kommission  für  Justizgegenstände 
am  19.  Februar  1913  erstatteten  Berichte  über  die  Gesetzes- 
vorlagen zur  Reform  des  Strafrechts  im  wesentlichen  überein- 
stimmend mit  den  erläuternden  Bemerkungen  der  Regierung 
zum  Entwürfe  des  neuen  Strafgesetzbuchs  ausgeführt  wird, 
dienen  die  Normen  der  §.^  388  und  389  über  wahrheitswidrige 
Anpreisung  dem  Schutze  des  Publikums  gegen  eine  oft  hart 
an  den  Betrug  angrenzende  Irreführung  und  Benachteiligung. 
Ausserdem  bezwecken  sie  aber  auch  die  Abwendung  des 
Schadens,  der  den  ehrlichen  Konkurrenten  innerhalb  desselben 
Geschäftszweiges  erwächst,  die  es  verschmähen,  das  Publikum 
anzulocken  und  die  infolge  ihrer  Ehrhchkeit  wenigstens  vorüber- 
gehend ihre  Kundschaft  verlieren.  Schliesslich  handelt  es  sich 
auch  bei  allzuhäufigem  Vorkommen  solcher  Täuschungen  um 
die  Diskreditierung  des  gesamten  Handelsverkehrs  des  betref- 
fenden Staates   insbesondere   gegenüber    dem    Auslande.    Die 
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neue  Strafdroliung  ist  innerhalb  der  Grenzen  des  unbedingt 
Notwendigen  gehalten  und  beschränkt  sich  daher  inhaltUch 
auf  unwahre  Angaben  über  die  allerwesenthchsten  Eigen- 
schaften des  Vertragsgegenstandes  (Bescliaffenheit,  Herstellungs- 
art, örtliche  Herkunft  oder  Bezugsquelle),  formell  auf  Angaben 
in  Aufschriften  der  Waren  oder  in  für  grössere  Kreise  bestimm- 
ten Kundgebungen. 

Gegen  eine  andere  Form  des  unlauteren  Wettbewerbs 
—  das  Anschwärzen  des  Konkurrenten  (denigrement),  die 
Schädigung  des  wirtschaftlichen  Rufes  —  richtet  sich  §  390. 
dessen  Strafdrohung  die  durch  Behauptung  unwahrer  Tatsachen 
in  Bezug  auf  Kredit,  Absatz.  Geschäftsbetrieb  von  Kaufleuten 
oder  Gewerbsleuten,  sowie  überhaupt  in  Bezug  auf  die  Berufs- 
ausübung staltfindende  Schädigung  der  berechtigten  wirtschaft- 
lichen Interessen  dessen,  der  den  F^rwerb  oder  Beruf  ausübt, 
zum  Gegenstande  hat.  Die  Strafdrohung,  die  nicht  etwa  die 
berechtigte  Kritik  unterbinden  darf,  ist  —  im  Unterschiede 
von  jener  gegen  die  Beleidigung  —  auf  die  Behauptung  von 
Tatsachen  wider  besseres  Wissen,  also  auf  verleumderische 
Ausstreuungen  beschränkt  und  dadurch  die  legitime  Auskunfts- 
erteilung, mag  sie  in  einem  einzelnen  F'alle  erfolgen  oder  als 
Geschäftsunternehmen  betrieben  werden,  von  der  Strafbarkeit 
ausgeschieden.  Die  Verfolgung  ist,  wie  bei  den  sofort  zu  be- 
sprechenden Delikten  des  §  404,  der  Privatanklage  vorbehalten. 
Auf  Veröffentlichung  des  Urteils  kann  beim  Nachweis  eines 
berechtigten  Interesses  erkannt  werden. 

Die  Strafe  erhöht  sich,  wenn  durch  solche  verleumderische 
Ausstreuungen  die  Gefahr  des  wirtschaftlichen  Verderbens  des 
Angegriffenen  herbeigeführt,  wie  auch,  wenn  die  Tat  in  einer 
Druckschrift  oder  ötfenllichen  Versammlung  verübt  wird  (§  390. 
Z.  2  und  3). 

Einem  vielseitig  geltend  gemachten  und  in  den  meisten 
anderen  Staaten  anerkannten  Bedürfnisse  der  Industrie  und 
des  Gewerbes  entsprechend,  stellt  J^  404  unter  Strafdrohung 
die  Verletzung  von  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnissen,  wenn 
sie  in  gewinnsüchtiger  oder  in  der  Absicht  zu  schaden  erfolgt, 
sei  es,  dass  das  Geheimnis  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten 
einem   anderen    mitgeteilt    oder    verötlentlicht   oder  verwertet 
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wird.  Die  Pflicht  zur  Geheimlialtung  ist  auf  die  Zeit  der  Be- 
dienstung  in  dem  Unternehmen,  um  dessen  Geheimsphäre  es 
sich  handelt,  beschränkt,  da  sonst  das  Fortkommen  des  Be- 
diensteten erschwert  würde  (v^  404,  Z.  1).  Desgleichen  bedroht 
§  404,  Z.  2  denjenigen,  der  das  Geschäfts-  oder  Betriebs- 
geheimnis eines  anderen,  das  er  sich  durch  einen  mit  Strafe 
bedrohten  Verrat  oder  durch  Ausspähung  verschafft  hat,  in 
seinem  oder  in  einem  fremden  Geschäft  oder  Betrieb  in 
gewinnsüchtiger  Absicht  verwertet.  — 

Schliesslich  sind  hier  noch  die  §§  434  und  435  des  Ent- 
wurfes des  neuen  Strafgesetzbuches  (Gefährdung  der  Gesund- 
heit durch  Lebensmittel  oder  Gebrauchsgegenstände)  anzu- 
führen, die  als  Ersatz  der  vormals  in  den  §^  407,  408  des 
Strafgesetzes,  jetzt  im  Lebensmittelgesetze  zum  Schutze  der 
Gesundheit  getroffenen  Bestimmungen,  auch  für  den  Schutz 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  in  Betracht  kommen. 

Wie  die  vorstehende  Darstellung  zeigt,  ist  der  Gedanke, 
die  markantesten  und  gefährhchsten  Formen  des  unlauteren 
Wettbewerbs  auf  strafgerichtlichem  Wege  zu  bekämpfen,  nun- 
mehr von  der  österreichischen  Gesetzgebung  programmatisch 
aufgenommen  und  diese  Vorsorge  dadurch  besonders  nach- 
drücklich hervorgehoben,  dass  die  diesem  Zwecke  dienenden 
Slrafbestimmungen  in  den  Entwurf  des  neuen  Strafgesetz- 
buches eingefügt  wurden.  Sie  würden  dadurch  für  den  Ent- 
wurf des  Spezialgesetzes  gegen  unlauteren  Wettbewerb  ihre 
Aktualität  verheren,  es  wäre  denn,  dass  dieser  Entwurf  in 
einer  auch  sie  einschhessenden  Fassung  neuerdings  der  par- 
lamentarischen Behandlung  zugeführt  und  diese  noch  eher 
zum  Abschlüsse  gebracht  werden  sollte,  als  das  neue  Straf- 
gesetzbuch durch  den  zustimmenden  Beschluss  des  Abgeord- 
netenhauses zur  Sanktionsreife  gelangt. 

dj  Sonstige,  insbesondere  verwaltungsrechtliche 
Bestimmungen. 

Ausser  den  zuvor  angeführten  legislativen  Schutzwehren 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  weist  die  österreichische  Gesetz- 
gebung eine  Beihe  von  Normen  auf,  die  zum  Teil  —  wie  die 

18* 
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meisteil  Vorschriften  dieser  Art  —  vorwiegend  .  dem  Schutze 
der  Konsumenten  vor  Übervorteilung  oder  allgemeinen  öffent- 
lichen Interessen  dienen,  dabei  aber  auch  dem  unlauteren 
Wettbewerb  entgegenwirken,  zum  Teil  aber  —  und  dies  trifft 
namentlich  bei  den  neueren,  hieher  gehörigen  Anordnungen 
zu  —  geradezu  den  Zweck  verfolgen,  illoyale  Konkurrenz- 
manöver im  Interesse  der  reellen  Geschäftswelt  hintanzuhal- 
ten. Die  Reihe  der  älteren  Vorschriften  eröffnet  eine  Verord- 
nung vom  7.  November  1758,  welche  die  „Ablockung  von 
Kundschaften''  verbietet.  Durch  ein  Hofdekret  vom  2.  August 
1817  wurde  die  übermässige  Reklame  unlersagt.  Gegen  diese 
bei  Ankündigung  von  Heilmitteln  richten  sich  die  Erlässe  der 
obersten  Polizeibehörde  vom  28.  Juni  1853,  Z.  8451  und  der 
niederösterreichischen  Statthalterei  vom  22.  September  1859, 
Z.  35,577.  Falsche  Herkunftsbezeichnungen  verbieten  das  Hof- 
dekret vom  11.  November  1847  und  die  Verfügung  der  böhmi- 
schen Statthalterei  vom  10.  Oktober  1865,  L.-G.-Bl.  Nr.  40 
bezüglich  künstlicher  Mineralwässer.^  Andere  ältere  Vorschrif- 
ten beziehen  sich  auf  die  Führung  von  öffentlichen  Titeln, 
Wappen  und  Auszeichnungen  in  der  äusseren  Bezeichnung 
des  Unternehmens.  Manche  von  ihnen,  wie  §  61  der  Gewerbe- 
ordnung vom  20.  Dezember  1859,  R.-G.-Bl.  Nr.  227  über  die 
Führung  des  kaiserlichen  Adlers  im  Schilde  oder  Siegel  einer 
Gewerbsunternehmung  sind  durch  spätere  Gesetze  überholt. 
Beachtung  verdienen  die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung, 
die  sich  gegen  die  „unbefugte"  Konkurrenz  wenden.  Als  solche 
ist  jeder  Gewerbebetrieb,  der  entgegen  den  gewerbepolizei- 
lichen Vorschriften  begonnen  oder  fortgeführt  wird,  gegenüber 
sämtlichen  berechtigten  Gewerbetreibenden  der  gleichen  Kate- 
gorie zu  erkennen,  also  Betrieb  eines  konzessionspflichtigen 
Gewerbes  ohne  Konzession,  eines  handwerksmässigen  ohne 
Befähigungsnachweis,  Ausdehnung  der  gewerblichen  Tätigkeit 
über  die  der  befugten  Gewerbsausübung  gezogenen  Grenzen. 
Die  Hintanhaltung  der  unbefugten  Konkurrenz  hat  die  Ge- 
werbebehörde   von    Amtswegen    wahrzunehmen   und  den  ein 

^  Dr.  Otto  Leonhard,    Der   unlautere  Wettbewerb    und    seine    Be- 
kämpfung. Wien,  1903.  Alfred  Holder.  S.  5,  57,  58,  59.  : 
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Gewerbe  unbefugt  Betreibenden  in  die  in  der  Gewerbeord- 
nung vorgesehenen  Strafen  zu  verfallen  (§§  131,  132  G.-O.). 
Wichtig  sind  ferner  die  handelsrechtlichen  Bestimmungen 
über  das  Firmenrecht  der  protokollierten  Kaufleute  (Art.  10, 
11,  16,  17,  19,  22.  24,  26,  27  H.-G.-B.,  §  7,  IC,  12,  13  des  Ein- 
führungsgesetzes vom  17.  Dezember  1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  1  ex 
1863).  Hiernach  ist  die  Anmeldung  und  Registrierung  der  Fir- 
men, die  den  wahren  Sachverhalt  zum  Ausdruck  bringen  und 
sich  im  Ortsbereiche  von  einander  unterscheiden  müssen, 
unter  handelsgerichtliche  Aufsicht  gestellt  und  begründet  jeder 
unbefugte  Gebrauch  einer  Firma  für  den  dadurch  Verletzten 
einen  Unterlassungsanspruch  und  Schadenersatzanspruch,  der 
durch  eine  beim  Handelsgerichte  einzubringende  Klage  gel- 
tend zu  machen  ist. 

Von  den  neueren  Normen  sind  in  diesem  Belange  vor 
allem  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  (Gesetz  vom  15.  März 
1833,  R.-G.-Bl.  Nr.  39,  betreffend  die  Abänderung  und  Ergän- 
zung  der  Gewerbeordnung,  und  das  gleichnamige  Gesetz  vom 
8.  März  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  22)  hervorzuheben.^  Die  ältere 
Novelle  ersetzt  u.  a.  das  IV.  Hauptstück  der  Gewerbeordnung 
über  „Umfang  und  Ausübung  der  Gewerberechte"  durch  neue, 
in  den  Text  des  Gesetzes  eingefügte  Bestimmungen,  die  jün- 
gere Novelle  übt  den  gleichen  Vorgang  bezüglich  des  VI.  Haupt- 
stückes der  Gewerbeordnung  betreffend  „Gewerbliches  Hilfs- 
personal". 

Die  Gewerbenovelle  vom  15.  März  1883  stellt  den  dan- 
kenswerten Entschluss  dar,  das  System  der  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  über  Firmenrecht  und  Firmenmiss- 
brauch,  den  besonderen  Verhältnissen  des  Gewerbestandes 
angepasst  und  in  der  Richtung  des  Schutzes  der  ehrlichen 
Mitbewerber  ausgebildet,  im  Bereiche  der  Gewerbeordnung 
zur  Geltung  zu  bringen.  Diesem  Zwecke  dient  die  Vorschrift 
des  §  44  G.-O.,  wornach  jeder  Gewerbetreibende  sich  einer 
entsprechenden  äusseren  Bezeichnung  auf  seiner  Betriebsstätte 

1  Leonhard  nennt  ü.  a.  O.  S.  57  die  erstere  Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung ,das  erste  österreichische  Gesetz,  welches  den  Schutz  vor 
Schmutzkonkurrenz  anstrebt". 
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bedienen  muss,  und  zwar  mit  seinem  vollen  Namen  oder  nach 
dem  Gegenstande  oder  Inhalte  seines  Gpwerberechtes.  Der 
Gebrauch  einer  dem  Gewerbetreibenden  nicht  zustehenden 
Benennung  bei  Bezeichnung  seines  Etablissements  oder  bei 
Angabe  seiner  Unterschrift  begründet  eine  Übertretung  der 
Gewerbeordnung  (§  49,  ZZ.  1,  3,  4,  5  G.-O.)  und  ist  von  der 
Gewerbebehörde  nach  §§  131  ff.  G.-O.  zu  ahnden, 

§  46  G.  0,  verbietet  dem  Gewerbetreibenden,  den  Namen, 
die  Firma,  das  Wappen  oder  die  besondere  Bezeichnung  eines 
anderen  inländischen  Etablissements  oder  Produzenten  a)  zur 
äusseren  Bezeichnung  seines  Etablissements  zu  verwenden, 
b)  auf  seinen  Zirkularen,  öffentlichen  Ankündigungen,  Preis- 
kuranten  oder  ähnlichen  Kundgebungen  anzubringen. 

Das  Verbot  eistreckl  sich  auch  auf  den  Fall  der  wider- 
rechtlichen Benützung  der  fremden  Unterscheidungsmerkmale 
mit  unauffälligen  Veränderungen,  Durch  den  verbotswidrigen 
Eingriff  erwächst  dem  Verletzten  ein  vor  der  Gewerbebehörde 
mittels  Gesuchs  gellend  zu  machender  Unterlassungsanspruch 
Die  Entscheidung  über  Schadenersatzansprüche  steht  den 
Gerichten  zu,  die  darüber  nach  freiem  Ermessen  zu  e/itschci- 
den  haben  (§  50  G.-O,). 

Nach  §  49,  Z.  2  G,-0.  bildet  die  Anmassung  von  Aus- 
zeichnungen, welche  dem  betreffenden  Gewerbetreibenden 
nicht  zukommen,  eine  Übertretung  der  Gewerbeordnung, 

Zum  Schutze  des  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisses 
gewährt  i;  82  Ut.  e)  (i.-O.  dem  Gewerbetreibenden  das  Recht, 
einen  Hilfsarbeiter,  der  ein  solches  Geheimnis  verrät,  sofort 
zu  entlassen. 

Gegen  Verletzungen  des  industriellen  Eigentums,  die  zu 
den  Formen  des  unlauteren  Wettbewerbs  im  weiteren  Sinne 
gehören,  bieten  die  Bestimmungen  der  Privilegien-,  Musier- 
uncl  Markenschutz-Gesetzgebung  entsprechende  Abhilfe. 

Im  Zusammenhange  ist  hier,  wenngleich  in  die  ältere  Zeit 
zurückreichend,  das  Privilegiengesetz  vom  15.  August  1852, 
H.-G,-Bl.  Nr,  184, anzuführen,  welches  für  die  nach  selbem  erteilten 
oder  angesuchten  Privilegien  auch  nach  dem  Wirksamkeits- 
beginne  des  Patentgesetzes  vom  11,  Jänner  1897,  R.-G.-Bl. 
Nr.  30  (1,  Jänner  1899)  in  Geltung  geblieben  ist.  Es  behandelt 
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im  VII.  Abschnitt  die  EingritTe  in  ein  Privilegium  (Xach- 
machung  oder  Nachahmung  des  privile«^ierten  Gegenstandes, 
Bezug,  Verschleiss,  Aufbewahrung  oder  Ausstellung  zum  Ver- 
schleiss  solcher  Gegenstände,  §  38)  und  bedroht  diese  Gesetzes- 
übertretung auf  Verlangen  des  Verletzten  mit  Verfall  der 
nachgemachten  oder  nachgeahmten  Gegenstände  und  Geld- 
strafe von  25  fl,  bis  lüüO  fl.,  eventuell  Arreststrafe  von  je 
einem  Tage  für  5  fl.  (t^  39).  Auch  kann  der  Verletzte  zumal 
beim  ersten  Eingriff  bloss  auf  die  Einstellung  desselben  drin- 
gen und  Sicherstellung  fordern  (§  40).  Die  Untersuchung  und 
Bestrafung  der  in  den  ,^§  38  und  39  bezeichneten  Ül)ertretun- 
gen  steht  den  politischen  Behörden  zu  (§  43).  Über  Einstellung 
des  Eingriffs  und  privatrechlliche  Ansprüche  des  Beschädigten 
erkennen  die  Zivilgerichte  im  summarischen  Verfahren  (§  46). 

Das  schon  vorhin  zitierte  Patentgesetz  vom  11.  Jänner 
1897  verbietet  im  §  113  solche  Bezeichnungen,  welche  geeignet 
sind,  den  Irrtum  zu  erwecken,  dass  ein  nicht  patentierter 
Artikel  oder  ein  nicht  patentiertes  Verfahren  patentrechtlich 
geschützt  seien,  im  geschäftlichen  Verkehr  anzuwenden  (Patent- 
anmassung).  Diese  bildet  eine  politische  Übertretung,  die  von 
der  Gewerbebehörde  nach  §  131  ff.  G.-O.  zu  bestrafen  ist. 
Neben  der  Strafe  ist  auf  Verfall  der  verbot swi(irigen  Kund- 
gebungen oder  Verpackungen,  eventuell  der  Ware  selbst  zu 
erkennen. 

Gegen  die  Usurpierung  der  äusseren  Erscheinung  der 
musterrechthch  geschützten  Erzeugnisse  eines  anderen  Unter- 
nehmens wenden  sich  die  §§  12  bis  14  des  Musterschutzgesetzes 
vom  7.  Dezember  1858,  R.-G.-Bl.  Nr.  237.  Jeder  Eingriff  in 
das  Musterrecht  (unbefugte  Übertragung  oder  Nachbildung 
eines  geschützten  Musters,  Verschleiss  der  hiernach  verfertig- 
ten Waren)  gibt  dem  Verletzten  das  Recht,  auf  Einstellung 
der  ferneren  Anwendung  des  Musters  sowie  des  ferneren  Ver- 
schleisses  der  betreffenden  Ware  zu  dringen,  auch  zu  verlangen, 
dass  die  zur  Nachbildung  dienhchen  Werkzeuge  und  Hilfs- 
mittel für  diesen  Zweck  unbrauchbar  gemacht  werden  (§  12), 
W^issenthcher  Eingriff  wird  mit  Geldbusse  von  25  bis  500  fl. 
bestraft,  die  beim  Rückfall  verdoppelt  werden  kann  und  bei 
neuerlichem  Rückfall  nebstdem  Arreststrafe  von  einer  Woche 
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bis  zu  drei  Monaten  nach  sich  zieht.  Vertrauensmissbrauch 
begründet  einen  besonders  erschwerenden  Umstand  (§§  14, 15). 
Die  Strafbehörde  kann  verfügen,  dass  das  Straferkenntnis  ver- 
öffentlicht werde  (§  17).  Schadenersatzansprüche  sind  nach 
dem  bürgerlichen  Gesetze  zu  beurteilen  (§  12,  Schlussatz).  Im 
Juni  1913  wurde  der  PZntwurf  eines  neuen  Musterschutzgesetzes 
im  Abgeordnetenhause  als  Regierungsvorlage  eingebracht. 

Das  Markenschutzgesetz  vom  6.  Jänner  1890,  R.-G.-Bl. 
Nr.  19,  stellt  im  §  10  den  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass 
Niemand  ohne  Einwilligung  des  Beteiligten  von  dem  Namen, 
der  Firma,  dem  Wappen  oder  der  geschäftlichen  Benennung 
des  Etablissements  eines  anderen  Produzenten  oder  Kaufmanns 
zur  Bezeichnung  von  Waren  oder  Erzeugnissen  Gebrauch 
machen  darf.  Der  111.  Abschnitt  des  Gesetzes  behandelt  die 
Eingriffe  in  das  Markenrecht.  Wer  Waren,  die  mit  einer  Marke 
unbefugt  bezeichnet  sind,  bezüglich  welcher  einem  anderen 
das  ausschliessHche  Gebrauchsrecht  zusteht,  wissentlich  in  Ver- 
kehr setzt  oder  feilhält,  ferner,  wer  zu  diesem  Zwecke  wis- 
sentlich eine  Marke  nachmacht,  macht  sich  eines  Vergehens 
schuldig  und  wird  an  Geld  von  500  fl.  bis  2000  fl.  oder  mit 
Arrest  von  3  Monaten  bis  zu  einem  Jahre,  womit  Geldstrafe 
bis  2000  fl.  verbunden  werden  kann,  bestraft  (§  23).  Die  Straf- 
drohung richtet  sich  auch  gegen  den,  der  Waren,  die  mit  dem 
Namen,  der  Firma,  dem  W^appen  oder  der  geschäftlichen 
Benennung  des  Etablissements  eines  Produzenten  oder  Kauf- 
mannes unbefugt  bezeichnet  sind,  wissenthch  in  Verkehr  setzt 
oder  feilhält,  ferner  gegen  den,  der  zu  diesem  Zwecke  wis- 
sentlich die  erwähnten  Bezeichnungen  anfertigt  (§  23). 

Undeutliche  Wiedergabe  der  Marke  oder  der  Bezeich- 
nungen schliesst  die  Strafbarkeit  nicht  aus  (§  25).  Die  Ver- 
gehen nach  §§  23  und  24  gehören  zur  Kompetenz  der  ordent- 
lichen Gerichte  und  werden  nur  auf  Verlangen  des  Verletzten 
verfolgt  (§  26),  der  auch  verlangen  kann,  dass  die  zur  Nach- 
ahmung oder  unbefugten  Bezeichnung  dienhchen  Werkzeuge 
und  Vorrichtungen  für  diesen  Zweck  unbrauchbar  gemacht, 
etwaige  Vorräte  von  unbefugten  Marken  und  Bezeichnungen 
vernichtet  und  die  bereits  angebrachten,  eventuell  unter  Ver- 
nichtung der  Waren  beseitigt  werden.  Den  Verletzten  ist  ferner 
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die  Befugnis  zuzusprechen,  die  Verurteilung  des  Schuldigen 
auf  dessen  Kosten  öfifentUch  bekanntzumachen.  An  Stelle  pri- 
vatrechtlicher Entschädigung  kann  aut  Verlangen  des  Verletz- 
ten neben  der  Strafe  auf  eine  an  ihn  zu  entrichtende,  vom 
Strafgerichte  nach  freiem,  durch  die  Würdigung  aller  Umstände 
geleiteten  Ermessen  zu  bestimmende  Geldbusse  bis  zu  5000  fl 
erkannt  werden  (§  27).  Mit  gleichen  Würdigung  hat  der 
Zivilrichter  über  die  Zuerkennung  einer  von  dem  Verletzten 
verlangten  Entschädigung  zu  entscheiden  (§  29). 

Das  Rechtsgebiet  des  Markenschutzes  hat  neuestens  durch 
die  Staatsverträge  über  die  internationale  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  eine  wichtige  Ausgestaltung  im 
Sinne  der  internationalen  Regelung  der  einschlägigen  Bestim- 
mungen, Einführung  der  internationalen  Markenregistrierung 
und  Ausdehnung  des  gegenseitigen  Markenschutzes  auf  sämt- 
liche Unionsstaalen  erfahren.  Hiebei  wurde  auch  auf  den 
Schutz    gegen    unlauteren    Wettbewerb    Bedacht    genommen. 


Österreich-Ungarn  ist  dem  Pariser  Unionsvertrage  vom  20. 
März  1883  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  revidiert 
zu  Brüssel  am  14.  Dezember  1900  und  zu  Washington  am 
2.  Juni  1911,  sowie  dem  }.Iadrider  Übereinkommen  vom  14. 
April  1891  über  die  internationale  Registrierung  von  Fabriks- 
oder Handelsmarken,  revidiert  zu  Brüssel  am  14.  Dezember 
1900  und  zu  Washington  am  20.  Juni  1911,  laut  Kundmachung 
im  R.-G.-Bl.  Nr.  64  ex  1913  beigetreten.  In  Gemässheit  des 
Art.  2  des  Pariser  Unionvertrages  sollen  die  Untertanen  oder 
Bürger  jedes  der  vertragschliessenden  Länder  in  allen  übrigen 
Ländern  der  Union  betreff  der  Erfmdungspatente,  der  Ge- 
brauchsmuster, der  gewerblichen  Muster  oder  Modelle,  der 
Fabriks-  oder  Handelsmarken,  der  Handelsnamen,  der  Herkunfts- 
bezeichnungen, der  Unterdrückung  unlauteren  Wettbewerbes 
die  Vorteile  geniessen,  welche  die  betreffenden  Gesetze  den 
eigenen  Staatsangehörigen  gegenwärtig  gewähren  oder  in  Zukunft 
gewähren  werden.  Demzufolge  sollen  sie  denselben  Schutz  und 
dieselbe  Rechtshilfe  gegen  jeden  AngritY  auf  ihre  Rechte  haben 
wie  die  eigenen  Staatsangehörigen,  vorbehaltlich  der  Erfüllung 
der  diesen  letzteren  auferlegten  Bedingungen  und  Förmlich- 
keiten, ohne  dass  sie  verpflichtet  werden  könnten,  einen  Wohn- 
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sitz  oder  eine  Niederlassung  in  dem  Lande  zu  haben,  wo  der 
Schutz  beansprucht  wird. 

Nach  Art  3  des  obigen  Vertrages  werden  den  Ange- 
hörigen der  Unionstaaten  die  Staatsangehörigen  der  der  Union 
nicht  angehörigen  Länder  gleichgestellt,  wenn  sie  auf  dem 
Gebiete  eines  der  Unionsländer  ihren  Wohnsitz  oder  Gewerbe- 
oder Handelsniederlassungen  haben. 

Kraft  Art.  10,  b  dieses  Vertrages  verpflichten  sich  alle 
vertragschliessenden  Länder,  den  Angehörigen  der  Union  einen 
wirksamen  Schutz  gegen  unlauteren   Weiibeujcrb  zu  sichern. 

Im  Art.  17  des  Vertrages  haben  die  vertragschliessenden 
Länder  sich  verpflichtet,  die  zur  Ausführung  der  in  dem  Ver- 
trage enthaltenen  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  nötige  Erfül- 
lung der  verfassungsgesetzlichen  Förmlichkeiten  und  Vorschrif- 
ten in  möglichst  kurzer  Frist  herbeizuführen. 

Angesichts  dieser  völkerrechtlichen  Verpflichtung  gewinnt 
die  ehebaldigste  legislative  Regelung  des  Schutzes  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb  in  der  der  Union  angehörigen  Staatsge- 
bieten eine  erhöhte  Aktualität. 

Der  Vollständigkeil  wegen  sind  noch  einige  Bestimmungen 
der  österreichischen  Gesetzgebung  hier  anzuziehen,  die  teils 
Spezialfälle  des  unlauteren  Wettbewerbes  betrefTen,  teils  zu 
dem  Gegenstand  überhaupt  in  Beziehung  stehen. 

Gegen  die  unreellen  Ausverkäufe  besitzt  Österreich  ein 
eigenes  Gesetz  und  zwar  vom  16.  Jänner  1<S95  R.-G.-BI.  Nr.  26, 
betretTeiul  die  Regelung  der  Ausverkäufe.  Fs  bekämpft  diese 
von  der  soliden  Geschäftswelt  überaus  lästig  empfundene 
Form  der  unlauteren  Konkurrenz  dadurch,  dass  es  für  jeden 
angekündigten  Ausverkauf  die  gewerbebehördliche  Bewilligung 
fordert  {^  1).  Über  das  Gesuch,  das  u.  a.  die  Gründe,  aus  denen 
der  Ausverkauf  staltlindensoll,  zu  enthalten  hat,  ist  die  Handels- 
und Gewerbekammer  wie  auch  die  Genossenschaft  des  Gesuch- 
stellers gutachtlich  einzuvernehmen  (§§3  und  1).  Als  nach  S.  131  IT. 
(i.-O.  zu  bestrafende  Übertretungen  sind  erklärt:  1.  die  Ankündi- 
gung eines  öffentlichen  Ausverkaufs  ohne  erhaltene  Bewilligung, 

2.  die    Fortsetzung    desselben   über  die  gestattete  Zeit  hinaus, 

3.  der  Verkauf  anderer  als  der  angemeldeten  Waren  {§  8). 

Als    Remedur  gegen    eine  im  Buchhandel  vorkommende 
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Praktik,  die  dem  unlauteren  Weltbewerbe  dient,  kommt  noch 
zu  erwähnen  der  Erhiss  des  k.  k.  Mmisterium  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium  vom  18. 
August  1887  Z.  8226,  der  die  Zusicherung  oder  Ai)gabe 
von  Prämien,  welche  keinen  Gegenstand  des  Buchhandels  bilden, 
beim  Vertriebe  von  Gegenständen  desselben  verbietet.  Die 
Bestrafung  der  Übertretung  dieses  Verl)ots  zieht  die  Abnahme 
der  Erlaubnissscheine  der  Subskribentensammler  nach  sich. 

Gegen  die  dem  unlauteren  Wettbewerb  im  weitesten 
Sinne  beizuzählenden  Verletzungen  des  literarischen  und  ar- 
tistischen Eigentums  bieten  Schutz  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  2().  Dezember  1895,  R.-G.-Bl.  Nr.  197  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Plio- 
tographie.  §  22  gibt  dem  Urheber  eines  literarischen  oder 
künstlerischen  Werkes  gegen  denjenigen,  der  dessen  Bezeich- 
nung oder  äussere  Erscheinung  einem  später  erschienenen 
Werke  beilegt,  sofern  dies  zur  Irreführung  des  Publikums 
geeignet  ist,  einen  Entschädigungsanspruch  und  hei  fortlaufend 
erscheinenden  Werken  einen  strafgerichtlich  geltend  zu  machen- 
den Unterlassungsanspruch  bezüglich  der  irreführenden  Be- 
zeichnung. §  53  bedroht  es  als  ein  von  Amiswegen  zu  verfolgendes 
Vergehen,  wenn  jemand  in  der  Al)sicht  zu  täuschen  ein  frem- 
des Werk  mit  seinem  eigenen  Namen  oder  umgekehrt  bezeiclinet 
oder  wissentlich  in  Verkehr  setzt  die  Strafe  ist  Geld  von  10(1  fl. 
bis  2000  fl.  oder  Arrest  von  einem  bis  zu  6  Monaten. 

Zum  unlauteren  Wettbewerb  stehen  schliesslich  auch  die 
eisenbahnrechtlichen  ?iormen  in  Beziehung,  die  die  Gewährung 
von  Frachlerraässigungen  im  Güterverkehr  auf  Eisenbahnen 
betreifen.  Hier  handelt  es  sich  darum,  den  im  österreichischen 
Eisenbahnrechle  von  jeher  festgehaltenen  und  auch  in  sämmt- 
lichen  Konzessionsurkunden  der  Privatbahnen  zum  Ausdruck 
gebrachten  Grundsalz  der  gleichmässigen  Behandlung  der  Ver- 
frachter in  Bezug  auf  die  Beförderungspreise  und  der  Hintanhal- 
tung persönlicher   Begünstigungen  in    dieser    Hinsicht  ^    allseits 

'  Schon  das  Eisenbahnkonzessionsgeselz  vom  14.  September  1.S54, 
R.-G.-Bl.  Nr.  238,  bestimmt  in  §  10  lit.  ej,  dass  der  Preistarif  öffentlich 
kundzumachen  ist.  Die  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November 
1851,   R.-G.-Bl.   Nr.    1  ex  1852,   verpflichtet   im  §  5  die  Eisenbahnverwal- 
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zur  Geltung  zu  bringen.  Da  solche  Begünstigungen  einzelner 
Verfrachter  diesen  ein  wirksames  Mittel  den  Konkurrenz  gegen- 
über anderen  Mitwerbern  bieten  würden,  denen  der  gleiche 
Vorteil  nicht  zur  Seite  steht,  erhellt  hieraus  der  Zusammen- 
hang der  vorerwähnten  Normen  mit  den  Schutzmassnahmen 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  von  selbst. 

Anzuführen  sind  die  Bestimmungen  des  Berner  Inter- 
nationalen Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
vom  14.  Oktober  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  186  vom  J.  1892,  dessen 
Arükel  11,  1.  Absatz  bestimmt,  dass  die  Berechnung  der  Fracht 
nach  Massgabe  der  zu  Recht  bestehenden,  gehörig  veröffent- 
lichten Tarife  erfolgt.  Jedes  Privatübereinkommen,  wodurch 
einem  oder  mehreren  Absendern  eine  Preisermässigung  gegen- 
über den  Tarifen  gewährt  werden  soll,  ist  verboten  und  nichtig. 
Dagegen  sind  Tarifermässigungen  erlaubt,  welche  gehörig 
veröffentlicht  sind  und  unter  Erfüllung  der  gleichen  Bedin- 
gungen jedermann  in  gleicher  W^eise  zugute  kommen. 

Dieser  Anordnung  des  hiternationalen  Übereinkommens 
tragt   §   7   des   österr.    Eisenbahnbetricbsreglements    vom    10. 

tungen,  die  Fahrpreis-  und  Frachtentarife  während  der  Zeit,  für  welche 
sie  erlassen  worden,  sorgfältig  zu  beobacliten.  Die  Tarife  sind  vor  ihrer 
Kundmachung  der  Staatsverwaltung  vorzulegen  (§  66  lit.  cj.  Im  Artikel 
8  der  Konzessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1855,  H.  M.-Ydg.-Bl.  Nr.  20,  für 
die  nördliche  und  südöstliche  Linie  der  Staatseisenbahngesellschaft,  dessen 
Inhalt  nahezu  wortgetreu  in  alle  späteren  Konzessionsurkunden  über- 
gegangen ist,  wird  angeordnet,  dass  die  Gesellschaft,  wenn  sie  einem 
Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen  Bedingungen  eine 
Herabsetzung  der  Gebühren  gew^ährt,  gehalten  sein  soll,  dieselbe  allen 
Versendern  oder  Frachtunternehmern  zuzugestehen,  welche  die  näm- 
lichen Bedingungen  eingehen,  derart,  dass  in  keinem  Falle  eine  persön- 
liche Bevorzugung  stattfinden  darf. 

Um  die  Einhaltung  dieser  Obliegenheit  zu  sichern  und  sie  jeder- 
zeit kontrollieren  zu  können,  wurde  die  Vorlage  aller  Tarifnachlässe  im 
Eisenbahngüterverkehr  an  die  Aufsichtsbehörde  (Generalinspektion  der 
(österr.  Eisenbahnen)  sowie  die  Veröffentlichung  derselben  verfügt 
(Verordnungen  des  Handelsministeriums  vom  12.  März  und  31.  Dezember 
R.-G.-Bl.  Nr.  38  und  3  ex  1880,  dann  vom  15.  Mai  und  10.  Dezember 
1886,  R.-G.-Bl.  Nr.  73  und  170.)  Die  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  20.  November  1895,  R.-G.-Bl.  Nr.  IGT,  regelt  die  Gewährung  von 
Tarifnaclilässen  im  Eisenbahngüterverkehr  und  das  bei  Veröffentlichung 
derselben  zu  beobachtende  Verfahren. 
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Dezember  1892,  R.-G.-BI.  Nr.  207,   volle    Rechnung,   indem  er 
im  Eingange  festsetzt : 

„Die  Berechnung  der  Transportpreise  erfolgt  nach  Mass- 
gahe  der  zu  Recht  bestehenden,  gehörig  veröffentUchten  Tarife. 
Diese  sind  bei  Krfülhmg  der  gleichen  Bedingungen  für  jeder- 
mann in  derselben  Weise  anzuwenden." 


e)  Die  vom  Abgeordnetenhause  am   i5.  Jänner  1907 

beschlossenen  Gesetzentwürfe,  betreffend  I,  den  Schutz 

gegen    unlauteren    Wettbewerb,    II.   die    Abänderung 

und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung. 

Der  obige  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses,  dessen  be- 
reits im  Eingange  dieses  Referats  gedacht  wurde,  schhesst  sich 
bis  auf  geringe  Abweichungen  der  dort  gleichfalls  erwähnten 
Regierungsvorlage  an.  Gleich  dieser  ist  die  Materie  in  zwei 
Gesetzentwürfe  aufgeteilt,  deren  erster  den  Gegenstand  im 
allgemeinen  behandelt  und  deren  zweiter  die  parallele  Novel- 
lierung der  Gewerbeordnung  betrifft. 

/.  Gesetzentwurf,  betreffend  den  Schutz  gegen  unlauteren 

Wettbewerb. 

Wie  der  ältere,  im  Jahre  1901  veröffentlichte  Regierungs- 
entwurf, hat  auch  die  Regierungsvorlage  und  mit  ihr  der  vom 
Abgeordnetenhause  beschlossene  Gesetzentwurf  darauf  ver- 
zichtet, eine  Legaldefinition  des  unlauteren  ^\^eltbewerbes  zu 
geben  und  sich  damit  begnügt,  jene  Talbestände,  die  das 
Gesetz  als  unlauteren  Wettbewerb  behandelt  wissen  will, 
durch  Verbote  und  zum  Teil  durch  Strafandrohungen  zu 
kennzeichnen. 

Im  Gegensatze  zu  der  im  ersten  Regierungsentwurfe  ver- 
tretenen, in  den  zugehörigen  Erläuterungen  ausführlich  moti- 
vierten Auffassung  hat  die  Regierung  jedoch  in  ihren  zweiten, 
vom  Abgeordnetenhause  in  diesem  Belang  unverändert  ange- 
nommenen Gesetzentwurf  neben  den  Spezialbestimmungen,  die 
eine  Reihe  bestimmter,  häufiger  vorkommender  („geläufiger") 
Erscheinungsformen  des  unlauteren  Wettbewerbes  treffen,  in 
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Berücksichtigung  der  in  den  fachmännischen  Gutachten  erstat- 
teten Anträge,  eine  suppletorische  Generalklausel  eingefügt/ 
wornacli  als  unlauterer  Wettbewerb  nebst  den  im  Gesetze 
speziell  angeführten  Begehungsarten  ferner  auch  jede  bei  dem 
Betriebe  eines  geschäftlichen  Unternehmens  vorgenommene 
Handlung  anzusehen  ist,  welche  gegen  die  guten  Sitten  gröb- 
lich uerstössl  und  geeignet  ist,  den  geschäftlichen  Absatz  oder 
sonst  den  Geschäftsbetrieb  eines  oder  mehrerer  Mitbewerber  zu 
beeinträchtigen. 

Der  Gesetzentwurf  zerfällt  in  drei  Hauptstücke, 
Das  I.  Hauptstück  (Handlungen  unlauteren  Wettbewerbes 
und  deren  Verfolgung)  enthält  in  seinem  I.  Teile  zivilrecht- 
liche Bestimmungen.  Die  hier  unter  der  Überschrift  „^4)  Hand- 
lungen unlauteren  Wettbewerbes"  aufgezählten  Begehungsarten 
umfassen  : 

1.  Wahrheitswidrige  Anpreisungen  (1.  Abschnitt  §§  1 
bis  4); 

2.  Anmassung  und  Missbrauch  von  Unternehmenskenn- 
zeichen; Herbeiführung  von  Verwechslungen  im  geschäftlichen 
Verkehre  (2.  Abschnitt,  §§  5  bis  9); 

3.  Herabsetzung  geschäftlicher  Unternehmungen  (3.  Ab- 
schnitt, §  10); 

4.  Verrat  und  andere  Verletzungen  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen  (4.  Abschnitt,  §§11  bis  15) ; 

5.  Die  vorhin  besprochene  suppletorische  Generalklausel 
(5.  Abschnitt,  §  16). 

Unter  B)  sind  gemeinsame  Bestimmungen,  belretfend  die 
Schadenersatzpllicht,  die  Verjährung  und  die  Durchsetzung 
des  Anspruches  auf  Unterlassung  zusammengefasst  (§§  17  bis  21). 

Die  mit  C)  bezeichneten  Verfahrensvorschriften  regeln 
a)  die  Zuständigkeit  (§§  22  bis  24),  b)  die  Streitanhängigkeit 
bei  Klagen  auf  Unterlassung  (§  25),  c)  die  Zwangsvollstreckung 
zur  P>wirkung  von  Unterlassungen  und  die  Bechtskraft  (§  26), 
endlich  d)  die  UrteilsverölTcntlichung  (§  27). 

Der  II.  Teil  (Strafbestimmungen)   behandelt   unter  .4)  die 

'  G.-E.  f).  Abschnitt.  Ergänzende  Bestimmuni»,  betreffend  andere 
Bej^ehungsiirten  unlauteren  Wettbewerbes,  j^  IG. 
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dem  gerichtlichen  Strafverfahren  unterhegenden  Handhingen. 
Als  a)  Strafbare  Handlungen  erscheinen  in  taxativer  Aufzäh- 
lung im  1.  Abschnitt  wahrheitswidrige  Anpreisungen  mit  einem 
gegenüber  dem  zivilrechtlichen  verschärften  Tatbestande  (§  28), 
im  2.  Abschnitt  Herabsetzung  geschäftlicher  Unternehmungen 
(§  29),  im  3.  Abschnitt  Verletzung  von  Geschäfts-  und  Betriebs- 
geheimnissen (§  30).  Unter  b)  Vorschriften,  betreifend  das 
Strafverfahren,  sind  solche  über  die  Zuständigkeit  (§  31)  und 
über  Urteilsveröffentlichung  vorgesehen. 

In  der  mit  B)  —  dem  Verwaltungsstmfverfahren  unter- 
liegende Handlungen  —  überschriebenen  Abteilung  enthält  der 
4.  Abschnitt  das  Verbot  des  Abschlusses  von  Verträgen  über 
Wciren  und  Leistungen  nach  dem  Gutschein-  oder  Schnee- 
ballensystem u.  dgl.  (§  33).  Am  Schlüsse  dieses  Paragraphs 
wurde  bei  der  Beratung  im  Abgeordnetenhause  ein  vom 
Abg.  Packer  beantragter  und  vom  Berichterstatter  Dr.  Weis- 
kirchner befürworteter  Zusatz  angefügt,  der  den  Handels- 
minister ermächtigt,  glücksspielartige  Formen  des  Vertriebes 
von  Waren  oder  geschäftlichen  Leistungen  zu  verbieten,  die 
zur  Beeinträchtigung  des  Absatzes  von  Mitbewerbern  geeig- 
net sind,  insb.  Veranstaltungen  mit  Prämienverlosung. 

Abteilung  B)  schliesst  mit  dem  5.  Abschnitt :  Anmassung 
von  Auszeichnungen  und  Vorrechten. 

Das  IL  Hauptstück  enthält  die  Vorschriften,  betreffend 
die  Bezeichnung  von  Waren  mit  Angaben  über  Menge,  Be- 
schaffenheit oder  örtliche  Herkunft  (§§  35  bis  38). 

Die  Zuwiderhandlung  gegen  solche  im  Verordnungswege 
erlassenen  Bezeichnungsvorschriften  bildet  eine  von  den  poli- 
tischen Behörden    zu    bestrafende   Gewerbeübertretung  (§  37). 

Im  111.  Hauptstück  sind  die  allgemeinen  und  Übergangs- 
bestimmungen zusammengefasst  (§§  39  bis  49).  §  39  statuiert 
die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  auf  Unternehmungen  und  Be- 
schäftigungen, die  nicht  unter  die  Gewerbeordnung  fallen, 
§  40  bestimmt,  dass  unauffällige  Zusätze  oder  Abänderungen 
bei  den  durch  die  Verbote  des  Gesetzes  untersagten  Handlun- 
gen die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  ausschliessen,  was  nach 
§  41  auch  bezüglich  bildhcher  Darstellungen  und  sonstigen 
Veranstaltungen  gilt.    Das    Verhältnis   zum    Auslande    wird   in 
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§§  42  bis  44  geregelt,  und  zwar  a)  im  allgemeinen  im  Sinne 
der  gleichen  Behandlung  jener  Ausländer,  die  im  Inlande 
eine  geschäftliche  Niederlassung  oder  ihren  Wohnsitz  haben, 
mit  den  inländischen  Staatsbürgern,  wie  auch  im  Falle  der 
Reziprozität  (§  42),  b)  bezügUch  unrichtiger  Bezeichnungen  der 
örtlichen  Herkunft  im  Einfuhr-  und  Durchfuhrverkehre  (§  43), 
c)  in  Betreff  der  Anwendung  des  Vergeltungsrechtes  (§  44). 

Die  §§  45  und  46  behandeln  das  Verhältnis  des  neuen 
Gesetzes  zu  anderen  Gesetzen.  Unberührt  bleiben  die  Gesetze 
über  Lebensmittelverkehr  vom  16.  Jänner  1896,  R.-G.-Bl. 
Nr.  89  ex  1897,  über  Erzeugung  und  Verkauf  weinähnlicher 
Getränke  vom  21.  Juli  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  120^  über  den  Ver- 
kehr mit  Butter,  Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln  vom 
25.  Oktober  1901,  R.-G.-Bl.  Nr.  26,  das  Hoflcanzleidekret  vom 
11.  November  1847,  P.-G.-S.  75.  Bd.  Nr.  107,  ferner  die  ein- 
schlägigen Paragraphe  de.s  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1895, 
R.-G.-Bl.  Nr.  197,  betreffend  das  literarische  und  artistische 
Urheberrecht,  des  Markenschutzgesetzes  vom  6.  Jänner  1890, 
R.-G.-Bl.  Nr.  19  samt  Nachtrag  vom  30.  Juh  1895,  R.-G.-Bl 
Nr.  108,  des  Patentgesetzes  vom  11.  Jänner  1897,  R.-G.- 
Bl.  Nr.  30,  desgleichen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17,  Dezember  1862,  R.-G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863, 
betreffend  die  Handelsfirmen,  dann  das  Ausverkaufsgesetz 
vom  16.  Jänner  1895,  R.-G.-Bl.  Nr.  26  und  das  Gesetz  vom 
14.  April  1903,  R.-G.-Bl.  Nr.  85,  betreffend  den  Schutz  des 
Zeichens  und  Namens  des  Roten  Kreuzes'^,  endlich  die  Bestim- 
mungen des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  mit  Ungarn  vom 
20.  Dezember  1879,  R.-G.-Bl.  Nr.  136,  die  den  Schutz  von 
Namen,  Firmen,  Wappen  und  Etablissementbezeichnungen 
betreffen  (§  45).^  Die  entgegenstehenden  §§  46  bis  48  der  Ge- 

1  Derzeit  Gesetz  vom  12.  April  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  210,  betrefTend 
den  Verkehr  mit  Wein,  Weinmosl  und  Weinmaische. 

*  Nunmehr  Gesetz  vom  23.  August  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  184.  Zu  den 
vom  WettbcNverbgesetze  nicht  berührten  Gesetzen  ist  seither  noch  jenes 
vom  17.  März  1907,  R.-G.-I31.  Nr.  102,  betrefTend  die  Bezeichnung  der 
östlichen  Herkunft  des  Hopfens,  hinzugekommen. 

'  An  die  Stelle  des  seither  abgelaufenen  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses vom  20.  Dezember  1879  ist  seil  1.  Jänner  1908  der  mit  Gesetz  vom 


289 

Werbeordnung  treten  ausser  Kraft.  Im  §  47  wird  bestimmt, 
dass  die  die  Namensführung,  die  äussere  Bezeichnung  der  Be- 
triebsstätte und  die  Namensgleichheit  betreffenden  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  im  Verordnungswege  auf  gewisse 
derselben  nicht  unterliegende  Beschäftigungen  und  Unter- 
nehmungen oder  einzelne  Arten  derselben  im  Falle  gewerbs- 
mässigen Betriebes  Anwendung  zu  finden  haben,  und  zwar 
auf:  1.  Privatgeschäftsvermittlungen,  2.  nicht-öffentliche  Heil- 
anstalten, 3.  Privat-Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten,  4,  Über- 


30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  278,  genehmigte  Vertrag  vom  8.  Oktober  1907, 
betreffend  die  Regelung  der  wechselseitigen  Handels-  und  Verkehrsbe- 
ziehungen zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  und  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone,  getreten. 
Dieser  Vertrag,  der  kraft  seines  Art.  XXV.  bis  zum  31.  Dezember  1917 
wirksam  zu  bleiben  hat,  enthält  in  seinen  Art.  XVI.  und  XVII.  ausführ- 
liche Bestimmungen  über  den  wechselseitigen  Patent-,  Marken-  und 
Musterschutz.  Insbesondere  bestimmt  Art.  XVII.  Z.  1,  dass  Handels-  und 
Fabriksmarken,  Muster  und  Modelle,  sowie  die  im  Handel  und  Verkehr 
benützten  Namen,  Firmen,  "Wappen  und  Benennungen  von  Etablissements 
in  beiden  Staaten  vollen  gesetzlichen  Schutz  geniessen  werden  und  dass 
(Z.  2)  dfe  Angehörigen  des  einen  Staates,  sowie  Personen,  welche  im 
Gebiete  dieses  Staates  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  gewerbliche  Nieder- 
lassung haben,  im  Gebiete  des  anderen  Staates  in  Betreff  des  vorhin 
bezeichneten  Schutzes,  sowie  hinsichtlich  des  Schutzes  gegen  unlauteren. 
Wettbeiverb  in  jeder  Hinsicht  dieselben  Rechte  geniessen  werden  wie  die 
eigenen  Angehörigen.  In  Z.  5  dieses  Artikels  ist  der  Gebrauch  öffent- 
licher Wappen  als  Marken,  der  Gebrauch  der  in  beiden  Staatsgebieten 
üblichen  Sprachen  in  Marken,  dann  die  Verwendung  der  nationalen 
Farben  oder  von  Darstellungen  nationaler  Embleme,  Monumente,  Archi- 
tekturwerke, von  Namen  oder  Bildnissen  historischer  oder  sonst  berühmter 
Persönlichkeiten  zu  Warenbezeichnungen  als  Hinweis  auf  die  Heikunft 
der  Ware  eingehend  geregelt.  Es  wird  namentlich  bestimmt,  unter 
welchen  Voraussetzungen  (deutliche  Angabe  der  wahren  Herkunft,  Ge- 
brauch einer  im  anderen  Staatsgebiete  üblichen  Sprache  auch  ohne  An- 
gabe des  Herkunftsortes,  blosse  Verwendung  der  nationalen  Farben  zu 
Inschriften,  Arabesken,  Umrahmungslinien  u.  dgl.  als  Bestandteile  einer 
Marke)  solche  Warenbezeichnungen  von  der  Registrierung  nicht  ausge- 
schlossen werden  dürfen.  Auch  soll  der  Verkehr  mit  Waren,  die  mit 
einer  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  zum  Schutze  zugelassenen 
Marke  versehen  sind,  sowie  die  Verwendung  dieser  Marke  in  geschäft- 
lichen Kundgebungen  aus  dem  Gesichtspunkte  einer  Irreführung  über 
die  Herkunft  der  Ware  in  keinem  der  beiden  Staaten  behindert  werden. 
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fuhreil,  Schwemm-  und  Flossanstalten,  öffenthche  Belustigun- 
gen und  Schaustellungen,  5.  land-  und  forstwirtschaftliche 
Unternehmungen  und  Nebengewerbe  derselben. 

Das  Gesetz  sollte  kraft  §  48  sechs  Monate  nach  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  treten.  §  49  enthäU  die 
Vollzugsbestimmung,  welche  sämtliche  beteiligten  Minister 
umfasst. 

Im  Anschlüsse  an  die  vorstehende  Inhaltsübersicht  ist 
auf  die  Tatbestände  und  Rechtsfolgen  der  einzelnen  im  I.  und 
II.  Hauptstücke  behandelten  Formen  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes näher  einzugehen. 

Die  den  I.  Teil  des  I.  Hauptstückes  bildenden  zivilrecht- 
lichen Bestimmungen  beziehen  sich  auf  nachstehende  Hand- 
lungen unlauteren  Wettbewerbes  (A) : 

1.  Wahrheitswidrige  Anpreisung  (Reklameschwindel)  liegt 
vor,  wenn  in  einer  geschäftlichen,  für  einen  grösseren  Kreis 
von  Personen  bestimmten  Kundgebung  des  Inhabers  eines 
geschäftlichen  Unternehmens  wahrheitswidrig  eine  das  Wesen 
des  Angebots  (Art,  Gegenstand,  Inhalt)  betreffende  und  für 
die  Nachfrage  erhebliche  oder  eine  andere  Tatsache  be- 
hauptet wird,  welche  Abnehmer  zu  bestimmen  geeignet  ist, 
dem  Angebote  den  Vorzug  vor  jenen  von  Mitbewerbern  zu 
geben.  Der  direkten  Behauptung  wird  eine  den  gleichen  Kin- 
druck absichtlich  oder  voraussichtlich  hervorbringende  An- 
gabe gleichgeachtet  (§  1).  Hiezu  gehören  auch  Anempfehlun- 
gen in  periodischen  Druckschriften,  die  die  wahrheitswidrige 
Angabe  einer  Tatsache  der  im  ij  1  bestimmten  Tat  enthalten 
(§  3) ;  Angaben,  die  in  Abnehmerkreisen  eine  vom  ursprüng- 
lichen Wortsinn  abweichende  Bedeutung  erlangt  haben  (Be- 
schaffenheitsangaben), jedoch  nur  denn,  wenn  ihnen  durch 
Zusätze  u.  dgl.  ilne  ursprüngliche  Bedeutung  wiedergegeben 
wird  (§  4). 

Der  Anspruch  auf  Unterlassung  und  unter  Umständen 
auf  Schadenersatz  steht  jedem  zu,  der  ein  gleiches  oder  ähn- 
liches Unternehmen  betreibt  (Mitbewerber)  sowie  den  zur 
Wahrung  wirtschaftlicher  oder  Standesinteressen  dieser  Per- 
sonen bestehenden  inländischen  Vereinen  und  Körperschaf- 
ten (§  :j). 
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2.  Anmässung  und  Missbrauch  von  Unternehmenskenn- 
zeichen, Herbeiführung  von  Verwechslungen  im  geschäftlichen 
Verkehre  (Kundenfang)  lallt  dem  Inhaber  eines  geschäftlichen 
Unternehmens  zur  Last,  der  ein  ihm  nicht  zustehendes  Kenn- 
zeichen (Namen,  Firma,  Wappen)  eines  andern  im  geschäftli- 
chen Verkehre  gebraucht,  oder  für  sein  Unternehmen  die  von 
einem  anderen  geführte  Bezeichnung  oder  Benennung  der 
Betriebsstätte  desselben  in  Gebrauch  nimmt,  wenn  hiedurch 
die  Gefahr  einer  Verwechslung  entstehen  kann  (§  5),  desglei- 
chen wenn  ein  dem  Inhaber  eines  geschäftlichen  Unternehmens 
rechtlich  zustehendes  Kennzeichen  im  geschäftlichen  Verkehr 
in  einer  Weise  gebraucht  wird,  die  darauf  berechnet  und 
geeignet  ist,  eine  Verwechslung  mit  dem  gleichen  oder  ähnli- 
chen Kennzeichen  eines  anderen  Unternehmers  herbeizuführen 
(§  6),  ferner  wenn  eines  der  im  §  5  angeführten  Kennzeichen 
in  der  auf  Verwechslung  gerichteten  Absicht  erworben  (§  7) 
oder  eine  sonstige  hiezu  geeignete  Handlung  vorgenommen 
wird  (§  8),  wie  insbesondere  Verwendung  oder  Nachahmung 
von  Betriebseinrichtungen :  a)  Bezeichnungen,  Ausstattungen 
und  Umhüllungen  von  Waren,  b)  Ankündigungen,  Preislisten, 
Zirkularen,  etc. ;  c)  Hilfsmitteln  oder  Abzeichen  im  Verkehre 
mit  den  Abnehmern  (§  9). 

3.  Herabsetzung  geschäftlicher  Unternehmungen  (Anschwär- 
zung,  denigrement)  ist  jede,  in  einer  Mitteilung,  die  das  ge- 
schäftliche Unternehmen  eines  anderen,  dessen  Inhaber,  einen 
dort  Beschäftigten,  die  dortigen  Erzeugnisse  und  Leistungen 
betrifft,  in  der  Absicht,  dem  Unternehmen  Schaden  zuzufügen 
oder  sich  oder  einem  Dritten  einen  Vorteil  im  geschäftlichen 
W^ettbewerbe  zu  verschaffen,  aufgestellte  wahrheitswidrige 
Behauptung,  welche  den  Absatz,  Kredit  oder  Geschäftsbetrieb 
dieses  Unternehmens  zu  beeinträchtigen  geeignet  ist.  Auch  hier 
wird  wie  bei  1.  der  direkten  Behauptung  die  den  gleichen  Ein- 
druck absichtlich  oder  voraussichtlich  bewirkende  Angabe  gleich- 
gestellt (§  10). 

4.  Bei  Verrat  und  anderen  Verletzungen  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen  handelt  es  sich  um  Bedienstete  eines 
geschäfthchen  Unternehmens,  die  ein  ihnen  infolge  dieser  Bedien- 
stung  bekannt  gewordenes   Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnis 
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desselben  während  des  Bestandes  des  Dienstverhältnisses  vor- 
sätzlich verraten  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit  preisgeben 
oder  unbefugt  in  ihrem  eigenem  oder  in  einem  fremdem  Unter- 
nehmen ausnützen.  Nebst  dem  Bediensteten  wird  auch  derjenige 
ersatzpflichtig,  der  vorsätzlich  zum  Verrate  angestiftet  oder 
hiebei  mitgewirkt  hat  (§  11). 

Der  Bedienstete  wird  auch  nach  Auflösung  des  Dienst- 
verhältnisses verantwortlich,  falls  er  Geheimnisse  seines  früheren 
Dienstgebers,  die  Rücksicht  auf  das  eigene  Fortkommen  im 
Berufe  ausgenommen,  in  gewinnsüchtiger  oder  in  der  Absicht, 
den  früheren  Dienstgeber  zu  schädigen,  vorsätzlich  einem  ande- 
ren verrät  (§  12). 

Ausnützungeines  durch  einen  unerlaubten  Vorgang  (a)  eigene 
gesetzwidrige  Handlung,  b)  gesetzwidrige  Handlung  des  Mit- 
teilenden, c)  Ausspähung  fremder  Geschäfts-  oder  Betriebsein- 
richtungen oder  sonstige  gegen  die  guten  Sitten  verstossende 
Handlung)  in  Erfahrung  gebrachten  Geheimnisses  oder  Mittei- 
lung desselben  an  einen  Dritten  begründet  für  jeden,  dem  sie 
zur  Last  fällt,  die  zivilrechthche  Verantwortung  (§  15). 

5.  Die  suppletorische  Generalklausel  bezüglich  anderer 
Begehungsarten  unlauteren  Wettbewerbs  (§  16)  wurde  bereits 
oben  angeführt  (Unterabschnitt  I,  Eingang). 

B)  Gemeinsame  zivilrechtliche  Folgen  der  angeführten  Arten 
der  Begehung  unlauteren  Wettbewerbs  sind  der  dem  Ver- 
letzten zustehende  Anspruch  a)  auf  Unterlassung  der  rechts- 
widrigen Handlung,  ihrer  Fortsetzung  oder  Widcrholung  sowie 
auf  Beseitigung  des  gesetzwidrigen  Zustandes,  dann  b)  auf  Ersatz 
des  durch  sie  zugefügten  Schadens,  der  auch  den  entgangenen 
Gewinn  und  die  Kosten  der  Rechtsverfolgung  umfassl  (§§  17,20), 
ferner  c)  auf  Veröffentlichung  des  Schulderkenntnisses  auf 
Kosten  des  Verurteilten  (§  27). 

Akzessorisch  treten  dem  Ansprüche  hinzu: 

1.  Bei  Herbeiführung  von  Verwechslungen  der  Anspruch  auf 
Aberkennung  der  die  Verwechslung  herbeiführenden  rcgistrirten 
Firma  (§  7),  auf  Hinzufügung  eines  zur  Unterscheidung  dien- 
lichen wörtlichen  Beisatzes  zu  dem  geführten  Kennzeichen  (§  8) ; 

2.  bei  Anstiftung  eines  Bediensteten  zur  Verletzung  des 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisses  der  Anspruch    auf  Unter- 
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lassung  der  Ausnützung  oder  Mitteilung  des  durch  die  gesetz- 
widrige Handlung  erfahrenen  Geheimnisses  an  einen  anderen 

{§  11); 

3.  bei  Verbreitung  gesetzwidriger  Kundgebungen  durch 
periodische  Druckschriften  die  Einstellung  des  ferneren  Erschei- 
nens der  Kundgebung  oder  der  ferneren  Verbreitung  derselben 
(§  21). 

Die  vorangeführten  Ansprüche  richten  sich  bei  juristischen 
Personen  und  Handelsgesellschaften  gegen  deren  vertretungs- 
befugte Organe  wie  auch  überhaupt  gegen  den  Inhaber  des  Unter- 
nehmens, der  die  gesetzwidrige  Handlung  seines  Bediensteten 
wissentlich  geduldet  hat  (§  18). 

Die  Ansprüche  verjähren  nach  einem  Jahre,  und  zwar 
jene  auf  Unterlassung  vom  Zeitpunkte  der  vollbrachten  gesetz- 
widrigen Handlung,  die  sonstigen  vom  Zeitpunkte,  in  dem  der 
zur  Klage  Berechtigte  Kenntnis  von  dem  Schaden  erlangt  hat, 
spätestens  aber  nach  3  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  vollbrachten 
Handlung  unbeschadet  dem  Ansprüche  auf  Beseitigung  der 
gesetzwidrigen  bleibenden  Einrichtung  eines  geschäftlichen  Be- 
triebes (§  19). 

In  den  Verfahrensvorschriften  (C)  wird  a)  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  für  die  Streitigkeiten  über  Ansprüche  aus  dem 
Gesetze  festgestellt.  Je  nach  der  Höhe  des  Geldeswertes  de? 
Streitgegenstandes  (über  oder  unter  1000  K)  sind  die  Handels- 
gerichte (Handelssenate  der  Kreis-  oder  Landesgerichte)  oder 
die  am  Sitze  des  Gerichthofs  erster  Instanz  befindlichen  Bezirks- 
gerichte zuständig  (§  22),  in  deren  örtlichem  Zuständigkeits- 
bereich das  Unternehmen  des  Beklagten  oder  dessen  den  An- 
spruch begründende  Niederlassung,  ausserdem  die  Hauptnieder- 
lassung liegt  (§  23),  bei  Ausländern  auch  das  Gericht,  in  dessen 
örtlichem  Zuständigkeitsbereiche  die  Handlung  begangen  wurde; 
bei  Presserzeugnissen  gilt  in  diesem  Falle  der  Ort,  wo  sie  ein- 
gelangt und  zur  Abgabe  oder  Verbreitung  gelangt  sind,  als 
Begehungsort  (§  24).  Mit  der  Klagszustellung  sind  nach  ht.  b) 
die  Wirkungen  der  Streiianhängigkeit  gegenüber  allen  wegen 
derselben  oder  einer  gleichen  Handlung  zur  Klage  Berechtigten 
verbunden.  Diese  können  dem  Bechtsstreite  als  streitgenössiche 
Nebenintervenienten  beitreten  (§  25). 
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Die  Zwangsvollstreckung  (lit.  c)  kann  auf  Grund  eines 
Exekutionstitels  nicht  bloss  von  dem  daselbst  als  berechtigt 
Bezeichneten  sondern  auch  von  anderen  klageberechtigten  Mit- 
bewerbern (s.  oben  Z.  1  zu  §  3)  geführt  werden.  Über  diese 
Berechtigung  entscheidet  das  Exekutionsgerichl  nach  mündlicher 
Verhandlung  durch  Beschluss  (§  26). 

Die  Urteilsveröffentlichung  (lit.  d,  §  17)  ist  schon  oben  in 
ht.  B  besprochen.  Sie  findet  auf  Antrag  und  nur  dann  statt, 
wenn  ein  berechtigtes  Interesse  an  ihr  glaubhaft  gemacht  wird. 
Umgekehrt  kann  auf  Verlangen  des  Beklagten  die  Veröffentli- 
chung des  abweislichen  Erkentnisses  auf  Kosten  des  Klägers 
vom  Gerichte  bewilligt  werden  (§  27). 

Aus  dem  Inhalte  des  die  Strafbestimmungen  enthaltenden 
II.  Teils  des  I.  Hauptstücks  ist  bezüglich  der  unter  A)  dem  gericht-^ 
liehen  Strafverfahren  unterliegenden  Handlungen  im  einzelnen 
folgendes  hervorzuheben : 

Die  Anordnung  ist  hier  eine  rein  kasuistische.  Eine  General- 
klausel fehlt.  Die  Tatbestände  der  einzelnen  strafbaren  Handlun- 
gen —  nunmehr  insgesamt  Überlretungen,  nach  der  Regierungs- 
vorlage und  dem  Antrage  des  Gewerbeausschusses  zum  Teil 
Vorgehen  —  schliessen  sich  eng  an  die  Legaldefinitionen  der 
gesetzwidrigen  Wettbewerbshandlungen  im  1.  Teil  des  1.  Haupt- 
stücks an  und  unterscheiden  sich  von  diesen  nur  durch  die 
hinzutretenden,  die  Talhandlung  qualifizierenden  Momente. 
So  wird  insbesondere  zum  Tatbestande  der  unter  a)  Straf- 
bare Handlungen  als  1.  Abschnitt  angeführten  wahrheitswidri- 
gen Anpreisungen  erfordert,  dass  die  im  §  1  des  Gesetzent- 
wurfes definierten  Tathandlungen  vorsätzlich  zum  Zwecke  der 
Täuschung   im    Handel   und    Verkehr   vorgenommen  werden. 

Als  Strafe  dieser  Übertretung  ist  Arrest  von  3  Tagen  bis 
zu  3  Monaten,  womit  Geldsrafe  bis  zu  1000  K  verbunden  werden 
kann,  oder  Geldstrafe  von  10  bis  1000  K  angedroht.  Auch  kann 
auf  Beseitigung  und  Verfall  der  die  falsche  Angabe  enthaltenden 
Bezeichnungen,  eventuell  der  selbe  tragenden  Gegenstände  und 
auf  Begehren  des  Anklägers  auf  Veröfientlichung  des  Sti'afurleils, 
wenn  diese  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  ist,  erkannt  werden 
(§  28). 

Auch  bei  der  Herabsetzung  geschäftlicher  Unternehmungen 
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(2.  Abschnitt,  §  29)  und  bei  der  Verletzung  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen  (3.  Abschnitt,  §  30)  tritt  dem  Tatbestande 
der  gleichnamigen  Zivildelikte  das  Moment  der  Vorsätzlichkeit 
und  bei  1  und  2  die  Erschwerung  hinzu,  dass  es  sich  um  fälsch- 
Uch  behaupteten  Tatsachen  handeln  muss.  Die  Strafe  ist  für 
beide  Übertretungen  Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  6  Monaten, 
womit  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verbunden  werden  kann,  oder 
Geldstrafe  von  50  bis  2000  K. 

In  beiden  Fällen  findet  die  Verfolgung  nun  auf  Privat- 
anklage des  Inhabers  des  verletzten  Unternehmens  statt. 

Dieser  kann  im  F'alle  des  §  29  die  Veröffentlichung  des 
Strafurteils  begehren,  wenn  sie  seinem  berechtigten  Interesse 
entspricht.  Dagegen  kann  unter  der  gleichen  Voraussetzung 
auf  Veröffenthchung  des  freisprechenden  Urteils  auf  Begehren 
des  Beschuldigten  erkannt  werden. 

Die  Übertretung  des  §  30  ist  für  Nichtbedienstete  auf  die 
vorsätzliche  und  gewinnsüchtige  Ausnützung  fremder  durch 
verräterische  Mitteilung  oder  Ausspähung  in  Erfahrung  gebrach- 
ter Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse  eingeschränkt. 

Nach  b)  Vorschriften,  betreffend  das  Strafverfahren,  steht 
das  Verfahren  wegen  der  in  den  §§  28,  29  und  30  bezeichneten 
Übertretungen  jenem  am  Sitze  des  Gerichtshof  erster  Instanz 
befindlichen  Bezirksgerichte  zu,  dem  die  Bechtsprechung  in 
Press-Sachen  übertragen  ist  (§  31).  Die  Modalitäten  der  Urteils- 
veröffentlichung (einmalige  Einschaltung  in  ein  oder  zwei  öffent- 
liche Blätter,  Kostenbestimmung,  Frist  etc.)  sind  gerichtlich 
festzusetzen  (§  32)  und  diese  Anordnungen  in  das  Urleil  aufzu- 
nehmen. 

Von  den  unter  B)  angeführten,  dem  Verwaltungsstraf- 
verfahren unterUegenden  Handlungen  wurde  das  den  3.  Ab- 
schnitt dieser  Abteilung  bildende  Verbot  des  Abschlusses  von 
Verträgen  nach  dem  Gutschein-  oder  Schneeballensystem  und 
des  glücksspielartigen  Vertriebes  von  Waren  oder  geschäft- 
lichen Leistungen  schon  in  der  Inhaltsübersicht  besprochen. 
Die  Verträge,  gegen  die  das  Verbot  in  seinem  ersten  Teile  sich 
richtet,  sind  Abmachungen,  wodurch  dem  Kunden  gegen  un- 
bedingtes Entgelt  die  Lieferung  oder  Leistung  nur  für  den 
Fall  zugesichert  wird,  wenn  er  durch  Verwendung  ihm  gege- 
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bener  Anweisungen  oder  Scheine  dem  Zusichernden  oder  einem 
anderen  weitere  Abnehmer  zuführt,  die  mit  diesem  in  ein 
gleiches  Verhältnis  treten.  Alle  diese  Verträge  sind  nichtig.  Der 
zweite  Teil  des  Verbotes,  der  eine  im  Verordnungwege  ver- 
lassene Ministerialverfügung  voraussetzt,  betrifft  insbesondere 
solche  Veranstaltungen,  bei  denen  die  Lieferung  einer  Ware 
oder  die  Verrrichtung  einer  Leistung  oder  eine  nebstbei  zu 
gewährende  Zuwendung  (Prämie)  von  dem  Ergebnisse  einer 
Verlosung  oder  von  einem  anderen  Zufalle  abhängt  (§  33). 

In  5.  Abschnitt  (Anmassung  von  Auszeichnungen  und 
Vorrechten  (§  34)  wird  dem  Inhaber  eines  geschäftlichen  Unter- 
nehmens untersagt,  sich  bei  dem  Betriebe  seines  Unternehmens 
eine  ihm  nicht  zustehende  Auszeichnung  beizulegen  oder  fälsch- 
lich den  Besitz  einer  öffentlichen  Befähigung,  Befugnis  oder 
Berechtigung  vorzugeben  oder  auf  solche  Vorgänge  hinweisende 
Bezeichnungen  zu  gebrauchen,  die  zur  Täuschung  über  Anlass, 
Verleihungsgrund   oder   Umfang   des  Vorrechts   geeignet  sind. 

Im  Verordnungswege  kann  nach  Anhörung  der  Handels- 
und Gewerbekammer  der  Gebrauch  von  Auszeichnungen  und 
Vorrechtsbezeichnungen  beim  Betriebe  geschäfthcher  Unter- 
nehmungen geregelt  werden. 

Übertretungen  dieser  Vorschriften  und  des  vorhergehenden 
Verbotes  sind  gleich  der  Zuwiderhandlung  gegen  §  33  von  den 
politischen  Behörden  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbeord- 
nung zu  bestrafen.  Für  die  Übertretungen  des  §  34  ist  Geld- 
strafe bis  zu  3Ü0  K  oder  Arrest  bis  zu  einem  Monate  ange- 
droht. 

Die  Anordnungen  des  II.  Hauptstücks  (Vorschriften  über 
die  Bezeichnung  von  Waren  mit  Angaben  über  Menge,  Be- 
schaffenlieit  und  örtliche  Herkunft)  treffen  eine  im  Verkehr  häufig 
vorkommende  Begehungsart  des  unlauteren  Wettbewerbs,  die 
Verschleierung  der  Quantität,  Qualität  und  Provenienz.  Erstere 
ist  besonders  bei  Waren  üblich,  die  im  Detailhandel  in  abge- 
teilten vorbereiteten  Mengen  zum  Verkaufe  gelangen.  Zum 
Schutze  gegen  diese  Missbräuche  sieht  der  Gesetzentwurf  im 
§  35  Verfügungen  im  Verordnungswege  vor,  dass  Waren  (auch 
Erzeugnisse  der  Urproduktion)  nur  in  vorgeschriebenen  Men- 
geneinheiten oder  unter  P>sichtlichmachung  ihrer   Menge,  Be- 
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schaffenheit  oder  örtlichen  Herkunft  in  Verkehr  gesetzt  werden 
dürfen.  Solche  Vorschriften  können  indes  nur  erlassen  werden 
hinsichtlich  nachstehender  Bezeichnungen : 

1.  Menge  (Gewicht,  Mass,  Zahl)  und  vorgeschriebene  Mengen- 
einheiten für  den  Einzelverkehr  (Detailhandel)  mit  Waren,  die 
in  vorbereiteten  Mengen  an  die  Kunden  ahgege])en  werden 
sollen ; 

2.  Beschaffenheit  durch  Anordnung  tatsächliche  Angaben 
über  die  verwendeten  Rohstoffe,  Herstellung,  Zusamensetzung 
oder  sonstige,  das  Wesen  der  Ware  und  deren  Verkehrswert 
bestimmende  Eigenschaften ; 

3.  örthche   Herkunft   für  Erzeugnisse   der  Urproduktion. 

Die  Verordnungen  bestimmen  Art  und  Ort  der  Anbrin- 
gung, Inhalt  der  vorgeschriebenen  Bezeichnungen,  und  können 
auch  den  Zeitpunkt  der  Anbringung  sowie  etwaige  ausnahms- 
weise Abweichungen  enthalten.  Statthafte  Fehlergrenzen  für 
Einbussen  während  der  Aufbewahrung  sind  besonders  festzu- 
setzen. 

Im  Verordnungswege  können  ferner  für  Waren,  die  unter 
den  vorerwähnten  Bezeichnungen  in  Verkehr  gesetzt  werden, 
bestimmte  Bezeichnungen  vorgeschrieben,  zugelassen  oder  ver- 
boten werden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  nach  §  35  erlassenen  Ver- 
ordnungen sind  von  den  politischen  Behörden  als  Gewerbe- 
übertretungen mit  Geldstrafe  bis  200  K  oder  Arrest  bis  zu  14 
Tagen  zu  bestrafen.  Zugleich  ist  auf  zwangsweise  Anbringung 
der  fehlenden  vorschriftsmässigen  unter  Beseitigung  der  vor- 
handenen vorschriftswidrigen  Bezeichnungen,  erforderlichen- 
falls auf  Entfernung  der  Umhüllungen  oder  Verpackungen  und 
eventuell  auf  Verfall  der  Gegenstände  selbst  zu  erkennen  (§  37). 

Ausländische  Waren,  die  den  vorerwähnten  Verordnun- 
gen nicht  entsprechen,  unterliegen  der  Beschlagnahme  seitens 
der  Zollämtern,  die  hievon  die  politische  Behörde  zu  verstän- 
digen haben  (§  38). 

Unter  den  im  lll.  Hauptstück  enthaltenen  Allgemeinen  Über- 
gangsbestimmungen ist  der  Unterabschnitt  über  das  Verhältnis 
zum  Auslande  (lit.  b).  betreffend  unrichtige  Bezeichnungen  der 
örtlichen  Herkunft  im  Einfuhr-  und  Durchfuhrverkehr,  beson- 
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ders  bemerkenswert.  Hiernach  kann  im  Verordnungswege 
angeordnet  werden,  dass  bestimmte  Waren,  bezüglich  deren 
eine  Bezeichnungsvorschrift  nach  §  35  nicht  besteht,  wenn  sie 
im  Handelsverkehr  in  das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes  mit 
einer  auf  die  Herkunft  aus  demselben  hinweisenden,  offenbar 
falschen  Bezeichnung  zur  Ein-  oder  Durchfuhr  gelangen,  dem 
Beschiagnahmeverfahren  (§  38)  zum  Zwecke  der  Beseitigung 
der  falschen  Bezeichnung  unterliegen.  Die  näheren  Anord- 
nungen hinsichtlich  des  dabei  zu  beobachtenden  Verfahrens 
bleiben  dem  Verordnungswege  vorbehalten. 

//.  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Abänderung   und  Ergänzung 
der  Gewerbeordnung, 

Die  mit  den  Bestimmungen  des  Wettbewerbsgesetzes 
parallele,  gleichzeitig  in  Wirksamkeit  zu  treten  bestimmte 
Novellierung  der  Gewerbeordnung  durch  obigen  Gesetzent- 
wurf ersetzt  neben  den  inj  §  46  desselben  aufgehobenen 
§§  4b  bis  48  dieser  letzteren  auch  deren  §§  44,  49,  50  und  58 
durch  neue  Bestimmungen,  die  jenen  des  Wettbewerbsgesetzes 
mit  Berücksichtigung  der  Eigenart  des  gewerblichen  Betriebes 
nachgebildet  sind.  Sie  betreffen  die  äussere  Bezeichnung  der 
Betriebsstätte  oder  der  Wohnung,  falls  diese  zugleich  die  Be- 
triebsstätte bildet,  mit  Namen,  beziehungsweise  Firma  des 
Gewerbetreibenden  (i^  44),  die  Namensführung  mit  seinem 
vollen  Vor-  und  Zunamen,  daher  mit  Ausschluss  eines  ihm 
nicht  zustehenden  Namens  und  einer  die  Annahme  eines 
Gesellschaftsverhältnisses  zulassenden  Bezeichnung,  unbeschadet 
zulässiger  wahrheitsgetreuer  Zusätze  zur  näheren  Kennzeich- 
nung der  Person  oder  des  Geschäftes  (§  46),  das  Zusammen- 
treffen der  Übertretungen  des  §  46  durch  vorschriftswidrige 
Bezeichnung  von  Gewerbserzeugnissen  mit  Vergehen  gegen 
das  Markenschutzgesetz  (§.  47),  den  Gebrauch  von  Auszeich- 
nungen u.  dgl.  im  geschäftlichen  Verkehr,  worauf  §  34  des 
Wettbewerbsgesetzes  Anwendung  findet  (§  48),  die  Anwend- 
barkeit der  §§  44  und  46  bei  unauffälligen  Veränderungen 
unbefugter  Bezeichnungen  oder  mit  diesen  verwechslungs- 
fähigen Veranstaltungen  (§  49),  die  Namensgleichheit,  zu  deren 
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HintanhalUm^  innerhalb  derselben  Gemeinde  der  spätere  Na- 
mensführer verhallen  werden  kann,  seiner  Bezeichnung  einen 
zur  Unterscheidung  tauglichen  Zusatz  beizufügen,  worüber  die 
Gewerbebehörde  erster  Instanz  zu  entscheiden  hat  (§  57),  die 
Führung  des  kaiserUchen  Adlers,  welche  Gewerbetreibende 
für  ihr  Unternehmen  als  Auszeichnung  erhallen  können  (§  58). 


B)  Richtlinien  der  österr.  Gesetzgebung. 

Aus  der  vorausgeschickten  Darstellung  lassen  die  Richt- 
linien der  in  vollem  Flusse  befindlichen  österreichischen  Ge- 
setzgebung in  Betreff  des  unlauteren  Wettbewerbes  sich  mit 
ausreichender  Bestimmtheit  erkennen, 

Sie  gehen  dahin,  den  unlauteren  Wettbewerb  im  engeren 
Sinne,  d,  i,  mit  Ausscheidung  der  ihm  verwandten,  jedoch 
gegen  eigene  Rechtsinstitute  (Erfindungsschutz,  Urheberrecht, 
Muster-  und  Markenschutz,  Lebensmittelpolizei)  verstossenden 
Eingriffe  in  fremde  Rechtssphären  sowohl  durch  zivilrecht- 
liche als  durch  strafrechtliche  Anordnungen  zu  bekämpfen, 
welch  letztere  teils  der  strafgerichtlichen,  teils  der  gewerbe- 
polizeilichen Judikatur  zugewiesen  werden. 

Der  zivilrechtliche  Schutz,  den  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch gegen  schuldbare  Schadenszufügung  dadurch  gewährt, 
dass  dem  Beschädiger  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatze 
auferlegt  ist,  soll  seinen  weiteren  Ausbau  darin  finden,  dass 
grundsätzlich  die  gegen  Treu  und  Glauben  im  Geschäftsver- 
kehr verstossenden  sittenwidrigen  Handlungen  den  widerrecht- 
lichen Handlungen  gleichgestellt  und  an  die  unter  diesen 
Begriff  fallenden  Begehungsarten  des  unlauteren  Wettbewerbes, 
zu  deren  Qualifikation  dem  Richter  durch  eine  die  kasuistische 
Aufzählung  der  geläufigsten  Tathandlungen  dieser  Art  ergän- 
zende suppletorische  Generalklausel  ein  weiter  Spielraum  zu- 
gebilligt ist,  spezialgesetzlich  gewisse  zivilrechtliche  Folgen 
(Untersagung,  Schadenersatz,  Verfall  von  Gegenständen  etc.) 
geknüpft  werden. 

Der  zu  gewährende  strafrechtliche  Schutz  gegen  unlau- 
teren   Wettbewerb    umfasst    nebst    den    hier    einschlagenden 
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schon  jetzt  geltenden  Strafbestimmungen  über  Betrug,  Ehren- 
beleidigung etc.  einerseits  die  strafgerichtliche  Ahndung  der 
markantesten,  als  schwere  Rechtsverletzungen  anzusehenden 
Tnthandlungen  solcher  Art,  die  kasuistisch  im  Gesetze  ange- 
führt und  als  Übertretungen  mit  em|)rmdlichen  Strafen  (Geld- 
oder Arreststrafe,  auch  beide)  bedroht  werden  sollen,  wobei 
die  Absicht  obwaltet,  diese  schon  im  Entwürfe  des  Wett- 
bewerbsgesetzes statuierten  Übertretungen  in  das  neue  Straf- 
gesetzbuch aufzunehmen.  Anderseits  soll  die  gewerbepolizeiliche 
Amtshandlung  gegen  eine  Reihe  minder  schwerwiegender, 
im  Geschältsverkehre  vorkommender,  dem  Bereiche  des 
unlauteren  Wettbewerbs  angehöriger  Missbräuche  und  Umtriebe, 
deren  Abstellung  von  dem  Eingreifen  der  Gewerbebehörden 
und  der  denselben  eingeräumten  Befugnis  zur  Verhängung 
von  Polizeistrafen  gegen  die  Schuldtragenden  gewärfigt  wird, 
den  nötigen  Schutz  gewähren. 

Der  vorstehende  Umriss  der  Ziele,  die  der  österreichischen 
Gesetzgebung  in  Absicht  auf  die  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs  vorschweben,  und  der  zu  diesem  Zwecke  ins 
Auge  gefussten  Mittel  zeigt  deutlich,  dass  man  sich  in  Öster- 
reich der  Schwierigkeiten  voll  bewusst  ist,  denen  eine  all- 
seits befriedigende  Lösung  der  F'rage  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs in  legislativer  Hinsicht  begegnet. 

So  sehr  eine  möghchst  durchgreifende  Remedur  gegen 
die  missbräuchliche  Ausnutzung  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
zu  einer  „Art  parasitären  Gewerbebetriebes"  ^  aus  ethischen 
und  wirtschaftspoHtischen  Gründen  wünschenswert  ist  und  von 
den  durch  solchen  Missbrauch  geschädigten  Kreisen  des  ehren- 
haften Gewerbe-  und  Handelsstandes  dringend  gefordert  wird, 
darf  doch  anderseits  nicht  übersehen  werden,  dass  allzuweil 
gehende  Beschränkungen  des  freien  Wettbewerbs  und  drako- 
nische Strafdrohungen  in  dieser  Hinsicht  Folgen  zeitigen  können, 
die  nicht  nur  dem  einzelnen  hievon  Betroffenen,  sondern  auch 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  im  Ganzen  empfindliche 
Nachteile  bringen.  Der  Gesetzgebung  fällt  hiernach  die  ebenso 

^Bachern  u.Roeren:  Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs vom  27,  Mai  1896,  III.  .\uflage,  S.  1.  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot. 
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wichtige  als  schwierige  Aufgabe  zu, bei  den  ihrerseits  zu  treffenden 
Vorsorgen  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  jene  mittlere 
Linie  einzuhalten,  die  gleich  weit  von  der  Indifferenz  gegenüber 
illoyalen,  gemeinschädlichen  Geschäftspraktiken  als  von  Rück- 
sichtnahme auf  die  Wehleidigkeit  solcher  Geschäftskreise  ent- 
fernt ist,  die  am  liebsten  jede  ihnen  unbequeme  Konkurrenz 
ausgeschaltet  wissen  möchten.  Zwischen  beiden  Extremen  die 
richtige  Mitte  zu  finden,  wird,  wie  die  vorausgehende  Erörterung 
wohl  hat  entnehmen  lassen,  von  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung zielbewusst  angestrebt.  Referent  nimmt  daher  keinen 
Anstand,  die  erkennbaren  Richthnien,  auf  denen  die  legislative 
Aktion  Österreichs  in  der  Frage  des  unlauteren  Wettbewerbs 
sich  bewegt,  den  als  Schluss  des  Referats  hier  folgenden  Leit- 
sätzen im  wesentlichen  zugrunde  zu  legen. 


CJ   Leitsätze    für    eine    übereinstimmende 
gesetzliche  Regelung  des  Schutzes  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  seitens   der   ein- 
zelnen beteiligten  Staaten. 

1.  In  Ausführung  der  einschlägigen  Vereinbarungen  der 
Staatsverträge  über  die  Internationale  Union  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  sollen  zum  Zwecke  des  Schutzes  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  für  den  Bereich  der  einzelnen  Staats- 
gebiete möglichst  übereinstimmende  gesetzliche  Bestimmungen 
erlassen  werden. 

2.  Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sollen  von  dem  all- 
gemein anerkannten  Grundsatze  ausgehen,  dass  die  gegen  die 
guten  Sitten,  namentlich  gegen  Treu  und  Glauben  im  Geschäfts- 
verkehr verstossenden,  daher  sittenwidrigen,  zum  Zwecke 
des  Wettbewerbes  vorgenommenen  Handlungen,  die  geeignet 
sind,  anderen  Mitbewerbern  Schaden  zuzufügen,  als  schuldbare 
Eingriffe  in  fremde  Rechtssphären  und  mithin  als  rechtswid- 
rige Handlungen  aufzufassen  sind,  zu  deren  Abwehr  die  Hilfe 
der  Gerichte  angerufen  werden  kann. 

3.  Zur  Abwehr  derartiger  Eingriffe  ist  denjenigen  Mit- 
bewerbern, die  hiedurch  bedroht  oder  geschädigt  worden  sind, 
ein  zivilrechtlich  im  Klagewege  geltend  zu  machender  Anspruch 
auf  Unterlassung  der  rechtswidrigen    Handlung   wie    auch  auf 


302 

Ersatz  des  zugefügten  Schadens  einzuräumen.  Zur  Geltend- 
machung des  Unterlassungsanspruchs  sollen  nebst  dem  Ge- 
schädigten auch  andere  Mitbewerber  und  die  zu  deren  Ver- 
tretung berufenen  Korporationen  befugt  sein. 

4.  An  die  Spitze  der  gesetzlichen  Vorschriften  zum  Schutze 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  ist  als  wesentliche  und  grund- 
legende Bestimmung  die  Norm  zu  stellen,  dass  derjenige,  der 
im  geschäftlichen  Verkehr  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes 
Handlungen  vornimmt,  die  gegen  die  guten  Sitten  Verstössen, 
auf  Unterlassung  und  Schadenersatz  in  Anspruch  genommen 
werden  kann.  Die  Tatbestände  der  geläufigsten  Formen  des 
unlauteren  Wettbewerbes  snid  im  Gesetze  kasuistisch  zu  um- 
schreiben. Als  solche  sind  insbesondere  jene  Formen  des  unlau- 
teren Wettbewerbes  zu  kennzeichnen,  deren  Rechtswidrigkeit 
von  der  Gesetzgebung  oder  gerichthchen  Spruchpraxis  der 
meisten  Staaten  übereinstimmend  anerkannt  ist,  und  zwar : 

a)  Wahrheitswidrige  Anpreisungen  (Reklameschwindel, 
Quantitäts-  oder  Qualitäts-Verschleierung); 

b)  Anmassung  und  Missbrauch  von  Unternehmungs-Kenn- 
zeichen (Kundenfang); 

c)  Anschwärzung  von  Mitbewerbern  (denigrement); 

d)  Verrat  oder  sonstige  Verletzung,  auch  Ausspähung  von 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen; 

e)  unreelle  Ausverkäufe. 

5.  Um  eine  möglichst  übereinstimmende  Spruchpraxis 
der  Gerichte  '.n  den  verschiedenen  Ländern  zu  gewähr- 
leisten, wären  die  Regierungen  der  einzelnen  Staaten  zu 
ersuchen,  der  Gestaltung  der  gerichtlichen  Spruchpraxis  in 
ihren  Gebieten  ihr  Augenmerk  zuzuwenden  und  nötigenfalls 
eine  entsprechende  Revision  der  kasuistisch  festgelegten  Tat- 
bestände in  die  Wege  zu  leiten. 

b.  Der  im  Klagewege  geltend  zu  machende  Anspruch  auf 
Unterlassung  des  den  unlauteren  Wettbewerb  in  sich  schliessen- 
den  Vorganges  umfasst  die  Untersagung  desselben,  seiner  Fort- 
setzung oder  Wiederholung,  eventuell  die  Sicherstcllung  seiner 
Unterlassung.  Zu  dieser  Klage  sollen  nebst  dem  (ieschädigten 
auch  andere  Mitbewerber  und  die  zu  deren  Vertretung  be- 
rufenen Korporationen  berechtigt  sein, 

7.  Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  zugefügten  Schadens  ist 
von  dem  Geschädigten  gleichfalls  mittels  Klage  geltend  zu 
machen.  Das  hierüber  erkennende  Gericht  soll  den  Befrag  der 
Entschädigung  und  zwar  auch  mit  Berücksichtigung  des  ent- 
gangenen Gewinnes  nach  freiem  h^rmessen  festzustellen  belügt 
sein.  Auch  soll  für  nicht  vermögensrechtlichen  Schaden  eine 
angemessene    Geldbusse  zuerkaiml    werden    können    und   soll 
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es  in  das  Ermessen  des  Gerichtes  gestellt  sein,  bei  Beschei- 
nigung eines  erheblichen  Interesses  die  Veröffentlichung  des 
gerichtlichen  Urteils  auf  Kosten  des  sachfälligen  Beklagten 
anzuordnen. 

8.  Gegen  Herausgeber  periodischer  Druckschriften  kann 
ein  Anspruch  auf  Unterlassung  nur  dann  geltend  gemacht 
werden,  wenn  ihnen  ein  schuldhaftes  Verhalten  bei  einem  Ver- 
stoss gegen  die  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen  nach- 
gewiesen wird. 

9.  Die  in  Z.  (i,  7  und  8  angeführten  Zivilklagen  sind  hei 
denjenigen  Gerichten  einzubringen,  denen  die  Gerichtsbarkeit 
in  Handelssachen  zusteht.  Die  örtliche  Zuständigkeit  regelt 
sich  nach  den  hiefür  massgebenden  Landesgesetzen. 

10.  Findet  das  Gericht  die  angestellte  Klage  nach  durch- 
geführtem Verfahren  als  unbegründet  abzuweisen,  so  kann  es 
dem  grundlos  Beklagten,  falls  er  durch  das  gerichtliche  Ver- 
fahren einen  Schaden  erlitten  hat,  auf  seinen  Antrag  den 
Ersatz  desselben  zubilligen,  wie  auch  die  Veröffentlichung  des 
abweislichen  gerichtlichen  Urteils  auf  Kosten  des  sachfälligen 
Klägers  zuerkennen. 

11.  Die  Ansprüche  auf  Unterlassung  oder  Schadenersatz  ver- 
jähren nach  sechs  Monaten  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
der  Anspruchsberechtigte  von  der  Handlung  und  der  Person 
des  Verpflichteten  Kenntnis  erlangt  hat,  ohne  Bücksicht  auf 
diese  Kenntnis  in  drei  Jahren  von  der  Begehung  der  Hand- 
lung an.  Für  die  Ansprüche  auf  Schadenersatz  beginnt  der 
Lauf  der  Verjährung  nicht  von  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
ein  Schaden  entstanden  ist. 

12.  Es  erscheint  geboten,  dass  die  Gesetzgebung  gegen 
solche  im  Gesetze  kasuistisch  genau  zu  umschreibende  Tat- 
handlungen unlauteren  Wettbewerbes,  die  als  vorsätzliche 
Rechtsverletzungen  die  Rechtsordnung  in  erhöhtem  Masse 
gefährden,  eine  besonders  verwerfliche  Gesinnung  bekunden 
oder  eine  wirtschaftliche  Gefährdung  der  Mitbewerber  in  sich 
schliessen,  mit  der  Androhung  strafgerichtlicher  Verfolgung 
vorgehe.  Den  Gesetzgebungen  der  einzelnen  Staaten  soll  es 
hiebei  auch  überlassen  bleiben,  krasse  Fälle  geschäftlicher 
Untreue  durch  Angabe  geheimer  Provisionen  und  Schmier- 
gelder strafrechtlich  zu  behandeln.  Die  Strafverfolgung  hätte  in 
allen  Fällen  insoweit  sie  nicht  zur  Wahrung  öflentlicher  Interessen 
von  Amtswegen  erfolgt,  auf  Antrag  des  oder  der  geschädigten  Mit- 
bewerber, wie  auch  der  korporativen  Vertretungen  derselben 
stattzufinden.  Solche  Strafbestimmungen  wären,  wofern  sie 
nicht  schon  in  den  allgemeinen  Strafgesetzen  oder  in  beson- 
deren   Gesetzen    enthalten    sind,    mit  Berücksichtigung   der  in 
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den  verschiedenen  Ländern  geltenden  Strafsysteme,  wie  auch 
der  daselbst  obwaltenden  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Ver- 
hältnisse von    den    Einzelgesetzgebungen  festzustellen, 

13.  Hiebei  wären  die  Strafsätze  (Geld-  und  Freiheits- 
strafen, auch  kumulativ)  nach  der  Schwere  der  Rechtsver- 
letzung angemessen  abzustufen.  Auch  sollen  die  Strafgerichte 
befugt  sein,  nach  Ermessen,  insbesondere  bei  Bescheinigung 
eines  erheblichen  Interesses  des  Strafantragstellers,  die  Ver- 
öffentlichung des  Strafurteils  anzuordnen.  Anderseits  wäre  ein 
schikanöser  Missbrauch  des  Strafantrages  in  geeigneter  Weise 
zu  ahnden  und  in  diesem  Falle  unter  den  vorhin  bezeich- 
neten Voraussetzungen  dem  freigesprochenen  Beschuldigten  die 
Veröffentlichung  des  Freispruchs  auf  Kosten  des  sachfälligen 
Antragstellers  zuzubilligen. 

14.  Die  Zuständigkeit  bezüglich  des  Strafverfahrens  richtet 
sich  nach  den  in  den  einzelnen  Länden  geltenden  Bestim- 
mungen. 

15.  Es  soll  den  Gerichten  und  zuständigen  Behörden 
vorbehalten  werden,  einstweilige  Verfügungen,  namentlich  die 
Verhängung  des  Sequesters  über  Warenvorräte  mit  Berück- 
sichtigung der  obwaltenden  Umstände,  nur  für  den  Fall  ent- 
sprechender Kautionsleistung  seitens  des  Antragstellers  zu  be- 
willigen. Die  Kaution  hätte  zur  Schadloshaltung  des  Beklagten 
für  die  ihm  aus  den  einstweiligen  Verfügungen  erwachsenen 
ungerechtfertigten  Nachteile  zu  dienen. 

K).  Angesichts  der  Tatsache,  dass  in  vielen  Fällen  unlau- 
teren Wettbewerbes  der  Inhaber  des  Unternehmens  nicht  mit 
der  Person  des  beklagten  Täters  identisch  ist,  wäre  die  prin- 
zipielle Solidarhaftung  nicht  nur  der  Anstifter  und  der  Gehil- 
fen, sondern  auch  die  des  Inhabers  jenes  Unternehmens,  dem 
die  unlautere  Tathandlung  hätte  dienen  sollen,  und  zwar  inso- 
w^eit.  als  er  die  unlautere  Handlung  schuldhafterweise  zu  ver- 
hüten unterlassen  hat,  festzustellen.  Diese  Haltung  hätte 
sich  nicht  nur  auf  den  vollen  Betrag  des  zuerkannten  Schaden- 
ersatzes, sondern  auch  auf  den  der  Geldbusse  oder  Geldstrafe 
zu  erstrecken. 

17.  Zwischen  den  einzelnen  Staatsgebieten,  in  denen  der 
Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  im  Sinne  der  vorstehen- 
den Bestimmungen  gesetzlich  gewährleistet  ist,  hätte  jede  ander- 
weitige Behinderung  des  gegenseitigen,  nach  Massgabe  der 
bestehenden  Handelsverträge  zulässigen  Warenverkehrs  aus 
dem  Titel  der  Hintanhaltung  unlauteren  Wettbewerbes  als 
ausgeschlossen  zu  gelten. 


Rapport 

au  nom  de  l'Association  Beige  sur  la  Quatrieme  Ques- 
tion  (Concurrence  deloyale) 

par 

Albert  Capitaine 

Avocat  ä  la  Cour  d'appel  de  Liege. 

Cette  question  presente  im  grand  interet  d'actualite  en 
Belgique.  En  effet,  notre  pays  est  sur  le  poinl  de  Jegiferer 
relativement  ä  la  concurrence  deloyale. 

Le  domaine  de  la  concurrence  deloyale  ou,  plus  exac- 
tement  illicite,  est  helas,  des  plus  considerables.  II  n'est  pas  de 
branche  de  Tactivite  humaine  oü  eile  ne  trouve  ä  s'exercer. 
Cependant  l'usage  restreint  generalement  ces  termes  ä  ce  qui 
regarde  Tindustrie  et  le  commerce.  Domaine  dejä  pas  mal 
etendu,  d'ailleurs.  En  effet,  les  droits  des  commer^ants  et  des 
induslriels  que  l'on  est  convenu  d'ap])eler  droits  intellectuels 
et  qui,  par  leur  reunion.  constituent  l'individualite  du  commer- 
^ant  ou  de  l'industriel,  sont  nombreux  et  des  plus  difficiles 
ä  proteger,  parce  qu'il  s'agit  de  reprimer  les  abus  et  les 
usurpations  lout  en  respectant  la  libre  et  bienfaisante  concur- 
rence, parce  que,  d'un  autre  cote,  les  usurpateurs  sont  des 
plus  ingenieux;  parce  qu'enfin  les  droits  intellectuels  ne  sont 
pas  encore  partout  bien  defmis. 

Certains  de  ces  droits  ont  ete  plus  ou  moins  bien  deter- 
mines  et  ont  donne  Heu  presque  i)artout  ä  des  legislations 
speciales  dont  l'une  des  preoccupalions  a  ete  d'en  assurer  la 
protection  et  de  fixer  les  conditions  de  celle-ci.  Ainsi  en 
a-t-il  ete  ä  propos  des  brevets,  des  marques,  des  dessins, 

Mais  il  existe  entre  les  lois  des  divers  pays  des  diver- 
gences  portant  sur  la  notion  meme  de  ce  qui  conslitue  ces 
differents  droits  proteges  par  une  legislation  speciale  et,  en 
outre,  d'autres  droits  intellectuels  sont  restes  pendant  longtemps 
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sous  le  seul  empire  des  principes  generaux,  soit  qu'ils  aienl 
ete  mal  definis  soit  que  les  usurpations  n'en  aient  pas  ete  spe- 
cialement  precisees  et  reprimees. 

Nous  voulons  parier  du  nom  commercial  des  enseignes, 
des  procedes  de  reclames,  des  secrets  de  fabrication  et  de 
bien  d'autres  moyens  par  lesquels  les  commer^ants  et  indus- 
triels  cherchent  ä  se  specialiser  et  ä  creer  leur  individualite 
ou  Celle  de  leurs  produits.  L'usage  s'est  etabli  aujourd'hui  de 
reserver  le  nom  de  concurrence  deloyale  aux  atleintes  portees 
a  l'ensemble  de  ces  droits  que  ne  protege  pas  la  loi  des  brevets, 
des  marques  et  des  dessins  (Voir  par  exemple  l'article  10  bis 
de  la  Convention  du  20  mars  1883). 

On  le  sait,  les  nations  civilisees  repriment  toutes  la  con- 
currence deloyale,  mais  le  Systeme  suivi  pour  y  arriver  diftere. 
Les  unes,  poss6dant  dans  leur  arsenal  legislatif  un  texte  general 
qui  oblige  au  paiement  de  dommages-interets  quiconque 
cause  par  sa  faute  un  dommage  ä  autrui,  appliquent  ce  prin- 
cipe aux  actes  illicites  de  concurrence.  Elles  laissent  alors  aux 
juges  le  soin  de  determiner  dans  chaque  cas  particulier  ce 
qui  constitue  l'illiceite.  Les  autres,  au  contraire,  ont  pris  soin 
de  preciser  legislativement  les  pratiques  interdites  et  elles  ont 
formule  des  sanctions  civiles  et  penales  pour  refrener  les  usur- 
pations, La  France,  la  Belgique,  l'Italie,  l'Autriche-Hongrie  ont 
suivi  le  premier  Systeme.  En  AUemagne  et  en  Angleterre  nous 
trouvons  le  second  en  vigueur. 

La  tendance  se  marque  de  creer  des  legislations  toujours 
plus  speciales  pour  röglementer  l'exercice  de  ces  droits  et  en 
assurer  la  protection  par  des  penalites  parliculieres.  Certains 
pays,  teile  l'Allemagne,  sont  sous  ce  rapport  plus  avances  que 
la  Belgique  et  que  la  France.  L'Empire  AUemand  possede 
une  legislation  speciale  sur  la  concurrence  deloyale. 

En  Belgique,  le  Parlement  est  actuellement  saisi  d'un 
projet  de  loi  depose  par  le  Gouvernement  le  12  Nov.  1912, 
qui  tend  ä  doter  notre  pays  de  pareille  loi.^  L'Autriche-Hongrie 
et  l'Italie^  se  livrent  au  möme  travail  de  preparation. 

♦ 

»  Ce  projet  a  donn6  lieu  ä  une  6tude  approfondie  en    Belgique. 
»  Propri6t6  Industrielle.  1912  page  109. 
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M.  Müsch  a  fait  une  critique  des  plus  documentee  et  tres 
reinarquable  du  projet  beige.  (Liege-Poncelet,  Novembre  1912.) 

L'Associaüon  nationale  Beige  a  nomme  une  commission, 
composee  de  M.  Alfred  Moreau,  ancien  Bätonnier,  M,  M.  Thomas 
Braun,  Alfred  Dortf,  Jules  Müsch  et  Jules  Tillier.  Celle-ci  a 
depose  un  contre-projet  et  en  a  justifie  des  dispositions  par 
un  rapport  tres  bien  con^u  (Bruxelles-Bruylant,  Juillet  1913). 
D'autre  part,  le  Conseil  Superieur  des  Metiers  et  Negoces  avait 
mis  la  question  ä  l'etude  des  1909  et  son  secretaire,  M.  Wauwer- 
mans,  avait  redige  un  avant-projet  des  plus  complet  relatif 
ä  la  police  du  commerce,  lequel  traitait  notamment  de  la  con- 
currence  deloyale.  Cet  avant-projel,  avec  quelques  variantes, 
est  devenu  le  projet  depose  par  le  Gouvernement.  Signaions 
encore  des  etudes  de  M.  Tillier, 


Au  point  de  vue  international,  la  question  est  reglee  par 
la  Convention  d'Union  en  ce  qui  concerne  la  determination 
des  personnes  appel^es  ä  beneficier  de  la  legislation  reprimant 
la  concurrence  ülicite.  Son  article  10  bis  dispose  «Les  ressor- 
«tissants  de  la  Convention  jouiront  dans  les  Etats  de  l'ünion 
«de  la  protection  accordee  aux  nationaux  contre  la  concurrence 
«deloyale». 

La  Conference  de  Washington  ayant  precise  dans  sa 
nouvelle  redaction  interpretative  de  l'article  2  de  la  Convention, 
qu'il  n'etait  pas  necessaire  pour  les  etrangers  Unionistes 
d'avoir  leur  etablissement  ou  domicile  dans  le  pays,  il  sera 
bientöt  hors  de  conteste  que  tous  les  beneficiaires  de  l'Union 
pourront  se  defendre  contre  la  concurrence  deloyale  dans 
tout  son  territoire  sans  etre  etablis  dans  le  pays  oü  se  commet 
l'usurpation.  ^  L'article  8  de  la  Convention  prescrit  de  proteger 
le  nom  commercial,  qu'il  fasse  ou  non  partie  d'une  marque 
et  independamment  de  tout  depot. 

La  Convention,  pas  plus  que  les  traites  particuliers 
d'ailleurs,  n'a  stipule  aucune  regle  ou  Obligation  qui  tend  autre- 

1  Tribunal  d'Empire  Allemand,  5  Juillet  1904  et  27  Octobre  1905.  — 
Gewerblicher  Rechtschutz;  4e  ann6e  p.  63, 
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ment  ä  uniformiser  la  legislation  sur  la  concurrence,  Chaqiie 
pays  reste  donc  libre  de  legiferer  ä  sa  guise  poiir  autant  qu'il  ne 
contredise  aucun  des  priiicipes  dont  le  respect  lui  est  impose  par 
les  traites,  en  ce  qui  concerne  les  brevets,  marques.  dessins  et  nom 
commercial.  (Revue  Bodeux  1913,  p.  21),  Capitaine  (Idem  1912 
p.  173).   —  Voyez  enfin:  Propriete  Industrielle  1912,  page  127, 

La  question  se  pose  alors  de  savoir  ^  s'il  y  a  lieu,  en 
vue  de  realiser  l'uniformite,  d'inserer  daiis  les  traites  des  regles 
qui  s'imposent  aux  pays  contractants  dans  leur  legislation  par- 
ticuliere  sur  la  concurrence  ou  s'il  ne  faut  pas  plutot  chercher 
ä  agir  dans  chaque  contree  pour  y  obtenir  la  disparition  des 
dispositions  qui  ne  concordent  pas  d'un  pays  ä  l'autre. 

En  realite,  il  y  a  peu  de  divergence  quant  aux  principes 
et  meme  quant  ä  la  specification  generale  des  faits  constituant 
la  concurrence  illicite.  Soit  les  lois  speciales,  soit  les  decisions 
de  la  jurisprudence  s'accordent  assez  hien.  C'est  ainsi  que 
l'ün  reprime  ä  peu  pres  partout  les  fails  suivants :  fausses 
indications,  imputations  prejudiciables.  manoeuvres  tendant  ä 
amener  la  confusion,  divulgation  de  secrets,  embauchage 
d'ouvriers,  Seulement,  et  cela  va  de  soi,  iiombreuses  sont  les 
differences  que  l'on  releve  d'un  pays  ä  l'autre  lorsqu'il  s'agit 
de  definir  les  conditions  d'illiceite  de  chaque  fait.  C'est  lä 
aflaire  de  tenipcrament  national,  de  tlivergences  dans  l'esprit 
national  ou  dans  le  regime  juridique  et  judiciaire,  de  necessites 
economiques,  meme  de  degre  de  civilisation  ou  d'activite. 

Mais  on  rencontre  des  difl'erences  bien  plus  importantes 
entre  les  legislalions  nationales,  quand  il  s'agit  de  determiner 
quelles  sont  les  sanctions  et  penalites  et  (juelle  est  la  proce- 
duie  ä  suivre  pour  obtenir  la  reparation  ou  la  cessation  des 
usurpations :  Tantot  il  n'y  a  que  le  recoui  s  civil  de  droit  com- 
mun  qui  soit  ouvert;  tantot  la  loi  penale  intervient.  Parfois 
il  existe  une  procedure  rapide  pour  obtenir  la  cessation  pro- 
visoire  de  l'atteinte  ou  pour  arriver  ä  constater  celle-ci ;  par- 
fois il    faut  recourir  aux   voies   ordinaires    du    droit   commun. 

Jamals,  quoique  l'on  fasse,  on  ne  realisera  sur  le  premier 
point   une    unilormite    absolue,    Le  gonrc    des    usurpations    et 

'  Osterrieth  Annuaire  de  l'Associalion   internationale,   1908,  p.  107. 
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l'illegalite  de  celles-ci  variera  toujours  de  peuple  ä  peuple.  Par 
contre,  on  peut  esperer  faire  regner  partout  une  cerlaine 
iinite  dans  le  genre  de  repression  et  les  moyens  de  procedure. 
Ajoiitons  que  l'uniformite  absolue  de  legislation  en  cette  ma- 
tiere  n'est  pas  entierement  desirable,  parce  que  Tingeniosite  des 
concurrents  deloyaux  est  prodigieuse  et  toujours  prete  ä  trouver 
de  nouveaux  modes  de  concurrence  et  eile  variera  toujours  d'une 
contree  ä  l'autre.  C'est  ä  dire  qu'une  legislation  «clichee>,  si 
l'oii  peut    s'exprimer  ainsi,  pourrait  etre    souvent  insuffisante. 

Nous  ne  croyons  donc  pas  qu'il  faille,  par  les  traites, 
vouloir  reglementer  dans  ses  details  la  repression  de  la  con- 
currence deloyale.  Le  seul  principe  qui  doit  etre  admis  et  au 
besoin  etre  consacre  par  les  traites,  c'est  que  l'ensemble  de 
la  legislation  sur  la  propriete  industrielle  (brevets,  raarques, 
concurrence)  doit  proteger  efficacement  tous  les  droits  qu'elle 
reconnait.  Specialement  la  loi  sur  la  concurrence  illicite  doit 
reprimer  toutes  les  atteintes  que  les  autres  lois  sur  les  bre- 
vets, marques  et  dessins  n'ont  pas  donne  le  nioyen  de  prevenir 
ou  reparer. 

L'association  internationale  de  la  Propriete  Industrielle  ^ 
semble  croire  que  l'on  peut  aller  plus  loin  et  imposer  certaines 
regles  ä  inserer  dans  toutes  les  legislations  nationales.  Elle 
proclame  conme  tels  notamment  les  deux  principes  suivants: 
«La  raarque  raeme  non  enregistree  sera  protegee  independam- 
cment  de  tout  enregistrement,»  —  «Celui  qui  aura  employe  une 
«marque,  conservera  le  droit  d'en  user  meme  apres  qu'elle  aura 
<ete  enregistree  par  un  autre.» 

Nous  ne  croyons  pas  devoir  entrer  ici  dans  la  discussion 
de  l'exactitude  de  ces  propositions,  auxquelles  nous  restons 
personnellement  hostiles.  Elles  se  rattachent  au  droit  des 
marques  plus  qii'ä  celui  de  la  concurrence  deloyale,  elles  ont 
dejä  ete  exposees  dans  la  reunion  de  Bruxelles^  et  fönt  partie 
de  Celles  renvoyees  ä  l'examen  de  la  commission  instituee  l'an 
dernier.  Dans  tous  les  cas,  il  nous  paraitrait  inopportun  d'inserer 
pareilles  regles  dans  les  traites  d'Union  industrielle  ainsi  que 
d'ailleurs  tout  autre  regle  generale  qui  serait  de   nature  ä  se 

1  Annuaire  de  I'Association  internationale  1912,  pp.  493  et  545. 
*  Rapports  de  1912,  pages  305  et  321. 
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heurter  trop  forteraent  ä  tel  ou  tel  droit  particulier  et  aller  ä 
rencontre  de  l'une  ou  l'autre  regle  ou  condition  qu'un  pays 
trouverait  interesser  l'ordre  ou  l'interet  publics.  II  nous  semble 
süffisant  d'exprimer  le  principe  que  dans  chaque  pays  le  legis- 
lateur  doit  fournir  un  moyen  de  reprimer  toute  atteinte  quel- 
conque  aux  droits  de  la  propriete  industrielle.  Chaque  legislation 
restant  libre  de  reglementer  les  conditions  de  la  repression. 
Bref,  pas  de  legislation  unique  imposee  par  les  traites. 
Mais,  en  revanche,  nous  preconiserions  l'action  sur  la  legisla- 
tion et  sur  la  jurisprudence  des  divers  pays  en  vue  de  realiser 
le  plus  possible  l'uniformite. 

A  ce  point  de  vue,  se  pose  en  premier  lieu,  la  question 
de  savoir  s'il  est  preferable  qu'une  legislation  speciale  existe 
ou  si  le  simple  recours  aux  principes  generaux  suffit.  A  cet 
egard,  nous  ne  croyons  pouvoir  mieux  faire  que  de  reproduire 
un  passage  du  rapport  de  l'Association  nationale  Beige : 

„La  regle  de  droit  obligeant  ä  reparation  quiconque 
cause  par  sa  faute  un  dommage  ä  autrui,  possede  une  sou- 
plesse  incomparable  permettant  au  juge  d'atteindre  la  deloyaute 
sous  toutes  ses  formes,  de  tenir  en  ses  decisions  un  large 
compte  de  l'equite.  La  France  en  est  satisfaite  et  il  s'y  est 
developpe,  comme  en  Belgiqüe,  par  la  seule  application  de 
ces  articles,  une  jurisprudence  progressive  qui  a  acquis  presque 
l'autorite  d'une  loi. 

«Legiferer,  ne  sera-ce  pas,  de  deux  choses  l'une :  ou  figer 
cette  jurisprudence,  en  arräter  le  developpement,  en  supprimer 
la  flexibilite;  ou  bien,  si  les  principes  poses  sont  suffisamment 
larges,  faire  oeuvre  inutile  et  suivant  l'expression  vulgaire, 
„parier  pour  ne  rien  dire". 

«La  valeur  de  cette  objection  ne  peut  etre  meconnue. 
Toutefois,  la  qualite  qu'on  se  plait  ä  reconnaitre  au  regime 
actuellement  existant,  l'elasticite  extreme,  fmit  par  en  constituer 
le  defaut ;  il  y  a  trop  souvent,  de  nos  jours,  des  decisions  ren- 
dues  en  sens  contraire,  sur  des  especes  a  peu  pres  identiques; 
les  enumerer  serait  chose  trop  longue,  le  fait  n'est  pas  deniable. 
Cette  Situation,  a  defaut  de  texte,  met  le  justiliciable  dans 
Timpossibilite   de    dislinguer   en   maintes   matieres  ce   qui   est 
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permis  de  ce  qui  est  defendu  :  il  en  i  esulle  une  incertitude  haute- 
ment  prejudiciable  aux  interets  de  l'industrie  et  du  commerce. 

«II  est  utile  de  legiferer,  pour  autant  que  la  loi  se  borne 
ä  Interpreter  sur  des  points  determines  les  articles  1382  ä  1384 
et  ä  consacrer  autant  que  possible  la  jurisprudence  progressive. 

«D'autre  part  certains  actes  de  concurrence  illicite  meri- 
tent  plus  que  la  sanction  de  la  reparation  civile  souvent  illu- 
soire  ä  raison  de  l'insolvabilite  de  leur  auteur:  une  sanction 
penale,  en  certaines  matieres,  viendra  utilement  s'adjoindre  ä 
la  condamnation  ä  des  dommages  interets.  A  cet  egard  le 
vote  d'une  loi  est  egalement  souhaitable. 

«Qu'on  n'objecte  pas  l'echec  de  la  loi  allemande  de 
1896,  l'ecueil  auquel  eile  s'est  heurtee  est  evite  dans  notre 
projet;  le  legislateur  alleraand,  en  effet,  avait  cru  pouvoir 
enumerer  en  une  serie  d'articles  les  actes  de  concurrence 
illicite.  A  l'instar  des  lois  penales,  ce  qui  n'y  etait  pas  expres- 
sement  defendu  etait  legal. 

«Malgre  la  generalite  des  termes,  l'habilete  des  concur- 
rents  peu  honnetes  avait  trouve  les  moyens  de  tourner  la  loi 
en  Sorte  qu'une  reforme  s'imposa,  laquelle  fut  realisee  par 
loi  du  7  juin  1909. 

«Celle-ci  fait  des  actes  de  concurrence  illicite  une  enume- 
ration  qui  n'est  nuUement  limitative  et  a  soin  de  prevoir  une 
clause  generale  aux  termes  de  laquelle  toutfait  de  concurrence 
contraire  aux  bonnes  moeurs  donne  Heu  ä  l'action  en  repa- 
ration et  ä  l'action  en  Cassation," 

Concluons  qu'il  est  ä  souhaiter  de  voir  partout  une  loi 
speciale  reglementer  la  repression  de  la  concurrence  illicite  et 
y  pourvoir  meme  sous  des  sanctions  penales. 


li  nous  reste  ä  parier  du  projet  de  loi  beige  et  du  contre- 
projet  de  1' Association. 

Ils  different  specialement  en  ce  qui  concerne  la  protec- 
tion des  marques  non  deposees,  le  nom  commercial,  les  recom- 
penses  industrielles,  l'action  en  cessation,  la  preuve  des  actes  de 
concurrence  illicite  et  la  prescription.  Sur  ces  diverses  questions 
l'Association  complete  ou  amende  le  projet  du  gouvernement. 
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Quelle  que  soit  la  fa^on  dont  les  Chambres  se  decideront 
sur  ces  points,  il  parait  certain  que  la  Belgique  sera  bientot 
dotee  d'une  legislation  speciale  sur  la  concurrence  illicite. 
Les  principaux  actes  ä  propos  desquels  la  loi  determinera  ce 
qui  devra  etre  considere  comnie  deloyal,  seront:  les  indications 
inexactes  sur  la  personnalite  commerciale  ou  industrielle,  les 
imputations  fausses,  les  manoeuvres  destinees  ä  creer  la  con- 
fusion,  la  violation  des  secrets,  l'usage  du  noni  commercial, 
le  rappel  des  recompenses  industrielles.  En  outre,  la  loi  main- 
tiendra  pour  les  cas  qu'elle  n'aura  pas  speciües  le  principe 
generale  que  tout  acte  culpeux  donne  lieu  ä  reparation  civile. 
II  sera  organise  une  procedure  speciale  pour  la  constatation 
des  actes  illicites  et  leur  cessalion.  Des  peines  d'amendes  et 
et  de  confiscation  seront  edictees. 

ün  trouvera  en  annexe  le  projet  et  le  contre-projet. 

Nous  comptons  que  les  discussions  et  les  resolutions  de 
la  Conference  pourront  eclairer  le  legislateur  beige  et  lui  per- 
mettre  de  faire  oeuvre  complele  et  sage. 

Resolutions. 

I- 
I^es  lois  sur  la  concurrence  illicite  doivent  permettre  de 
reprimer  toutes  les  atteintes  aux  droits  de  la  propriete  indus- 
trielle dont  les  lois  sneciales   relatives   aux   brevets,    marques, 
dessins  et  modeles  ne  reglemente  pas  deja  la  protection. 

II. 

C'est  sourtout  par  une  action  organisee  dans  chaque  pays 
que  l'on  peut  arriver  ä  amener  dans  les  legislations  natio- 
nales l'uniformite  de  la  repression  de  la  concurrence  illicite. 

IIL 

II  est  ä  souhaiter  que,  dans  chaque  pays,  existe  une  legis- 
lation speciale  relative  ä  la  concurrence  illicite,  definissant  non 
limitativement  les  principaux  actes  qui  la  constituent,  organi- 
sant  une  procedure  rapide  pour  la  constatation  de  ces  actes 
et  leur  cessation  et  prevoyant,  en  outre  des  reparations  civiles, 
des  sanetions  penales  en  cas  de  mauvaise  foi  et  la  confiscation. 
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Annexe: 


Projet  de  l'Association.        Projet    du    Gouvernement. 


/.  —  De,  la  concurrrnce 
en  general. 


illicite     I.  —  De  la  concurrence   illicite 
en  general. 


Articie  preraier.  —  Est  teiiu  ä  re- 
paration  quiconque,  dans  l'exercice 
de  son  commerce  ou  de  sa  profes- 
sion,  a,  par  lui-meme  ou  par  le  fait 
des  personnes  qu'il  emploie,  cause 
un  prejudice  moral  ou  materiel : 

1°  Par  des  actes  ou  des  manoeuvres 
de  natura  ä  creer  la  confusion  entre 
sa  personne,  son  etablisseraent  ou  ses 
produits  et  la  personne,  l'etablisse- 
ment  ou  les  produits  de  ses  coneur- 
rents ; 

2°  Par  des  imputalions  fausses  ä 
l'adresse  de  la  personne,  des  entre- 
prises,  des  marchandises,  du  person- 
nel  et  de  tout  ce  qui  se  rapporte  ä 
l'industrie  de  ses  concurrents; 

2°bis.  Par  des  imputations  ou  enon- 
ciafions  vraies,  ä  la  meme  adresse, 
et  revetant  un  caractere  de  publicite; 

2°ter.  Par  des  imputations  ou  enon- 
ciations  vraies,  ä  la  meme  adresse, 
et  ne  portant  pas  sur  un  fait  precis 
de  nature  a  eclairer  le  consommateur 
sur  la  valeur  comparative  des  pro- 
duits ; 

3°  Par  des  indications  inexactes  sur 
sa  personnalite  commerciale,  sur  sa 
propriete  industrielle,  telles  que  des- 
sins,  marques,  brevets,  references, 
distinctions,  etc.,  sur  la  nature  de  ses 
produits  ou  de  ses  marchandises,  sur 
leurs  qualites  propres,  sur  les  con- 
ditions  de  leur  fabrication,  sur  leur 
origine  et  leur  provenance,  sur  leur 


x\rticle  premior.  —  Est  tenu  ä  re- 
paration  quiconque,  d:ms  l'exercice 
de  son  commerce  ou  de  sa  profes- 
sion,  a,  par  lui-meme  ou  par  le  fait 
des  personnes  qu'il  emjiloie,  cause 
un  prejudice  moral  ou  materiel: 

1°  Par  des  actes  ou  des  manoeuvres 
de  nature  ä  creer  la  contusion  entre 
sa  personne,  son  etnblissemcnt  ou 
ses  produits  et  la  personne,  l'etablis- 
sement  ou  les  produits  de  ses  con- 
currents ; 

2°  Par  des  imputations  fausses  ä 
l'adresse  de  la  personne,  des  entre- 
prises,  des  marchandises,  du  person- 
nel  et  de  tout  ce  qui  se  rapporte  ä 
rindustrie  de  ses  concurrents; 


3°  Par  des  indications  inexactes 
sur  sa  personnalite  commerciale  sur 
sa  propriete  industrielle,  telles  que 
dessins,  marques,  brevets,  references, 
distinctions,  etc.,  sur  la  nature  de  ses 
produits  ou  de  ses  marchandises,  sur 
leurs  qualites  propres,  sur  les  con- 
ditions  de  leur  fabrication,  sur  leur 
origine  et  leur  provenance,  sur  leur 
prix  reel,  sur  leur  quantite,  sur  les 
motifs  de  la  vente,    pourvu  que  ces 
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prix  reel,  sur  leur  quantite,  sur  les 
motifs  de  la  vente,  pourvu  que  ces 
indications  aient  ete  rendues  publi- 
ques  au  moyen  de  paroles,  ecrits, 
Images  ou  de  toute   autre  maniere ; 

4°  Par  violation  des  secrets  indu- 
striels  ou  commerciaux  ou  par  la 
provocation  ä  la  violation  de  ces 
secrets ; 

4°bis.  Par  l'embauchage  des  prepo- 
s6s  ou  ouvriers  d'un  concurrent  fait 
daus  le  but  de  surprendre  des  secrets 
industriels  ou  commerciaux  ou  de 
(16sorganiser  les  Services  d'un  con- 
current: 

5°  Par  l'usage  abusif  ou  par  la  pro- 
vocation ä  cet  usage,  de  modeles, 
echantillons,  combinaisons  techni- 
ques,  formules,  plans,  et,  en  gen6ral, 
de  toutes  indications  ou  de  tous  do- 
cuments,  confies  en  vue  d'un  travail, 
d'une  ex6cution,  d'une  6tude  ou  d'un 
devis ; 

6°  Par  l'usage  abusif  du  raateriel, 
de  reniballage,  des  recipients,  etc., 
d'un  concurrent,  merae  sans  l'inten- 
tion  de  s'en  attribuer  la  propriete, 
ni  de  creer  une  confusion  entre  les 
personnes,  les  etablissements  et  les 
produits; 

Et,  en  general,  par  tout  fait  incor- 
rect  de  nature  ä  creer  une  superio- 
rite  reelle  ou  apparente  au  profit  de 
son  auteur  et  au  detriment  de  ses 
concurrenls. 
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indications  aient  ete  rendues  publi- 
ques  aus  moyen  de  paroles,  ecrits, 
Images  ou  de  toute   autre    maniere ; 


4°  Par  violation  des  secrets  indu- 
striels ou  commerciaux  ou  par  la 
provocation  ä  la  violation  de  ces 
secrets; 


5°  Par  l'usage  abusif  ou  par  la 
provocation  ä  cet  usage,  de  modeles, 
Echantillons,  combinaisons  techni- 
ques,  formules  et,  en  general,  de 
toutes  indications  ou  de  tous  docu- 
ments,  confies  en  vue  d'un  travail, 
d'une  execution,  d'une  etude  ou  d'un 
devis : 


6°  Par  l'usage  abusif  du  materiel, 
de  l'emballage,  des  recipients.  etc., 
d'un  concurrent,  meme  sans  l'inten- 
tion  de  s'en  attribuer  la  propri6t6, 
ni  de  creer  une  confusion  entre  les 
personnes,  les  etablissements  et  les 
produits  ; 


Et,  en  general,  pnr  tout  fait  illicite 
de  nnture  ä  creer  une  superiorit6 
reelle  ou  apparente  au  profit  de  son 
auteur  et  au  dätriment  de  ses  con- 
currents. 


//. 


Du  nom  commercial. 


Art.  2.  Le  nom  commercial  ou 
raison  de  commerce  d'un  negociant 
est  la  denomination  sous  laquelle  il 
traitc  ses  aflaires  et  dont  il  signe 
dans  son  commerce. 


//.  —  Du  nom  commercial  et  de 
la  designation  commerciale. 

Art.  2.  —  11  ne  peut  etre  fait  usage 
pour  l'enseigne  d'un  etablissement, 
ni  pour  la  designation  d'un  produit, 
de  denominations,  de  signes  ou  d'ima- 
ges  qui  appartiennenl  a  d'autres  per- 
sonnes en  vertu  d'un   droit  privatif 
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Art.  3.  —  Tout  commer^"ant  est 
tenu  declarer,  en  personne  ou  par 
fond6  de  pouvoir  special,  au  greffe 
du  tribunal  de  commerce  dans  le 
ressort  duquel  est  situe  son  etablis- 
sement ; 

a.  Ses  nom,  prenoms  et   domicile; 

b.  Son  nom  commercial; 

c.  Le  genre  de  son  Industrie  ou  de 
son  commerce; 

d.  La  date  de  l'ouverture  de  son 
etablissement ; 

e.  Le  lieu  oü  celui-ci  est  situe; 

f.  Le  nom  de  son  pred^cesseur,  le 
cas  echeant. 

11  Joint  ä  sa  declaration  un  modele 
de  sa  signature  commerciale  düment 
legalisee,  avec  trois  exemplaires  en 
fac  simile  et  le  cliche. 

Le  greffier  verifiera:  1°  si  la  decla- 
ration est  reguliere  dans  la  forme; 
2°  si  le  nom  choisi  par  le  declarant  v€- 
pond  aux  prescriptions  de  l'article  3. 

La  declaration  est  ecrite  dans  un 
registre  dit  „  registre  de  commerce  " , 
tenu  conformeraent  au  prescrit  des 
articles  13  et  suivants  de  la  presente 
loi;  eile  est  sign6e  tant  par  le  decla- 
rant que  par  le  greffier.  L'acte  enonce 
le  jour  et  l'heure  de  la  declaration. 
La  procuration  reste  annexee  ä  l'acte. 
Le  proces-verbal  est  exempt  de  la 
forraalite  dv  rcnregistrement. 

Art.  4.  —  Celui  qui  fait  le  preuiier 
usage  d'un  nom  commercial  ne  peut 
adopter  comme  tel  que  son  nom  pa- 
tronymique  accompagne  de  Tun  au 
moins    de    ses    prenoms    en    toules 
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ou  d'une  possession  anterieure,  ou 
qui  impliquent  une  designation  d'ori- 
gine,  ä  moins  qu'une  teile  denomina- 
tion  ne  conslitue  la  ddsignation  usu- 
elle ou  necessaire  du  produit  ou  de 
l'etablissement. 


Art.  4.  —  Nul  ne  peut  faire  usage, 
soit  par  l'inscription  sur  l'emballage 
des  produits,  sur  les  recipients,  sur 
les  enseignes,  circulaires,  affiches  ou 
annonces,  sur  les  factures  ou  autres 
pieces,  soit  par  proclamation,  soit  de 
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lettres,  ou  d'une  designation  tiree  de 
sa  personnalite,  pourvu  qu'elle  ne 
soit  pas  de  nature  ä  induire  le  public 
an  erreur  sur  l'identite  du  declarant. 

II  peut  y  joindre  uns  mention 
quelconque,  sous  la    meme    reserve. 

Est  interdite  toute  denomination 
ou  mention  de  nature  ä  faire  croire 
faussement  ä  l'existence  dune  societe. 

Art.  5.  —  Gelui  qui  ^tablit  une  suc- 
cursale  dnns  le  ressort  oü  se  trouve 
inscrit  le  nom  coramercial  de  son 
etablissement  principal  doit  en  faire 
mention  en  marge  de  l'inscription. 
S'il  etablit  une  succursale  dans  un 
autre  ressort,  l'inscription  doit  se 
faire  conformement  ä  l'article  2. 

Si  retablissement  principal  est  situe 
ä  letranger,  la  succursale  de  Belgique 
est  considcree  comme  etablissement 
independant  et^soumise  aux  prescrip- 
tions  de  la  präsente  loi. 

Est  assimile  n  une  succursale  tout 
siege  quelconque  d'öperation. 
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toute  autre  maniere,  d'un  nom  diffe- 
rent  de  son  nom  propre  ou  de  son 
nom  commercial. 


Art.  6.  —  Un  nom  commercial  ne 
peut  etre  transmis  qu'avec  l'etablis- 
sement  auquel  il  est  attache. 

Art.  7.  —  Sauf  stipulation  contrairc, 
la  transmission  dun  fonds  de  com- 
merce n'entraine  pas  Celle  du  nom 
commercial  sous  lequel  celui-ci  etait 
exploit6. 

Art.  8.  —  Gelui  qui,  ])ar  Conven- 
tion, succession,  donation  ou  autre- 
ment,  acquiert  un  fonds  de  com- 
merce peut,  moyennant  l'autorisation 
expresse  de  l'ancien  titulaire  ou  des 
ayants-droit,  en  continuer  l'exploita- 
tion  sous  le  nom  commercial  existant, 


Art.  5.  —  Le  commer^an  qui  ap- 
porte  ä  son  nom  patronymique  et  ä 
l'un  ou  plusieurs  de  ses  prenoms 
une  adjonction  est  cense  adopter  un 
nom  conimerciiil. 

Le  nom  de  la  femme  et  les  indi- 
cations  de  nature  ä  d^signer  d'une 
l'a^on  plus  precise  la  personiie  du 
titulaire  ou  le  genre  de  ses  affaires 
sont  les  seules  adjonctions  permises. 

Sont,  en  outre  interdites,  les  deno- 
mination ou  mentions  propres  a  in- 
duire en  erreur  sur  l'identite  du 
titulaire  ou  ä  faire  croire  faussement 
ä  l'existence  d'une  sociele. 

Le  nom  commercial  doit  etre  in- 
scrit, dans  les  huit  jours  du  premier 
acte  d'usage,  dans  un  registre  special 
et  public  depose  au  greffe  du  tribu- 
nal  de  comraei'ce  du  domicile  ou 
siege  social  du  titulaire. 

Un  arrete  royal  deterraine  la  forme 
et  les  conditions  de  linscription  et 
des  Communications  au  public. 
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soit  en  y  joignant  une  mention  im- 
pliquant  In  succession  ou  la  trans- 
mission,  soit  möme  sans  aucune 
ndjoiiction. 

Cette  autorisaüon  est  inscrite  au 
registre  de  commerce,  en  marge  du 
nom  commerciiil  cede,  ainsi  que  les 
nom,  prenoms  et  domicile  du  iiou- 
veau  lilulaire,  et  sigiiee  des  deux 
parties  ou  de  leur  fonde  de  pouvoir 
special,  dont  la  procuralion  reste 
annexee. 

Art.  9.  —  La  feinme  commer^ante 
qui  vient  ä  changer  de  nom  par  le 
mariage,  la  vouve  qui  continue  l'ex- 
ploitation  du  commerce  de  son  niari, 
le  ntari  qui  continue  le  commerce 
que  son  epouse  exer^ait  avant  ou 
pendant  son  mariage.  sont  autorises 
ä  garder  le  nom  commcrcial  attache 
ä  l'etablissement,  ä  la  condition  que 
mention  en  soit  faite,  en  marge  de 
rinscription  initiale,  au  registre  de 
commerce. 

Articles  10  ä  U».  —  contiennent 
diverses  dispositions  relatives  ä  la 
tenue  du  „registre  de  commerce"  et 
aux  amendes  qui  frappent  les  con- 
trevenants  aux  regl rs  qu'elles  edic- 
tent. 
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Art.  20.  —  Toute  Installation  de 
vente,  permanente  ou  non,  doit  por- 
ter, exterieurement  et  d'une  maniere 
apparente,  l'indication  du  nom  ou 
de  la  raison  sociale  de  son  proprie- 
taire  et,  si  celui-ci  n'est  pas  etabli 
dans  la  localite,  l'indication  de  son 
domicile  au  siege  social. 


Art.  3.  —  Toute  Installation  de 
vente,  permanente  ou  non,  doit  por- 
ter, exterieurement  et  d'une  maniere 
apparente,  l'indication  du  nom  ou 
de  la  raison  sociale  de  son  proprie- 
taire  et,  si  celui-ci  n'est  pas  etabli 
dans  la  localite,  l'indication  de  son 
domicile  ou  siege  social. 
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Ilbis  (nouveau).  —  Des  recom- 
penses  industrielles. 

Art  21  (nouveau).  —  Les  recom- 
penses,  objet  de  la  presente  loi, 
comprennent  les  prix,  ra6dailles, 
mentions,  titres  ou  atteslations  quel- 
conques  de  sup6riorite  ou  approba- 
tions  qui  ont  ete : 

r  Obtenus  dans  les  expositions  ou 
concours  organises,  patronnes  ou 
autoris6s  par  le  gouvernement; 

2°  Obtenus  ä  l'etranger  dans  les 
expositions  ou  concours  organises, 
palronnes  ou  autorises  par  le  gou- 
vernement etranger; 

3°  Decern6s  en  Belgique,  au  Congo 
beige  ou  ä  l'etranger  par  des  corps 
constitu6s,  desetablissements  publics, 
des  associations  ou  soci6t6s  beiges 
ou  6tr;ingeres. 

II  ne  peut  etre  fait  usage  industriel 
ou  comraercial  de  ces  recompenses 
qu'aprös  raccomplissenient  des  for- 
malites  prevues  aux  articles  ci-apres: 
Art.  22  (nouveau).  —  L'usage  indu- 
striel ou  comraercial  des  recompen- 
ses enumerees  ä  l'article  21  n'est 
licite  qu'apres  enregistrement,  par 
les  soins  du  ministere  de  l'industrie 
et  du  travail  soit  du  palmares,  ä  la 
requete  de  l'autorite  ayant  organise 
l'exposition  ou  le  concours  ou  du 
titulaire  d'une  des  recompenses  com- 
prises  dans  le  dit  palmares,  soit  du 
diplorae,  soit  du  certificat  ou  de  leurs 
copies  certifiees  conformes  et  v6ri- 
tables,  ä  la  requete  du  titulaire  in- 
t6ress6. 

L'enregistrement  comporte  lin- 
scription  par  les  soins  du  ministöre 
sur  le  diplome,  le  certificat  ou  leurs 
copies,  de  la  date  du  d6p6t  et  d'un 
num6ro  d'ordre.    Mention  de   l'enre- 
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gistrcinent  est  consignee  sur  un    re- 
gistre  special. 

Toute  demande  d'enregistrement 
dun  palmares  doit  etre  accorapagnee 
de  deux  exemplaires  de  ce  palmares; 
Tun  d'eux  est  reslitue  ä  l'autorit^ 
ayant  organis6  l'exposition  ou  le  con- 
cours  ou  ä  rinteress6,  revetu  des 
meutions  prevues  au  paragraphe  pre- 
cedent,  l'aulre  est  conserve  aux  ar- 
chives  du  ministere. 

L'enregistrement  est  de  droit  pour 
les  recompenses  d6cern6es  dans  les 
expositions  ou  concours  organises, 
patronnes  ou  autoris6s  par  le  gou- 
vernement  beige  ou  par  un  gouver- 
nement  etranger. 

Dans   tous  les   autres    cas,   l'enre- 
gistrement   n'est    effectue    qu'aprös 
enquete  par  le  ministere  de   l'indus- 
trie  et  du  travail. 
Les  r6compenses  enregistrees  sont 

publiees  au  Moniteur  beige. 

Des  Conventions  diplomatiques  con- 

clues  avec  les  pays  ayant  institue  une 

procedure  d'enregistrement  pourront 

dispenser  de  l'enregistrement  en  Bel- 

gique,  pour  les  recompenses  oblenues 

et  prealablement  institues   dans   ces 

pays,    ä  la    condition  que   la   merae 

dispense  d'enregistrement  soit  accor- 

dee   aux   titulaires   de   recompenses 

decern^es  et  enregistrees  en  Belgique, 

et  qu'il  y  ait  echange  des  documents 

constatant  l'enregistrement. 

Art.  23  (nouveau).   —   Les   recom- 
penses, objet  de  la  presente  loi,  sont 

decernees  soit  ä  titre   personnel   ou 

individuel,  soit  ä  titre  coUectif. 
Lorsque  la  recompense  a    et6   d6- 

cernde  ä  titre   personnel   ou   indivi- 
duel, il  ne  peut  etre  fait  usage  indus- 

triel  ou  commercial  que  par  la  per- 
sonne  qui   l'a   obtenue   ou   par    ses 
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ayants-cause:  en  ce  dernier  cas,  le 
nom  du  titulaire  de  la  recompense 
doit  ctre  indique  en  caracteres  ap- 
pareiüs. 

Lorsque  la  recompense  a  ete  de- 
cernee  ä  titre  collectit,  il  ne  peut  en 
etre  fait  usage  industriel  ou  comnier- 
cial  soit  par  le  groupement  Interesse, 
soit  par  chaeun  des  niembres  de  ce 
groupement,  qu'ä  la  condition  de 
menlionner  expressement,  et  en  ca- 
racteres aussi  apparents  que  ceux 
de  !a  recompense  ell'^-meme,  la  col- 
lectivite  qui  la  obtenue. 

II  ne  peut  etre  fait  usage  indus- 
triel ou  commercial  d'une  recom- 
pense attribuee  ä  une  (ntreprise 
comnierciale  ou  industrielle  que  par 
le  proprietaire  de  ceite  entreprise 
Oll  par  ses  ayants-cause. 

11  ne  peut  etre  fait  usage  indus- 
triel ou  commercial  d'une  recom- 
pense attribuee  ä  litre  de  coUabora- 
leur  qua  la  condition,  pour  le  titu- 
laire. dindiquer  qu'il  s'agit  d'une 
recompense  de  coUaborateur  et  de 
nientionner  le  nom  de  l'entreprise 
ä  laquelle  il  etait  attache  lorsqu'il 
l'a  obtenue.  Le  proprietaire  de  l'en- 
treprise ne  peut  egalement  en  faire 
usage  qu'ä  la  condition  dindiquer 
qu'il  s'agit  d'une  recompense  de 
coUaborateur. 

Lorsqu'une  recompense  a  ete  de- 
cerne  en  consideration  d'un  produit 
determine,  l'usage  industriel  ou  com- 
mercial peut  gtre  c6de  en  meme 
temps  que  le  produit. 

Toute  ccssion  ou  Iransmission  de 
fonds  de  commerce  ou  dun  produit 
comprenant  les  recompenses  attri- 
l'uees  aux  proprietaires  ant6rieurs 
doit  etre  declar6  au  Minisire  de  lin- 
dustrie   et   du   travail;   a   dd-faut   de 
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cette  declaration,  le  proprielaire  ne 
peut  faire  usage  licite  des  recom- 
penses  attribuees  ä  son  ou  ä  ses  pr6- 
d6cesseurs  et  reguliörement  enregis- 
tr^es. 

Art  24  (nouveau).  —  L'usage  indus- 
triel  ou  commercial  dune  r^com- 
pense  comporte  l'obligation  d'indi- 
quer  la  nature  de  la  recompense,  le 
titre,  soit  de  l'exposition  ou  le  con- 
curs  dans  lequel  eile  a  ete  obtenue, 
soit  du  Corps  constitue,  sont  Etablis- 
sement public,  association  ou  soci6t6 
qui  l'a  decernee,  et  la  date  ä  laquelle 
eile  a  ete  accordee. 

La  simple  mention,  ä  la  suite  de 
l'enonciation  d'une  recompense,  du 
nom  dune  ville,  d'une  region  ou  d'un 
pays,  et  du  millesime  de  l'exposition 
ou  du  concours,  est  reservee  ex- 
clusivement  aux  expositions  ou  con- 
cours organises,  autorises  ou  patron- 
n^s  pur  le  gouvernement  beige  ou 
etranger. 

Art.  25  (nouveau).  —  Les  registres 
sur  lesquels  sont  mentionnds  les  en- 
registrements  de  palmares,  de  di- 
plomes'ou  certificatsetlesd^clarations 
de  cessions  ou  de  transmissions  de 
fonds  de  commerce  ou  de  produits 
sont  comrauniques  gratuitement  au 
public,  ainsi  que,  le  cas  echeant,  les 
titres  deposes. 

Toute  partie  int^ressee  a  le  droit 
de  faire  delivrer  un  etat  des  dits 
enregistrements  et  des  dites  d6clara- 
tions  et  une  copie  des  titres  deposes.' 

Art.  26  (nouveau).  —  Un  arretE 
royal  determinera  les  formalit6s  et 
conditions  de  l'enregistrement  des 
palmares,  diplomes  et  certificats,  des 
declaralions  de  cessions  ou  de  trans- 
missions de  fonds  de  commerce  ou 
d'un  produit  prevu  ä  l'article  24,  de 

21 
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la  delivrance  des  copies  visees  au  §  2 
Tarticle  25,  ainsi  que  toutes  les  autres 
mesures  n6cessaires  pour  l'applica- 
tion  de  la  presente  loi. 

II  fixera  en  outre  les  taxes  ä  per- 
cevoir  ä  raison  de  renregistrement 
des  palmares,  diplomes  et  certificats, 
des  declarations  visees  ä  l'article  24 
et  de  la  delivrance  des  etats  ou  copies 
prevus  ä  l'article  25.  Les  administra- 
üons  publiques  sont  exemptes  du 
payement  des  dites  taxes. 
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VI.  —  Dispositions  penales. 

Art.  30.  —  Seront  punis  d'une 
amende  de  50  ä  2,000  francs,  sans 
pr6judice  des  dommages-int6rets : 

1°  Celui  qui,  dans  un  but  de  con- 
currence  et  sciemment,  aura  fait 
usage,  pour  la  designation  de  sa  per- 
sonne, de  ses  etablissements  ou  de 
ses  produits,  de  noms,  firmes,  ou 
signes  propres  aux  personnes,  eta- 
blissements ou  produits  d'un  ou  de 
plusieurs  de  ses  concurrents  ; 

2°  Celui  qui,  aura  tente  de  faire 
croire  ä  l'existence  d'un  controle  de 
marchandises  par  des  agentsde  l'auto- 
ril6  ou  par  les  laboratoires  ou  Ser- 
vices quelconques  reconnus  par  une 
autorilö  publique; 

2°bis.  Celui  qui,  dans  un  but  de 
concurrence,aura  sciemment  repandu 
des  iiuputations  fausses  ä  l'adresse 
de  la  personne,  des  entreprises,  des 
marchandises,  du  personnel  et  de 
tout  ce  qui  se  rapporte  ä  l'industrie 
de  ses  concurrents; 

3°  Celui  qui,  par  paroles,  Berits, 
images  ou  aulrement,  aura  fait  etat 
publiquement  et  faussemenl  de  refe- 
rences ; 

4°  Celui  qui  aura  provoque  l'errcur 


VI.  —  Dispositions  penales. 

Art.  30.  —  Seront  punis  d'une 
amende  de  50  ä  2,000  francs,  sans 
prejudice  des  dommages-interels  : 

1°  Celui  qui,  dans  un  but  de  con- 
currence  et  sciemment,  aura  fait 
usage,  pour  la  designation  de  sa  per- 
sonne, de  ses  etablissements  ou  de  ses 
produits,  de  noms,  firmes,  ou  signes 
propresaux  personnes,  etablissements 
ou  produits  d'un  ou  de  plusieurs  de 
ses  concurrents; 


2°  Celui  qui  aura  tente  de  faire 
croire  ä  l'existence  d'un  controle  de 
marchandises  par  des  agentsde  l'auto- 
rite  ou  par  laboratoires  ou  Services 
quelconques  reconnus  par  une  auto- 
rite  publique; 


3°  Celui  qui,  par  paroles,  eciits, 
images  ou  autrement,  aura  fait  etat 
publiquement  et  faussement  de  refe- 
rencesoude  distinctions  honorifiques; 

4°  Celui  qui  aura  provoque  l'erreur 


323 


Pro/et  de  V Association 

des  acheteurs  sur  Ics  quantite,  riie- 
surc,  contenance,  poids,  volume,  etc., 
des  marchandises  mises  en  vente  par 
piece,  paquet,  recipient,  echeveau, 
bobine,  etc.,  iorsqu'il  est  d'usage  de 
vendre  ces  marchandises  sous  cette 
forme  et  que  le  prix  est  determine 
tant  la  piece,  le  paquet,  etc.; 


Art.  30bis,  1°  (nouveau).  —  Seront 
egalement  punis  d'une  amende  de 
50  ä  2,000  francs,  sans  prejudice  des 
dommages-interets,  ceux  qui  auront 
fait  un  usage  industriel  et  commer- 
cial  d'une  recompense  sans  se  con- 
former  aux  conditions  prescrites  par 
les  articles  23  et  24  ; 

2°  (nouveau).  —  Ceux  qui  auront 
presente  aux  magistrats  et  fonction- 
naires  qualifies  ä  cet  effet,  un  di- 
plome  ou  certificat  relatif  ä  une  recom- 
pense industrielle  ou  commerciale 
pr6vue  ä  l'article  21  de  la  presente 
loi  pour  faire  legaliser  les  signatures 
Sans  avoir  justifie  de  l'enregistrement, 
par  les  soins  du  ministere  de  l'in- 
dustrie  et  du  travail,  soit  du  diplome 
ou  certificat,  soit  du  palmares  men- 
tionnant  la  dite  recompense; 

3°  (nouveau).  —  Ceux  qui,  sans 
droit  et  frauduleusement,  se  seront 
attribue  les  recompenses,  objet  du 
titre  Ilbis  de  la  presente  loi,  ou  s'en 
seront  attribue  d'imaginaires  par 
apposition  sur  leurs  produits,  ensei- 
gnes,  prospectus,  lettres,  papiers  de 
commerce,  emballages  ou  de  toute 
autre  maniere ; 

4°  (nouveau).  —  Ceux  qui,  dans  les 
memes  conditions,  les  auront  appli- 
quees    ä    d'autres    objets   que   ceux 
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des  acheteurs  sur  les  quantite,  me- 
sure,  contenance,  poids,  volume  etc., 
des  marchandises  mises  en  vente 
par  piece,  paquet,  recipient,  echeveau, 
bobine,  etc.,  Iorsqu'il  est  d'usage  de 
vendre  ces  marchandises  sous  cette 
forme  et  que  le  prix  est  determine 
tant  la  pi6ce,  le  paquet,  etc. ; 


5°  Celui  qui  aura  omis,  soit  de  tenir 
le  livre  prescrit  ä  l'article  10,  soit 
d'y  inscrire  les  mentions  obligatoires, 
ou  qui  aura  sciemment  altere  des 
d6clarations  y  mentionnees. 


21* 
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pour  lesquels  elles  avaient  ete  ob- 
tenues; 

5°  (nouveau).  —  Ceux  qui,  dans  les 
memes  conditions,  s'en  seront  preva- 
lus  aupres  des  Jurys  des  expositions 
ou  concours; 

6°  (nouveau).  —  Ceux  qui,  par  un 
artificequelconque,raention  captieuse 
ou  signe  figuratif  reproduisant  plus 
ou  moins  exactement  l'aspect  conven- 
tionnel  d'une  medaille,  auront  tente 
d'induire  le  public  ä  croire  qu'ils 
ont  obtenu  une  recorapense  qui,  en 
fail,  ne  leur  a  pas  6te  altribuee. 

7°  (nouveau).—  Ceux  qui  auront  fait 
un  usage  industriel  ou  coramercial  de 
recompenses  autres  que  Celles  pre- 
vues  ä  Tarticle  21  de  la  presente  loi. 

8°  (nouveau).  —  Ceux  qui  se  seront 
indumentprevalus,  ä  l'occasion  d'une 
exposition  ou  d'un  concours,  dans  des 
circulaires,  prospectus,  affiches,  di- 
plomes,  cerlificats,  palmares  ou  de 
toute  autre  maniere,  de  l'autorisation 
ou  du  palronage  d'un  ministre  ou  de 
toute  autre  autorit6ouadministration 
publique,  sans  l'avoir  pr6alablement 
obtenu,  ou  qui  auront  figure  sur 
leurs  documents  des  titres,  devises, 
vignetles,  armes,  armoiries,  ou  tous 
autres  signes  ou  mentions  de  nature 
ä  faire  croire  ä  cette  autorisation  ou 
ä  ce  patronage. 

Art.  32.  —  Seront  confisquees  les 
marchandises  mises  en  venle  en  con- 
travention  aux  dispositions  regissant 
les  ventes  avec  ou  sans  cri  public 
pr6vues  aux  articles  11,  13,  19  et  20. 

Art.  33.  —  Seront  punis  d'une 
amende  de  1  ä  '25  francs,  ou  de  un 
ä  sept  jours  d'emprisonnemenl,  s6pa- 
rativement  ou  cumulativement,  cha- 
eune  des  contraventions  aux  disposi- 
tions des  articles  22  et  29  inclus. 
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Art.  32.  —  Seront  confisqu6es  les 
marchandises  mises  en  vente  en  con- 
travention  aux  dispositions  regissant 
les  ventes  avec  ou  sans  cri  public 
prevues  aux  articles  11,  13,  19  et  20. 

Art.  33.  —  Seront  punis  d'une 
amende  de  1  ä  25  francs,  ou  de  un  ä 
sept  jours  d'emprisonnement,  separa- 
tivement  ou  cumulativement,  cha- 
cune  des  contraventions  aux  dispo- 
sitions   des   articles   22  et  29  inclus. 
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Art.  33bis  —  L'article  191  du  Code 
penal,  qui  protege  le  nom  dun  fab" 
ricant,  est  api)licable  au  nom  com- 
mercial.  Outre  les  pönalites  pr6vues 
par  cet  articie,  les  coupables  peuvenl 
etre  punis  d'une  amende  de  2ö  francs 
ä  2,0()ü  francs  ou  ä  l'une  de  ces  pei- 
nes  seulement. 

Art  33ter.  —  Peuvent  etre  confis- 
ques,  en  tout  ou  en  partie,  les  pro- 
duits  portant  un  nom  commercial 
contref'aitoufrauduleusementapposö, 
ainsi  que  les  Instruments  et  usten- 
siles  ayant  sp6cialemeiit  servi  ä  com- 
metre  les  d61its,  si  le  condamne  en 
est  proprietaire. 

Les  objets  confisques  peuvent  etre 
adjuges  au  plaignant  qui  s'est  cons- 
titue  partie  civile,  ä  corapte  ou  ä 
concurrence  de  ses  dommages-inte- 
rets. 

Le  tribunat  peut  ordonner  dans 
tous  les  cas  la  destruction  des  con- 
trefa^ons. 

Art.  34.  —  En  cas  de  recidive,  le 
maximum  de  Tarnende  sera  applique 
et  les  peines  pourront  etre  portees 
au  double. 

II  y  a  recidive  chaque  fois  qu'une 
personne  se  rend  coupable  d'une  con- 
travention  ä  la  presente  loi  endeans 
les  douze  mois  qui  suivent  sa  con- 
damnation  du  chef  d'une  contraven- 
tion  de  möme  nature. 
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Art.  34.  —  En  cas  de  recidive,  le 
maximum  de  Tarnende  sera  applique 
et  les  peines  pourrront  etre  portees 
au  double. 

II  y  a  recidive  chaque  fois  qu'une 
personne  se  rend  coupable  d'une 
contravention  ä  la  presente  loi  ende- 
ans les  douze  mois  qui  suivent  sa 
condamnation  du  chef  d'une  contra- 
vention de  meme  nature. 


VII.  —  De  iaction  en  cessation.      VII.  —  De  Vaction  en  cessation. 


Art.  35.  —  La  cessation  d'un  acte 
de  concurrence  illicite  peut  etre  or- 
donnee  soit  par  le  president  du  tri- 
bunal  de  commerce  de  Tarrondisse- 
ment  judiciaire  oü  cet  acte  est  com- 
mis,  soit  par  le  president  du  tribunal 


Art.  35  —  La  cessation  d'un  acte 
de  concurrence  illicite  peut  etre  or- 
donn6e  soit  par  le  juge  de  paix  du 
lieu  oü  cet  acte  est  commis,  soit  par 
le  juge  de  paix  du  doraicile  de  Tau 
teur  de  Tacte  illicite. 
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de  commerce  du  domicile  de  l'auteur 
de  l'acte  illicite. 

L'action  en  cessation  est  introduite 
conform6ment  aux  articles  807  et  808 
du  Code  de  procedure  civile. 


L'ordonnance  determine  le  delai 
dans  lequel  l'acte  devra  cesser.  Ce 
delai  ne  peut  depasser  huit  jours  ä 
partir  de  !a  date  de  l'ordonnance 
ou  de  Celle  de  la  signification  quand 
eile  aura    ete  prononcee  par  defaut. 

L'ordonnance  indique  le  montant 
de  la  caution  qua  le  demandeur  doit 
deposer  entre  les  mains  du  greffier 
du  tribunal  de  commerce.  Celui-ci 
en  donne  re^u  et  constate  le  verse- 
ment  au  bas  de  la  minute  de  l'or- 
donnance. 

Art.  36.  —  L'ordonnance  est  execu- 
toire  sur  minute  sans  signification 
prealable  Elle  est  susceptible  d'oppo- 
sition.  Le  delai  de  l'opposition  est 
d6terniine  par  le  president  et  ne  peut 
exender  huit  jours  ä  partir  de  la 
signification. 

Art.  37.  —  L'opposition  sera  signi- 
fiee  par  exploit  d'huissier.  Elle  con- 
tiendra  sommairement  les  moyens 
de  la  partie  et  assignation  au  prochain 
jour  d'audience. 

L'huissier  qui  signifie  l'exploit 
d'opposition  en  fera  mention  en 
marge  de  la  minute  de'  l'ordonnance 
de  cessation. 

Art.  38.  —  (Supprime.) 


Art.  39.   —   L'ordonnance  pronon- 
9ant  la  cessation  et  celle  de  ddboute 
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Le  juge  Statue  sans  delai  et,  au 
plus  tard,  endeans  la  huitaine  de 
l'introduction  de  la  demande,  par  une 
ordonnance  mise  au  bas  de  l'exploit 
original  de  citation  et  delivree  ä  la 
partie  demanderesse.  En  cas  de  rejet 
de  la  demande,  la  citation  est  depo- 
see  au  greffe. 

L'ordonnance  determine  le  delai 
dans  lequel  l'acte  devra  cesser.  Ce 
delai  ne  peut  depasser  huit  jours  ä 
partir  de  la  date  de  l'ordonnance  ou 
de  celle  de  sa  signification,  quand  le 
droit  d'opposition  a  ete  reserve. 


Art.  36.  —  L'ordonnance  est  exe- 
cutoire  sur  minute  sans  signification 
prealable.  Elle  n'est  susceptible  d'op- 
position que  si  le  juge,  en  prononcant 
la  cessation,  en  a  reserv6  le  droit  ä 
la  partie  condamnee  par  defaut.  Le 
delai  de  l'opposition  est  determin6 
par  le  juge  et  ne  peut  pas  exceder 
trois  jours  ä  partir  de  la  signifi- 
cation. 

Art.  37.  —  L'opposition  est  sign6e 
conformement  ä  l'article  20  du  Code 
de  procedure  civile  et  le  juge  de 
paix  Statue  ])ar  une  ordonnance  mise 
au  bas  de  la  copie  de  l'original  de 
l'exploit.  Lorsque  celle  ordonnance 
deboute  le  defendeur  au  principal, 
eile  est  delivree  au  demandeur  et  est 
ex6cutoire  sans  signification  prea- 
lable. Elle  est  döposee  au  greffe  dans 
le  cas  oü  l'opposition  et  admise. 

Art.  38.  —  La  procuration  de  la 
partie  remplac<ie  par  un  mandataire 
peul  ("tre  donn6e  en  marge  de  l'ori- 
ginal ou  de  la  copie  de  rex|)loit. 

Art.  39.  —  L'ordonnance  pronon- 
cant la  cessation  et  celle  de  debout6 
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d'opposition    sont    ex6cutoires    par 
Provision    nonobstant   tout  recours. 

L'ordonnance  ne  peut  elre  frapp^e 
d'appel. 

Le  defendeur  ä  rordonnance  peut, 
pendant  un  delai  de  trente  jours 
depuls  la  signification  de  l'ordon- 
nance prononyant  la  cessation  ou 
Celle  de  deboute  d'opposition,  intro- 
duire  devant  le  tribunal  de  commerce 
une  action  au  fond  en  annulation  ou 
modification  de  l'ordonnance  de  ces- 
sation ainsi  qu'en  payement  de  dom- 
mages-interets. 

Art.  39bis  (nouveau).  —  L'action 
visee  ä  l'arlicle  39,  al.  3,  est  soumise 
aux  mßmes  regles  que  les  actions 
ordinaires  introduites  devant  le  tri- 
buna    de  commerce. 

L'huissier  qui  signifie  l'exploit  in- 
troductif  d'inslance  doit  en  faire 
menlion  en  marge  de  la  minute  de 
l'ordonnance  de  cessation  dont  on 
poursuit  l'annulation  ou  la  modifi- 
cation. 

Le  jugement  qui  prononce  sur  une 
action  intentee  conformement  ä  l'art. 
39,  al.  3,  Statue  egalement  sur  l'affec- 
tation  ä  donner  ä  la  caution  deposee 
entre  les  mains  du  greffier,  confor- 
mement ä  l'art.  35,  al.  4. 

Art.  39ter  (nouveau).  —  Si  le  defen- 
deur ä  l'ordonnance  en  cessation 
n'intente  pas  l'action  au  fond  dans 
les  delais  prevus  ä  l'art.  39,  al.  3,  le 
demandeur  peut  obtenir  du  greffier, 
la  restitution  de  la  caution  deposee, 
en  produisant  l'exploit  de  significa- 
tion de  l'ordonnance  de  cessation  ou, 
si  celle-ci  a  ete  frappee  d'opposition, 
l'exploit  de  signification  de  Tordon- 
nance  de  deboute. 

Si  le  defendeur  ä  l'ordonnance  en 
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d'opposition  sont  ex^cutoires  par 
Provision  nonobstant  appel  et  sans 
caution. 

Le  tribunal  de  commerce  statue 
en  dernier  ressort.  Ses  decisions 
sont  executoires  dans  les  memes  for- 
mes  et  delais  que  Tordonnance  en 
cessation. 
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cessation  a  intente  l'action  au  fond, 
le  greffier  disposera  de  la  caution 
conforraeinent  aux  decissions  du  ju- 
gement  qui  interviendra  et  des  que 
celui-ci  sera  passe  en  force  de  chose 
jugee. 

Les  j  ugements  et  errets  statuant  sur 
l'aclion  au  fond  sont  executoires  sur 
minute  en  ce  qui  concerne  la  desti- 
nalion  donnee  ä  la  caution. 

Art.  40.  —  L'action  en  cessation 
s'exerce  sans  prejudice  au  droit  ä 
des  dommages-interets  ni  aux  dispo- 
sitions  penales  de  la  loi. 

Elle  appartient : 

1°  A  quiconque  est  expose  ä  un 
dommage  par  le  fait  de  l'acte  illicite; 

2°  A  toute  Union  professionelle  lega- 
lement  constituee  lorsqu'un  ou  plu- 
sieurs  membres  sont  exposes  ä  un 
dommage   du   chef  de  l'acte  illicite. 

Art.  41.  —  L'infraction  ä  l'ordon- 
nance  du  president  est  punissable 
par  une  amende  de  50  ä  2,000  francs. 


Art.  42.  —  Toute  infraction  peut 
etre  constatee  par  les  modes  de 
preuve  prevus  au  titre  Vllbis.  Cepen- 
danl  il  peut  etre  procede  aux  con- 
slats  sans  autorisation  prealable  du 
President  du  tribunal  de  commerce. 


Art.  42bis  (nouveau,  mais  inspire 
par  44).  —  L'ordonnance  de  cessa- 
tion est  exemptee  de  l'enregistrement. 

L'ordonnance  de  cessation  ainsi 
que  ses  copies  sont  exemptes  du 
timbre. 
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Art.  40.  —  L'action  en  cessation 
s'exerce  sans  prejudice  au  droit  ä  des 
dommages-interets  ni  aux  dispositions 
penales  de  la  loi. 

Elle  appartient : 

1°  A  quiconque  est  expose  ä  un 
dommage  par  le  fait  de  l'acte  illi- 
cite ,• 

2°  A  toute  Union  professionnelle 
legalement  constituee,  lorsqu'un  ou 
plusieurs  de  ses  membres  sont  ex- 
poses ä  un  dommage  du  chef  de 
l'acte  illicite. 

Art.  41. — L'infraction  ä  l'ordonnance 
du  juge  ainsi  que  la  recidive,  dans 
les  six  mois  de  l'acte  illicite  dont  la 
cessation  aura  6te  ordonnee,  sont 
punissables  par  une  amende  de  50  ä 
2,000  francs. 

Art.  42.  —  L'infraction  et  la  reci- 
dive peuvent  etre  constatees  par 
huissier,  par  tout  officier  de  police 
ou  par  un  agent  de  l'ordre  adminis- 
tratif  ä  ce  prepose  par  l'ßtat. 

Le  procös-verbal  de  constat  fait 
mention  de  la  personne  ä  laquelle  il 
a  et6  laiss6  copie  du  proces-verbal 
et  de  l'ordonnance  de  cessation,  si 
eile  n'avait  pas  et6  signifiee,  et,  le 
cas  6ch6ant,  de  celle  de  d6bout6 
d'opposition. 
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Vllbis  (noiweau).  —  De  la  preiwe 
des  actes  de  concnrrence  illicite. 

Art.  42.  —  Tout  acte  de  concur- 
rence  illicite  pcut  etre  constatö  par 
huissier  ou  par  un  agent  de  l'ordre 
administratif  ä  ce  prepose  par  Tfitat, 
en  vertu  d'une  ordonnance  du  Presi- 
dent du  tribunal  de  commerce  de 
l'arrondissement  judiciaire  oü  cet 
acte  est  commis. 

L'ordonnance  est  rendue  sursimple 
requete  et  est  mise  au  bas  de  celle-ci. 
Elle  est  delivree  au  requerant.  En 
cas  de  rejet  de  la  demande,  la  re- 
quete est  döposee  au  greffe  du  tri- 
bunal. 

L'ordonnance  indiquera  les  devoirs 
auxquels  l'huissier  pourra  se  livrer. 

L'ordonnance  est  executoire  sur 
minute  et  sans  signification  prealable 

Le  proces-verbal  de  constat  doit 
etre  signifie  ä  l'auteur  de  l'acte  in- 
erimine  endeans  le  delai  fixe  dans 
Tordonnance. 

Art.  43.* —  II  est  alloue  ä  l'huissier 
dans  les  villes  de  premiere  classe, 
6  francs;   partout  ailleurs,  5  francs. 

n  lui  est  en  outre  accorde  lors- 
qu'il  est  oblige  de  se  transporter  ä 
deux  kilometres  ou  plus  de  sa  resi- 
dence,  une  inderanit6  de  voyage 
fixee  ä  25  Centimes  par  kilometre  par- 
couru,  tant  en  allant  qu'en  revenant. 

Art.  44.  —  L'ordonnance  et  le  pro- 
ces-verbal de  constat  sont  exempts 
de  l'enregistreinent. 

L'ordonnance  et  le  proces-verbal 
de  constat,  ainsi  que  leurs  copies, 
sont  exempts  du  timbre. 
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Art.  43.  —  U  est  alloue  ä  l'huissier, 
dans  les  villes  de  premiere  classe, 
6  francs;  partout  ailleurs,  5  francs. 

II  lui  est  en  outre  accorde,  lors- 
qu'il  est  oblige  de  se  transporter  ä 
deux  kilometres  ou  plus  de  sa  resi- 
dence,  une  indemnite  de  voyage  fixee 
ä  25  Centimes  par  kilometre  parcouru, 
tant  en  allant  qu'en  revenant. 

Art.  44.  —  Les  procurations,  les  or- 
donnances  et  le  proces-verbal  de  con- 
stat sont  exempts  de  l'enregistrement. 

Les  ordonnances  et  le  proces-verbal 
de  constat,  ainsi  que  leurs  copies, 
sont  exempts  du  timbre. 


VHI.  —  De  la  prescription. 

Art.  45.  —  Toute  action  basee  sur 
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la  concurrence  illicite  est  prescrite 
par  trois  ans  ä  dater  du  jour  oü 
l'acte  a  ete  accompli  pour  la  der- 
niere  lois. 
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IX.    —    De    la   piiblication    de 
jugements. 

Art.  46.  —  Soit  en  pronon^ant  des 
penalites,  soit  en  statuant  sur  des 
dommages-interets,  le  tribunal  peut 
ordonner  l'affichage  des  jugements  ä 
l'exterieur  des  installations  de  vente 
du  contrevenant  et  aux  frais  de  celui-ci. 

En  outre,  le  tribunal  peut  ordonner 
la  publication  du  jugement  aux  frais 
du  contrevenant  et  dans  un  delai  de- 
termine,  par  la  voie  des  journaux 
ou  autrement,  et,  autant  que  possible, 
de  la  meme  maniere  qui  a  servi  ä 
commettre  l'infraction. 

Ces  mesures  ne  sont  jamais  exe- 
cutoires  par  provision. 


IX.  —  De   la  publications   des 
jugements. 

Art.  45.  —  Soit  en  pronon^ant  des 
penalites,  soit  en  statuant  sur  des 
dommages-interets,  le  tribunal  peut 
ordonner  Taffichage  des  jugements  ä 
l'exterieur  des  installations  de  vente 
du  contrevenant  et  aux  frais  de 
celui-ci. 

En  outre,  le  tribunal  peut  ordonner 
la  publication  du  jugement,  aux  frais 
du  contrevenant  et  dans  un  delai  d6- 
termine,  par  la  voie  des  journaux  ou 
autrement,  et  autant  que  possible,  de 
la  meme  maniere  qui  a  servi  ä  com- 
mettre l'infraction. 


Ces  mesures    ne   sont  jamais  ex6- 
cutoires  par  prov;sion. 


X.  —  Dispositions  speciales.  X  —  Disposüions  speciales. 


Art.  47.  —  Les  articles  1  ä  10  de 
la  loi  du  20  mai  1849    sont  abroges. 

Art.  48.  —  II  n'est  apporte  par  la 
presente  loi  aucune  modification  ä 
la  legislation  en  vigueur  en  matiöre 
de  brevets  d'invention,  de  marques 
de  fabrique  et  de  commerce,  de  mo- 
dales et  dessins  de  fabrique. 


Art.  46.  —  Les  articles  1  ä  10  de  la 
loi  du  20  mai  1849  sont  abroges. 

Donne  ä  Bruxelles,  le  1  Nov.  1912. 
ALBERT. 

Par  le  Roi : 

Le  Ministre  de  Vinduslrie 

et  du  travail, 

Arm.  HUBERT. 


Vorsorgen  zum  Schutz 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  in  Ungarn. 

Von  Ministerialrat  Dr.  Gustav  v.  Emich. 

A)  Stand  der  ungarischen  Gesetzgebung. 

Wenn  die  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  ein 
Spezialgesetz  über  den  Scliutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
dermalen  noch  entbehren,  so  erscheinen  die  wirtschafthchen 
Unternehmungen  in  diesem  Staatsgebiete  doch  gegen  eine 
ganze  Reihe  missbräuchhcher,  gegen  Treu  und  Glauben  im 
Verkehr  verstossender  Übertreibungen  des  Wettbewerbes  schon 
durch  Einzelbestimmungen  bereits  in  Kraft  stehender  Gesetze 
ausgiebig  —  wenn  auch  zumeist  nur  mittelbar   —    geschützt. 

So  kann  der  Gebrauch  wahrheitswidriger  Angaben  und 
Bezeichnungen  im  Betriebe  eines  geschäftlichen  Unternehmens 
in  den  meisten  Fällen  mit  Erfolg  auf  Grund  des  §  58  des 
Gewerbegeselzes  (G.-A.  XVII  vom  Jahre  1884)  verfolgt  wer- 
den, da  dieser  Paragraph  den  Gebrauch,  die  Verwendung  von 
Bezeichnungen,  Emblemen  oder  Angaben,  die  den  tatsäch- 
lichen Geschäfts  Verhältnissen  oder  der  Wahrheit  nicht  ent- 
sprechen, sowohl  in  der  Firma,  in  den  Drucksachen,  als  in 
allen  sonstigen  Ankündigungen  des  Unternehmens  (somit  auch 
in  an  Waren  angebrachten)  bei  Androhung  einer  Strafe,  deren 
Ausmass  im  §  157  des  zitierten  Gesetzes  festgesetzt  ist,  ver- 
bietet und  die  Handlung  als  Übertretung  qualifiziert.  In  der 
Praxis  bewährte  sich  diese  Gesetzesbestimmung  insbesonders 
auch  gegen  Qualitätsverschleierungen. 

Gegen  die  unreellen  Ausverkäufe  und  das  Verschleudern 
der  Waren  unter  dem  Vorwande  von  Gelegenheitsverkäufen 
bieten  die  §§  51  und  52,  bezw.  158  ebenfalls  des  Gewerbe- 
gesetzes vom  Jahre  1884  einen  nahezu  ausreichenden  Schutz. 

Gegen  die  Quantitätsverschleierungen,  die  unmittelbar 
zwar  nur  die  Abnehmer,   die  Mitbewerber  jedoch  nur  mittel- 
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bar  schädigen,  richtet  sich  G.-A.  XXXIV  vom  Jahre  1893 
über  die  richtige  Bezeichnung  des  Mengeninhaltes  der  in  vor- 
bereiteten Packeten  feilgebotenen  Waren. 

Ein  ebenfalls  mittelbarer  Schutz  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb wird  durch  folgende  Gesetze  gewährleistet : 

G.-A.  XLVII  vom  Jahre  1908  über  das  Verbot  der  Her- 
stellung und  des  Vertriebes  von  Kunstwein; 

G.  A.  XLVI  vom  Jahre  1895  über  das  Verbot  der  Fäl- 
schung landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  und  Bedarfsartikel; 

G.-A.  XVIII  vom  Jahre  1883  über  die  Führung  des  Wap- 
pens der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  seitens  Ein- 
zelpersonen, Körperschaften,  Unternehmungen  und  Anstalten 
privaten  Charakters ; 

G.-A.  V  vom  Jahre  1907  über  das  Eichwesen  und  den 
Eichzwang. 

Schliesslich  können  hieher  auch  die  auf  die  Punzierung 
der  Waren  aus  edlen  Metallen  Bezug  habenden  Vorschriften 
gezählt  werden. 

Gegen  die  qualifizierten  Erscheinungsformen  des  unlau- 
teren Wettbewerbes  —  also  bei  ausdrücklicher  Anmassung  eines 
gewerblichen  Eigentumsrechtes  —  bieten  unmittelbaren  Schutz : 

G.-A.  XXXVII  vom  Jahre  1895  über  den  Schutz  der 
Erfindungspatente ; 

G.-A.  II  vom  Jahre  1890  über  den  Markenschutz  sowie 
die  dieses  Gesetz  abändernde  und  ergänzende  Novellen: 
G.-A.  XLI  vom  Jahre  1895  und  G.-A.  XII  vom  Jahre  1913. 

G.-A.  XI  vom  Jahre  1911,  betreffend  den  zeitweiligen  Schutz 
der  patentierten  Erfindungen,  Marken  und  Muster  bei  Ausstel- 
lungen. 

Den  Schutz  der  Firmen  (Handelsnamen)  sichern : 

Die  §§  17,  21,  24  des  G.-A  XXXVII  vom  Jahre  1875  (Han- 
delsgesetzbuch), §  10  des  G.-A.  II  vom  Jahre  1890  und  des  G.-A.  XLI 
vom  Jahre  1895,  ja  sogar  der  bereits  erwähnte  §  58  des  Ge- 
werbegesetzes (wenn  die  missbräucliliche  Firmenbenützung  sei- 
tens eines  nichprotokollierten  Unternehmers  erfolgte). 

Überdies  werden  in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  ge- 
wisse F'orraen  des  unlauteren  Wettbewerbes,  so  der  Reklam- 
schwindel,   die  Verwendung    wahrheitswidriger   Angaben,  die 
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Herabsetzung  des  Mitbewerbers  (denigrement),  die  Verletzung 
eines  Geschäfts-  oder  Fabrikationsgeheimnisses  schon  auf  das 
Gebiet  der  Kriminalität  hinübcrreichen,  die  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuches,  namenthch  der  den  Betrug  umschreibende 
§  379,  die  §§  261,  2(53,  264  und  277  über  Ehrenbeleidigung, 
die  §§  361 — 363  über  treulose  Gebarung  des  G.-A.  V  vom 
Jahre  1878)  zumeist  ebenfalls  Anwendung  finden  können. 

Da  der  unlautere  Wettbewerb  jedoch  noch  in  zahlreichen 
weiteren  Gestalten  an  den  Tag  tritt,  gegenüber  welchen  die 
Verfügungen  der  angeführten  Gesetze  keinen  Schutz  bieten 
so  haben  die  Mehrheit  der  Handels-  und  Gewerbekammern, 
ferner  zahlreiche  Gewerbekorporationen  und  Fachvereine  seit 
dem  Jahre  1889  wiederholt  der  Ansicht  Ausdruck  verliehen, 
dass  auch  für  Ungarn  eine  einheitliche  Gesetzesschöpfung  not- 
wendig sei,  damit  der  Rechtschuiz  alle  Fälle  umfasse. 

Als  Resultat  dieser  Manifestationen  kann  jener  Gesetz- 
entwurf angesehen  werden,  der  im  Jahre  1900  vom  damali- 
gen ungarischen  Handelsminister  veröffentlicht  und  einer 
grösseren  Enquete  vorgelegt  wurde.  In  dem  Zeiträume,  der 
von  dieser  Enquete  bis  zum  Sommer  1907  verstrich,  ist  die 
Sache  der  Regelung  des  Schutzes  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb in  einem  Sondergesetze  ihrer  Lösung  doch  nicht  zu- 
geführt worden,  da  aus  dem  Schosse  der  industriellen  Interessen- 
vertretungen auch  die  —  an  kompetenter  Stelle  ernstlich  in  Er- 
wägung gezogene — Idee  angeregt  wurde,  den  Schutz  gegen  unlau- 
teren Wettbewerb  in  den  Rahmen  des  neuen  Gewerbegesetzes 
einzufügen,  das  im  Handelsministerium  in  der  Form  eines  ein- 
heitlichen gewerblichen    Kodex'  in  Vorbereitung   sich    befand. 

Der  Umstand,  dass  am  16.  Jänner  1907  das  Abgeordneten- 
haus des  österreichischen  Reichsrates  den  von  der  k.  k.  Regie- 
rung eingebrachten  Entwurf  eines  Spezialgesetzes  betreffend 
den  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  auch  in  dritter  Le- 
sung angenommen  hat  und  die,  bei  dem  auf  jedes  Gebiet 
des  Verkehrslebens  sich  erstreckenden  engen  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  nicht  unbegründete  Befürchtung,  dass  mit  dem 
Inslebentreten  dieser  neuen  Gesetzesschöpfung  der  unga- 
rische Markt  geradezu  zum  Tummelplatze  unreeller  wirt- 
schaftlicher Elemente  würde,  waren  dafür  entscheidend,   dass 
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schon  zu  Beginn  des  Jahres  1907  der  damalige  Leiter  des  unga- 
rischen Handelsressorts  die  gesetzliche  Regelung  des  Schutzes 
gegen  unlauteren  Wettbewerb  aus  dem  Komplex  jener  Fragen, 
die  mit  dem  neuen  Gewerbegesetz  ihre  Regelung  hätten  finden 
sollen,  herausgriff  und  die  Vorarbeiten  für  eine  besondere 
Gesetzesschöpfung  einsetzen  Hess.  Der  vorläufige  Entwurf  wurde 
schon  Anfangs  Juni  1907  publiziert  und  noch  Ende  desselben  Mo- 
nats von  einer  Fachenquete,  der  die  Vertreter  sämmtlicher  Inte- 
ressentenkreise zugezogen  wurden,  gründlich  durchberaten. 
Die  auch  seitens  der  Enquete  gebiUigten  Grundprinzipien 
des  Entwurfes  waren  folgende: 

I.  Der  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  ist  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Interessen  und  Rechtsansprüche  der  Mit- 
bewerber, d.  h  der  gleichartigen  Unternehmen  zu  regeln,  ja 
selbst  für  jene  Fälle,  in  denen  der  unlautere  Wettbewerb  sich 
nur  in  nicht  unmittelbar  gegen  den  Mitbewerber  gerichtete 
Handlungen  oder  Unterlassungen  äussert. 

II.  Der  unlautere  Wettbewerb  —  möge  er  in  welcher  Ge- 
stalt immer  erscheinen  —  ist  stets  mit  Rechtsfolgen  verbun- 
den. Wer  mit  unlauteren  Mitteln  einen  Wettbewerb  betreibt, 
kann  zur  Unterlassung  und  zum  Ersätze  des  den  Mitbewerbern 
etwa  verursachten  Schadens  (auch  des  entgangenen  Gewinnes) 
verhalten  werden.  Ist  Vorsätzlichkeit  vorhanden,  so  ist  die 
Schadenersatzpflicht  eine  unbedingte  (General-Klausel).  In  jenen 
Fällen  des  unlauteren  Wettbewerbes,  die  als  typische  Erschei- 
niuigsformen  im  Gesetze  selbst  umschrieben,  beziehungsweise 
qualifiziert  werden,  kann  auch  bei  grober  Fahrlässigkeit  ein 
Schadenersatzanspruch  geltend  gemacht  werden. 

III.  Neben  einer  General-Klausel  sollen  —  schon  um  ein 
Schwanken  des  Rechtspraxis  auszuschliessen  —  diejenigen  be- 
sonderen Erscheinungsformen  des  unlauteren  Wettbewerbes, 
die  als  typisch  gelten  können,  ebenfalls  im  Gesetze  selbst  um- 
schrieben werden.  Diese  sind : 

1.  die  wahrheitswidrigen  Anpreisungen  (Verwendung  wahr- 
heitswidriger Angaben  und  Warenbezeichnungen) ; 

2.  die  unreellen  Ausverkäufe ; 

3.  das  Abschliessen  von  Verträgen  nach  dem  Gutschein 
(Schneeball-)System ; 
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4.  der  widerrechtliche  oder  der  zur  Herbeiführung  von 
Verwechslungen  geeignete  Gebrauch  (Anmassung  und  Miss- 
brauch) des  Namens,  der  Firma  oder  anderer  besonderer 
Kennzeichen,  wie  auch  der  eigenartigen  Warenbezeichnungen 
und  Warenausstattungen  eines  Mitbewerbers; 

5.  die  Herabsetzung  geschäftlicher  Unternehmungen  sei- 
tens der  Mitbewerber; 

6.  der  Verrat  und  andere  Verletzung  von  Geschäfts-  und 
Betriebs-(Fabrikalions-)  Geheimnissen. 

IV.  Die  Mitbewerber  haben  ihre  Ansprüche,  seien  dieselben 
auf  Unterlassung  oder  auf  Schadenersatz  gerichtet,  im  Wege 
eines  Zivilprozesses  geltend  zu  machen.  Zuständig  sind  jene 
Gerichte,  denen  die  Rechtssprechung  in  Handelssachen  über- 
tragen ist. 

Die  Verjährungsfrist  dieser  Ansprüche  währt  3  Jahre. 

V.  Handlungen  unlauteren  Wettbewerbes,  die  als  Eingriffe 
in  die  individuelle  Rechtsphäre  eines  bestimmten  Mitbewerbers 
karakterisiert  sind  und  nach  Massgabe  des  Falles  auch  den 
Strafsanktionen  des  Allgemeinen  Strafgesetzbuches  unterliegen, 
werden  durch  das  Spezialgesetz  gegen  unlauteren  Wettbewerb 
von  keinen  weiteren  Rechtsfolgen  als  Unterlassungs-  und  Scha- 
denersatzpflicht getroffen. 

VI.  Strafrechtlich,  als  Übertretungen  werden  nur  die  Hand- 
lungen nicht  unmittelbaren,  lediglich  auf  die  Entziehung  frem- 
den Kundenkreises  gerichteten  unlauteren  Wettbewerbes  ver- 
folgt und  zwar  die  Verwendung  wahrheitswidriger  Anpreisun- 
gen, der  Abschluss  von  Verträgen  nach  dem  Schneeballsystem 
schliesslich  die  Ankündigung  von  nicht  bewilligten  Ausverkäu- 
fen und  Missbrauch  der  Bewilligung,  da  die  Strafandrohung 
und  die  behördliche  Verfolgung  (die  actio  praetoria)  in  diesen 
Fällen  offensichtlicher  Gefährdung  der  Sicherheit  und  Ordnung 
in  Handel  und  Verkehr  durch  ein  öffentliches  Interesse  weites- 
ten Sinnes  begründet  erscheint. 

VII.  Die  Bestrafung  hat  —  in  Übereinstimmung  mit  den 
im  ungarischen  Strafgesetzbuche  über  die  Übertretungen  fest- 
gelegten allgemeinen  Grundsätzen  —  auch  dann  stattzufinden, 
wenn  die  betreffende  Handlung  oder  Unterlassung  nachweisbar 
aus  Fahrlässigkeit  begangen  wurde.  Die  einzelnen  Begehungs- 
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arten  werden  jedoch  mit  möglichst  erschöpfender  Aufzählung 
aller  derjenigen  Umstände  umschrieben^  die  wenigstens  indi- 
rekt —  und  für  den  überwiegenden  Teil  der  Fälle  zutreffend 
—  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  Handlung  eine  vorsätz- 
liche, oder  zumindest  eine  bewusste  war. 

IX.  Hinsichtlich  der  Quantitätsverschleierungen  bedarf 
es  keiner  Verfügungen  im  ungarischen  Spezialgesetze  über  den 
Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb,  da  die  Bestimmungen 
der  G.-A.  XXXIV  vom  Jahre  1893  und  V  vom  Jahre  1907 
vollkommen  ausreichen. 

X.  Zur  tunlichsten  Verhütung  dessen,  dass  nicht  eben  die 
auf  einen  Schutz  hinzielenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  als 
Mittel  und  Werkzeuge  eines  unlauteren  Wettwerbes  ausgebeutet 
werden,  finden  auch  entsprechende  garantielle  Verfügungen 
im  Gesetze  selbst  Aufnahme.  Die  Verfügungen  letzterer  Art 
sind  folgende : 

Im  Verlaufe  der  prozessualen  Geltendmachung  der  An- 
sprüche auf  Unterlassung  und  Entschädigung  in  Fällen  der 
Herbeiführung  von  Verwechslungen  (durch  die  Nachahmung 
der  Warenausstattungen),  kann  der  Sequester  auf  die  betreffen- 
den Waren  nur  dann  angeordnet  werden,  wenn  der  Kläger 
eine  entsprechende  Kaution  bei  Gericht  hinterlegt,  die  falls  er 
abgewiesen  wird,  zur  Schadloshaltung  des  Beklagten  dient. 

Im  Zuge  des  Strafverfahrens  wegen  Übertretung  ist  eine 
Beschlagnahme  oder  ein  Sequester  vor  Fällung  des  Urteils 
nur  dann  zulässig,  wenn  diese,  beziehungsweise  dieses  zur  ein- 
wandfreien Feststellung  des  Tatbestandes  oder  zur  Sicherung 
der  Vollstreckbarkeit  des  etwaigen  Straferkenntnisses  unerläss- 
lich  ist. 

XI.  Die  Übertretungen  unterliegen  dem  Vewaltungsstraf- 
vertahren. 

XII.  Die  Übertretungen  werden  von  Amtswegen  verfolgt. 
Ein  Privatantrag  ist  auch  statthaft. 

Zur  Stellung  des  Privatantrages,  somit  auch  zur  Einlegung 
einer  Berufung  sind  ausser  den  Mitbewerbern  und  den  Beschä- 
digten auch  die  offiziellen  Vertretungen  und  sonstige  Körper- 
schaften der  Interessenten  berechtigt. 

Der  Privatantrag  kann  nicht  zurückgezogen  werden. 
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XIII.  Die  als  Übertretungen  qualifizierten  Handlungen  und 
Unterlassungen  sind  —  um  in  allen  Fällen  das  Unternehmen 
selbst  zu  treffen,  dem  das  unlautere  Vorgehen  gedient  hat  — 
nur  an  Geld,  jedoch  mit  relativ  hohen,  im  Wiederholungsfalle 
mindestens  in  der  Höhe  der  halben  Maximalstrafsätze  zu  bemes- 
senden und  durch  die  Fälligkeit  der  bei  der  ersten  Verurtei- 
lung für  die  Fortsetzung  oder  "Wiederholung  der  Handlung 
angedrohten  Busse  verschärften  Strafen  zu  ahnden. 

Kann  die  Geldstrafe  oder  die  Busse  (deren  Maximum  mit 
2000  Kronen  bemessen  ist)  nicht  eingebracht  werden,  obgleich 
die  vermögensrechtliche  Haftung  der  Mittäter,  Anstifter  sowie 
des  Inhabers  des  Unternehmens  für  Strafen  und  Bussen  im 
Gesetze  festgelegt  wird  —  so  tritt  eine  angemessene  Freiheits- 
strafe an  deren  Stelle. 

XIV.  Waren  können  im  Übertrelungsverfahren  nur  dann 
in  Beschlag  genommen  werden,  wenn  die  beanstandeten  Be- 
zeichnungen, Umhüllungen  u.  dgl.  ohne  Verletzung  oder  Ver- 
nichtung der  Ware  selbst  nicht  beseitigt  werden  können.  Perio- 
dische Druckschriften  (Zeitungen)  können  überhaupt  nicht 
besclilagnahmt  werden, 

XV.  Urteile  können  nur  zwecks  Leistung  voller  Genug- 
tuung, im  Interesse  des  Verletzten,  keinesfalls  aber  als  Ver- 
schärfung von  Straferkenntnissen  in  Zeitungen  kundgemacht  wer- 
den. Eine  solche  Publikation  ist  überhaupt  nur  bei  Herbeifüh- 
rung von  Verwechslungen  im  geschäftlichen  Verkehr  und  bei 
Herabsetzung  des  wirthschattlichen  Rufes  des  Mitbewerbers 
zulässig, 

XVI.  Das  Betreten  des  Zivilprozess- Weges  schliesst  im 
allgemeinen  die  strafrechtliche  Verfolgung  nicht  aus.  Bei  jenen 
Erscheinungsformen  des  unlauteren  Wettbewerbes,  die  dem  V^er- 
waltungsstrafverfahren  unterliegen,  schliesst  die  Anhängigkeit 
des  Übertretungsverfahrens  die  Klage  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten auf  Unterlassung  (jedoch  nicht  die  auf  Schadenersatz)  aus. 

XVII.  In  Übereinstimmung  mit  den  Grundprinzipien  des 
Strafgesetzbuches  über  die  Übertretungen  sind  nur  die  Hand- 
lungen unlauteren  Wettbewerbes  strafbar,  die  im  Geltungsge- 
biete des  Gesetzes,  d.  h.  im  Gebiete  der  Länder  der  heihgen 
ungarischen  Krone  vollbracht  wurden. 

22 
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XVIII.  Ausländer  werden  des  in  diesem  Gesetze  gewähr- 
leisteten Schutzes  nur  dann  teilhaftig,  wenn  sie  im  Geltungs- 
gebiete des  Gesetzes  ein  Unternehmen,  beziehungsweise  eine 
Geschäftsniederlassung  besitzen  oder  aber  —  was  seit  dem 
Beitritte  Ungarns  zur  Internationalen  Union  zum  Schutze  des 
gewerblichen  Eigentums  für  die  überwiegende  Melirzahl  der 
Kulturstaaten  zutrifft  —  wenn  in  dem  Staate,  dessen  Verband 
sie  angehören,  die  ungarischen  Staatsbürger  dem  unlauteren 
Wettbewerb  gegenüber  denselben  Schutz  beanspruchen  kön- 
nen, der  den  eigenen  Staatsangehörigen  zugesichert  ist. 

Obgleich  der  vorläufige  Entwurf,  dessen  im  Vorstehen- 
den mitgeteilte  Grundprinzipien  eine  recht  weitgehende  Über- 
einstimmung sowohl  mit  jenen  der  im  Jänner  1907  vom  Ab- 
geordnetenhause des  Reichsrates  angenommenen  österreichi- 
schen Regierungsvorlage  als  mit  den  Leitsätzen  des  um 
anderthalb  Jahre  später,  im  Dezember  1908  veröfVenthchten 
Novellenentwurfes  zum  deutschen  Reichsgesetze  über  den 
Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  vom  Jahre  1896  auf- 
weisen,  von  den  kompetenten  Interessenten-Vertretungen  und 
von  der  grossen  Öffentlichkeit  recht  günstig  aufgenommen 
wurde,  konnte  selbe  als  Regierungsvorlage  dem  ungarischen 
Reichstage  doch  nicht  unterbreitet  werden,  da  die  Regierungen 
Ungarns  und  Österreichs  in  dem  zu  Gesetzeskraft  gelangten  Ver- 
trage vom  8.  Oktober  1907,  betreffend  die  Regelung  der  wech- 
selseitigen Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  zwischen  den 
Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  und  den  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  die  Vereinbarung 
getroffen  haben  (Schlussprotokoll  zu  Art.  XVII,  Punkt  2),  Vor- 
sorge zu  tieffen  „damit  zur  Hintanhaitung  unlauteren  Wett- 
bewerbes in  beiden  Staaten  dem  W^esen  nach  übereinstim- 
mende Grundsätze  in  Geltung  treten'  und  diese  Vertrags- 
bestimmung das  Pflegen  eines  Einvernehmens,  beziehungsweise 
vorher  eine  gegenseitige  Prüfung  und  Kon/.ertierung  der  Ent- 
würfe erheischte. 

Wenn  auch  die  Verhandlungen  der  beiden  Regierungen 
bis  zum  heutigen  Tage  nicht  so  weit  gediehen  sind,  dass  die 
betreifenden  Vorlagen  bei  den  gesetzgebenden  Körperschaften 
schon  hätten   eingebracht    werden  können,    so    lässt   der  Um- 
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stand,  dass  die  beiden  Entwürfe,  die  als  Verhandlungsbasis 
gedient  haben  und  auch  der  Öffentlichkeit  bekannt  waren, 
sich  —  was  das  Wesen  anbetrifft  —  nur  in  der  Lösungsart  eini- 
ger wenigen  Fragen  untcrscheideten,  doch  die  Erwartung 
zu,  dass  Ungarn  in  gleicher  Zeit  mit  Österreich  aller  Vor- 
teile eines  solchen  Spezialgesetzes  über  den  Schutz  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  teilhaftig  wird,  das  auch  den  besonderen 
Handels-  und  Verkehrsverhältnissen  und  -Bedürfnissen  seines 
Geltungsgebietes,  die  Folgeerscheinungen  oder  Postulate  der 
einheitlichen  Zollgrenze  sind,  entsprechend  Rechnung  trägt. 


B)  Internationale  Leitsätze  für  die  staatenweise  Rege- 
lung des  Schutzes  gegen  unlauteren  Wettbewerb  im 
Interesse  der  Übereinstimmung  der  Grundprinzipien 
in  den  Einzelgesetzen. 

1.  Alle  gegen  die  guten  Sitten,  namentlich  gegen  Treu 
und  Glauben  im  Verkehr  gröblich  verstossenden  Handlungen, 
die  zu  Wettbewerbszwecken  vorgenommen  werden  und  die 
geeignet  sind,  den  Mitbewerbern  einen  Schaden,  sei  es  auch 
nur  mittelbar,  zuzufügen,  sind  als  rechtswidrige  Handlungen 
aufzufassen.  Denjenigen,  in  deren  Rechtssphäre  eingegriffen 
wurde,  soll  ausdrückhch  ein  Anspruch,  bzw.  Klagerecht  auf 
Unterlassung  und  Schadenersatz  eingeräumt  werden.  Demjeni- 
gen, der  durch  die  Handlung  unlauteren  Wettbewerbes  in 
seinen  Interessen  vorläufig  nur  bedroht  wurde,  soll  —  bei 
entsprechender  Nachweisführung  —  der  Anspruch  auf  Unter- 
lassung zustehen. 

2.  Neben  dieser  generellen  Disposition  sollen  auch  die 
Tatbestände  derjenigen  geläufigsten  Formen  des  unlauteren 
Wettbewerbes  im  Gesetze  kasuistisch  umschrieben  werden, 
hinsichtlich  deren  Gesetzgebung  oder  richterliche  Praxis  nahezu 
sämthcher  Kulturstaaten  sich  in  Übereinstimmung  befinden. 
Diese  sind: 

die  wahrheitswidrigen  Anpreisungen  (Reklamschwindel, 
Qualitätsverschleierungen),  die  Anmassung  und  der  Missbrauch 
von   Unternehmenskennzeichen,    die    Herabsetzung    des    wirt- 
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schaftlichen  Rufes  des  Mitbewerbers  (denigrement),  der  Verrat 
oder  sonstige  Verletzung  (auch  Ausspähun«)  von  Geschäits- 
und  Betriebsgeheimnissen,  die  unreellen  Ausverkäufe. 

3.  Die  Zivilklage  ist  bei  denjenigen  Gerichten  anzuspre- 
chen, die  in  Handelssachen  zu  erkennen  haben.  y 

4.  Auf  Unterlassung  zu  klagen  sollen  nebst  dem  Ge- 
schädigten auch  andere  Mitbewerber  und  die  zu  deren  Ver- 
tretung berufenen  Körperschaften  berechtigt  sein. 

5.  Wird  auf  Schadenersatzpflicht  des  Beklagten  erkannt, 
so  soll  das  Gericht  den  Betrag  der  Entschädigung,  und  zwar 
auch  mit  Berücksichtigung  des  entgangenen  Gewinnes,  nach 
freiem  Ermessen  feststellen  können.  Auch  soll  für  nicht  ver- 
mögensrechtlichen Schaden  eine  angemessene  Geldsumme  als 
Vergütung  (Busse)  gefordert  werden  können. 

6.  Die  Ansprüche  auf  Unterlassung  und  auf  Schaden- 
ersatz sollen  spätestens  in  drei  Jahren  verjähren.  Diese  Frist 
würde  mit  dem  Tage  zu  laufen  beginnen,  an  welchem  die 
Tathandlung  vollbracht  wurde. 

7.  Die  Frage,  ob  hinsichtlich  einzelner  Tathandlungen,  die 
im  Gesetze  ausdrücklich  als  Formen  unlauteren  Wettbewerbes 
erklärt  sind,  nicht  auch  eine,  der  Schwere  der  Rechtsver- 
letzung angemessene  strafrechtliche  Verfolgung  anzudrohen  sei : 
ist  mit  Berücksichtigung  sämtlicher,  Strafbestimmungen  ent- 
haltender Gesetze  des  betreffenden  Staates,  in  Harmonie  mit 
ihren  Eigentümlichkeiten,  durch  die  Einzelgesetzgebungen  zu 
lösen. 

Von  demselben  Gesichtspunkte  muss  ausgegangen  werden 
bei  der  Entscheidung  darüber,  ob  in  Betreff  der  einen  oder 
anderen  Begehungsart  des  unlauteren  Wettbewerbes  eine  straf- 
gerichtliche Ahndung  unerlässlich  ist  oder  abei",  ob  nicht  etwa 
die  gewerbepolizeiliche  Verfolgung  ausreicht,  sowie  auch  ob 
lediglich  Geld-  oder  auch  Freiheitsstrafen,  eventuell  kumu- 
lativ, verhängt  werden  sollen, 

8.  Die  Veröffentlichung  der  richterlichen  Erkenntnisse 
sollte  nur  für  die  Fälle  eines  nachgewiesenen  erheblichen 
Interesses  des  Klägers  zulässig  sein  und  keinesfalls  als  weiler- 
gehende Retorsion  in  Anwendung  gebracht  können. 

9.  Einstweilige  Verfügungen,  namentlich  die  Verhängung 
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von  Sequester  über  Warenvorräte  sollen  nur  für  den  P'all  ent- 
sprechender Kautionsleistung  seitens  des  Anlragsstellers  zulässig 
erklärt  werden.  Die  Kaution  hätte  zur  Schadloshaltung  des 
Beklagten,  beziehungsweise  Angeklagten  für  die  ihm  aus  den 
ungerechtfertigten  einstweiligen  Verfügungen  erwachsenen  Nach- 
teile zu  dienen. 

10.  Angesichts  der  Tatsache,  dass  in  vielen  Fällen  un- 
lauteren Wettbewerbes  der  Inhaber  des  Unternehmens  nicht 
mit  der  Person  des  Beklagten  (des  Täters)  identisch  ist :  wäre 
die  principielle  Solidarhaftung  nicht  nur  der  Anstifter  und  der 
Gehilfen,  sondern  auch  die  des  Inhabers  jenes  Unternehmens, 
dem  die  unlautere  Tathandlung  dienen  hätte  sollen,  ausdrück- 
lich, und  zwar  sowohl  für  den  vollen  Betrag  des  zugeurteilten 
Schaden  ersatzes,  als  den  der  Busse,  beziehungsweise  der  Geld- 
strafe zu  statuieren. 


Gütertarifarische  Vereinbarungen  im 
mitteleuropäischen  Verkehre. 

Referat  des  Regieningsrat  Meyer-Breslau. 

Der  mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  ist,  wie  im  Rechen- 
schaftsbericht für  1908/11  hervorgehoben,  gegründet  worden 
„zwecks  realpolitischer  Verwirklichung  der  Forderungen,  die 
an  Stelle  der  unrealisierbaren  Idee  einer  mitteleuropäischen 
Zollunion  gesetzt  werden  können,  d.  h.  zwecks  möglichster 
wirtschaftspolitischer  Annäherung  der  mitteleuropäischen  Staa- 
ten". Bei  dem  grossen  Gewicht  wirtschaftspolitischer  Fragen 
und  der  Bedeutung  und  Gefahr  von  Konflikten  auf  diesem 
Gebiet  soll  eine  weitgehende  wirtschaftspohtische  Gemeinschaft, 
insbesondere  zwischen  den  zwei  europäischen  Zentralmächten 
geschaffen  werden. 

Zur  Erreichung  dieses  grossen  und  wichtigen  Ziels,  eines 
Ziels,  wie  es  im  Hinblick  auf  die  Notwendigkeit  einer  Herab- 
setzung der  Produktionskosten,  angesichts  des  ständig  zunehmen- 
den Wettkampfes  auf  dem  Weltmarkt,  namentlich  auch  ange- 
sichts des  Herandringens  der  amerikanischen  Ausfuhr  immer 
wichtiger  und  notwendiger  wird,  sind  eine  Anzahl  Mittel 
unentbehrlich.  Nicht  zuletzt  gehört  iiierzu  auch  das  Verkehrs- 
wesen. Das  Verkehrswesen  muss  in  den  Dienst  der  vom  Verein 
erstrebten  Ziele  gestellt  und  es  muss  mit  in  das  Auge  gefasst 
werden,  soll  nicht  in  einem  wesentlichen  Punkte  eine  recht 
fühlbare  Lücke  vorhanden  sein. 

Welche  einschneidende  Bedeutung  das  Verkehrswesen 
besitzt,  ergibt  sich  schon  aus  der  einfachen  Erwägung,  dass 
jeder  Austausch  von  Gütern,  jeder  persönliche  Austausch  von 
Meinungen  und  Erfahrungen,  jeder  persönliche  Abschluss  von 
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Geschäften    Leistungen     des    Verkehrswesens    in    mehr    oder 
weniger  hohem  Grade  stets  voraussetzt. 

Der  Verkehr  hat  die  Aufgabe,  das  Hindernis  zu  besei- 
tigen, das  der  persönlichen  Anwesenheit  oder  dem  Austausch 
von  Gütern  vermöge  der  häufig  vorhandenen  örtlichen  Tren- 
nung der  für  den  Bedarf  und  Verbrauch  notwendigen  Stoffe 
entgegensteht.  Diese  Aufgabe  wird  am  besten  erfüllt,  jemehr 
die  bei  dem  Transport  von  Ort  zu  Ort  notwendig  entstehen- 
den Begleiterscheinungen  auf  ein  Minimum  herabgedrückt 
werden.  Findet  nämlich  eine  Bewegung  von  Ort  zu  Ort  statt, 
so  sind  Aufwendungen  für  Weg,  Fahrzeug  und  Motor  nötig, 
die  auf  irgendeine  Weise  finanzielle  Deckung  finden  müssen ; 
es  ist  ein  Zeitaufwand  erforderlich,  während  dessen  der  Gegen- 
stand der  Beförderung  seiner  gewöhnlichen  Bestimmung  ent- 
zogen ist;  es  besteht  die  Gefahr  der  Beschädigung  oder  des 
Verlustes.  In  je  geringerem  Grade  alle  diese  Begleitumstände 
in  die  Erscheinung  treten,  je  billiger,  schneller,  pünktlicher, 
sicherer  und  bequemer  der  Transport  gestaltet  wird,  desto 
vollkommener  ist  die  Leistung. 

Wichtig  ist  noch  der  Hinweis  auf  die  Verschiedenheit 
der  Ansprüche,  die  einzelne  Transportgegenstände  an  die 
Verkehrsleistung  stellen.  Für  den  einen  spielt  die  Billigkeit 
eine  besondere  Rolle,  während  für  den  anderen  die  Schnelligkeit 
oder  für  eine  dritte  Gruppe  wieder  die  Sicherheit  eine  wesent- 
liche Bedeutung  hat.  Es  darf  hier  besonders  auf  die  leicht 
verderblichen  Güter  hingewiesen  werden,  die  zwar  vielfach 
einen  gewissen  Transportpreis,  nie  aber  langsame  Beförderung 
vertragen  können,  während  bei  billigen  Massengütern  das 
Bestreben  auf  weitgehendste  Verbilligung  des  Transports  geht, 
wobei  nötigenfalls  eine  grössere  Langsamkeit  in  Kauf  genom- 
men wird. 

Schliesslich  kann  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  einzelne 
der  Forderungen  insofern  in  einem  gewissen  Widerspruch  mit- 
einander stehen,  als  beispielsweise  eine  grössere  Schnelligkeit 
vielfach,  wenn  auch  nicht  immer,  höhere  Kosten  verursacht 
und  deshalb  leicht  eine  Preiserhöhung  zur  Folge  haben  kann. 
War  es  auch  notwendig  auf  die  Bedeutung  der  Schnel- 
ligkeit, Pünktlichkeit  und  Sicherheit   der  Verkehrsabwickelung 
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hinzuweisen,  so  hat  doch  bei  der  Mehrzahl  der  Güter  gerade 
die  Preisfestsetzung  ein  wesentUches  Gewicht.  Diese  Preisfest- 
setzung geht  verschieden  vor  sich,  je  nach  dem  es  sich  um 
Bemessung  des  Preises  von  Fall  zu  F'all  oder  im  voraus  für 
ganze  Gruppen  von  Leistungen  handelt,  und  je  nachdem  die 
Preisfestsetzung  an  bestimmte  Vorschriften  gebunden  ist.  oder 
nicht.  Ohne  dass  hier  auf  Einzelheiten  eingegangen  werden 
kann,  sei  festgestellt,  dass  die  eine  Gruppe  der  Preisbildung 
—  Bestimmung  von  Fall  zu  Fall  für  bestimmte  Verfrachter, 
ohne  gesetzHche  Kautelen  —  im  Schiffahrtsverkehr  zu  finden 
ist,  während  im  Eisenbahnverkehr  die  Preisbestimmung  im 
voraus  und  unter  gesetzlichen  Schranken  wenigstens  in  Europa 
üblich  ist.  Man  glaubt,  allerdings  nicht  immer  mit  Recht,  im 
Schiffahrtsverkehr  regele  der  freie  Wettbewerb  die  Preise  mit 
einer  genügenden  Sicherheit  gegen  eine  Übervorteilung  des 
Publikums. 

Die  Notwendigkeit  einer  Festsetzung  der  Preise  für  ob- 
jektiv bestimmte  Gruppen  von  Leistungen  der  Eisenbahn  und 
einer  staatlichen  Einflussnahme  ergibt  sich  aus  dem  Monopol- 
charakter dieses  Verkehrsmitttels,  nicht  minder  aber  auch  aus 
seiner  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung  wie  seiner 
einschneidenden  Wirkung  auf  allen  Gebieten  staatlichen  Lebens. 
Die  hieraus  entspringenden  Anforderungen  gipfeln  nach  der 
herrschenden  Ansicht  in  der  ÖfFentHchkeit  der  Preisfestsetzung 
durch  Aufstellung  eines  Tarifs,  d.  h.  eines  öffentlich  genehmigten 
Preisverzeichnisses,  sodann  der  allgemeinen  und  gleichmässigen 
Anwendung  dieses  Tarifs  zusammen  mit  dem  Verbot  einer 
Begünstigung  einzelner,  weiter  der  Stetigkeit  der  Preisfest- 
setzung und  schliesslich  einer  möglichst  geringen  Höhe.  Neben 
dem  Preis  selbst  (dem  Tarifsatz)  sind  noch  die  Anwendungs- 
bestimmungen des  Tarifs  von  Bedeutung ;  darunter  versteht 
man  die  grosse  Zahl  von  verschiedenartigen  Bedingungen,  von 
deren  Erfüllung  es  abhängt,  ob  ein  bestimmter  Preis  ange 
wendet  wird  oder  nicht.  Davon  sei  nur  erwähnt :  die  Menge 
des  beförderten  Gutes,  der  Ort  des  Versands  oder  Empfangs 
die  Beschränkung  auf  gewisse  Eigenschaften  des  Gutes,  die 
Rücksicht  auf  .seinen  Wert,  auf  seine  wirtschaftliche  Bedeutung 
und  seine  Zweckbestimmung. 
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Die  Höhe  des  Preises  hängt  nun  im  wesentlichen  von 
dem  Verwaitungsprinzip  ab,  das  für  das  Verkehrsunlernehmcn 
massgebend  ist.  Hier  unterscheidet  man  das  Gebührenprinzip, 
das  privatwirtschaflliclie  Erwerbsprinzip  und  das  staatswirt- 
schaftliche Erwerbsprinzip.  Das  Gebührenprinzip  erstrebt 
nur  die  Deckung  der  durch  die  Verkehrsleistung  ent- 
stehenden Kosten  durch  den  Benutzer  und  sieht  davon  ab. 
nach  Erzielung  eines  Überschusses  zu  streben.  Im  Gegensatz 
dazu  sucht  das  privatwirtschaflliche  Erwerbsprinzip  möglichst 
viel  Gewinn  aus  dem  Unternehmen  zu  erzielen,  dem  Verkehr 
soviel  abzunehmen,  wie  er  zu  tragen  vermag.  Dem  gegenüber 
steht  das  staatswirtschaftliche  Erwerbsprinzip,  das  zwar  über 
den  Betrag  der  Kosten  hinaus  noch  einen  Überschuss  erzielen 
will,  aber  diesen  Überschuss  doch  in  massigen  Grenzen  hält 
und  bei  der  Belastung  der  Güter  mit  einem  Entgelt  die  Rück- 
sichten auf  volkswirtschaftliche  Erwägungen  in  den  Vorder- 
grund stellt.  Weiter  sind  für  die  Höhe  des  Preises  die  dauern- 
den und  einmaligen  Kosten  des  Unternehmens  von  Bedeutung. 
Eine  teuer  gebaute  und  teuer  zu  betreibende  Bahn  wird,  selbst 
bei  Anwendung  des  Gebührenprinzips  —  annähernd  Gleichheit 
des  Verkehrs  vorausgesetzt  —  höhere  Tarife  haben  müssen 
als  eine  durch  günstiges  Gelände  gehende,  billig  gebaute  und 
betriebene  Bahn.  Schliesslich  ist  in  diesem  Zusammenhang 
noch  ein  Bück  auf  das  zu  werfen,  was  man  die  formale  Ge- 
staltung des  Tarifs  nennt.  Das  Ergebnis  jener  vorhin  kurz 
skizzierten  Erwägungen  über  den  im  Einzelfalle  zu  erheben- 
den Preis  muss  im  Zalilenmaterial  seinen  Niederschlag  finden  und 
dieses  Zahlenmaterial  muss  mit  allem  Beiwerk  (Anwendungs- 
bedingungen und  dergleichen)  dem  Publikum  und  den  in 
Betracht  kommenden  Stellen  der  Eisenbahn  in  geeigneter 
Weise  zugänglich  gemacht  werden.  Je  einfacher,  klarer  und 
übersichtlicher  dies  geschieht,  desto  mehr  wird  eine  Verwaltung 
ihrer  Aufgabe  im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  Volkswirtschaft 
genügen.  Je  schneller  der  Tarif  genau  über  den  im  Einzelfalle 
in  Betracht  kommenden  Preis  unterrichtet,  desto  vollkom- 
mener ist  er.  Diese  Aufgabe  ist  aber  umso  schwieriger,  je 
ausgedehnter  das  Netz  der  in  Frage  kommenden  Bahnen  und  die 
Zahl  der  Verwaltungen  mit  verschiedenen  Tarifgrundlagen  ist. 
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Alle  die  vorhin  hervorgehobenen  Momente  nämlich: 
die  Beschaffenheit  der  Verkehrsabwickelung  (Grad  der  Schnel- 
ligkeit, Pünktlichkeit,  Sicherheit,  Bequemlichkeit,  Billigkeit) 
ebenso  wie  die  für  die  Preisgestaltung  massgebenden  Grund- 
sätze (Festsetzung  im  voraus,  Beachtung  gesetzlicher  Bestim- 
mungen, gleichmässige  Anwendung,  Veröffentlichung,  Stetig- 
keit) schliesslich  auch  die  formale  Seite  der  Sache,  alle  diese 
Momente  sind  nun  nicht  bloss  für  den  Verkehr  innerhalb 
eines  Bahn-  oder  Staatsgebietes,  sondern  auch  für  denjenigen 
Verkehr  von  wesentHcher  und  nachhaltigster  Bedeutung,  der 
sich  von  Staatsgebiet  zu  Staatsgebiet  abwickelt.  Auch  hier  wird 
die  Aufgabe  des  Verkehrswesens  umso  vollkommener  erfüllt, 
je  mehr  den  erörterten  Gesichtspunkten  Bechnung  getragen 
wird.  Man  kann  hiernach  Länder  mit  höherer  oder  geringerer 
Verkehrsqualität  unterscheiden. 

Das  ist  meines  Erachtens  wichtig  festzuhalten,  sowohl 
wenn  man  die  Leistungen  des  Verkehrwesens  eines  Landes 
mit  demjenigen  eines  anderen  Landes  vergleicht,  nicht  weniger 
aber  auch  dann,  wenn  man  diese  Leistungen  vertraglich  fest- 
legen und  den  Wert  irgendwelcher  Zusagen  in  bestimmter 
Bichtung  abschätzen  will.  Ein  Land,  dessen  Tarife  niedrig  und 
stetig,  dessen  formaler  Tarifbestand  durchsichtig  ist,  dessen 
Züge  pünktlich  und  mit  angemessener  Geschwindigkeit  ver- 
kehren, dessen  Beförderung  wohl  geordnet  ist,  wird  einem 
Nachbarlande  hei  gleichmässiger  Behandlung  der  aus  diesem 
kommenden  (lüter  mehr  bieten  können,  als  ein  anderes,  dessen 
Leistungen  weit  zurückstehen ;  die  Zusage  einer  gleichmässigen 
Behandlung  gewährt  hier  viel,  während  unter  anderen  Ver- 
hältnissen das  Verhandlungsziel  mehr  auf  eine  Verbesserung 
der  Zustände  gerichtet  sein  muss.  Ein  Land  mit  hoher  Ver- 
kehrsausbildung in  den  vorhin  erörterten  Bichtungen  ist  „bünd- 
nisfähiger" als  ein  Land  mit  primitiven  Verkehrsverhältnissen. 
Ferner  aber  sei  schon  hier  in  diesem  Zusammenhang  darauf 
hingewiesen,  dass  bei  etwaigen  Vereinbarungen  zwischen  ver- 
schiedenen Ländern  auf  alle  jene  Punkte  geachtet  werden 
muss,  und  dass  es  nicht  angeht,  nur  einen  von  ihnen  in  das 
Auge  zu  fassen. 

Zweifellos  wäre  dem  mitteleuropäischen  Wirtschaftswesen 
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am  besten  damit  gedient,  wenn  die  jeweils  vollkommensten 
Verkehrseinrichtungen  des  einen  Landes  auf  das  andere  über- 
tragen werden.  Nehmen  wir  an,  es  handle  sich  um  3  Länder 
ä)  b)  c),  Land  a)  hätte  sehr  niedrige  Tarife,  Land  b)  zeichne 
sich  durch  Klarheit  und  Stetigkeit  der  Tarife,  Land  c)  durch 
schnelle  und  pünktliche  Beförderung  aus;  dann  wäre  es  das 
beste,  wenn  Land  b)  und  c)  die  niedrigen  Tarife  von  a),  Land 
a)  und  c)  die  Vorzüge  von  b),  Land  ä)  und  b)  die  gute  Beför- 
förderung  von  c)  übernehme  —  falls  nicht  das  eine  das  andere 
ausschliesst,  oder  wenigstens  wesentlich  erschwert. 

Diese  Gleichheit  der  Bedingungen  fehlt  und  es  ist  auch 
nicht  anzunehmen,  dass  ihre  Erreichbarkeit  als  ein  z.  Zt.  mög- 
liches Ziel  hingestellt  werden  kann. 

Zunächst  möchte  es  zweckmässig  sein,  festzustellen,  was 
bisher  für  den  Verkehr  von  Staat  zu  Staat  erreicht  ist,  um 
dann  prüfen  zu  können,  was  künftig  noch  erstrebenswert  und 
erreichbar  erscheint.  Vorweg  sei  bemerkt,  dass  der  überaus 
wichtigen  Forderung  der  Veröffentlichung  der  Tarife,  des  Ver- 
bots von  Preisermässigungen  zugunsten  einzelner  und  der  Beför- 
derungspflicht der  Eisenbahn  durch  das  Internationale  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  (Artikel  11  und  5) 
Rechnung  getragen  ist,  so  dass  sich  inbezug  auf  diese  Materie 
eine  weitere  Sicherstellung  erübrigt.  Als  Vermittler  des  Waren- 
austauschs grossen  Stils  konnten  die  Eisenbahnen  erst  auf- 
treten, nachdem  Verbindungsstrecken  in  den  Grenzgebieten 
gebaut  waren,  und  nachdem  in  jedem  der  in  Betracht  kom- 
menden Länder  statt  einzelner  zusammenhangloser  Linien  ein 
planmässiges  Netz  von  Eisenbahnen  entstanden  war.  Die 
Frage  des  Anschlusses  einer  Eisenbahn  an  diejenige  des 
Nachbargebietes  ist  eine  ausserordentliche  wichtige  und  weit- 
tragende. 

Charakter  und  Zweckbestimmung  einer  Linie,  nicht  zuletzt 
auch  die  Anordnungen  an  den  baulichen  Zustand,  wie  ihre 
Betriebsführung  ändern  sich,  sobald  sie  dem  durchgehenden  Ver- 
kehr und  noch  dazu  dem  internationalen  Austausch  dient. 
Es  ist  ein  anderes,  ob  eine  Eisenbahn  Güter  und  Personen 
innerhalb  eines  eng  begrenzten  Gebietes  befördert  und  hier- 
nach eng  begrenzte  wirtschaftspolitische  Aufgaben  zu  lösen  hat 
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und  etwas  anderes,  ob  darüber  hinaus  infolge  des  Anschlusses 
die  Beförderung  ganz  anderer  Güter  von  und  nach  ganz 
anderen  Richtungen  erfolgen  soll  und  der  Personenverkehr 
grössere  Ansprüche  stellt.  Die  wirtschaftspolitischen  Wirkungen 
können  hierbei  sehr  einschneidende  sein  und  sich  teils  günstig, 
teils  ungünstig  für  das  eine  oder  andere  Land  gestalten.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Bedeutung  der  Eisenbahnanschlüsse  sind 
gerade  sie  stets  Gegenstand  besonderer  Verhandlungen  zwischen 
den  Staaten  und   besonderer  Staatsverträge  gewesen. 

Je  zahlreicher  die  Anschlüsse  sind,  umso  erwünschter 
ist  es  für  die  Entwicklung  des  Verkehrs. 

Deshalb  enthält  auch  Artikel  16  des  Handelsvertrags 
zwischen  Österreich,  Ungarn  und  Deutschland  eine  entspre- 
chende gegenseitige  Zusage.  Wie  die  Anschlüsse  zwischen 
Österreich  und  Deutschland  sich  im  Laufe  der  Zeit  gestaltet 
haben,  ergibt  die  Anlage. 

Der  erste  Anschluss  wurde  hiernach  im  Jahre  1846  bei 
Mysiowitz  geschaffen,  im  Jahre  1848  folgte  Oderberg.  In  den 
50er  Jahren  kamen  4  neue  hinzu,  in  den  60er  Jahren  7.  Der 
grösste  Teil  der  im  ganzen  33  Anschlüsse  enstand  in  den 
1870er  Jahren.  Der  Ausbau  eines  eigentlichen  Eisenbahnnetzes 
erfolgte  in  Deutschland  und  Österreich  Ungarn  erst  in  den 
50er  Jahren,  in  den  40er  Jahren  handelte  es  sich  nur  erst 
um  einzelne  Linien. 

Durch  die  Herstellung  der  Anschlüsse  ist  zwar  die  Mög- 
lichkeit des  Güteraustausches  über  die  Landesgrenze  gegeben 
und  für  die  Verkehrsabwickelung  viel  gewonnen,  aber  es  ent- 
spricht doch  nicht  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs,  dass  die 
Ware  an  der  Grenze  aus  einem  Wagen  der  einen  Bahn  in 
denjenigen  der  anderen  umgeladen  werden  muss,  dass  ein 
neuer  Frachtvertrag  abzuschliessen  ist.  dass  eine  neue  Fracht- 
berechnung auf  ganz  verschiedener  Grundlage  zu  erfolgen  hat. 
Die  Notwendigkeit,  die  hiermit  verbundenen  Überstände  zu 
beseitigen,  wurde  bald  erkannt. 

Die  Eisenbahnverwaltungen  trafen  zu  diesem  Zweck  unter 
einander  Vereinbarungen.  Dabei  handelte  es  sich  aber  anfangs 
fast  durchweg  um  rein  freiwillige  Handlungen,  nicht  um  einen 
Zwang  staatsrechtlicher  oder    völkerrechtlicher    Normen.    Für 
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den  Verkehr  zwischen  Österreich,  Uni^arn  und  Deutschland 
ist  es  insbesondere  das  Verdienst  des  schon  im  Jahre  1846 
gegründeten  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  diese 
Aufgaben  trühzeilig  erkannt  und  zu  einem  Teile  durchgeführt 
zu  haben.  Ohne  dass  hier  auf  Einzelheiten  eingegangen  werden 
kann,  sei  hervorgehoben,  dass  der  Verein  als  ersten  Vorboten 
internationaler  Rechtspflege  ein  einheitliches  Frachtrecht  in 
seinen  Betriebsreglements  schuf,  das  dann  später  die  Grund- 
lage der  gesetzlichen  Regelung  durch  das  Handelsgesetzbuch 
und  sodann  des  Internationalen  Übereinkommens  über  den 
Eisenbahnfrachten-Verkehr  wurde.  Auch  für  die  Durchlührung 
der  Wagen  über  die  Grenze  und  die  direkte  Abfertigung  der 
Güter  wurde  von  dem  Verein  Vorsorge  getroffen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tarife  erzielte  der  Verein  dagegen 
keine  wesentlichen  Ergebnisse.  Die  Pflege  derselben  wurde 
vielmehr  Sache  besonderer  Eisenbahnverbände.  Auch  der 
Tätigkeit  dieser  Eisenbahnverbände  kann  hier  nur  kurz,  aber 
mit  Anerkennung  gedacht  werden.  Bei  Beurteilung  ihrer  Tätig- 
keit wird  man  sich  stets  die  grossen  Hindernisse  vergegenwär- 
tigen müssen,  die  auf  den  verschiedensten  Gebieten  entgegen- 
standen. Erst  im  Jahre  1877  gelang  es,  für  Deutschland  ein 
einheitliches  Tarifsystem  zu  schaffen  und  zwar  das  sogenannte 
gemischte  System,  das  Gedanken  des  Wagenraum-  und  Wert- 
systems miteinander  vereinigt.  Auch  Österreich  und  Ungarn 
entschlossen  sich,  ein  gemischtes  System  einzuführen,  das  aber 
von  dem  deutschen  nicht  unerheblich  abwich.  Immerhin  ermög- 
lichte die  Übereinstimmung  in  dem  Grundgedanken  für  den  Ver- 
kehr zwischen  Österreich- Ungarn  und  Deutschland  eine  einheit- 
liche Güterklassifikation  zu  schaffen,  die  die  direkte  Abfertigung 
einer  ganzen  Reihe  von  Gütern  ermöglichte.  Es  war  dies  ein 
wesentlicher  Vorteil  gegenüber  dem  Verkein'  mit  anderen 
Ländern  z.  B.  Russland,  Frankreich,  ItaHen,  wo  die  Verschie- 
denheit der  Tarifsysteme  die  Aufstellung  eines  einheitlichen 
Schemas  mit  einheitlichen  Klassifikationen  verhindert.  Über 
die  Güterklassifikation  gibt  die  Anlage  Auskunft.  Sie  zeigt, 
dass  das  Verbandschema  eine  Kombination  bestimmter  deut- 
scher Klassen  mit  bestimmten  österreichischen  Klassen  ist  ; 
zu  dieser  Kombination  hat  man  diejenigen  Klassen  ausgewählt, 
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die  erfahrungsgemäss  am  meisten  benutzt  werden.  Eine  Reilie 
von  Kombinationen  sind  lange  Zeit  unbeaclitet  geblieben; 
es  wurden  statt  dessen  im  Bedürfnisfall  für  einzelne  Güter 
Ausnähmetarife  erstellt,  oder  die  Güter  wurden  auf  Urakariie- 
ruiig  an  der  Grenze  verwiesen,  sie  gingen  also  des  Vorteils 
des  direkten  Tarifs  verlustig.  Hier  hat  man  in  jüngster  Zeit 
durch  die  Bildung  der  Serientarife  eingegriffen.  Diese  Serien- 
tarife stellen  weitere  Kombinationen  der  beiderseitigen  Tarif- 
klassen dar,  bringen  also  eine  wesentliche  Vervollständigung 
des  gemeinsamen  Tarifs  und  vermehren  die  Möglichkeit  direkter 
Abfertigung  ganz  erheblich.  Diese  Güterklassifikation  ist  in 
Verbindung  mit  den  notwendigen  Tarifvorschriften  und  mit 
dem  das  rechtliche  Fundament  bildenden  Internationalen  Über- 
einkommen in  den  Teilen  1  der  Tarife  zusammengefasst.  Die 
Teile  II  enthalten  sodann  das  Zahlenmaterial  für  die  einzelnen 
Klassen  und  die  Ausnahmetarife.  Auch  hier  ist  fortgesetzt  die 
bessernde  Hand  angelegt,  und  es  ist  durch  tariftechnische  Vor- 
kehrungen (Schnittform  z.  B.)  die  Aufnahme  zahlreicher  Statio- 
nen ermöglicht  werden. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  hinsichtlich 
der  Tarifgestaltung  eine  ganze  Anzahl  von  Punkten  noch  einer 
Verbesserung  bedürfen.  Wenn  man  sich  aber  vergegenwärtigt, 
wieviel  die  Eisenbahnverwaltungen  freiwillig  im  Interesse  des 
Publikums  und  in  ihrem  eigenen  Interesse  hier  getan  haben, 
sobald  es  nur  irgend  möglich  war,  die  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  so  wird  man  davon  absehen 
können,  hier  den  Wunsch  nach  Eingreifen  durch  staatUche 
oder  völkerrechtliche  Imperative  zu  hegen,  umsoweniger  als 
es  .sich  dabei  um  eine  im  Einzelnen  schwer  zu  regelnde  Materie 
handelt.  Man  wird  nicht  soweit  gehen  können,  jetzt  schon 
ein  vollständig  einheitliches  Tarifsystem  und  eine  überein- 
stimmende Klassifikation  der  Güter  zu  verlangen ;  dazu  sind 
die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  und  die  finanziellen  Verhält- 
nisse zu  verschieden.  Es  wird  zweckmässig  sein,  wenn  die 
Eisenbahn  Verwaltungen  fortfahren,  wie  bisher,  so  auch  künftig 
der  inneren  Ausgestaltung  und  der  Verbesserung  in  der  äus- 
seren Anordnung  der  Tarife  dem  Interesse  des  Verkehrs 
entsprechend    ihre    Aufmerksamkeit    zu    widmen,  willkürliche 
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Abweichungen  einzelner  Tarife  von  anderen  zu  beseitigen  und 
Verbesserungen  zu  übernehmen,  mit  denen  anderwärts  gute 
r^rfahrungen  gemacht  sind.  Die  Erfolge,  die  beispielweise  in 
Preussen  mit  dem  grossen  einheitlichen  Gütertarif  gezeitigt 
sind,  können  —  mutatis  mutandis  —  nicht  ohne  Wirkung  auf 
andere  Verhältnisse  bleiben.  Ein  besonderer  Gegenstand  der 
Sorgfalt  wird  es  für  die  Eisenbahnverwaltungen  sein  müssen, 
gemäss  den  Absichten  des  Handelsvertrags  eine  direkte  Abferti- 
gung der  Güter  immer  zu  ermöglichen,  sodann  auf  die  im 
tlinfall  in  Frage  kommenden  Preise  und  Bedingungen  für  jeder- 
mann leicht  ersichtlich  zu  machen. 

Gegenüber  diesen  formalen  Fragen  ist  die  materielle  Seite 
der  Sache  von  wesentlich  grösserer  Bedeutung.  Hier  ist  es  für 
das  aus  einem  Lande  in  das  andere  übergehende  Gut  von 
Wichtigkeit,  dass  ihm  in  dem  Einfuhrlande  günstige  Beförde- 
rungsbedingungen insbesondere  in  Ansehung  der  vorher  erör- 
terten Punkte  geboten  werden,  dass  also  die  Beförderungs- 
leistung qualitativ  eine  möglichst  gute  ist.  Die  Eisenbahnver- 
waltungen selbst  werden  sich  diesem  vom  Auslande  ankom- 
menden Gut  gegenüber  verschieden  stellen,  je  nach  der 
Verkehrspolitik,  die  für  sie  massgebend  ist. 

Eine  von  privatwirtschaftlichen  Erwägungen  geleitete 
Bahn  wird  auch  diese  Güter  an  sich  zu  ziehen  suchen,  sofern 
ihr  der  Transport  Gewinn  bringt  und  der  neuhinzukommende 
Verkehr  eine  Verbesserung  der  Rentabilität  verspricht.  Zur 
Gewinnung  eines  lohnenden  Verkehrs  von  fremden  Verkehrs- 
wegen zugunsten  ihrer  eigenen  Linien  wird  sie  sich  nicht 
scheuen,  innerhalb  gewisser  Grenzen  Opfer  zu  bringen. 

Die  Rücksicht  auf  die  Rentabilität  ist  Ansporn  und  Grenze 
für  das  Entgegenkommen.  Ist  ein  Gewinn  nicht  zu  erwarten 
oder  sogar  das  Gut  geeignet,  der  Bahn  in  sonstiger  Beziehung 
(Wegfall  anderer  Gewinn  bringender  Transporte)  Schaden 
zuzufügen,  so  wird  sie  alles  daran  setzen,  dieses  Gut  fern- 
zuhalten. 

Anders  verhält  es  sich,  sofern  eine  von  staatswirtschaft- 
lichen Prinzipien  geleitete  Bahn  in  Frage  kommt,  oder  soweit 
bei  privatwirtschaftlich  verwalteten  Linien  zwingende  staat- 
liche Normen    eingreifen.    Hier   liegt   das   Streben   nahe,   eine 
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der  Handelspolitik  verwandte  Verkehrspolitik  zu  betreiben, 
nämlich  das  heimische  Produkt  gegen  die  Einfuhr  fremden 
Gutes  und  die  Ausfuhr  notwendiger  Rohstoffe  zu  schützen,  die 
eigene  Ausfuhr  auf  dem  fremden  Markt  aber  zu  unterstützen. 
Diesem  Streben  steht  das  Interesse  des  Ursprungsstaates  gegen- 
über, seiner  Wirtschaft  die  Wege  zu  ebnen.  In  diesem  Wider- 
streit entstehen  die  nämlichen  Probleme,  wie  sonst  in  der 
Handelspolitik,  die  möglichen  Lösungen  sind  die  gleichen. 
In  erster  Linie  kommen  dabei  die  Handelsverträge  in  Betracht ; 
sie  sind  von  besonderer  Bedeutung  geworden,  seitdem  man 
die  wichtigen  Aufgaben,  Wirkungen  und  Ziele  der  Eisenbahn- 
politik und  insbesondere  der  Tarifpolitik  auch  auf  diesem 
Gebiet  zu  erkennen  begonnen  hat.  Neben  diesen  Handelsver- 
trägen kommen  noch  andere  Staatsverträge  in  Frage 
Wie  sonst,  so  bedient  man  sich  auch  hier  teils  der  Abrede 
der  Parität  teils  der  Meistbegünstigung,  oder  beider.  Die 
Paritälsahrede  verpflichtet  jeden  der  Vertragsschliessenden, 
die  Vergünstigungen  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens, 
namentlich  hinsichtlich  der  Abfertigung,  der  Beförderung 
und  der  Tarife,  die  er  den  Gütern  seines  Staates  gewährt, 
auch  denjenigen  Gütern  zur  Verfügung  zu  stellen,  die 
aus  dem  Vertragsstaate  eingehen,  um  im  Einfuhrland  zu 
bleiben,  oder  durch  dasselbe  hindurchgeführt  zu  werden. 
Gerade  die  Gewährung  gleicher  Behandlung  auch  bei  der 
Durchfuhr  nach  einem  dritten  Lande  ist  ein  wesentliches 
Begriffsmerkmal  der  Parität.  Auf  Einzelheiten  der  Entwicke- 
lung  und  des  gegenwärtigen  Standes  dieser  wichtigen  Frage 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden,  namentlicli  muss  uner- 
örtert  bleiben,  inwieweit  jene  Vorteile  nur  dem  eigenen  Produkt 
des  Vertragstaales  zugute  kommen  sollen,  oder  jedem  Gut  das 
auf  den  Linien  der  Eisenbahn  dieses  Staates  befördert  wird. 
Schon  1865,  also  zu  einer  Zeit,  als  in  Österreich,  Ungarn 
und  Deutschland  eben  begonnen  war  ein  wirkliches  Eisenbahn- 
netz auszubauen,  ohne  dass  aber  von  einem  engmaschigen 
Netz  und  zahlreichen  Übergängen  (10  von  jetzt  33)  gespro- 
chen werden  konnte,  wurde  in  dem  Handels-  und  Zollvertrag 
zwischen  Österreich  und  den  Staaten  des  deutschen  Zoll-  und 
Handelsvereins  Artikel  16  bestimmt: 
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«Auf  Eisenbahnen  sollen  in  Beziehung  auf  Zeit,  Art 
und  Preise  der  Beförderungen  die  Angehörigen  des  anderen 
Teils  und  deren  Güter  nicht  ungünstiger  als  die  eigenen 
Angehörigen  und  deren  Güter  behandelt  werden. 

Für  Durchfuhren   nach   oder   aus   dem  Gebiete  des 
anderen  Teils  soll  kein  Staat  höhere  als  diejenigen  Eisen- 
bahnfrachtsätze   erheben    lassen,    welchen    auf   derselben 
Eisenbahn  die  in  dem  eigenen  Gebiete  auf-  oder  abgela- 
denen Güter  verhältnismässig  unterliegen.» 
Hier  sind  schon  die  wesentlichsten  Forderungen,  die  hin- 
sichtUch  der  Parität  gestellt  werden  können,  prägnant  zusam- 
mengefasst:    die  Qualität  der   Beförderung   und    der  Tarifsatz 
dafür  sollen    für    beide    Angehörigen    die   gleichen    sein.  Auch 
hier  muss  darauf  verzichtet  werden,  die  nähere  Entwickelung 
der  Bestimmungen  über  die  Parität  darzustellen  (Näheres  na- 
mentlich   in  dem    Werk  von  Seidler  und  Freund :    Die  Eisen- 
bahntarife   und    ihre   Beziehungen  zur  Handelspolitik,  Leipzig 
1904).  Nur  das  eine   sei    hervorgehoben,   dass   im   Jahre  1891 
eine  grundlegende  Veränderung  insofern  eintrat,  als  die  Parität 
nur  mehr  zugesagt  wurde,  falls  die  Beförderung  auf  derselben 
Bahnstrecke   und   derselben  Yerkehrsrichtung   erfolgt.  Hierbei 
ist  es  bisher  auch  geblieben. 

Die  Meistbegünstigung  sichert  dem  Vertragsstaate  alle  die 
Vorteile  zu,  die  irgendeinem  anderen  Lande  gewährt  sind. 
Es  ist  klar,  dass  die  grössle  Sicherheit  erreicht  ist,  wenn  der 
Vertrag  sowohl  die  Meistbegünstigung,  wie  die  Parität  vorsieht. 
Der  Vertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  ent- 
hält ebenso  wie  der  deutsch-belgische  Handelsvertrag  nur 
die  Paritätsabrede,  nicht  die  Meistbegünstigungsklausel. 

W^as  die  obenerwähnte  jetzige  Fassung  der  Handelsver- 
träge anbelangt,  wonach  die  Parität  nur  auf  derselben  Strecke 
und  derselben  Bichtung  gewährt  wird,  so  dürfte  die  Bückkehr 
zu  der  früher  allgemein  gehaltenen  Fassung  meines  Erachtens 
kaum  durchführbar  sein,  weil  dadurch  die  Bewegungsfreiheit 
zu  sehr  gehemmt  wird.  Nehmen  wir  an,  es  sei  notwendig, 
von  Bosnabrod  nach  Budapest  für  einen  bestimmten  Artikel 
eine  Frachtermässigung  einzuführen,  so  wird  dies  sowohl  vom 
finanziellen  Standpunkte  aus,  wie  auch  unter  Berücksichtigung 
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der  Verschiebung  wirtschaftlicher  Bedingungen  um  so  eher 
mögUch  sein,  wenn  es  angängig  ist,  diese  Ermässigung  auf 
den  bestimmten  Artikel  und  auf  diese  Strecke  zu  beschränken  ; 
es  wird  aber  zu  wesentlichen  Weiterungen  führen  und  die 
Durchführung  der  Massnahme  vielfach  ganz  unmöglich  machen, 
wenn  mann  gezwungen  wäre,  für  denselben  Artikel  auf  irgend- 
einer beliebigen  anderen  Strecke  und  Richtung,  etwa  Verci- 
orova— Budapest  oder  Zsolna — Budapest  den  gleichen  Fracht- 
satz zur  Verfügung  zu  stellen.  Man  wird  auch  nicht  soweit  gehen 
können,  eine  Schädigung  des  Verkehrs  zwischen  den  einzelnen 
Ländern  darin  zu  erblicken,  sofern  es  sich  hier  lediglich  um  lokale, 
durch  ganz  besondere  Verhältnisse  bedingte  Ermässigungen 
handelt.  Immerhin  wird  auch  hier  ziemliche  Vorsicht  geboten 
sein,  und  es  wird  nötig  sein,  auch  in  soweit  und  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  die  Tarifverhältnisse  des  in  Frage  kommen- 
den Landes  zu  prüfen.  Lokale  Ermässigungen  dürfen  niemals 
das  Rückgrat  der  gesamten  Tarifgestaltung  sein  und  überall 
da,  wo  man  als  das  Ideal  einer  Tarifgestaltung  das  Anschmiegen 
an  die  augenblickliche  Konjunktur,  an  vorübergehende  Bedürf- 
nisse ansieht,  überall  da  wird  man  den  gegenwärtigen  Zustand 
in  der  Fassung  der  Handelsverträge  als  verbesserungsbedürftig 
bezeichnen  können.  Abgesehen  davon  aber  werden  sich  die 
lokalen  Ermässigungen  nicht  immer  und  überall  vormeiden 
lassen ;  Übertragung  auf  andere  Strecken  und  andere  Rich- 
tungen oder  gar  andere  Artikel  wird  nicht  gefordert  werden 
können.  Dies  aber  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  es 
sich  nur  um  vereinzelte  Fälle  handelt  und  dass  eine  einge- 
hende Prüfung  der  Tarifverhältnisse  stattgefunden  hat. 

Dagegen  haben  es  Manche  als  vorteilhaft  bezeichnet,  die  erör- 
terte Einschränkung  der  Parität  wenigstens  für  einzelne  Artikel 
wieder  zu  beseitigen  und  etwaige  den  inländischen  Produkten 
gewährten  Ermässigungen  ohne  Rücksicht  auf  Richtung  und 
Bahnstrecke  auch  für  das  vom  Vertragsstaale  ankommende 
Gut  zu  verlangen.  Man  findet  nämlich  zuweilen  ein  ausge- 
prägtes Streben,  für  die  Ausfuhr  aus  einem  Staat  günstigere 
Frachtsätze  zu  gewähren,  als  für  den  Verkehr  innerhalb  des- 
selben. Soweit  die  Ausfuhr  von  dem  Staat  A  nach  dem  Ver- 
tragsstaat D  gerichtet  ist,  gewährt  die  Parität  in  ihrer  jetzigen 
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Fassung  diese  Frachtermässigungen  den  von  B  nach  A 
gehenden  Gütern  niclit,  ebenso  wenig  den  von  B  durch  A 
gehenden  Gütern,  sofern  nicht  dieselbe  Strecke  benutzt  werden 
kann.  Die  volle  Parität  dagegen  wird  hier  auch  dem  Gut  aus 
B  diese  Frachtvorteile  verschaffen  und  eine  dem  gemeinsamen 
wirtschaftspolitischen  Interesse  dem  Vertragsstaate  schädliche 
Überspannung  unterschiedlicher  Tarifierung  einen  Riegel  vor- 
schieben. 

Weiter  ist  angeregt  worden,  im  Falle  einer  zu  stark 
ausgedehnten  Ausbildung  der  örtlich  beschränkten  Tarifermäs- 
sigungen die  Paritätsabrede  dahin  zu  erweitern,  dass  einzelnen 
bestimmten  Artikeln  solche  Ermässigungen  schon  ab  Grenze 
zu  gewähren  sind. 

Aber  weder  Parität  noch  Meistbegünstigung  schaffen  an 
sich  qualitativ  hohe  Verkehrsleistungen  und  sie  nützen  nur 
unter  bestimmten  Voraussetzungen,  selbst  wenn  sie  ihrem 
Geiste  nach,  nicht  nur  dem  Buchstaben  entsprechend  erfüllt 
werden.  Sie  bringen  dem  einzuführenden  Gut  nur  dann  die 
erwünschten  Verkehrsleistungen  in  den  mehrfach  gedachten 
Richtungen,  wenn  auch  das  eigene  Produkt  oder  dasjenige 
eines  dritten  Landes  diese  Vergünstigungen  geniessen.  Sind 
die  Tarife  eines  Landes  hoch,  ist  die  Beförderung  langsam 
und  unpünktlich,  mag  dies  im  allgemeinen  oder  nur  für  das 
gerade  in  Frage  kommende  Gut  der  Fall  sein,  so  erfüllen  die 
erwähnten  Abreden  zwar  immerhin  einen  gewissen  Zweck, 
aber  doch  nur  in  negativer  Richtung,  insofern  nämlich,  als  sie 
das  fremde  Gut  vor  der  Gefahr  sichern,  noch  schlechter 
behandelt  zu  werden.  Liegen  solche  Verhältnisse  vor,  so  muss 
man  versuchen,  die  bessernde  Hand  anzulegen;  man  muss 
also  danach  streben,  im  Vertragswege  sei  es  allgemein,  sei  es 
für  bestimmte  Gütergruppen,  bessere  Verkehrsleistungen  zu 
erzielen.  Gerade  diese  Kenntnis  von  der  Eigenart  und  Beschaf- 
fenheit der  Verkehrsleistungen  eines  Landes  dürfte,  wie  schon 
eingangs  betont,  von  besonderer  Wichtigkeit  sein,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  irgendwelche  Abreden  zu  trefTen. 

Man  wird  aus  Zweckmässigkeitsgründen  gut  tun,  trotz 
jener  nur  in  groben  Umrissen  angedeuteten  Mangel  der  Pari- 
täts-  und  Meistbegünstigungsklausel  doch  nicht  auf  sie  zu  ver- 
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ziehten ;  sie  können  dem  einheimischen  Gut  manchen  Vorteil 
bringen  und  es  vor  manchen  Schaden  bewahren.  Immerhin 
ist  die  Frage  erörtert  worden,  ob  es  nicht  mögUch  ist,  jene 
Lücken  auszufüllen.  Es  ist  vorgeschlagen,  dass  man  zu  diesem 
Zweck  den  Grad  der  Vollkomm.enheit  oder  die  Qualität  der 
Verkehrsleistung  genau  festzulegen  versucht.  Dabei  käme  in 
erster  Linie  die  Dauer  der  Beförderung  namentlich  bei  leicht 
verderblichen  Gütern  (auch  Tieren),  vor  allen  aber  die  Höhe 
des  Frachtsatzes  und  seine  Anwendungsbedingungen  in  Betracht. 

Was  die  Dauer  der  Beförderung  anbelangt,  so  ist  hier 
schon  durch  das  Internationale  Übereinkommen  für  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr —  Art.  14.  —  eine  obere  Grenze  gezogen 
(für  Eilgüter  E\peditionsfrist  1  Tag,  Transportfrist  für  je 
auch  nur  angefangene  250  km  1  Tag).  Die  hier  zugelassenen 
Fristen  werden  —  wenigstens  von  den  deutschen  Eisenbahnen  — 
kaum  in  Anspruch  genommen,  tatsächlich  dauert  die  Beförde- 
rung dort  wesentlich  kürzere  Zeit.  Es  ist  angeregt,  bei  der 
nächsten  Revision  des  Berner  Übereinkommens  kürzere  Maximal- 
fristen festzusetzen;  allerdings  werden  sich  einem  solchen  Versuch 
erhebliche  Schwierigkeiten  entgegenstellen.  Unbeschadet  dieser 
Bestrebungen  hat  man  es  als  zweckmässig  bezeichnet,  zwischen 
einzelnen  Staaten  —  oder  auch,  sofern  es  tunlich,  unmittelbar 
zwischen  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen  —  die  Beförde- 
rungsverhältnisse sei  es  allgemein,  sei  es  nur  für  bestimmte 
Güter  oder  für  bestimmte  Richtungen  vertraglich   festzulegen. 

Die  Höhe  des  Frachtsatzes  untediegt  keiner  Beschränkung 
durch  das  Internationale  Übereinkommen.  Aber  auch  der  all- 
gemeinen Feststellung  durch  Staatsverträge  stellen  sich  zur  Zeit 
noch  kaum  überwindliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Das  er- 
gibt sich  schon  aus  folgender  kurzen  Erwägung.  Die  Festle- 
gung des  Entgelts  für  die  Eisenbahnleistung  ist  eine  ausseror- 
dentlich wichtige  Aufgabe,  von  ihrer  richtigen  Erfüllung  hängt 
einerseits  die  Rentabilität  des  Unternehmens,  aber  auch  die 
Befruchtung  der  Volkswirtschaft,  die  Befriedigung  staatswirt- 
schaftlicher Interessen  ab.  Es  ist  deshalb  ein  staatlisches 
Hoheitsrecht,  die  Tarife  der  Staatsbahnen  und  wenn  gesetzlich 
oder  konzessionsmässig  zulässig,  auch  der  Privatbahnen,  ihrem 
Betrage  nach  festzusetzen    oder  wenigstens,  wie  l)ei  einzelnen 
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Privatbahnen,  weitgehend  zu  beeinflussen  und  diesen  Einfluss 
bei  jeder  Gelegenheit  zu  stärken.  Die  Verschiedenheit  der 
finanziellen  Gebahrung  der  Eisenbahnen  —  auch  in  dem  Gebiet 
der  mitteleuropäischen  Länder  —  nicht  minder  die  Verschie- 
denheit der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hindert  nach  Meinung 
Vieler  derzeitig  die  F'estlegung  der  gleichen  Tarifhöhe  für 
alle  Gebiete;  die  Möglichkeit  einer  Änderung  der  Vorbedingun- 
gen für  die  Tarifhöhe  zu  einer  bestimmten  Zeit  hindern  daran, 
auf  eine  Bindung  aller  Tarifsätze  auch  nur  in  einem  Lande  für 
eine  längere  Zeitdauer  einzugehen. 

Das  vitale  Interesse  indes,  was  der  Güteraustausch  von 
Land  zu  Land  inbezug  auf  die  Höhe  der  Tarife  und  ihre 
Anwendungsbedingungen  hat,  lässt  es  Manchen  erstrebenswert 
erscheinen,  jene  Forderung  doch  wenigstens  im  beschränkten 
Umfang  durchzuführen.  Hier  wird  meist  in  Betracht  gezogen, 
neben  der  Parität  und  Meistbegünstigung 

ü)  den  Tarifsatz  für  einzelne  bestimmte  Artikel,  sei  es  all- 
gemein oder  für  bestimmte  Bichtungen  und  Gebiete,  vertrag- 
lich zu  vereinbaren  oder  wenigstens 

b)  die  einseitig  und  selbständig  von  einem  Staat  oder  einer 
Eisenbahn  festgesetzten  Tarifsätze  für  einzelne  bestimmte  Ar- 
tikel als  für  eine  längere  Zeit  unveränderhch  festzulegen  und 
allgemein  eine  längere,  strikt  innezuhaltende  Übergangsfrist  für 
Tariferhöhungen  vorzusehen. 

Am  zweckmässigsten  wird  das  — so  meint  man  —  in  Handels- 
oder anderen  Staatsverträgen  geschehen,  nur  in  Ausnahmefällen 
werden  Verabredungen  der  Eisenbahnverwaltungen  genügen.  In 
den  Fällen  zu  a)  werden  solche  Güter  ausgewählt  werden,  auf 
deren  Absatz  nach  dem  Nachbarstaat  oder  in  der  Durchfuhr 
durch  ihn  nach  einem  dritten  Lande  besonderer  Wert  gelegt 
wird.  Die  Vereinbarung  wird  sich  hier  in  der  Begel  auf  den 
kilometrischen  Einheitssatz  beziehen,  wobei  die  ganze  Art  der 
Tarifbildung,  namentlich  die  Entfernungsberechnung  und  die 
Begriffsbestimmung  für  das  begünstigte  Gut  genau  festzulegen 
ist.  Es  ist  auch  erwogen,  eine  solche  Vereinbarung  auf  bestimmte 
Gebiete  namentlich  dann  zu  beschränken,  wen  ein  Mehr  nicht 
erreichbar  ist.  Eine  derartig  örtlich  begrenzte  Bestimmung 
findet  sich  beispielsweise  im  deutsch-russischen  Handelsvertrag. 
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Ist  eine  solche  Begrenzung  der  absoluten  Höhe  nicht 
durchzusetzen  oder  gar  nicht  einmal  nötig,  so  ist  es  vielfach  als 
nützlich  bezeichnet,  die  Tarifsätze  für  bestimmte  Güter  lediglich 
relativ  zu  begrenzen.  Man  könnte,  um  ein  Beispiel  anzuführen, 
davon  absehen,  die  Frachtsätze  für  Holz  ziffermässig  zu  bestim- 
men, statt  dessen  aber  eine  Verpflichtung  dahingehend  ver- 
einbaren, dass  Schnittholz  nicht  höher  zu  berechnen  sei  als 
Stammholz.  Man  trifft  damit  das  nicht  selten  beobachtete  Stre- 
ben, aus  protektionistischen  Gründen  die  Verarbeitung  eines 
Produktes  im  eigenen  Lande  zu  begünstigen,  die  Ausfuhr  des 
Rohstoffs  oder  Halbfabrikats  zu  erschweren  und  zu  diesem 
Zweck  den  Rohstoff  höher  zu  tarifieren  als  die  Erzeugnisse 
des  fortgeschrittenen  Produktionsvorgangs.  Auch  an  Artikel 
wie  Roh-  und  Reinbenzin,  Gerste  und  Malz,  Rohspiritus  darf 
hier  erinnert  werden.  Der  einzelne  Vertragsteil  bleibt  in  der 
Wahl  des  Preises  für  die  Leistung  gänzlich  frei,  er  darf  nur  in 
der  angedeuteten  Richtung  keine  Differenzierung  vornehmen. 

Abgesehen  von  einer  Gleichstellung  ist  auch  die  Fest- 
setzung einer  Verhältniszahl  in  Betracht  gezogen,  die  nicht 
über-  oder  unterschritten  werden  darf. 

Die  Dauer  dieser  Festsetzungen  wäre  zu  vereinbaren. 

Die  vorher  zu  b)  erwähnte  Vereinbarung  wird  ebenfalls 
als  geeignet  bezeichnet,  den  gegenseitigen  Verkehrsinteressen  zu 
dienen.  Hier  ist  an  die  Fälle  gedacht,  in  denen  entweder  überhaupt 
keine  Verabredung  der  zu  a)  gedachten  Art  erfolgt  oder  in  denen 
es  sich  um  andere  Güter  handelt  als  diejenigen,  bei  denen 
eine  solche  Festsetzung  der  Höhe  stattgefunden  hat.  Es  ist  die 
früher  erwähnte  Forderung  der  Stetigkeit  der  Tarife,  der  hier- 
durch Rechnung  getragen  wird.  Bekannthch  wird  den  Erwä- 
gungen über  die  Wahl  eines  Bezugs-  oder  Absatzorts  von  Pro- 
duzenten und  Konsumenten,  von  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel,  nicht  selten  auch  über  die  Wahl  des  Standorts  eines 
Unternehmens  eine  bestimmte  Frachtlage  zugrunde  gelegt. 
Die  an  einen  bestimmten  Zeitpunkt  bestehende  Fracht  für 
einen  Roh-  oder  Hilfssloff,  ein  Halbfabrikat  oder  Fabrikat  wird 
in  die  Rechnung  eingestellt  und  bei  dem  häufig  sehr  lebhaften 
Wettbewerb  muss  innerhalb  so  enger  Grenzen  kalkuliert  wer- 
den, dass  schon  geringe  Mehr-  oder  Minderbeträge  an  Fracht 
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den  Abschluss  des  Geschäfts  und  sein  Gelinf^en  stark  beein- 
flussen. Kann  der  Abschluss  angesichts  einer  bestimmten  Fracht- 
lage gerade  noch  gewagl  werden,  so  ist  es  klar,  dass  jede 
Frachterhöhung  einen  —  nach  Lage  des  Falls  sehr  hohen  — 
Schaden  bringen  muss.  Der  Kreis  der  durch  eine  Erhöhung 
der  Tarife  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Verkehrsinteressenten 
ist  umso  grösser,  je  kürzer  die  Übergangszeit  für  die  Tarif- 
erhöhung ist.  Deshalb  ist  auch  vielfach  für  Tariferhöhungen 
eine  Veröffentlichungsfrist  vorgesehen,  vor  deren  Ablauf  das 
Inkrafttreten  der  Massnahmen  verboten  ist ;  in  Österreich, 
Ungarn  und  Deutschland  beträgt  diese  Frist  2  Monate  (früher 
6  Wochen).  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft  beklagen 
sich  mit  Recht  über  den  Schaden,  der  ihnen  durch  kurzfristige 
Erhöhungen  der  Tarife  erwächst,  namentlich  wenn  sich  das 
wiederholt.  Auch  in  dem  Gebiet  des  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereins sind,  selbst  in  der  letzten  Zeit,  Tariferhöhungen 
nicht  ausgeblieben,  die  einen  grösseren  oder  kleineren  Kreis  im 
In-  und  Ausland  getroffen  haben.  Ja  es  ist  sogar  vorgekommen,  dass 
man  die  erwähnte  Frist  durch  rechtzeitige  Veröffentlichung  der 
völligen  Aufhebung  des  Tarifs  ohne  Bekanntmachung  der  neuen 
Frachtsätze  umgangen  und  diese  letzten  erst  sehr  spät  ver- 
öffentlicht hat  Eine  Beseitigung  dieser  Möglichkeit,  vielleicht 
auch  eine  Verlängerung  jener  zweimonatigen  Frist  wird  ange- 
strebt; ob  dies  durch  eine  Ausgestaltung  des  Internationalen 
Übereinkommens  oder  durch  Handelsverträge  zu  geschehen 
hat,  kann  hier  dahingestellt  bleiben. 

Daneben  kann  es  zweckmässig  erscheinen,  für  bestimmte 
Artikel  die  Bindung  der  Frachtsätze  noch  auf  längere  Zeit. zu 
vereinbaren. 

Über  alle  hier  erörterten  Fragen  sind  weder  in  der 
Theorie  noch  in  der  Praxis  die  Meinungen  geklärt,  überall 
findet  man  ein  lebhaftes  Für  und  Wider;  die  Aufgabe  des 
Referats  konnte  nur  sein,  die  Aufmerksamkeit  auf  eine  Reihe 
von  Punkten  zu  lenken,  eine  erschöpfende  Erörterung  war 
nicht  angängig.  Dabei  hebe  ich  aber  als  selbstverständlich  her- 
vor, dass  ich  durchweg  nicht  in  amtlicher  Eigenschaft  gesprochen, 
sondern  lediglich  meine  privaten  Ansichten  mitgeteilt  habe. 
Mit  dieser  Massgabe  kann  ich  mich  im  grossen  und  ganzen 
den  aufgestellten  Leitsätzen  anschliessen. 
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Übergang 

(geographische 
Reihenfolge) 


Myslowitz 

Oswiecim 

Dzieditz . 

Oderberg 

Troppau 

Jägerndorf 

Ziegenhals 

Heinersdorf 

Mittelwalde 

Mittelsteine 

Halbstadt    . 

Liebau    .    . 

Grünthal     . 

Seidenberg 

Reichenberg 

Warnsdorf 

Ebersbach  . 

Sebnitz    .    . 

Bodenbach 

Moldau  .     . 

Reitzenhain 

Weipert .    . 

Johanngeorgenstadt 

Klingenthal 

Franzensbad 

Eger   .    . 

Fürth      . 

Eisenslein 

Passau  . 

Simbach 

Salzburg 

Kufstein 

Eindau  . 


Eröffnet 
am  : 


30 

16 

24 

1 

20 

25 

1 

1 

.") 

5 

15 

29 

1 

1 

1 

15 

1 

1 

6 

18 

12 

15 

20 

24 

1 

1 

20 

15 

20 

1 

1 

5 

12 


10 
3 
6 
9 

10 
9 

11 

11 
9 
4 
5 

12 

10 
7 

12 
9 

11 
7 
4 
5 
7 

10 
9 

12 

11 

11 
9 

11 
9 
4 
8 
3 

10 


1846 
1863 
1870 
1848 
1895 
1873 
1875 
1893 
1875 
1889 
1877 
1869 
1902 
1875 
1859 
1876 
1873 
1877 
1851 
1885 
1875 
1878 
1883 
1875 
1865 
1865 
1861 
1877 
1860 
1871 
1860 
1858 
1853 


Anlage  1. 


Zeitliche  Reihenfolge 


1846 

Myslowitz  .... 

1848 

Oderberg    .... 

1851 

Bodenbach.     .     ,    . 

1853 

Lindau    

1858 

Kufstein      .... 

1859 

Reichenberg  .     .     . 

1860 

Passau 

1860 

Salzburg     .    .    .    . 

1861 

Fürth 

1863 

Oswiecim    .    .    .    . 

1865 

Eger 

18ü5 

Franzensbad  .    .    . 

1969 

Liebau 

1870 

Dzieditz 

1871 

Simbach      .     .    .    . 

1873 

Jägerndorf.     .     .     . 

1873 

Ebersbach  .... 

1875 

Ziegenhals .... 

1875 

Mittelwalde    .    .    . 

1875 

Seidenberg.     .     .    . 

1875 

Reitzenhain    .     .    . 

1875 

KUngenthal     .     .    . 

1876 

Warn.sdorf      .     .    . 

1877 

Halbstadt   .     .     .     . 

1877 

Sebnitz 

1877 

Eisenstein  .    .    .    . 

1878 

Weipert 

1883 

Johanngeorgenstadt 

1885 

Moldau 

1889 

Mittelsteine     .     .    . 

1893 

Geinersdorf    .    .    . 

1895 

Troppau     .     .    .    . 

1802 

Grünthal     .    .    .     . 

Anlage  2. 
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Kombinationen  für  die  Serientarife. 


Serien  laril 


für 


No. 


a»  - 


T  a  r  i  f  i 


e  r  u  u  g 


Österreich  und  Ungarn 


Deutschland 


CQ 


3 
00 


IIA 
IIA 
IIA 


IIB 
IIB 
IIB 


HC 
HC 
HC 


HD 
HD 
HD 


HE 
HE 
IIE 


HIA 
HIB 
HIC 
IIID 
HIE 
IIIF 
IIIG 
HIH 


Sl. 

5t 

10  t 


l'..facli  gewühiil.  Eilgut 

i';2   .     ^     , 

IV2  . 


Doppeltes  Eilslückj^ul 
AUg.  Wagenladungs-Kl.  AI  4 fach 
.     B  4facli 


St. 

5  t 

10  t 


Gewöhnliches  Eilgut 


Sp.T.  für  best.  Eilgüter  (Stückg.) 

,    ,     ,       ,  „         (AI) 

„    .     „       „  „        {B) 


St. 

5t 

lü  t 


St. 

5  t 

10  t 


St. 

5  l 

10  t 


St. 

5  t 

10  1 


St. 


Ermässigtes  Eilgut 


Sp.T.  für  best. Eilgüter  (Stückg.) 

.    .     .       „  „        (AI) 

,    .     .       .  ,        (B- 


Ermässigtes  Eilgut 


Ermässigtes  Eilgut 


Ermässigtes  Eilgut 


Stückgutklasse  II 
Wagenladungsklasse  A 

Slückgutklasse  1 
Wagenladungsklasse  A 

Stückgutklasse  I 
Sperrig 

n 

Slückgutklasse  II 


Eilgut 
AUg.Wagenladungs-Kl.  AI  dopp, 
„     B      . 


Sp.T.  für  best. Eilgüter  (Stückg.) 

Spezialtarif  A2 

Spezialtarif  I 


Sp.T. für  best. Eilgüter  (Stückg.^ 
Spezialtarif  A2 
Spezialtarif  II 


Sp.  T.  für  bestimmte  Stückgüter 


Sp.T 


Stückgüter 
Stückgüter  lV2fach 

Stückgüter 
für  bestimmte  Stückgüter 
Stückgüter  P  »fach 


s 

OD 

3 

CS 


IV  (auch  IVA 
oder  IVB) 


5  t 


Stückgutklasse  I  oder  II 
(Güter  aller  Art) 


Spezialtarif  A2 


V  (auch  VA 
oder  VB) 


5t 


Stückgutklasse  I  oder  II 
(Güter  aller  Art) 


Spezialtarif  II 


VIA 


5  t 


Wagenladungsklasse  A 

(für  Güter,  welche  zu  10  t 

nach  Klasse  A  oder  B  oder 

Sp.  T.  1  tarifieren) 


Spezialtarif  II 


VIB*) 


5  t 


Wagenladungsklasse  A 
(für  Güter,  welche  zu  10  t 
nach  Klasse  C  tarifieren) 


Spezialtarif  II 


VIC*j 


5  t 


Wagenladungsklasse  A 

(für  Güter,  welche  zu  10  t 

nach  Sp.  T.  2  tarifieren) 


Spezialtarif  II 


VID*) 


oder  die 


Wagenladungsklasse  A 
5  t    I  (für  Güter,  welche  zu  10  t 
nach  Sp.  T.  3  tarifieren) 


Spezialtarif  II 


Für  gewisse  Gewichtsmengen  ergibt  die  Umbehandlung  in  den  deutsch-österreichischen  Grenzstationen 
Frachtzahlung  für  10  t  eine  billigere  Fracht. 
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Serientarif 

o 

T  a  r  i 

f  i  e  r  u  n  g 

für           No. 

Österreich  und  Ungarn 

Deutschland 

c 
a 

-2 
's 
o 

VII 

5t 

Sperrig  (Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  A  2 

VIII 

5  t 

Sperrig  (Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  II 

IX 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  B 

Allg.  Wagenladungs-Klasse  B 

X 

10  t 

bzw.  Lg. 

Wagenladungs-KIasse  C 

AUg.  Wagenladungs-Klasse  B 

XI 

10  t 

Spezialtarif  1 

Allg.  Wagenladungs-Klasse  B 

XII 

10  t 
bzw.  Lg. 

Spezialtarif  3 

Allg.  Wagenladungs-Klasse  B 

XIII 
(auch  XI  IIA 
oder  XIIIB) 

10  t 

Stückgul-Klasse  I  oder  II 
(Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  I 

XIV 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  B 

Spezialtarif  I 

XV 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  C 

Spezialtarif  I 

XVI 

10  t 

Spezialtarif  I 

Spezialtarif  I 

XVII 
(auch  XVIIA 
oderXVIIB) 

10  t 

Stückgut-Klasse  I  oder  II 
(Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  II 

XVIIl 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  A 

Spezialtarif  II 

XIX 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  C 

Spezialtarif  II 

XX 

10  t 

Spezialtarif  2 

Spezialtarif  II 

XIX 
(auch  XXIA 
oder  XXIB) 

10  t 

Stückeilgut-Klasse  I  oder  II 
(Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  III 

XXII 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  A 

Spezialtarif  III 

XXIII 

10  t 

Wagenladungs-Klasse  B 

Spezialtarif  III 

XXIV 

10  t 

Spezialtarif  1 

Spezialtarif  III 

XXV 

10  t 

Spezialtarif  2 

Spezialtarif  III 

XXVI 

10  t 

bzw.  Lg. 

Spezialtarif  3 

Spezialtarif  III 

XXVII 

10  t 

Sperrig  (Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  II 

XXVIII 

10  t 

Sperrig  (Güter  aller  Art) 

Spezialtarif  III 

XXIX 

10  t 

Spezialtarif  3 

Spezialtarif  I 

XXX 

10  t 

Spezialtarif  3 

Spezialtarif  II 

Die  Trennung  der  .Serientanfe  IV.  V,  XIII,  XVII  und  XXI  in  Unterabteilungen  (A  und  B)  hat  in  den 
Tarifen  Teil  II  nur  hinsichtlich  jener  Stationsverbindungen  zu  erfolgen,  in  welchen  nicht  für  den  ganzen 
österreichischen  oder  österreichisch-ungarischen  Durchlauf  Ausnahmetarife  für  Güter  aller  Art  zu  berück- 
sichtigen sind. 


Kombinationen  für  den  Klassentarif. 
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Verbandsklassifikaüon 


Österreich  und  Ungarn 


Deutschland 


St. 


St. 


Eilgut 


Sperrig 


Eilgut,  gewöhnliches 


Sperrig 


Eilgut 


Sperrig 


St. 


Sperrig*) 


Sperrig 

Stückgut-Klasse  I 
,      II 


Stückgut-Klasse,  Spezialtarif 
für  bestimmte  Stückgüter 

Sperrig 


St. 


Stückgut-Klasse  I 


Stückgut-Klasse  I 


Stückgut-Klasse 


St. 
St. 


Stückgut-Klasse  I*) 


Stückgut-Klasse  I 


Spezialtarif  für  bestimmte 
Stückgüter 


Stückgut-Klasse  n 


Stückgut-Klasse  U 


Stückgut-Klasse 


St. 


Stückgut-Klasse  II*) 


Wagenladungs-Klasse  A 

Stückgut-Klasse  II 
Wagenladungs-Klasse  A 


Stückgut-Klasse 
i  Spezialtarif  tür  bestimmte 
)  Artikel 


St. 


A  2* 


Wagenladungs-Klasse  A 


Stückgut-Klasse  für  das 

halbe  Gewicht 

(bei  Fäss.  gebrauchten  usw.) 


5  t 


Wagenladungs-Klasse  A  1 


Wagenladungs-Klasse  A 


Wagenladungs-Klasse  A  1 


10  t 


Wagenladungs-Klasse  B 


Wagenladungs-Klasse  A 


Wagenladungs-Klasse  B 


10  t 


Wagenladungs-Klasse  B*) 


6  t 


Spezialtarif  A  2 


5  t 


10  t 


Spezialtarif  A  2») 


Spezialtarif  I 


Wagenladungs-Klasse  B 
Spezialtarif  1 


Wagenladungs-Klasse  A 


Wagenladungs-Klasse  A 


Wagenladungs-Klasse  A 


Wagenladungs-Klasse  B 
B 
B 


Spezialtarif  A  2 


Spezialtarif  II  für  Güter  des 
deutschen  Spezialtarifs  III 
in  Ladungen  zu  5000  kg 


Spezialtarif  I 


10  t 


Spezialtarif  I*) 


Wagenladungs-Klasse  A 

,        A 

B 

»       C 

Spezialtarif  1 

1 
1 


Spezialtarif  II 
III 
I 
I 
I 
II 
III 


10  t 


Spezialtarif  II 


Wagenladungs-Klasse  B 


Spezialtarif  II 


10  t 


Speziali  arif  II*) 


10  t 


Wagenladungs-Klasse  C 
Spezialtarif  2 

Wagenladungs-Klasse  B 
Spezialtarif  2 
3 


Spezialtarif  II 

III 
III 
II 


Spezialtarif  III 


Wagenladungs-Klasse  C 


Spezialtarif  III 


Spezialtarif  III») 


Spezialtarif  3 


Spezialtarif  III 


Vereinheitlichung  der  Gütertransportbedin- 
gungen   im   mitteleuropäischen    Verkehr. 

Bericht  des  Referenten  Dr.  Freymark-Breslau. 

Der  Gesichtspunkt,  unter  dem  ich  das  Thema : 

„Die  Frage  der  Möglichkeit  einer  weitergehenden 
Vereinheitlichung  der  Gütertrnnsporlhedingungen  und  der 
Herbeiführung  einer  gleichmässigen  Anwendung  derselben 
zwischen  den  mitteleuropäischen  Staaten" 

betrachte,  ist  und  kann  in  diesem  Kreise  lediglich  der  Ge- 
danke sein,  der  in  den  mitteleuropäischen  Wirtschaflsvereinen 
seine  Verkörperung  gefunden  hat :  die  Schaffung  eines  mög- 
lichst einheitlichen  mitteleuropäischen  Wirtschaftsgebietes, 
unbeschadet  der  Selbständigkeit  der  Wirtschaftspolitik  der 
einzelnen  Staaten.  Es  erübrigt  sich  somit,  zu  prüfen,  ob  und 
aus  welchen  Gründen  in  den  Gütertransportbedingungen,  deren 
Regelung  für  die  Gestaltung  des  Erwerbslebens  von  grösster 
Bedeutung  ist  und  zweifellos  unter  den  Aufgabenkreis  der  mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  fällt,  eine  Vereinheitlichung 
und  Erleichterung  beim  Verkehr  zwischen  den  einzelnen 
Staaten  Mitteleuropas  erwünscht  und  notwendig  ist ;  das  Stre- 
ben danach  kann  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  werden. 
Es  bleibt  nur  zu  untersuchen,  in  welchen  Punkten  eine  Ver- 
einheitlichung vor  allem  erfordedich  erscheint,  und  inv^ieweit 
sie  sich  mit  dem  Grundsatze  der  Wahrung  der  Selbständigkeit 
der  Wirtschaftspolitik  der  verschiedenen  mitteleuropäischen 
Staaten  vereinigen  lässt. 

Bei  der  Auswahl  der  zu  erörternden  Fragen  muss  ich 
mir  entsprechend  meinem  Erfahrungskreis  in  zwei  Richtungen 
Beschränkung  auferlegen  :  einmal  werde  ich  nur  die  Bezie- 
hungen zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Österreich-Ungarn 
in  Betracht  ziehen ;  zum  anderen  werde  ich  das  Thema 
lediglich    vom    Standpunkte    des    Verkehrsinteressenten    aus 
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behandeln,  dagegen  alle  die  Fragen,  die  die  Eisenbahnver- 
waltung selbst  berühren,  ausser  Acht  lassen,  so  bedeutungsvoll 
sie  auch  mittelbar  für  die  Verkehrtreibenden  mitunter  sein 
mögen. 

Zwei  Fragen  treten  für  den  Verkehrtreibenden  in  den 
Vordergrund  des  Interesses  :  einmal  die  Gestaltung  der  Tarife 
und  zum  anderen  die  Abfertigung  der  Güter. 


AJ  Tarifwesen. 

I.  Materielle   Tarifgestaltung. 

Hinsichtlich  der  materiellen  Gestaltung  der  Tarife  stellt 
der  Verkehrtreibende  vor  allem  folgende  Ansprüche:  Die 
Tarife  sollen  nicht  so  hoch  sein,  dass  sie  den  Verkehr  über- 
mässig erschweren  oder  gar  unmöglich  machen :  sie  sollen 
ferner  die  Konkurrenz  nicht  begünstigen.  In  beiden  Bezie- 
hungen interessieren  hauptsächlich  die  Ausnahmetarife,  die  in 
Deutschland  etwa  zwei  Dritteln  des  gesamten  Güterverkehrs 
als  Grundlage  dienen,  mithin  das  Rückgrat  des  Tarifwesens 
darstellen,  besonders  soweit  Massengüter   in    Frage   kommen. 

In  den  Ausnahmetarifen  haben  die  Eisenbahnverwaltungen 
ein  überaus  wirksames  Werkzeug  zur  Beeinflussung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  der  Hand.  Mit  ihrer  Hilfe  können 
sie  das  Blühen  und  ebenso  das  Dahinsiechen  ganzer  Erwerbs- 
zweige und  Verkehrsbeziehungen  bewirken.  P^ür  die  inter- 
nationale Verkehrsgestallung  sind  die  Ausnahmetarife  vielfach 
von  grösserer  Bedeutung,  als  die  Zölle.  Bei  einem  Artikel, 
wie  Stammholz,  der  im  deutsch-österreichisch-ungarischen  Ver- 
kehr eine  grosse  Rolle  spielt,  beträgt  z.  B.  der  deutsche  Zoll 
12  Pfg.  für  100  kg,  der  Frachtsatz  dagegen  für  die  Strecke  Lem- 
berg — Breslau,  also  eine  verhältnismässig  kurze  Strecke,  148  Pfg. 
Für  einzelne  Massengüter,  z.  B.  Kohlen  und  gewisse  Futter- 
mittel, gibt  es  überhaupt  keine  Zölle,  sind  mithin  die  Frachten 
für  die  Verkehrsgestaltung  von  alleiniger,  ausschlaggebender 
Bedeutung. 
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In  welchen  Beziehnngen  ist  den  Eisenbahnverwaltungen 
eine  Einschränkung  bei  der  Erstellung  der  Ausnahmetarife 
durch  vertragliche  Abmachungen  zum  Zwecke  der  Erfüllung 
der  gekennzeichneten  Wünsche  der  Verkehrsinteressenten 
auferlegt  worden,  oder  erscheint  eine  solche  für  die  Zukunft 
erwünscht  ? 

a)  Relative  Höhe  der  Tarife. 

Bisher  ist  hauptsächlich  die  relative  Höhe  der  Tarife,  d.  h. 
das  Verhältniss  zwischen  den  Frachtsätzen  für  Transporte  des 
Inlandes  oder  eines  dritten  Staates  einerseits  und  Transporten 
des  Vertragsstaates  andererseits  Gegenstand  vertraglicher  Ab- 
machungen gewesen,  zu  dem  Zwecke,  die  Angehörigen  des 
Vertragsstaates  vor  einer  Begünstigung  der  Konkurrenz  sicher 
zustellen.  Diese  Frage  stellt  gegenwärtig  den  Schwerpunkt 
des  Problems  der  Bindung  der  Tarifsätze  dar  und  wird 
auch  in  Zukunft  das  Hauptfeld  für  vertragliche  Abmachungen 
bleiben. 

a)  Verhältniss  zwischen  den  Frachtsätzen  für  inländische  Trans- 
porte und  Transporte  des  Vertragsstaates. 

Zunächst  das  Verhältniss  zwischen  den  Frachtsätzen  für 
Transporte  des  Vertragsstaates  und  inländische  Transporte. 
Grundlegend  ist  hierfür  bisher  im  deutsch-österreichisch-unga- 
dischen  Verkehr  neben  einigen  besonderen  Abkommen  über 
die  Herstellung  von  Eisenbahnanschlüssen  besonders  der 
Artikellö  Abs.  I.  des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Handels- 
vertrages, der  die  sogenannte  Paritätsklausel  enthält  und  fol- 
gendes vorschreibt : 

„Auf  Eisenbahnen  soll  sowohl  hinsichtlich  der  Beför- 
derungspreise als  der  Zeit  und  Art  der  Abfertigung  kein  Unter- 
schied zwischen  den  Bewohnern  der  Gebiete  der  vertrag- 
schliesenden  Teile  gemacht  werden.  Namentlich  soUen  die 
aus  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  in  das  Gebiet  des  anderen 
Teiles  übergehenden  oder  das  letztere  transitierenden  Trans- 
porte weder  in  Bezug  auf  die  Abfertigung,  noch  rücksichtlich 
der  Beförderungspreise  ungünstiger  behandelt  werden,  als  die 
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aus   dem    Gebiete   des   betreffenden   Teiles   abgehenden    oder 
darin  verbleibenden  Transporte," 

Das  Schlussprotokoll  führt  im  einzelnen  folgendes  aus: 
„Die  vertragschliessenden  Teile  sind  darüber  einig,  dass 
die  Frachttarife  und  alle  Frachtermässigungen  oder  sonstigen 
Begünstigungen,  welche,  sei  es  durch  die  Tarife,  sei  es  durch 
besondere  Anordnungen  oder  Vereinbarungen,  für  Erzeugnisse 
der  eigenen  Landesgebiete  gewährt  werden,  soweit  es  sich 
nicht  um  Transporte  zu  milden  oder  öffentlichen  Zwecken 
handelt,  den  gleichartigen,  aus  dem  Gebiete  des  einen  Teiles 
in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  übergehenden  oder  das 
letztere  transitierenden  Transporten  bei  der  Beförderung  auf 
derselben  Bahnstrecke  und  in  derselben  Verkehrsrichtung  in 
gleichem  Umfange  zu  bewilligen  sind.  Demgemäss  sind  ins- 
besondere die  auf  der  Beförderungsstrecke  bei  gebrochener 
Abfertigung  auf  Grund  der  Lokal-  bezw.  Verbandtarife  sich 
ergebenden  Frachtsätze  auf  Verlangen  des  anderen  Teiles  auch 
in  die  direkten  Tarife  einzurechnen." 

Gleichartige  Bestimmungen,  die  nur  der  Fassung  nach 
etwas  abweichen,  finden  sich  in  den  Verträgen  des  Deutschen 
Reiches  mit  Belgien  (Art.  10),  Italien  (Art.  10a),  Russland 
(Art.  19),  Serbien  (Art.  IX.  b),  Schweden  (Art.  12);  mit  den 
letzten  4  Staaten  mit  der  Nebenabmachung  der  Meist- 
begünstigung. 

An  der  Spitze  dieser  Bestimmungen  steht  also  der  Grund- 
satz völliger  Parität  hinsichtlich  der  Tarife,  wie  auch  der  Ab- 
fertigung ;  doch  ist  er  durch  die  Nachsätze  in  manchen  Punkten 
eingeschränkt  worden.  Unter  Heranziehung  der  Tarifpraxis, 
soweit  sie  von  dem  Gegenkontrahenten  entweder  stillschweigend 
oder  ausdrücklich  oder  durch  Nachahmung  gebilligt  worden 
ist,  dürfte  sich  in  den  Hauptpunkten  als  Wille  der  Vertrag- 
schhessenden  folgendes  feststellen  lassen: 

Zunächst  gilt  die  Parität  nicht  hinsichtlich  der  Frachter- 
mässigungen, die  für  milde  oder  öffentliche  Zwecke  eingeführt 
worden  sind.  Zu  zweit  —  und  das  ist  das  Wichtigste  —  haben 
die  Erzeugnisse  des  Vertragsstaates  keinen  Anspruch  auf 
Frachtermässigungen,    die    für   die   entgegengesetzte   Richtung 
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oder  für  andere  Bahnstrecken  gelten ;  der  eine  Kontrahent 
braucht  den  Erzeugnissen  des  Vertragsstaates  Tarifvergünsti- 
giingen  nur  insofern  einzuräumen,  als  sie  im  internen  Verkehr 
in  derselben  Richtung  und  auf  derselben  Bahnstrecke  bestehen. 
Die  letztere  Einschränkung  besagt  auch,  dass  die  im  internen 
Verkehr  bestehenden  Tarife  den  fremden  Erzeugnissen  nur  in 
dem  Umfange  zur  Verfügung  zu  stellen  sind,  in  dem  sie  in 
dem  ersteren  selbst  eingeführt  sind.  Wenn  die  Tarife  im 
internen  Verkehr  nicht  für  die  Grenzstation  selbst,  sondern 
lediglich  für  weiter  im  Binnenlande  gelegene  Stationen  gel- 
ten, genügt  es,  die  Frachtermässigung  den  fremden  Erzeug- 
nissen von  diesen  aus,  sofern  sie  auf  dem  Transporte  be- 
rührt werden,  zur  Verfügung  zu  stellen ;  die  Gewährung 
gleichartiger  Tarife  von  der  Grenzstation  selbst  ist  nicht  erfor- 
derlich. 

Dem  Rechte  jedes  der  beiden  Kontrahenten,  bei  der  Ein- 
fuhr seiner  eigenen  Erzeugnisse  in  und  der  Durchfuhr  derselben 
durch  das  Gebiet  des  Vertragsstaates  paritätische  Behandlung 
in  diesen  Grenzen  mit  den  Transporten  im  internen  Verkehi- 
des  anderen  zu  fordern,  steht  nicht  die  Pflicht  gegenüber,  bei 
der  Ausfuhr  seiner  ^Erzeugnisse  auf  seinen  Bahnen  dieselben 
Tarife  anzuwenden,  wie  im  eigenen  internen  Verkehr.  Oder 
umgekehrt  ausgedrückt :  Jeder  der  Vertragsstaalen  braucht  die 
Parität  nur  den  Erzeugnissen  des  kontrahierenden  Staates  bei 
der  Ein-  und  Durchfuhr  in  und  durch  das  eigene  Gebiet  ange- 
deihen  zu  lassen,  nicht  aber  auch  den  von  diesem  bezogenen 
Waren.  Von  dieser  Ermächtigung  ist  vielfach  Gebrauch 
gemacht  worden,  und  zwar  zu  dem  Zwecke,  das  Ausland 
nicht  in  den  Genuss  von  F'rachtermässigungen  für  Rohstolfe 
gelangen  zu  lassen.  So  bestehen  im  internen  Verkehr  Öster- 
reichs ermässigte  Tarife  für  Zelluioseholz,  die  dem  Versande 
nach  Deutschland,  auch  auf  derselben  Bahnstrecke  und  in 
derselben  Richtung,  nicht  zugestanden  werden.  So  ist  ferner 
auf  beiden  Seiten  die  sogenannte  AblLihrklausel  in  Geltung, 
nach  der  bestimmte  Tarife  nur  bei  Abfuhr  der  Erzeugnisse 
von  bestimmten  Stationen  mittels  Achse  usw.  oder  bei  Ver- 
bleiben  und  Weiterverarbeitung  in  l)estimniten  Fabrikations- 
stätten gewährt    werden;    die    Sendungen    nach    dem  Gebiete 
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des  Vertragsstaates  werden  also  grundsätzlich  davon  ausge- 
schlossen. So  findet  sich  ferner  in  manchen  Tarifen,  z,  B. 
in  den  Notstandstarifen  für  Futtermittel,  die  Bestimmung: 
„Zur  Verwendung  im  hilande." 

Die  P^age  schliesslich,  was  für  Frachtermässigungen  und 
sonstige  Vergünstigungen  bei  Erfüllung  der  genannten  Voraus- 
setzungen den  Erzeugnissen  des  Vertragsstaates  einzuräumen 
sind,  ob  auch  dabei  eine  Einschränkung  gemacht  werden 
kann,  ist  bisher  nicht  völlig  geklärt  worden.  Die  wiederholten 
Streitfragen  sind  zwar  im  einzelnen  Falle  tatsächlich,  nicht 
aber  auch  grundsätzlich  gelöst  worden.  So  haben  z.  B.  die 
ungarischen  Bahnen  vor  Jahren  die  sogenannten  Lokotarife, 
die  lediglich  beim  Versande  von  einer  bestimmten  Station  aus 
gewährt  und  den  Transporten  des  fremden  Staates  ebenso, 
wie  denen  des  eigenen  Staates,  soweit  sie  von  anderen  Statio- 
nen kamen,  vorenthalten  wurden,  aufgehoben,  ohne  eine  Ver- 
pflichtung dazu  auf  Grund  des  Handelsvertrages  anzuerkennen.^ 
In  gleicher  Weise  haben  neuerdings  die  deutschen  Bahnen 
die  Beschränkung  bestimmter  Vergünstigungen  und  Frachter- 
mässigungen, z.  B.  für  Ausnutzung  des  Ladegewichts  grosser 
Wagen  und  für  den  Versand  von  Eisen  auf  die  mit  Fuhr- 
werk, Kleinbahn  etc.  zugeführten  Waren  („  Anfuhrklausel"),  fallen 
lassen,  indem  sie  sich  jedoch  ausdrücklich  dagegen  verwahrten, 

1  In  dem  Werke :  „Handausgabe  der  österreichischen  Gesetze  und 
Verordnungen".  Heft  19.  „Die  Bestimungen  der  neuen  Handelsverträge 
und  der  Vereinbarungen  mit  Ungarn  sowie  der  Staatsverträge  über  das 
Eisenbahntarifwesen",  dargestellt  von  Dr.  Fritz  Zadnik,' Wien  1908,  Seite 
66,  wird  über  die  Frage  folgendes  ausgeführt: 

,Die  Begünstigungen  sind  im  gleichen  Umfange  zu  bewilligen,  das 
heisst,  dass  die  Sendungen  aus  dem  Vertragsstaate  bei  Vorhandensein 
der  sonstigen  Voraussetzungen  aller  Begünstigungen  teilhaftig  werden 
müssen,  die  nach  dem  betreffenden  Tarife  den  inländischen  Produkten  ein- 
geräumt sind,  dass  aber  auch  umgekehrt  die  fremden  Sendungen  allen 
Einschränkungen  und  Bedingungen  unterworfen  werden  können,  die 
für  die  Inlandstransporte  tarifgemäss  gelten.  Als  solche  Einschränkungen 
und  Bedingungen  wären  z.  B.  anzuführen :  die  sogenannten  Stations- 
provenienzen, die  Lokosätze  und  die  Beschränkung  ermässigter  Fracht- 
sätze auf  Stationen,  die  mit  gewissen  Etablissements  in  Schienenver- 
bindung stehen.* 
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mit  der  Anfuhrklausel  gegen  die  Bestimmungen  über  die 
Parität  Verstössen  tiaben.^ 

Hat  sich  die  Paritätskhiusel  in  diesem  Sinne  bewährt,  und 
ist  sie  auch  in  Zukunft  aufrecht  zu  erhalten? 

Ich  brauche  mich  nicht  mit  denen  auseinanderzusetzen, 
die  die  Meinungsverschiedenheiten  bei  der  Auslegung  und  An- 
wendung der  Paritätsklausel  nicht  in  ihrem  Sinne  entschieden 
gesehen  hai)en  und  daher  im  Unmut  gegen  ihre  Beibehaltung 
sprechen,  mit  der  Begründung,  dass  sie  doch  eine  absolut 
sichere  Rechtslage  nicht  schaffe,  sondern  stets  umgangen  werden 
könne.  Es  genügt,  solchen  Stimmen  gegenüber  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  alle  Vertragsteile 
absolute  Loyalität  bei  der  Auslegung  des  Vertrages  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  können ;  das  Vertrauen  darauf  ist  auch  die 
Voraussetzung  für  unsere  gesamte  Handelsvertra^ispolitik.  Wenn 
irgendwelche  Differenzen  vorgekommen  sind,  so  beruhten  sie 
nicht  auf  mangelnder  Vertragstreue,  sondern  lediglich  auf  einer 
verschiedenen   Auslegung,    die   sich   nie  ganz  vermeiden    lässt, 

'  Der  Sachverhalt  gelit  aus  folgenden  Notizen  der  „Zeitung  des 
Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen"  hervor : 

No.  45  vom  14.  Juni  1913,  Seite  710:  „Die  deutschen  Bahnver- 
waltungen haben  bei  der  vollen  Ausnutzung  der  Tragfähigkeit  der 
15-Tonnenwagen  Rückvergütungen  bewilligt,  die  an  die  Bedingung 
gebunden  sind,  dass  das  Gut  der  Versandstation  nicht  auf  dem  Schienen- 
wege, sondern  nur  mit  Landfuhrwerk,  zu  Schiff,  mit  Kleinbahnen  oder 
bei  Lagerplätzen  durch  die  die  Verbindung  nach  der  Station  herstellen- 
den Anschlussgleise  zugeführt  werde.  Ausserdem  ist  in  bestimmten 
Verbandstarifen  mit  dem  Auslande  die  Bewilligung  von  verbilligten  Aus- 
nahraetarifen  an  die  gleiche  Bedingung  geknüpft  gewesen.  Da  diese 
Bedingung  es  den  österreichisch-ungarisciien  Verladern  im  Verkehr  mit 
Deutschland  unmöglich  machte,  die  gleichen  Begünstigungen  zu  ge- 
niessen,  hat  die  deutsche  Eisenbahngemeinschaft  im  Hinblick  auf  die 
Bestimmungen  des  österreichisch-ungarisch-deutschen  Handelsvertrages 
nunmehr  zugesagt,  Frachtenanteile,  die  in  die  internen  deutschen  Tarife 
eingerechnet  seien,  der  Nachbarmonarchie  in  der  Weise  zugänglich  zu 
machen,  dass  für  die  direkten  Verbandssälze  die  ermässigten  deutschen 
Anteile  zugestanden  werden.  Damit  im  Zusammenhange  wurde  deutscher- 
seits die  Erklärung  abgegeben,  dass  die  Einführung  dieser  neuen  Ver- 
bandssätze mit  luiiUchster  Beschleunigung  in  die  Wege  geleitet  werden 
olle.  Es  ist  somit  die  Gleicdieit  zwischen  deutschen  und  ösierreicUisch- 
ungarischen  Verladern  hergestellt." 
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selbst  bei  vermeintlich  klarer  Fassung  der  betreffenden  Bestim- 
mungen, wie  das  Heispiel  der  Ausfuhrverbote  gezeigt  hat.  Es 
ist  denn  auch  wohl  stets  zwischen  den  Regierungen,  selbst  bei 
grundsätzlichen  Meinungsverschiedenheiten,  eine  gütliche  Eini- 
gung getroffen  worden.  Allen  solchen  Einwendungen  könnte 
schliesslich  dadurch  die  Spitze  abgebrochen  werden,  dass  der 
Begriff  der  Parität  in  dem  Handelsvertrage,  insbesondere  in 
Rücksicht  auf  das  Aiisniass,  klarer  umschrieben  and  abge- 
grenzt wird,  als  es  bisher  der  Fall  war.  Ferner  könnte  zu 
diesem  Zwecke  auch  eine  genaue  Bestimmung  der  wichtigsten 
Begriffe  vorgenommen  werden. 

Ernst  zu  nehmen  sind  lediglich  die  Angriffe,  die  gegen 
die  Paritätsklausel  aus  wirtschaftspolitischen  Rücksichten  erho- 
ben werden.  Auch  die  Tarifpohtik  müsse,  so  wird  gesagt,  völlig 
in  den  Dienst  der  allgemeinen  Wirtschat'ts-,  insbesondere  der 
Aussenhandelspolitik  gestellt  werden.  Die  Parität  laufe  dieser 
aber  zuwider. 

Die  Tarifpolitik  ist  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestaltung  in 
sämtlichen  Staaten  Mitteleuropas  —  darüber  besteht  wohl  keine 
Meinungsverschiedenheit  —  im  allgemeinen  der  Handelspolitik 

No.  68  vom  3.  September  1913,  S.  1064:  „Am  1.  Juli  d.  Js.  ist  in 
Wien  eine  Konferenz  zwischen  Delektierten  der  deutschen  Tarifgemein- 
schaft und  Vertretern  der  österreichisch- ungarischen  Tarifgemeinschaft 
abgehalten  worden  zu  dem  Zwecke,  um  eine  endgiltige  Regelung  der 
Unstimmigkeiten  herbeizuführen,  die  sich  anlässlich  der  von  den  deut- 
schen Bahnverwaltungen  bei  einigen  Ausnahmelarifen  eingeführten  An- 
fuhrklauseln ergeben  hatten.  Die  österreichisch-ungarische  Tarifgemein- 
schaft hatte  in  der  Tatsache,  dass  österreichisch-ungarische  Transporte 
von  den  Frachvergünstigungen  in  den  erwähnten  Ausnahmetarifen 
ausgeschlossen  waren,  eine  Umgehung  des  deutsch-österreichischen 
Handelsvertrages  erblickt.  Die  deutschen  Bahnverwaltungen  haben  schon 
im  Oktober  v.  Js.  eine  sich  dem  Standpunkt  Österreich-Ungarns  nähernde 
Haltung  beobachtet.  Aber  erst  der  Konferenz  vom  1.  Juli  d.  Js.  war  es 
vorbehalten,  reinen  Tisch  zu  schaffen.  Die  deutschen  ßahnverwaltungen 
haben  den  österreichisch-ungarischen  Herkünften  die  gleiche  Vergünsti- 
gung eingeräumt,  wie  die  deutschen  Transporte  unter  den  ganz  gleich- 
artigen Voraussetzungen  geniessen,  wenn  sie  auch  grundsätzlich  die 
Behauptung  der  österreichisch-ungarischen  Delegierten  abwiesen,  als  ob 
die  Einführung  der  Anfuhrklauseln  eine  Umgehung  d  es  Artikels  15  des 
deutsch-österreichischen  Handelsvertrages  darstelle." 
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angepasst  worden ;  ihre  Hauptaufgabe  ist,  ausser  der  Stärkung  der 
eigenen  Bahnen  gegenüber  dem  Wettbewerb  anderer  Verkehrs- 
unternehmungen: Förderung  des  einheimischen  Wirtschafts- 
lebens, insbesondere  durch  Erleichterung  des  Versandes  der 
eigenen  Erzeugnisse  und  des  Bezuges  benötigter  Roh-  und 
Hilfsstoffe,  unter  möglichster  Fernhaltung  jedoch  der  Begünsti- 
gung solcher  fremden  Erzeugnisse,  insbesondere  der  Landwirt- 
schaft, die  die  einheimische  Produktion  benachteiligen  könnten. 
Ebenso  wie  aber  die  Handelspolitik  nicht  lediglich  durch  eine 
Rücksicht,  etwa  die  Fernhaltung  fremder  Zufuhren,  beherrscht 
wird,  sondern  einen  Kompromiss  zwischen  den  beiden  um  den 
Vorrang  ringenden  Grundsätzen,  dem  der  Sicherung  des  eigenen 
Marktes  gegenüber  der  fremden  Konkurrenz,  und  dem  der  Er- 
leichterung der  Ausfuhr,  darstellt,  so  hat  auch  die  Eisenbahn- 
tarifpolitik zwischen  den  verschiedenen  einander  entgegenste- 
henden Bedürfnissen  die  mittlere  Linie  zu  ziehen  versucht. 
Vermeinthche  Widersprüche  mit  der  Handelspolitik,  die  bei 
einzelnen  Ausnahmetarifen  scheinbar  bestehen,  sind  zumeist 
als  Versuch  eines  Ausgleichs  widerstreitender  Interessen  aufzu- 
klären. Das  gilt  auch  von  der  Parität.  Diese  dient  der  Erleich- 
terung der  Ausfuhr  dadurch,  dass  sie  sie  vor  Differenzierun- 
gen bei  der  Tarifgestaltung  im  Auslande  möglichst  sicherzu- 
stellen sucht.  Aber:  „Hand  wird  nur  von  Hand  gewaschen, 
wenn  du  nehmen  willst,  so  gib  !"  Als  Gegenleistung  musste  die 
gleiche  Vergünstigung  den  fremden  Erzeugnissen  im  eigenen 
Lande  gewährt  werden. 

Es  handelt  sich  heute  weniger  um  eine  Begünstigung 
der  ausländischen  Zufuhren  gegenüber  den  inländischen  Trans- 
porten, von  der  noch  ein  Bismarck  sprechen  konnte,  sondern 
vielmehr  zumeist  ledigüch  um  eine  Gleichstellung  der  ersteren 
mit  den  letzteren,  eine  Gleichstellung,  die  noch  dazu  durch  die 
gekennzeichnete  Abgrenzung  der  Paritätsklausel  wesentlich  ein- 
geschränkt ist.  Tatsächlich  steht  die  Parität  vielfach  nur  auf 
dem  Papier.  In  Österreich  wie  in  Deutschland  gelten  z.  B. 
für  den  Versand  von  Kohle  von  den  inländischen  Produktions- 
stätten wesentHch  niedrigere  Tarife,  als  für  die  Einfuhr  der 
ausländischen  Kohle.  Auf  Grund  der  Parität  müssen  diese  Ver- 
günstigungen von  den  betreffenden  Stationen  aus  auch  auf  die 
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fremde  Ware  angewendet  werden;  doch  würde  es  viel  zu 
teuer  kommen,  wenn  man  die  Ware  ihren  Weg  über  jene 
Stationen  nehmen  lassen  wollte.  Trotz  der  Parität  werden  mithin 
die  inländischen  Transporte  vor  den  ausländischen  begünstigt. 

Und  in  manchen  Fällen,  in  denen  dem  Auslande  die 
Ausnützung  der  ermässigten  Tarife  an  sich  möglich  wäre, 
wird  diese  dadurch  verhindert,  dass  an  der  Grenze  gelegene 
inländische  Stationen  von  Frachtermässigungen,  die  für  den 
Transport  im  Inlande  sonst  im  allgemeinen  eingeführt  sind 
und  auch  ihnen  ohne  weiteres  eingeräumt  werden  müssten, 
ausgeschlossen  werden,  lediglich  um  die  ausländische  Konkur- 
renz nicht  in  den  Genuss  der  gleichen  Vergünstigung  gelangen 
zu  lassen.  Auch  bei  der  loyalsten  Handhabung  gibt  es  Mittel 
und  Wege  genug,  innerhalb  der  Paritätsklausel  den  Rücksichten 
auf  Erschwerung  der  fremden  Einfuhr  Rechnung  zu  tragen, 
und  man  hat  davon  auf  beiden  Seiten  Gebrauch  zu  machen 
verstanden.  Solche  Beschränkungen  sind  auf  beiden  Seiten 
vorgenommen  worden,  und  so  ist  auch  bei  der  Ausfuhr  der 
eigenen  Erzeugnisse  der  Nutzen  der  Parität  wesentlich  ver- 
ringert worden.  Ihr  Hauptwert  besteht  gegenwärtig  eigent- 
lich nicht  in  dem,  was  sie  gibt,  sondern  in  dem,  was  sie  ver- 
hindert, nämlich  eine  völlige  Differenzierung  im  Auslande  auf 
der  ganzen  Linie, 

Kann  man  unter  diesen  Umständen  wirklich  davon  spre- 
chen, dass  die  Parität  dem  Grundsatze  des  „Schutzes  der  natio- 
nalen Arbeit"  widerstreitet?  Ist  dieser  nicht  vielmehr  mehr 
und  mehr  in  den  Vordergrund  getreten,  und  hat  er  nicht  die 
Rücksichten  auf  Erleichterung  der  Ausfuhr  zurückgedrängt? 
Wer  die  Parität  in  dem  bisherigen  Umfange  als  im  Wider- 
spruch mit  der  Handelspolitik  erachtet,  wer  die  Tarifpolitik 
anstatt  mit  diesem  friedlichen  Mittel  mit  dem  ganzen  Rüstzeug 
der  auf  das  raffinierteste  ausgesonnenen  und  hergestellten 
Waffen  führen  will,  der  lässt  als  Richtschnur  der  Handels- 
politik lediglich  den  Grundsatz  gelten :  Fernhaltung  fremder 
Zufuhren  um  jeden  Preis,  unter  Ausserachtlassung  der  Aus- 
fuhrbedürfnisse. 

Sollte  eine  weitere  einseitige  Durchführung  dieses  Grund- 
satzes wirklich  in  der  Richtung  der  künftigen  Wirtschaftspolitik 
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der  mitteleuropäischen  Staaten  liegen?  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  diese  Frage  zu  erörtern  und  entscheiden  zu  wollen.  Aber 
die  Frage  sei  doch  gestattet:  Muss  nicht  das  Streben  nach 
Fernhaltung  fremder  Zufuhren  an  einer  Stelle  eine  Grenze 
finden,  die  durch  die  Rücksichten  auf  die  Ausfuhr  und  den 
inländischen  Verbrauch  gezogen  wird?  Müssen  wir  nicht  einmal 
Halt  machen  in  dem  Verheissen  und  in  der  verstärkten  Ge- 
währung der  Staatshilfe,  wenn  wir  nicht  auf  Kosten  der  Allge- 
meinheit Treibhauskulturen  züchten  wollen,  die  ohne  solche 
Hilfe  nicht  gedeihen  können,  wenn  wir  nicht  mit  vollen  Segeln 
dem  Staalssozialismus  zugehen,  nicht  die  Grundlagen  der  mo- 
dernen Wirtschaftsordnung,  die  Selbstveranlworllichkeit,  das 
Einstehen  des  Einzelnen  für  seine  Unternehmungen,  das  nur 
durch  Rücksichten  auf  das  allgemeine  Wohl  eingeschränkte 
Spiel  der  freien  Kräfte,  über  Rord  werfen  wollen? 

Und  verspricht  eine  schrankenlose  Ausprägung  des  Prin- 
zips der  Fernhaltung  fremden  Wettbewerbes  wirklich  Erfolge, 
die  die  zu  bringenden  Opfer  wert  wären?  Müssen  nicht  viel- 
mehr —  ganz  zu  schweigen  von  der  Relastung  des  Konsums 
—  die  Vorteile  zum  grossen  Teil  durch  das  Wettrüsten  der 
verschiedenen  Staaten  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftspolitik 
wieder  aufgehoben  und  für  ausgedehnte  Zweige  des  Wirtschafts- 
lebens in  schwere  Schädigungen  umgekehrt  werden,  wie  wir 
es  jetzt  bereits  stellenweise  sehen? 

Und  würde  im  besonderen  auf  dem  Gebiete  der  Tarif- 
politik eine  erfolgreiche  Durchsetzung  des  von  den  Gegnern 
der  Parität  aufgestellten  Grundsatzes  der  Erschwerung  des 
fremden  Verkehrs  zu  erwarten  sein?  „Leicht  bei  einander 
wohnen  die  Gedanken,  doch  hart  im  Räume  stossen  sich  die 
Sachen."  Die  Eisenbahnverwaltungen  können  sich  schon  jetzt 
gegenüber  den  widerstreitenden  Ansprüchen  der  Interessenten 
auf  Regünsligung  ihrer  Transporte  vielfach  nur  nach  dem 
Vorbilde  des  Kadmus  helfen  dadurch,  dass  sie  die  Widersacher 
auf  den  Plan  rufen.  So  ist  es  heutzutage  sehr  schwer  geworden, 
gewünschte  Ausnahmetarife  durchzusetzen,  wenn  sich  nicht 
sehr  gewichtige  allgemeine  (iründe  dafür  beibringen  lassen. 
Von  einer  Individualisierung,  von  der  Rücksichtnahme  auf  Son- 
derinteressen  geht   man   bei    der    Ausnahmelarifpolitik    mehr 


375 


und  mehr  ab,  und  trotz  der  immer  mehr  zunehmenden  Fülle  der 
Ausnahmetarife  und  ihrer  scheinbar  ständig  wachsenden  Unüber- 
sichthchkeit  erscheint  doch  die  Tendenz  einer  Vereinheithchung 
,  unverkennbar,  was  im  übrigen  auch  auf  österreichischer  Seite 
in  der  letzten  Slaatseisenbahnratslagung  von  massgebender 
Stelle  hervorgehoben  wurde.  Sollten  alle  solchen  Schwierig- 
keiien  bei  dem  Verkehr  mit  dem  Auslande  ohne  weiteres 
überwunden  werden  können? 

Noch  dazu,  wo  man  mit  dem  ^Yiderstande  des  Auslandes, 
das  sich  dadurch  benachteiligt  fühlen  und  zu  Gegenmassnahmen 
veranlasst  sehen  müsste,  zu  rechnen  hat?  Das  geschilderte 
Verlangen  muss  mit  Naturnotwendigkeit  zu  Tarifkriegen  führen, 
und  die  Befürworter  sprechen  es  denn  auch  unumwunden 
aus,  dass  den  Zollkriegen  die  Tarif  kriege  folgen  werden.  Ist 
aber  der  zu  erwartende  Erfolg  wirklich  den  Einsatz  wert? 
Was  Zollkriege  bedeuten,  das  hat  das  Wirtschaftsleben  Deutsch- 
lands wie  Österreich- Ungarns  zur  Genüge  erfahren,  und  man 
wird  sich  hüten,  solche  in  Zukunft  ohne  zwingendste  Veran- 
lassung zu  entfachen.  Grössere  Tarifkriege  sind  uns  dagegen 
erspart  geblieben.  Streitigkeiten,  wie  der  kurz  anhaltende  Arl- 
bergbahnstreit,  äusserten  sich  weniger  in  Erschwerungen  des 
Verkehrs  fremder  Erzeugnisse,  als  vielmehr  in  Erleichterungen, 
und  können  kein  Bild  geben  von  den  verheerenden  Folgen, 
die  rücksichtslos  durchgeführte  Tarifkriege  für  das  Wirtschafts- 
leben haben  können. 

Aber,  so  wird  von  anderer  Seite  eingewendet:  Vertrag- 
liche Abmachungen  sollen  garnicht  unterbleiben.  Lediglich  die 
Paritätsklausel  mit  ihren  schematischen  Wirkungen  soll  fort- 
lallen und  durch  Vereinbarungen  für  die  einzelnen  Waren 
und  Verkehrsbeziehungen  von  Fall  zu  Fall  nach  dem  Vorbilde 
des  Zolltarifes  ersetzt  werden.  Es  ist  richtig,  dass  die  Paritäts- 
klausel dem  einen  Teile  grössere  Vorteile  zuwenden  kann, 
als  dem  anderen,  besonders  in  Anbetracht  der  Bewegungs- 
freiheit, die  bei  der  Gestaltung  der  Ausnahmelarife  durch  die 
Einschränkungen  gelassen  ist.  Solche  automatische  Wirkungen 
lassen  sich  aber  nie  ganz  ausschliessen ;  man  kann  bei  Ver- 
trägen nicht  auf  alle  Einzelheiten  achten  und  muss  den  Blick 
lediglich  auf  das  Grosse  und  Ganze  richten.  Vor  allem  glaube 
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ich,  dass  wir  an  Verhandlungen  über  die  Sätze  für  die  einzehien 
Waren  gerade  mit  den  Zollfragen  genug  haben. 

Wir  würden  mit  Verträgen  überhaupt  nicht  mehr  zum 
Ziele  kommen,  wenn  wir  das  bei  den  Zollsätzen  übliche  Han- 
dein auch  l)ei  den  b^isenbahntarifsätzen  vornehmen  müssten. 
Die  Forderung,  von  allgemeinen  Klauseln  überhaupt  abzusehen 
und  lediglich  über  einzelne  Verkehrsvorgünge  Abmachungen 
zu  treffen,  dürfte  in  der  Praxis  auf  nichts  anderes  als  auf  „pas- 
sive Resistenz"  gegen  den  Abschluss  von  Verträgen  hinaus- 
kommen. Mussle  man  doch  auch  hinsichtlich  der  Zollfragen 
von  der  theoretisch  sehr  richtigen  Meinung  mehr  und  mehr 
zurückweichen,  Vergünstigungen  lediglich  Zug  um  Zug  nach 
dem  Grundsatze:  „Leistung  nur  gegen  Gegenleistung",  zu 
gewähren,  und  ist  man  doch  auf  die  handelspolitische  Meist- 
begünstigungsklausel trotz  ihrer  viel  weitergehenden  automati- 
schen Wirkungen  wieder  zurückgekommen. 

Ebensowenig  wie  man  aber  die  handelspolitische  Meist- 
begünstigung gewähren  wird,  ohne  zu  prüfen,  ob  das,  was  man 
eintauscht,  auch  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  eigenen  Zuge- 
ständnissen steht,  wird  man  auch  die  Parität  nicht  unter  Ausser- 
achtlassung  des  Grundsatzes:  „Leistung  nur  gegen  Gegenlei- 
stung'* fortgeben.  Handelsverträge  sind  Handelsgeschäfte ;  der 
ehrbare  Kaufmann  aber  trachtet  nicht  danach,  sich  auf  Kosten 
des  Gegenkontrahenten  möglichst  grosse  Gewinne  zu  verschaffen, 
sondern  sieht  auf  die  Dauer  seinen  Vorteil  am  besten  gewahrt, 
wenn  auch  der  andere  zu  seinem  Hechte  kommt.  Ls  wäre  ver- 
fehlt, die  Parität  schlechtweg  befürworten  und  ihre  Aufnahme 
in  die  Verträge  mit  sämtlichen  Staaten  emj)fohlen  zu  wollen  ; 
auch  hat  der  Verkehr  mit  dem  grösseren  Teile  derselben  bei 
der  geographischen  Lage  daran  nur  ein  untergeordnetes  Inter- 
esse, da  die  Feststellung  der  Herkunft  der  Waren  vielfach  un- 
durchführbar ist.  Die  Voraussetzung  für  die  Paritat  ist  natür- 
lich, dass  die  beiderseitigen  Interessen  einigermassen  gleich- 
wertig sind. 

Ist  diese  Voraussetzung  aber  hinsichtlich  des  Verkehrs 
zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  erfüllt?  Diese 
Frage  ist  ohne  weiteres  ohne  jede  besondere  Prüfung  zu  be- 
jahen. Nebenbei  bemerkt,  erscheint  diese   Voraussetzung  auch 
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bei  dem  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Belgien  sowie 
Kussland  und  den  meisten  anderen  Staaten,  mit  denen  jetzt 
die  Paritätsklausel  vereinbart  ist,  gegeben.  Was  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn  anlangt,  so  bedarf  es  keines  Nach- 
weises, wie  diese  verbündeten  Staaten  auf  den  wechselseitigen 
Güteraustausch  angewiesen  sind,  wie  beide  das  gleiche  Inter- 
esse haben,  Erschwerungen  davon  nach  Möglichkeit  fernge- 
halten zu  sehen,  um  desto  stärker  gegenüber  dem  Wettbewerb 
fremder  Wirtschaftsgebiete  gerüstet  zu  sein.  Der  Umfang 
der  beiderseitigen  Interessen  ist  nicht  lediglich  ziffermässig 
nach  der  Höhe  des  Güterumschlages  zu  bemessen ;  ein  Teil 
kann  an  der  Rrhaltung  seiner  Ausfuhr  nach  dem  Vertrags- 
staate dasselbe  Interesse  haben,  wie  dieser  an  der  Ausfuhr 
seiner  Erzeugnisse  in  das  Gebiet  des  ersteren  Staates,  aucli 
wenn  die  Ausfuhr  des  ersteren  geringer  ist,  als  die  des  Gegen- 
kontrahenten. 

Der  wechselseitige  Einfuhrverkehr  hält  sich  aber  auch 
zilTermässig  die  Wagschale.  Österreich- Ungarn  hat  nach  Deutsch- 
land im  Durchschnitt  der  Jahre  190(S/1911  für  rund  je  750 
Millionen  Mark  geschickt,  während  Deutschland  dorthin  für 
<S10  Millionen  Mark  eingeführt  hat.  Und  die  Zitfern  des  Gesamt- 
versandes mit  der  Bahn,  umfassend  die  Ein-  und  Durchfuhr, 
stellten  sich  in  derselben  Zeit  im  Verkehr  von  Österreich- 
Ungarn  nach  Deutschland  auf  mehr  als  12  Millionen  Tonnen 
im  Jahresdurchschnitt,  im  Verkehr  von  Deutschland  nach 
Österreich-Ungarn  dagegen  auf  lO'Vs  Millionen  Tonnen.  Bei  der 
Durchfuhr  im  besonderen  kommen  zwar  für  den  Eisenbahn- 
verkehr von  Österreich-Ungarn  durch  Deutschland  geringere 
Ziffern  in  Frage,  als  für  die  umgekehrte  Bichtung,  da  die  öster- 
reichische Durchfuhr  durch  Deutschland  in  grossem  Umfange 
auf  dem  Wasserwege  erfolgt,  der  lür  die  Durchfuhr  Deutsch- 
lands durch  Österreich-Ungarn  nur  eine  ganz  untergeordnete 
Bedeutung  hat.  Gleichwohl  macht  die  Bahndurchfuhr  von 
Österreich  durch  Deutschland  mit  rund  220ÜÜÜ  t  im  Jahres- 
durchschnitt des  erwähnten  Zeitraumes  wesentlich  mehr  als 
die  Hälfte  der  deutschen  Bahndurchfuhr  durch  Österreich- 
Ungarn  aus,  die  sich  auf  rund  400000  t  stellte. 

Bei  den.   grossen   Schwierigkeiten,  die  sonst  dem  Wechsel- 
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seifigen  Verkehr  zwischen  den  Staaten  Mitteleuropas  durch  die 
Zollpolitik  bereitet  werden^  sollten  wir  uns  freuen,  auf  dem 
Gebiete  der  Tarifpolitik  in  der  Parität  wenigstens  ein  Binde- 
glied zu  haben,  das  zwar  keine  besondere  Erleichterung  des 
Verkehrs,  aber  doch  die  Fernhaltung  eingreifender  Erschwe- 
rungen gewährleistet,  es  sorgsam  pflegen  und  stärken,  nicht 
ober  lösen. 

Nicht  Erschwerung,  sondern  Erleichterung  des  wechsel- 
seitigen Verkehrs,  nicht  Einschränkung,  sondern  vielmehr 
weitere  Ausdehnung  des  Grundsatzes  der  Parität  muss  das 
Ziel  unseres  Strebens  sein.  Eine  völlig  unbeschränkte  Parität 
allerdings  erscheint  bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  Dinge 
noch  nicht  erreichbar;  die  dagegen  bestehenden  Bedenken 
sind  zu  schwerwiegend  und  dürften  sich  nicht  ganz  entkräf- 
tigen lassen. 

So  werden  zunächst  Vergünstigungen  zu  milden  und 
öffentlichen  Zwecken  von  der  Parität  ausgeschlossen  bleiben 
müssen ;  wenn  die  Bahnen  eines  der  beiden  Staaten  aus 
Gründen  des  oifentlichen  Wohles  grosse  Opfer  bringen,  wie 
z.  B.  im  Jahre  1911  bei  den  Notstandstarifen  zum  Zwecke  der 
Erhaltung  des  Viehstandes,  so  kann  es  ihnen  nicht  zugemutet 
werden,  das  gleiche  Opfer  auch  zugunsten  des  Auslandes  auf 
sich  zu  nehmen.  Doch  wird  man  den  Begriff:  „milde  und 
öffentliche  Zwecke"  nicht  zu  weit  auslegen  dürfen;  wenn  z.  B. 
unlängst  einmal  gesagt  worden  ist,  Ausnahmetarife  seien  im 
Grunde  nichts  anderes  als  Notstandsmassnahmen,  würden  also 
durch  ölfentliche  Piücksichten  erfordert,  so  ist  eine  solche  exten- 
sive Auflassung  entschieden  zurückzuweisen. 

Ferner  erscheint  es  in  vielen  F'ällen  bedenklich,  wenn 
eine  Pflicht  zur  Gewährung  der  im  internen  Verkehr  geltenden 
ermässigten  Sätze  für  Bezüge  des  Auslandes,  m.  a.  W.  für 
die  Ausfuhr  in  das  Ausland  —  also  besonders  bei  industriel- 
len Rohstoffen  —  schrankenlos  vorgeschrieben  würde.  Manche 
Erwerbszweige  haben  sich  vielleicht  auf  Grund  der  bisherigen 
Bestimmungen  aufgebaut  und  könnten  in  ihren  Existenzbedin- 
gungen getroffen  werden,  wenn  ihnen  die  bisherige  Bevor- 
zugung vor  der  ausländischen  Konkurrenz  bei  der  Beschaf- 
fung ihrer  Boiistofle  mit  einem  Male  entzogen  würde. 
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Vor  allem  erscheint  die  allgemeine  Beseitigung  der  Be- 
schränkung auf  die  Beförderung  in  derselben  Verkehrsrichtung 
und  auf  derselben  Bahnstrecke  vor  der  Hand  überaus  bedenk- 
lich. Sie  würde  auch  das  Tarifwesen  im  inneren  Verkehr  völlig 
umwälzen.  Setzen  wir  z.  B.  den  Fall,  dass  für  den  Versand 
aus  Westpreussen  nach  Berlin  ein  Ausnahmetarif  für  Braun- 
kohle erstellt  werden  sollte,  in  der  Absicht,  die  dortige  Pro- 
duktion überhaupt  erst  in  grösserem  Umfange  zu  ermöglichen. 
Wenn  dieser  Tarif  auch  den  ausländischen  Zufuhren  einge- 
räumt werden  sollte,  so  müsste  die  gleiche  Vergünstigung  auch 
allgemein  dem  internen  Verkehr  gewährt  werden.  Das  würde 
aber  die  geplante  Massnahme  von  vorneherein  wirkungslos 
machen  und  in  den  weiteren  Konsequenzen  eine  völhge  Ver- 
knöcherung des  Tarifwesens  zur  Folge  haben  ;  die  Eisenbahn 
würde  ausserstande  gesetzt  werden,  das  Tarifwesen  noch  für 
die  Förderung  bestimmter  Zweige  des  Wirtschaftslebens  nutz- 
bar machen  zu  können.  Und  nehmen  wir  weiter  den  Fall, 
dass  der  Provinz  Posen  Ausnahmetarife  für  Getreide  nach 
Schlesien  erstellt  werden  sollten,  zu  dem  Zwecke,  dem  einheimi- 
schen Erzeugnisse  neue  Absatzgebiete  zu  erschliessen;  würde 
dieser  Tarif  auf  die  umgekehrte  Verkehrsrichtung  ausgedehnt 
werden  müssen,  so  bedeutete  auch  das  völlige  Vereitelung 
des  Zweckes. 

Zwar  nicht  den  gleichen,  aber  immerhin  doch  gewissen 
Bedenken  unterläge  auch  eine  Verpflichtung  zur  Gewährung 
unbeschränkter  Parität  bei  Beförderuni^  auf  derselben  Bahn- 
strecke, d,  h.  zur  Einführung  von  entsprechenden  Frachtsätzen 
von  der  Grenzstation  aus,  selbst  wenn  solche  im  internen 
Verkehr  nicht  für  diese,  sondern  erst  von  einer  binnenlän- 
dischen Station  bestehen.  Bei  der  Verschiedenartigkeit  der  Pro- 
duktionskosten im  In-  und  Auslande  könnte  auch  dadurch  eine 
Frachtermässigung,  die  der  inländischen  Produktion  helfen 
soll,  geradezu  zum  Schaden  für  diese  ausschlagen,  was  wiederum 
dazu  führen  müsste,  dass  solche  Elrleichterungen  vielfach 
von  vornherein  auch  dem  Inlande  vorenthalten  werden.  Es 
wäre  überdies  nicht  angängig,  solche  Tarife  in  jedem  Falle 
von  der  Grenze  aus  zu  erstellen,  z.  B.  dann,  wenn  die  erste 
Station,  die  den  betreffenden  Ausnahmetarif  geniesst,  hunderte 
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von  Kilometern  von  der  Grenze  entfernt  liegt ;  die  Abgrenzung 
der  F'älle,  in  denen  die  Tarife  auf  die  Grenzstation  auszu- 
dehnen sind  und  in  welchen  nicht,  würde  somit  auf  grosse 
Schwierigkeiten  stossen. 

Inwieweit  bei  der  Ausdehnung  der  Parität  auf  solche 
Bedenken  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  lässt  sich  nur  nach  ein- 
gehender Prüfung  aller  in  Betracht  kommenden,  auf  bei- 
den Seiten  bestehenden  Ausnahmetarife  entscheiden.  Aber 
selbst  wenn  alle  Einwendungen  sich  als  triftig  und  berück- 
sichtig ens  wert  erweisen  und  die  Befreiung  der  Parität  von 
allen  Einschränkungen  verhindern  sollten,  so  dürfte  doch  eine 
gewisse  allgemeine  Ausdehnung  dieses  Grundsatzes  in  jedem 
Falle  möglich  sein.  Wir  können  z.  B.  im  wesentlichen  zwei 
Arten  von  Ausnahmetarifen  unterscheiden,  wenn  sie  auch 
durch  vielfache  Übergänge  miteinander  verbunden  sind:  die 
Ausnahmetarife,  welctie  im  allgemeinen  durchweg  im  Inlands- 
verkehr gelten  —  wie  z.  B.  in  Preussen  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen der  Rohstofftarif  — ,  die  somit  eigentlich  nichts 
anderes  sind,  als  neue  Normaltarife,  und  die  Ausnahmetarife, 
die  ausdrücklich  die  Bevorzugung  bestimmter  Zweige  und 
Produktionsstätten  des  inländischen  Erwerbslebens  bezwecken, 
also  nur  beschränkt  gelten  und  auch  den  inländischen  Inter- 
essenten zum  Teile  vorenthalten  bleiben.  Die  angeführten  Be- 
denken gelten  besonders  von  der  zweiten  Gruppe  der  Aus- 
nahmetarife ;  die  Erweiterung  der  Parität  darf  nicht  dazu 
führen,  die  Eisenbahnverwaltungen  ausserstande  zu  setzen,  ihre 
volkswirtschaftliche  Aufgabe  noch  zu  erfüllen.  Anders  bei  der 
ersten  Gruppe,  den  allgemeinen  Ausnahmetarifen.  Bei  diesen 
würde  unbeschränkte  Parität  keine  Begünstigung  des  Auslan- 
des vor  einzelnen  Teilen  der  inländischen  Produktion,  son- 
dern lediglich  eine  Gleichstellung  bedeuten,  das  geäusserte  Be- 
denken also  nur  gering  sein.  Bei  den  allgemeinen  Ausnahme- 
tarifen erscheint  mithin,  ebenso  wie  bei  den  normalen  Tarifen, 
unbeschränkte  Parität  durchführbar,  während  bei  der  ersten 
Gruppe  von  Ausnahmetarifen  eine  Erweiterung  der  Parität 
nur  in  gewissen  Grenzen,  vielleicht  auch  nur  von  Fall  zu 
Fall,  in  Betracht  gezogen  werden  könnte. 

Es  käme  also  darauf  an,   beide  Gruppen  von  Ausnahme- 
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tarifen  klar  gegeneinander  abzugrenzen.  Das  stösst  natürlich 
auf  gewisse  Schwierigkeiten  und  setzt  eine  Vereinfachung 
der  Ausnahmetarife  auch  im  inneren  Verkehr  voraus;  eine 
solche  Nebenwirkung  aber  könnte  nur  freudig  begrüsst  werden. 
Schon  eine  derartige  Erweiterung  der  Parität  würde  einen 
guten  Schritt  vorwärts  bedeuten  und  einer  weitergehenden 
Ausdehnung  die  Wege  vorbereiten  helfen. 

ß)  Verhältniss  zwischen  den   Frachtsätzen   für    Transporte  des 
Vertragsstaates  und  solchen  dritter  Staaten. 

Schhesslich  das  Verhältnis  zwischen  den  Frachtsätzen  für 
Transporte  des  Vertragsstaates  und  solchen  dritter  Staaten. 

Zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Itahen,  Russland, 
Schweden,  sowie  Serbien,  ist  neben  der  Parität  die  Meistbe- 
günstigung in  demselben  Umfange  wie  diese  vertraglich  aus- 
bedungen worden.  In  dem  deutsch-österreichisch-ungarischen 
Vertrage  fehlt  dieses  Nebenabkommen ;  ob  zufällig  oder  ab- 
sichtlich, mag  dahingestellt  bleiben.  Diese  Lücke  dürfte  sich 
bisher  kaum  empfindlich  bemerkbar  gemacht  haben.  Fremde 
Waren  dürften  auf  beiden  Seiten  wohl  nur  in  ganz  verschwin- 
denden Fällen  niedrigere  Tarife  geniessen,  als  die  inländischen. 
Praktisch  dürfte  somit  jede  Frachlvergünstigung,  die  einem 
dritten  Staate  eingeräumt  wird,  dem  Vertragsstaate  schon  auf 
Grund  der  Parität  zugute  kommen.  Die  Parität  ist  weitergehend 
als  die  Meistbegünstigung  und  schliesst  diese  zumeist  ein. 

Immerhin  wäre  es  denkbar  —  zumal  bei  Gütern,  die  im 
Inlande  selbst  nicht  erzeugt  werden,  —  dass  eine  Frachtver- 
günstigung, die  einem  dritten  Staate  gewährt  wird,  dem  Ver- 
tragsstaate lediglich  bei  bestehender  Parität  vorenthalten  werden 
kann.  Zur  Vermeidung  der  daraus  entspringenden  Schädi- 
gungen wäre  im  deutsch-österreichisch-ungarischen  Verkehr 
auch  die  Meistbegünstigung  neben  der  Parität  erwünscht  und 
dürfte  auch  in  jeder  Hinsicht  unbedenkhch  sein. 

Natürlich  kann  die  Meistbegünstigung,  wie  es  auch  jetzt 
bei  den  bestehenden  Verträgen  der  Fall  ist,  nur  in  demselben 
Umfange  wie  die  Parität  gewährt  werden,  also  vor  allem  mit 
der  Beschränkung  auf  dieselbe  Verkehrsrichtung  und  dieselbe 
Bahnstrecke,   da    sonst   die    Konsequenzen   für   den   internen 
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Verkehr  unabsehbar  wären  und  zu  einer  weitgehenden  Auf- 
hebung der  Tarifhoheit  führen  würden.  Die  MögUchkeit  von 
Benachteiligungen  des  Vertragsstaates  und  von  Bevorzugungen 
eines  dritten  Hesse  sich  dabei  nicht  ganz  ausschUessen.  Zum 
Beispiel  in  folgendem  Falle :  Einer  der  beiden  Vertragsstaaten 
hat  in  dem  Gebiete,  das  an  das  des  zweiten  Kontrahenten 
angrenzt,  für  bestimmte  Waren  keine  Frachtvergünstigungen 
oder  wenigstens  nicht  solche,  die  von  diesem  in  grösserem 
Umfange  ausgenutzt  werden  könnten ;  dagegen  kann  er  in 
einem  anderen  Gebiete,  das  an  das  eines  dritten  Staates  an- 
grenzt, sehr  wohl  solche  haben,  die  mithin  den  Erzeugnissen 
des  dritten  Staates  —  vorausgesetzt,  dass  auch  mit  diesem  die 
Parität  vereinbart  ist  —  zugute  käme.  Eine  allgemeine  Abhilfe 
hiergegen  auf  dem  Vertragswege  dürfte  sich  kaum  finden 
lassen.  Die  Regelung  solcher  Fälle  wird  einer  gütlichen  Eini- 
gung oder  einer  vertraglichen  Regelung  von  Fall  zu  Fall  vor- 
behalten bleiben  müssen. 

Wie  ist  es  aber  mit  der  Meistbegünstigung  nicht  im 
wechselseitigen  Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn, sondern  hinsichtlich  der  Beziehungen  zwischen 
einem  der  beiden  Staaten  mit  dritten  Staaten,  wie  sie  z.  B. 
zwischen  Deutschland  und  Italien,  Russland,  Schweden  sowie 
Serbien  vereinbart  worden  ist  ?  Grundsätzlich  erscheint  die 
Meistbegünstigung  neben  der  Parität  zur  Fernhaltung  von  Ver- 
kehrserschwerungen erwünscht.  Schwieriger  wird  sich  die 
Frage  dann  gestalten,  wenn  man  sich  dazu  entschliesst,  der 
Parität  beim  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  einen  weiteren  Umfang,  als  bisher,  zu  geben ;  alle 
daraus  entspringenden  Erleichterungen  würden,  soweit  sie  in 
allgemeiner  Form  getroffen  werden,  auch  dem  Verkehr  des 
meistbegünstigten  Staates  zufallen  müssen.  Die  Frage  der 
Meistbegünstigung  wird  daher  nicht  ohne  gewisse  Rückwir- 
kungen auf  die  Gestaltung  der  Paritätsklausel  bleiben.  Doch 
werden  sich  bei  vorsichtiger  Ausdehnung  dieser  Klausel  im 
deutsch- österreichisch- ungarischen  Verkehr  unbeabsichtigte 
Nebenwirkungen  hinsichtlich  des  Verkehrs  mit  dritten  Staaten 
leicht  ausschliessen  lassen. 
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b)  Absolute  Höhe  der  Tarife. 

Im  Gegensatz  zu  der  relativen  Höhe  der  Tarife  hat  man 
bisher  hinsichtlich  der  absoluten  Höhe  der  Frachtsätze  von 
jedweder  allgemeinen  Bindung  abgesehen;  dabei  wird  es  auch 
in  Zukunft  verbleiben  müssen.  Die  Tarifhoheit  steht  einer 
Bindung  im  Wege.  Das  Wort  „Tarifhoheit"  geniesst  zwar 
einen  Respekt,  der  oft  über  das  Mass  des  Berechtigten  und 
Richtigen  hinausgeht,  und  man  kann  auf  die  Berufung  auf  sie 
häufig  das  Wort  Mephistos  anwenden:  „Denn  eben,  wo  Be- 
griffe fehlen,  stellt  ein  Wort  zur  rechten  Zeit  sich  em  !"  Un- 
umstritten ist  es  aber,  dass  die  einzelnen  Staaten  sich  der 
Möghchkeit,  die  Eisenbahntarife  nach  den  Bedürfnissen  des 
Wirtschaftslebens,  die  in  unserer  schnellebigen  Zeit  häufigem 
Wechsel  unterworfen  sind,  einrichten  und  abändern  zu  kön- 
nen, nicht  begeben  dürfen.  Bei  der  Verschiedenartigkeit  der 
Tarifbildung  ist  auch  die  Aufstellung  einer  festen  Norm  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit ;  sind  wir  doch  selbst  beim  internen 
deutschen  Verkehr  von  solchen  allgemeinen  Grundsätzen  weit 
entfernt.  Auch  Maximaltarife,  wie  sie  z.  B.  im  alten  Gotthard- 
Vertrage  festgelegt  waren  und  auch  in  dem  neuen  mit  gewissen 
Abänderungen  beibehalten  worden  sind,  dürften  im  allgemeinen 
nicht  in  Frage  kommen,  zumal  die  zuzulassende  Spannung  so 
gross  sein  müsste,  dass  eine  Bindung  praktisch  bedeutungs- 
los wäre. 

Eine  vertragliche  Bindung  hinsichtlich  der  absoluten 
Höhe  der  Tarife  ist  somit  im  allgemeinen  nicht  denkbar  und 
könnte  nur  in  besonderen  Ausnahmefällen  für  bestimmte  Güter, 
bei  denen  ein  dringendes  Bedürfnis  danach  besteht  und  die 
wirtschaftlichen  Grundlagen  sich  einigermassen  übersehen  lassen, 
für  bestimmte  Verkehrsbeziehungen  vorgenommen  werden. 

In  besonderen  Fällen  könnte  auch  in  Frage  kommen 
eine  Bindung  nicht  hinsichtlich  der  ziffermässigen  Höhe  der 
Tarife,  sondern  hinsichthch  des  Verhältnisses  der  Frachtsätze 
einzelner  Güter  zwischen  bestimmten  in-  und  ausländischen 
Bahnstrecken  zum  Zwecke  der  Beseitigung  eines  Wettbewerbes 
oder  der  Verhütung  einer  weiteren  Einfuhrerschwerung 
zu   vereinbaren.    Ein    Beispiel    dafür    bietet    Artikel    19    des 
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deutsch-russischen  Handelsvertrages,  bezw.  des  Schlussproto- 
kolles  dazu.  Danach  sollen  die  Frachtsätze  für  Getreide,  Hachs 
und  Hanf  von  russischen  Stationen  nach  deutschen  Ostsee- 
häfen den  Tarifen,  die  auf  russischer  Seite  beim  Verkehr  mit 
Libau  und  Riga  bestehen,  völlig  entsprechen.  Eine  ähnliche 
Bindung  könnte  z.  B.  zur  Milderung  des  Wettbewerbes  zwi- 
schen den  österreichischen  und  ungarischen  Bahnen  einerseits 
und  den  deutschen  andererseits,  der  sich  z.  B.  für  das  Oder- 
gebiet in  Rücksicht  auf  die  österreichischen  und  ungarischen 
Seehafentarife  und  die  österreichischen  Elbumschlagtarife  sehr 
empfindlich  bemerkbar  macht  und  immer  mehr  zunimmt, 
ebenso  aber  auch  vielfach  zu  Ungunsten  der  österreichischen 
und  ungarischen  Interessenten  in  Erscheinung  tritt,  in  Betraclit 
gezogen  werden. 

Ferner  könnte  in  besonderen  Fällen  in  Frage  kommen, 
Vereinbarungen  über  das  Verhältnis  der  Tarifsälze  für  den 
Transport  des  Rohproduktes  und  der  daraus  hergestellten 
Waren  abzuschliessen.  Ein  solches  Abkommen  ist  z.  B.  für 
Gerste  und  Malz  getroffen  worden.  Die  deutsche  und  die  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  sind  bei  Abschluss  des  geltenden 
Handelsvertrages  übereingekommen,  dass  auf  deutscher  Seite 
das  Verhältnis  zwischen  den  Frachtsätzen  für  Gerste  und  Malz 
auf  die  Dauer  des  Handelsvertrages  nicht  abgeändert  werden 
soll,  so  dass  es  unmöglich  wurde,  die  Spannung  zwischen 
Gersten-  und  Malzzoll  auf  eisenbahn tarifarischem  Wege  zu 
vergrössern ;  hingegen  hat  die  österreichische  und  ungarische 
Regierung  in  Aussicht  gestellt,  die  Malzrefaktie  im  Wechsel- 
verkehr aufzuheben. 

Gleiche  Vereinbarungen  dürften  auch  für  andere  Güter 
von  Nutzen  sein,  zu  dem  Zwecke,  die  zolltarifarischen  Ab- 
machungen durch  Änderungen  der  Eisenbahntarife  nicht  durch- 
kreuzt zu  sehen.  Als  Beispiel  sei  Holz  herausgegriffen.  Im 
norddeutschen  Güterverkehr  mit  Galizien  und  der  Bukowina 
gibt  es  einen  Ausnahmetarif  30  (vom  1,  Oktober  1912)  für 
Holz  zur  Ausfuhr.  Dieser  enthält  auf  österreichischer  Seite 
verschieden  holie  Sätze  für  Stammholz  (Tarif  30  A)  und  für 
Schnittholz  (Tarif  30  ß);  die  Sätze  für  Schnittholz,  also  für 
das  bearbeitete    Erzeugnis,    sind    wohl    durchgängig  niedriger. 
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als  die  für  Stammholz.  Der  Zweck  liegt  auf  der  Hand:  die 
Arbeit  des  Schneidens  soll  dem  Inlande  erhalten  werden.  Bei 
dem  Abschluss  der  Handelsverträge  hat  man  den  grössten 
Wert  darauf  gelegt,  die  Zollsätze  für  Holz,  je  nach  dem  Grade 
der  Verarbeitung,  verschieden  zu  normieren,  natürlich  in  der 
Form,  dass  das  mehr  bearbeitete  Erzeugnis  einem  höheren 
Eingangszoll  unterliegt.  Diese  Festsetzung  wird  durch  die 
Gestaltung  der  Tarife  durchkreuzt.  In  den  Kreisen  der  deutschen 
Holzinteressenten  wird  daher  eine  vertragliche  Vereinbarung 
über  das  Verhältnis  der  Frachtsätze  auf  das  angelegentlichste 
gewünscht. 

Wenn  aber  das  Recht  der  Eisenbahnverwaltungen,  die 
Höhe  der  Tarife  nach  Belieben  abzuändern,  im  allgemeinen 
—  abgesehen  von  Ausnahmefällen  —  nicht  beschränkt  wer- 
den soll,  so  sind  zum  mindesten  Vorkehrungen  zu  dem  Zwecke 
erforderlich,  die  nachteiligen  Folgen  solcher  Änderungen  mög- 
lichst abzuschwächen ;  vor  allem  muss  im  F'alle  von  Erhöhun- 
gen, wie  wir  sie  in  letzter  Zeit  aus  Anlass  der  österreichischen 
Tarifreform  erlebt  haben,  auf  die  Gewährung  einer  so  lang 
bemessenen  Ubergangsfrist  gedrungen  werden,  dass  den  betei- 
ligten Verkehrskreisen  bei  der  Abwicklung  laufender,  auf  der 
Grundlage  der  alten  Tarife  abgeschlossener  (ieschäfte  kein 
Schaden  erwächst  und  die  Möglichkeit  gelassen  wird,  sich  den 
neuen  Verhältnissen  anzupassen. 

Unter  der  Geltung  der  alten  Verkehrsordnung  bestand  in 
Deutschland  für  Tariferhöhungen  eine  Übergangsfrist  von 
sechs  Wochen,  die  durch  die  neue  Verkehrsordnung  auf  zwei 
Monate  verlängert  worden  ist.  Dieselbe  Frist  gilt  für  den 
Wechselverkehr  zwischen  Deutschland  und  ()sterreich-Ungarn. 
Im  übrigen  sind  sonst  nach  dem  bisherigen  internationalen 
Frachtübereinkommen  lediglich  die  internen  Bestimmungen 
massgebend,  so  dass  die  deutschen  Interessenten  beim  Verkehr 
mit  anderen  Staaten,  z.  B.  Russland,  vielfach  nur  mit  einer 
vierwöchigen  Frist  rechnen  können,  die  dazu  von  dem  Zeit- 
punkt der  Anlieferung  an  der  Station  läuft,  mithin  oft  nur  auf 
dem  Papiere  steht. 

Bei  der  Revision  des  internationalen  Übereinkommens 
soll  zwar  eine  bestimmte  Frist  beantragt  werden ;    doch   sind 
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zwei  Monate  im  internationalen  Verkehr  vielfach  —  z,  B.  dann, 
wenn  eine  langwierige  Fabrikation  erforderlich  ist,  ferner  bei 
den  hauptsächlichsten  Rohprodukten  —  bei  weitem  nicht  aus- 
reichend. 

Bei  Artikeln,  wie  Holz  und  Mühlenfabrikaten  z.  B., 
sind  langfristige  Abschlüsse  üblich,  die  im  allgemeinen  mit 
der  Saison  zusammenfallen  und  sich  oft  über  ein  ganzes  Jahr 
und  noch  länger  ausdehnen.  Da  gerade  bei  diesen  schweren 
Massengütern  die  Tarifsätze  von  grösster  Bedeutung  sind, 
können  unvermutete  Frachterhöhungen  die  Kalkulationen  über 
den  Haufen  werfen,  ein  Geschäft,  das  mit  einem  gewissen  Nutzen 
kalkuliert  worden  war,  zu  einem  verlustbringenden  machen, 
was  schliesslich  den  internationalen  Güteraustausch  rein  speku- 
lativ macht  und  in  Frage  stellt.  Eine  vertragliche  wesentliche 
Verlängerung  der  Übergangsfrist  für  Tariferhöhungen  ist  daher 
zum  mindesten  im  deutsch-österreichisch-ungarischen  Verkehr, 
besonders  für  Massengüter,  und  zwar  auf  wenigstens  sechs 
Monate,  erforderlich.  Natürlich  müsste  nicht  nur  der  alte 
Tarif  noch  so  lange  Zeit  nach  der  Veröffentlichung  gelten,  son- 
dern es  darf  ferner  auch,  wenn  nicht  dem  Verkehr  die  Sicher- 
heit genommen  werden  soll,  der  erhöhte  Frachtsatz  erst  sechs 
Monate  nach  der  Veröffentlichung  in  Kraft  treten.  Eine  solche 
Bindung  dürfte  der  Eisenbahnverwaltung  genügend  freie  Hand 
lassen  und  erscheint  auch  von  ihrem  Standpunkt  aus  völlig 
unbedenklich. 

Für  den  Verkehr  genügt  es  nicht  allein,  dass  günstige  Tarife 
zur  Verfügung  stehen,  er  muss  sie  auch  anwenden  können. 
Für  ihn  ist  daher  neben  der  materiellen  Tarifgestaltung  die 
formelle  von  Bedeutung. 


II.  Formelle  Tarifgestaltung. 

Das  Haupterfordernis  der  formellen  Tarifl)ildung  ist  Über- 
sichtlichkeit und  Klarheit.  Das  Tarifwesen  darf  keine  Geheim- 
wissenschaft sein,  die  nur  von  Eingeweihten  und  Fachleuten 
ergründet  werden  könnte ;  auch  der  Verkehrstreibende,  der 
Geschäftsmann  muss  in  der  Lage  sein,  sich  darin  ohne  grosse 
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Mühe  und  Umständlichkeiten  zurechtfinden,  die  für  ihn  in 
Frage  kommenden  Frachtsätze  ermittehi  und  somit  seine 
Kalkulationen  auf  einer  sicheren  Grundlage  aufbauen  zu 
können. 

Diese  Forderung  ist  allen  beteiligten  Kreisen,  vor  allem  auch 
den  Eisenbahnverwaltungen,  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen, 
und  wenn  sie  hier  und  da  nicht  voll  erfüllt  wird,  so  liegt  der 
Grund  lediglich  in  der  UnvoUkommenheit  aller  menschlichen 
Einrichtungen. 

Das  Hauptmittel  zu  einer  leichten  Feststellung  der  Fracht- 
sätze ist,  besonders  im  internationalen  Verkehr,  die  möglichst 
weitgehende  Einführung  direkter  Tarife.  In  dem  deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Handelsvertrage  (Artikel  16)  haben  sich 
die  vertragschliessenden  Staaten  tunlichste  Unterstützung  bei 
der  Erstellung  direkter  Tarife  zugesagt. 

Die  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  haben  sich  auch 
bemüht,  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden.  Vor  allem  muss 
von  den  Massnahmen  aus  letzter  Zeit  die  am  1.  Januar 
1911  erfolgte  Einführung  der  „Serientarife"  dankbar  anerkannt 
werden. 

Die  Erstellung  direkter  Tarife,  die  der  auf  beiden  Seiten 
geltenden  Tariflage  völlig  entsprechen,  stösst  insofern  auf  grosse 
Schwierigkeiten,  als  zwischen  den  österreichisch- ungarischen 
und  deutschen  Normaltarifen  —  ganz  zu  schweigen  von  den 
Ausnahmetarifen  —  starke  Abweichungen  bestehen,  nicht 
nur  in  Anbetracht  der  Höhe  der  den  Tarifsätzen  zugrunde 
liegenden  Einheiten  (für  das  km),  sondern  auch  des  Tarif- 
schemas und  schliesslich  vor  allem  der  Güterklassifikation ; 
die  weit  überwiegende  Zahl  der  Güter  gehört  auf  deutscher 
Seite  zu  einer  anderen  Klasse,  bald  zu  einer  höheren,  bald  zu 
einer  niedrigeren,  als  auf  österreichisch-ungarischer  Seite.  Man 
scheute  sich,  schon  zwischen  den  auf  beiden  Seiten  geltenden 
Normalklassen  sämtliche  möglichen  Kombinationen  vorzuneh- 
men und  zu  direkten  Tarifen  zu  verarbeiten,  da  diese  dadurch 
sehr  umfangreich  und  unübersichtUch  geworden  wären,  und 
glaubte  sich  damit  begnügen  zu  dürfen,  einen  Verbandstarif 
in  der  Hauptsache  durch  Gegenüberstellung  der  Klassen,  die 
einander  ungefähr  entsprechen,   zu  bilden ;  man  gelangte   auf 
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diese  Weise  zu  neun  Normalklassen,  ungerechnet  die  Aus- 
nahmetarife. ^ 

In  den  Fällen,  welche  infolge  der  verschiedenen  Klassifi- 
kation hierdurch  nicht  gedeckt  und  auch  durch  besondere 
Ausnahmetarife  nicht  geregelt  sind,  behalf  man  sich,  sofern 
man  nicht  überhaupt  auf  die  Benutzung  der  gebrochenen 
Tarife  verwies,  dadurch,  dass  man  lediglich  die  höhere  Klasse, 
die  auf  einer  der  beiden  Seiten  in  Geltung  stand,  in  Betracht 
zog  und  nach  dieser  die  Einreihung  in  die  Verbandsklassifi- 
kation vornahm.  Das  bedeutele  also,  dass  die  Verfrachter  viel- 
fach gegenüber  den  Tarifen  im  gebrochenen  Verkehr  für  einen 
Teil  der  Beförderungsstrecke  wesentlich  höhere  Sätze  zu  zahlen 
hatten,  als  solche  im  inneren  Verkehr  des  betreffenden  Landes 
in  Ansatz  kamen. 

Dieser  Überteuerung  konnte  der  Verfrachter  zwar  da- 
durch entgehen,  dass  er  gebrochene  Abfertigung  an  der 
Grenze  vorschrieb.  Die  Feststellung  der  zweckmässigsten  Route 
war  aber  den  Interessenten,  ja  häufig  selbst  den  Auskunfts- 
stellen der  Eisenbahnverwaltungen,  mangels  genauer  Kenntnis 
sämtlicher  in  Frage  kommenden  Tarife,  nicht  möglich,  zumal 
da  bei  den  zahlreichen  Grenzübergängen  in  Anbetracht  der 
auf  beiden  Seiten  geltenden  verschiedenen  Tarifeinheiten  die 
kürzeste  Strecke  nicht  immer  die  billigste  ist.  Aber  auch  die 
gebrochene  Abfertigung  führte  zu  einer  Verteuerung  insofern, 
als  im  Gegensatz  zu  den  direkten  Tarifen  die  Abfertigungs- 
gebühr zweimal  in  voUer  Höhe  erhoben  wird ;  sie  hatte  ferner 
Anstauungen  des  Verkehrs  in  den  Übergangstationen  und  somit 
Verlangsamungen   in    der  Abfertigung   zur  Folge.    Es  war  ein 

^  Das  Schema  lautet  folgendermassen : 

Kombinierte  österreicliisch- 
ungariscii-deutsche  Klasse : 

Eilgut 

Stückgut  I 

Stückgut  II 

A  1 

B 

A2 

Spez.-Tarif  I 

Spez.-Tarif  II 

Spez.-Tarif  III 


Umf; 

assend : 

die  deulsclie 

KL: 

die  österr.-unfi 

Eilgut 

Eilgut 

Stückgut 

Stückgut  I 

Stückgut 

Stückgut  II 

A  1 

A 

B 

A 

A  2 

A 

Spez.-Tari 

f  I 

A 

Spez.-Tarif  II 

B 

Spez.-Tarif  III 

C 
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Zustand,  der  auf  die  Dauer  unleidlich  war  und  zu  ständigen 
Beschwerden  Veranlassung  gab. 

Die  Serientarife  haben  die  beklagte  Lücke  sicher  zum 
Teil  ausgefüllt ;  sie  stellen  eine  Ergänzung  der  für  den  Wechsel- 
verkehr geltenden  Normalklassen  bezw.  Ausnahmetarife  dar 
und  sollen  einen  grossen  Teil  weiterer,  zwischen  der  deutschen 
und  der  österreichisch-ungarischen  Klassifikation  erwünschten 
Kombinationen  enthalten,  mithin  tunlichst  für  alle  in  Betracht 
kommenden  Waren  direkte  Abfertigung  ohne  Verteuerung  durch 
doppelte  Abfertigungsgebühren  ermöglichen. 

Darin  liegt  sicher  ein  grosser  Fortschritt,  Doch  ist  dadurch 
der  andere  von  den  beteiligten  Kreisen  gehegte  Wunsch  über- 
haupt nicht  berührt  worden,  dass  nämlich  für  möglichst  alle 
in  Frage  kommenden  Verkehrsrelationen  direkte  Tarife  geschaf- 
fen werden  möchten.  Diese  sind  im  Wechselverkehr  der  beider- 
seitigen Staatsbahnen  —  ganz  zu  schweigen  von  dem  Verkehr 
von  und  nach  Stationen  der  Privatbahnen  —  nach  wie  vor 
auf  eine  gewisse  Zahl  von  Verbindungen  und  Stationen 
beschränkt  geblieben,  eine  F'olge  zum  Teil  davon,  dass  man 
bei  der  komphzierten  Gestaltung  des  Tarifwesens  den  Umfang 
der  Tarife  möglichst  zu  beschränken  suchte.  Es  besteht  zwar 
die  Absicht,  allen  Wünschen  nach  Einbeziehung  weiterer  Sta- 
tionen je  nach  Bedarf  zu  entsprechen.  Die  Bedürfnisse  ändern 
sich  jedoch  unausgesetzt,  und  so  stehen  vielfach  den  Interes- 
senten bei  Bedarf  direkte  Sätze  nicht  zur  Verfügung. 

Die  Wünsche  der  Verfrachter  nach  Erstellung  direkter 
Tarife  für  alle  in  Frage  kommenden  Verbindungen  kommen 
daher  nicht  zur  Ruhe  und  sollten  von  den  Eisenbahnverwal- 
tungen weiter  verfolgt  werden.^ 

*  Eine  Vereinfachung  der  Güterklassifikation  und  des  gesamten  Tarif- 
wesens ist,  abgesehen  vom  deutsch-österreichisch- ungarischen  Verkehr, 
z.  B.  auch  im  deutsch-russischen  Verkehr  erwünscht.  \ou  einem  Fach- 
mann ist  dem  Berichterstatter  hierüber  folgendes  Gutachten  erstattet 
worden : 

Für  die  äussere  Form  der  deutsch-  und  niederländisch- russischen 
Verbands-Güterkiassifikation  ist  der  Teil  II  des  Allgemeinen  Tarifs  der 
russischen  Eisenbahnen  vorbildlich  gewesen.  Der  Allgemeine  Tarif  bildet 
die  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Eisenbahnfrachten  im  Bereich 
des  europäischen  und  asiatischen  Russlands,  und  sein  Aufbau  trägt  den 
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Von  den  zu  diesem  Behufe  gemachten  Vorschlägen  erschei- 
nen besonders  die  von  einer  so  angesehenen  Körperschaft,  wie 
den  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,  ausgehenden 
beachtenswert  und  einer  weiteren  Prüfung  würdig,  die  dahin- 
gehen, auf  den  Wechselverkehr  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  die  deutsche  Güterklassifikation  anzuwenden 
oder,  wenn  sich  dies  nicht  ermöglichen  lassen  sollte,  das  Schnitt- 
tarifsystem, wie  es  in  anderen  Verbandsverkehren,  z.  B.  zwischen 
Deutschland  und  Russland,  Frankreich  sowie  Itahen,  besteht, 
einzuführen  und  zu  diesem  Zweck  die  beiderseitige  Güterklas- 
sifikation mit  den  zugehörigen  Bestimmungen,  je  für  beide 
Länder  getrennt,  in  einem  gemeinsamen  Hefte  herauszugeben. 

Auf  dem  Gebiete  des  formellen  Tarifwesens  besteht  weiter 
das  Bedürfnis  nach  möglichster  Vereinheitlichung  der  einzelnen 
tarifarischen  Bestimmungen.  Es  sei  nur  an  die  Frage  des  „Gut- 
gewichts" erinnert.  Abweichungen  gegenüber  dem  deklarierten 
Gewicht  sind  im  deutsch-österreichisch-ungarischen  Verkehr  im 

geographischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  Russlands  in  weit- 
gehendstem Masse  Rechnung.  Bei  der  gewaltigen  Ausdehnung  des  Eisen- 
bahnnetzes, dessen  einzelne  Strecken  sich  auf  Entfernungen  von  mehr 
als  7000  Werst  ausdehnen,  verbot  es  sich  von  vornherein,  mit  festen 
Wersteinheiten  zu  operieren.  Um  den  einheimischen  Erzeugnissen  und 
denjenigen  ausländischen  Waren,  auf  deren  Bezug  Russland  —  besonders 
infolge  seiner  schwach  entwickelten  Industrie  —  angewiesen  ist,  die 
Beförderung  bis  zu  den  Verbrauchsplätzen  usw.  überhaupt  zu  ermögli- 
chen, sah  man  sich  veranlasst,  die  der  Frachtberechnung  zugrunde  zu 
legenden  Tarife  als  Staffeltarife  mit  fallender  Sliala  zu  erstellen.  Aber 
in  dem  Bestreben,  die  Beförderungsmöglichkeiten  der  verschiedenen 
Güter  immer  weiter  zu  steigern,  ist  die  russische  Tarif politik  in  dem 
Ausbau  der  Staffeltarife  zu  weit  gegangen.  Für  die  in  129  Gruppen  ein- 
geteilten Güter  sieht  der  Allgemeine  Tarif  —  ungeachtet  einer  ausser- 
ordentlich grossen  Anzahl  von  Tabellen  und  schematischen  Ausnahme- 
tarifen und  der  besonderen  Tarifklasse  für  Eilgüter  —  nicht  weniger  als 
15  Klassentarife,  1  Spezialklassentarif  und  60  Differentialtarife  vor.  Bei 
genauerer  Prüfung  aber  gewinnt  man  mehr  und  mehr  die  Überzeugung, 
dass  diese  Tarife  und  insbesondere  die  Differentialtarife  sehr  häufig  mehr 
nach  tlieoretischen  Gesichtspunkten,  als  dem  praktischen  Bedürfnis  ent- 
sprechend aufgebaut  sind.  Die  russische  Tarifpolitik  hat  sich  nämlich 
nicht  darauf  beschränkt,  für  die  verschiedenen  Güterkategorien  einheit- 
liche Tarife  zu  schaffen,  sondern  ist  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  ins  Detail 
gegangen,  sodass   heute    die  allgemeine  Warennomenklatur    eine  Anzalil 
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allgemeinen  nicht  fracht-  und  strafpflichtig,  \yenn  sie  nicht 
mehr  als  2%  des  Eigengewichts  des  Wagens  ausmachen.  Über 
diese  Bestimmung  hinaus  gestatten  die  österreichischen  und 
die  deutschen  Bahnen  z.  B.  im  Kohlenverkehr  die  Beigabe 
eines  sogenannten  Gutgewichts  in  Höhe  von  2Vo  des  deklarier- 
ten Gewichts  der  Sendung,  das  27o  des  Eigengewichts  wesent- 
lich übersteigt.  Die  ungarischen  Bahnen  lehnen  die  gleiche  Ver- 
günstigung im  Auslands-  wie  im  Inlandsverkehr  ab ;  die  Folge 

Tarifklasseii  enthält,  die  speziell  lür  einzelne  Artikel  zurecht  gemacht 
sind  und  nur  für  diese  Anwendung  finden.  Bei  der  meist  nur  ganz 
geringen  Abweichung,  welche  die  für  diese  Güter  geltenden  Differential- 
tarife beim  Vergleich  mit  anderen,  häufiger  in  Frage  kommenden  Tarifen 
zeigen,  muss  ihre  Notwendigkeit  sehr  zweifelhaft  erscheinen.  Unter  die 
Zahl  derartiger  Tarife  sind  in  erster  Linie  die  Differentialen  1,  2,  4,  5 
bis,  5  bis,  8  bis,  11,  21,  23,  24,  28,  36,  37  bis,  39,  40  und  42  zu  rechnen- 
Aber  auch  sonst  noch  könnte  durch  Zusammenlegen  der  nur  wenig, 
oder  nur  auf  gewisse  Entfernungen  von  einander  abweichenden  Diffe- 
rentialtarife ihre  ungemein  grosse  Zahl  wesentlich  verringert  werden, 
ohne  dass  die  Beförderungsmöglichkeit  der  nach  ihnen  tarifierenden 
Güter  ungünstig  beeinflusst  würde. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine  so  grosse  Menge  von  Tarifklassen 
dem  Kaufmann  die  Frachtkalkulationen  ungemein  erschwert,  und  da  die 
innerrussische  Tarifierung  auch  lür  den  Verbandsverkehr  ab  Schnitt- 
punkt östlich  uneingeschränkt  Anwendung  findet,  beeinflusst  sie  den 
direkten  deutsch-  und  niederländisch-russischen  Gütertarif  in  gleicher 
Weise,  wie  den  internen  Tarif  der  russischen  Eisenbahnen.  Es  wäre  des- 
halb dringend  zu  wünschen,  dass  der  weiteren  Bildung  von  Differential- 
tarifen, deren  Zahl  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen  ist,  nicht  nur  endlich 
Einhalt  geschieht,  sondern  dass  ihre  Zahl  nach  Möglichkeit  vermindert 
wird,  umsomehr  als  die  Güterklassifikation  auch  in  anderer  Beziehung 
eine  gewisse  Schwerfälligkeit  zeigt.  So  sind  beispielweise  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Gruppen  Artikel  gleicher  Gattung  oder  gleichen  Materials 
mit  derselben  Tarifierung  namentlich  aufgeführt,  die  sehr  wohl  in  eine 
einzige  Position  zusammengefasst  werden  könnten.  Erwähnt  sei  nur  die 
Gruppe  37  Landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte,  ausser  hölzernen, 
„auseinandergenommene  und  zusammengesetzte".  Die  unter  dieser  Über- 
schrift aufgeführten  76  Positionen  tarifieren  sämtlich  nach  der  Differen- 
tiale 30.  Trotzdem  erscheint  —  mit  der  gleichen  Tarifierung  —  noch 
die  allgemeine  Position  „Landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte, 
„mit  Ausnahme  der  in  dieser  Artikelgruppe  besonders  genannten".  Sämtliche 
76  Einzelpositionen  dürften  entfallen  und  durch  die  Überschrift  als  einzige 
Position  ersetzt,  werden. 
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davon  sind  ständige  Differenzen,  die  sich  gerade  zu  Ungunsten 
der  ungarischen  Bezieher  häufig  empfindlich  bemerkbar  machen.^ 
Alle  solchen  Fragen  können  lediglich  durch  das  Zusam- 
menarbeiten der  Eisenbahnverwaltungen  selbst  gelöst  werden; 
es  genügt  daher,  an  diese  die  allgemeine  Bitte  um  möglichst 
weitgehende  Erstellung  direkter  Tarife  und  möglichste  Verein- 
heitlichung der  einzelnen  tarifarischen  Bestimmungen  zu  richten. 


B)  Abwickelung  des  Verkehrs, 

Die  Frage  der  Gestaltung  der  Tarife  steht  für  den  über- 
wiegenden Teil  der  Verkehrsinteressenten  im  Vordergrunde ; 
für  manche  Transporte  aber,  vor  allem  für  leicht  verderbliche 
Güter,  ist  die  Abwickelung  des  Verkehrs,  d.  h.  die  Schnellig- 
keit der  Beförderung,  von  derselben,  ja  mitunter  von  noch 
weit  grösserer  Bedeutung.  Was  nützen  billige  Tarife,  wenn  die 
Abfertigung  und  der  Transport  zu  lange  dauern  und  bestimmte 

1  Im  einzelnen  sei  liierzu  noch  folgendes  bemerkt :  Ober  die  Frage 
des  , Gutgewichts"  enthält  der  Eisenbahngötertarif  für  den  Verkehr 
zwischen  den  österreichischen  und  ungarischen  Hlisenbahnen  einerseits, 
den  deutschen, luxemburgischen,  belgischen  und  niederländischen  Bahnen 
andererseits,  Teil  I,  Abteilung  A  §  7  in  Zusatzbestimniung  12  die  fol- 
gende Vorschrift : 

Ergibt  die  bahnamtliche  Nachwiegung  des  Gutes  ohne  besondere 
Feststellung  des  Wageneigengewichts  gegen  das  im  Frachtbrief  angege- 
bene Gewicht  keine  grössere  Abweichung,  als  27o  des  an  dem  Wagen 
angeschriebenen  Eigengewichts,  so  wird  das  angegebene  Gewicht  für  die 
Frachlberechnung  als  richtig  angenommen." 

Der  Deutsche  Eisenbahngütertarif  und  ebenso  der  Oberschlesisch- 
österreichische  Kohlentarif  gehen  über  diese  Bestimmung  erheblich 
hinaus.  Der  Deutsche  Eisenbahngütertarif  bestimmt  in  §  58  Zusatzbestim- 
mung I : 

„Ergibt  die  bahnamtliche  Nachwiegung  von  Wagenladungen  auf 
der  Gleiswage  keine  grössere  Abweichung  von  dorn  im  Frachtbriefe  ange- 
gebenen Gewicht  als  2**  „,  so  wird  das  im  Frachtbriefe  angegebene  Gewicht 
als  richtig  angenommen.' 

Übereinstimmend  hiermit  heisst  es  in  dem  Eisenbahngütertarif  für 
den  oberschlesisch-österreichischen  Kohlenverkehr : 

„Ergibt  die  bahnamtliche  Nachwiegung  von  Steinkohlen  etc.  in 
Wagenladungen  auf  der  Gleiswage  gegen  das  im  Frachtbrief  angegebene 
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Waren  dem  Verderben  aussetzen,  somit  deren  Versand  über- 
haupt verbieten? 

Auch  hinsichtlich  der  Abfertigung  hat  Artikel  15  des 
deutsch  österreichisch-ungarischen  Handelsvertrages  die  Absicht 
verfolgt,  diesem  Bedürfnis  Rechnung  zu  tragen,  dadurch,  dass 
er  die  Parität  zwischen  einheimischen  und  fremden  Waren 
auch  hinsichtlich  der  Art  und  der  Zeit  der  Abfertigung  vor- 
schreibt. 

Diese  Bestimmung  gilt  jedoch  gemäss  dem  Schlussprotokoll 
nur  insoweit,  als  an  der  Abfertigungs-  oder  Übergangsstation 
gleichartige  Transporte  zur  Aufgabe  gelangen,  nicht  aber  dann, 
wenn  solche  fehlen.  Diese  Lücke  könnte  im  Bedarfsfalle  durch 
vertragliche  Abmachungen  ausgefüllt  werden,  wonach  jene 
Güter,  die,  in  genügenden  Mengen  von  einem  Gebiete  in  das 
andere  übergehen  oder  durch  dieses  hindurchgehen,  auf  das 
rascheste,  evenil.  mit  direkt  zu  stellenden  Anschluss-  oder 
Transitzügen,  weiterbefördert  werden. 

Darüber  hinaus  erscheint  eine  allgemeine  wesentliche 
Abkürzung  der  Höchst  liefer  fristen  unbedingt  erforderlich.  Die 
Lieferfristen  dürfen  nach  den  Ausführungsbestimmungen  zum 
internationalen  Frachlübereinkommen  zu  Artikel  14  für  Fracht- 
güter eine  Frist  von  zwei  Tagen  für  die  Expedition  und  von 
je  2  Tagen   für    den    Transport   für  je  auch  nur  angefangene 

(jewicht  keine  grössere  Abweichung  als  2%?  so  wird  das  im  Frachtbrief 
angegebene  Gewicht  der  Frachtberechnung  zugrunde  gelegt." 

Der  Unterschied  in  den  beiden  Bestimmungen  ist  folgender: 
Bei  einer  20  t-Ladung  Kohlen  dürfte  das  Eigengewicht  des  Wagens 
etwa  7000  kg  betragen.  Der  Absender  braucht  im  Verkehr  nach  deutschen 
Stationen  und  im  Verkehr  nach  Österreich  nur  20000  kg  zu  deklarieren, 
kann  aber  bis  zu  20400  kg  verladen,  ohne  dass  er  eine  höhere  Fracht 
zahlt  als  für  20000  kg.  Diese  400  kg  bilden  das  „Gutgewicht",  das  die 
Gruben  den  Sendungen  kostenfrei  beigeben,  weil  sich  auf  dem  Transport 
durch  Witterungseinflüsse  (namentlich  bei  gewaschenen  Kohlen),  kleinere 
Diebstähle  etc.  regelmässig  ein  Manko  von  einigen  Zentnern  ergibt,  ausser- 
dem auch  die  Gleiswagen  am  Versandort  und  Empfangsort  sehr  häufig 
differieren.  Im  Verkehr  nach  Ungarn  darf  dieses  frachtfrei  beförderte 
Gutgewicht  dagegen  nur  27,  des  Eigengewichts  des  Wagens,  also  nach 
der  vorstehenden  Annahme  höchstens  140  kg  betragen,  was  sich  nach 
den  Erfahrungen  als  nicht  ausreichend  erwiesen  hat. 
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250  km  nicht  übersteigen.  Bei  der  geringsten  Entfernung  beträgt 
also  die  Lieferfrist  4  Tage,  bei  251  km  bereits  6,  bei  501  lim 
8  Tage  u,  s.  f.  Das  sind  Fristen,  welche  angesichts  der  gegen- 
wärtigen Entwickelung  des  Eisenbahnverkehrs  weit  über  das 
zulässige  Mass  hinausgehen.  Das  geht  auch  daraus  hervor, 
dass  die  Fristen  vielfach  nicht  voll  ausgenutzt  werden.  Der 
Verkehr  hat  sich  auf  die  üblichen  Liefertristen  eingerichtet 
und  pflegt  stets  damit  zu  rechnen,  hat  aber  bei  der  Inanspruch- 
nahme der  vollen  Zeiten  keine  Ersatzansprüche  zu  stellen;  so 
führen  die  jetzigen  Bestimmungen  häufig  zu  unliebsamen  Stö- 
rungen und  Differenzen  bei  der  Abwickelung  des  Geschäfts- 
verkehrs. Das  gilt  nicht  nur  bei  dem  Verkehr  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn,  sondern  allgemein ;  eine  wesent- 
liche Herabsetzung  der  Höchstlieferfristen  anlässlich  der  Revision 
des  internationalen  Frachtübereinkommens  ist  daher  ein  drin- 
gendes Bedürfnis. 

Die  Schnelligkeit  der  Beförderung  ist  aber  schliesslich 
nicht  allein  von  der  Eisenbahnverwaltung  abhängig,  sondern 
wird  vielfach  durch  die  zoll-  und  steueramtlichen  sowie  die 
gesundheitspolizeilichen  und  sonstigen  Schulzbestimmungen 
einschneidend  beeinflusst.  Jeder,  der  im  Verkehrsleben  steht, 
hört  unausgesetzt  Klagen  über  die  Verzögerungen  und  Erschwe- 
rungen des  Verkehrs  durch  solche  Massnahmen.  Besonders 
gibt  die  Behandlung  tierischer  Produkte  zu  häufigen  Beschwer- 
den Anlass.  Diese  Fragen  gehen  zwar  über  den  Rahmen 
des  Themas  hinaus,  und  es  würde  zu  weit  führen,  sie 
hier  im  einzelnen  behandeln  zu  wollen.  Bei  der  grossen 
Bedeutung  dieser  Massnahmen  für  die  Abwickelung  des  Ver- 
kehrs ist  es  aber  zulässig  und  berechtigt,  hier  wenigstens  dem 
nllgcmeinen  Wunsche  Ausdruck  zu  geben,  dass  alle  diese  Be- 
stimmungen den  Verkehr  nicht  über  das  dringend  notwendige 
Mass  hinaus  behindern  möchten. 

Damit  bin  ich  am  Schlüsse  angelangt. 

Ich  fasse  meine  Ausführungen  in  folgende  Leitsätze  zu- 
sammen : 

1.  Die  für  den  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Österreich-Ungarn  jetzt  geltende  ParitätskUniscl  ist  min- 
destens in  dem  bisherigen  Umfange  (Einfuhr  in  und  Durchfuhr- 
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durch  das  Gebiet  des  Vertragsstaates  für  sämtliche  Güter  bei 
Beförderung  auf  derselben  Bahnstrecke  und  in  derselben  Ver- 
kehrsrichtung) aufrechtzuerhalten. 

2.  Für  den  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Österreich-Ungarn  ist  neben  der  Parität  die  Meisthegiinsiigung 
im  gleichen  Umfange,  wie  diese  (insbesondere  mit  der  Be- 
schränkung auf  dieselbe  Bahnstrecke  und  dieselbe  Verkehrs- 
richtung) erwünscht. 

3.  Hinsichtlich  der  materiellen  Tarifbildung  können  keine 
vertraglichen  Festsetzungen  absolut  bestimmter  Sätze  für  alle 
Artikel,  wohl  aber  vertragliche  Festsetzungen  für  bestimmte 
Warenkategorien  und  für  einzelne  Verkehrsgebiete  in  Erwä- 
gung gezogen  werden. 

4.  Unter  bestimmten  Voraussetzungen  können  Verein- 
barungen (statt  über  absolute  Frachtsätze)  über  das  Verhältnis 
(Spannung)  der  Tarifsätze  für  den  Transport  des  Rohproduktes 
und  der  daraus  hergestellten  Waren  angebahnt  werden. 

5.  Es  sind  strikt  auszulegende  Abmachungen  über  die 
Verlängerung  der  Fristen  für  das  Inkrafttreten  von  Tarifer- 
höhungen zu  treffen. 

6.  Die  Eisenbahnverwaltungen  möchten  in  ihren  Bestre- 
bungen auf  Vereinheitlichung  des  formellen  Tarifwesens,  im 
besonderen  auf  die  möglichst  allgemeine  Erstellung  direkter 
Tarife,  fortfahren. 

7.  Vor  dem  Abschluss  neuer  Verträge  zwischen  den  mit- 
teleuropäischen Staaten  möchte  eine  Vereinheitlichung  der  in 
den  eisenbahntarifarischen  Abmachungen  gebräuchlichen  Be- 
griffsbestimmungen erwogen  werden  (z.  B.  , direkte  Tarife", 
„direkte  Abfertigung",  „Zeit  und  Art  der  Abfertigung",  „gebro- 
chene Abfertigung",  „Lokal-  und  Verbandstarife"). 

8.  Es  möchten  Vorkehrungen  dafür  getroffen  werden,  dass 
jene  Güter,  welche  in  genügenden  Mengen  von  einem  Gebiet 
in  das  Gebiet  des  anderen  Staates  übergehen  oder  durch 
dieses  hindurchgehen,  auf  das  rascheste,  eventl.  mit  direkt  zu 
stellenden  Anschluss-  resp.  Transitzügen  weiterbefördert  vjerden; 
und  zwar  auch  dann,  wenn  derartige  Transporte  in  dem 
eigenen  Gebiet  oder  in  der  Anschlussstation  nicht  zur  Aufgabe 
gelangen. 

9.  Es  sollten  Mittel  und  Wege  geschaffen  werden,  um  den 
Güteraustausch  durch  die  Handhabung  der  zoll-,  steueramt- 
lichen, gesundheitspolizeilichen  und  sonstigen  Schutzbestim- 
mungen möglichst  wenig  zu  behindern. 

10.  Bei  der  bevorstehenden  P>neuerung  des  internatio- 
nalen Übereinkommens  über  den  Frachtvertrag  sind  die  Maxi- 


396 


mallief erfristen,  insbesondere  für  rasch  verderbliche  Güter,  herab- 
zusetzen, da  trotz  den  zwischen  den  Eisenbahnverwaltungen 
getroffenen  einschlägigen  Vereinbarungen  ein  zwingendes  Be- 
dürfnis nach  Kürzung  der  reglementarischen  Lieferfristen  sich 
geltend  gemacht  hat. 

Die  Frage  der  Regelung  der  Gütertransportbedingungen 
ist  in  unserer  modernen  Zeit,  dem  Zeitalter  des  Verkehrs, 
für  das  Wirtschaftsleben  wahrlich  von  tief  einschneidender 
Bedeutung.  Es  gilt  gerade  auf  diesem  Gebiete  mit  aller  Kraft 
auf  eine  möglichste  Vereinheitlichung  innerhalb  der  mittel- 
europäischen Staaten  zum  Zwecke  einer  Erleichterung  des 
Güteraustausches  hinzudrängen.  Der  Verkehr  besitzt  eine  ge- 
waltige Stosskraft :  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  pflegt  er  alle 
Hemmnisse,  die  Kleinmut  und  Eigenwille  ihm  entgegenstellen, 
beiseite  zu  werfen  und  sich  siegreich  freie  Bahn  zu  brechen. 
Möchten  auch  diese  Verhandlungen  dazu  beitragen,  bestehende 
Hindernisse  soweit  als  möglich  aus  dem  Wege  zu  räumen  und 
die  wechselseitigen  Beziehungen  im  mitteleuropäischen  Verkehr 
enger  zu  knüpfen  und  zu  fördern,  zum  Nutzen  aller  Teile. 


Reglementation  dans  les  traites  de  commerce  de  la 
tarification  des  transports  par  chemin  de  fer. 

Rapport  per  Georges  de  Leener, 
Professeur  ä  l'universit^  de  Bruxelles, 

II  est  ä  peine  besoin  d'insister  sur  l'importance  des  tarifs 
de  transports  internationaux  au  point  de  vue  des  objets  essentiels 
des  traites  de  commerce.  Par  la  conclusion  de  ces  Conventions, 
les  Gouvernements  s'efforcent  d'obtenir,  par  voie  de  compen- 
sations  reciproques,  la  Limitation  des  obstacles  que  les  tarifs  doua- 
niers  elevent  contre  l'importation  des  marchandises  etrangeres. 

L'accord  est  loin  d'etre  unanime  sur  l'opportunite  des 
traites  de  commerce.  Les  partisans  de  l'autonomie  douaniere 
invoquent  des  arguments  serieux  pour  protester  contre  ce 
Systeme  consistant,  pour  tous  les  pays  participant  ä  des  traites, 
ä  aliener  leur  liberte  en  echange  d'avantages  parfois  illusoires. 

Libre  aux  pays  qui  revendiquent  le  droit  ä  l'independance 
de  leur  tarification  douaniere  de  se  refuser  ä  toute  Conven- 
tion internationale  pour  la  fixation  des  droits  d'entree.  Mais 
on  ne  peut  admettre  que  des  pays  s'engagent  ä  accorder  aux 
marchandises  etrangeres  des  reductions  sur  les  tarifs  de 
douanes  et  qu'ils  s'efforcent  ensuite  d'annihiler  ces  avantages 
par  la  perception  de  taxes  exceptionnelles  sur  les  transports  de 
ces  memes  marchandises.  Si,  usant  de  reciprocite  et  meme  de 
represailles,  plusieurs  pays  surtaxent  les  transports  des  mar- 
chandises des  uns  des  autres,  tout  l'ediflce  des  traites  de  com- 
merce s'effondre.  Non  seulement  leur  objet  etait  d'attenuer  les 
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eifets  des  barrieres  douanieres ;  ils  avaient  aussi  le  merite 
d'assurer  au  trafic  international  une  bienfaisante  stabilite  de 
regime.  Cette  stabilite  devient  illusoire  dans  le  cas  de  la  per- 
ception  de  laxes  fixees  par  chaque  pays  pour  le  transport 
des  marchandises  importees  et  modifiees  ä  la  guise  de  chacun. 

II  n'etait  pas  possible  que  le  danger  de  telles  eventualites 
n'eveillät  pas  l'attention  des  gouvernements  qui  concluent  des 
traites  de  commerce.  Aussi  est-il  logique  que  des  1891  l'AlIe- 
magne  et  la  Belgique  se  soient  entendues  pour  s'accorder 
certaines  garanties  en  matiere  de  transports  par  chemin  de 
fer,  par  une  clause  nouvelle  qui  fut  inseree  dans  leur  traite 
de  commerce. 

Aux  termes  de  cette  clause,  les  deux  pays  contractants 
ont  convenu  „que  les  prix  de  transport  ainsi  que  toutes  les 
reductions  de  tarifs  ou  autres  faveurs  qui  seraient  accordees 
soit  par  des  tarifs  locaux,  soit  par  des  dispositions  speciales, 
soit  par  des  traites  particuliers  aux  produits  de  leur  propre 
pays,  seront  accordees,  dans  la  meme  etendue,  aux  envois 
similaires  passant  du  territoire  de  l'une  des  parties  contrac- 
tantes  dans  le  territoire  de  l'autre  ou  qui  y  transiteront,  ä  la  con- 
dilion  toutefois  que  le  transport  se  fasse  sur  la  meme  ligne  et 
dans  la  meme  direction. 

Des  traites  de  commerce  conclus  par  l'Allemagne  avec 
la  Russie,  l'Italie  et  quelques  autres  pays  ont  elargi  le  sens 
de  ces  stipulations  en  convenant  de  la  concession  recipro- 
que,  en  matiere  de  tarifs  de  transport  par  chemin  de  fer, 
du  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisee. 

Les  controverses  qui  se  produisent  sur  les  questions  de 
la  politique  du  commerce  international  ont  ramene  ä  l'ordre 
du  jour  i'utilite  du  maintien  de  seml)lables  clauses  dans  les 
futurs  traites  de  commerce.  On  s'est  demande  si  les  clauses 
actuelles  seraient  maintenues  purement  et  simplement  ou  bien 
si  elles  seraient  elargies. 

Des  opinions  tres  divergentes  ont  ete  emises  sur  ces  divers 
poinls.  11  ne  nous  appartient  pas  de  nous  immisoer  dans  les 
discussions  qui  se  poursuivent  ä  leur  sujet  en  Allemagne  et 
en  Autriche-Hongrie.  Nous  voulons  nous  borner  au  point  de 
vue  des  interets  speciaux  de  la  Belgique.  Notre  opinion  pourra 
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toutefois  etre  utilisee  pour  corroborer  teile  ou  teile  argumen- 
tation  presentee  dans  les  discussions  entre  les  representants 
de  ces  pays. 

Nous  nous  placerons  premierement  sur  le  terrain  de  la 
theorie  et  nous  nous  demanderons  quels  rapports  doivent 
exister  entre  la  politique  des  transports  et  la  politique  com- 
merciale. 

Politique  des  transports  et  politique  commerciale  relevent 
de  systemes  nettement  distincts,  On  ne  peut  les  confondre 
dans  des  mesures  communes  sans  determiner  un  imbroglio  dont 
aucune  vue  claire  ne  pourra  se  degager/ 

Chacune  des  deux  poliliques  a  son  domaine  propre.  Faire 
notamment  des  chemins  de  fer  un  Instrument  de  politique 
commerciale,  c'est  introduire  dans  leur  gestion  l'arbitraire  le 
plus  dangereux  ä  la  fois  pour  les  inlerets  de  l'Etat  exploitant 
et  pour  ceux  de  la  nation. 

Selon  notre  principe,  dans  une  question  de  tarifs  de  che- 
min  de  fer,  on  ne  se  souciera  pas,  par  exemple,  de  savoir  si 
tel  tarif  favorise  ou  restreint  soit  l'exportation  des  charbons  du 
pays,  soit  l'importation  des  charbons  etrangers.  Si  Ton  veut 
encourager  l'exportation  des  premiers,  il  n'y  a  qu'unseul  moyen 
loyal  et  net:  c'est  l'octroi  de  primes  d'exportation.  Si  Ton 
desire  restreindre  rimportation  des  seconds,  c'est  ä  la  per- 
ception  de  droits  d'entree  qu'il  faut  avoir  recours.  Ni  dans 
Tun  ni  dans  l'autre  cas,  on  ne  se  servira  de  tarifs  qui  seraient 
inspires  par  une  preoccupation  protectionniste  completement 
etrangere  ä  la  politique  rationnelle  des  chemins  de  fer. 

L'opinion  opposee  est  souvent  defendue  avec  force.  II  a 
paru  ä  d'aucuns  que  les  tarifs  de  chemin  de  fer  devaient  con- 
stituer  un  moyen  de  protection  des  Industries  nationales.^ 
Peut-etre  ce  Systeme  n'a-t-il  pas  partout  des  inconvenienls 
egaux  ;  mais,  en  ce  qui  concerne  la  Belgique,  il  nous  semble 
constituer  un  veritable  danger. 

'  G.  de  Leener.  La  politique  des  transports  en  Belgique  (Travaux  de 
l'Iastitut  de  Sociologie  Solvay).  Bruxelles,  Misch  et  Cleron.  1913. 

'  Voir  ä  ce  sujet  E.  Seidler  et  A.  Freud.  Die  Eisenbahntarife  in 
ihren  Beziehungen  zur  Handelspolitik.  Leipzig,  Duncker  et  Humblot.  1904. 
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Le  pire  inconvenient  de  la  confusion  de  la  politique  des 
transports  et  du  protectionnisme  reside  dans  l'impossibilite  de 
contröle  de  l'opinion  publique.  Ses  abus  de  favoritisme  ne 
sont  guere  moins  ä  redouter.  Le  Parlement  beige  discute  les 
tarifs  de  douanes  et  sanctionne  les  traites  de  commerce.  Par 
contre,  il  n'a  pas  d'action  directe  sur  les  tarifs  de  chemins  de 
l'er.  II  ne  faut  donc  pas  que  des  entreprises  industrielles  puis- 
sent  obtenir  du  Gouvernement,  par  le  moyen  de  tarifs  speciaux 
ä  appliquer  sur  les  chemins  de  fer  de  l'Etat,  l'equivalent  de  la 
protection  douaniere  que  les  Chambres  leur  auraient  refusee. 

Pareille  eventualite  est  particulierement  redoutable  dans 
des  petits  pays  comme  la  Belgique  oü  les  condilions  de  la  vie 
politique  depouillent  le  Gouvernement  de  l'autorite  necessaire 
pour  repondre  par  un  refus  categorique  ä  de  telles  sollicitations, 
L'exemple  des  tariis  de  transport  des  charbons  sur  les  chemins 
de  fer  de  l'Etat  beige  est  typique.  Ni  le  monde  industriel  ni 
le  Parlement  n'admettraient  l'etablissement  en  Belgique  d'un 
droit  d'entree  sur  les  charbons  etrangers.  Neanmoins,  la  meme 
protection  est  accordee  de  fa^on  indirecte  aux  charbons 
indigenes  par  le  lait  de  prix  de  transport  plus  eleves  ä  l'impor- 
tation  qu'ä  rexportation. 

11  est  rare,  au  moins  dans  les  pays  oü  les  chemins  de 
fer  sont  exploites  par  l'fitat,  que  des  preoccupations  protec- 
tionnistes  ne  troublent  pas  la  fixation  des  tarifs  de  transport. 
Ce  n'est  pas  une  raison  pour  negliger  le  principe  fondamental 
que  nous  voudrions  voir  prevaloir,  ä  savoir  la  distinction 
absolue  entre  les  deux  politiques,  du  commerce  et  des  trans- 
ports. Au  contraire,  nous  desirerions  conlribuer  a  rendre  plus 
aisee  la  consecration  de  ce  principe.  C'est  surlout  ä  ce  point 
de  vue  que  les  clauses  relatives  aux  tarifs  de  transport  intro- 
duitcs  dans  les  traites  de  commerce  paraissent  devoir  retenir 
l'attention. 

D'ailleurs  dans  les  conditions  particulieres  de  la  Belgique 
l'application  du  protectionnisme  ä  la  tarification  des  transports 
par  chemin  de  fer  est  moins  aisee  que  dans  la  plupart  des 
pays.  Elle  soulTre  des  petites  distances  impliquees  dans  les 
transports  sur  le  reseau  des  chemins  de  fer  de  l'Iitat  beige. 
C'est  la  consequence  de  l'etroitesse  du  pays. 
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La  plus  grande  distance  qui  puisse  se  presenter  en  Bel- 
gique  est  celle  qui  separe  Ostende  et  Arlon,  soit  environ  350 
kilometres.  En  general,  les  marchandises  beiges  exportees  ou 
les  produits  etrangers  importes  effectuent  sur  le  reseau  beige 
des  parcours  inferieurs  ä  cent  kilometres.  Les  memes  marchan- 
dises sont  transportees  dans  la  partie  etrangere  de  leur  par- 
cours total  sur  des  distances  generalement  plus  longues. 
Lorsque  l'jStat  beige  cherche  ä  favoriser  les  exportations  natio- 
nales ou  ä  enrayer  les  importations  etrangeres,  il  est  limite 
par  la  modicite  des  prix  de  transport  qui  ne  permettent 
pas,  sur  de  courtes  distances,  des  differences  considerables 
dans  le  traitement  des  marchandises  beiges  et  etrangeres. 
Pour  les  marchandises  transportees  ä  raison  de  4  Centi- 
mes par  tonne  kilometrique,  si  meme  une  reduction  de 
50  pour  cent  est  accordee  ä  l'exportalion  des  produits  nationaux, 
il  n'en  resulte,  pour  la  distance  de  100  kilometres,  qu'une  diffe- 
rences totale  de  2  francs  dans  le  prix  du  transport.  Considerons 
maintenant  que  cette  meme  marchandise  doive  parcourir  sur 
un  reseau  etranger  une  distance  qui,  en  raison  de  l'etendue 
des  pays  voisins,  pourra  atteindre  frequemment  250  kilometres 
et  plus.  Dans  ce  cas,  une  meme  reduction  de  moitie  en  faveur 
des  produits  de  ces  pays  expedies  en  service  interieur  se  tra- 
duira  par  une  somme  de  5  francs.  11  subsistera  donc  un  ecart 
de  3  francs  au  detriment  des  marchandises  expediees  de  Bel- 
gique.  II  en  ser^it  de  meme  pour  les  majorations  de  tarif  par 
lesquelles  la  Belgique  tenterait  de  proteger  ses  propres  industries 
contre  la  concurrence  etrangere;  les  effets  de  semblables 
mesures  seraient  insignifiants  en  comparaison  des  reductions 
de  tarifs  dont  les  chemins  de  fer  des  pays  voisins  pourraient 
faire  profiter   les   marchandises   expediees  en  Belgique. 

C'est  dire  que  les  possibilites  du  protectionnisme  par  le 
moyen  des  tarifs  de  chemins  de  fer  sont  tres  restreintes  en 
Belgique.  Notre  pays  ne  peut  esperer  beaucoup  de  la  pratique 

de  ce  Systeme. 

* 

Un  certain  protectionnisme  occulte  regne  dans  la  tarifi- 
cation  des  chemins  de  fer  de  l'Etat  beige.  Nous  avons  cite  le 
cas    des   transports    de    houille.    II    Importe    de   preciser    cet 
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exemple.  A  l'exportation,  les  charbons  beiges  expedies  par 
50  tonnes  sur  les  Pays-Bas  beneficient  d'une  reduction  d'un 
franc  ä  la  tonne,  sur  le  prix  du  tarif  general,  sans  qu'en 
aucun  cas  le  prix  total  du  parcours  en  Belgique  puisse  etre 
inferieur  ä  2  francs.  Sous  la  meme  reserve,  la  reduction 
atteint  1*90  franc  si  l'expedition  se  compose  d'au  moins  100 
tonnes.  Le  prix  des  expeditions  de  50  tonnes  en  ressort  ä 
2. — ,  3.50  ou  4.50  francs  pour  les  distances  respectives  de  50, 
100  ou  200  kilometres.  A  l'importation  de  Hollande  en  Bel- 
gique, les  prix  pour  les  memes  distances,  ä  tonnage  egal,  sont 
respectivement  de  3. — ,  4, —  ou  5.—  francs.  En  d'autres  ter- 
mes,  l'exportation  des  charbons  beiges  beneficie  d'une  difference 
de  prix  comprise  en  50  Centimes  et  1  franc  ä  la  tonne.  Elle 
s'eleve  ä  1.90  franc  en  cas  d'exportation  de  100  tonnes.  Le 
resultat  serait  identique,  au  point  de  vue  du  marche  charbonnier 
beige  si,  les  prix  de  transport  etant  egaux,  les  charbons  hol- 
landais  etaient  frappes  ä  l'entree  en  Belgique  d'un  droit  d'impor- 
tation  egal  ä  la  difference  des  taxes  pergues  sur  les  chemins  de  fer. 

Le  Situation  est  analogue  dans  les  transports  de  charbon 
entre  la  Belgique  et  l'Allemagne.  A  l'exportation  la  reduction 
est  de  1.50  franc  sur  le  prix  normal  tandis  qu'elle  n'est  que 
de  50  Centimes  ä  l'importation. 

Un  fait  recenl  a  mis  en  evidence  les  tendances  protection- 
nistes  de  la  tarification  des  transports  sur  les  chemins  de  fer 
de  l'Etat  beige.  Un  tarif  special  est  applique  depuis  nombre 
d'annees  aux  transports  en  service  Interieur  de  coke  ä  desti- 
nation  des  hauts-fourneaux  de  la  province  de  Luxembourg.  Une 
usine  ä  coke  etablie  en  territoire  hoUandais  ä  proximite  de  la 
frontiere  beige  a  revendique  le  benefice  du  meme  tarif  pour 
des  expeditions  de  coke  vers  le  Grand-Duche  de  Luxembourg 
et  vers  la  Lorraine.  L'Etat  beige  s'y  est  refuse. 

Devons-nous  desirer  que,  par  des  articles  additionnels, 
les  traites  de  commerce  s'efforcent  de  mettre  fin  ä  ce  protec- 
tionnisme  occulte  et  souvent  contraire  ä  la  pleine  loyaute  des 
Conventions  internationales  ?  C'est  poser  la  question  de  l'utilite 
particuliere  pour  la  Belgique  de  la  clause  en  discussion.  Pour 
y  repondre,  nous  examinerons  d'abord  si  eile  a  rendu,  teile 
qu'elle  a  ete  introduite   dans   le   traite   de  commerce  entre  la 
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Belgique  et  l'Allemagne,  des  Services  appreciables  ou  si  eile  a 
ete  nuisible,  et  ensuite,  s'il  convient  d'en  etendre  la  portee  de 
I'une  ou  l'autre  fa9on, 

A  notre  connaissance,  aucun  fait  ne  s'est  produit  en 
Belgique  qui  puisse  etre  invoque  contre  le  maintien  de  la 
clause  en  question.  Nul  ne  s'est  plaint  de  l'atlaiblissement  qui 
ait  pu  en  resulter  dans  la  protection  indirecte  donnee  par  les 
tarif  de  chemins  de  fer  ä  l'industrie  beige.  Par  contre,  il  est 
etabli  que  la  clause  des  tarifs  de  transport  inseree  dans  le 
traite  de  commerce  germano-belge  a  permis  de  reclamer  au 
profit  de  nos  produits  nationaux  des  conditions  de  transport 
que  l'Allemagne  n'etait  pas  disposee  ä  accorder  de  son  plein  gre. 
Ce  cas  s'est  presente  au  sujet  de  tarifs  appliquees  par  l'Etat 
prussien  aux  transports  de  charbons  du  bassin  d'Aix-la-Cha- 
pelle  ä  destination  de  la  Baviere.  L'Etat  beige  avait  reclame 
sans  succes  l'application  des  memes  bases  ä  des  transports 
de  charbon  du  pays  de  Liege  ä  la  meme  destination.  A  partir 
d'Aix-la-Chapelle,  ces  derniers  transports  suivaient  la  meme 
ligne  que  les  premiers.  La  Belgique  n'obtint  satisfaction  qu'en 
invoquant  la  clause  du  traite  de  commerce  par  laquelle  l'Alle- 
magne s'etait  engagee  ä  etendre  aux  marchandises  importees 
de  Belgique  les  tarifs  en  vigueur  en  service  Interieur,  sous 
reserve  de  transport  par  les  memes  lignes  et  dans  le  meme  sens. 

Dans  les  conditions  telles  qu'elles  sont  imposees  par 
cette  derniere  reserve,  la  clause  des  tarifs  de  transport  ne  porte 
guere  atteinte  au  protectionnisme  occulte  des  chemins  de  fer 
de  rfitat  beige.  Elle  n'interdit  pas  d'etablir  des  tarifs  plus  ele- 
ves  dans  le  sens  de  l'importalion  que  dans  celui  de  l'expor- 
tation.  Pour  prevenir  cette  protection,  il  suffirait  de  supprimer 
la  reserve  relative  au  sens  des  transports. 

On  ne  peut  guere  esperer,  en  ce  qui  concerne  particu- 
lierement  la  Belgique,  que  l'fitat  retablisse  de  son  propre  chef 
l'egalite  des  prix  ä  l'importation  et  ä  l'exportation,  par  exemple, 
dans  le  cas  des  transports  de  charbons.  La  Situation  presente 
du  marche  des  charbons  justifierait  cependant  cette  egalite 
de  traitement ;  mais  de  pretendus  droits  acquis  seraient  invo- 
ques  contre  toute  mesure  que  proposerait  l'fitat  pour  atteindre 
ce  but. 
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Ce  n'est  pas  ä  dire  que  Ton  ne  piiisse  envisager,  meme 
Sans  crainte  de  susciter  d'opposition  irreductible,  l'eventiialite 
d'accords  internationaux  ä  comprendre  dans  les  traites  de  com- 
merce de  maniere  que  les  differences  de  tarifs  soient  interdites 
independemment  de  toute  queslion  de  sens  des  transports.  Si 
l'on  aboutissait  ä  la  conclusion  de  tels  accords,  les  charbons 
allemands  Importes  en  Belgique  beneficieraient  des  tarifs  ap- 
pliques  aux  charbons  beiges  expedies  en  Allemagne  suivant  la 
meme  voie  mais  en  sens  inverse.  Les  charbonnages  beiges,  pour 
ne  prendre  que  cet  exemple,  perdraient  le  benefice  de  la  pro- 
tection actuelle. 

Resterait  cependant  ä  savoir  si  l'induslrie  beige  ne  ga- 
gnerait  pas  plus  qu'elle  ne  perdrait  ä  ce  changement  de  regime. 
Dans  le  Systeme  en  vigueur,  la  reduction  des  laxes  ä  l'expor- 
tation,  sur  le  parcours  beige,  est  souvent  plus  que  compensee 
par  ia  majoration  des  prix  de  transport  sur  le  parcours  elranger. 
A  cet  egard  nous  citerons  l'exemple  des  expeditions  de 
charbon  entre  la  Belgique  et  la  France.  Les  charbons  beiges 
exportes  vers  la  France  profitent  de  reductions  sur  le  tarif  ordi- 
naire  de  l'Etat  beige.  Elles  sont  comprises  entre  037  et  187 
franc  par  tonne  dans  les  relations  avec  la  Compagnie  du  Nord. 
Les  charbons  fran^ais  Importes  en  Belgique  ne  jouissent  que 
d'une  reduction  de  50  Centimes  ä  la  tonne.  Par  contre,  la 
Compagnie  du  Nord,  ne  taxant  ces  derniers,  par  exemple  pour 
la  distance  de  Lens  ä  Jeumont,  soit  110  kilometres,  que  de  la 
somme  de  2*80  francs,  tandis  qu'en  sens  inverse,  sur  le 
parcours  de  Jeumont  ä  Lens,  les  charbons  beiges  paient  425 
francs.  On  voit  donc  que  les  differences  entre  les  taxes  per- 
^ues  dans  les  deux  cas  sur  les  chemins  de  fer  fran^ais  detrui- 
sent  tous  les^  effets  du  protectionnisme  indirect  des  tarifs  de 
r£tat  beige.  Au  point  de  vue  de  la  Belgique,  il  n'y  aurait 
rien  ä  perdre  ä  un  regime  suivant  lequel  la  France  s'obligerait 
ä  transporter  les  charbons  beiges  au  depart  de  Jeumont  au 
meme  prix  que  les  charbons  fran^ais  ä  destination  de  cette 
derniere  Station,  Ja  Belgique  s'engageant  de  son  cote  ä  suppri- 
mer  la  difference  de  taxe  entre  les  charbons  Importes  et  exportes. 

Ces  considerations  nous  autorisent  ä  envisager  favora- 
blement,  au  moins  en    principe,   l'extension    de   la    clause  des 
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transports  inseree  dans  les  traites  de  commerce,  par  la  siip- 
pression  de  la  distinction  du  sens  du  trafic. 

Nous  ne  verrions  pas  de  raison  theorique  ä  opposer  ä 
ceux  qui  preconisent  l'extension  de  la  meme  clause  en  dehors 
de  toute  distinction  de  lignes.  Ce  serait  declarer  l'egalite  de 
tarifs  ä  l'importation  et  ä  l'exportation  quelles  que  soient  les 
lignes  utilisees  par  les  transports  dans  les  deux  sens.  Dans 
certains  pays,  cette  egalite  de  tarifs  pourrait  parailre  injusti- 
fiee  ä  cause  de  differences  profondes  dans  le  coüt  d'exploitation 
sur  les  diverses  lignes.  11  pourrait  en  etre  ainsi  en  Suisse  oü 
l'existence  de  lignes  de  monlagnes  rend  certaines  exploitations 
beaucoup  plus  coüteuses  que  d'autres.  La  meme  difficulte  ne 
se  presenterait  toutefois  pas  en  Belgique. 

Certains  traites  de  commerce  ont  elargi  la  portee  de  la 
clause  des  tarifs  de  transport  par  l'application  ä  cette  matiere 
du  principe  general  de  la  nation  la  plus  favorisee.  Tel  est  le 
cas  precedemment  rappele  des  traites  conclus  entre  l'Allemagne  et 
la  Suede,  la  Serbie,  la  Russie  et  l'Italie.  C'est,  ä  nos  yeux,  un  nou- 
veau  progres  dont  l'application  dans  les  traites  de  commerce  de  la 
Belgique,notammentavec  l'Allemagne  merite  de  retenirl'attention, 

Ainsi  elargie  la  clause  des  tarifs  de  transport  prendrait 
pour  la  Belgique  une  signification  particuliere  d'utilite  nationale. 
Elle  s'appliquerait  aux  conditions  du  transit  dans  les  relations 
de  la  Belgique  avec  les  pays  voisins.  Or,  ce  transit  est  d'impor- 
tance  capitale.  II  est  permis  de  dire  que  la  Belgique  vit  en 
partie  du  transit  du  riebe  binterland  etranger  du  port  d'Anvers. 
Sans  le  secours  de  ce  trafic  le  grand  port  national  tomberait 
au  deuxieme  oü  troisieme  rang  des  ports  europeens. 

Dans  le  but  de  conserver  ä  la  Belgique  sa  part  du  transit 
des  pays  limitrophes,  la  conclusion  d'accords  sur  la  base  dela 
clause  speciale  inseree  dans  les  traites  de  commerce  aurait  les 
effets  les  plus  heureux.  Des  accords  particuliers  ont  d'ailleurs 
dejä  ete  conclus  sur  cette  matiere.  On  se  rappellera  ä  ce  sujet 
la  Convention  du  Gothard  conclue  entre  la  Suisse,  l'Allemagne 
et  l'Italie.  Elle  garantit  ä  ces  deux  derniers  pays,  en  conside- 
ration  de  leur  concours  fmancier  aux  travaux  du  Gotbard,  le 
benefice  de  toutes  les  reductions  de  taxes  qui  seraient  accor- 
dees  en  Suisse  ä  des  lignes  existantes  ou  futures  dans  le  trafic 
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ä  travers  les  Alpes.  Une  Convention  ä  laquelle  participent  l'Etat 
beige,  les  chemins  de  fer  federaux  suisses,  la  compagnie  de 
l'Est  fran^ais  et  les  chemins  de  fer  de  l'Alsace-Lorraine  regle- 
mente,  dans  le  sens  de  l'egalit^  des  prix  et  du  partage  des 
recettes,  la  concurrence  entre  ces  derniers  et  l'Est  franpais  dans 
le  trafic  de  la  Belgique  vers  la  Suisse  et  vice-versa.  Nous 
pourrions  encore  citer  une  Convention  ä  l'efifet  de  regulariser  le 
partage  du  trafic  austro-hongrois  vers  les  ports  de  mer  alle- 
mands,  hollandais  et  beiges. 

La  Belgique  redoute  de  perdre  une  partie  des  transports 
du  port  d'Anvers  ä  l'avantage  du  port  rival  de  Rotterdam. 
Des  tarifs  reduits  amenent  dans  ce  dernier  des  transports 
en  provenance  de  l'Allemagne  du  sud-ouest.  On  s'est  parti- 
culierement  inquiete  des  reductions  speciales  consenties  par 
les  chemins  de  fer  allemands  aux  produits  metallurgiques  de  la 
Lorraine  etdelaSarre  expedies  versRotterdam.Cesreductionsont 
meme  paru  anormales.  De  Thionville  ä  Rotterdam,  par  exemple, 
les  rails  paient  7'30  Marks  par  tonne,  soit  9*125  fr.  A  destina- 
tion  d'Anvers,  le  prix  du  transport  revient  ä  8 15  francs.  La  dif- 
ference  de  prix  est  donc  inferieure  ä  un  franc,  bien  que  le 
parcours  ä  destination  de  Rotterdam  soit  considerablement 
plus  long  (530  kilometres  contre  302  kilometres).  Cette  Situa- 
tion s'explique  par  l'interet  de  l'fitat  prussien  ä  s'assurer  le 
benefice  du  transport  sur  la  tres  longue  distance  qui  est  par- 
courue  par  les  marchandises  expediees  ä  Rotterdam. 

Dans  semblables  cas,  l'application  du  principe  de  la  nation 
la  plus  favorisee  pourrait  garantir  ä  la  Belgique  que  le  prix 
du  transport  sur  les  chemins  de  fer  allemands  dans  le  trafic 
ä  destination  des  ports  beiges  ne  serait  pas,  toutes  proportions 
gardees,  plus  eleve  qu'ä  destination  des  ports  hollandais. 

II  faut  se  demander  si  pareille  clause  ne  determinerait 
pas  un  assujettissement  incompatible  avec  certaines  necessites 
de  la  pohtique  des  transports.  Cette  difficulle  surgirait  s'il 
s'agissait  de  cas  dans  lesquels  l'exploitant  des  chemins  de  fer 
tente  de  s'attirer  un  trafic  que  lui  dispute  une  voie  navigable. 
Pour  des  transports  entre  la  Westphalie  et  Anvers,  l'Etat  beige 
doit  compler  avec  la  concurrence  du  Rhin.  Pour  se  conser- 
ver  le  trafic  rhenan-westphafien,  il  accorde  des  reductions  de 


407 


tarifs  qui  ne  seraient  pas  justifiees  pour  le  trafic  entre  le  Grand- 
Duche  de  Luxemboiirg,  par  exeniple,  et  Anvers.  Or,  en  vertu 
de  la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee,  le  Grand-Duche  de 
Luxembourg  serail  fonde  ä  exiger  le  benefice  des  memes  bases 
de  tarification. 

Cette  difficulte  pourrait  etre  evitee  par  la  limitation  de  la 
clause  de  la  nation  la  plus  favorisee  aux  cas  de  transport  sur 
une  meme  ligne ;  mais,  s'il  en  etait  ainsi,  la  portee  de  la  clause 
en  question  serait  singulierement  reduite.  On  creerait  l'occasion 
ä  des  echappatoires  faciles.  L'engagement  paraitrait  respecte ; 
mais  il  ne  serait  respecte  que  dans  sa  lettre,  et  non  dans  son 
esprit.  Mieux  vaudrait,  ä  notre  sens,  prescrire  que  le  trafic 
d'origine  ou  de  destination  etrangeres  sera  toujours  tarife  sur 
la  base  de  la  nation  la  plus  favorisee,  lorsque  ä  defaut  de 
cette  egalite  de  traitemenl  les  tarifs  de  chemin  de  fer  cau- 
seraient  un  detournement  du  trafic  par  rapport  ä  la  voie  la 
plus  directe.  Dans  ces  conditions,  TAllemagne  ne  pourrait  pas 
appliquer,  au  depart  de  la  Lorraine  et  pour  le  parcours  jusqu'ä 
la  fronliere  hollandaise,  des  tarifs  d'une  base  plus  elevee  ä  des- 
tination d'Anvers  qu'ä  destination  de  Rotterdam,  parce  que 
toute  difference  de  cette  base  favoriserait  un  detournement  de  la 
voie  directe  d'exportation  maritime.  Le  cas  ne  serait  plus  le 
meme  pour  des  transports  vers  Anvers,  d'une  part,  du  Grand- 
Duche  de  Luxembourg  et,  d'autre  part,  de  la  Westphalie.  En 
ce  cas,  ce  n'est  pas  une  difference  de  Iraitement  qui  detour- 
nerait  l'un  on  l'aulre  des  trafics  de  la  voie  d'exportation 
maritime  par  Anvers. 

Nous  ne  nous  faisons  pas  d'illusion  sur  le  caractere  aca- 
demique  des  developpements  qui  precedent.  Ils  supposent  des 
changements  qui  ne  seraient  guere  conciliables  ni  avec  les 
tendances  protectionnistes  actuelles  ni  avec  l'independance 
d'action  que  reclament  les  administrations  des  chemins  de  fer. 
Nous  avons  voulu  avant  tout  marquer  notre  tendance,  ä 
savoir  l'elimination  de  plus  en  plus  complete  des  visees  pro- 
tectionnistes du  champ  de  la  tarification  des  transports  par 
chemin  de  fer.  Nous  sommes  disposes  ä  adherer  ä  toute  pro- 
position  qui  partira  de  la  meme  tendance. 
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II  ne  serait  pas  opportun,  meme  en  se  cantonnant  dans  le 
domaine  des  voeux,  d'adopter  d'eniblee  une  formule  radicale. 
Ce  serait  ne  pas  tenir  compte  des  objections  qui  s'eleveraient 
avec  force  contre  une  teile  Solution.  Certaines  objections 
tiendront  ä  de  rentables  difficultes  pratiques.  Nous  voulons 
insister  particulierement  sur  les  difficultes  qui  se  presenteraient 
en  Belgique. 

L'importance  du  trafic  franco-belge  dans  l'ensemble  du 
mouvement  industriel  et  commercial  de  la  Belgique  est  tres 
considerable.  Dans  l'etat  de  l'exploitation  des  chemins  de  fer 
qui  regne  en  France,  aucune  Convention  de  tarifs  ne  pour- 
rait  etre  conclue  entre  les  gouvernements  des  deux  pays. 
Sauf  les  reseaux  de  l'etat,  qui  sont  relativement  peu  inte- 
ressants  pour  le  trafic  tranco-belge,  le  Gouvernement  fran^ais 
n'est  pas  maitre  des  tarifs  des  chemins  de  fer.  Les  compagnies 
concessionnaires  sont  lenues  de  soumettre  ä  l'homologation 
du  Gouvernement  toute  modification  de  tarif;  mais  elles  sont 
libres,  sous  cette  reserve,  d'etablir  leurs  tarifs  comme  bon 
leur  semble. 

Les  tarifs  des  chemins  de  fer  de  l'Etat  beige  sont  genera- 
lement  bases  sur  le  principe  de  la  tariflcation  differentielle. 
En  d'autres  termes,  les  taxes  ne  progressent  pas  proportionnel- 
lement  ä  la  distance.  En  consequence  lors  meme  de  Conven- 
tions internationales  sur  la  base  de  la  nation  la  plus  favorisee 
ou  sur  la  base  de  l'egalite  de  tarifs  pour  les  marchandises 
indigenes  ou  etrangeres,  fidentite  des  prix  unitaires  ne  serait 
realisee  en  Belgique  que  pour  autant  que  les  distances  soient 
egales.  Dans  tous  les  cas  de  distances  inegales,  cette  identite 
ferait  defaut.  Pour  eviter  les  conflits,  il  serait  donc  necessaire 
qu'un  accord  special  soit  conclu  sur  la  formule  ä  appliquer 
dans  le  calcul  des  taxes  differentielles. 

L'application  de  la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee 
au  trafic  de  transit  rcsterait  impuissante  ä  prevenir  certains 
detournements  de  trafic  dont  la  Belgique  pourrait  souffrir.  II 
en  serait  ainsi  lorsque  le  trafic  en  question  emprunte  un 
reseau  etranger  sur  quelques  kilometrcs  seulement,  dans  la 
direction  de  la  Belgique  et  sur  plusieurs  centains  de  kilo- 
metres,  dans  la  direction   concurrente.   L'application    au   pre- 
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mier  parcours  des  taxes  reduites  concedees  sur  le  second  n'em- 
pecherait  pas  une  difference  de  prix  considerable  en  faveur 
de  ce  dernier  et  le  detournement  de  trafic  ä  son  profit. 

Plus  la  clause  des  tarifs  de  transporls  reduira,  ä  l'occasion 
de  la  conclusion  des  traites  de  commerce,  les  possibilites  de  pro- 
tection indirecte  et  plus  les  administrations  de  chemin  de  fer 
se  senliront  atteintes  dans  leurs  prerogatives.  EUes  seront  daiis 
l'obligation  de  tenir  compte  de  considerations  speciales  qui 
s'ajouteront  ä  l'ensemble  de  considerations  dejä  si  complexes 
sur  lesquelles  se  fonde  l'elaboration  des  tarifs.  Dans  chaque 
cas  d'etablissement  d'un  nouveau  tarif,  elles  devront  envisager 
les  effets  de  l'extension  eventuelle  de  la  meme  tarification  que 
les  gouvernements  etrangers  seraient  en  droit  d'exiger.  De 
lä  resulteront  des  situations  difficiles  pour  les  administrations 
de  chemin  de  fer.  Elles  seront  souvent  mises  hors  d'etat 
d'elaborer  des  tarifs  speciaux,  si  meme  ils  etaient  reclames 
par  les  interets  economiques  du  pays  ou  s'ils  etaient  justifies 
par  des  conditions  particulieres  de  trafic,  telles  que  l'emploi 
de  materiel  de  retour. 

Nous  emettons  le  voeu  que  ces  difficultes  n'arretent  pas 
la  coordination  des  tarifs  de  chemins  de  fer  dans  la  voie  de 
l'unification  et  de  l'exclusion  des  visees  protectionnistes. 

On  doit  se  demander  ä  ce  sujet  s'il  ne  serait  pas  plus 
facile,  dans  beaucoup  de  cas,  d'agir  par  des  Conventions  spe- 
ciales independantes  des  traites  de  commerce.  La  Belgique 
parlicipe  dejä  ä  plusieurs  Conventions  de  cette  espece.  Le 
progres  s'accomplirait  peut-etre  plus  rapidement  dans  cette 
voie  que  par  le  moyen  des  traites  de  commerce.  U  pourrait 
s'operer  etape  par  etape  en  conformite  avec  les  principes  qui 
auraient  ete  fixes  d'une  fa^on  tres  generale  dans  les  traites,  Le 
procede  serait  plus  souple  et  repondrait  mieux  aux  exigences 
du  Probleme. 

La  question  s'eclaircirait  tres  utilement  si  les  pays  s'enga- 
geaient  ä  substituer  des  tarifs  de  soudure  au  Systeme  de  tarifs 
directs.  Ces  derniers  empechent  la  Constitution  d'inegalites  de 
traitement  du  meme  trafic  dans  les  divers  sens  ou  directions 
de  transport  sur  un  meme  reseau.  L'emploi  exclusif  de  tarifs 
de  soudure  permettrait  des  discussions  et  des  negocialions  plus 
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faciles.  C'est  le  Systeme  applique  dans  les  relations  entre 
rfitat  beige  et  le  Nord  et  l'Est  fran^ais,  tandis  que  les  tarifs 
de  chemin  de  fer  entre  la  Belgique  et  l'Allemagne  sont  des 
tarifs  directs  de  gare  ä  gare. 

Ces  diverses  considerations  nous  permettent,  au  point 
de  viie  de  la  Belgique,  de  conclure  au  moins  en  faveur  du 
maintien  de  la  clause  de  l'egalite  des  tarifs,  teile  quelle  existe 
dans  le  traite  de  commerce  entre  la  Belgique  et  PAllemagne. 
Xous  croyons  meme  pouvoir  preconiser  Textension  du  prin- 
cipe de  l'egalite  par  la  suppression  de  la  reserve  relative  au  sens 
du  transport.  Des  negociations  pourraient  etre  ouvertes  ä  cette 
fin  entre  les  gouvernements  des  deax  pays  ä  l'occasion  du 
prochain  renouvellement  de  leur  traite  de  commerce.  Nous 
croyons  que  beaucoup  de  prudence  s'impose  quant  ä  l'accen- 
tuation  de  cette  politique  d'unification  et  de  neutralisation. 
Pour  preparer  la  neutralisation  des  tarifs  de  chemin  de  fer, 
il  serait  opportun  que  les  traites  de  commerce  enoncent 
l'engagement  reciproque  des  pays  contractants  ä  operer  la  con- 
version  des  tarifs  directs  de  gare  ä  gare  en  tarifs  de  soudure 
et  ä  ouvrir  des  negociations  pour  la  conclusion  d'accords  inter- 
nationaux  speciaux  dans  le  sens  de  l'unification  progressive 
des  bases  de  tarification  en  dehors  de  toute  preoccupation 
protectionniste. 

Bruxelles,  Institut  de  Sociologie  Solvay,  18  decembre  1913. 


Gütertarifarische  Vereinbarungen  im 
mitteleuropäischen  Verkehre. 

Bericht  erstattet  von  Koloman  von  Szdjbely, 
kön.  ung.  Hofrat. 

^Die  Frage  der  Möglichkeit  einer  weitergehenden  Verein- 
heitlichung der  Gütertransportbedingungen  und  der  Herbei- 
führung einer  gleichmässigen  Anwendung  derselben  zwischen 
den  mitteleuropäischen  Staaten"  ist  wohl  ohne  weiters  dahin 
zu  beantworten,  dass  es  gar  keinem  Zweifel  unterliegen  kann, 
dass  eine  weitergehende  Vereinheitlichung  nicht  nur  möglich, 
sondern  sowohl  im  Interesse  des  verfrachtenden  Publikums, 
wie  auch  der  Bahnen  selbst  gelegen  ist. 

Wenn  man  aber  diese  Frage  bejaht,  so  schliesst  sich 
sozusagen  von  selbst  daran  die  weitere  Frage  :  „Welche  Ver- 
einbarungen wären  zwischen  den  Eisenbahnen  des  mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereines  zu  treffen,  um  zu  verhindern, 
dass  auf  eisenbahntarifarischem  Gebiete  eine  ungleiche  Behand- 
lung der  Güter  des  einen  Vertragsstaates  in  dem  anderen  Ver- 
tragsstaate bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  stattfinde". 

Bevor  in  eine  Erörterung  hierüber  eingegangen  wird, 
muss  man  sich  klar  darüber  werden,  welche  der  gegen- 
wärtigen Vereinbarungen  wirken  fördernd  und  welche  hindernd 
auf  einen  Eisenbahntransport,  ferner  um  welche  Eisenbahn- 
transporte es  sich  bei  Behandlung  des  aufgeworfenen  Themas 
eigentlich  handelt. 

Die  Eisenbahnen  selbst  unterscheiden  folgende  Verkehre : 

1.  Lokalverkehr  einer  Bahn, 

2.  Nachbarverkehr  zweier  oder  mehrerer  Bahnen  des- 
selben Landes, 

3.  Nachbarverkehr  zwischen  den  Bahnen  zweier  Länder, 
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4.  Verkehr  von  einem  Staate  über  das  Gebiet  des  zweiten 
Staates,  nach  einem  dritten  Staate  (Transitverkehr), 

Da  nun  nur  die  sub  3.  und  4.  genannten  Verkehre  unter 
den  Begriff  „internationaler  Verkehr"  fallen,  so  müsste  sich 
eigentlich  jede  Betätigung  im  Interesse  einer  Regelung  des 
internationalen  Tarif-  und  Verkehrswesens  auf  diese  beiden 
Verkehre  beschränken. 

Was  nun  den  Lokalverkehr  anbelangt,  so  ist  es  selbsver- 
ständUch,  dass  jede  Bahn  in  erster  Reihe  ihren  Lokalverkehr 
pflegen  und  jede  ihr  passende  Verfügung,  sei  es  in  tarifarischer 
sei  es  in  verkehrstechnischer  Weise  treffen  wird,  um  diesen 
Verkehr  zu  heben,  ohne  daran  zu  denken,  die  gleichen  oft 
materielle  Opfer  erheischenden  Verfügungen  für  den  von 
anderen  Bahnen  kommenden  Verkehr  zu  treffen,  welcher 
Verkehr  öfter  geeignet  ist  schädigend  auf  den  eigenen  Verkehr 
einzuwirken.  Und  da  entsteht  zuerst  die  Frage :  kann  eine 
Bahn  gezwungen  werden  ihre  zur  Hebung  des  eigenen  Ver- 
kehrs getroffenen  Massnahmen  dem  Verkehre  von  Anscliluss- 
bahnen,  sowie  dem  Transitverkehre  zur  Verfügung  zu  stellen? 

So  lange  grosse  Bahnnetze  sich  in  Verwaltung  von  Privat- 
gesellschaften (Aktiengesellschaften)  befanden,  war  diese  Frage 
nicht  akut,  weil  damals  für  die  Bahnverwallungen  nur  der 
finanzielle  Effekt  jeder  Taritmassnahme  massgebend  war  und 
der  handelspolitische  Charakter  der  Bahn  fast  gar  nicht  zum 
Ausdruck  kam.  Seitdem  jedoch  die  Bahnen  in  Staatsbetrieb 
übergangen  sind  und  sich  die  Staatsverwaltungen  schon  im 
Interesse  einer  grösseren  Wirkung  des  Schutzzolles  veranlasst 
sehen,  die  Bahn  nicht  mehr  als  einfaches  Transportmittel, 
sondern  als  wertvolles  handelspolitisches  Objekt  zu  behandeln, 
tritt  ein  Gegensatz  zwischen  den  divergierenden  Interessen  der 
verschiedenen  Staatsbahnen  immer  mehr  in  den  Vordergrund. 
Da  die  Bahnen  in  Mitteleuropa  ursprünglich  fast  ausnahmslos 
in  Privatverwaltung  sich  befanden  und  damals  für  die  Tarife 
und  Verkehrseinrichtungen  nur  das  Ziel  massgebend  war, 
möghchst  viel  Transporte  für  sich  zu  gewinnen,  um  hiedurch 
die  Regiekosten  zu  verringern,  die  Reineinnahmen  aber  zu 
vermehren,  so  war  der  Übergang  vom  finanziellen  Privat- 
bahn- zum  volkswirtschaftlichen  Staatsbahnbetrieb  mit  grossen 
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einschneidenden  Folgen,  namentlicli  für  den  Bahnverkehr 
zwischen  den  einzehien  Ländern  verbunden.  Es  stehen  sich 
nun  grosse  Staatsbahnkomplexe  gegenüber,  die  bei  allen  ihren 
Tarif-  und  Verkehrsmassnahmen  nur  das  Ziel  vor  Augen 
haben,  den  eigenen  Verkehr  zu  heben,  die  inländische  Pro- 
duktion gegen  die  ausländische  Konkurrenz  zu  schützen,  den 
Export  eigener  Produktion  zu  heben,  den  Import  fremder 
Produkte  zu  erschweren,  oder  auch  ganz  zu  hindern. 

Da  aber  jeder  Staatsbetrieb  nach  diesen  Prinzipien  vor- 
geht, so  sind  einerseits  Kollisionen,  andererseits  gegenseitige 
Konzessionen  unvermeidUch,  denn  schliesslich  wenn  der  eine 
Staat  nach  dem  anderen  Staate  exportieren,  oder  über  den 
Nachbarstaat  nach  einem  dritten  Staate  transportieren  will, 
so  muss  eben  mit  den  anderen  Bahnen  etwas  vereinbart 
werden,  um  diesen  Transport  möglichst  direkt,  in  bestimmter 
Zeit,  ohne  Vermittlung  von  Zwischenpersonen  zu  ermöglichen, 
bei  welchem  Anlasse  die  Gegenforderungen  der  anderen  Bah- 
nen auch  Berücksichtigung  finden  müssen. 

Schon  zur  Zeit  des  Privateisenbahnbetriebes,  namentlich 
in  den  70-er  und  80-er  Jahren,  des  vorigen  Jahrhundertes, 
wurden  zur  Ermöglichung  einer  direkten  Abfertigung  der 
Güter  zwischen  mehreren  Bahnen  die  sogenannten  Verband- 
tarifeinrichtungen getroffen  u.  zw.  nicht  nur  tür  den  Verkehr 
zwischen  Österreich  und  Ungarn,  sondern  auch  zwischen 
diesen  Ländern  einerseits  und  Deutschland  andererseits,  später 
auch  im  Verkehre  mit  Belgien,  Holland,  der  Schweiz,  Buss- 
land, Bumänien  und  schhesslich  nach  Eröffnung  der  Buda- 
pest-Semlin-Belgrad-Konstantinopler  Linie,  mit  Serbien,  Bulga- 
rien und  der  Türkei. 

Die  Sache  war  nicht  so  einfach,  wie  sie  scheint,  denn 
jeder  Staat  hatte  für  seine  Bahnen  ein  eigenes  Betriebs- 
reglement, ein  eigenes  Tarifbildungssystem  mit  einer  eigenen 
Warenklassifikation.  Schliesslich  einigte  man  sich  doch,  schuf 
für  den  Verbandsverkehr  ein  aus  den  verschiedenen  Betriebs- 
reglements zusammengestelltes  Verbandsbetriebsreglement,  schuf 
eine  Verbandswarenklassifikation  und  direkte  Frachtsätze  von 
und  nach  allen  in  den  Verbandstarif  aufgenommenen  Stationen. 
Es  war  das  ein  grosser  Fortschritt,  ohne  den  der  heutige  inter- 
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nationale  Verkehr  gar  nicht  denkbar  wäre.  Ein  Mangel  ist  aber 
trotzdem  geblieben,  es  können  teils  infolge  Fehlens  einer  ein- 
heitlichen Warenklassifikation,  teils  wegen  des  grossen  Umfanges 
der  Verkehrsgebiete  nicht  für  alle  Güter  und  für  alle  Stationen 
direkte  Tarife  geschaffen  werden.  Und  dieser  Mangel  in  Ver- 
bindung mit  dem  Umstände,  dass  die  vielen  Verbandtarife 
eine  grosse  Sachkenntnis  erfordern,  über  die  der  grösste  Teil 
des  verfrachtenden  Publikums  nicht  verfügt,  führt  dahin,  dass 
eigentlich  keine  Zufriedenheit  auf  dem  Gebiete  ^des  Eisen- 
bahntarifwesens herrscht  und  die  Bestrebungen  nach  einer 
Vereinheitlichung  der  Tarife  sich  immer  mehr  geltend  zu 
machen  suchen. 

Der  Regelung  des  internationalen  Tarifwesens  durch  Ver- 
bandtarife folgte  dann  der  zweite  wichtige  Schritt,  die  Schaffung 
des  Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom 
14.  Oktober  1890.  —  das  sogenannte  Berner  Übereinkommen  — 
zwischen  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Italien, 
Luxemburg,  Niederland,  Österreich  und  Ungarn,  Russland  und 
Schweiz,  seit  1904  auch  Rumänien  und  seit  1907  auch 
Schweden.  Wenngleich  dieses  internationale  Übereinkommen 
auch  einen  anerkennenswerten  grossen  Fortschritt  in  der 
Ermöglichung  der  leichteren  Abwicklung  des  internationalen 
Eisenbahngüterverkehrs  bildet,  namentlich  durch  Schaffung 
des  internationalen  Frachtbriefes  als  Vertragsdokument,  so 
machen  sich  doch  sowohl  im  Tarifwesen,  wie  in  der  Beför- 
derung der  Güter  fortwährend  Mängel  bemerkbar,  die  bisher 
weder  durch  dieses  Übereinkommen,  noch  durch  die  Verbands- 
tarifeinrichtungen  behoben  wurden.  Diese  Mängel  machen 
sich,  wie  gesagt,  nicht  nur  in  den  Tarifverhältnissen,  sondern 
in  oft  mehr  fühlbarer  Weise  in  den  Verkehrs-  bezw.  Trans- 
portsverhältnissen geltend.  So  anerkennenswert  auch  die  Be- 
strebungen nach  Schaffung  eines  einheitlichen  Tarifsystems 
und  einer  einheitlichen  Warenklassifikation  sein  mögen,  so 
Wünschenwert  auch  die  Schaffung  eines  gleichen  Betriebs- 
reglements für  alle  Bahnen,  die  dem  Berner  Übereinkommen 
beigetreten  sind,  auch  wäre,  so  bleiben  diese  Bestrebungen 
doch  lückenhaft,  so  lange  es  in  dem  Belieben  jeder  einzelnen 
Bahn    liegt,    den    Verkehr    durch  den  Mangel  entsprechender 
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Verkehrseinrichtungen  für  den  Ansciihiss-  und  Transitoverkehr 
zu  erschweren,  ja  oft  unmöglich  zu  machen. 

So  finden  z,  B.  seit  Jahren  Verhandlungen  statt  wegen 
beschleunigter  Beförderung  der  Lebensmitteltransporte  aus 
■Ungarn  nach  Süddeutschland  und  darüber  hinaus,  sowie 
wegen  rascherer  Beförderung  deutscher  Industrieprodukte  nach 
Ungarn  und  darüber  hinaus,  welche  bis  jetzt  zu  keinem  Resul- 
tate geführt  haben. 

Welche  Konsequenzen  dies  zur  Folge  hat,  ergibt  sich 
aus  dem  Umstände,  dass  z.  B.  bei  überprüften  295  Beför- 
derungsnachweisen für  Eilgut,  Vieh-  und  Lebensmittellrans- 
porte  aus  Ungarn  17  27n,  bei  62  Beförderungsnachweisen  aus 
Deutschland  sogar  42Vo  Verspätungen  erlitten  u.  zw.  betragen 
diese  zwischen  3  und  75  Stunden.  Durch  diese  Verzögerungen 
werden  dann  noch  weitere  in  der  Zollmanipulation  herbei- 
geführt. So  wurde  seitens  der  Kön.  Bayerischen  Staats- 
bahnen konstatiert,  dass  durch  die  nicht  zweckmässige  Güter- 
beförderung auf  den  österreichischen  Strecken  bis  Passau  fast 
alle  Zollgüter  in  Passau  ein  Stillager  von  ca  36  Stunden 
erfahren  müssen.  Es  wurde  ferner  konstatiert,  dass  in  einer 
Strecke,  auf  welcher  nach  den  aufgestellten  Fahrkursen  der 
Transport  30  Stunden  dauern  sollte,  nur  207o  der  Transporte 
kursmässig  befördert  wurden,  dagegen 

5Ü7o    2  Tage 
207o    3      „ 
und  107o    4      „ 

zur  Zurücklegung  dieser  Strecke  brauchten.  Ja  es  kam  vor 
dass  Sendungen,  welche  1  ja  2  Tage  später  aufgegeben  wurden, 
früher  in  der  betreffenden  Grenzstation  einlangten,  als  die 
früher  aufgegebenen  Sendungen.  Was  solche  Verspätungen 
namentlich  im  Verkehre  von  lebendem  Vieh  (Geflügel)  und 
dem  leichten  Verderben  ausgesetzten  Lebensmitteln  bedeuten, 
braucht  wohl  kaum  des  Näheren  erörtert  zu  werden.  Es  ge- 
nügt nur  darauf  hinzuweisen,  dass  wenn  solche  Transporte 
anstatt  zeitlich  frühe  vor  Beginn  des  Marktes,  erst  nach  Schluss 
desselben  anlangen,  selbe  bis  zum  nächsten  Tage  entweder 
stark  entwertet,  oder  auch  gänzlich  ungeniessbar  werden. 
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Selbst  die  gänzliche  Einstellung  eines  Verkehrs  können 
solche  Transportverzögerungen  nach  sich  ziehen.  So  wurden 
z.  B.  in  den  Jahren  1905 — 1909  auf  Grund  eines  Überein- 
kommens zwischen  den  kön.  ungarischen  sowie  den  k.  k,  öster- 
reichischen und  den  kön.  bayrischen  Staatsbahnen  Eiersen- 
dungen von  Konstantinopel  nach  Frankfurt  a/M.  in  9—10 
Tagen  befördert.  Seitdem  werden  diese  Transporte  in  normaler 
Weise  befördert  und  beträgt  die  Fahrzeit  ca.  14  Tage.  Die 
Konsequenz  war,  dass  dieser  Verkehr  gänzlich  aufhörte. 

Sowol  das  internationale  Übereinkommen,  wie  der  Handels- 
vertrag zwischen  Österreich- Ungarn  und  dem  deutschen  Reiche 
enthalten  wohl  Bestimmungen  hinsichtlich  Beförderung  der 
Güter.  Dieselben  lauten  im  internationalen  Übereinkommen 
laut  Artikel  5  Alinea  3: 

„Die  Beförderung  der  Güter  findet  in  der  Reihenfolge 
statt,  in  welcher  sie  zum  Transport  angenommen  werden^ 
sofern  die  Eisenbahn  nicht  zwingende  Gründe  des  Eisen- 
bahnbetriebes oder  das  öffentliche  Interesse  für  eine  Aus- 
nahme geltendmachen  kann." 
Ferner  laut  Artikel  14: 

1.  „Die  Ausführungsbestimmungen  werden  die  allge- 
meinen Vorschriften,  betreffend  die  Maximallieferfristen^ 
die  Berechnung,  den  Beginn,  die  Unterbrechung  und  das 
Ende  der  Lieferfristen  feststellen." 

Die  Ausführungsbestimniungen  setzten  dann  die  fol- 
genden Maximallieferfristen  fest: 

o)  für  Eilgut        b)  für  Frachgut 
Abferügungsfrist 1  Tag  2  Tage 

Beförderungsfrist  für  je  angefangene 

250  km 1  Tag  2  Tage 

Wenn  der  Tag  nach  der  Aufgabe  oder  der  letzte  Tag  der 
Lieferfrist  auf  einen  Sonntag  fällt,  so  wird  die  Lieferfrist  für 
Frachtgut  um  24  Stunden  verlängert. 

Der  Zusatzvertrag  zum  Handels-  und  Zollvertrage  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  enthält  folgende  Be- 
stimmung : 
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Artikel  15.  „Auf  Eisenbahnen  soll  sowohl  hinsichtlich 
der  Beförderungspreise,  als  der  Zeit  und  Abfertigung  kein 
Unterscliied    zwischen    den  Bewohnern    der    Gebiete  der 
Vertragsschliessenden  Teile  gemacht  werden.   Namentlich 
sollen  die  aus  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  in  das  Gebiet 
des  anderen  Teiles  übergehenden  oder  das  letztere  transi- 
tierenden  Transporte  weder  in  Bezug  auf  die  Abfertigung 
noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise  ungünstiger  be- 
handelt werden,  als  die  aus  dem  Gebiet  des  betreffenden 
Teiles  abgehenden  oder  darin  verbleibenden  Transporte". 
Nun   beweisen   aber   die  vorher    angegebenen  Beispiele, 
dass  diese  Bestimmungen  für  die  Garantie  der  raschen  Beför- 
derung eines  Transportes  nicht  ausreichen.  Die  Maximalliefer- 
fristen sind  viel  zu  lange,  für  als  Frachtgut  aufgegebene  Lebens- 
mittel und    lebendes    Vieh  einfach  ruinös,  abgesehen  von  der 
Abfertigungsfrist   von  2  Tagen,  beträgt  die    Lieferfrist  für  250 
Kilometer  2  Tage  =  4cS  Stunden,  also  5  Kilometer  per  Stunde. 
Auch  die  Einhaltung  der  Reihenfolge  ist  nicht  gesichert, 
denn  die  Aufgabsbahn  befördert  wohl  die  Güter  in  der  Reihen- 
folge, in  welcher  sie  zum  Transport  angenommen  wurden,  aber 
die  Anschluss-    und    Transitbahnen    halten    diese    Bestimmung 
einfach    nicht   ein,    da    es    vorkommt,    dass    ein    später  in  der 
Übergangsstation    eintreffendes   Gut   mit    einem    rascher    ver- 
kehrenden Güterzug  weiterbefördert  wird  und  daher  unterwegs 
das  früher  zum  Transport  angenommene  Gut  überholt. 

Auch  die  Bestimmung  der  gleichen  Behandlung  der  Gi'der 
mit  jenen,  die  aus  dem  Gebiete  des  betreffenden  Teiles  abgehen 
oder  darin  verbleiben,  bietet  keinen  genügenden  Schutz,  denn 
es  ist  ja  möglich,  dass  in  diesem  Gebiete  weder  derartige  Güter 
aufgegeben  werden,  noch  ankommen,  wie  dies  z.  B.  tatsächlich 
bei  Marchegg  der  Fall  ist,  von  dort  gehen  nach  Deutschland 
weder  Mehltransporte,  noch  Lebensmittel,  noch  kommen  selbe 
dort  an,  worin  soll  also  die  Gleichbehandlung  der  von  Ungarn 
kommenden  derlei  Transporte  mit  jenen  aus  diesem  öster- 
reichischen Gebiete  bestehen? 

Die  bestehenden  Bestimmungen  sind  demnach  nicht  aus- 
reichend, um  die  mit  der  Gleichbehandlung  angestrebte  gleich 
rasche  Beförderung  zu  sichern. 
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Eine  weitere  Erschwerniss  bildet  die  Handhabung  der 
veterinärpolizeilichen  Yorschiften.  Umsonst  würde  hinsichtlich 
dieser  Transporte  eine  volle  Einigung  der  mitteleuropäischen 
Bahnen  über  Tarife  und  paritätische  Behandlung  getroffen 
werden,  insolange  die  Beförderungsweise  und  die  Handhabung 
der  Veterinärvorschriften  die  Intentionen  bezüglich  rascher 
Beförderung  der  internationalen  Eisenbahntransporte  illusorisch 
machen  können.  Diesbezüglich  sei  es  gestattet  einiges  aus  einem 
Memorandum  der  ungar.  Lebensmitteltransport-Gesellschaft  an- 
zuführen: 

Als  ein  klassisches  Beispiel  der  auf  dem  Gebiete 
der  Handhabung  der  veterinär-poUzeilichen  Verfügungen 
herrschenden  und  unserer  Meinung  nach  gänzlich  unhalt- 
baren Situation  gestatten  wir  uns  die  seitens  der  Regie- 
rung eines  deutschen  Nachbarstaates  erlassene  Verordnung 
vom  1.  September  1911.  anzuführen:  „Über  die  veterinär- 
polizeiliche Beobachtung  der  Geflügeleinfuhr  vom  Aus- 
lande und  des  Verkehrs  mit  Geflügel." 

Diese  Verordnung  enthält  das  ganze  Arsenal  jener 
prohibitiven  Mittel,  die  den  Regierungen  auch  dann  noch 
zur  Verfügung  stehen  würden,  falls  die  prohibitiven  Tarife 
und  die  damit  zusammenhängenden  Bedingungen  der 
Bahnbeförderung  bereits  in  ganz  befriedigender  Weise 
geregelt  worden  wären.  Unter  dem  Titel  einer  Änderung 
der  Ausführungsverordnung  zum  Vieseuchenübereinkom- 
men  mit  Österreich-Ungarn  werden  folgende  Prinzipien 
im  Verkehre  mit  Lebendgeflügel  verwirklicht : 

1.  Einfuhrverbot  für  alle  Stationen  mit  Ausnahme 
von  drei  speziell  ausgenommenen. 

2.  Einfuhrverbot  für  Sonn-  und  Feiertage. 

3.  Einschaltung  einer  Anmeldepflicht,  24  Stunden  vor 
Ankunft  der  Sendung  bei  der  Grenzpolizei. 

4.  Umladung  der  lebenden  Sendungen  zum  Zwecke 
der  Untersuchung. 

5.  Zurückbehaltung  der  Sendungen  im  Falle  eines 
Seiichenuerdachtes,  ohne  dass  die  Indizien  eines  solchen 
Verdachtes  näher  umschrieben  wären. 
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6.  Verbot  der  Entfernung  der  während  des  Trans- 
portes umgekommenen  oder  erkrankten  Tiere  aus  dem 
Waggon. 

7.  Vereitelung  der  Begleitung  des  Waggons  durch 
den  BevoUmächtigten  des  Absenders,  da  der  Waggon  an 
der  Grenze  plombiert  wird. 

8.  Möglichste  Beschränkung  jener  Stationen,  wo  un- 
verpackte Geflügelsendungen  entladen  werden  dürfen. 

9.  Wiederholte  Untersuchung  an  der  Ankunflstelle 
(mit  Ausnahme  jener  Sendungen,  die  früher  als  12  Stunden 
nach  der  Grenzuntersuchung  an  dem  Orte  der  Entladung 
ankommen). 

Dieselben  Bestimmungen  sind  auch  für  die  Trans- 
porte von  totem  Geflügel  massgebend. 

Alle  diese  Bestimmungen  aber,  die  an  sich  wie  eine 
Folterkammer  des  freien  Handels  anmuten  und  dem  Kauf- 
mann jegliche  Lust  benehmen  müssen,  einen  Verkehr  zu 
initiieren  oder  aufrechtzuerhalten,  der  ähnlichen  von  ihm 
ganz  unabhängigen  Unzukömmlichkeiten  unterworfen  ist, 
alle  diese  Bestimmungen  bilden  nur  den  Rahmen,  inner- 
halb welchem  dem  oft  willkürlichen  Vorgehen  der  Grenz- 
polizei und  des  tierärztlichen  Personales  der  weiteste 
Spielraum  gelassen  wird  und  man  könnte  Bände  füllen 
mit  der  Erzählung  von  Einzelfällen,  wo  gänzhch  unbe- 
gründete Anstände  dieser  Behörden  den  Einsendern  enor- 
men Schaden  zufügten,  deren  Ersatz  sie  weder  von  der 
Bahn,  noch  von  irgend  jemand  sonst  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  zu  fordern  vermögen. 

Wenn  also  die  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine 
die  Beseitigung  jener  Hindernisse  bahntechnischer  und 
tarifpolitischer  Natur  anstreben,  welche  im  Schosse  der 
mitteleuropäischen  Staaten  zur  Erschwerung  des  gegen- 
seitigen Lebensmittelverkehres  dienen,  welches  Bestreben 
von  ganz  enormem  volkswirtschafthchem  Vorteile  ist,  so 
müssen  sie  notgedrungen  um  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  auch  die  Frage  der  veterinärpolizeilichen  Hemmun- 
gen in  den  Kreis  der  gemeinschaftlichen  Regelung  ein- 
beziehen. 
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Die  Frage  der  Erleichterung  der  Lebensmittelimporle 
wird  vom  volkswirtschftlichen  Standpunkte  höchst  einseitig 
beurteilt,  wenn  sie  nur  als  ein  dem  produzirenden  Lande 
gewährter  Vorteil  betrachtet  wird.  Das  ist  sie  allerdings 
auch,  aber  sie  ist  zu  gleicher  Zeit  und  vielleicht  weit 
mehr  noch  eine  Erleichterung  für  die  konsumierende 
Bevölkerung  des  Absatzlandes. 

Alle  mitteleuropäischen  Länder  müssen  Nahrungs- 
mittel einführen  und  wirkt  ihre  Konkurrenz  in  der  Nach- 
frage derart,  dass  diese  Waren  in  Mittel-  und  Westeuropa 
vollwertig  bezahlt  werden.  Auf  dem  Transporte  abergeht 
ein  beträchtlicher  Teil  solcher  Waren  quantitativ  und  qua- 
litativ verloren.  Quantitativ  durch  direkten  Verderb  eines 
Prozentsatzes,  der  häufig  eine  recht  bedenkliche  Höhe 
erreicht,  qualitativ  durch  Verminderung  des  Wertes  der 
ganzen  Sendung.  Aus  der  gekauften  und  gut  bezahlten 
gesunden  Qualität  wird  auf  dem  langen  Transporte  eine 
schadhafte  und  minderwertige.  Dies  führt  in  den  Absatz- 
gebieten zu  einer  naturgemässen  Teuerung,  die  aber  durch 
regelmässige  Zufuhr  gesunder  Lebensmittel  leicht  beheb- 
bar wäre." 

Wenngleich  dieses  Memorandum  nur  den  Standpunkt 
einer  Lebensmitteltransport- Gesellschaft  wiedergibt  und  es 
wohl  über  den  Rahmen  gegenwärtigen  Referates  hinaus  gehen 
würde,  sich  auch  mit  der  volkswirtschafthchen  Seite  dieser 
Frage  zu  befassen,  so  geht  doch  aus  dem  Vorhergesagten 
deutlich  hervor,  dass  mit  der  reinen  eisenbahntarifarischen 
Behandlung  dieser  Frage  eine  Lösung  der  bestehenden  Schwierig- 
keiten nicht  erreicht  wird.  Allerdings  muss  schrittweise  vor- 
gangen werden,  und  habe  ich  mit  dem  Vorangeführten  nur 
bezweckt,  auf  ein  Gebiet  hinzuweisen,  das  zum  mindesten  die 
gleiche  Wichtigkeit  besitzt,  wie  das  Bestreben  nach  Beseitigung 
aller  Erschwernisse  auf  rein  tarifarischem  Gebiete. 

Wenn  man  die  Tarife  der  deutschen,  der  österreichischen 
und  der  ungarischen  Staatsbahnen  noch  so  eingehend  durch- 
sieht, so  wird  man  absolut  keine  Bestimmung  darin  finden, 
welche  an  und    für    sich   einen   verkehrserschwerenden  oder 
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gar  prohibitiven  Charakter  besitzt.  Die  Erschwernisse  hegen 
nicht  in  den  Normal-Tarifen  selbst,  sondern  in  den  Ausnah- 
men von  den  Normal-Tarifen,  in  den  Ausnahmetarifen,  in 
den  Tarifbegünstigungen  für  einzelne  Artikel  in  einzelnen 
Relationen,  welche  häufig  im  Rückvergütungs  wege  an  grös- 
sere Quantitäten  gebunden,  bewilligt  werden.  Laut  Verord- 
nungsblatt für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  wurden  im  Jahre 
1912  seitens  der  österreichischen  Staats-  unn  Privatbahnen 
873  Tarifermässigungen  publiziert ;  daneben  bestehen  bloss 
auf  den  österr.  Staatsbahnen  in  deren  Lokaltarif  31  Aus- 
nahmstarife für  speziell  genannte  Artikel  und  Relationen  und 
17  Exporttarife.  Laut  dem  „VasutiesHajözasi  Közlöny"  wurden 
im  Jahre  1912  seitens  der  ungarischen  Staats-  und  Privat- 
bahnen 511  Tarifermässigungen  pubhziert,  ausserdem  im  Tarif- 
begünstigungsverzeichnis der  ung.  Staatsbahnen  151,  der  Lokal- 
bahnen 93,  der  Kaschau-Oderbergbahn  29  und  der  Südbahn 
48,  zusammen  daher  832  Positionen. 

In  Deutschland  bezw.  auf  den  kön,  preussischen  Staats- 
bahnen bestehen  Ausnahmstarife  für  24  Positionen  von  Waren 
in  337  Relationen. 

Die  Regründung  für  diese  Begüngstigungen,  resp.  Aus- 
nahmstarife ist  in  allen  3  Staaten  die  gleiche  u,  zw. : 

1.  Erleichterung  des  Absatzes. 

2.  Im  Interesse  des  einheimischen  Verbrauches. 

3.  Im  Interesse  der  Versorgung  der  einheimischen  Werke 
(mit  Rohprodukten). 

4.  Zur  Unterstützung  der  inländischen  Zuckerindustrie 
und  der  rübenbauenden  Landwirtschaft. 

5.  Zur  besseren  Versorgung  eines  bestimmten  Bezirkes 
mit  inländischem  Fleisch. 

6.  Zur  Hebung  der  Ausfuhr. 

7.  Zur  Unterstützung  des  Durchfuhrhandels  und  der 
Ausfuhr. 

8.  Behufs  wirksamer  Bekämpfung  des  ausländischen  Wett- 
bewerbes. 

9.  Zur  Hebung  der  eigenen  Ausfuhr  und  im  Wettbewerb 
gegen  die  ausländische  Industrie  in  einem  dritten  Staate. 

10.  In  Wettbewerb  gegen  den  Seeweg. 
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11.  Im  Interesse  der  heimischen  Seehäfen, 

Wen  man  welche  immer  dieser  Begründung  ohne  Vor- 
urteil prüft,  muss  man  zugeben,  dass  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkte  gegen  keine  derselben  eine  ernste  Einwendung 
erhoben  werden  kann,  selbstverständHch  so  lange  die  Bahnen 
als  wirksames  Mittel  zur  Unterstützung  volkswirtschaftlicher 
Zwecke  und  nicht  als  rein  dem  Transporte  von  Menschen  und 
Gütern  dienende  Verkehrsmittel  angesehen  werden.  Nachdem 
aber,  abgesehen  von  Zwecken  der  Landesverteidigung,  eben 
die  volkswirtschaftlichen  Momente  es  waren,  mit  welchen  die 
Verstaatlichung  der  Privatbahnen  begründet  wurde,  so  er- 
schwert dieser  Umstand  auch  die  Bekämpfung  der  tarifarischen 
Ausnahmetarife  und  speziellen  Frachtbegünstigungen. 

Aus  dem  Vorhergesagten  geht  wohl  zur  Genüge  hervor, 
dass,  wenn  man  in  den  internationalen  Verkehren  eine  Begelung 
der  eisenbahntarifarischen  Behandlung  der  Güter  erzielen  will, 
man  auf  den  Lokalverkehr  der  Bahnen  bezw.  auf  die  Bindung 
der  im  Lokalverkehr  gewährten  Tarifbegünstigungen  übergreifen 
muss.  Tatsächlich  enthält  sowohl  das  Berner  internationale 
Übereinkommen,  wie  der  Handelsvertrag  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  dem  deutschen  Beiche  Bestimmungen,  welche 
eine  Gleichstellung  der  fremden  Ware  mit  jener  des  eigenen 
Landes  anstreben  und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich  der  allge- 
meinen Tarife,  sondern  auch  hinsichtlich  der  im  eigenen  Be- 
reiche jedes  Vertragsteiles  gewährten  Begünstigungstarife.  So 
lautet  eine  Bestimmung  des  SchlussprotokoUes  zu  Artikel  15 
des  Handelsvertrages  wie  folgt  :  „Die  Vertragsschliessenden 
Teile  sind  darüber  einig,  dass  die  Frachttarife  und  alle  Fracht- 
ermässigungen oder  sonstigen  Begünstigungen,  welche,  sei  es 
durch  die  Tarife,  sei  es  durch  besondere  Anordnungen  oder 
Vereinbarungen  für  Erzeugnisse  der  eigenen  Landesgebiete 
gewährt  werden,  von  gleichartigen,  aus  dem  Gebiete  des  einen 
Teiles  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  übergehenden,  oder 
das  letztere  transitierenden  Transporten  bei  der  Beförderung 
auf  derselben  Bahnstrecke  und  in  derselben  Verkehrsrichtung 
im  gleichen  Umfange  zu  bewilligen  sind." 

Dass  diese  Bestimmung  keinen  genügenden  Schutz  gegen 
ungleiche  Behandlung  bietet,  liegt  auf  der  Hand.    Wenn  z.  B. 
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Deutschland  für  Braunkohle  von  den  eigenen  Kohlengruben 
einen  Begünstigungstarif'  gewährt,  so  können  diesen  die  öster- 
reichischen Braunkohlen  in  praxi  nicht  in  Anspruch  nehmen, 
weil  es  ja  unmöglich  ist,  dieselben  zuerst  in  das  Gebiet  der 
preussischen  Braunkohlenstationen  und  von  dort  erst  weiter 
an  die  Bestimmungsstation  zu  senden. 

Wenn  dazu  noch  an  eine  Begünstigung  an  andere  Be- 
dingungen, wie  z.  B.  an  die  Auflieferung  grosser  Quantitäten. 
Kombinierung  mit  der  Zu-  oder  Abfuhr  von  Bohprodukten, 
geknüpft  werden,  so  ist  eine  Inanspruchnahme  derselben  für 
Güter  aus  dem  anderen  Vertragsgebiete  gänzlich  ausgeschlossen. 
So  ist  z.  B.  die  österreichische  Mühlenrefaktie  eine  Kombination 
der  Abfuhr  von  Mehl  mit  dem  Bezüge  eines  bestimmten  Quan- 
tums Getreide,  so  dass  eine  ungarische  Mühle  von  der  In- 
anspruchnahme dieser  Begünstigung  ausgeschlossen  ist. 

Auch  das  Internationale  Übereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnverkehr, das  sogenannte  Berner  Übereinkommen  enthält 
im  Artikel  11.  die  Bestimmung,  dass  die  Berechnung  der  Fracht 
nach  Massgabe  der  zu  Recht  bestehenden,  gehörig  veröffent- 
lichten Tarife  erfolgt.  Jedes  Privatübereinkommen,  wodurch 
einem  oder  mehreren  Absendern  eine  Preisenmässigung  gegen- 
über den  Tarifen  gewährt  werden  soll,  ist  verboten  und 
nichtig. 

Dagegen  sind  Tarifermässigungen  erlaubt,  welche  gehörig 
veröffentlicht  sind  und  unter  Erfüllung  der  gleichen  Bedingungen 
jedermann  in  gleicher  Weise  zugute  kommen. 

Von  grösster  Wichtigkeit  ist  jedoch  die  zu  diesem  Ab- 
sätze gehörige  Bestimmung  des  Schlussprotok olles  zum  Inter- 
nationalen Übereinkommen  sub.  2,  Dieselbe  lautet: 

„In  Betreft  des  Artikels  11  erklären  die  unterzeichneten 
Bevollmächtigten,  dass  sie  keine  Verpflichtung  eingehen  können, 
welche  die  Freiheit  ihrer  Staaten  in  der  Regelung  ihres  internen 
Eisenbahnverkehres  beschränken  würde." 

Der  nachfolgende  Satz :  „Sie  konstatieren  übrigens,  jeder 
für  den  von  im  vertretenen  Staat,  dass  diese  Regelung  zur 
Zeit  mit  den  im  Artikel  11  des  Übereinkommens  festgestellten 
Grundsätzen  sich  im  Einklänge  befinde  und  sie  betrachten 
es  als  wünschenswert,   dass   dieser   Einklang   erhalten  bleibe" 
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ist  eher  geeignet  die  Bestimmung  des  Artikels  11  abzu- 
scliwächen,  denn  daraus  geht  deutlich  liervor  dass  die  Ge- 
währung von  Begünstigungen  alier  Art  im  Inlandverkehr  und 
die  Ausfuhrbegünstigungen  gestattet  sind,  wenn  sie  nur  gehörig 
veröfTentlicht  werden.  Ob  aber  an  diese  Ausnahmstarife  und 
Begünstigungen  nicht  Bedingungen  geknüpft  werden  dürfen, 
welche  von  den  Verfrachtern  aus  dem  anderen  Vertragsstaate 
nicht  erfüllt  werden  können,  darüber  enthält  weder  Inter- 
nationale Übereinkommen,  noch  der  Handelsvertrag  irgendeine 
Bestimmung. 

Nach  alldem  kann  konstatiert  werden,  dass  wenn  ange- 
strebt werden  sollte  zu  verhindern,  dass  im  eigenen  Bahn- 
bereiche, also  im  Lokalverkehr  keine  Begünstigungstarife 
gewährt  werden  dürfen,  welche  dem  internationalen  Verkehre 
durch  die  Art  ihrer  Anwendung  versagt  bleiben,  dies  an  die 
derzeitig  eifersüchtig  gewährte  Oberhoheit  der  Staatsverwaltung 
über  das  Taritwesen  der  Bahnen  rütteln  und  dahin  führen 
würde,  dass  oft  im  wirklichen  volkswirtschaftlichen  Interesse 
gelegene  Tarifermässigungen  unterbleiben  müssten.  Wenn- 
gleich es  gewiss  wünschenweit  ist,  die  Staatsverwaltungen 
dazu  zu  bewegen,  dass  die  Einfuhr  aus  fremden  Ländern 
nur  durch  die  Zölle  belastet  werden  soll  und  die  Eisenbahnen 
alle  Tarifermässigungen,  die  sie  im  internen  Verkehr  bewilli- 
gen, verallgemeinen  und  dem  gleichen  Verkehre  aus  dem 
fremden  Staate  uneingeschränkt  zur  Verfügung  zu  stellen  haben 
so  ist  dies  Ziel  heute  ebensowenig  erreichbar,  wie  jenes  auf 
Verhinderung  der  Kriege. 

Aber  wie  die  Friedensfreunde  trotz  der  fortwährend 
stattfindenden  Kriege  sich  nicht  abhalten  lassen  im  Interesse 
des  Friedens  tätig  zu  sein,  so  dürfen  die  vorhandenen  Schwie- 
rigkeiten alle  dazu  berufenen  Faktoren,  wozu  gewiss  auch  der 
mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  gehört,  nicht  abhalten,  im 
Interesse  des  Zustandeskommens  von  Vereinbarungen  im  Eisen- 
bahntarif- und  Transportwesen,  welche  eine  gleiche  Behandlung 
der  Transporte  aller  mitteuropäischen  Staaten  im  gegenseitigen 
Verkehre  sichern,  tätig  zu  sein. 

Auf  den  Eingang  meiner  Ausführungen   zurückkommend, 
glaube   ich   in   gedrängter    Weise   klar   dargestellt   zu   haben, 
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was  fördernd  und  was  hindernd  auf  die  Eisenbahntransporte 
wirkt,  um  nun  zu  folgenden  Conclusionen  zu  gelangen : 

Ohne  die  Tarifhoheit  eines  Staates  über  das  Tarifwesen 
seiner  Eisenbahnen  beschränken  zu  wollen,  wären  Verein- 
barungen anzustreben,  dass  ebenso  wie  die  normalen  Tarife 
auch  alle  Ausnahmetarife  und  Tarifbegiinstigungen  in  einer 
Weise  eingeführt  werden,  welche  deren  Inanspruchnahme 
unter  den  gleichen  Bedingungen  auch  seitens  des  anderen 
Vertragsstaates  ermöglicht,  und  wären  erschwerende  Bestim- 
mungen, welche  die  Inanspruchnahme  derartiger  Tarife  seitens 
des  anderen  Vertragsstaates  unmöglich  machen,  unbedingt  zu 
vermeiden. 

Ganz  unvereinbar  mit  dem  Vertragsprinzipe  der  gleichen 
Behandlung  der  Güter  und  in  gar  keinem  Zusammenhang  mit 
der  Tarifoberhoheit  des  Staates  steht  die  Angelegenheit  der 
Transportbehandlung  der  Import-  und  Transitgüter.  Will  ein 
Staat  irgend  welche  Güter  nicht  zum  Transporte  zulassen,  so 
spreche  er  es  direkt  aus,  aber  die  Güterannahme  zulassen 
und  durch  Verkehrsbeschränkungen  deren  Transporte  er- 
schweren oder  unmöglich  machen,  das  hat  mit  der  Tarifober- 
hoheit  des  Staates  nichts  zu  tun. 

Demzufolge  wäre  anzustreben :  dass  je  eher  im  Wege  von 
Nachtragsübereinkommen  oder  aber  spätestens  bei  Abschluss  der 
neuen  Handelsverträge  in  dieselben  Bestimmungen  aufgenom- 
men werden,  welche  garantieren,  dass  jene  Güter,  welche  in 
genügenden  Mengen  von  einem  Gebiete  in  das  Gebiet  des 
anderen  Staates  übergehen  oder  dasselbe  transitieren  auf  das 
rascheste  eventuell  mit  zwischen  den  Bahnen  zu  vereinbaren- 
dem direkten  Anschluss  —  resp.  Transitzügen  weiterbefördert 
werden  und  zwar  auch  in  dem  Falle,  wenn  derartige  Trans- 
porte in  dem  eigenen  Gebiete  der  Anschlusstation  nicht  zur 
Aufgabe  gelangen.  Ferner  dass  die  Güter  auch  seitens  der 
Anschlussbahnen  in  jener  Reihenfolge,  in  welcher  dieselben 
zur  Aufgabe  gelangten  bezw.  der  Anschlussbahn  zur  Weiter- 
beförderung übergeben  werden,  weiterbefördert  werden 
müssen. 

Ferner  wäre  anzustreben,  dass  durch  eine  nicht  begrün- 
dete übermässig  rigorose  Handhabung  der  sanitäts-polizeihchen 
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Vorschriften  die  Transporte  von  Lebensmitteln  und  lebendem 
Vieh  nicht  eine  unnütze  Verzögerung  in  der  Transportdauer 
erleiden. 

Schliesslich  erscheint  es  von  grosser  Wichtigkeit,  einen 
Verkehr  in  die  Gleichbehandlung  seitens  der  Bahnen  einzu- 
beziehen,  der  bis  jetzt  noch  nirgends  berücksichtigt  erscheint, 
der  aber  von  Jahr  zu  Jahr  an  Wichtigkeit  gewinnt.  Es  ist  dies 
der  Umschlagsverkehr  von  Bahn  zu  Schiff  und  vice  versa  auf 
den  mitteleuropäischen  Flüssen.  Die  Bahnen  gewähren  oft 
tarifarische  Begünstigungen  nur  an  bestimmte  Schiffartsunter- 
nehmungen, während  es  doch  wichtig  und  richtig  wäre,  dass 
mindestens  im  Verkehre  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  die  Bahnen  den  einen  regelmässigen  Schiffsverkehr 
nach  und  von  den  Umschlagsplätzen  unterhaltenden,  von  der 
Regierung  des  eigenen  Staates  hiezu  als  geeignet  anerkannten 
Schiffahrlsunternehmungen  alle  Tarife  und  Tarifbegünstigungen 
gleichmässig  zur  Verfügung  stellen. 

Wie  aus  meinen  Ausführungen  hervorgeht,  gehe  ich  von 
der  Ansicht  aus,  dass  die  hinsichthch  der  paritätischen  Behand- 
lung der  Güter  bestehenden  Vereinbarungen  nicht  ausreichend 
sind,  und  diese  im  allgemeinen  Interesse  nicht  nur  aufrecht- 
zuerhalten, sondern  noch  zu  erweitern  wären.  Ich  sehe  schon 
das  Beharren  auf  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  als  einen 
Rückschritt  an,  denn  die  intensivere  Annäherung  der  indu- 
striellen und  agrarischen  Kreise  Mitteleuropas  ist  eine  nicht  auf- 
zuhaltende Tatsache,  die  Eisenbahnen  vertragen  keine  Ab- 
schliessungstendenzen,  auch  die  chinesische  Mauer  konnte  das 
Eindringen  der  Kultur  nicht  verhindern,  und  die  Abschliesungs- 
tendenzen  im  Eisenbahnverkehr  sind  nichts  anderes,  als  die  Er- 
richtung einer  neuen  chinesischen  Mauer  für  den  internationalen 
Eisenbahnverkehr.  Möge  es  der  Tätigkeit  der  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  geUngen,  dem  Fortschritte  des  Eisenbahn- 
tarif- und  Verkehrswesens  vorläufig  wenigstens  im  Gebiete  Mit- 
teleuropas zum  Siege  zu  verhelfen. 


Gutachten 

über  die  Schaffung   eines   einheitlichen  Rechtes   der 
G.  m.  b.  H.  für  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn.^ 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Hachenburg,  Mannheim. 

I. 

Auch  die  Gesetze  haben  ihre  Schicksale.  Sie  werden  durch 
die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  bestimmt.  Nicht  nur,  dass  diese 
sie  hervorrufen.  Sie  geben  ihnen  auch  den  wirklichen  Inhalt. 
Wie  das  Gesicht  des  Menschen,  so  ändern  sich  die  Züge  des 
Gesetzes  durch  die  Einwirkung  des  Lebens.  Anders  hat  das 
deutsche  Gesetz  betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  bei  seiner  Entstehung  am  20.  April  1892  ausgesehen. 
Anders  erscheint  es  heute  nach  mehr  als  zwanzigjähriger 
Praxis.  Gerade  weil  es  sich  als  ein  Bett  darstellt,  in  welches 
Handel  und  Verkehr  erst  den  Inhalt  strömen  Hessen,  hat  es  sich 

'  Auf  der  Tagesordnung  des  31.  Deutschen  Juristentags  in  Wien 
stand  die  Frage:  Empfiehlt  es  sich,  das  im  deutschen  Reiche  und  in  Öster- 
reich geltende  Recht  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  zu 
vereinheitlichen  und  welche  Sonderbestimmungen  des  österreichischen 
Gesetzes  vom  6.  März  1906  würden  sich  vorzugsweise  zur  Aufnahme  in 
das  einheitliche  Recht  eignen'?  Hierüber  lagen  Gutachten  von  Neukamp 
(Drucksachen  des  31.  D.  J.  T.  Bd.  II.  S.  221)  und  von  v.  Pitreich  (das.  S. 
315)  vor.  Das  Thema  kam  nicht  zur  Verhandlung.  Das  (nicht  erstattete) 
Referat  von  Liebmann  ist  unter  dem  Titel  „Die  Vereinheitlichung  des 
deutschen  und  österreichischen  Rechts  der  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung"  in  der  Zeitschr.  für  Handels-  und  Konkursrecht  73,  1  ff.  ver- 
öffentlicht. Die  vorstehenden  Schriften  sind  im  folgenden  nur  mit  dem 
Namen  der  Verfasser  angeführt  (vgl.  auch  Hachenburg:  Das  deutsche  u. 
österreichische  Gesetz  über  die  G.  m.  b.  H.  D.  J.  Z.  1912,  1070  ff.) 


428 

bewährt.  Auch  die  früheren  Gegner  möchten  es  heute  nicht 
mehr  missen.  Auch  wer  heute  Fehler  und  h-rtümer  aufzeigt, 
will  nur  eine  Reform,  keine  Abschaffung. 

Der  Gedanke,  zwischen  der  Aktiengesellschaft  auf  der 
emen  und  der  offenen  Handelsgesellschaft  auf  der  andern 
Seite  eine  neue  Gesellschaftsform  zu  bilden,  stand  in  Deutsch- 
land seit  der  Reform  des  Aktienrechts  durch  die  Novelle  vom 
18.  Juli  1884  zur  Debatte.  Schon  in  den  Motiven  zu  diesem 
Gesetze^  war  die  Frage  erwähnt,  ob  den  derzeitigen  Arten  der 
Unternehmungen  „nach  dem  Vorbilde  der  bergrechtlichen  Ge- 
werkschaft enie  neue  Form  hinzuzufügen  sein  möchte."  Ihre 
Erledigung  sollte  der  aligemeinen  Revision^  des  H.  G.  B.  über- 
lassen bleiben.  Das  Verlangen  nach  einer  solchen  neuen  Ge- 
sellschaft wurde  aber  immer  stärker.  Vorschläge  und  Entwürfe 
traten  auf.  Man  bekämpfte  den  ganzen  Gedanken.  Man  stritt 
ebenso  lebhaft  für  ihn.  Der  Ausschuss  des  deutschen  Handels- 
tags bejahte  die  Frage  des  preussischen  Handelsministers,  ob 
ein  dringendes  Bedürfnis  für  die  Einfügung  einer  neuen  Rechts- 
lorm  vorliege.  Als  neue  treibende  Kraft  waren  die  Kolonien 
und  der  Handel  mit  diesen  und  in  ihnen  aufgetreten.  Man 
suchte  die  geeignete  Form  hierfür.  Man  glaubte  sie  in  den 
(iesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  gefunden  zu  haben. 
Namentlich  das  System  der  Nachschüsse,  das  der  bergrechtli- 
chen Zubusse  entsprach,  erschien  hierfür  erforderlich. 

Zwei  Ausgangspunkte  standen  einander  gegenüber.  Der 
eine  wollte  auf  der  offenen  Handelsgesellschaft  aufbauen. Nur  die 
Haftung  der  Gesellschafter  sollte  begrenzt  sein.  Die  Gesellschaft 
war  hier  individualistisch  gedacht.  Zu  den  Befürwortern  dieses 
Gedankens  gehörten  die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  zu  Berlin.^ 
Der  andere  erstrebte  eine  Milderung  der  Aktiengesellschaft. 
Die  strengen  Vorschriften  über  die  Gründung  sollten  beseitigt 
werden.  Dafür  sollen  die  Anteile  auf  Namen  lauten,  schwer 
übertragbar  sein,  mit  Zubussen  beschwert.^  Hier  wiegt  der 
kollektivistische  Gedanke  vor.  Überall  aber  wird  das  Verlangen 

'  Drucksaclieii  des  Reichstags  V.  Legislaturperiode  IV.  Session 
1884  Nr.  21  S.  23. 

*  Korre.spoiidenz  d.  Ä.  d.  K.  B.  IX.  S.  66. 

'  Vgl.  z.  B.  Ring:  Deutsche  Kolonialgesellschaften  1887. 
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betont,  durch  die  Ausschaltung  der  Bestimmungen  über  die 
Aktiengesellschaften  neue  Möglichkeilen  für  neue  Unterneh- 
mungen zu  schaffen. 

Diesen  Bestrebungen  entsprach  die  Reichsregierung.  Man 
wartete  die  Neugestaltung  des  ganzen  Handelsrechts  nicht  ab. 
Man  schuf  acht  Jahre  vor  dieser  das  besondere  Gesetz.  Es 
schloss  sich  mehr  an  die  Aktiengesellschaft  an,  als  an  die 
olfene  Handelsgesellschaft,  Die  deutsche  G.  m.  b.  H.  ist  als  Aktien- 
gesellschaft gedacht,  die  auf  die  Aktie  verzichtet.  Die  Geschäfts- 
anteile sind  Anteile  ohne  Urkunde  und  ohne  leichte  Veräusser- 
hchkeit.  Die  Organisation  schiebt  die  Gesellschafter  in  den 
Hintergrund.  Sie  legen  ihr  Kapital  ein.  Die  Verpflichtung  zur 
Leistung  von  Nachschüssen  kann  im  Gesellschaftsvertrage  aus- 
gesprochen werden.  Das  Gesetz  kennt  verschiedene  Arten  der- 
selben. Mit  diesen  Zahlungen  ist  die  Hauptaufgabe  der  Gesell- 
schafter erfüllt.  Die  Verwaltung  ruht  in  den  Händen  des  von 
ihnen  gewählten  Vorstandes,  der  hier  Geschäftsführer  heisst. 
Der  Aufsichtsrat  ist  vorgesehen,  wenn  auch  nicht  vorgeschrieben 
An  vereinzelten  Stellen,  so  bei  der  Klage  auf  Auflösung  aus 
wichtiger  Ursache  (§  61),  zeigt  sich  eine  Annäherung  an  die 
offene  Handelsgesellschaft.  Die  Grundzüge  sind  aber  die  der 
Kapitalgesellschaft.  Die  Individuen  verschwinden.  Nicht  sie, 
sondern  die  vertretbaren  Kapitalien  sind  die  Träger  der  Gesell- 
schaft. Daher  auch  als  Regel  die  freie  Veräusserlichkeit  der 
Geschäftsanteile  aufgestellt  ist.  (§  15.) 

Zwei  Momente  hat  die  Kntwicklung  des  Gesetzes  in  Deutsch- 
land gezeigt.  Die  Nachschüsse  haben  nur  geringe  Bedeutung 
erlangte  Sie  finden  sich  wohl  in  einzelnen  Statuten.  Sie  sind 
dann  durch  besondere  Umstände  hervorgerufen.  P'ast  stets  ist 
die  Nachschusspflicht  beschränkt.  Sie  ist  eine  Erhöhung  der 
Stammeinlage  ohne  Erhöhung  des  Stammkapitals.  Für  die  Kolo- 
nialunternehmungen spielt  die  G.  m.  b.  H.  mit  Nachschusspflicht 
keine  hervorragende  Rolle.  Der  Kolonialhandel  hat  ihr  kein 
Gepräge  gegeben. 

Auf  der  andern  Seite  hat  sich  die  individualistische  Ge- 
staltung   durchgerungen.    Das    Gesetz   gab    nur   eine   dürftige 

'  S.  auch  unfen  S.  57.  ff. 
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Grundlage.  Andere  Verpflichtungen  der  Gesellschafter  gegenüber 
der  Gesellschaft  bedürfen  der  Aufnahme  in  den  Gesellschafts- 
vertrag. (§  3.  Abs,  2.)  Das  ist  alles.  Aber  aus  dieser  mehr  als 
bescheidenen  Stelle  hat  die  Vertrags-  und  Gerichtspraxis  ein 
vöUiges  System  aufgebaut.  Den  Gesellschaftern  liegen  besondere 
Pflichten  neben  der  Stanimeinlage  ob.  Diese  tritt  gegenüber 
jenen  vöUig  in  den  Hintergrund.  Oder  sie  stehen  doch  gleich- 
wertig neben  einander.  Den  Pflichten  entsprechen  die  Rechte 
der  Gesellschafter,  Fortgesetzt  tauchen  neue  Formen  und  neue 
Fragen  auf.  Diese  Bewegung  schreitet  unaufhaltsam  weiter.^ 
Es  haben  sich  heute  zwei  Arten  von  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung  herausgestellt.  Die  eine  nähert  sich  der 
Aktiengesellschaft.  Die  andere  der  offenen  Handelsgesellschaft, 
Bei  jener  besteht  der  Unterschied  wesentlich  in  dem  Mangel 
der  Aktien.  Die  Geschäftsanteile  sind  nicht  im  Papier  ver- 
körpert. Sie  wandern  nicht  leicht  von  Hand  zu  Hand.  Sie 
sind  nur  durch  notariellen  Akt  übertragbar.  Im  übrigen  über- 
lassen die  Gesellschafter,  wie  bei  der  Aktiengesellschaft  die 
Aktionäre,  den  von  ihnen  berufenen  Organen  die  Schicksale  der 
Gesellschaft,  Sie  beteiligen  sich  an  dem  Unternehmen  nur  mit 
der  Einlage.  Sie  wollen  nur  den  Anteil  am  Jahresgewinn.  Bei 
dieser  dagegen  stehen  sich  die  Gesellschafter  als  Individuen 
gegenüber.  Sie  wollen  nicht  nur  geben.  Sie  wollen  auch  tun. 
Sie  müssen  sich  der  Gesellschaft  so  verpflichten,  wie  die  offe- 
nen Handeisgesellschafter.  Auch  zur  ausschliesslichen  Arbeit 
für  die  G.  m.  b,  H.  Sie  werden  Geschäftsführer  nicht  durch 
Wahl  der  Gesellschafter,  sondern  kraft  eigenen  Rechts.  Das  ist 
in  den  Gesellschaftsverträgen  bis  ins  Einzelne  durchgeführt. 
Auch  wo  das  Eine  oder  Andere  vergessen  ist,  wird  es  aus 
dem  Sinne  und  Zweck  des  ganzen  Übereinkommens  ergänzt. 
Dazwischen  steht  eine  Reihe  von  Übergangsarten,  Modifika- 
tionen nach  der  einen  oder  andern  Richtung.  An  dem  Texte 
des  deutschen  Gesetzes  allein  erkennt  man  die  Gestaltung  der 
G.  m.  b.  H,  noch  nicht.  Gesellschaftsverträge  und  die  Recht- 
sprechung sind  eine  hierzu  unentbehrliche  Grundlage. 

^  Staub-Hachenburg:  Kommentar  zum  G.  m.  b.  H.  Ges.  4.  Aufl.  Aam. 
24—48  zu  §  3. 
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n. 

Das  Wesen  der  deutschen  Gesellschaft  mit  beschr.  Haftung 
und  ihre  Bedeutung  besteht  in  der  Beschränkung  der  Haftung 
der  Gesellschafter.  Rechtlich  ist  jede  Haftung  derselben  aus- 
geschlossen. Es  haftet  nur  die  Gesellschaft.  Der  wirtschaft- 
liche Gedanke  ist  aber  die  Begrenzung  des  Risikos  des  Ein- 
zelnen. Mehr  als  einen  festgesetzten  Betrag  will  der  Gesell- 
schafter nicht  wagen.  Hat  er  ihn  geopfert,  so  ist  seine  Ver- 
pflichtung erfüllt.  Wer  sich  mit  dieser  Gesellschaft  einläßt,  trägt 
die  Gefahr  des  Verlustes.  Die  Unternehmer  wälzen  sie  von 
sich  ab  auf  jene.  Darin  liegt  das  Problem  dieser  Gesellschaftsart. 
Daraus  gehen  auch  die  Angriffe  gegen  sie  hervor.  Sie  ver- 
langen eine  Reform  zu  Lasten  der  Gesellschafter. 

Jede  Ermöglichung  der  Risikobeschränkung  hebt  den 
Wagemut.  Eine  Reihe  von  Unternehmungen  unterbliebe,  wenn 
der  Unternehmer  Hab  und  Gut  daransetzen  muss.  Weiss  er 
von  vornherein  den  Höchstbetrag  des  Verlustes,  so  wird  er 
sich  zu  diesem  Opfer  entschliessen.  Das  Misslingen  kann  ihn 
nicht  mehr  kosten  als  die  begrenzte  Summe.  Auf  der  andern 
Seite  steht  das  Interesse  derjenigen,  die  mit  dieser  Gesell- 
schaft in  Geschäftsverkehr  treten.  Ohne  Kredit  ist  dieser 
nicht  denkbar.  Also  tragen  die  Gläubiger  die  Gefahr  des 
Scheiterns  der  Unternehmung,  soweit  sie  mehr  als  die  Kapi- 
talien der  Beteiligten  verschlingt.  Allerdings  kann  auch  jeder 
Einzelne  bei  einem  Kontrakte  vereinbaren,  dass  er  „für  die 
Rechtsfolgen  eines  Geschäfts  nur  mit  bestimmten  Vermögens- 
stücken einstehen  wolle".  Aber  daraus  zu  folgern,  „dass  auch 
die  Vereinigung  mehrerer  die  Zulässigkeit  solcher  Abmachungen 
nicht  beeinflussen"  kann,^  trifft  den  Kern  der  Sache  nicht.  Denn 
wirtschaftlich  ist  die  Lage  eine  völlig  andere,  wenn  ein  bestimmter 
Unternehmer  für  ein  bestimmtes  Geschäft  die  Beschränkung  durch 
bestimmte  Abmachung  bedingt,  als  wenn  eine  Gesellschaft  auf- 
tritt, die  allgemein  nur  das  in  sie  eingelegte  Kapital  jedem 
Gläubiger  als  Kreditbasis  bietet.  Die  Bedenken,  die  aus  diesem 
Momente  fliessen,  sind  nicht  zu  unterdrücken.  Sie  führen  aber 

^  Vgl.  Ring :  Deutsche  Kolonialgesellschaften  41. 
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nicht  zu  einer  Versagung  der  Beschränkung.  Sie  können  nur 
den  Gesetzgeber  zu  Fürsorgemassnahmen  bestimmen.  Die 
Form  darf  nicht  zu  einer  Täuschung  des  Pubhkums  benützt 
werden.  Das  zwingt  zu  Vorschriften  über  die  Einlage  und 
deren  Erhaltung.  Sind  diese  ausreichend,  so  is  das  Bestreben 
der  entwickelten  Volkswirtschaft  nach  einer  Erleichterung  der 
Beschränkung  des  Risikos  nicht  zurückzuhalten.  Es  ist  schwer 
zu  sagen,  ob  die  Verneinung  dieser  Möghchkeit  in  der  Tat 
geeignet  ist,  inländisches  Kapital  in  das  Ausland  zu  drängen.^ 
Das  wird  wohl  noch  von  einer  Reihe  anderer  Umstände  abhän- 
gen. Mit  mehr  Sicherheit  wird  man  annehmen  dürfen,  dass  das 
Kapital  gerade  von  solchen  Unternehmungen  zuerst  am  meisten 
zurückschreckt,  die  besonders  befruchtend  auf  die  Volkswirt- 
schaft einwirken.  Man  kann  freilich  die  Form  der  G.  m. 
b.  H.  nicht  nur  für  diesen  Fall  zulassen.  Man  muss  ebenso 
die  Umwandlung  bestehender  Geschäfte  wie  die  Neugründung 
gestatten.  Es  lassen  sich  ja  überhaupt  rechtliche  Schöpfungen 
nie  auf  eine  bestimmte  Verwendung  beschränken.  Das  Ver- 
kehrsbedürfnis schreitet  über  solche  Versuche  hinweg.  Es 
genügt,  daß  sich  die  Gesellschaftsart  wirtschaftlich  rechtferti- 
gen lässt. 

Den  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Einführung  der  G.  m. 
b.  H.  in  Deutschland  bietet  die  Anwendung,  die  sie  fand.  Die 
Zahl  der  Gesellschaften  und  die  Ziffern  der  in  denselben  an- 
gelegten Kapitalien  ist  bisher  eine  stets  wachsende  gewesen. 
Nach  der  amtlichen  Statistik^  waren  in  Deutschland  vorhanden: 

31.  Dezember  1910:  19,650  Gesellschaften  mit  einem 
Stammkapital  von  M  3.880.676,000.—. 

31.  Dezember  1911:  22,179  Gesellschaften  mit  einem 
Stammkapital  von  M  4,229.464,000.—. 

31.  Dezember  1912:  24,611  Gesellschaften  mit  einem 
Stammkapital  von  M  4,497.987,000.—. 

Für  1911  gegenüber  1910  wurde  ein  Mehr  von  2529 
Gesellschaften  und  M  262.519,000.— Stammkapital,  für  1912  ein 

^  So  Öchelhäuser  im  deutschen  Reichstag,  Sitzung  vom  12.  Nov. 
1889.  Stenogr.  Bericht  VII.  Legishiturperiode  V.  Session.  S.  261. 

'  Vgl.  Vierteljahresheft  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Heraus- 
gegeben vom  K.  StMtist.  .\nit    1912  Heft   I.  S.  97  und   19i:i  Heft  I.  S.  100. 
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Mehr  von  2432  Gesellschaften  und  M  172.751,000.-.  Slamm- 
kapital  festgestellt. 

Von  den  Neiigründungen  des  Jahres  1912  entfallen  auf 
Preußen  3018  Gesellschaften  mit  einem  Kapitale  von  M 
230.212,000. — ,  auf  Bayern  144  Gesellschaften  mit  einem  Kapital 
von  M  8.233,000.—,  auf  Württemberg  G6  Gesellschaften  mit 
einem  Kapital  von  M  5.491,000. — ,  auf  Sachsen  275  Gesellschaften 
mit  einem  Kapital  von  M  33.390,000.—,  auf  Baden  121  Gesell- 
schaften mit  einem  Kapital  von  M  12.789,000, — ,  auf  Hessen 
48  Gesellschaften  mit  einem  Kapital  von  M  3.704,000. — ,  auf 
Hamburg  178  Gesellschaften  mit  einem  KapitalvonM  16.647,000.—, 
auf  Bremen  42  GeseUschafien  mit  einem  Kapital  von  Ml. 071, 000.— 
etc.  In  Preussen  ist  die  Stadt  Berlin  mit  848  Gesellschaften  und 
einem  Kapital  von  M  59,006,000. —  vertreten.  Man  erkennt 
daraus  das  Überwiegen  der  Grosstädte  als  Mittelpunkt  des 
Handelsverkehrs,  ebenso  der  Industrieländer  und  der  Industrie- 
zentren. Dabei  zeigt  das  Durchschnittskapital  eine  fallende 
Ziffer.  Die  Durchschnittsgrösse  hat  eine  sinkende  Tendenz,  Diese 
betrug  für  die  neugegründeten  GeseUschafien 

1907  M  143,000,— 

1909  M  110,000.— 

1911  M  98,000.— 

1912  M  82,031,— 

Bei  rund  zwei  Drittel  der  Gesellschaften  steht  das  Durch- 
schnittskapital unter  M  100,000,^  Hierbei  mögen  verschiedene 
Momente  mitgewirkt  haben.  Es  werden  mitunter  mit  Rücksicht 
auf  den  Gründungsstempel  und  dessen  steigende  Skala  Gesell- 
schaften mit  kleinen  Stammkapitahen  gegründet.  Der  grössere 
Betrag  wird  seitens  der  Gesellschafter  als  Darlehen  gegeben. 
Trotz  dieses  und  vielleicht  noch  eines  oder  andern  ähnhchen 
Moments  wird  man  aus  diesen  Durchschnittsziffern  doch  den 
Schluss  ziehen  dürfen,  dass  die  G.  m.  b,  H.  mehr  und  mehr 
die  Form  der  Unternehmung  des  Mittelstandes  wird.  Das 
Grosskapital  und  die  Grossunternehmer  werden  immer  die 
Aktiengesellschaft  vorziehen.  Schon  deshalb,  weil  für  sie  das 
Heranziehen   weiterer   Kreise   mit  unbeschränkter  Möglichkeit 

1  Rundschau  G.  m.  b.  H.  1913.  131. 

28 


434 

nicht  zu  umgehen  ist.  Es  bestanden  in  Deutschland  31.  Dezem- 
ber 1912  5421  Aktiengesellschaften  mit  einem  Kapital  von  M 
16,961.340,000 -.  Ihr  Durchschnittskapital  beträgt  M  3.130,000.-.^ 
Das  Herabgehen  der  Durchschnittsmittelziffer  der  G.  m.  b.  H. 
darf  aber  auch  wohl  mit  dem  Heraufkommen  der  Individual- 
gesellschaften  ^  in  Verbindung  gebracht  werden.  Jedenfalls  genü- 
gen die  angegebenen  Zahlen  um  ein  Bild  von  der  steigenden 
Verwertung  der  G.  m.  b.  H.  im  deutschen  Wirtschaftsleben  zu 
geben.  Sie  ist  aus  demselben  nicht  mehr  fortzudenken. 

Das  gilt  für  die  beiden  Arten  der  G.  m.  b.  H.  die  sich 
herausgebildet  haben,  für  die  individualistische  und  die  kollek- 
tivistische. In  beiden  Fällen  hätten  die  vorher  vorhandenen 
Formen  nicht  genügt.  Da,  wo  die  Person  der  Beteiligten  im 
Vordergrunde  steht,  schreckt  von  der  Handelsgesellschaft  und 
auch  von  der  Gesellschaft  des  bürgerlichen  Rechts  die  persön- 
liche Haftung  ab.  Bei  dieser  fehlt  auch  die  straffe  Organisation. 
Wo  das  Kapital  vorherrscht,  wird  die  Aktiengesellschaft  da 
vermieden,  wo  deren  schwer  lastende  Vorschriften  zwecklos 
sind.  Man  wendet  sich  nicht  an  die  unbekannte  Menge.  Nur 
wenige  Kapilalisten  verbinden  sich  zu  einem  solchen  Unter- 
nehmen. Sehr  oft  sind  es  Werke,  die  der  Familie  erhalten 
werden  sollen  und  die  man  in  die  G.  m.  b.  H.  umwandelt. 
Man  darf  auch  solchen  Betrieben,  die  das  Bedürfnis  der  Aktien- 
ausgabe nicht  haben,  nicht  deren  Gesellschaftstorm  aufzwingen. 

Richtig  ist,  daß  die  Zahl  der  Gesellschaften,  die  sich  in 
Deutschland  als  nicht  lebensfähig  beweisen,  eine  verhältnis- 
mässig hohe  ist.  Am  31.  Dezember  1910  befanden  sich  2437 
Gesellschaften  mit  einem  Stammkapital  von  M  340.142,000. — 
in  Liquidation.  Am  31.  Dezember  1911  2cS29  Gesellschaften 
mit  einem  Stammkapital  von  M  357.726,000. — .  Am  31.  Dezem- 
ber 1912  3206  Gesellschaften  mit  einem  Stammkapital  von 
M  397.187,000.—.  Es  traten  in  Liquidation  im  Jahre  1910: 
946  Gesellschaften  mit  einem  Stammkapital  von  M  107,899,000. — , 
im  Jahre  1911  :  1180  Gesellschaften  mit  einem  Stammkapital 
von  M  108.905,000.—,  im  Jahre  1912:  1222  Gesellschaften  mit 

>  Rundschau  G.  m.  b.  If.  1913,  130. 
«  01)cn  I.  S.  5. 
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einem  Stammkapital  von  M  127.802,000.—.  Der  Konkurs  wurde 
eröffnet  im  Jatire  1910  über  222  Gesellschaften  mit  M 
25.104,000.—,  1911  über  228  Gesellschaften  mit  M  18.141,000.—. 
1912  über  310  Gesellschaften  mit  M  28.243,000.—.  In  Konkurs 
befanden  sich  1910:  574  Gesellschaften  mit  einem  Kapital  von 
M  357.726,000.—,  1911:  654  Gesellschaften  mit  einem  Kapital 
von  M  83.762,000.—,  1912:  795  Gesellschaften  mit  einem 
Kapital  von  M  95.799,000. — .  Nun  darf  man  selbstredend  nicht 
stets  aus  der  Liquidation  schliessen,  daß  alle  die  aufgelösten  Gesell- 
schaften nicht  existieren  konnten.  Ein  Teil  der  Autlösungen 
ist  die  Folge  der  immer  mehr  durchgeführten  besonderen 
steuerlichen  Belastungen.  Man  kehrt  notgedrungen  wieder  zur 
offenen  Handelsgesellschaft  oder  zur  Kommanditgesellschaft 
zurück.  Bei  einem  andern  Teile  sind  es  persönliche  Differenzen 
zwischen  den  Gesellschaftern,  welche  die  Gesellschaft  sprengen. 
Eine  dritte  Gruppe  war  von  Anfang  an  nur  für  bestimmte  Zwecke 
gegründet.  Die  Behauptung,  dass  mehr  als  40^0  aller  Neu- 
gründungen nicht  lebensfähig  waren, ^  ist  daher  nicht  zutreffend. 
Immerhin  wird  man  den  in  Konkurs  geratenen  Gesellschaften 
eine  Anzahl  der  liquidirten  befügen  dürfen.  Sie  haben  den 
offiziellen  Zusammenbruch  nur  vermieden,  weil  die  Gläubiger 
dessen  Kosten  sparen  wollten  oder  die  Gesellschafter  die  Ver- 
luste deckten.  Aber  aus  dieser  starken  Quote  von  uniergehenden 
G.  m.  b.  H.  wird  man  keine  Gründe  gegen  diese  Gesell- 
schaftsform selbst  ableiten  können.  Gerade  weil  die  Gesell- 
schafter nur  ein  begrenztes  Kapital  wagen,  weil  es  sich  um 
Unternehmungen  mit  kleinen  und  mittleren  Kapitalien  handelt, 
ist  ein  Versagen  dieser  Mittel  leichter  denkbar  als  bei  den 
Gesellschaften  mit  persönlicher  Haftung  oder  dem  Großkapi- 
tale der  Aktiengesellschaft.  Es  ist  aber  volkwirtschaftlich 
besser,  wenn  ein  Unternehmen,  das  von  Anfang  an  nur  mit 
beschränktem  Kapitale  ausgerüstet  war,  in  Konkurs  gerät,  als 
daß  eine  Anzahl  von  Existenzen  durch  Opfern  ihres  ganzen 
Vermögens  völlig  vernichtet  werde.  Die  Gefahr  des  Verlustes 
und  später  dessen  Eintritt  verteilen  sich  auf  mehrere  Schultern. 
Jede  Beschränkung  des   Risikos   auf  eine   bestimmte   Summe 

'  Rundschau  G.  m.  b.  II.  A.  a.  O. 
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hat  das  Versagen  dieser  Mittel  und  den  Zusammenbrucli  leichter 
zur  Folge  als  die  unbegrenzte  Haftung.  Das  ist  aber  nur  eine 
Folge,  ein  Symptom.  Als  Argument  gegen  die  Beschränkung 
der  Haftung  darf  es  nicht  verwendet  werden. 

Es  ist  endlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  sich  jetzt  in  Deutsch- 
land die  Zahl  der  Neubildungen  der  G.  m.  b.  H.  vermindert- 
Es  ist  möglich,  dass  der  Höhepunkt  erreicht  ist.  Das  hat  aber 
seinen  Grund  nicht  in  einer  Abneigung  gegen  diese  Form.  Die 
G.  m.  b.  H.  wird  immer  mehr  zum  Steuerobjekt.  In  einer  Reihe 
von  Einzelstaaten  namentlich  in  Süddeutschland  (Bayern,  Würt- 
temberg und  Baden)  ist  die  Doppelbesteuerung  durchgeführt.  Das- 
selbe Einkommen  wird  von  der  Gesellschaft  und  dann  nochmals 
von  den  Gesellschaftern  versteuert.  Dasselbe  Kapital  wird  von  der 
Vermögenssteuer  bei  der  G.  m.  b.  H.  und  dann  als  Geschäfts- 
anteil nochmals  beim  Gesellschafter  erfasst.  Weit  mehr  als  zu 
der  oben  erwähnten  Rückbildung  aus  der  G.  m.  b.  H.  zur 
offenen  Handelsgesellschaft  oder  Kommanditgesellschaft  führt 
diese  Besteuerung  zu  einem  Vermeiden  der  Begründung.  Man 
berechnet  vor  der  Gründung  die  jährlich  durch  die  Doppel- 
steuer aufzubringende  Summe.  Das  schreckt  vielfach  von  der 
Wahl  der  sonst  geeigneten  Form  zurück.  Dazu  kommt  der 
wachsende  Stempel  bei  der  Begründung.  Das  neueste  Reichs- 
stempelgesetz von  3.  Juli  1913,  die  Folge  der  jüngsten  Heeres- 
vorlage, brachte  einen  Gründungsstempel  von  37o  des  Kapitals. 
Dazu  treten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  die  Abgaben  für 
die  Einbringung  von  ImmobiHen.  Es  beträgt  der  Immobilien- 
stempel z.  B.  für  Preussen  P/o,  für  Bayern  1— 27o  je  nach 
dem  Werte,  für  Baden  'iVaVo  "sw.  Es  ist  stets  bedauerlich, 
wenn  der  Geldbedarf  des  Staates  in  die  wirtschafthche  Ent- 
wicklung eingreift.  Doppelt,  wenn  er  von  der  Verwendung  der 
best  geeigneten  Rechtsform  zurückhält.  Was  die  Handclsgesetz- 
gebung  der  Volkswirtschaft  durch  Einführung  der  G.  m.  b.  H. 
gewährt,  nimmt  die  Steuergesetzgebung  zum  Teile  wieder.  Und 
sie  trifft  gerade  die  Gesellschaften  mittlerer  Kapitalien  beson- 
ders. Das  Grosskapital  verschmerzt  den  einmaligen  Verlust 
leichter.  Es  wagt  ihn  jedenfalls  eher.  Mit  dem  wirtschaftlichen 
Werte  der  G.  m.  b.  H.  hat  aber  diese  Besteuerung  und  das 
aus  ihr  fliessende  Zurückgehen    der   Benützung  nichts  zu  tun. 
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III. 

Schon  Ende  1897  hatte  die  Handelskammer  in  Eger  die 
Einführung  der  G.  m.  b.  H.  auch  für  Österreich  angeregt.  Die 
Regierung  erliess  eine  Umfrage  an  die  übrigen  Handelskammern, 
Mit  einer  einzigen  Ausnahme  erblickten  sie  in  der  neuen  Gesell- 
schaftsform ein  hervorragendes  Mittel  zur  Belebung  von  Handel 
und  Industrie.  In  gleicher  Weise  äusserte  sich  der  Industrierat. ^ 
Die  Gesetzesvorlage  erfolgte  1904.  Das  Gesetz  selbst  ist  am  5.  März 
1906  erlassen.  In  der  Begründung  werden  die  beiden  Gesichts- 
punkte, die  vor  der  Entstehung  des  deutschen  Gesetzes  sich 
bemerkbar  machten,  hervorgehoben.  Die  G.  m.  b.  H.  wird  tretlend 
charakterisiert  als  „Aktiengesellschaft  ohne  Aktien  und  Kom- 
manditgesellschaft ohne  persönlich  haftenden  Gesellschafter".^ 
Auch  der  Bericht  der  Kommission  des  Herrenhauses^  hebt  hervor, 
dass  bei  der  G.  m.  b,  H.  auf  eine  geringere  Anzahl  von  Teilneh- 
mern gerechnet  wird,  „die  sachkundig,  mit  der  Technik  des  betref- 
fenden Verkehrszweigs  vertraut,  dauernd  in  der  Gesellschaft  ver- 
bleibend, sei  es  durch  persönliche  Teilnahme  an  der  Geschäftsfüh- 
rung oder  doch  durch  eine  fortgesetzte  Kontrolle  der  geschäftli- 
chen Vorgänge,  mit  dem  gesellschaftlichen  Unternehmen  innig 
verbunden  bleiben".  Im  Az?5Öau  selbst  aber  ist  auch  in  Österreich 
der  aktienrechtliche  Gedanke  vorherrschend  geblieben.  Zwar 
hat  man  vorgeschrieben,  dass  bei  der  Einführung  von  andern 
Verpflichtungen  neben  der  Stammeinlage,  die  Übertragung  von 
Geschäftsanteilen  stets  an  die  Zustimmung  der  Gesellschaft 
geknüpft  werden  muss.  (§  8  Abs.  2  Österr.  G.  m.  b.  H.  Ges.)  Aber 
auf  der  andern  Seite  hat  man  im  Gegensatze  zum  deutschen 
Rechte  nur  „wiederkehrende,  nicht  in  Geld  bestehende"  Leistun- 
gen zugelassen.  (§  8  Abs.  1  Österr.  G.  m.  b.  H.  Ges.)  Man  hat 
die  deutsche  Klage  auf  Auflösung  aus  wichtiger  Ursache  (§  61 
Deutsch.  G.  m.  b.  H,  Ges.)  nicht   aufgenommen.  Man  glaubte, 

*  Erläuternde  Bemerkungen  zum  Entwürfe  eines  Gesetzes  Ober  die 
G.  m.  b.  H.  236.  Beilage  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Herrenhauses,  XVII. 
Session  19Ü4.  S.  49. 

'  Erläut.  50. 

»  Beil.  272  zu  den  sten.  Prot,  des  Herrenhauses,  XVII.  Sess.  1905 
erstattet  von  Grünhut  S.  1. 
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dass  dieser  Fall  zu  den  Seltenheiten  gehören  werde/  Damit 
hat  man  die  Bildung  der  individualistischen  Gesellschaft 
erschwert.  Das  Gesetz  kennt  ein  Ventil  gegen  die  Folgen  der 
Versagung  der  Äuflösungsklage.  Verweigerte  Genehmigung  zur 
Veräusserung  des  Geschäftsanteils  kann  durch  das  Handels- 
gericht ersetzt  werden.  (§  11  österr.  Ges.)  Auch  das  spricht 
wieder  gegen  die  individuelle  Gestaltung  der  Gesellschaft.  Der 
aktienrechtliche  Ausgangspunkt  beherrscht  die  Lage.  Und  so 
konnte  auch  das  Gutachten  v.  Pitreichs^  für  den  31.  Deutschen 
Juristentag,  den  Grundsatz  an  die  Spitze  stellen,  „dass  die 
Grundprinzipien  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  die  gleichen  sind, 
wie   die   der   Aktiengesellschaft". 

Die  Aufnahme  der  neuen  Gesellschaftsform  in  das  öster- 
reichische Recht  geschah  auf  Grund  der  deutschen  Ergebnisse. 
Man  glaubte  in  ihr  wegen  der  erleichterten  Beteihgung  einen 
mächtigen  Hebel  für  den  wirtschaftlichen  Aufschwung  gefunden 
zu  haben.^  Man  bezweckte,  „das  wirtschaftliche  Verkehrsleben 
in  Österreich,  das  sich  trotz  der  mannigfachen,  zu  Recht  beste- 
henden Assoziationsformen  in  seinem  Aufschwünge  gefesselt 
fühlt,  mit  einer  neuen  Assoziationsform  zu  bereichern".  Auch 
in  Österreich  brauchte  man  eine  Gesellschaftsform,  „welche 
ohne  die  weitgehende  Haftung  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Kommanditgesellschaft,  ohne  die  Umständlichkeit  der 
Gründung  einer  Aktiengesellschaft  und  die  Kostspieligkeit  ihres 
Verwaltungsapparates,  ihr  gegenüber  auch  steuerrechtlich  begün- 
stigt mit  raschem  Entschlüsse,  dem  die  Tat  sich  an  die  Sohlen 
heften  kann,  zu  Stande  kommen  kann.** 

Man  hat  bei  Erlass  des  Gesetzes  vor  übertriebenen  Hoff- 
nungen gewarnt.  „Auch  nur  annähernd  dem  Stande  der  G.  m. 
b.  H.  im  Deutschen  Reiche   gleichkommende   Ziffern   werden 


'  Eriäut.  S.  91. 

'  Vgl.  S.  1  Note  1. 

2  Franz  Klein:  Die  neuen  Entwicklungen  in  Verfassung  und  Recht 
der  Aktiengesellschaften  1904  S.  54. 

*  Bericht  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  des  Abg.  Hauses. 
Beilage  2520  zu  den  stenogr.  Prot,  des  Abg.  Hauses.  XVH.  Session  1906. 
Berichterstatter  Dr.  Stefan  Licht.  S.  8. 
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nicht  erreicht  werden".^  Die  Beurteilungen  der  bisherigen  Ergeb- 
nisse gehen  auseinander.  Man  findet,  dass  die  Entwicklung  der 
G.  m.  b.  H.  nicht  nur  hinter  jener  im  Deutschen  Reiche  zurück- 
blieb, „sondern  auch  die  in  Österreich  darauf  gesetzten  Hoffnun- 
gen nicht  zur  Gänze  rechtfertigte".^  Auf  der  andern  Seite  spricht 
man  von  einem  „glänzenden  Aufschwünge"  der  neuen  Institu- 
tion.^ Zunächst  ist  sicher  die  Zahl  der  Gesellschaften  eine 
steigende.  Vom  1.  Juli  bis  31.  Dezember  190G  wurden  65 
Gesellschaften  mit  einem  Kapitale  von  Kr.  22.620,000. —  gebil- 
det. Das  Jahr  1907  brachte  schon  198  Gesellschaften  mit  Kr. 
51.790,000,  1908  :  266  Gesellschatten  mit  Kr.  63.760,000.—,  1909  : 
286  Gesellschaften  mit  Kr.  60.430,000.-,  1910  :  366  Gesellschaf- 
ten mit  Kr.  64.890,000.— ,  1911 :  485  Gesellschaften  mit  Kr. 
89.970,000—  und  1912:  523  Gesellschaften  mit  Kr.  36.280,000. 
Bis  31.  Dezember  1912  entstanden  in  Österreich  2170  Gesellschaf- 
ten mit  beschr.  Haftung  mit  einem  Kapitale  von  Kr.  439.740.000.^ 

Es  bestanden  in  Österreich  31.  Dezember  1911 :  1460 
Gesellschaften  mit  Kr.  328.724.810.—.^  Man  beobachtet  auch 
für  Österreich  neben  der  Zunahme  der  Zahl  der  Gesellschaften 
die  Abnahme  der  Durchschnittsziffer  des  Kapitals  für  die  Ein- 
zelgesellschatten. Im  Durchschnitte  entfiel  auf  jede  G.  m.  b.  H. 
im  Jahre  1906:  Kr.  285,706.—  ;  1907:  Kr.  255,123.—  ;  1908: 
Kr.  252,470.—  ;  1909:  Kr.  233,395.—  ;  1910  :  Kr.  235,510.  —  und 
1911:  Kr.  223,167.—  einbezahltes  Stammkapital.^ 

Interessant  ist  die  verhältnismässig  geringe  Zahl  der  wieder 
verschwindenden  Gesellschaften  in  Österreich.  Von  den  im 
Jahre  1911  neu  eingetragenen  485  Gesellschaften  waren  nur 
13  „kurzlebig".    Von    diesen   ist   eine   in    Konkurs   geraten,   8 

1  Bericht  des  Abg.  Hauses  S.  8.  vgl.  aucli  v.  Pitreich  a.  a.  O.  S,  329. 
«  V.  Pitreich  S.  330. 

=>  Graf  Oberndorf,  Österr.  Stat.  Monatsschrift,  herausgegeben  von  der 
K.  K.  statistischen  Zentral-Kommission,  1912,  489. 

*  Gr.  Oberndorf,  Österr.  Statist.  Monatsschrift  der  Statist.  Zentral- 
kommission in  Wien  1911,  650  und  1912,  474;  v.  Pitreich  320;  Wilhelm 
Paul,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Pester  Lloyd  vom  16. 
April  1913. 

*  Den  Bestand  Ende  1912  konnte  ich  nach  den  mir  vorliegenden 
Quellen  nicht  feststellen. 

«  Gr.  Oberndorf  a.  a.  O.  1912,  480. 
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traten  in  Liquidation,  4  wurden  gelöscht/  Den  1911  vorhan- 
denen 1460  Gesellschaften  standen  nur  10  in  Konkurs  befind- 
liche gegenüber.  42  waren  in  Liquidation  und  25  waren 
gelöscht.^ 

Auch  für  Österreich  zeigte  sich,  dass  die  Hauptstädte  den 
größten  Prozentsatz  aufweisen.  Wien  allein  hatte  Ende  1911 
einen  Bestand  von  650  Gesellschaften.  Daher  weisst  Nieder- 
österreich allein  44-107o  ^^^er  Gesellschaften  auf.  Den  geringsten 
Betrag  hat  die  Bukovina  mit  0*197o.  Böhmen  besitzt  308, 
Mähren  104,  Galizien  177  Gesellschaften.  Hier  überwiegt  der 
Handel.  In  allen  andern  Kronländern  bleibt  die  Zahl  der 
Gesellschaften  unter  100.  Auch  Tirol  hat  trotz  Innsbruck  nur 
65.  Das  Überwiegen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  macht  sich 
geltend. 

Man  darf  nun,  wenn  man  die  Ergebnisse  in  Österreich 
mit  denen  Deutschlands  vergleicht,  nicht  die  deutschen  Zahlen 
für  1912  in  Betracht  ziehen.  In  Deutschland  hat  sich  erst  seit 
1898  die  Zahl  der  Gesellschaften  verzehnfacht.^  Eine  amtliche 
Zusammenstellung  für  die  ersten  sechs  Jahre  in  Deutschland 
liegt  nicht  vor.  Der  Deutsche  Ökonomist*  gibt  eine  Aufstellung 
für  die  Zeit  vom  Mai  1892  bis  31.  Dezember  1897,  also  einer 
der  österreichischen  Epoche  vom  1.  JuU  1906  bis  31.  Dezember 
1912  etwa  entsprechenden  Zeit.  Darnach  sind  in  jenem  Zeil- 
raum in  Deutscliland  1792  Gesellschaften  mit  M  604.654,000 
Kapital  gegründet  worden. 

Alle  Schlüsse  aus  Zahlen  sind  mit  Vorsicht  aufzunehmen. 
Aber  soviel  zeigt  diese  Gegenüberstellung  doch,  dass  von  einer 
Enttäuschung  nicht  wohl  gesprochen  werden  darf.  Es  lassen  sich, 
wenn  auch  die  Entwicklung  in  Österreich  mit  der  deutschen 
nicht  Schritt  halten  sollte,  mannigfache  Ursachen  denken. 
Nicht  ganz  ohne  Einfluss  wird  es  sein,  dass  durch  die  Behand- 
lung der  besonderen  Leistungen  neben  der  Stammeinlage  die 
Benützung   der   G.  m.  b.  H.    für   individualistische   Unterneh- 

^  Vgl.  Gr.  Oberndorf  a.  a.  O.  1912,  480. 
■  Dass.  S.  470. 
^  Neukamp,  222. 

*  1898,  S.  53,  vgl.  aucli  Parisius-Crüger,  Kommentar  zum  G.  m.  b.  H. 
Ges.  S.  80. 
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mungen  zurückgedrängt  ist.  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  die  sich  von  der  offenen  Handelsgesellschaft  nur 
durch  die  Beschränkung  der  Haftung  auf  die  Einlage  unter- 
scheiden, sind  in  Österreich  nicht  durchführbar.  Die  Pflicht, 
seine  ganze  Arbeitskraft  dem  Geschäfte  zu  widmen,  keine 
Konkurrenz  zu  betreiben  etc.,  lässt  sich  nicht  unter  die  wieder- 
kehrenden Leistungen  bringen.  Zahlreich  sind  in  Deutschland 
die  Kartellgesellschaften,  Das  ganze  Kontingent  derselben  lallt 
in  Österreich  fort.  Die  deutsche  Steuergesetzgebung  hat  dazu 
geführt,  Terraingesellschaften  in  Form  der  G.  m.  b.  H.  zu 
schaffen.  Es  sind  z.  B.  in  Deutschland  vom  1.  Januar  bis 
31.  Mai  1908  nicht  weniger  als  174  solcher  Gesellschaften 
gegründet  worden.  Dabei  waren  71  mit  dem  Minimalkapital 
von  M  20,000  gegründet.  Im  ersten  Quartal  1909  entstanden 
allein  in  Beiün  154  G.  m.  b.  H.  dieser  Art.  Das  Vorgehen 
hatte  eine  Reaktion  der  Steuergesetzgebung  zur  Folge.  Für 
Österreich  ist  auch  diese  Erscheinung  nicht  berichtet.  Sicher 
wird  auch  wohl  die  ganze  Lage  von  Österreichs  Handel  und 
Industrie  von  P^influss  sein.  Die  Beteiligung  am  Weltverkehr 
ist  geringer  als  die  Deutschlands.  Österreich  kann  „dem  Wel- 
lengange, der  oft  im  Deutschen  Reiche  stürmisch  nach  vor- 
wärts drängt",  nur  in  engen  Grenzen  folgen.^  Die  G.  m.  b.  H. 
ist  infolge  der  Beschränkung  des  Risikos  die  Form  für  gewagte 
Unternehmungen.  Je  geringer  die  Anreize  zu  solchen,  desto 
geringer  wird  das  Bedürfnis  sein,  sich  der  hierzu  geeigneten  Form 
zu  bedienen.  Daher  erklärt  sich  wohl  auch  die  geringere  Kon- 
kursziffer. Was  das  wirtschaftlich  wünschenswertere  ist,  wird 
wohl  je  nach  dem  Standpunkte  des  Betrachters  verschieden 
beantwortet  werden.  Es  darf  aber  endlich  auch  die  Einwir- 
kung der  Steuergesetzgebung  nicht  vergessen  werden.  Das 
österreichische  Gesetz  enthält  in  den  §§  115  ff.  Steuer-  und 
gebührenrechthche  Bestimmungen.  Sie  sind  das  Ergebnis  eines 
Kompromisses.  Die  Regierungsvorlage  (§  107)  hatte  aus  „der 
eigenartigen  rechtlichen  Konstruktion"  der  G.  m.  b.  H.  als 
juristische  Person  die  Folgen  gezogen.  Sie  wurde  steuerlich 
der    Aktiengesellschaft    gleichgestellt.^    Der   Steuerfuss    wurde 

^  Bericht  des  Abgeordnetenhauses  S.  8. 
«  Erläut.  Bern.  S.  98  ff. 
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hierbei  ermässigt.  Dagegen  wandte  sich  sofort  die  Kritik  des 
Industrierats.  ^  »Der  Gedanke,  ein  neues  wirksames  Steuer- 
objekt geschaffen  zu  haben,  sclieint  in  erster  Linie  bei  diesem 
Gesetze  Gevatter  gestanden  zu  liaben/^  ^Jan  verlangte  einen 
Verzicht  auf  die  aktienrechthche  Besteuerungsart  bei  der  G.  m. 
b.  H.  Ebenso  lautete  der  Beschluss  der  vereinigten  Handels- 
kammern, „Eine  gedeihliche  Entwicklung  der  G.  m,  b.  H. 
kann  nur  dann  erwartet  werden,  wenn  diese  hinsichtlich  der 
Besteuerung  nicht  ungünstiger  gestellt  werden,  als  die  offenen 
Handelsgesellschaften."^  Die  Regierung  wehrte  sich  dagegen. 
Man  fürchtete  eine  starke  Abwanderung  von  der  Aktiengesell- 
schaft in  die  G.  m.  b.  H.  „Es  werde  viele  G.  m.  b.  H.  geben,  die 
eigentlich  nur  verkappte  Aktiengesellschaften  seien."  *  Die  Bewe- 
gung der  Handels-  und  Industriekreise  blieb  aber  nicht  ganz 
ohne  Einfluss.  Das  Ergebnis  war  ein  Kompromiss,  „die  mittlere 
Linie." ^  Man  unterscheidet  zwischen  Gesellschaften  mit  einem 
„Anlagekapital"  von  höchstens  1.000,000  Kronen  und  solchen 
mit  einem  höheren  Anlagekapital.  Nur  die  letzteren  unter- 
stehen mit  einigen  Milderungen  den  Vorschriften  über  die 
Besteuerung  der  Aktiengesellschaften.  (§  115,  Abschn.  1  und 
Abschn.  4  österr.  Ges.).  Sie  nähern  sich  diesen  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Machtstellung.  Bei  der  ersteren  wurde  wieder 
unterschieden.  Die  eine  Gruppe  bilden  die  ganz  neuen  oder 
durch  Umwandlung  einer  bestehenden  Aktiengesellschaft  ent- 
standenen Gesellschaften  m.  b.  H.  Die  andere  besteht  aus  den 
G.  m.  b.  H.,  die  als  Umwandlung  von  Einzeltirmen,  offenen 
Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  erscheinen 
(§  115  österr.  Ges.,  Abschn.  2,  c).  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
auf  diese  Steuerfragen  einzugehen.  Sie  hängen  aufs  engste  mit 
dem  ganzen  Steuersystem  Österreichs  zusammen.  In  den  Ver- 
handlungen des  Industrierats   wie   im    Berichte    des  Abgeord- 


'  Vgl.  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Industrierats  1905,  Heft  4. 

*  Referat  v.  Fächer  dass.  S.  22. 

'  Vgl.  Bericht  des  Abgeordnetenhauses  S.  2. 

*  Bericht  des  Herrenhauses  S.  18. 

*  Bericht  des  Herrenhauses   S.   18  ff.    Bericht    des    Abgeordneten- 
hauses S.  3  IT. 
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netenhauses  ist  von  dem  „masslosen  Steuerdrücke"  die  Rede, 
„welcher  das  Assoziationswesen  in  Österreich  an  einem  für 
die  Belebung  industriellen  Schaffens  und  kommerziellen  Ver- 
kehrs unvermissbaren,  der  Entwicklung  in  den  Nachbarstaaten 
auch  nur  einigermassen  gleichkommenden  Aufschwünge  hin- 
dert,"^ Es  lässt  sich  nur  kaum  sagen,  inwieweit  auch  die 
jetzige  Gestaltung  der  Steuerpflicht  der  G.  m.  b.  H.  auf  deren 
Entwicklung  einwirkt.  Sicher  war  die  Behandlung  der  klei- 
neren und  mittleren  Gesellschaften  ein  Anreiz,  diese  Form 
statt  die  der  Aktiengesellschaft  zu  wählen.  Es  bleibt  aber 
immer  die  Frage,  ob  für  diese  Unternehmungen  die  Aktien- 
gesellschaft in  Betracht  gekommen  wäre.  Hier  bildet  die 
offene  Handelsgesellschaft  oder  die  Kommanditgesellschaft  die 
Konkurrenzform.  Für  die  Grossunternehmungen  sind  die 
Modifikationen  des  G.  m.  b.  H.  Gesetzes  doch  wohl  nicht  von 
solcher  Bedeutung,  dass  sie  befruchtend  auf  die  Bildung 
solcher  Assoziationen  einwirken,  die  bisher  durch  die  Steuer  von 
der  Aktiengesellschaft  zurückgehalten  waren.  Ziffermässig  auch 
nur  annähernd  sich  ein  Bild  zu  machen,  wie  sich  die  G.  m.  b.  H. 
bei  einer  anderen  steuerlichen  Behandlung  gestaltet  hätte,  ist 
völlig  unmöglich.  Man  muss  sich  begnügen,  auf  die  zweifellos 
vorhandene  Einwirkung  des  Steuergesetzes  hinzuweisen. 

Es  ist  ausserordentlich  schwer,  ohne  an  dem  wirtschaft- 
lichen Leben  des  Landes  teilzunehmen,  ein  abschliessendes 
Urteil  über  wirtschaftliche  Vorgänge  zu  gewinnen.  Es  sind 
nur  allgemeine,  auf  Berichte  und  Statistik  gestützte  Vermutun- 
gen möglich.  Sie  führen  aber  dahin,  dass  ein  Grund,  von  einem 
Versagen  der  G.  m.  b,  H.  zu  reden,  in  keiner  Weise  gegeben 
ist.  Auch  wohl  nicht  von  einem  Zurückbleiben  hinter  den 
Erwartungen,  die  man  in  Anbetracht  der  sämtlichen  Momente 
hegen  durfte.  Man  beachte  andererseits,  dass  man  in  Deutsch- 
land bereits  einer  Reform  der  G.  m.  b.  H.  zusteuert.  In 
Österreich  haben  sich  solche  Stimmen  bisher  nicht  erhoben. 
Dafür  ist  die  Ursache  nicht  nur  in  der  kürzeren  Geltungszeit 
zu  suchen.  Man  darf  also  wohl  bei  aller  Vorsicht  sich  dahin 
aussprechen,  dass  die  G.  m.  b.  H.  auch  in  Österreich  sich  be- 

^  Bericht  des  Abgeordnetenhauses  S.  2. 
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währt.  Sie  hat  im  wirtschafthchen  Leben  Wurzel  gefasst.  Sie 
wächst  in  ihrer  Bedeutung  langsam  und  stetig.  Die  Tatsache 
allein,  dass  von  den  Ende  1911  vorhandenen  Gesellschaften 
rund  zwei  Drittel  (genau  66"467o)  nicht  aus  bestehenden  Un- 
ternehmungen hervorgegangen,  sondern  völlig  Neugriindungen 
waren,  spricht  eine  deutliche  Sprache.  Sie  zeigt,  dass  die 
Form  der  G.  m.  b.  H.  „auf  die  Gründungsenergie"  in  allen 
Zweigen  des  gewerblichen  Lebens  kräftig  einwirkte.^  Sie  ist 
auch  für  Österreich  lieute  nicht  mehr  entbehrlich. 

IV. 

Noch  schwerer  ist  es,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  für 
Ungarn  die  Einführung  der  G.  m.  b.  H.  angezeigt  ist.^  Die 
Bedürfnisfrage  kann  nur  von  dem  beantwortet  werden,  dem 
die  Einrichtung  dienen  soll.  Nur  darf  man  den  Begriff  des 
Bedürfnisses  nicht  so  nehmen,  dass  damit  dem  Handel  eine 
Existenzbedingung  genommen  werde.  Es  genügt  zu  dem  Ein- 
schreiten des  Gesetzgebers,  dass  die  neue  Gesellschaftsform 
der  Entwicklung  von  Handel  und  Verkehr  förderlich  ist.  Dazu 
gehört,  dass  diese  eine  gewisse  Höhe  erreicht  haben.  Die  ein- 
fachen Formen  des  Zusammenschliessens  zum  gemeinsamen 
Unternehmen  reichen  nicht  mehr  aus.  Es  wird  dabei  stets 
Leute  von  konservativer  und  solche  von  fortschreitender  Bich- 
tung  geben.  Je  stärker  der  Unternehmungsgeist  sich  ent- 
wickelt, desto  mehr  verlangt  er  Bewegungsfreiheit.  Je  weniger 
man  ihm  Fesseln  anlegt,  desto  mehr  kann  er  sich  ausbreiten. 
Ungarn  ist  kein  ausgesprochenes  Industrieland,  wie  es  Deutsch- 
land ist,  und  auch  nicht  in  dem  Masse  wie  Österreich.  Aber 
es  ist  auf  dem  Wege  dazu.  Es  ringt  nach  einer  Ausdehnung 
seines  Handels  und  seiner  Fabrikation.  Das  ist  ein  natur- 
gemässer  Werdegang  in  der  Wirtschaft  jedes  aufstrebenden 
Staates.  Die  Erleichterung  der  Gesellschaftsbildung  ist  dabei  ein 
nicht  zu  unterschätzender  Faktor.  Nicht  minder  die  Möglichkeit 

'  Gr.-Oberndorf  a.  a.  O.  1912,  474. 

'  Der  Bund  der  Ungarischen  Fabriksindusiriellen  hat  sich  für  dieEin- 
fülirung  der  G.  m.  b.  H.  ausgesprochen.  Er  liat  einen  Entwurf  ausgearbeitet 
(Jahresbericht  des  Ausschusses  1909  S.  50  und  1910,  S.  56.)  Mangels  einer 
Übersetzung  war  ich  nicht  in  der  Lage  auf  diese  Arbeit  einzugehen. 
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der  Begrenzung  der  Haftung.  Das  Werkzeug  ist  freilich  für  die 
Volkswirtschaft  nicht  ganz  ungefährlich.  Es  giht  die  Möglichkeit, 
ein  gewagtes  Geschäft  zu  versuchen.  Der  Höchstbetrag  des  Ver- 
lustes steht  von  Anfang  an  lür  den  Unternehmer  fest.  Darin  liegt 
ein  Anreiz  zum  Wagen.  Mitunter  auch  die  Verführung.  Es  kann 
diese  Erleichterungdesgefährlichen  Unternehmens  zur  Verlockung 
für  wilde  und  der  Volkswirtschaft  schädliche  Bildungen  wer- 
den, Handel  und  Industrie  müssen  daher  in  ihrem  Hauptbe- 
standteile innerlich  gefestigt  genug  sein,  um  solchen  Versuchun- 
gen zu  widerstehen.  Darüber  kann  sich  nur  Ungarn  selbst  ein 
Urteil  bilden.  Hält  sich  das  Land  für  reif  genug,  auch  die 
erleichterte  Form  des  Unternehmens  einzuführen,  so  liegt  lür 
den  Aussenstehenden  kein  Grund  vor,  davon  abzuraten. 

Die  Lage  des  Gesellschaftsrechts  ist  in  Ungarn  die  gleiche, 
wie  sie  in  Deutschland  und  Österreich  war.  Die  Wahl  besteht 
nur  zwischen  der  offenen  Handels-  oder  Kommanditgesellschaft 
und  der  Aktiengesellschaft.  Auch  diese  ist  mit  einer  schweren 
Rüstung  angetan  wie  in  Deutschland  und  Österreich.  Es  besteht 
zwar  nicht  mehr  wie  in  Österreich  das  Konzessionssystem.  Aber 
auch  in  Ungarn  ist  die  Gründung  nicht  leicht.  Die  Organisation 
ist  kompliziert.  Die  Abstreifung  dieser  besonderen  Bestimmungen 
gegen  den  Verzicht  auf  die  Aktienausgabe  wird  auch  hier  begreif- 
lich. Man  darf  auch  hier  nicht  zu  viel  erhoffen.  Die  fehlenden 
Kapitalien  und  den  mangelnden  Unternehmungsgeist  kann  keine 
Gesetzgebung  hervorzaubern.  Wo  sie  aber  vorhanden  sind,  kann 
sie  ihre  Entwicklung  erleichtern.  Darauf  wäre  die  Probezu  machen. 

Grundbedingung  ist  aber  eine  entgegenkommende  steuer- 
liche Behandlung.  Die  Steuererleichterung  muss  als  Lockung 
zur  Walil  der  neuen  Gesellschaft  dienen.  Sie  darf  nicht  sofort 
einer  besonderen  Belastung  unterliegen.  Es  war  für  Deutsch- 
land ein  Glück,  dass  bei  der  Entstehung  der  G.  m.  b.  H.  eine 
Doppelbesteuerung  des  Einkommens  aus  dieser  nicht  möglich 
war.  Die  einmal  vorhandenen  Gesellschaften  dulden  eher  den 
vermehrten  Steuerdruck  als  dass  sie  bei  der  Gründung  sich  ihm 
unterwerfen.  Jedenfalls  sollte  man  in  Ungarn,  besonders  wenn 
man  die  G.  m.  b.  H.  als  Mittel  zur  Anreizung  kapitalistischer 
Unternehmungen  zu  bilden  betrachtet,  die  Wichtigkeit  des 
Steuergesetzes  hierfür  nicht  verkennen. 
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V. 

In  Deutschland  besteht  die  G.  m.  b.  H.  seit  1892,  Eine 
Revision  derselben  steht  zu  erwarten.  Österreich  kennt  diese 
Form  seit  1906.  Sein  Gesetz  ist  eine  verbesserte  und  den  be- 
sonderen Bedürfnissen  dortlands  angepasste  Neuauflage  des 
deutschen.  Will  Ungarn  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  einführen, 
so  muss  es  auf  den  Schultern  der  beiden  Vorgänger  stehen. 
Sein  Gesetz  ergäbe  eine  Verwertung  der  Erfahrungen  Deutsch- 
lands und  Österreichs.  Die  drei  Länder  sind  benachbart.  Sie 
sind  durch  politische  und  wirtschaftliche  Momente  eng  ver- 
bunden. Der  Gedanke  einer  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung 
drängt  sich  dabei  von  selbst  auf.  Er  wird  am  leichtesten  für 
Ungarn  durchzuführen  sein.  Hier  wird  ja  erst  ein  neues  Gesetz 
geschaffen.  Dieses  wird  notwendigerweise  in  einer  Rezeption 
des  deutschen  und  österreichischen  Rechts  bestehen.  Daher 
wird  unter  Mitarbeit  dieser  beiden  Staaten  sich  leicht  eine  auch 
für  Ungarn  passende  Gestaltung  finden  lassen.  Anklang  findet 
der  Versuch  auch  in  Deutschland.  Das  Verlangen  nach  einer 
gesetzgeberischen  Verwertung  der  Ergebnisse  wird  stärker. 
Die  Kritik  des  deutschen  Rechtes  wird  in  den  letzten  Jahren 
immer  lauter.  Man  ist  sich  des  Fortschritts  des  österreichischen 
Gesetzes  bewusst.  Daher  wird  man  auch  hier  geneigt  sein,  diese 
Reform  in  Verbindung  mit  einer  Anlehnung  an  das  neugeschaffene 
Recht  Österreichs  und  das  neuzuschaffende  Ungarns  vorzuneh- 
men. Der  Umbau  ist  nicht  zu  vermeiden.  Man  kann  an  ihn  ge- 
meinsam mit  den  Nachbarn  herangehen.  Am  wenigsten  Lust 
wird  man  wohl  in  Österreich  haben.  Hier  wohnt  man  in  einem 
Neubau.  Man  beginnt  sich  erst  darin  einzurichten.  Eine  Notwen- 
digkeit schon  jetzt  wieder  Änderungen  zu  schaffen,  wird  nicht 
behauptet.  Es  müssen  mithin  hier  starke  Momente,  die  einer 
Vereinheitlichung  das  Wort  reden,  den  Beharrungswunsch  über- 
winden. Dieser  Unterschied  in  der  Lage  beider  Länder  hat  sich, 
vielleicht  unbewussl,  auch  in  den  beiden  Gutachten  ausgeprägt, 
die  von  einem  Reichsdeutschen  und  einem  Österreicher  dem 
Wiener  Jurislenlage  1912  erstattet  wurden.  Neukamp,  der 
deutsche  Reichsgerichtsrat ^  bejaht  die    möglichst   weitgehende 

»  Gutachten  II,  225. 
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Vereinheitlichung.  Er  begründet  sie  kurz  und  energisch.  Anders 
V.  Pitreich,  der  österreichische  Oberlandesgerichtspräsident. 
Zu  einer  völligen  Rechtseinheit  zu  gelangen,  „wie  sie  auf  dem 
Gebiete  des  Wechselrechts  und  des  Eisenbahn verkehrsrechts 
besteht",  erscheint  ihm  „ausgeschlossen,  aber  auch  weder  not- 
wendig, noch  für  beide  Teile  wünschenswert".  Der  Abweichun- 
gen wären  zu  viele.  „Nichtsdestoweniger  bleibt  soviel  übrig, 
dass  eine  Revision  der  beiderseitigen  Gesetze  eine  nahezu  volle 
Rechtseinheit  herbeizuführen  im  Stande  wäre.^  Und  dann  fol- 
gen eine  Reihe  sehr  interessanter  Ausführungen.  Sie  zeigen, 
welche  Teile  des  österreichischen  Rechts  für  die  Reform  des 
deutschen  beachtenswert  sind.  Man  sieht,  wie  sich  Pitreich  die 
Vereinheitlichung  denkt.  Das  fliesst  aus  der  oben  angegebenen 
Eigenart  der  österreichischen  Situation.  Dort  fehlt  es  am 
Abänderungswunsche. 

So  wird  man  aber  die  Vereinheitlichung  nicht  auffassen 
dürfen.  Es  wird  bei  aller  Wertschätzung  der  österreichischen 
Errungenschaften  eine  objektive  Abwägung  beider  Gesetze 
stattfinden  müssen.  Man  wird  vor  allem  wieder  suchen,  über 
das  deutsche  und  das  österreichische  Gesetz  hinaus  zu  einem 
die  Vorzüge  beider  in  sich  verschmelzenden  zu  kommen. 

Nun  wird  man  allerdings  nicht  sagen  dürfen,  dass  eine 
solche  Vereinheitlichung  notwendig  ist.  Beide  Völker  können, 
ohne  in  wirtschaftliche  Bedrängnis  zu  kommen,  ruhig  jedes 
sein  Gesetz  beibehalten.  Ungarn  kann  sich  ein  eigenes  indivi- 
duell gefärbtes  ausdenken.  Man  kann  eine  solche  Notwendig- 
keit auch  nicht  in  dem  Sinne  eines  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisses behaupten,  wie  es  zum  Weltwechselrecht  geführt  hat, 
wie  es  das  Weltscheckrecht,  das  Weltmarkenrecht  verlangt, 
wie  es  das  Weltseerecht  und  Luftrecht  anregt.  Das  sind  alles 
Fälle,  in  denen  der  Verkehr  fortgesetzt  die  Fäden  von  einem 
Lande  zum  andern  spinnt.  Wechsel  und  Scheck  reisen  wie 
die  Fahrzeuge  von  einem  Staat  zum  andern.  Die  Gesellschaften 
sind  sesshaft.  Sie  wandern  nicht.  Höchstens  dass  sie  wie  jedes 
andere  Unternehmen,  auch  Geschäfte  im  fremden  Rechtsgebiete 
schliessen.  Vielleicht,   dass   sie   auch   dort   eine   Niederlassung 

>  Gutachten  II,  315/6. 
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errichten.  Dieses  Moment  allein,  auf  das  Neakamp*  seine 
Empfehlung  der  Vereinheitlichung  stützt,  und  das  auch  bei 
Liebmann,^  eine  Rolle  zu  spielen  scheint,  genügt  nicht.  Dann 
müsste  man  folgerichtig  mindestens  ebenso  ein  einheitliches 
Recht  für  Aktiengesellschaften,  wie  für  die  offene  Handels- 
gesellschaft und  die  Kommanditgesellschaft,  die  Genossenschaft 
wie  für  die  Gewerkschaft  fordern.  Das  Verlangen  wird  auch 
für  diese  zutreffen.  Nur  kann  es  nicht  mit  der  Statistik  über 
die  Ende  1910  eingetragenen  48  oder  die  Ende  1911  vorhan- 
denen 40  Filialen  deutscher  Gesellschaften  mit  beschr.  Haftung 
in  Österreich  gerechtfertigt  werden. 

Der  Wunsch  nach  einem  einheitlichen  Rechte  macht  sich 
in  den  Wechselbeziehungen  der  Völker  geltend,  je  mehr  diese 
in  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  vorangehen.  Er  wird 
desto  stärker,  je  näher  sich  die  Staaten  stehen,  je  mehr  gemein- 
sames sie  durch  Kultur,  Sprache,  Lebensauffassung  u.s.w. 
haben.  Ein  Volk  kann  in  seinem  eigenen  Gebiete  eine  Rechts- 
zersphtterung  ertragen,  solange  seine  inneren  Verhältnisse  pri- 
mitiv sind.  Agrarstaaten  länger  als  Handels-  und  Industrie- 
staaten. Ein  entwickeltes  Volk  aber  strebt  noch  über  die  eigene 
Rechtseinheit  hinaus  nach  gemeinsamen  Rechtseinrichtungen 
mit  benachbarten  und  verwandten  Völkern.  Dieser  Zug  hat 
einen  politischen  Hintergrund.  Die  einmal  geschaffene  Gemein- 
schaft bleibt,  auch  wenn  in  anderen  Punkten  Schwankungen 
eintreten.  Es  gibt  auch  hierfür  Grenzen,  die  nicht  überschritten 
werden  können.  Die  Vereinheitlichung  darf  nicht  zu  einer  Ver- 
flachung  führen.  Markante  Eigenarten  dürfen  nicht  verwischt 
werden.  Das  Familienrecht  und  das  Grundstücksrecht  eignen 
sich  nicht  zu  einem  Zusammenbringen.  Wohl  aber  alle  Institute 
des  Handels  und  des  Verkehrs.  Die  gleichen  Ursachen  erzeu- 
gen die  gleichen  Folgen.  Österreich  und  Deutschland  haben 
ein  gemeinsames  Handelsrecht  gehabt.  Sie  könnten  es  wieder 
bekommen.  Dazu  sind  die  Verhältnisse  noch  nicht  reif.  Aber 
in  einzelnen  Punkten  kann  diese  Gemeinsamkeit  wieder  her- 
gestellt werden.  Als  solche  erscheint  ein  Stück  des  Gesellschafts- 

1  A.  a.  O.  224.      ' 

*  3.  F.  H.  und  K.  R.  73,  37. 
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rechts,  die  r.usser  der  Reihe  stehende  G.  m.  h.  H.  Zieht  sie  weitere 
F'ormen  der  Gesellschaft  nach  sich  in  die  gemeinsame  La<»e,  umso 
hesser.  Das  Aktiem'echt  verträgt  ebensowohl  eine  gemeinschaft- 
liche Behandlung.  Vielleicht  wird  dann  hier  das  vorgeschrittene 
deutsche  Aktienrecht  in  die  Lage  kommen,  Österreich  die  Dan- 
kesschuld für  die  Hilfe  hei  der  G.  m.  b.  H.  zurückzubezahlen. 

Wie  der  Wunsch  nach  dem  gemeinsamen  Rechte  aus  dem 
gemeinsamen  Handel  und  Verkehr  entspringt,  so  wird  umge- 
kehrt sein  Vorhandensein  wieder  fördernd  und  befruchtend  auf 
diesen  wirken.  Wo  der  Kaufmann  das  Recht  seiner  Heimat  fin- 
det, fühlt  er  sich  heimisch.  Das  deutsche  Kapital  wird  sich  leichter 
der  österreichischen  und  ungarischen  G.  m.  1).  H.  zuwenden, 
wenn  es  dieselben  Rechtssätze  wie  in  Deutschland  antrifft. 

Aus  diesen  Gründen  empfiehlt  sich  das  einheitliche  Recht 
der  G.  m,  b.  H.  nicht  nur  als  Annäherung  des  deutschen  Rechts 
durch  eine  Reform  an  das  österreichische.  Eine  gemeinsame 
Arbeit  soll  das  gemeinsame  Recht  erzeugen.  Das  Gesetz,  das 
den  drei  Reichen  zusammen  gehört,  weil  es  von  ihnen  in  ge- 
meinsamer Arbeit  erzeugt  wurde,  hat  eine  ganz  andere  Bedeu- 
tung für  sie  als  ein  Gesetz,  das  nur  das  des  andern  Staates 
anerkennend  benützt  hat. 

Nicht  erforderlich  ist  ein  Staatsvertrag,  der  die  drei  Staaten 
verpflichtet,  das  Gesetz  gleichlautend  einzuführen.  Er  verhin- 
dert freilich  jede  Veränderung.  Aber  er  erschwert  auch  das 
Zustandekommen.  Bei  dem  Weltwechselrechte  mag  er  notwendig 
gewesen  sein.  Bei  der  G.  m.  b  H.  genügt  der  unverbindlich  nur 
durch  das  gemeinsame    Interesse   hervorgerufene  freie    Wille. 

Auch  bei  der  gemeinsamen  G.  m.  b.  H.  werden  Punkte 
bleiben,  die  jeder  Staat  nur  für  sich  regeln  kann.  Das  hindert 
die  Einheitlichkeit  des  Gesetzes  nicht.  Auch  das  B.  G.  B.  für 
das  Deutsche  Reich  hat  den  Bundesstaaten  einzelne  Teile  frei- 
gegeben. Das  trifft  hier  namentlich  für  alle  Fragen  der  Orga- 
nisation des  Gerichts  und  der  Verwaltungsbehörden  und  deren 
Befugnisse  zu.  Die  Vorschriften  über  das  Handelsregister  und 
seine  Führung  müssen  nicht  identisch  sein.  Deutschland  mag 
die  Beseitigung  der  trotz  eines  wesentlichen  Mangels  eingetra- 
genen Gesellschaft  dem  Registergericht  übertragen.  Österreich 
wird  an  seinem  Antrage  des  Finanzprokurators  festhalten.  Das 
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trifft  auch  zu  für  die  Zulassung  politischer  oder  religiöser 
Gesellschaften.  Hier  muss  jeder  Staat  seine  eigene  Auffassung 
durchführen  können.  Das  trifft  endlich  auch  zu  für  die  straf 
rechtlichen  Vorschriften.  Sie  müssen  in  jedem  Staate  seinem 
System  des  Strafrechts  entsprechend  gestaltet  werden.  Die  Be- 
stimmungen in  ein  besonderes  Gesetz  zu  verweisen,  ist  nicht 
erforderlich.  Es  wird  jedem  der  drei  Länder  überlassen,  diese 
Materie  von  der  übereinstimmenden  Fassung  getrennt  zu  regeln.^ 
Sie  mag  dann  ruhig  einen  Teil  jedes  Gesetzes  bilden.  Bei  allen 
andern  Fragen  im  Bau  und  Leben  der  G.  m.  b.  H.  selbst  wird 
man  zu  einer  Verständigung  kommen.  Es  ist  nicht  wohl  zu  ver- 
stehen, weshalb  dies  z.  B.  bei  der  Amortisation  der  Geschäfts- 
anteile nicht  möglich  sein  sollte."^ 

Hinter  dem  Spezialgesetz  steht  in  jedem  Staate  ergänzend 
das  allgemeine  Zivilrecht.  Es  gehört  mit  zu  den  interessantes- 
ten Aufgaben  für  Lehre  und  Rechtsprechung  den  Zusammen- 
stoss  beider  zu  behandeln.  In  einzelnen  Fragen  kann  hier  das 
G.  m.  b.  H.  Ges.  das  Zurückgehen  auf  das  bürgerUche  Recht- 
vermeiden. So  kann  die  vom  deutschen  R.-G.  in  fortgesetzter 
Praxis  festgehaltene  Versagung  der  Anfechtung  des  Beitritts  zur 
G.  m.  b.  H.  wegen  Irrtums,  Betrugs  und  Zwangs^  gemeinsames 
Gesetz  werden.  So  lässt  sich  wegen  der  Bedeutung  für  die 
Erhaltung  des  Stammkapitals  eine  Regelung  der  Gewährleis- 
tung für  Sacheinlagen  anregen,  angepasst  in  seiner  Fassung 
den  verschiedenen  Zivilrechten.  In  der  Regel  wird  man  aber 
für  jedes  Gebiet  dem  Zivilrecht  die  ihm  notwendigerweise 
zukommende  Stellung  belassen  müssen.  Die  Folgen  einer  Ehe- 
schliessung und  des  Todesfalles  eines  Gesellschafters  gehören 
ebenso  ausschliesslich  dem  heimischen  Zivilrechte  an,  wie  die 
Wirkung  des  Verkaufs  oder  der  Schenkung  eines  Geschäfts- 
anteils. Es  ist  aber  nicht  zutreffend,  wenn  Liebmann*  hieraus 
ein  Bedenken  gegen  eine  einheitliche  Textierung  ableitet. 
Diese  kann  stets  erfolgen.  Dass  bei  den  besonderen  Rechts- 
verhältnissen das  besondere  bürgerliche  Recht  zu  einer  anderen 

'  Liebniann  41. 

«  S.  Pitreich  31C. 

'  Slaub-Hachenburg  G.  lu.  b.  H.  Ges.   Anni.  313.  ff.  zu  §  2. 

♦  A.  a.  O.  41. 
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Entscheidung  gelangt,  bildet  keinen  Hinderungsgrund  des  einheit- 
lichen Gesetzes.  Eine  absolute  Identität  des  Rechts  ist  nicht  zu 
erreichen  und  auch  nicht  zu  verlangen.  Man  muss  ja  auch  mit 
dem  Einfluss  der  verschiedenen  Rechtsprechungen  rechnen. 
Und  doch  darf  man  auch  hierdurch  sich  nicht  abschrecken 
lassen.  Man  darf  darauf  vertrauen,  dass  auch  die  Gerichte  der 
beteiligten  Staaten  auf  einander  hören  werden. 

VI. 

Eine  Vereinheitlichung  ist  endHch  auch  möglich.  Die 
Materie  ist  dieselbe.  Es  sind  dieselben  wirtschaftlichen  und 
rechtlichen  Gedanken.  Die  Abweichungen  sind  keine  solchen, 
dass  sie  nicht  auszugleichen  sind.  In  vielen  Punkten  wird 
Deutschland  die  österreichischen  Änderungen  als  Verbesserun- 
gen seines  Systems  übernehmen.  In  anderen  wird  ein  Entgegen- 
kommen Österreichs  denkbar  sein.  Bei  einer  dritten  Gruppe 
wird  eine  für  beide  Gesetze  auszufüllende  Lücke  sich  zeigen. 
Ungarn  hat  sich  noch  auf  keine  Fassung  und  keine  Regel  fest- 
gelegt. Seine  Mitwirkung  wird  die  des  unparteiischen  Dritten 
sein.  Es  kann  nicht  meine  Aufgabe  sein,  einen  Entwurf  dieses 
neuen  Gesetzes  zu  geben.  Ich  muss  mich  begnügen,  in  Folgen- 
den die  wesentlichsten  Gesichtspunkte  zu  besprechen.  Sie  dienen 
zum  Belege  für  die  Durchführbarkeit  des  gemeinsamen  Rechts. 

1.  Beide  Gesetze  kennen  nur  eine  Art  der  G.  m.  b.  H. 
Sie  ist  als  Aktiengesellschaft  unter  Abstreifung  der  Aktien 
gedacht.  Das  persönUche  Moment  ist  höchstens  als  Nebenpunkt 
zugelassen.^  Deutschland  gibt  die  Möglichkeit,  jede  andere  Leis- 
tung neben  der  Stammeinlage  zu  bedingen  (§  3  Abs.  2  deutsches 
Ges.).  Österreich  kennt  nur  wiederkehrende,  nicht  in  Geld  beste- 
hende Leistungen,  die  aber  einen  Vermögenswert  darstellen  (§  8 
Abs.  1,  österr.  Ges.).  Die  österreichische  Regierungsvorlage  wollte 
dabei  gleich  dem  deutschen  Gesetze  an  die  „bekannten  Verhält- 
nisse der  aufRübenheferungspflichtihrerTeilnehmergegründeten 
Zuckerfabrikgesellschaften"  anknüpfen.  Sie  vermied  ebenfalls  die 
nur  hierauf  zugeschnittene  Spezialbestimmung.  Aber  sie  hielt  doch 
die  Einschränkung  für  geboten.  Die  Grundlage  für  den  gesell- 

1  S.  oben  S.  3. 
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schaftlichen  Zweck  bilde  die  Stamineinlage.  Dieser  Charakter 
werde  bei  unbegrenzter  Zulassung  verwischt.^  Das  ist  nicht 
überzeugend.  Das  Kapital  als  Grundlage  hat  seine  Bedeutung 
Dritten  gegenüber.  Das  hindert  nicht,  dass  die  Gesellschafter 
unter  sich  weitergehende  Verpflichtungen  übernehmen.  Das 
Gesetz  selbst  lässt  ja  auch  die  Nachschusspflicht  zu.  Sie  ist 
eine  weitergehende  in  Geld  bestehende,  nicht  periodisch  wieder- 
kehrende Leistung.  Weshalb  nicht  auch  die  Zusage  gestatten, 
etwaige  Verluste  am  Stammkapital  alljährlich  auszugleichen? 
Weshalb  nicht  ebenso  die  Verbindlichkeit,  Darlehen  zu  eeben  ? 


&>'■ 


Und  wird  wirklich  die  Grundlage  verschoben,  wenn  die  Gesell- 
schafter sich  verpflichten,  der  Gesellschaft  keine  Konkurrenz  zu 
machen?  usw.  Durchgreifend  erscheint  aber  die  tatsächliche 
Lage  in  Deutschland.  Sie  ist  bereits  früher  geschildert.  ^  Die 
Gesellschaft  m.  b.  H.  kann  durch  persönliche  Leistungen 
individualisiert  werden.  Es  ist  auch  bei  der  Begründung  des 
österreichischen  Gesetzes  hervorgehoben,  dass  die  G.  m.  b.  H. 
an  Stelle  der  offenen  Handelsgesellschaft  treten  soll.  Dann 
muss  sie  sich  dieser  nähern.  Nur  dass  die  Haftung  beschränkt 
ist.  Die  Mitglieder  stehen  den  Kommanditisten  gleich.  Solche 
Gesellschaften  sind  in  Österreich  unmöghch.  In  Deutschland 
beginnen  sie  häufig  zu  werden.  Sie  zeigen  einen  völligen 
Gegensatz  zu  der  aktienrechtlich  gestalteten  gesetzlichen  Form. 
Sie  bilden  eine  besondere  Art  der  Gesellschaft.  Sie  entsprechen 
einem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse.  Es  liegt  kein  Grund  vor, 
diesem  in  Österreich  die  Berechtigung  abzusprechen.  Bisher 
ist  auch  von  den  „wiederkehrenden  Leistungen"  in  Österreich 
nur  ein  sehr  beschränkter  Gebrauch  gemacht  worden.  Bis  zum 
Jahre  1909  fanden  sich  nur  zwei  Gesellschaften  der  Lebens- 
mittelindustrie, deren  eine  ihre  Gesellschafter  statutarisch  zur 
Lieferung  von  Milch,  die  andere  zur  Lieferung  von  Zucker- 
rüben verpflichtet  halte.  Im  Jahre  1910  kam  eine  Brauerei 
dazu,  die  ihren  Geschäftsführer  verpflichtet,  alle  seine  künfti- 
gen Erfindungen  der  Gesellschaft  zu  übertragen.^  Man  darf 
auch  zweifeln,  ob    die   letztere    dem    Verlangen   des    Gesetzes 

^  Erläut.  Beni.  S.  00  zu  §  8. 

»  J.  S.  3  ff. 

^  Gr.  Oberndorf,  Öslerr.  Stntislische  Monatsschrift  1912,  488. 
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entspricht.  Jedenfalls  zeigt  die  minimale  Verwendung,  im 
Gegensatze  zu  Deutschland,  duss  hier  eine  Erweiterung  des 
Prinzips  notwendig  ist. 

In  Deutschland  hat  man  die  individuellen  Leistungen  nur 
als  Nebenptlichten  anerkannt.  Man  hat  ihrem  Vorhandensein 
keinerlei  Eintluss  auf  das  Wesen  der  Gesellschaft  zugebilligt. 
Zutreffend  hat  Österreich  trotz  seiner  Beschränkung  des  zulässi- 
gen Inhalts  verlangt,  dass  der  Gesellschaftsvertrag  festzetzen 
muss,  „dass  die  Übertragung  von  Geschäftsanteilen  der  Zustim- 
mung der  Gesellschaft  bedarf".  (^  8  Abs.  2,  österr.  Ges.)  Man 
hätte  dies  ebensowohl  als  gesetzliche  Vorschrift  aufnehmen 
können.  Dass  in  Deutschland  jede  solche  Bestimmung  fehlt, 
hat  sich  schon  manchmal  als  misslich  herausgestellt.  Aber  mit 
dieser  Vorschrift  allein  ist  nicht  gedient.  Es  muss  die  Individual- 
gesellschaft  m.  b.  H.  als  ebenbürtig  neben  der  kapitalistischen 
stehen.  Nicht  nur  durch  die  gesetzliche  Einführung  des 
Erfordernisses  der  Genehmigung  der  Gesellschaft  bei  einer 
Veräusserung.  Es  muss  die  Verknüpfung  der  persönhchen 
Leistungen  mit  der  Mitgliedschaft  eine  innige,  dieses  bestim- 
mende werden.  Man  sehe  sich  einen  Gesellschaftsvertrag  an, 
bei  dem  zwei  Personen  unter  Ausschluss  der  persönlichen  Haf- 
tung eine  Handelsgesellschaft  bilden.  Sie  sollen  wie  die  offene 
Handelsgesellschaft  ihre  volle  Arbeitskraft  dem  Geschäfte  wid- 
men. Das  Konkurrenzverbot  besteht  für  sie.  Sie  haben  aber 
auch  ein  Hecht,  die  Geschäfte  zu  führen.  Der  Tod  jedes  ist 
wesentlich.  Die  Zuwiderhandlung  gegen  die  individuellen 
Pflichten  sprengt  die  Gesellschaft.  Aber  es  soll  doch  der 
Überlebende  oder  der  Verletzte  nicht  zu  einer  Liquidation 
gezwungen  werden.  Das  mehr  sucht  man  in  diesen  Verträgen  zu 
berücksichtigen.  Mit  mehr  oder  weniger  Geschick.  Die  Ge- 
sellschafter werden  kraft  Gesellschaftsvertrags  Geschäftsführer. 
Sie  übernehmen  diese  Pflicht  als  besondere  Nebenleistung.  Hier 
zeigt  sich  wieder  das  Missverhältnis.  Sie  ist  meist  die  Hauptsache. 
Die  kleine  Einlage  eines  tüchtigen  Kaufmanns  tritt  doch  zurück 
hinter  seiner  Arbeit.  Wird  die  Arbeit  nicht  geleistet,  dann  kann  der 
andere  Gesellschafter  wenn  er  die  Stimmenmehrheit  besitzt,  das 
Amt  trotz  der  Bestellung  kraft  Gesellschaftvertrags  widerrufen. 
Aber  jener  bleibt  dann  noch  Gesellschafter.  Er  nimmt  an  dem  Er- 
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gebnisse  des  von  ihm  durch  UnredHchkeit  geschädigten  Geschäftes 
Teil.  Das  deutsche  Gesetz  gibt  die  Auflösungsklage  aus  wichtiger  Ur- 
sache (§  61  deutsches  Ges.)  zu.  Dann  hat  der  betrogene  und  bestoh- 
lene  andere  Gesellschafter  nur  die  Wahl  das  gutgehende  Geschäft 
zu  zerschlagen  oder  den  untreuen  Genossen  zu  behalten.  Bei  der 
offenen  Handelsgesellschaft  kann  er  statt  der  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft nach  deutschem  Rechte  die  Ausstossung  dieses  ver- 
tragswidrig Handelnden,  auch  wenn  nur  zwei  Gesellschafter 
vorhanden  sind,  erlangen  (§§  140,  142  H.  G.  B.).  Man  hilft  sich 
in  den  Gesellschaftsverträgen  der  G.  m.  b.  H.  durch  ein  Recht 
des  verletzten  Gesellschafters  auf  den  Erwerb  des  Geschäfts- 
anteils des  auszuschhessenden.  Dann  muss  dieser  das  Kapital 
aufbringen.  Oder  man  lässt  die  Amortisation  dieses  Geschäfts- 
anteils zu.  Ein  solcher  Gesellschaftvertrag  lässt  auch  oft  sonst  von 
den  gesetzHchen  Bestimmungen  sehr  wenig  mehr  übrig.  Er 
ändert  die  Gewinnbeteihgung.  Er  ändert  die  Vererblichkeit  usw. 
Wenn  man  wirklich  die  Möglichkeit  eines  Geschäftsbetriebs 
durch  die  Kommanditisten  ohne  Hinzutritt  des  zuweilen  tat- 
sächlich nur  als  Strohmann  auftretenden  persönlich  haften- 
den Gesellschafters  will\  so  muss  man  auch  im  Gesetze 
dies  anerkennen.  Man  muss  die  besondere  Art  der  G.  m. 
b.  H.  schaffen,  bei  der  jeder  Gesellschafter  als  solcher  zur 
Führung  der  Geschäfte  berufen  ist.  Dieses  Recht  hat  dann 
die  weiteren  gesetzlichen  Folgen.  Es  bedarf  nicht  mehr  eines 
Gesellschafts  Vertrags,  der  mit  allen  juristischen  Finessen  aus- 
gefeilt sein  muss.  Bei  aller  Sorgfalt  wird  doch  einmal  eine 
Bestimmung  vergessen.  Oder  es  mangelt  an  der  Sorgfalt 
und  Rechtskenntnis  des  Verfassers.  Dafür  zu  sorgen  ist  die 
Aufgabe  des  Gesetzes.  Selbstredend  müssen  die  Parteien  sagen, 
was  sie  wollen.  Aber  dann  zieht  das  Gesetz  die  Folgen.  Es 
ermöglicht  und  erleichtert  ihnen  die  Schaffung  und  die  Durch- 
führung solcher  Gesellschaften.  Ihr  Vorbild  ist  die  offene  Han- 
delsgesellschaft. Deswegen  bleibt  sie  doch  eine  G.  m.  b.  H.  Ihr 
Wesen  liegt  in  der  Beschränkung  der  Haftung.  Alle  Folgen 
hieraus,  alle  Schutzbestimmungen  zugunsten  Dritter  müssen 
bleiben.  Ihre  internen  Verhältnisse   können   die  Gesellschafter 


'  Österr.  Reg.  Vorl.  Erläut.  Bern.  S.  50. 
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frei  regeln.   Also   muss   auch    das  Gesetz  für  diesen  Fall  eine 
besondere  Regelung  geben  können. 

Auch  die  Gesellschaften,  die  sich  nicht  als  offene  Handels- 
gesellschaften mit  beschränkter  Haftung  darstellen,  bei  denen  aber 
die  besondere  Leistung  neben  der  Stammeinlage  eingeführt 
ist,  verdienen  eine  weitergehende  Aufmerksamkeit  des  Gesetzes. 
Es  kann  nicht  alle  die  zahlreichen  Fragen,  die  hierbei  auf- 
geworfen sind,  entscheiden.  Feste  Prinzipien  sollten  aber  doch 
aufstellbar  sein.  So  wäre  der  Einfluss  der  Nichterfüllung  dieser 
Verbin dhchkeit  oder  das  Zuwiderhandeln  gegen  diese  zu  regeln. 
Ebenso  die  Unmöglichkeit  der  Leistung.  Auf  interessante  Ein- 
zelheiten einzugehen,  muss  ich  mir  versagen. 

2.  Die  Bestimmungen  über  die  Entstehung  der  G.m.b.H. 
sind  in  beiden  Gesetzen  nahezu  gleich.  Es  ist  ein  Gesellschafts- 
vertrag in  notarieller  Urkunde  verlangt.  (§  2  deutsch.  Ges.  §  4 
Abs.  4  österr.  Ges.).  Er  muss  als  notwendig  fünf  wesentliche  Be- 
standteile enthalten:  Firma,  Sitz  und  Gegenstand  der  Gesell- 
schaft, die  Höhe  des  Stammkapitals  und  den  Betrag  der  auf 
das  Stammkapital  von  jedem  Gesellschafter  zu  leistenden  Ein- 
lage. (§  3  Abs.  2  deutsch.  Ges.  §  4  Abs.  2  österr.  Ges.)  Die 
Gesellschaft  entsteht  erst  durch  die  Eintragung  zum  Handels- 
register. (§  11  Abs.  1  deutsch.  Ges.  §  2  österr.  Ges.)  An  diesem 
Aufbau,  der  sich  bewährt  hat,  wird  man  nicht  rütteln.  Nur 
wird  sich  fragen,  ob  man  die  notarielle  Form  beibehalten  muss 
Der  Entwurf  des  deutschen  Gesetzes  verlangt  nur  Schriftlich- 
keit. Der  Reichstag  verschärfte  diese  Form.^  Österreich  schloss 
sich  dem  an.  Der  Gesellschaftvertrag  bestimmt  die  Grenze  der 
Haftung  für  die  einzelnen  Gesellschafter.  Er  ist  die  Kreditbasis 
des  ganzen  Unternehmens.  „Es  erscheint  daher  das  Erfordernis 
der  Errichtung  in  der  für  den  Abschluss  von  Rechtsgeschäften 
solennsten,  mit  den  Vorzügen  einer  öffentlichen  Urkunde  aus- 
gestatteten Form  eines  Notariatsaktes  unabweisbar.''  ^  Es  darf 
aber  doch  bezweifelt  werden,  ob  dieser  Schluss  zwingend  ist. 
Man  übersieht   dabei    die  Aufgabe  des  Handelsregislers.  Dazu 

*   Kommissionsbericht   Verhandlungen  des    Deutschen  Reichstags 
1890-92,  Anl.  Bd  6,  S.  4007. 

'  Erläut.  Bem.  z.  öst.  R.  V.  S.  57. 
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die  Gefahr,  dass  eine  Gesellschaft  wegen  Mangels  dieser  Form  oder 
auch  wegen  eines  Mangels  in  derselben  nichtig  ist.^  Auch  bei  der 
Genossenschaft  begnügt  man  sich  mit  der  einfachen  Schriftlichkeit. 
Hält  man  aber  an  dem  Verlangen  der  notariellen  Urkunde  fest, 
dann  sollte  wenigstens  mit  der  Eintragung  der  Gesellschaft  in 
das  Handelsregister  jeder  Mangel  derselben  geheilt  sein.  Es  hegt 
kein  Bedürfnis  vor,  die  Gesellschaft,  die  vielleicht  schon  jahre- 
lang existiert,  wieder  zu  beseitigen,  weil  der  Registerrichter 
sich  mit  der  nur  notariell  beglaubigten  Urkunde  begnügte  oder 
weil  sich  herausstellt,  dass  der  amtierende  Notar  geisteskrank  war. 

Ein  Stück  dieser  Heilung  kommt  bei  dem  beiden  Gesetzen 
zugrunde  liesenden  Gedanken  zum  Ausdrucke,  dass  nach  der 
Eintragung  der  Gesellschaft  ein  Mangel  im  Gesellschaftsvertrag 
nur  dann  erheblich  ist,  wenn  dieser  nicht  die  gesetzlich  not- 
wendigen Bestimmungen  enthält,  oder  diese  den  geselzhchen 
Vorschriften  widersprechen.  (§  75  deutsch.  Ges.  ^  87  öst.  Ges.) 
Alle  andern  Ungiltigkeiten  sind  für  die  Existenz  der  Gesellschaft 
belanglos.  Österreich  verbietet  ausdrücklich  die  Aufnahme  von 
Bestimmungen,  die  den  Vorschriften  des  Gesetzes  widersprechen. 
Wird  trotzdem  der  Eintrag  bewilligt,  so  bleiben  sie  wirkungslos. 
(§  4  Abs.  2  öst.  Ges.)  Dasselbe  sagt    die  deutsche  Auslegung. 

Man  erkennt  in  diesem  System  das  Bestreben,  die  ein- 
mal eingetragene  Gesellschatt  zu  erhalten.  Verschieden  behan- 
delt ist  aber  in  Deutschland  und  Österreich  die  Folge  des  Man- 
gels eines  wesentlichen  Bestandteils  des  Gesellschaftverlrags, 
Deutschland  kennt  zwei  Wege.  Es  gibt  jedem  Gesellschafter, 
jedem  Geschäftsführer,  jedem  Mitgliede  des  Aufsichtsrats  die 
Klage  auf  Nichtigkeitserklärung,  (§  75  deutsch.  Ges.)  Diese  hat 
aber  die  Folgen  der  Autlösung.  Also  ist  sie  auch  keine  Nich- 
tigkeit, sondern  eine  Auflösung.-  Man  dürfte  ruhig  das  Kind 
beim  rechten  Namen  nennen.  Neben  der  Klage  steht  das  Recht 
des  Registerrichters  die  Gesellschaft  wieder  zu  löschen,  (t^  144 
deutsches  R.  G.  betr.  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit).  Auch 
dann  tritt  die  Gesellschaft  in  Liquidation.  Österreich  lässt,  da 
es  sich  um    das   öffentliche    Interesse    handelt,   nur  ein   „amts- 

'  Deutsch.  R.  G.  Z.  54,  §  18 ;  §  87  öst.  Ges. 
»  Eli,  Hern,  zur  österr.  H.  G.  S.  92. 
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weniges"  Verfahren  zu.  Die  Initiative  steht  der  Finanzproku- 
ratur zu.  Es  bleibt  den  Interessenten  überlassen,  durch  Anzeige 
bei  dieser  die  Sache  ins  Rollen  zu  bringen.  Man  wird  hier 
dem  österreichischen  System  den  Vorzug  geben.  Die  Gesell- 
schaft hätte  nicht  eingetragen  werden  sollen.  Ist  sie  einmal  in 
das  Handelsregister  gekommen,  so  ist  es  nicht  angezeigt,  den 
einzelnen  Gesellschaftern  ein  absolutes  Recht  auf  Auflösung 
wegen  eines  Mangels  bei  der  Vertragsabfassung  zu  geben.  Wenn 
die  Firma  zwar  nicht  in  der  Urkunde  steht,  aber  angemeldet 
und  eingetragen  ist,  so  liegt  kein  zwingender  Grund  vor,  jedem 
Gesellschafter  oder  auch  jedem  Geschäftsführer  die  Auflösung  in 
die  Hand  zu  geben.  Es  genügt,  dass  ein  solcher  Mangel  als  wich- 
tiger Grund  zur  Auflösung  in  Betracht  kommen  kann.  Das 
Gericht  hat  darüber  zu  befinden.  Es  liegt  andernfalls  die  Gefahr 
vor,  dass  derartige  Versehen  von  einem  Gesellschafter  als  Druck- 
mittel gegenüber  den  andern  Mitgliedern  benützt  werden.  Das 
ist  freilich  auch  im  Wege  der  Anzeige  bei  der  zur  Auflösung 
berechtigten  Behörde  möglich.  Aber  hier  kann  diese  von  ihrem 
Ermessensstandpunkte  aus  solchen  Versuchen  durch  Ablehnung 
des  Antrags  entgegentreten.  Sehr  der  Beachtung  wert  ist  der 
Gedanke  Liebmanns  ^  nach  Ablauf  einer  beslimmlen  Zeit 
jede  Auflösung  auszuschUessen.  Damit  ist  die  Gefahr  des 
nachträglichen  Untergangs  einer  im  vollen  Betriebe  befindlichen 
Gesellschaft  wegen  antiquierter  Mängel  beseitigt. 

Die  Möglichkeit  der  Beseitigung  der  erheblichen  Fehler 
im  Gesellschaftsvertrag  wird  wieder  durch  das  Interesse  des 
Verkehrs  an  der  Erhaltung  bestehender  Gesellschaften  bedingt. 
Deutschland  (§  7)  kennt  nur  die  Heilung  durch  einstimmigen 
Beschluss  der  Gesellschafter.  Auch  diese  nur,  wenn  sich  der 
Mangel  auf  Firma,  Sitz  oder  Gegenstand  bezieht.  Fehlt  es  am 
Stammkapital  oder  der  Übernahme  der  Stammeinlage,  so  ist 
die  Gesellschaft  unrettbar.  (§  76  deutsch.  Ges.)  Österreich  kennt 
schlechthin  die  Behebung  der  Nichtigkeit.  (§  87  §  43  öst.  Ges.) 
Betrifft  der  Mangel  des  Gesellschaftsvertrags  die  Höhe  des  Stamm- 
kapitals oder  der  Stammeinlagen,  „so  wird  er  durch  Über- 
nahme neuer  Stammeinlagen,  Erhöhung  oder  Zusammenlegung 

1  A.  a.  O.  S.  25. 
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der  bestehenden  ohne  weiteres  geheilt  werden  können. "^  Auch 
dem  wird  man  beistimmen.  Es  liegt  kein  Grund  vor  eine  Ge- 
sellschaft zu  vernichten,  weil  der  Notar  bei  Abschreiben  des 
ihm  vorgelegten  Entwurfs  die  Übernahme  der  Stammeinlage 
eines  Gesellschafters  ausgelassen  und  weder  die  Gesellschafter 
noch  der  Registerbeamte  dies  bemerkt  haben.  Es  liegt  auch  kein 
Zwang  vor,  einen  einstimmigen  Beschluss  zu  fordern.  Kann 
die  Firma  durch  die  Dreiviertelmehrheit  geändert  werden,  so 
ist  auch  ihre  Einfügung  oder  Richtigstellung  auf  diesem  Wege 
möglich.  Die  Einstimmigkeit  hat  nur  die  Folge,  dass  ein  kleiner 
Gesellschafter  die  andern  alle  in  der  Hand  hat.  Er  verkauft 
seine  Zustimmung.  Dem  öffentlichen  Interesse  ist  mehr  gedient, 
wenn  die  Firma  eingefügt,  als  wenn  eine  Gesellschaft  aufge- 
löst wird. 

Keines  der  beiden  Gesetze  behandelt  die  Frage  nach  den 
Folgen  der  Ungiltigkeit  der  Beitrittserklärung  eines  von  mehreren 
Gesellschaftern.  Die  Fälle,  dass  einer  derselben  geisteskrank 
oder  minderjährig  war,  sind  vorgekommen.  Auch  dass  er  ohne 
Vollmacht  vertreten  war.  Auch  dass  er  eine  Bedingung  an  seinen 
Beitritt  knüpfte.  Die  Gesellschaft  entsteht,  sobald  sie  eingetragen 
ist.  Aber  sie  entsteht  ohne  diesen  Gesellschafter.  Das  Stamm- 
kapital bleibt  das  gleiche.  Die  Gesellschaft  muss  dasselbe  ent- 
weder herabsetzen,  oder  es  muss  ein  neuer  Gesellschafter  die 
fehlende  Einlage  übernehmen.  Andernfalls  schleppt  die  Gesell- 
schaft die  Unterbilanz  mit.'^  Es  wäre  nicht  unwillkommen,  wenn 
diese  Frage  gesetzlich  geregelt  wird.  Dabei  ist  zu  erwägen,  ob  nicht 
auch  für  diesen  Fall  die  andern  Gesellschafter  für  den  Verlust 
am  Stammkapital,  der  durch  die  Ungiltigkeit  eines  Beitritts 
entsteht,  zu  haften  haben.  Nach  der  jetzigen  Fassung  der  Ge- 
setze (§  24  deutsch.  Ges.  §  70  Abs.  I  öst.  Ges.)  ist  dies  zu 
verneinen.^ 

3.  Die  eingetragene  Gesellschaft  erhält  Rechtspersönhch- 
keit.  (§  13  deutsch.  Ges.  §  61  öst.  Ges.)  Beide  Gesetze  stimmen 
hier  wörtlich   überein.   Jeder    Gesellschafter   erhält  einen  Ge- 


»  Erl.  Bern.  S.  92. 

*  Staub-Hachenburg  G.  m.  b.  H.  47 — 54  zu  §  2. 

»  Hachenburg  D.  J.  Z.  12,  685  ff. 
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Schäftsanteil.  In  ihm  ist  seine  MitgHedschaft  verkörpert.  Beide 
Gesetze  bestimmen  ihn  nach  der  Höhe  der  übernommenen 
Stammeinlage.  (§  14  deutsch.  Ges.  §  75  Abs.  1  öst.  Ges.)  Man 
ist  sich  bewusst,  dass  die  Ziffer  hier  nichts  anderes  als  eine 
an  die  Gründungsgeschichte  der  Gesellschaft  angeknüpfte 
Identitätsbezeichung  ist.  ^  In  Österreich  ist  diese  Benennungsart 
dispositives  Recht.  Sie  gilt  nur  „mangels  anderweitiger  Fest- 
setzung im  Gesellschaftsvertrage".  (§  75  Abs.  1  öst.  Ges.)  Es 
kann  also  auch  die  Beteiligung  in  Quoten  ausgedrückt  werden. 
Der  Geschäftsanteil  kann  ein  Drittel  oder  sonst  ein  Bruchteil 
betragen.  Ich  glaube  nicht,  dass  sich  ein  praktisches  Bedürfnis 
danach  herausgestellt  hat.  Auch  nicht  dass  durch  die  Be- 
zeichnung des  Geschäftsanteils  nach  der  Höhe  der  Einlage 
der  Verwechslung  mit  der  Aktie  Vorschub  geleistet  wird.^ 
Aber  immerhin  wird  die  Abstreifung  der  Kennzeichnung  nach 
der  Stammeinlage  auch  die  Absicht  des  Gesetzes,  die  Aktien  von 
der  G.  m.  h.  H.  fernzuhalten,  stärker  hervortreten.  Man  mag 
besonders  für  die  Fälle,  in  denen  das  Kapital  zurück  und  die 
Person  hervortritt,  die  Beteiligung  nach  Quoten  oder  Kontingen- 
ten vorziehen.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  die  ganze  Frage  nicht. 
Weit  wesentlicher  zeigt  sich  das  Bestreben  den  Unter- 
schied von  der  Aktiengesellschaft  zu  betonen  bei  der  Durch- 
führung des  Prinzips  von  der  Einheit  des  Geschäftsanteils. 
Beide  Gesetze  gehen  davon  aus,  das  jeder  Gesellschafter  bei 
der  Gründung  nur  einen  Geschäftsanteil  erhalten  kann,  (§  5 
Abs.  2  deutsch.  Ges.  §  6  Abs.  3,  §  75  Abs.  2  Satz  1  öst.  Ges.) 
Deutschland  gestattet  aber,  dass  durch  den  Erwerb  eines 
weiteren  Geschäftsanteils,  sei  es  durch  Rechtsgeschäft  mit 
einem  andern  Gesellschafter,  sei  es  durch  Übernahme  bei  der 
Erhöhung  des  Stammkapitals,  ein  Gesellschafter  mehrere  Ge- 
schäftsanteile erlange.  (§  15  Abs.  2  §  55  Abs.  3  deutsch,  Ges.) 
Mit  Hilfe  dieser  Bestimmung  wird  auch  das  Verbot  des 
Erwerbes  mehrerer  Geschäftsanteile  leicht  umgangen.  Der 
Gesellschafter  überträgt  Teile  seines  Geschäftsanteils  mit  Zu- 
stimmung  der   andern    Gesellschafter    an    einen    Dritten.    Er 

1  Staub-Hachenburg  Anni.  G  zu  §14,  v.  Pitreich  S.  321. 
*  V.  Pitreich,  321. 
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empfängt  sie  von  diesem  wieder  zurück.  Der  Vorgang  macht 
nur  die  Kosten  der  notariellen  Urkunde.  Man  hat  auch  schon 
bei  zwei  Gesellschaftern  einen  Tausch  von  solchen  Teilen  der 
beiden  Geschäftsanteile  vorgenommen.  Dann  hatte  jeder  die 
leicht  disponiblen  Anteile  von  je  M  1000.  Dem  gegenüber  ist 
das  österr.  System  konsequent.  Es  will  den  Gegensatz  zur 
Aktiengesellschaft  noch  stärker  hervorheben.  Daher  wird  durch 
die  Cbernahme  einer  weiteren  Stammeinlage  nach  der  Er- 
richtung der  Gesellschaft  der  bisherige  Geschäftsanteil  erhöht. 
Das  muss  folgerichtig  auch  für  die  Übertragung  eines  anderen 
Geschäftsanteils  gelten.  Beide  verschmelzen  zu  einer  Einheit. 
Es  gibt  keine    Gesellschafter   mit    mehreren   Geschäftsanteilen. 

Eine  scheinbare  Schwierigkeit  macht  das  Vorkommen 
verschieden  gestalteter  Beteiligungen.  Die  Vorzugsanteile  sind 
auch  bei  der  G.  m.  b.  H.  nicht  selten.  Das  hatte  im  öster- 
reichischen Industrierat  zu  einer  Befürwortung  des  deutschen 
Systems  geführt.^  Allein  das  zwingt  niclit  zur  Zulassung  mehrerer 
selbständiger  Geschäftsanteile.  Der  eine  Gesellschafter  geniesst 
dann  nur  zu  einem  bestimmten  Anteile  die  ihm  zuerkannten  Voi  - 
Züge.  Ebensowenig  sclieint  das  Zusammentreffen  voll  bezahlter 
und  nicht  vollbezahlter  Geschäftsanteile  gegen  das  österreichische 
System  zu  sprechen.-  Es  entsteht  auch  hier  nur  ein  Geschäftsanteil. 
Auf  diesen  ist  eine  Einzahlung  zu  machen.  Die  Eolgen  müssen 
aber  nicht  notwendig  den  ganzen  Geschäftsanteil  treffen.  Die 
Kaduzierung  ist  auf  den  Teil  für  den  der  Rückstand  vorlag, 
zu  beschränken.  Ebenso  der  Rückgriff  auf  den  Vormann.  Ein 
Ausspruch  des  Gesetzes  hierüber  wird  allerdings  gut  sein. 

„Die  Beurkundung  des  Besitzes  eines  Geschäftsanteils 
kann  nicht  wohi  untersagt  werden."-'  In  beiden  Rechtsgebieten 
gibt  es  daher  Anteilscheine.  Sie  richten  viel  Unfug  an.  Die 
Gesellschaft  lässt  sie  wie  Aktien  auf  M  lÜOü  lautend  drucken. 
Der  Käufer  ist  dann  sehr  erstaunt,  dass  ihm  das  bunte  Stück 
Paj)ier  keinerlei  Rechte  gibt.  Wenn  es  sich  darum  handell, 
die    Gesellschafter    festzustellen,    so    hat    man    oft    mit    einem 

*  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Industrierats  1905  Heft  8.  S.  7. 
-  S.  Y.  Neukaraj),  231.  Liebmann,  8. 
'  Krl.  Heni.  z.  österr.  R.  V.  S.  84 
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heillosen  Untereinander,  hervorgerufen  durch  diese  Scheine, 
zu  kämpfen.  Es  ist  daher  sehr  wohl  der  Erwägung  wert,  die 
Ausstellung  solcher  Teilverschreihungen,  ja  überhaupt  von 
Urkunden,  die  den  Eindruck  von  Rechtsträgern  erwecken 
können,  zu  verbieten.  Eine  schriftliche  Bestätigung  der  Ge- 
schäftsführer genügt  den  Interessen  der  Gesellschaft  vollständig. 
Dann  bedarf  es  des  etwas  lehrhaft  anmutenden  Satzes  des 
österr.  Rechts,  dass  die  Übertragung  solcher  Urkunden  durch 
Indossament  wirkungslos  ist,  nicht.  (§  75  Abs.  3  österr.  Ges.) 
Zutreffend  verbietet  man  in  Österreich  die  Ausstellung  von 
Dividendenkoupons.  (§  75  Abs.  4  öst.  Ges.)  Sie  wiederspricht 
dem  individuellen  Charakter  der  Gesellschaft.  ^ 

Dann  kann  man  ebensogut  die  Haupturkunde  unter- 
sagen. Die  unbefugte  Ausgabe  solcher  Urkunden  müsste  mit 
der  Haftung  für  allen  hieraus  entstehenden  Schaden  auch 
gebenüber  jedem  Dritten  begleitet  sein.  Je  energischer  die 
Abstreifung  der  Aktien  betont  wird,  desto  mehr  entspricht 
es  der  Eigenart  der  G.  m.  b.  H. 

Aus  der  Eigenschaft  der  G.  m.  b.  H.  als  juristische  Person 
folgert  das  deutsche  Gesetz  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  der 
Geschäftsanteile  durch  die  G.  m.  b.  H.  selbst.  (§  33  deutsch. 
Ges.)  Verlangt  ist  nur,  dass  der  Geschäftsanteil  voll  einbezaliU 
ist.  Denn  der  Erwerb  eines  nicht  gedeckten  Geschäftsanteils 
durch  die  Gesellschaft  wäre  eine  Befreiung  des  Yeräusserers 
von  der  Einlage.  Auch  die  vollbezahlten  Anteile  soll  die  Gesell- 
schaft nur  aus  den  Reserven  erwerben.  Aber  ein  dawider  ver- 
stossendes  Geschäft  ist  nicht  ungiltig.  Nur  der  Geschäftsführer 
haftet.  Stimmen  die  Gesellschafter  zu.  so  entfällt  auch  dies. 
Daher  kümmert  sich  die  Praxis  auch  wenig  um  dies  Gebot. 
Der  Erwerb  des  eigenen  Geschäftsanteils  durch  die  G.  m.  b. 
H.  ist  ein  Stück  formal  juristischer  Logik.  Seinen  Höhepunkt 
erreicht  es  in  der  Frage,  wie  es  wird,  wenn  die  G.  m.  b.  H. 
alle  Geschäftsanteile  erworben  hat.  Es  gehört  schon  eine  tüch- 
tige Abstraktionsfähigkeit  dazu,  sich  eine  Gesellschaft,  die  selbst 
ihr  eigener  Gesellschafter  ist,  zu  denken.  Glücklicherweise  hat 
das  Leben  bis  jetzt  ein  solches  Monstrum  nicht  erzeugt.  Aber 

1  Erl.  Bern.  l.  R.  V.  84. 
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die  Möglichkeit  dieser  Konsequenz  gibt  schon  zu  denken. 
Ausschlaggebend  ist  die  praktische  Seite.  Wie  der  Erwerb  des 
nicht  voUbezahhen  Geschäftsanteils  durch  die  Gesellschaft  deren 
Verzicht  auf  die  Stammeinlage  bedeutet,  so  ist  wirtschaftlich 
der  des  vollbezahlten  die  Rückgewähr  desselben.  Gewiss  bleibt 
der  Gesellschaft  in  diesem  Falle  die  rechtliche  Möglichkeit,  die 
Geschäftsanteile  weiter  zu  verkaufen.  Sie  erhält  dann  den 
verausgabten  Betrag  und  noch  mehr.  Sie  hat  dann  auch  wieder 
ein  wirkliches  Mitglied.  Aber  nur  wenn  sie  von  dieser  Möglich- 
keit Gebrauch  machen  will  und  kann.  Sie  kann  ebensogut  den 
Geschäftsanteil  behalten.  Der  Gesellschafter  hat  dann  sein 
Kapital  zurückerhalten.  Das  führt  zu  einem  Verbote  des  Erwerbs 
des  eigenen  Geschäftsanteils.  Das  österreichische  Gesetz  (§  81) 
erklärt  ihn  daher  auch  für  wirkungslos.  Man  darf  sich  auch  nicht 
von  dem  Vorbilde  der  Aktiengesellschaft  beeintlussen  lassen.  Hier 
hat  sich  das  Gesetz  (§  220.  deutsches  H.  G.-B.)  mit  dem  Verbote  des 
Erwerbes  im  regelmässigen  Geschäftsbetriebe  begnügen  müssen, 
und  auch  hier  nur  mit  einer  Sollvorschrift.  In  der  Aktie  ist  das 
Recht  verkörpert.  Aus  dieser  Natur  lliesst  zwingend  die  Unmög- 
lichkeit des  Untergangs  bei  dem  Zusammentreffen  von  Aktien 
und  Aktiengesellschaft.  Die  G.  m.  b.  H.  lehnt  ja  gerade  diese 
Eigenschaft  der  Beteihgung  ab.  Der  Geschäftsanteil  unterschei- 
det sich  streng  von  der  Aktie.  Dies  führt  wieder  dazu,  den 
Erwerb  eigener  Geschäftsanteile  auszuschhessen.  Will  die  G.  m. 
b.  H.  einen  Gesellschafter  entlassen,  so  nimmt  sie  aber  statt  seiner 
einen  anderen  Gesellschafter  an.  Gelingt  dies  nicht,  so  muss 
sie  seinen  Anteil  im  Wege  der  Amortisation  vernichten.  Fehlt 
auch  diese  Möglichkeit,  so  ist  das  Ausscheiden  undurchführbar. 
Eine  Ausnahme  lässt  das  österreichische  Gesetz  (§  81) 
zu.  Der  Erwerb  des  eigenen  Geschäftsanteils  im  Exekutions- 
wege zur  Hereinbringung  eigener  Forderungen  der  Gesell- 
schaft ist  erlaubt.  Auch  dies  wird  man  beibehalten.  Es  wird 
sich  daran  die  Frage  knüpfen,  ob  nicht  auch  die  Annahme 
an  Zahlung  statt  zur  Deckung  zulässig  ist.  Es  muss  der  Zweck 
dieser  Ausnahme  massgebend  sein.  Diese  soll  die  Gesellschaft 
davor  sichern,  ihr  Guthaben  der  Rechtskonsequenz  halber  zu 
verlieren.  Wenn  der  Schuldner  nichts  mehr  hat  als  seinen 
Geschäftsanteil,  dann  darf  die  Gesellschatt  nicht  davon  zurück- 
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gehalten  werden,  ihn  zu  ersteigern,  aber  auch  wohl  nicht  ihn 
freiwillig  zu  nehmen.^ 

Beide  Gesetze  führen,  ihrem  Grundgedanken  entsprechend, 
die  „Immobilisierung"  der  Beteiligung  durch.  Die  Abtretung  ist 
nur  in  notarieller  Urkunde  zulässig.  Ebenso  der  verptlichtende 
Veräusserungsvertrag.  (§  15  Abs.  3  u.  4  deutsch.  Ges.  §  76  Abs. 
2  Ost.  Ges.)  Daran  ist  festzuhalten.  Wohl  kann  hierdurch  das 
in  kaufmännischen  Kreisen  so  missbilligte  Zurückziehen  der 
nicht  beurkundeten  Zusage  bei  Konjunkturänderung  eintreten. 
Aber  der  Geschäftsanteil  der  G.  m.  b.  H.  soll  eben  kein 
Handelsartikel  sein.  Nicht  an  die  Form  gebunden  ist  die  Abtretung 
eines  formgerecht  begründeten  Anspruchs  auf  die  Übertragung 
eines  Geschäftsanteils.  Es  genügt  das  Vorhandensein  ez7jersolchen 
Urkunde.  Der  Erwerber  verhandelt  dann  seine  Rechte  hieraus 
formlos  und  so  alle  seine  Nachfolger.  Darauf  hat  sich  bereits 
ein  börsenmässiger  Handel  in  Geschäftsanteilen  von  Diamant- 
gesellschaften ^  mit  beschr.  Haftung  in  den  deutschen  Kolonien 
aufgebaut.  Es  wird  zu  erwägen  sein,  ob  nicht  auch  hier  die 
Form  einzuführen  ist.  Das  Loch  ist  zuzustopfen. 

Beide  Gesetze  erschweren  die  Teilung  eines  Geschäftsanteils. 
Eine  Teilung,  die  in  derselben  Hand  mehrere TeileschaiTenwürde, 
gibt  es  nicht.  Deutschland  verlangt  die  schriftliche  Genehmigung 
der  Gesellschaft  zur  Teilveräusserung.  (§  17  deutsch.  Ges.) 
Österreich  iässt  die  Teilung  durch  Abtretung  eines  Stückes  nur 
zu,  wenn  diese  im  Gesellschaftvertrag  gestattet  ist.  {§  79  Abs. 
1  Ost.  Ges.)  Es  bleibt  dem  Gesellschaftsvertrage  überlassen,  die 
Zustimmung  der  Gesellschaft  vorzubehalten.  Das  deutsche 
System  erscheint  als  das  bessere,  soweit  es  s/e/5  die  Genehmigung 
der  Gesellschart  verlangt.  Andernfalls  wird  durch  die  Gesell- 
schaftsverträge jede  Erschwerung  der  Teilveräusserung  wieder 
aufgehoben.  Man  wird  dann  einfach  als  eisernen  Bestand 
aller  Gesellschaftsverträge  die  Teilbarkeit  aufnehmen.  Dann  ist 
der  schrankenlosen  Teilabtretung  die  Türe  geöffnet.  Österreich 
sperrt  den  Geschäftsanteil.  Vor  Ablauf  eines  Jahres  seit  Grün- 
dung der  Gesellschaft  darf  keine  Teilabtretung   erfolgen.  Man 

^  Vgl.  auch  Liebmann,  11. 
2  R.  G.  Z.  80,  99. 
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will  damit  der  Gefalir,  dass  die  Zeichnung  durch  Strohmänner 
erfolgte  und  diese  nach  der  Eintragung  der  Gesellschaft  ihren 
Anteil  in  einzelnen  Stücken  ihrem  Auftraggeber  übertragen, 
begegnen.  Mit  dem  Verbot  der  Sukzessivgründung,  auf  welche 
die  Begründung  ^  hinweist,  hat  diese  Vorschrift  aber  nichts  zu  tun. 
Ein  Bedürfnis  zu  dieser  allgemeinen  Bestimmung  lässt  sich  auch 
wohl  kaum  behaupten.  Wenn  der  Rückerwerb  durch  den  Veräus- 
serer ihm  die  Möglichkeit  nicht  gibt,  sich  Teilstücke  in  seiner  Hand 
zu  schaffen,  dann  hat  er  auch  kein  Interesse  an  der  alsbaldigen 
Teilveräusserung.  In  Betracht  käme  vielleicht  die  Sperre  für 
alle  Gesellschafter,  die  Sacheinlagen  leisten.  Das  entspricht  den 
Bestimmungen  des  französischen  Aktienrechts.  Der  Grund  ist 
hier  ein  Schutz  der  Erwerber  dieser  Anteile.  Dann  müsste  das 
Verbot  auch  die  ganzen  Anteile  erfassen.  Es  wäre  dies  aber 
ein  Abweichen  vom  Prinzip,  das  es  dem  Käufer  eines  Geschäfts- 
anteils überlässt  für  sich  selbst  zu  sorgen. 

Nicht  behandelt  ist  in  dem  deutschen  Gesetz  die  Zwangs- 
vollstreckung in  den  Geschäftsanteil  bei  Vorbehalt  der  Zu- 
stimmung der  Gesellschaft  zur  Abtretung.  Die  Rechtsprechung 
hat  die  statutarische  Beschränkung  hier  für  unwirksam  erklärt. 
Man  hilft  sich  jetzt  durch  Einführung  der  Einziehung  des 
Geschäftsanteils  für  den  Fall  der  Zwangsvollstreckung.  Öster- 
reich hat  den  Versuch  einer  Versöhnung  der  Interessen  der 
Gesellschaft  und  der  Gläubiger  gemacht.  (§  76  Abs.  4  öst.  Ges.) 
Es  findet  ein  Vorverfahren  statt.  Der  Geschäftsanteil  wird 
gewertet.  Die  G.  m.  b  H.  kann  binnen  vierzehn  Tagen  seit 
Benachrichtigung  von  der  Schätzung  einen  ihr  genehmen 
Käufer  präsentieren.  Erst  wenn  dies  unterbleibt,  ist  die  Ver- 
steigerung des  Geschäftsanteils  zulässig.  In  ähnlicher  Weise 
schützt  das  Gesetz  die  Gesellschafter  gegen  die  Versagung  der 
im  Gescllschaftsvertrag  verlangten  Zustimmung  zur  Veräusse- 
rung.  (§  77  ösferr.  Ges.)  Liegen  keine  ausreichenden  Gründe 
hierzu  vor,  und  kann  die  Übertragung  ohne  Schädigung 
der  Gesellschaft,  der  übrigen  Gesellschafter  und  der  Gläubiger 
erfolgen,  so  kann  das  Handelsgericht  die  Genehmigung  aus- 
sprechen. Innerhalb  eines  Monats  nach  Rechtskraft  der  Ent- 
scheidung  kann    die    G.    m.    b.    H.    die   Übertragung   dadurch 

>  Krl.  Beni.  z.  H.  V.  86. 
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abwenden,  dass  sie  den  Gesellschaftern  einen  andern  ihr 
benehmen  Erwerber,  der  den  Geschäftsanteil  zu  den  gleichen 
Bedingungen  übernimmt,  mitteilt.  Damit  wird  der  Fall,  dass 
die  Versagung  der  Veräusserung  die  Gesellschafter  zur  Auf- 
lösungsklage tieibt,  vermieden.  Die  beiden  Anordnungen  des 
österreichischen  Rechts  verdienen  die  Aufnahme  in  das  Gesetz. 
In  einem  Punkte  bei  der  Behandlung  des  Geschäftsanteils 
muss  aber  eine  Rückkehr  zum  deutschen  System  befürwortet 
werden.  Deutschland  kennt  die  unbeschränkte  Einziehung  des 
Geschäft anteils.  (i?  34  deutsch.  Ges.)  Es  verlangt  nur  die  Zu- 
lassung im  Gesellschaftsvertrag.  Die  Amortisation  ist  auch  nur 
möglich  mit  der  Zustimmung  des  davon  Betroffenen.  Sie  kann 
allgemein  in  Voraus  im  Gesellschaftsvertrage  erteilt  sein.  Sie 
kann  speziell  bei  Durchführung  zur  konkreten  Einziehung 
gegeben  werden.  Die  Einziehung  setzt  vorhandene  Überschüsse, 
Gewinn  oder  Reserve,  voraus.  Andernfalls  fällt  sie  mit  der 
Herabsetzung  des  Stammkapitals  zusammen.  Österreich  lehnt 
diese  grundsätzliche  Anerkennung  der  Einziehung  ab.  Es  lässt 
sie  nur  bei  Gesellschaften  zu,  „bei  denen  die  Vermögens- 
subsstanz  durch  den  Geschäftsbetrieb  naturgemäss  ganz  oder 
grösstenteils  aufgezehrt  werden  muss  oder  bei  denen  das  Vermö- 
gen aus  zeitlich  beschränkten  Rechten  besteht."  (§  58  öst.  Ges.) 
Die  Regierungsvorlage  hatte  die  Ausnahme  überhaupt  nur  für 
Eisenbahngesellschaften  gegeben.^  Die  Kommission  des  Herren- 
hauses dehnte  dies  auf  ähnliche  Fälle  aus.^  In  diesem  Falle 
wird  von  der  Vorschrift  über  die  Herabsetzung  des  Stamm- 
kapitals abgesehen.  Die  Einziehung  ist  zulässig  „ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  des  übrig  bleibenden  Stammkapitals."  Ein 
der  zurückbezahlten  Stammeinlage  gleichkommender  Betrag 
muss  in  der  Bilanz  „als  Passivposten  eingestellt  werden".  (§58 
Satz  2  öst.  Ges.)  Diese  letzteren  Vorschriften  führen  auf  den 
Ausgangspunkt  des  österreichischen  Systems.  Und  dieser  Aus- 
gangspunkt ist  nicht  zutreffend.  Man  schreckte  vor  der  allge- 
meinen Zulassung  der  Einziehung  zurück.  „Durch  einen  solchen 
Akt    verringert    sich    doch    auch   das   Stammkapital   um  den 

1  §  52  R.  V.  vgl.  Erl.  Bern.  S.  74. 
*  Bericht  des  Herrenhauses  S.  16. 
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amortisierten  Betrag."  Wäre  das  richtig,    dann    raüsste  freiiicli 
jede  Einziehung  unverträglich  sein  mit  dem  Prinzip   von   der 
Erhaltung  des  Stammkapitals.  Es  wäre  auch  inkonsequent,  sie 
bei    Eisenbahnen,    Bergwerken,   Steinbrüchen,   Patentausbeu- 
tungen etc.  zuzulassen.  Es  ist  aber  nicht  richtig,  dass  die  Ein- 
ziehung   eines   Geschäftsanteils    das    Stammkapital   herabsetzt. 
Dies  ist  und  bleibt  stets    die    Ziffer    des    Vermögens,    das  den 
Gesellschaftern    nicht   zurückgegeben   werden   darf.   Daher  ist 
die  Amortisation,  wenn  keine  Reserven  da  sind,  nur  in  Form 
der   Herabsetzung    des    Stammkapitals   zulässig.     Das   Stamm- 
kapital bleibt  wenn  Reserven  vorhanden  sind.  Nur  sind  nach  der 
Einziehung   nicht   mehr    die  bisherige  Zahl  Gesellschafter  be- 
teiligt.  Sie   hat   sich   um   den    eingezogenen    Teil  vermindert. 
Das  österreichische  Gesetz  vergisst,  dass  die   Bezeichnung   des 
Geschäftsanteils  nach  der  Einlage   nur   historische   Bedeutung 
hat.  Die   Unerheblichkeit   der   Geschäftsanteile   für   den   Fort- 
bestand des  Stammkapitals  erhellt  ganz  besonders,  wenn  man 
von  dem  österreichischen  System  der  Bezeichnung  nach  Bruch- 
teilen   Gebrauch  macht.^  Wenn  von  drei    Gesellschaftern,  die 
jeder  zu  einem  Drittel  beteiligt  sind,  einer    durch   Einziehung 
seines    Geschäftsanteils    ausscheidet,    so   sind   von    da    ab  die 
beiden    andern  je   zur   Hälfte    berechtigt.    Mit    dem   Stamm- 
kapitale hat  das  nichts  zu  tun.  Ausschlaggebend  ist  aber  auch 
hier,  dass  die  Einziehung  für  die  Praxis  der  G.  m.  b.  H.  nicht 
entbehrlich    ist.    Namentlich    bei    den    individuell    gestalteten 
Gesellschaften,  hilft  sie  zur  Lösung,  von   Konflikten.    Die  Ein- 
ziehung gewährt  auch  die  Möglichkeit  des  freiwilligen  Ausschei- 
dens mit  Zustimmung  der  andern  Gesellschafter.  Die  Gesellschaft 
hat  Reserven  genug,  um  ihn  auszubezahlen.  Nun  könnte  sie  aller- 
dings   deren  Aufteilung  beschliessen.    Jeder   der    drei    Gesell- 
schafter erhält  seinen  Teil.   Die   beiden    andern    bezahlen  mit 
ihrem  Betrage  den  ausscheidenden.  Sie  erwerben  seinen  Anteil. 
Dadurch  vergrössert  sich  der  ihrige.  Weshalb  aber  der  Umweg, 
wenn  das  Ergebnis  direkt  erreicht  werden  kann?  Diese  Methode 
versagt  aber  auch  in  allen  Fällen,  in  denen  das   Ausscheiden 
kein  freiwilliges  ist.    Der   Gesellschaftsvertrag    führt   die   Ein- 

1  Vgl.  oben  S.  32/33. 
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Ziehung  in  den  Fällen  ein,  in  denen  ein  Gesellschafter  gegen 
seine  Verpflichtungen  verstösst  oder  stiri^l  oder  arbeitsunfähig 
wird.  Hier  bedarf  es  der  Amortisation.  Andernfalls  wäre  stets  die 
Sprengung  der  Gesellschaft  zu  befürchten.  Ist  der  Grund  aus  dem 
Österreich  die  Einziehung  glaubt  ablehnen  zu  sollen,  nicht  stich- 
haltig, ist  sie  andererseits  ein  Bedürfnis  für  die  Durchführung 
bestimmter  Arten  der  G.  m.  b.  H.,  so  wird  man  zu  dem  Resul- 
tate der  Beibehaltung  ihrer  unbegrenzten  Zulassung  kommen. 
4.  Den  Gläubigern  der  Gesellschaft  haftet  nur  diese.  Eine 
Haftung  der  Gesellschafter  findet  nicht  statt.  (§  13  Abs.  2  deutsch. 
Ges.  §  61.  Abs.  2  öst.  Ges.)  Darin  liegt  der  Kernpunkt  der  G. 
ni.  b.  H.  Sie  ents])richt  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  nach 
einer  Unternehmungsform  mit  begrenztem  Risiko.  Den  Gläubi- 
gern haftet  nur  das  Stammkapital.  Daher  muss  das  Gesetz 
über  das  Einbringen  desselben  wachen.  Dafür  sorgen,  dass  es 
wirklich  vorhanden  ist,  kann  kein  Gesetz.  Es  kann  nur  Aus- 
wüchse verhüten.  Es  kann  nur  dahin  wirken,  dass  nicht  das 
einzige  Deckungsobjekt  nur  scheinbar  gegeben  ist.  Das  unter- 
nehmen beide  Gesetze.  Auch  das  österreichische  sieht  davon 
ab,  bei  der  Gründung  eine  Prüfung  der  Sacheinlagen  einzu- 
lühren.  Die  aktienrechtlichen  Vorschriften  wurden  nicht  über- 
tragen. Es  begnügt  sich  gleich  dem  deutschen  zu  verlangen, 
dass  die  Anrechnung  von  Gegenständen  auf  die  Stammeinlage 
nur  im  Gesellschaflsvertrage  bedungen  werden  kann.  (§  5  Abs. 
f  deutsch.  Ges.  §  6  Abs.  4  öst.  Ges.)  Die  Person  des  Gesell- 
schafters, der  Gegenstand  der  Übernahme  und  der  Geldwert, 
wofür  er  übernommen  wird,  sind  anzugeben.  Damit  ist  nur 
ein  Warnungszeichen  für  die  Gläubiger  aufgesteckt.  Sie  erfah- 
ren nur,  dass  die  Gesellschaft  nicht  mit  barem  Gelde  gegrün- 
det ist.  Mehr  nicht.  Es  ist  eine  Mahnung  zur  Vorsicht.  Machen 
die  Gläubiger  keinen  Gebrauch  davon,  so  handeln  sie  auf  ihre 
Gefahr.  Die  Ergänzung  zu  dieser  Bestimmung  geben  beide 
Gesetze  bei  der  Erfüllung  der  Stammeinlageschuld.  (§19  Abs. 
2  u.  3  deutsch.  Ges.  §  63  Abs.  3,  4  u.  5  österr.  Ges.)  Durch  das 
Verlangen  der  Aufnahme  der  Sacheinlagen  in  den  Gesellschafts- 
vertrag wird  nur  die  ausserhalb  desselben  getroffene  Abrede 
unwirksam.  Der  Gesellschafter  hat  kein  Recht  mit  einer  Gegen- 
forderung aufzurechnen  oder  Annahme  einer  Leistung  an  Er- 

30* 
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füllimgsstatt  zu  fordern.  Eine  neue  Abrede  nach  der  Entste- 
hung der  Gesellschaft  zwischen  dem  Geschäftsführer  und  dem 
Gesellschafter  wäre  hiedurch  nicht  ausgeschlossen.  Sie  wird  es 
erst  durch  das  besondere  Verbot.  Hier  gehen  beide  Gesetze 
etwas  auseinander,  Gleichmässig  versagen  beide  einer  Leistung, 
die  nicht  in  Geld  besteht,  die  befreiende  Wirkung.  Gleichmässig 
entziehen  beide  dem  Gesellschafter  das  Recht  der  Aufrechnung. 
Dagegen  gestaltet  das  deutsche  Recht  den  Abschluss  eines 
Aufrechnungsvertrags.  Die  Gesellschaft  kann  mit  dem  Gesell- 
schafter vereinbaren,  dass  er  seine  Einlage  mittels  einer  Gegen- 
rechnung begleiche.  Nur  darf  die  Gegenforderung  nicht  aus 
einer  Vergütung  für  die  Überlassung  von  Vermögensgegenstän- 
den herrühren.  Vorausgesetzt  ist  auch,  dass  die  Gesellschaft 
im  Momente  der  Verrechnung  solvent  ist.^  Das  österreichische  Ge- 
setz schliesst  durch  sein  strenges  Kompensationsverbot  auch  den 
Kompensationsvertrag  aus.  Man  sieht  auch  in  diesem  die  Gefahr 
einer  Umgehung  des  Gesetzes  zum  Nachteile  der  Gläubiger.  Nach 
den  Bemerkungen  zur  Regierungsvorlage  will  man  aber  auch  dort 
nicht  soweit  gehen  bei  Vorschüssen,  die  der  Gesellschafter  der 
G.  m.  b.  H.  macht,  die  Anrechnung  auf  die  Stammeinlage  zu  versa- 
gen. Man  verlangt  eine  Erklärung,  dass  er  mit  dem  Barkredit  eine 
Vorauszalilung  auf  die  Stammeinlage  leiste.  Das  ist  aber  doch  auch 
wieder  der  Vorbehalt  der  künftigen  Verrechnung,  Und  weshalb 
soll  dies  nur  beim  Barkredit  möglich  sein  ?  Der  Gesellschafter 
kann  als  Geschäftsführer  sein  Gehalt  stunden  und  dabei  mit 
den  andern  Gesellschaftern  vereinbaren,  dass  er  es  auf  die 
Stammeinlage  verrechnen  dürfe.  Beachtet  man,  dass  auch  nach 
der  Fassung  des  deutschen  Gesetzes  jeder  Aufrechnungsvertrag 
in  Verbindung  mit  einer  Überlassung  einer  Sache  nichtig  ist, 
dass  er  auch  nicht  dazu  helfen  kann,  bei  Zahlungsunfähigkeit  der 
G.  m.  b.  H.  dem  Gesellschafter  die  Barzahlung  zu  ersparen 
und  seine  verlorene  Forderung  zu  decken,  dass  stets  nur  die 
zwecklose  Hin-  und  Hergabe  des  Geldes  vermieden  werden 
soll,  so  liegt  ein  Bedürfnis  zu  der  strengen  AulTassung  des 
österreichischen  Gesetzes  überzugehen,  nicht  vor. 

Es    fragt    sich    aber    trotz    der   Übereinstimmung    beider 
Gesetze,  ob  es  bei  ihrem  System  bewenden  soll.  Die  Angriffe, 

'  R.  G.  Z.  54,  92,  62,  425. 
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die  in  Deutschland  erhoben  wurden,  treffen  besonders  diesen 
Punkt.  Bei  der  Sacheinhige  werde  gesündigt.  Es  sei  hier  den  Gesell- 
schaftern zu  leicht  gemacht,  minderwertige  oder  wertlose  Gegen- 
stände zu  unverhältnismässig  hohen  Beträgen  einzubringen. 
Man  darf  nun  zunächst  aus  den  Konkursziffern  keine  Schlüsse 
auf  die  Häufigkeit  solcher  unlauteren  Vorgänge  ziehen.  DerZusam- 
menbruch  geht  zumeist  auf  andere  Ursachen  zurück.  Die  Zahl  der 
faulen  Gründungen  ist  bei  der  G.  m.  b.  H.  nicht  statistisch 
festgestellt.  Zu  einer  Landplage  ist  sie  sicher  nicht  geworden. 
Bei  der  Aktiengesellschaft  liegt  der  Anreiz  zur  Übergründung 
vor.  Die  Aktien  sollen  an  den  Markt  gebracht  werden.  Die 
Gründer  erhalten  den  fingierten  Wert  durch  die  Käufer.  Bei 
der  G.  m.  b.  H.  ist  ein  Handel  mit  den  Geschäfsanteilen  ver- 
sagt. Die  Gesellschafter  sollen  zusammenbleiben.  Sie  behalten 
die  Anteile.  Man  kann  in  der  Regel  damit  rechnen,  dass  sie 
die  Werte,  die  eingebracht  werden,  schon  im  eigenen  Inter- 
esse sich  genau  ansehen.  Dass  trotzdem  falsche  Bewertungen 
stattfinden,  lehrt  die  Erfahrung.  Ich  kenne  einen  Fall,  in  dem 
ein  Kaufmann  sein  Geschäft  in  eine  G.  m.  b.  H.  umwandelte 
und  dabei  durch  falsche  Aufnahme  von  Waren,  Immobilien 
usw.  einen  Aktivwert  berechnete.  In  Wahrheit  war  er  über- 
schuldet. Nach  einem  halben  Jahre  war  die  G.  m.  b.  H.  im 
Konkurse,  Der  Gründer  gestand  zu,  dass  er  dies  bei  der 
Entstehung  der  G.  m.  b.  H.  voraussah.  Er  wollte  aber,  dass 
deren  Sachfirma  und  nicht  sein  Name  in  der  Konkursliste 
stehe.  Ebenso  finden  sich  immer  noch  Fälle,  in  denen  einem 
Interessenten  gegen  das  gesetzliche  Verbot  Freianteile  gewährt 
werden.  Er  bringt  eine  angebliche  Erfindung  ein  oder  ein 
Recht  auf  den  Erwerb  eines  Grundstückes.  Gefährlich  sind 
auch  die  ins  Blaue  hinein  erfolgenden  Bewertungen  von 
Patenten.  Eine  gewisse  Lust,  mit  grossen  Ziffern  zu  impo- 
nieren, liegt  in  vielen  Menschen.  Und  auf  manche,  namentlich 
unerfahrene,  machen  diese  Eindruck.  Die  Statistik  für  Deutsch- 
land zeigt,  dass  im  Jahre  1911  unter  den  4051  oder  besser 
nach  Ausscheidung  der  vier,  die  nur  als  P'ortsetzung  bereits 
aufgelöster  erscheinen,  unter  den  4047  neu  gebildeten  Gesell- 
schaften 2066  Bargründungen  und  2070  Sachgründungen  sind. 
Davon  sind  eine  aus  der  Umwandlung  einer  Aktiengesellschaft 
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in  eine  G.  m.  b.  H.  und  1228  aus  Einbringen  anderer  Ge- 
schäfte entstanden.  Bei  841  waren  Patente,  Grundstücke  und 
andere  Einzelobjekte  die  Einlage.  Im  Jahre  1912  sind  die 
Ziffern  ähnUch.  Von  4104  neu  entstandenen  Gesellschaf- 
ten sind  2666  Bargründungen,  während  1237  Geschäfte 
und  801  Patente  etc.  zusammen  2038  also  Sacheinlagen  er- 
hielten.i  Für  Österreich  ergab  das  Jahr  1910  die  Entstehung 
von  1064  Gesellschaften  mit  K  283.727,726.  Davon  wurden 
bar  K  154.398,456  und  in  anderen  Gegenständen  K  96.184,550 
eingelegt.^  Zwar  wurde  schon  für  1910  und  in  steigendem 
Masse  für  das  Jahr  1911  ein  Überwiegen  der  Bargründungen 
über  die  mit  Sacheinlagen  konstatiert.  Im  Jahre  1911  war  die 
Differenz  K  85.060,958.^  Es  finden  aber  doch  bei  beiden  Ländern 
ein  sehr  erheblicher  Teil  von  Apports  statt.  Daher  ist  es  wohl 
geboten,  die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Fragen  zu  richten. 

Davon,  dass  man  die  strengen  Gründungsvorschriften  des 
deutschen  Aktienrechts  (§  186  ff.  Deutsch.  H.  G.  B.)  einführt, 
kann  keine  Bede  sein.^  Damit  würde  man  den  Hauptwert  der 
G.  m.  b.  H.  vernichten.  Man  hätte  die  Voraussetzungen 
der  Aktiengesellschaft  ohne  Aktien.  Die  Gesellschafter  sollen 
aber  doch  gerade  von  den  lästigen  Vorschriften  über  die 
Gründerkontrolle  und  Offenlegung  aller  Verhältnisse  befreit 
sein.  Dann  muss  das  Korrelat  dafür  in  einer  Verstärkung 
ihrei  Haftung  liegen.  Der  Vorschlag,  kraft  Gesetzes  jeder 
Gesellschaft  die  Haftung  für  das  Doppelte  der  Einlage  auf- 
zuerlegen,'' schiesst  einmal  über  das  Ziel  hinaus.  Es  liegt  nicht, 
wie  bei  der  Genossenschaft,  ein  Anlass  vor,  jeden  Gesellschaf- 
ter, der  seine  Bareinlage  machte,  nochmals  für  den  Beirag 
heranzuziehen.  Andererseits  hilft  diese  Bestimmung  nichts.  Die 
Gesellschafter  werden  ihr  Stammkapital  nur  auf  die  Hälfte  des 
gewollten  Risikos  festsetzen.  Sie  haften  dann  kraft  Gesetzes  für 
die  andere  Hälfte.  Man  wird  nur  mit  einer  Verschärfung  der 
Haftung  operieren  können.    Wenn    den    Gläubigern   nur   das 

1  Vierleljahresheft  z.  Statistik  des  Deutschen  Reichs  1913,  Heft  I,S.  101. 

-  Österr.  Statistisch.  Hanühuch  1910,  371. 

3  Gr.-Oberndorf,  Statist.  Monatsschrift  1912,  477. 

*  Hachenburg,  L.  Z.  1909,  28  ff. 

^  Neukanip,  L.-Z.  3,  417. 
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Stammkapital  haftet,   so   muss   auch   dafür   gesorgt   sein,  dass 
sie     dies     wirklich     erhalten.     Der    Gegenstand,     der     einge- 
bracht wird,  muss  den  angegebenen  Wert  haben.    Von    einer 
Garantie  dafür  wird    man  zurückschrecken.   Die   Schätzungen 
sind  schwankend.    Die    Sachlage    verschiebt   sich.   Aber   man 
wird  wohl  dann    eine   Haftung   annehmen,    wenn   die   Gesell- 
schafter wussten    oder   wissen    miissten,   dass   die  Sacheinlage 
nicht  den  angegebenen  Wert  hat.    Sie    wollen    von  der  Preis- 
gabe ihrer  internen  Verhältnisse  befreit  sein.  Sie  nehmen  den 
Gläubigern    die    Möglichkeit,    diese    zu    kontrollieren.     Dann 
müssen  sie  selbst  diese  Prüfung  übernehmen.    Die  Beweislast 
des  Wissens   oder    Wissenmüssens   wird    den   Gläubigern   ob- 
liegen. Das  dient  zur   Erleichterung   der  Lage    der   Gründer. 
Man  kann  sie   auch  dadurch  verbessern,   dass   bei    dem  Vor- 
liegen einer   von    amtlicher    Seite   vorgenommenen  Schätzung 
der   gute   Glauben    vermutet    wird.    Aber   ein    Mitgefühl    mit 
Gesellschaftern,  die  ein  überschuldetes  Geschäft  unter  falscher 
Bezifferung   einbringen    oder   einbringen    lassen,    die   für   die 
Übertragung  einer  erst   zu   diesem    Zwecke   erworbenen  Ver- 
kaufsofferte M  100,000  bewilligen,  erscheint  nicht  angebracht. 
Der  ehrliche  Kaufmann  wird   kaum  gefährdet  sein.    Bei  allen 
körperlichen  Gegenständen    hat   er    den    Marktpreis    oder  die 
Schätzung.    Bei  Ausständen   ist   er   selbst    bei    seiner    Bilanz- 
errichtung zu  einer  vorsichtigen  Bewertung  verpflichtet.  Auch 
hier  hat    er  reale   Unterlagen.   Sie   fehlen    allerdings   bei    den 
Erfinderrechten.  Aber  gerade   hier  sollte  die  Verstärkung  der 
Haftung  der  Bildung  fiktiver  Stammkapitahen   entgegentreten 
Es  hegt  nicht  im  Interesse   des  gesunden  Verkehrs,    dass  eine 
G.  m.  b.  H.   M  300,000   Stammkapital   hat,    wovon   M   50,000 
effektiv  sind,  die  restlichen   M  250,000  für  ein  neuerworbenes 
Patent  gegeben  wurden.  Wohl  mag  der  Erfinder  einen  höheren 
Gewinnanteil  fordern.  Auch  eine  Stimme  so  stark  oder  stärker, 
als  die  der  Kapitalisten.  Dazu  genügt  es,  seinen  Anteil  mit  diesem 
Vorrechte  auszustatten.  Aber  zweckwidrig  ist  es,  die  unerprobte 
Erfindung  mit  schwindelhaftcm  Betrage  zum  Stammkapital  zu 
verwenden.^  Diese  Erhöhung  der  Haftung  für  die  Sacheinlage 

>  Vj^l.  auch  Hachenburg,  L.  Z  3,  15  ff. 
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trifft  auch  die  andern  Gesellschafter,  wenn  sie  ihrer  Prüfimgs- 
pflicht  nicht  genügten.  Das  stärkt  den  Zusammenschluss  der 
einzelnen  Gesellschafter.  Das  persönliche  Moment  tritt  wieder 
mehr  in  den  Vordergrund.  Die  Einzelgestallung  dieser  Kon- 
trollpfliciit  der  Gesellschafter  kann  hier  nicht  besprochen 
werden.  Mehr  als  die  Anregung  dieses  Punktes  soll  nicht 
bezweckt  sein.  Sie  dient  wieder  zum  Belege,  dass  bei  der 
Neuregelung  beide  bisherigen  Gesetze  einer  Verbesserung 
fähig  sind. 

Neben  der  Gestattung  der  Sacheinlage  statt  der  Barzah- 
lung steht  die  sonstige  Begünstigung  eines  Gesellschafters.  Das 
deutsche  Gesetz  erwähnt  sie  nicht.  Das  österreichische  verlangt, 
dass  sie  im  Gesellschaftsvertrage  im  einzelnen  genau  und  voll- 
ständig festgesetzt  werde.  Aber  auch  für  das  deutsche  Becht 
wird  dasselbe  von  der  Auslegung  verlangt.^  Es  sind  gesellschaft- 
liche Milgliedsrechte,  Sie  können  nur  im  Gesellschaftsvertrage 
bestellt  werden.  Getrennt  von  dem  Gesellschaftervorzug  ist 
die  Gründerb elohming .  Das  österreichische  Gesetz  verbietet 
die  Gewährung  derselben  an  einen  Gesellschafter  aus  dem 
Stammkapitale,  (§  7  Abs,  1  öst.  Ges,)  Es  verlangt  mithin  eben- 
sowenig wie  das  deutsche  Becht  eine  Aufnahme  einer  solchen 
Zusage  in  den  Gesellschaftsvertrag.  Ist  sie  einem  Dritten  ver- 
sprochen, so  erwirbt  dieser  mit  der  Entstehung  der  G.  m.  b.  H. 
in  der  gleichen  Weise  einen  Anspruch  gegen  die  Gesellschaft 
wie  jeder  andere  Kontrahent.  Dasselbe  gilt  aber  auch  von 
einem  Gesellschafter.  Nur  bildet  das  Verbot  der  Bückzahlung 
des  Stammkapitals  die  Schranke.  Für  Deutschland  fliesst  sie 
aus  der  allgemeinen  Vorschrift  des  §  30  Abs.  1.  Für  Österreich 
ist  sie  in  §  7  Abs.  1  besonders  ausgesprochen.  Auch  hier  füiuen 
beide  Gesetze  zum  gleichen  Ergebnisse.  Eine  Zusage,  die  aus 
dem  von  den  andern  Gesellschaftern  zu  leistenden  Agio  oder 
aus  den  Gewinnüberschüssen  erst  zu  bezahlen  ist,  kann  in 
beiden  Beichen  auch  ohne  Festsetzung  im  Gesellschaftsvertrage 
giltig  versi)rochen  und  erfüllt  werden.  In  beiden  Fällen  ist  die 
Regelung  im  Gesetze  nach  österreichischem    Vorbilde  ratsam. 

Der  Ersatz  der  Kosten    der   Errichtung   der   Gesellschaft 

1  Staub-Haclienbur^,  Aimi.  60  zu  §  5  G.  m.  b.  H.  Ges. 
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gebührt  jedem  Gesellschafter,  der  sie  vorlegte.  Er  kann  mit 
diesen  nicht  gegen  die  Einlage  aufrechnen.  Das  kann  nur  die 
Gesellschaft  selbst.  Aber  Zahlung  kann  er  fordern.  Das  gilt  für 
Deutschland  unbeschränkt.  Österreich  verlangt  im  Gesellschafts- 
vertrag die  Festsetzung  eines  Höchstbetrags.  Über  diesen  hinaus 
kann  kein  Ersatz  begehrt  werden.  Man  befürchtet  hier  Miss- 
bräuche.^  Es  lässt  sich  nicht  sagen,  dass  sich  bei  der  G.  m.b.H. 
solche  in  Deutschland  herausgestellt  haben.  Die  Gesellschaften 
werden  nicht  zum  Zwecke  des  Handels  mit  den  Anteilen  gegrün- 
det. Was  ein  Gesellschafter  mehr  erhebt  als  er  tatsächlich  veraus- 
gabte, käme  wieder  auf  die  verbotene  Rückerstattung  der  Einlage 
hinaus.  Der  Gedanke  des  österreichischen  Gesetzes  führt  aber 
insofern  zu  einem  Schutze  der  Gläubiger,  als  diese  wissen,  mit 
welcher  Minderung  des  Stammkapitals  sie  zu  rechnen  haben. 
p]s  steht  dem  Verlangen  der  Aufnahme  der  Sacheinlagen  gleich. 
Daher  wird  man  auch  diesen  Gedanken  übernehmen  dürfen. 

Die  Gesellschaft  ist  von  allen  Geschäftsführern  zum  Ein- 
trage zum  Handelsregister  anzumelden.  Neben  der  Vorlage  des 
Gesellschaftsverlrags,  der  Legitimation  der  Geschäftsführer  und 
der  Liste  der  Gesellschafter  (§  7,  Ziff.  1,  2  und  3  deutsch.  Ges., 
§  9,  Ziff.  1,  2  und  3,  öst.  Ges.)  verlangt  Österreich  in  der  Liste 
auch  die  Mitteilung  über  die  von  den  Gesellschaftern  geleiste- 
ten Einzahlungen.  Auch  über  diese  soll  das  Handelsregister 
Auskunft  geben.  (§11  Abs.  2  Satz  2  öst.  Ges.)  Sie  sind  bei 
der  Veröffentlichung  des  Gesellschaftsvertrags  mit  anzugeben. 
(§  12  Abs.  2  Ziff.  4  öst.  Ges.)  Jede  Einforderung  weiterer  Ein- 
zahlungen ist  unter  Angabe  des  eingerufenen  Betrags  von  sämt- 
lichen Geschäftsführern  zum  Handelsregister  anzumelden.  Das 
Handelsgericht  hat  sie  zu  verötfentlichen.  (§  64  Abs.  1  öst.  Ges.) 
Die  Gesellschaft  muss  in  Österreich  ein  Anteilbuch  führen.  Jeder 
„der  ein  rechtliches  Interesse  bescheinigen  kann",  darf  es  einse- 
hen. In  demselben  ist  die  geleistete  Einzahlung  zu  vermerken.  Es 
soll  mithin  der  Gläubiger  sich  stets  davon  überzeugen  können, 
ob  die  Stammeinlagen  noch  ausstehen  oder  ob  die  Gesellschafter 
sie  vollbezahlt  haben.  Dieses  Stück  Kontrolle  schadet  der  G.  m.  b. 
H.  sicher  nicht.  Es  gewährt  Dritten  keinen  Einblick  in  die  inneren 
Angelegenheiten.  Es  liegt  darin  ein  Fortschritt  gegenüber  dem 

1  Erl.  Bern,  zur  R.  V.  S.  60. 
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deutschen  Rechte.*  Eine  andere  Frage  ist,  oh  sich  das  öster- 
reichische System  nicht  vereinfachen  lässt.  Durch  die  Anmeldung 
zum  Handelsregister  und  deren  Veröffentlichungen  ist  eine  Ver- 
mehrung der  Arbeit  des  Registergerichts  zu  befürchten,  die  nicht 
wohl  im  Verhältnis  zu  dem  hierdurch  erzielten  Nutzen  steht.^ 

Das  Minimum  der  Rareinlagen  von  25 ^Z«  ist  in  beiden 
Gesetzen  wieder  das  Gleiche.  Für  die  Sacheinlagen  ist  der 
deutsche  Text  nicht  unstreitig.  Die  eine  Auslegung  verlangt, 
dass  auch  die  Sacheinlagen  bereits  zur  freien  Verfügung  der 
Geschäftsführer  stehen  müssen.^  Die  andere  hält  die  Zusage 
für  genügend.*  Die  österreichische  P'assung  schliesst  jeden  Zwei- 
fel aus.  Die  Sacheinlage  muss  sofort  in  vollem  Umfange  bewirkt 
werden,  (§  10  Abs.  1,  Satz  2  öst.  Ges.)  Das  kann  nur  soweit 
geschehen  als  es  rechtlich  möglich  ist.  Sofern  die  Erfüllung 
die  Existenz  der  G.  m.  b.  H.  voraussetzt,  können  nur  Vorbe- 
reitungshandlungen in  Frage  kommen.  Die  österreichische  Re- 
gelung gibt  ein    weiteres   Stück    der   Sicherung  der  Gläubiger. 

Die  Gesetze  treffen  aber  auch  Fürsorge  für  die  Erhaltung 
des  Stammkapitals.  Sie  gelit  durch  das  ganze  System  hindurch. 
Die  Stammeinlage  bildet  die  Kreditbasis.  Das  Gesetz  wacht  in 
beiden  Ländern  über  die  Erfüllung  derselben.  Österreich  stellt 
den  Satz  an  die  Spitze,  dass  jeder  Gesellschafter  die  von  ihm 
übernommene  Stammeinlage  in  voller  Höhe  nach  Massgabe 
des  Gesellschaftsverlrags  und  den  von  den  Gesellschaftern  giltig 
gefassten  Reschlüssen  einzuzahlen  verpflichtet  ist.  (§  63  Abs. 
1  öst.  Ges.)  Notwendig  ist  diese  etwas  lehrbiichhaft  klingende 
Vorschrift  nicht.  Sie  folgt  aus  dem  Wesen  der  Stammeinlage. 
Deutschland  schreibt  die  Einzahlung  nach  Verhältnis  der  Stamm- 
einlagen vor.  (§  19  Abs.  2  deutsch.  Ges.)  Darin  wird  eine  zwin- 
gende Vorschrift  gesehen.  Österreich  lässt  eine  Abweichung 
durch  den  Gesellschaflsverlrag  zu.  (§  63  Abs.  2  öst.  Ges.)  Es 
kann  die  eine  Stammeinlage  vor  der  andern  vollbezahlt  wer- 
den müssen.  Die  Gläubiger  haben  kein  Interesse  daran,  welche 
Gesellschafter  zuerst    die   Kapitalien   einschiessen.   Es   genügt, 

^  So  auch  Neuknmp,  Gutachten  226. 

-  Liebniann  a.  a.  O.  81. 

'  K.  G.  Recht  08,  353  dw.  2114. 

*  O.  L.  G.  Hamburg  in  O.  L.  G.  R.  16,  112. 
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dass  ihnen  alle  Einlagen  gesichert  sind.  Man  kann  den  Gesell- 
schaftern freistellen,  in  welcher  Reihenfolge  sie  die  Einzahlun- 
gen machen.  Erlass  und  Stundung  ist  in  beiden  Gesetzen  gleich- 
massig  verboten.  Ebenso  Aufrechnung  und  Hingabe  an 
Zahlungsstatt.  (§  19  Abs.  2  und  3  deutsch.  Ges.,  §  63  Abs.  3 
und  5  Ost.  Ges.)  Davon  war  oben  schon  die  Rede.^  Gleichge- 
staltet ist  im  Prinzip  das  Ausschliessungsverfahren  beim  Ver- 
zuge der  Zahlung.  Doch  verlangt  Österreich,  dass  die  Auffor- 
derung unter  Androhung  der  Ausschliessung  an  alle  säumigen 
Gesellschafter  erfolge.  Einzelne  auszunehmen  ist  unzulässig. 
(§  ()6  Abs.  1  Satz  3  öst.  Ges.)  Die  straffe  Ausübung  dieser 
Befugnis  kennt  das  deutsche  Recht  für  die  Aktiengesellschaft. 
(§  219  H.  G.  B.)  Das  Interesse  der  Gläubiger  der  G.  m.  b.  H. 
verlangt  dies  nicht.  Hier  kennt  man  die  einzelnen  Gesellschafter. 
Die  verschiedene  Behandlung  nach  der  verschiedenen  Lage, 
bei  dem  einen  die  Kaduzierung,  bei  dem  andern  die  Einkla- 
gung, kann  gerade  im  Interesse  der  Kreditgeber  liegen.  Die 
Gefahr  einer  missbräuchlichen  Bevorzugung  oder  Benachteih- 
gung  eines  Gesellschafters,  die  Österreich  befürchtet,  wird  dem 
gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen. 

Die  Haftung  des  Rechtsvorgängers  ist  in  beiden  Gesetzen 
wieder  gleich  geordnet.  (§  22  deutsch.  Ges.,  §  67  öst.  Ges.) 
Auch  der  Übergang  des  Geschäftsanteils  des  ausgeschlossenen 
Gesellschafters  auf  seinen  zahlenden  Vormann  als  unmittelbare 
Folge  der  Zahlung  hat  Österreich  übernommen.  Etwas  ab- 
weichend sind  die  Vorschriften  über  die  Verwertung  des 
Geschäftsanteils,  wenn  auch  die  Vorgänger  nicht  bezahlen. 
Deutschland  greift  sofort  zur  Versteigerung.  Eine  andere  Ver- 
wertung ist  nur  mit  Zustimmung  des  Ausgeschlossenen  zulässig. 
(§  23  deutsch.  Ges.)  Österreich  gestattet  den  freihändigen  Ver- 
kauf zum  Bilanzwerte  innerhalb  eines  xMonats.  Das  mag  im 
Interesse  der  Gesellschaft  liegen.  Für  den  ausgeschlossenen 
Gesellschafter  ist  es  nicht  ohne  Gefahr.  Das  Verlangen  des 
Bilanzwertes  wird  ihn  nicht  immer  schützen.  Es  ist  meist 
schwer  festzustellen.  Gesellschaften,  deren  Mitglieder  kaduziert 
werden,  sind  recht  selten  vollwertig.  Hier  dürfte  das  deutsche 

•  S.  41  ff. 
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System  den  Vorzug  verdienen.^  Österreich  trifft  Anordnungen 
über  die  Verwertung  des  Übererlöses.  Er  ist  in  erster  Linie 
auf  die  ausser  dem  eingeforderten  Betrage  nocli  geschuldete 
Stammeinlage  zu  verrechnen.  Ist  diese  voll  gedeckt,  so  fliesst 
er  an  den  ausgeschlossenen  Gesellschafter.  Das  deutsche  Recht 
weist  den  Mehrerlös  der  Gesellschaft  zu.  Das  österreichische 
System  erscheint  als  das  billigere.  Die  Gesellschaft  soll  sich 
nicht  auf  Kosten  des  Ausgeschlossenen  bereichern. 

Das  letzte  Glied  in  der  Kette  ist  endlich  die  Haftung  der 
andern  Gesellschafter  für  den  auch  durch  die. Verwertung  des 
Geschäftsanteils  nicht  gedeckten  Ausfall.  Sie  ist  das  Besondere 
der  G.  m,  b.  H,  Sie  erstreckt  die  Haftung  von  der  Einlage 
auf  das  ganze  Stammkapital.  (§  24  deutsch.  Ges.)  Sie  ist  auch 
vom  österreichischen  Gesetze  als  unentbehrlicher  Teil  des 
ganzen  Baues  beibehalten.  (§  70  öst.  Ges.)  Sie  ergreift  aber  auch 
hier  nur  die  Geldeinlage.  Das  ist  unbefriedigend.  Bei  der  Ent- 
währung  einer  erheblichen  Sacheinlage  haben  die  Gläubiger 
keine  Deckung.  Das  muss  vermieden  werden.  Umsomehr  da 
auch  in  beiden  Gesetzen  die  Gesellschafter  für  die  Erstattung 
der  zurückbezahlten  Kapitalien  haften  ohne  Rücksicht  ob  es 
sich  um  eine  Geld-  oder  Sacheinlage  handelt.  Das  öster- 
reichische Gesetz  (§  70  Abs.  3)  gibt  eine  Ergänzung  des 
deutschen  insofern,  als  es  den  andern  Gesellschaftern  ein 
Recht  auf  die  Dividende  und  das  Liquidationsergebnis  aus 
dem  kaduzierten  Anteile  gibt.  Aus  dem  nachträglichen  Verkaufe 
erhalten  sie  ihre  Zahlungen  zurück.  Das  letztere  wird  für 
Deutschland  aus  dem  Inhalte  des  Gesetzes  al)geleitet.  Das  erstere 
fliesst  den  Gesellschaftern  in  gleicher  Weise  mittelbar  zu. 

Die  Rückzahlung  des  Stammkapitals  gefährdet  die  Inte- 
ressen der  Gläubiger  aufs  schwerste.  Beide  Gesetze  sind  wieder 
darin  einig,  dass  sie  unzulässig  ist.  Die  Fassung  ist  eine  ver- 
schiedene. Nach  deutschem  Hecht  (§  30.  Abs.  1)  darf  das  zur 
Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft an  die  Gesellschafter,  durch  die  das  Stammkapital  als 
nicht  mehr  gedeckt  erscheint,  nicht  erfolgen.  Österreich  (§  82 
Abs.  1)  versagt  die  Rückforderung  der  Stammeinlagen.  Nur  der 

»  Y'A.  auch  Österreidi.  Industrierat  1905  Hefl  8  S.  23. 
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Reingewinn  darf  ausgeschüttet  werden.  Diese  Art  der  Regelung 
machte  Einzel  Vorschriften  erforderlich.  Der  Reingewinn  darf 
nicht  ausbezahlt  werden,  wenn  sich  in  der  Zeit  zwischen  dem 
Jahresschlüsse  und  dem  Beschlüsse  der  Gesellschafter  über  den 
Rechnungsabschluss  eine  erhebliche  Schmälerung  des  Vermö- 
gensstandes ergibt.  (§  82  Abs.  5  öst.  Ges.)  Dann  ist  der  Gewinn 
als  Reserve  auf  Rechnung  des  laufenden  Jahres  zu  übertragen. 
Die  Auslegung  des  deutschen  Gesetzes  geht  weiter.  Sie  versagt 
die  Ausschüttung  des  Gewinnes,  sobald  diese  das  Vermögen 
der  Gesellschaft  derart  mindert,  dass  das  Stammkapital  nicht 
mehr  erhalten  bleibt.  Also  auch  dann,  wenn  die  Gesellschafterver- 
sammlung die  Verteilung  bereits  beschlossen  hatte.  Das  österrei- 
chische Gesetz  hat  den  Vorzug,  dass  es  durch  seine  ausdrückliche 
Regelung  zweifellose  Verhältnisse  schafft.  Das  energische  Vor- 
gehen des  deutschen  Rechts  dehnt  aber  den  Gläubigerschutz  weiter 
aus.  Eine  Verbindung  beider  wird  leicht  durchzuführen  sein. 
In  der  Behandlung  der  Rückzahlungspflicht  stehen  beide 
Gesetze  wieder  gleich.  Die  andern  Gesellschafter  haften  für 
den  Ausfall.  In  Einzelheiten  weichen  sie  voneinander  ab.  Das 
deutsche  Recht  zieht  sofort  die  Gesellschafter  heran.  Ihnen 
haften  die  Geschäftsführer  auf  Ersatz,  wenn  ihnen  ein  Ver- 
schulden zur  Last  fällt  (§  31,  Abschn.  6).  Österreich  stellt  die 
Geschäftsführer  voran.  Erst  wenn  auch  von  diesen  die  Erstat- 
tung des  zu  Unrecht  ausbezahlten  Kapitals  nicht  zu  erhalten 
ist,  haften  die  Gesellschafter.  Ob  dieser  Weg  kürzer  sein 
wird,  als  der  des  deutschen  Gesetzes,  erscheint  zweifelhaft.  Er 
ist  den  Gesellschaftern  günstiger.  Er  rückt  ihre  Haftung  an 
die  letzte  Stelle.  Legt  man  den  Nachdruck  auf  einen  energi- 
schen Schutz  der  Gläubiger,  so  ist  es  richtiger,  den  Gesell- 
schaftern die  Einrede  der  Vorausklage  der  Geschäftsführer  zu 
versagen.  Andererseits  behandelt  Deutschland  die  Gesellschaf- 
ter wieder  milder.  Es  lässt  sie  nur  haften,  wenn  und  soweit 
die  Rückzahlung  zugunsten  der  Gläubiger  erforderlich  ist 
(§  31,  Abschn.  3).  Österreich  kennt  diese  Voraussetzung  nicht. 
Wie  bei  der  Nichterfüllung  der  zugesagten  Einlage,  stehen 
auch  bei  der  Nichtrückzahlung  die  Gesellschafter  unterein- 
ander nach  Verhältnis  ein.  Konsequenter  ist  jedenfalls  das 
österreichische  System. 
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Eine  Zurückzahlung  der  Stammeinlage  ist  nur  zulässig 
bei  der  Herabsetzung  des  Stammkapitals.  Diese  befreit  die 
GeseUschafter  von  der  Pflicht,  stets  die  hier  festgesetzte  Summe 
für  die  Gläubiger  zurückzuhalten.  Auch  hier  steht  die  Fürsorge 
für  die  Gläubiger  im  Vordergrunde.  In  der  Durchführung 
weicht  das  österreichische  Gesetz  wieder  vom  deutschen  ab. 
Es  sucht  Bedenken,  die  gegen  dieses  erhoben  sind,  zu  besei- 
tigen. Deutschland  kennt  nur  eine  Anmeldung  der  Herabsetzung 
des  Stammkapitals.  Sie  erfolgt  nach  dem  Ablaufe  des  Sperr- 
jahres. Die  Geschäftsführer  haben  zu  versichern,  dass  die  be- 
kannten Gläubiger  bezahlt  oder  sichergestellt  sind.  Das  Jahr 
läuft  von  der  Aufforderung  durch  die  Gesellschaft.  (§§  58,  59 
deutsch.  Ges.)  Österreich  verlangt  die  alsbaldige  Anmeldung 
der  beabsichtigten  Herabsetzung  zum  Handelsregister.  Sie  wird 
eingetragen.  Die  Geschäftsführer  haben  nach  der  Eintragung 
die  beabsichtigte  Herabsetzung  zu  veröffentlichen.  Die  Gesell- 
schaft hat  sich  dabei  zur  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Gläu- 
biger bereit  zu  erklären.  Gläubiger  die  sich  nicht  innerhalb 
drei  Monate  melden,  werden  als  zustimmend  errachlet.  (§  55 
Ost.  Ges.)  Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  erst  die  Eintragung  zum 
Handelsregister  zulässig.  Erst  dann  kann  die  Rückzahlung  der 
Einlagen  erfolgen.  Erst  dann  ist  eine  Befreiung  von  rückstän- 
digen Einlagen  wirksam.  (§§  56,  57  öst.  Ges.)  Das  österreichi- 
sche System  zeichnet  sich  von  dem  deutschen  durch  zwei 
Momente  aus.  Zum  einen  durch  die  alsbaldige  Eintragung  des 
Beschlusses  auf  Herabsetzung.  Zum  andern  durch  die  Abkür- 
zung der  Frist.  Die  Interesse  der  Gläubiger  sind  auch  hier 
hinreichend  gewahrt.  Dieselbe  Kürzung  der  Sperrfrist  auf  drei 
Monate  findet  sich  für  Österreich  auch  bei  der  Liquidation. 
(§  91  Abs.  2  öst.  Ges.)  Man  wird  auch  hier  diese  Zeit  für  hin- 
reichend ansehen.  Das  deutsche  Sperrjahr  (§  73  Abs.  1  deutsch. 
Ges.)  geht  über  das  Bedürfnis  der  Gläubiger  hinaus. 

Es  soll  wieder  nicht  behauptet  werden,  dass  die  hier 
besprochene  Materie  ausgeschöpft  ist.  Immer  muss  betont  wer- 
den, dass  nur  die  Grundlagen  hervorgehoben  werden.  Es  soll 
gezeigt  werden,  dass  in  ihrem  innersten  Wesen  beide  Gesetze 
ffleich  sind.  Ihre  Vereinigung  ist  durchführbar. 

5.  Die  Interessen  der  Gesellschafter  stehen  bei  der  G.  m. 
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b.  H.  im  Gesetze  hinter  denen  der  Gläubiger.  Hier  schliessen 
sich  die  Gesellschafter  eng  zusammen.  Sie  nähern  sich  hier 
mehr  der  offenen  Handelsgesellschaft  als  der  Aktiengesellschaft. 
Die  Beteiligungen  sollen  keine  Verkehrsobjekte  bilden.  Deshalb 
überlässt  man  ihnen  in  ganz  anderer  Weise  als  bei  der 
Aktiengesellschaft  die  Regelung  ihrer  inneren  Verhältnisse.  In 
beiden  Gesetzen  wird  darüber  gewacht,  dass  der  Geschäfts- 
anteil mit  der  Person  des  Gesellschafters  verknüpft  ist.  Der 
künftige  Gesellschatter  wird  dadurch  geschützt,  dass  ihm  der 
Erwerb  erschwert  wird.  Um  den  Schutz  des  gegenwärtigen 
Gesellschafters  hat  sich  das  deutsche  Recht  fast  nicht  geküm- 
mert. Die  Gesellschafter  bedürfen  anscheinend  dessen  nicht. 
Sie  können  bestimmen  was  ihnen  gutscheint.  Sie  können  die 
wenigen  Schutzrechte  des  Gesetzes  beseitigen.  Sie  können  einen 
Aufsichtsrat  einführen.  Sie  müssen  es  nicht.  Wie  sie  sich  betten, 
so  liegen  sie.  Österreich  hat  diesen  Standpunkt  nicht  durch- 
geführt. Die  Erfahrung  zeigte,  dass  es  auch  Gesellschaften  giebt, 
bei  denen  eine  andere  als  kapitalistische  Verbindung  nicht 
besteht.  Die  Mehrheit  ist  geneigt,  die  Macht  zu  missbrauchen. 
Die  Minderheit  bedarf  einer  Fürsorge.  Daher  finden  sich  eine 
Reihe  von  Änderungen,  die  das  österreichische  Gesetz  bei  der 
Teilnahme  der  Gesellschafter  an  der  Verwaltung  der  Gesell- 
schaft gegenüber  dem  deutschen  Gesetze  eintreten  Hess.  Sie 
sind  zwingenden  Rechts.  Sie  sollen  jedem  Beteiligten  ein  Mini- 
mum an  Kontrolle  und  Mitwirkung  sichern. 

Jeder  Gesellschafter  muss  mindestens  eine  Stimme  in  der 
Gesellschafterversammlung  haben.  (§  39  Abs.  2  Satz  2  öst.  Ges.) 
Deutschland  gestattet  die  Ausschliessung  des  Stimmrechts.  Die 
Gesellschafterversammlung  ist  in  Österreich  nur  beschlussfähig, 
wenn  mindestens  ein  Zehntel  des  Gesellschaftskapitals  vertreten 
ist.  (§  38  Abs.  6  öst.  Ges.)  Erst  in  einer  zweiten  Versammlung  ist 
die  Versammlung  ohne  Rücksicht  auf  die  Vertretung  des  Kapitals 
beschlussfähig.  Deutschland  kennt  eine  solche  Vorschrift  nicht, 
Österreich  verlangt  die  Zustimmung  der  Gesellschafter  zu 
jedem  Rechtsgeschäfte  über  den  Abschluss  oder  die  einer 
der  Gesellschaft  lästigen  Abänderung  eines  Vertrags,  durch  den 
die  G.  m.  b.  H.  dauernd  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  bestimmte 
Anlagen  oder  unbewegliche  Gegenstände  für  eine  den  fünften 
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Teil  ihres  Stammkapitals  übersteigende  Vergütung  erwirbt.  Der 
Beschluss  bedarf  einer  Mehrheit  von  Dreivierteln  der  absese- 
benen  Stimmen.  (§  35  Ziff.  7  öst.  Ges.)  Nach  deutschem  Recht 
macht  die  Rechtsprechung  die  Geschäftsführer  haftbar,  wenn 
sie  Abschlüsse  über  aussergewöhnliche  Geschäfte  ohne  Zustim- 
mung der  Gesellschafter  tätigen.  Doch  ist  auch  diese  Auslegung 
des  Gesetzes  nicht  unbestritten. 

Jedem  Gesellschafter  ist  in  Österreich  ohne  Verzug  nach 
der  Aufsteilung  der  Bilanz  eine  Abschrift  zuzustellen.  Er  kann 
diese  innerhalb  einer  Woche  vor  der  zur  Prüfung  des  Rech- 
nungsabschlusses berufenen  Gesellschafterversammlung  an  Hand 
der  Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft  prüfen.  (§  22  Abs. 
4  öst.  Ges.)  Deutschland  kennt  dies  Recht  nur,  wenn  es  im 
Gesellschaftsvertrage  bedungen  ist.  Wurde  dies  versäumt,  so 
muss  sich  der  Gesellschafter  mit  der  Vorlage  der  Bilanz  in  der 
Versammlung  und  der  Auskunft  der  Geschäftsführer  begnügen. 
Österreich  gestattet  eine  statutarische  Minderung  oder  Aufhe- 
bung dieses  Rechts  nur,  wenn  die  G.  m.  b.  H.  einen  Aufsichts- 
rat hat. 

Wird  der  Antrag  auf  Prüfung  der  Bilanz  durch  Revisoren 
von  der  Mehrheit  abgelehnt,  so  kann  das  Handelsgericht  auf 
Antrag  eines  Zehntels  des  Stammkapitals  die  Revisoren  bestel- 
len. Vorausgesetzt  ist,  dass  Unredlichkeiten  oder  grobe  Ver- 
letzungen des  Gesetzes  oder  des  Gesellschaftsvertrags  glaubhaft 
gemacht  sind.  (§§  45 — 47  öst.  Ges.)  Versagt  die  Mehrheit  die 
Geltendmachung  von  Ansprüchen  gegen  Geschäftsführer  oder 
Aufsichtsrat,  so  steht  dies  der  Minderheit,  die  mindestens  ein 
Zehntel  des  Stammkapitals  besitzt,  zu.  Die  Klage  ist  an  eine 
Frist  von  drei  Monaten,  beginnend  mit  dem  Beschlüsse  der 
Ablehnung  oder  der  Vereitelung  eines  auf  die  Verfolgung  zie- 
lenden Anspruchs  zu  erheben.  (§  48  öst.  Ges.)  Deutschland  kennt 
diesen  Schutz  der  Minderheit  für  das  Aktienrecht.  Im  Gebiete 
der  G.  m.  b.  H.  ist  er  unbekannt.  Die  ganze  Regelung  in  Öster- 
reich zeigt  einen  zweifellosen  Fortschritt.  Auch  in  Deutsch- 
land versucht  die  Vertragspraxis  diesen  Bestimmungen  Eingang 
zu  verschaffen.  Die  Fälle,  in  denen  dies  versäumt  wird,  sind 
aber  die  häufigeren. 

Österreich  regelt  eingehend  die  Anfechtung  der  Beschlüsse 
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der  Gesellschafterversammlung.  (§§  41  u.  42  öst.  Ges.)  Die  Recht- 
sprechung und  Gesetzesauslegung  hat  in  Deutschland  zu  ähn- 
lichen Ergebnissen  geführt.  Auch  dieser  Schutz  des  einzelnen 
Gesellschafters  ist  unentziehbar.  Wohltuend  ist  die  Beschrän- 
kung dieser  Klage  auf  die  in  Deutschland  für  die  Aktiengesell- 
schaft festgesetzte  Monatsfrist.  (§41  Abs.  2  öst.  Ges.)  In  Deutsch- 
land ist  sie.  wie  die  ganze  Regelung  der  Materie,  dem  Gesetze 
unbekannt.  Man  kann  sich  nur  durch  statutarische  Begrenzung 
helfen.  Wo  diese  fehlt,  sucht  man  im  Zeitablauf  einen  still- 
schweigenden Verzicht  zu  sehen.  Wo  dieser  versagt,  muss  die 
Anfechtung  nach  mehreren  Monaten  noch  gestattet  werden. 

6.  Die  Organisation  der  G.  m.  b.  H.  in  beiden  Gesetzen 
baut  auf  derselben  Grundlage  auf.  Die  Bestimmungen  sind 
vielfach  die  gleichen.  Die  Gesellschafter  als  Gesamtheit  sind 
das  oberste  Organ.  Sie  vereinigen  sich  in  Deutschland  zur 
Gesellschafter-,  in  Österreich  zur  Generalversammlung.  (§  45 
ff.  deutsch.  Ges.,  §  34  öst.  Ges.)  Die  Rechte  der  Geseilschaft 
werden  durch  Geschäftsführer  ausgeübt.  (§  35  deutsch.  Ges., 
§  15  öst.  Ges.)  Die  Kommission  des  Herrenhauses  hat  die  Be- 
zeichnung als  Generalversamlung  eingeführt.  Sie  fügte  hinter 
Geschäftsführer  „Vorstand"  ein.^  Sie  will  zum  Ausdruck  bringen, 
dnss  beide  dieselben  (3rgane  sind,  wie  bei  der  Aktiengesell- 
schaft. Auch  die  deutschen  Gesellschaften  gebrauchen  lieber 
diese  ihnen  geläufigeren  Benennungen.  Charakteristisch  ist  beiden 
Gesetzen  die  grundsätzliche  Spaltung  beider  Eigenschaften.  Der 
Gesellschafter  führt  die  Geschäfte  und  vertritt  die  Gesellschaft 
nur,  wenn  er  zum  Geschäftsführer  bestellt  ist.  Es  ist  schon  früher  '^ 
gezeigt,  dass  für  die  Individualgesellschaft  dieser  Grundsatz  nicht 
aufreclit  zu  erhalten  ist.  Das  Gesetz  muss  für  solche  Fälle  dem 
Statut  die  Möglichkeit  geben,  die  Gesellschafter  als  solche  mit 
der  Führung  der  Geschäfte  zu  betrauen.  Voraussetzung  wird 
sein,  dass  die  Gesellschafter  sich  zur  Arbeit  für  die  Gesell- 
schaft verpflichten.  Dem  wird  man  den  Fall  gleichstellen,  dass 
alle  Geschäftsanteile  in  einer  Hand  sind.  Ein  solcher  Gesell- 
schafter, der  sich  selbst  zum  Geschäftsführer  bestellt,  ist  eine 
juristische  Konstruktion,  aber  kein  Gebilde  des  Lebens. 

1  Bericht  S.  7. 

2  Oben  S.  28. 
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Zwischen  Vorstand  und  Gesellschaftern  kann  der  Aiif- 
sichtsrat  stehen.  Deutschland  kennt  ihn  nur  fakultativ.  Der  Auf- 
sichtsrat als  notwendiges  Organ  der  Aktiengesellschaft  soll  der 
Wahrung  der  Interessen  der  Aktionäre  dienen.  Sie  sind  zer- 
streut und  ohne  Fühlung  mit  einander.  Die  Gesellschafter  der 
G.  m.  b.  H.  sind: in  nahen  persönlichen  Beziehungen  gedacht. 
Daher  überlässt  es  in  Deutschland  das  Gesetz  ihnen,  ob  sie  ihre 
Interessen  selbst  wahrnehmen,  oder  einen  Aufsichtsrat  bestellen 
wollen.  (§  52  deutsch.  Ges.)  Österreich  unterscheidet.  Beläuft 
sich  das  Stammkapital  auf  mehr  als  eine  Million  Kronen  und 
übersteigt  die  Zahl  der  Gesellschafter  fünfzig,  so  muss  ein 
Aufsichtsrat  bestellt  werden.  In  den  andern  Fällen  kann  die 
Bestellung  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt  werden.  (§  29  Abs. 
1  u.  2  Ost.  Ges.)  Man  hielt  dies  „bei  kapitalistisch  angelegten 
Unternehmungen  auf  breiter  Mitgliedergrundlage"  und  auch 
im  Interesse  der  Gläubiger  für  geboten.^  Das  Prinzip  ist  zweifellos 
richtig.^  Österreich  besass  auf  31.  Dezember  1911  315  Gesell- 
schaften mit  Aufsichtsrat.  Das  waren  21,  38  7o  der  Gesammt- 
summe.^  Es  wird  sich  nur  fragen,  ob  nicht  eine  weniger  for- 
malistische Durchführung  möghch  ist.  Es  berührt  immer  etwas 
eigenartig,  wenn  bei  999,000  K,  einerlei  wie  gross  die  Zahl 
der  Gesellschafter  und  bei  49  Gesellschaftern,  einerlei  wie  hoch 
das  Kapital  ist,  die  Bestellung  des  Aufsichtsrats  von  einer  Drei- 
viertelmehrheit abhängt.  Gerade  diese  kann  vielleicht  durch 
wenige  Gesellschafter,  die  keine  Kontrolle  wünschen,  vereitelt 
werden.  Es  wäre  zu  überlegen,  ob  man  nicht  ein  Minderheits- 
recht auf  Bestellung  des  Aufsichtsrats  schaffen  will.  Auch  hier 
kann  eine  Mindestzahl  von  Gesellschaftern,  vielleicht  fünf  oder 
zehn  vorgesehen  werden.  Dabei  wäre  das  Antragsrecht  nur 
denen  gegeben,  die  mindestens  ein  Zehntel  des  Kapitals  besitzen. 
Man  denke  an  den  P'all,  dass  ein  Gesellschafter  die  einfache 
Mehrheit  besitzt.  Er  beruft  den  Vorstand  und  erteilt  ihm  Ent- 
lastung. Er  kann  sich  selbst  dazu  ernennen.  Auch  die  im  öster- 

'  Erl.  Bciii.  zur  H.  V.  67. 

'  Zustimmend  Neukamp,  Gutacliten  227. 

3  Gr.-Oberndorf,  Österr.  Statist.  Monatsclirift  1912,  488.  Aus  der 
Tabelle  ist  nicht  zu  ersehen,  wann  der  Aufsichtrat  notwendig  und  wann 
er  freiwillig  war. 
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reichischen  Gesetze  vorgesehenen  Mindeiheitsrechte  der  Gesell- 
schafter sind  nur  als  Reaktion  gegen  begangenes  Unrecht  gedacht. 
Das  Recht  auf  Restellung  eines  Aufsichtsrats  hätte  fürsorgenden 
Wert.  Es  gewährt    auch    in  den  Fällen  Abhilfe,    in  denen  der 
bisher  wegen  der  Zahl  der  Gesellschafter  gebotene  Aufsichtsrat 
fortfiele  so  wenn  dieser  durch  Ankauf  einiger  Anteile  unter  50  sinkt, 
7.  Die  NachschusspfUcht  ist  eine  Eigenart  der  G.  m,  b.  H., 
die  dem  Aktienrechte  unbekannt  ist.  Die  Gesellschafter  können 
über  den  Betrag  der  Stammeinlagen  hinaus,  die  HÜnfordcrung 
von  weiteren    Einzahlungen   bescliliessen.    (§  26  deutsch.    Ges. 
§  72  Abs.  1  Ost.  Ges.)   Sie   erhöhen   weder    das  Stammkapital 
noch  die  Geschäftsanteile.  Das  Nachschusskonto    ist  beweglich. 
Es  kann  wieder  beseitigt  werden.  Die  Verluste  hierauf  schaffen 
keine  Unterbilanz.  Darin  sind  beide  Gesetze  völlig  gleich.  Eine 
Statistik  über  die  Gesellschaften  mit  Nachschussptlicht  liegt  für 
Deutschland   nicht   vor.    Sie    würde    vermuthch    einen    relativ 
geringen    Prozentsatz   ergeben.    Vielleicht   ist   auch   ein  Rück- 
schluss  aus  der  ausserordentlich   geringen   Zahl  von  gerichtli- 
chen Entscheidungen    erlaubt.    Die    Urteile  des  R.  G.  und  der 
0.  L.  G.  aus  dem  Gebiete  der  G.  m.  b.  H.  sind  sehr  zahlreich. 
Reidnitz^  hat  bis  1912  deren  490  zusammengestellt.  Das  Gebot 
der   Nachschussptlicht   berührt  nur  eine    einzige^.    Auch    diese 
behandelt  nur   die   Frage  der   Giltigkeit   der   Satzung,   welche 
dem  Aufsichtsrate  die  Einforderung  der  Nachschüsse  überlässt. 
Das   deutet   auf  eine   geringe  Verwendung   der   Nachschüsse. 
Für  Österreich   betrug  Ende  1911  die  Zahl  der  Gesellschaften 
mit  Nachschussptlicht  197,  bei  einer  Gesamtzahl  von  1059  Ge- 
sellschaften. Im  Jahre  1910  waren  es  147  bei  743   Gesellschaf- 
ten, 1909  waren  es  95  bei  492  Gesellschaften  usw.*  Die  weitaus 
grösste   Zahl  ist  ohne  eine  Nachschussptlicht.  Daher  wird  man 
sicher    mit    dem    deutschen    und    österreichischen    Gesetze  an 
der   nur   fakultativen    Zulassung   der   Nachschüsse    festhalten. 
Deutschland  kennt  eine  unbeschränkte  und  eine  beschränkte 
Nachschussptlicht.   (§  27  u.  28  deutsch.  Ges.)   Mit  der  ersteren 

^  Die  G.  m.  b.  H.  in   der   Rechtsprechung  der  Deutschen  Gerichte 
seit  1892. 

"■  R.  G.  Z.  70,328. 

=•  Gr.-Oberndorf,  Österr.  Statist.  Monatschrift  1912,  486. 
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ist  das  Abandonrecht  verknüpft.  Der  Gesellschafter  kann  sich 
von  der  Zahlung  durch  Preisgabe  des  Geschäftsanteils  befreien. 
Bei  der  beschränkten  Nachschusspflicht  finden  die  Vorschriften 
über  die  Einzahlung  der  Stammeinlagen  Anwendung.  Doch 
kann  der  Gesellschaftsvertrag  hier  beliebig  andere  Anordnun- 
gen treffen.  Österreich  hat  auf  die  unbeschränkte  Nachschuss- 
pflicht verzichtet/  Mit  Recht.  Eine  solche  Pflicht  ungemessener 
Einzahlungen  hebt  die  Beschränkung  der  Haftung  zum  Teile 
wieder  auf.  Die  Ungewissheit  des  Risikos  bringt  eine  Unsicher- 
heit in  die  ganze  Situation.  Jedenfalls  kann  die  unbegrenzte 
Nachschusspflicht  entbehrt  werden.  Die  Gesellschaft  kann  auch 
die  Nachzahlung  so  hoch  stecken  wie  sie  will.  Die  österrei- 
chische Statistik  zeigt  als  Höchstbetrag  eine  NachschusspilichL 
von  lOOü  7o>  ^^so  auf  das  zehnfache  der  Einlage  bei  zwei  Ge- 
sellschaften. Diese  zehnfache  Zubusse  ist  allerdings  schon  eine 
recht  grosse.  Aber  der  Gesellschafter  weiss,  mit  welcher  Summe 
er  höchstens  zu  rechnen  hat. 

8.  Eine  Verständigung  wird  noch  erforderlicii  sein  bei 
der  Frage  der  Auflösung  der  Geseilschaft.  Dass  sie  durch  den 
Beschluss  der  Gesellsciiafter  eintritt  oder  ebenso  durch  den 
Zeitablauf,  darüber  sind  sich  beide  Gesetze  einig.  (§  60  deutsch. 
Ges.  §  84  Ost.  Ges.)  Dass  der  Konkurs  die  G.  m.  b.  H.  auflöst, 
entspricht  dessen  Bedeutung,  Beide  Gesetze  unterscheiden  sich 
aber  in  dem  Rechte  des  einzelnen  Gesellschafters  die  Auf- 
lösung in  besonderen  Fällen  zu  erzwingen.  Deutschland  kennt 
es.  (§  61  deutsch.  Ges.)  Österreich  hat  es  abgelehnt.  „Es  soll 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  unter  Umständen  einem 
Gesellschafter,  der  die  Überzeugung  von  dem  Gedeihen  des 
Unternehmens  verloren  einen  Auflösungsbeschluss  aber  nicht 
durchzusetzen  vermocht  hat,  der  Austritt  sehr  erschwert,  ja  un- 
möglich gemacht  werden  kann.  Dieser  Fall  wird  aber  gewiss  zu 
den  Seltenheiten  gehören.  Deshalb  überwiegen  die  Bedenken, 
die  sich  bei  der  Konstruktion  der  Gesellschaft  als  Zweckver- 
mögen vom  theoretischen  Standpunkte  der  Aufiösungsklage 
entgegenstellen  und  die  von  praktischen  Gesichtspunkten  aus 
darin  gefunden  werden  müssen,  dass  die  Beurleihmg  der  Wich- 
tigkeit der  Auflösungsgründe  dem  Gerichte  eine  in  vielen  Fällen 
1  Hrl.  Bern.  zur.  R.  V.  82. 
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nahezu  unlösbare  Aufgabe  stellt."'  Die  Gründe  können  nicht 
als  durchgreifend  anerkannt  werden.  Zunächst  ist  es  falsch, 
dass  diese  Fülle  zu  den  Seltenheiten  gehören.  Schon  die  Zahl 
darin  Deutschland  vorliegenden  obergerichtiichen  Entscheidun- 
gen zeigt  das  Gegenteil.-  Die  Konstruktion  als  Zweckvermögen 
darf  nie  dazu  führen,  ein  Erfordernis  des  Lebens  zu  versagen.  Die 
Beurteilung  der  Wichtigkeit  der  Gründe  ist  hier  für  die  Richter 
nicht  schwerer  als  in  zahlreichen  anderen  Fällen,  in  denen  ihnen 
solche  Entscheidungen  obliegen.  Je  mehr  sich  die  G.  m.  b,  H. 
als  Individuallgesellschaft  ausbildet,  je  mehr  man  sie  von  der 
Aktiengesellschaft  abrückt,  desto  zwingender  wird  das  Ver- 
langen, die  Gesellschafter  nicht  aneinanderzuschmieden,  wo  das 
Gerichtigkeitsgefühl  die  Trennung  fordert.  Gewiss  mag  in 
manchen  Fällen  die  in  Österreich  durchgeführte  Erleichterung 
der  Veräusserung  des  Geschäftsanteils  die  Auflösungsklage  ent- 
Ijehrlich  machen.  Häufig  ist  dies  nicht.  Denn  es  wird  in  sol- 
chen Fällen  der  inneren  Zerwürfnisse  oder  Zerrüttung  sehr 
schwer  sein,  einen  Abnehmer  zu  finden.  Das  Gesetz  macht  es 
den  Geschäftsführern  zur  Pflicht  die  Gesellschafterversammlung 
zu  berufen,  wenn  die  Hälfte  des  Stammkapitals  verloren  ist. 
(§  49  Abs.  3  deutsch.  Ges,  §  36  Abs.  2  öst.  Ges.)  Was  nützt 
dies  dem  einzelnen  Gesellschafter,  wenn  ihn  die  Mehrheit 
zwingen  kann,  dem  weiteren  Verluste  mit  gebundenen  Händen 
zuzuschauen?  Gerade  weil  die  G.  m.  b.  H.  keine  Aktien- 
gesellschaft ist,  muss  der  Gedanke  der  Auflösung  aus  wich- 
tiger Ursache,  der  der  offenen  Handelsgesellschaft  ent- 
stammt, auch  hier  Anwendung  finden.  Er  braucht  nicht  so 
übernommen  zu  werden,  wie  ihn  das  deutsche  Gesetz  kennt. 
Es  gibt  Fälle,  in  denen  die  Voraussetzung,  dass  der  Kläger  ein 
Zehntel  des  Stammkapitals  besitzt,  ungerecht  wird.  So  bei 
Gesellschaften,  in  denen  die  persönHche  Arbeit  die  Hauptsache 
ist.  Für  diese  kann  davon  abgesehen  werden.  Andererseits 
müsste  den  andern  Gesellschaftern  die  Möglichkeit  gegeben 
sein,  die  Auflösung  abzuwenden  und  das  Ausscheiden  des 
Klägers  zu  fordern.  Man  mag  auch  sonst  Verbesserungen  anregen. 

1  Erl.  Bern.  S.  91. 

'  Vgl.  Staub-Haclienburg  G.  m.  b.  H.  Ges.  Anm.  4—7  zu  §  61. 
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Das  Ventil    der   Auflösung   in  zwingenden    Fällen   sollte  man 
der  G.    ni.  b.  H.  belassen.^ 

Übereinstimmend  lassen  beide  Gesetze  die  G.  m.  b.  H. 
nicht  untergehen,  wenn  auch  alle  Geschäftsanteile  sich  in  einer 
Hand  vereinigen.^  Auch  hier  liegt  eine  Folgerung  aus  dem 
Wesen  der  G.  m.  b.  H.  als  Rechtsperson  vor.  Aber  sie  ist 
praktisch  notwendig.  Das  Bedürfnis  der  Beschränkung  der  Haf- 
tung gilt  auch  für  die  Einzelperson.  Es  wäre  Widersinn,  es  für 
zwei  anzuerkennen,  für  einen  zu  verneinen.  Allerdings  liegt  dann 
keine  Gesellschaft  mehr  vor,  sondern  ein  Einzelunternehmen 
Die  Anordnungen  des  Gesetzes,  die  auf  eine  Mehrheit  zuge- 
schnitten sind,  fallen  fort.  Aber  deshalb  ist  es  nicht  geboten, 
die  Gesellschaftsbezeichnung  zu  beseitigen.  Durch  Wiederabgabe 
eines  Teilbetrags  kann  sie  jederzeit  wieder  begründet  werden. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  unwiderruflich.  Das 
deutsche  Gesetz  (§  60,  Ziff.  4)  kennt  eine  Ausnahme  für  die  Been- 
digung des  Konkurses  durch  Zwaugsvergleich  oder  auf  Antrag  des 
Gemeinschuldners.  Die  Gesellschafter  können  die  Fortsetzung 
beschhessen.  Das  österreichische  Gesetz  erwähnt  auch  dies 
nicht.  Es  ist  in  der  Tat  nicht  verständlich,  weshalb  gerade  in 
dem  Falle,  in  dem  sich  die  Gesellschaft  in  der  schlechtesten 
wirtschaftlichen  Verfassung  befindet,  ihr  Wiederaufleben  gestat- 
tet wird.  Aber  die  Frage  ist,  ob  nicht  statt  auch  diesen  Fall ! 
zu  beseitigen,  das  Prinzip  anders  aufgestellt  werden  soll.  Es 
liegt  kein  durchgreifender  Grund  vor,  der  durch  Beschluss  der 
Gesellschafter  oder  durch  Zeitablauf  aufgelösten  Gesellschaft 
die  Wiederherstellung  zu  versagen.  Die  Sicherheit  der  Gläu- 
biger verlangt  dies  nicht.  Sie  führt  nur  dazu  vor  der  Wieder- 
eintragung die  Zurückzahlung  des  schon  verteilten  Stamm- 
kapitals zu  fordern.  Die  Bücksicht  auf  die  Gesellschaft  steht 
auch  nicht  im  Wege.  Sie  zwingt  nur  zum  Erfordernis  des 
einstimmigen  Beschlusses  oder  zu  einem  Auskaufen  der  Min- 
derheit. Man  zerstört  andernfalls  zwecklos  ein  Unternehmen, 
das  die  Beteiligten  übereilt   auflösten   oder   dessen   Erlöschen 

'  Zustimmend  v.  Pitreich  S.  324  und  Ofiier-Thörsch  Kommentar 
zum  österr.  G.  m.  b.  II.  (ies.  102. 

*  Staub-Hachenburg  G.  m.  b.  H.  Ges.  Anm.  24  zu  §  60.  Erl.  Bem. 
z.  R.  V.  S.  90. 
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durch  Zeitablauf  sie  aufzuheben  versäumten.  Das  Ziel  kann 
heute  nur  auf  Umwegen  erreicht  werden.  Es  wird  eine  neue 
G.  ra.  b.  H.  gegründet.  Diese  erwirbt  das  Unternehmen  der 
aufgelösten  Gesellschaft.  Das  kostet  Mühe  und  Geld.  Der 
Zwischenzustand  wirkt  hemmend.  Das  Gesetz  muss  dieses 
Resultat  unmittelbar  gewähren. 

Nicht  im  deutschen  Gesetze  behandelt  ist  die  Fusion  der 
G.  m.  b.  H.  Auch  wenn  sie  sich  mit  einer  anderen  G.  m.  b.  H. 
oder  Aktiengesellschaft  vereinigen  will,  finden  stets  die  Vor- 
schriften über  die  Liquidation  Anwendung.  Ebenso  wenn  der 
Staat,  eine  Gemeinde  oder  sonst  eine  öffentliche  Körperschaft 
ihr  Vermögen  übernimmt.  Österreich  hat  den  Fall  vorgesehen. 
(§  95  und  §  96  öst.  Ges.)  Die  Bestimmungen  sind  sachgemäss. 
Sie  ermöglichen  die  Universalsukzession.  Die  Interessen  der 
Gläubiger  sind  gewahrt. 

Das  deutsche  Gesetz  kennt  nur  die  Umwandlung  einer 
Aktiengesellschaft  in  die  G.  m.  b.  H.  (§§  80  u.  81.)  Man  will 
den  Aktiengesellschaften,  die  sich  die  Erleichterung  der  G.  m. 
b.  H.  verschaffen  wollen,  den  Weg  dazu  öffnen.  Eine  Um- 
wandlung derart,  dass  die  Aktiengesellschaft  auf  die  Ausgabe 
der  Aktien  verzichtet  oder  die  ausgegebenen  vernichtet  und 
ihr  Statut  der  G.  m.  b.  H.  entsprechend  einrichtet,  ist  allerdings 
nicht  gegeben.  Die  Aktiengesellschaft  löst  sich  auf  Eine  G.  m. 
b.  H.  wird  gegründet.  In  diese  wird  das  Vermögen  der  Akt. 
Ges.  als  Ganzes  eingebracht.  Das  vermeidet  das  österreichische 
Gesetz.  (§  97.)  Es  geht  von  der  Änderung  der  bestehenden  Aktien- 
gesellschaft aus.  Die  neue  G.  m.  b.  H.  ist  die  frühere  Aktien- 
gesellschatt.  Der  Umwandlungsbeschluss  muss  die  Voraussetzun- 
gen des  Auflösungsbeschlusses  der  Akt.  Ges.  haben.  Eine  Auf- 
lösung findet  aber  nicht  statt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  wel- 
cher Weg  vorzuziehen  ist.  Liegt  keine  Neugründung  der  G.  m. 
b.  H.  vor,  so  entstehen  auch  keine  Gründungskosten. 
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VI. 

Aus  dem  Vorstehenden  lassen  sich  folgende  Leitsätze  ableiten : 

1.  Die  Gesellschaft  m.  b.  H.  hat  sich  in  Deutschland 
und  Österreich  bewährt.  Eine  Wiederbeseitigung  steht  nicht 
in  Frage.  Eine  Verbesserung  ist  für  beide  Gesetze  zu  erstreben. 
Das  österreichische  Gesetz  zeigt  gegenüber  dem  deutschen 
eine  Reihe  wesentlicher  Fortschritte. 

2.  Die  Einführung  der  G.  m.  b.  H.  in  Ungarn  ist  in  erster 
Linie  Frage  des  dort  festzustellenden  wirtschaftlichen  Bedürf- 
nisses. Wird  dies  bejaht,  so  ist  die  Übernahme  dieser  Gesell- 
schaftsform zu  befürworten. 

'd.  Eine  einheitliche  Gestaltung  des  Rechts  für  die  drei 
Länder  ist  zu  erstreben.  Den  Besonderheiten,  die  durch  das 
Staats-,  Verwaltungs-,  Straf-  oder  Zivilrecht  der  einzelnen  be- 
dingt sind,  muss  dabei  Rechnung  getragen  werden. 

Die  Vereinheitlichung  des  Rechts  der  G.  m.  b.  H.  ist  als 
erster  Schritt  zu  einer  Einheit  des  Rechts  der  Handels-  und 
Gewerbegesellschaften  zu  betrachten. 

4.  Dem  einheitlichen  Gesetze  sind  die  beiden  bestehenden 
zu  Grunde  zu  legen.  Soweit  sich  in  der  Anwendung  Bedürf- 
nisse der  Reform  oder  der  Weiterbildung  herausgestellt  haben,  ist 
diesen  Rechnung  zu  tragen.  Namentlich  ist  eine  stärkere  Rück- 
sicht auf  die  G.  m.  b.  H.  mit  persönlicher  Leistungspflicht  anzu- 
streben. 


Gutachten 

über  die  Vereinheitlichung  der  Grundsätze  des  Genos- 
senschaftswesens    in     Deutschland,    Österreich    und 

Ungarn. 

Von  Dr.  Viktor  Nitsche, 
Richter  an  der  kön.  Tafel  zu  Budapest. 

Der  volkswirtschaftliche  Lebensprozess,  dieses  gewaltige 
Getriebe  aller  Kräfte,  Verkettung  aller  Beziehungen,  ewiger 
Wechsel  von  Furcht  und  Hoffnung,  Kampf  und  Aussöhnung 
der  Individualität  mit  der  Gesamtheit,  nimmt  heute  die  Kraft 
des  Einzelnen,  der  Genossenschaft,  des  Staates  in  vollen  An- 
spruch. 

Der  Einzelne,  die  Körperschaften,  ja  selbst  der  Staat  wer- 
den gezwungen  in  dem  Kampfe  des  volkswirtschaftlichen  Lebens- 
prozesses mitzusprechen.  Der  Arbeiter,  der  Kaufmann,  der 
Techniker,  Jurist,  alle  sind  wir  tätig  in  der  Gesetzgebung  des 
Staates  über  Wirtschaftsfragen,  sind  tätig  in  der  volkswirtschaft- 
lichen Gemeinde,  in  den  volkswirtschaftlichen  Vereinigungen 
und  Assoziationen,  und  alle  spannen  wir  unsere  geistigen  und 
körperlichen  Kräfte  an  in  der  Einzelwirtschaft  des  Individuums. 

Und  dabei  stehen  die  Prinzipien  der  Volkswirtschaftslehre 
selbst  auch  in  offenem  Kampfe.  Der  staatlichen  oder  gemein- 
schaftlichen Bevormundung  folgt  der  Individualismus  mit  Frei- 
handel, freier  Konkurrenz  mit  selbstbewusstem  Durchbruch  aller 
individuellen  Kräfte.  Es  folgt  dann  das  soziale  Prinzip  der 
Gesellschaft,  der  Solidarität,  des  Zusammenwirkens  der  Kräfte, 
die  Einschränkung  des  Egoismus.  Und  in  diesem  ewigen  Auf 
und  Nieder  der  Prinzipien,  in  diesem  ewigen  Kampfe  der 
volkswirtschaftlichen  Politik,  muss  der  Einzelne  und  der  Staat, 
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die  Körperschaften  und  die  Gemeinden  aucli  ein  Wort  mit- 
sprechen. Sie  müssen  die  Einheitlichkeit  und  die  Wohlfahrt  der 
Gesellschaft  im  Auge  behalten,  um  auch  ihr  eigenes  Interesse, 
ihre  kulturellen  Aufgaben  zu  fördern  und  zu  ergänzen.  Sie 
müssen  sich  aller  Interessen  annehmen,  um  ihren  speziellen 
Bedürfnissen  gerecht  zu  werden.  Sie  müssen  einen  Teil  ihrer 
Kräfte  der  Gesamtheit  opfern  um  individuell  stark  zu  bleiben. 
Dies  ist  der  Trieb  des  Zoon  poHtikon  des  Aristoteles.  Aber 
das  allgemeine  Interesse  kann  nicht  in  unmittelbarer  Weise 
auf  den  Einzelnen  wirken,  und  das  Individuum  kann  aus  dem 
allgemeinen  Interesse  direkt  keinen  Nutzen  schöpfen,  es  müssen 
demnach,  behufs  Vermittlung,  Vereine  und  Verbände  entstehen, 
welche  den  speziellen  Bedürfnissen  des  Einzelnen  näher  kom- 
men, in  unmittelbarer  Weise  die  Kräfte  des  Individuums  in 
Anspruch  nehmen,  den  Bedürfnissen  desselben  Rechnung 
tragen. 

Und  das  ist  der  Entstehungsgrund  der  Genossenschaften. 

„Nicht  Schulze,  nicht  Raiffeisen,  so  gross  die  Verdienste 
beider  Männer  sind,  sind  die  Begründer  des  Genossenschafts- 
wesens, sondern  uralte,  in  der  Menschenbrust  schlummernde 
Triebe  und  wirtschafthche  Zweckmässigkeiten"  —  sagt  W^ygod- 
zinsky,^  und  wir  können  nicht  umhin,  uns  seiner  Meinung 
ganz  und  ohne  Vorbehalt  anzuschliessen. 

Die  Genossenschaft  verdankt  demnach  ihre  Entstehung 
einem  ganz  anderen  Grunde  als  die  kapitalistischen  Unter- 
nehmungen. 

Heute,  im  Zeichen  der  Grossinduslrie  und  des  Kapitals, 
wären  die  wirtschaftlichen  Eunktionen  der  Familien  zu  be- 
schränkt und  zu  gering,  als  dass  sie  das  wirtschaftliche  Inte- 
resse ihrer  Mitglieder  genügend  verteidigen  und  zugleich  einen 
Ausgleich  des  Einzelnen  und  der  Gesamtheit  betätigen  könnten. 

„Die  Familie  hat  aufgehört  eine  Wirtschaftseinheit  zu 
sein,  aber  notwendig  ist  sie  als  ein  sicherer,  nach  aussen 
geschlossener,  engster  Kreis  der  Liebe,  des  Vertrauens,  des 
Behagens."  2 


'  Das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland. 

*  Schmoller :  Grundriss  der  alle.  Volkswirlschaflslehre. 
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Den  Platz  der  Familie  nimmt  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
die  Genossenschaft,  als  ein  Glied  der  Kette  zwischen  Einzel- 
interesse und  Gesammtheit,  ein. 

Während  die  kapitalistischen  Unternehmungen  eine  Ver- 
einigung der  Kräfte  hilden  für  die  Betätigung  und  Entwick- 
lung des  Wirtschaftslebens,  wo  das  persönliche,  das  territoriale, 
ja  sogar  das  nationale  Moment  völlig  zurücktritt :  soll  in  der 
Genossenschaft  mehr  oder  weniger  das  persönliche  Moment, 
das  Einzelinteresse  in  seiner  Klarheit  gewahrt  bleiben. 

In  der  Genossenschaft  soll  der  Gedanke  gegenseitiger 
Hilfe  ganz  zur  Geltung  kommen  durch  die  die  Interessen  der 
Mitglieder  wahrenden  Vermittlung.  „Bei  der  gesamten  Ein- 
richtung und  Wirksamkeit  der  Genossenschaft  soll  nicht  sowohl 
das  Streben  nach  Gewinn,  als  vielmehr  die  Hebung  der  wirt- 
schaftlich Schwachen,  und  neben  dem  Streben  nach  materieller 
Förderung  der  Mitglieder  hauptsächlich  die  Rücksicht  auf  die 
geistlich-sittliche  Hebung  derselben  massgebend  sein."^  W^irt- 
schafthche  und  geistige  Solidarität  soll  in  der  Genossenschatt 
herrschen. 

Die  kapitalistische  Unternehmung  ist  kein  Band  der  Soli- 
darität, sie  hat  ihre  eigene  Persönlichkeit,  ihr  eigenes  Ich,  ihre 
eigenen  Ziele  gesondert  von  ihren  Mitgliedern. 

In  der  Genossenschaft  sind  die  Kunden  die  eigenen  Mit- 
glieder, gegen  deren  Interesse  und  Nachteil  die  Genossen- 
schaft keinen  Reingewinn  erreichen  soll. 

Im  Gegenteil  ist  der  kapitalistischen  Unternehmung  höch- 
stes Ziel  aus  ihren  Kunden  womöglich  hohen  Reingewinn  heraus- 
zuschlagen. 

Eine  kapitalistiche  Einrichtung  für  Genossenschaften,  und 
speziell  für  ihre  Mitglieder  bildet  (immer  eine  Gefahr,  wie  es 
unsere  Kreditgenossenschaften  zur  Genüge  beweisen. 

Ökonomisch  ist  demnach  das  Wiesen,  das  Ziel  der  Genos- 
senschaft ein  grundverschiedenes  von  demjenigen  der  kapita- 
listischen Unternehmungen,  sonach  soll  auch  der  Jurist  diesem 
Wesen,  diesem  Ziel  genau  Rechnung  tragen.  Es  soll  die  Ge- 
nossenschaft die  volkswirtschaftliche  Familie  vertreten. 

^  Schmoller:  Grundrisse  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  1.523. 
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Es  handelt  sich  um  die  Förderung  von  Erwerb  und  Wirt- 
schaft der  MitgUeder,  Demnach  hat  auch  die  Genossenschaft 
mehr  eine  territoriale,  als  eine  internationale  Bedeutung. 

Der  Zweck  und  die  Mittel  und  auch  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Genossenschaft  binden  sie  zum  grössten  Teil  an  ihren 
Geburtsort,  weil  sie  eben  dazu  bestimmt  ist,  mehr  lokalen 
Zwecken  und  persönlichen  Interessen  zu  dienen. 

Die  Genossenschaften  können  auf  dauernde  Erfolge  nur 
rechnen,  wenn  sie  aus  einem  inneren  Bedürfnisse  heraus  errichtet 
sind  und  dieses  Bedürfnis  in  zweckmässiger  Weise  befriedigen. 
(Beschluss  des  allgemeinen  Genossenschaftstages  zu  Rostock  1897.) 

Das  innere  Bedürfnis  ist  an  die  Scholle  nach  Land  und 
Leute  an  so  verschiedenartige  Interessen  und  Lage  gebunden, 
dass  es  beinahe  als  unmöglich  erscheint,  einen  grösseren  Kreis 
in  eine  einzige  Genossenschaft  zu  vereinigen. 

W^ie  wir  sehen  werden,  sind  die  Genossenschaftsverbände 
auch  an  gewisse  Territorien,  an  gewisse  Genossenschaften  ange- 
wiesen, und  haben  sie  demnach  auch  niemals  eine  über  den 
territorialen  Verkehr  hinausgehende  Bedeutung. 

Der  Wirkungskreis  der  Versicherungsgesellschaften  auf 
Gegenseitigkeit  ist  grösstenteils  auch  beschränkt  und  gebunden, 
und  —  abgesehen  von  einigen  englischen  und  amerikanischen 
Gesellschaften  —  erreichen  sie  die  Internationalität  einer  Aktien- 
gesellschaft niemals.  Wenn  also  auf  dem  Gebiete  des  Aktien- 
rechts die  Fälle  immer  häufiger  werden,  in  welchen  sich  die 
Notwendigkeit  der  gegenseitigen  Anwendung  gleicher  Grund- 
sätze gebieterisch  herausstellt,  ist  das  bei  den  Genossenschaften 
bei  weitem  nicht  der  Fall. 

Und  trotzdem  betrachte  ich  —  wenn  auch  nicht  als  eine 
Notwendigkeit  —  die  in  den  Hauptgrundsätzen  einheitliche 
Genossenschaft  in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  als 
wünschenswert.  Wir  Ungarn  sind  durch  nationale  Grundsätze 
und  Rücksichten  bei  unserem  Genossenschaftsgesetz  nicht  gebun- 
den. Es  ist  ja  vielleicht  bekannt,  wie  das  bisherige  Genossen- 
schaftsgesetz in  Ungarn  entstand,  als  ein  Teil  unseres  Handels- 
gesetzbuches. 

Der  Entwurf  des  Handelsgesetzbuches  enthielt  keine  Rege- 
lung  der   Genossenschaften.    In    der  Kommission   tauchte  der 
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Gedanke  auf,  das  Genossenschaftswesen,  wie  in  Frankreich 
und  Belgien,  in  das  Handelsgesetzbuch  mit  den  übrigen  Han- 
delsgesellschaften aufzunehmen.  Der  Entwurf  dieses  Teiles  des 
Handelsgesetzbuches  wurde  in  grösster  Eile  durch  das  Handels- 
ministerium hergestellt  und  ohne  gründliche  Beratung  zur  Ge- 
setzkraft erhoben. 

Wir  haben  jetzt  ein  Gesetz  über  die  Genossenschaften, 
welches  sich  mehr  oder  weniger  an  das  deutsche  Gesetz  vom 
Jahre  1868  anlehnt,  aber  dabei  eine  Unmasse  Berufungen  an 
das  Aktiengesetz  aufstellt,  u.  zw.  so,  als  wäre  die  Genossenschaft 
eine  verwandte    Form    der   kapitalistischen   Aktiengesellschaft. 

Ich  glaube,  näher  brauche  ich  die  vielen  Inkonvenienzen 
nicht  zu  erklären,  die  eben  dadurch  entstehen,  dass  die  Regeln 
der  mit  Kapital  arbeitenden  Aktiengesellschaft  auf  die  zur  För- 
derung des  Erwerbs  oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mitglieder  beru- 
fene Genossenschaft  angewandt  werden,  brauche  auch  nicht 
zu  betonen,  dass  unser  Gesetz  nicht  nur  reformdürftig  ist,  aber 
dass  es  uns  auch  niemals  als  ein,  unseren  nationalen  Charakter 
oder  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  entsprechendes  Gesetz  er- 
schienen ist. 

Bei  dieser  Gelegenheit  kann  ich  nicht  umhin,  aufmerksam 
zu  machen,  dass  wir  seit  dem  Jahre  1904  einen  Entwurf  des 
Genossenschaftsgesetzes  aus  der  Feder  unseres  hochbegabten 
Universitälsprofessors  und  Praktikers,  Dr.  Franz  Nagy,  besitzen, 
welcher  in  dieser  Abhandlung  nicht  ausser  Augen  gelassen 
werden  darf. 

In  Österreich  ist  das  Genossenschaftsgesetz,  wie  der  neue 
Entwurf  beweist,  auch  einer  eingehenden  Reform  bedürftig. 
„Es,  ist  erklärlich,  dass  ein  Gesetz,  das  für  eine  erst  im  Wer- 
den begriffene  Einrichtung  geschaffen  wurde,  nicht  mehr  voll 
entsprechen  kann,  wenn  diese  im  Verlaufe  von  mehreren 
Jahrzehnten  einen  hohen  Stand  der  Entwicklung  erreicht  und 
eine  grosse  Ausdehnung  genommen  hat.  Auf  dem  Gebiete  des 
Geno-ssenschaftswesens  wurde  während  der  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  vom  9.  April  1873,  also  in  einem  fast  40jährigen 
Zeitraum,  eine  Fülle  von  Erfahrungen  gesammelt,  die  nach 
gesetzgeberischer  Verwertung  verlangen ;  neben  vielen  Vor- 
zügen ist  auch  eine  Reihe  von  Mängeln  zutage  getreten,   wie 
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die  bei  neuen  Gestaltungen,  die  sich  erst  den  Bedürlnissen 
des  Lebens  anzupassen  und  in  das  Bestehende  richtig  ein- 
zufügen haben,  nur  natürlich  ist.  Diese  Erfahrungen  nutzbar 
zu  machen,  den  Mängeln  abzuhelfen  und  Lücken  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes auszufüllen,  ist  seit  langem  das  Ziel  der 
Reformbestrebungen,  die  sich  in  den  beteiligten  Kreisen  schon 
frühzeitig  geltend  gemacht  haben  und  insbesondere  auch  in 
den  Beschlüssen  der  Vertretungskörper  einzelner  Kronländer 
und  in  den  Verhandlungen  des  Reichsrates  zum  Ausdrucke 
gekommen  sind."  Und  somit  wäre  in  technisch-juristischer  Hin- 
sicht weder  für  Ungarn,  noch  für  Österreich  ein  Hindernis 
vorhanden,  die  Grundsätze  mit  dem  deutschen  Genossen- 
schaftsgesetz zu  vereinheitlichen.  In  dieser  Hinsicht  käme  also 
nur  Deutschland  in  Frage.  Ob  das  Gesetz  des  deutschen 
Reichs  so  zufriedenstellend  und  keiner  Reform  bedürftig 
erscheint,  dass  daran,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  volkswirt- 
schaftlichen Vorteile  einer  Einheitlichkeit,  nicht  geändert  wer- 
den soll  und  kann?  Ich  denke  kaum.  Wir  möchten  nur  kurz 
darauf  hinweisen,  dass  die  Erfahrung  z.  B.  die  Genossen- 
schaft mit  unbeschränkter  Nachschussptlicht  als  nicht  lebens- 
fähig betrachtet,  dass  weiters  der  Revisions-Verband  (§  55)  in 
den  Entscheidungen  der  Gerichte,  selbst  auch  des  Reichs- 
gerichts, als  eine  Genossenschaft  behandelt  wird,  was  doch 
mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  kaum  in  Einklang  gebracht 
werden  kann.  Also  zu  Reformen  hätte  auch  Deutschland  einen 
Grund. 

Wir  haben  vorhin  betont,  dass  die  Genossenschaft  den 
Platz  der  volkswirtschaitlichen  Familie  einnimmt,  als  ein 
Glied  der  Kette  zwischen  Einzelinteresse  und  Gesamtheit. 

Die  volkswirtschaftlichen  Interessen  sind  aber  so  ver- 
kettet, so  unendlich  vielfältig  verbunden  auch  in  der  Zeit  des 
sozialen  Prinzips,  dass  es  als  eine  Unmöglichkeit  erscheint, 
die  Grenze  zu  bestimmen,  wo  das  fördernde  Gesamtintercsse 
ein  Ende  erreicht.  Die  Sicherheit  einer  freien  und  ungestörten 
Betätigung  des  Wirtschaftsprozesses  fordert  ein  umfassendes 
System  internationaler  Verständigungen  unter  voller  Aufrecht- 
haltung der  Selbständigkeil  der  einzelnen  Staaten.  Soll  diese 
Verständigung  an  der  Genossenschaft    —    das  erste  Glied  der 
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Gesamtheit  —  scheitern,  weil  sie  an  Personen  und  Terri- 
torien gebunden  erscheint?  Das  Einzelindividuum  fühlt  jede 
Regung  der  Wirtschaft,  es  muss  dies  auch  die  Genossenschaft 
fühlen.  Und  es  erscheint  als  eine  Kräftigung,  als  eine  Konzen- 
tration der  wirtschaftlichen  Energien,  wenn  die  Genossen- 
schaften mit  den  gleichen  Grundsätzen  in  den  Strudel  des 
Wirtschaftsprozesses  treten. 

Wünschenswert  betrachte  ich  demnach  die  Einheitlich- 
keit der  Grundsätze  des  Genossenschaftswesens  um  so  mehr, 
als  auch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  drei  Staaten  auf 
diesem  Gebiete  eine  Verständigung  möglich  machen  und  natio- 
nale Rücksichten  in  dieser  Frage  kaum  eine  Rolle  spielen. 

1.  Um  an  die  näheren  Details  zu  kommen,  ist  es  viel- 
leicht nicht  überflüssig,  auf  die  Verschiedenartigkeit  der  Ge- 
nossenschaften aufmerksam  zu  machen  und  die  Frage  auf- 
zuwerfen, ob  die  verschiedene  Art  und  Weise,  wie  die  Genossen- 
schaften ihren  Zweck  erfüllen,  in  einer  einzigen  juristischen 
Form  überhaupt  geregelt  werden  kann? 

Wir  haben  nämhch  zu  tun : 

1.  mit  Kreditgenossenschaften, 

2.  mit  Produzentengenossenschaften, 

3.  mit  Konsumentengenossenschaften, 

In  diesen  Abteilungen  sind  noch  eine  grosse  Zahl  Unter- 
arten enthalten,  als :  Einkaufs-  und  Verkaufs-,  Betriebsmittel- 
Absatzgenossenschaften  etc.,  welche  jede  eine  andere  Wirt- 
schaftsfrage behandelt  und  ganz  entgegengesetzte  Interessen 
vertritt.  In  der  einen  Genossenschaft  arbeitet  der  Geschäfts- 
betrieb für  die  selbständige  Erwerbswirtschaft  der  Genossen, 
während  in  der  anderen  die  selbständige  Erwerbswirtschaft 
ganz  aufgehoben  scheint  und  der  Geschäftsbetrieb  auf  gemein- 
same Rechnung  und  Gefahr  geht. 

In  der  einen  sind  die  Mitglieder  Produzenten,  welche  für 
Nichtmitglieder  üefern,  in  der  anderen  sind  sie  Konsumenten, 
welche  von  Nichtmitgliedern  erwerben. 

Demnach  ist  auch  der  juristisch-ökonomische  Gegensatz 
hervorleuchtend.  Eine  Kreditgenossenschaft  muss  sich  mehr 
den  kapitalistischen  Formen  anbequemen  als  die  Arbeiter- 
genossenschaft ;    eine    Produzentengenossenschaft    hat    vieles 
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gemeinsam  mit  einer  Handelsimternehmung,  während  eine 
Konsumentengenossenschaft  das  Gegenteil  —  die  Käufer  be- 
friedigt. 

Kann  man  also  diese  Gegensätze  der  Interessen  alle  an 
gleiche  juridische  Formen  binden? 

Kann  man  zum  Beispiel  eine  ungeschlossene  Mitglieder- 
zahl auch  bei  den  Produktivgenossenschaften  fordern,  ohne 
P\n'cht  der  Überproduktion  ?  oder  einer  Baugesellschaft  den 
freien  Austritt  ihrer  Mitglieder  erlauben,  ohne  erhebliche 
Nachteile  ? 

Sowohl  das  deutsche,  als  auch  das  österreichische  Gesetz 
antwortet  darauf:  man  kann  sämtliche  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften mit  gleichen  juridischen  Sätzen  regeln 
und  nur  hie  und  da  soll  eine  Ausnahme  zugunsten  oder  Nach- 
teil der  einen  oder  anderen  (Kredit)-Genossenschaft  staltfinden. 

Ausgenommen  sind  die  Versicherungsgesellschaften  auf 
Gegenseitigkeit,  welche  sowohl  durch  das  österreichische  Ver- 
sicherungsregulaliv  als  auch  in  Deutschland  durch  das  Gesetz 
vom  12.  Mai  1901  über  die  privaten  Versicherungsunterneh- 
mungen in  der  Form  der  eingetragenen  Genossenschaft  aus- 
geschlossen sind.  Meiner  Ansicht  nach  können  wir  uns  in 
dieser  Frage  ruhig  dem  deutschen  und  österreicliischen  Gesetz 
anschliessen,  und  zwar  so,  dass  wir  die  Versicherungsgesell- 
schaften auf  Gegenseitigkeit  auch  dem  Gesetze  über  Privat- 
versicherungswesen abgesondert  von  den  anderen  Genossen- 
schaften überlassen. 

Die  Normen  des  Genossenschaftsgesetzes  sollen  jedenfalls 
eine  gewisse  Latitude  bewahren,  um  dass  die  verschiedenen 
Arten  der  Genossenschaften  alle  ihr  Recht  finden,  aber  ganz 
andere  Normen  für  die  eine  und  für  die  andere  aufzustellen, 
finde  ich  nicht  für  notwendig.  Der  Wirtschaftsprozess  ist  ein 
zusammenhängendes  Getriebe  der  verschiedenartigsten  Kräfte 
und  Umstände.  Dieses  Getriebe  regelt  sich  in  ökonomischer 
Hinsicht  selbst ;  nur  soll  der  Prozess  kein  Fäulnis  erregendes 
Ingredienz  in  sich  aufnehmen,  wird  die  Regelung  konstanter 
und  beruhigender  sein,  als  wenn  das  Gesetz  mit  Gewalt  in  die 
Speichen  greift. 

Die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  bedin- 
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gen  so  viel  Ausnahmen  in  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  und 
müssen  von  dieser  Seite  ohnehin  unbedingt  dem  Gesetz  für 
Versicherungsunternehmungen  unterworfen  werden,  dass  sie 
besser  ganz  selbständig  durch  dieses  Gesetz  geregelt  werden. 
Der  Entwurf  Dr.  Franz  Nagys  zeigt  es  eben,  wie  weite  und 
viele  Ausnahmen  zur  Regelung  der  Versicherungsgesellschaften 
gemacht  werden  müssen. 

II.  Dass  der  eingetragenen  Genossenschaft  Rechtspersön- 
lichkeit zukommt,  ist  nicht  bestritten,  obzwar  nach  meiner 
Ansicht  das  deutsche  Gesetz  durch  das  Einfügen  des  Wortes 
„selbständig"  an  Klarheit  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt.  Nicht 
so  einstimmig  sind  die  Gesetze  in  der  Kaufmannseigenschaft. 
Nach  §  17  des  deutschen  Genossenschaftsgesetzes  gelten  Ge- 
nossenschaften als  Kautleute  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches, soweit  das  Genossenschaftsgesetz  keine  abweichenden 
Vorschriften  enthält. 

Nach  dem  ungarischen  Gesetze  sind  die  Genossenschaften 
direkt  in  die  Handelsgesellschaften  eingeteilt  (§  61).  Das  öster- 
reichische Gesetz  spricht  ihnen  nur  insoweit  Kaufmannseigen- 
schaften zu,  als  ihr  Unternehmen  ganz  oder  teilweise  Handels- 
geschäfte zum  Gegenstande  hat  (§  13).  Es  ist  ja  wahr,  dass 
die  Genossenschaften  ihren  Hauptzwecken  nach  nicht  immer 
als  Handelsgesellschaften  zu  betrachten  sind  (z.  B.  Baugenossen- 
schaft), da  sie  aber  grösstenteils  gezwungen  sind,  auch  Han- 
delsgeschäfte vorzunehmen,  und  da  die  Tendenz  der  neueren 
Rechtsanschauung  ohnedies  dahin  gerichtet  ist,  dem  gewerb- 
lichen Unternehmen,  das  nach  Art  und  Umfang  einen  in 
kaufmännischer  Art  und  Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb 
erfordert,  die  Rechte  eines  Handelsgewerbes  zuzusprechen 
(deutsches  H.-G.-B.  §  2),  ist  es  für  die  gleichmässig  rechtliche 
Beurteilung  der  Genossenschaften  unbedingt  von  Wichtigkeit, 
ihre  Kaufmannseigenschaft  gesetzlich  festzustellen.  Wir  möchten 
uns  demnach  ganz  der  deutsch-ungarischen  Auffassung  an- 
schliessen.  Untergeordnet  ist  die  Frage  gegenüber  der  Kauf- 
mannseigenschaft, ob  die  Genossenschaft  als  Handelsgenossen- 
schaft anerkannt  wird  oder  allein  als  Kaufmann.  Wird  ihr 
Gesetz  im  H.-G.-B.  aufgenommen,  ist  ihr  der  Charakter  einer 
Handelsgesellschaft  schwer  abzusprechen. 
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III.  Nach  dem  deutschen  Gesetz  (§  2)  können  Genossen- 
schaften errichtet  werden: 

1.  dergestalt,  dass  die  einzelnen  Mitglieder  (Genossen) 
für  die  Verbindlichkeit  der  Genossenschaft  dieser  sowie  un- 
mittelbar den  Gläubigern  derselben  mit  ihrem  ganzen  Ver- 
möf^en  haften  (eingetragene  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Haftpflicht) ; 

2.  dergestalt,  dass  die  Genossen,  zwar  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen,  aber  nicht  unmittelbar  den  Gläubigern  der  Genos- 
senschaft verhaftet,  vielmehr  nur  verpflichtet  sind,  der  letzteren 
die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  erforderlichen  Nachschüssen 
zu  leisten  (eingetragene  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Nachschusspflicht) ; 

3.  dergestalt,  dass  die  Haftpflicht  der  Genossen  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  sowohl  dieser,  wie  un- 
mittelbar den  Gläubigern  gegenüber  im  voraus  auf  eine 
bestimmte  Summe  beschränkt  ist  (eingetragene  Genossenschaft 
mit  beschränkter  Haftpflicht). 

Das  österreichische  und  ungarische  Gesetz  kennt  nur 
eine  Genossenschaft  mit  beschränkter  und  unbeschränkter 
Hattung.  Es  fragt  sich  demnach,  ob  die  Genossenschaft  mit 
unbeschränkter  Nachschusspflicht  bei  uns  aufgenommen  wer- 
den soll? 

Es  ist  wohl  überflüssig,  näher  auf  die  Gründe  einzugehen, 
welche  den  deutschen  Gesetzgeber  entschieden  haben,  die 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht  aufzu- 
nehmen. Die  vielen  Inkonvenienzen,  die  der  EinzelangritT  der 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftung  im  Konkurse  auf- 
weist, sind  genügend  hervorgehoben  in  den  Vorschriften  des 
Gesetzes. 

„Die  unsäglichen  Härten  und  Verwirrungen  des  Einzel- 
angriffes, wenn  der  einzelne  Herausgegriffene  seinerseit  auf 
Hunderte,  ja  Tausende  von  Regressprozessen  zu  anteiliger 
Wiedereinziehung  des  für  alle  gemachten  Verlags  angewiesen 
ist",  gaben  dem  Gedanken  Raum,  den  Einzelangriff  durch  das 
Statut  überhaupt  auszuschliessen  (Komm.-Ber.  S.  49).  Nach 
dem  österreichischen  Rechte  (§  72)  können  die  Genossen- 
schaftsgläubiger,  nachdem  „der  Ausfall"   festgestellt  ist,  sofort, 
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ohne  das  Ende  des  Repartitionsverfahrens  abzuwarten,  den 
Einzelangriff  vornehmen. 

Bei  uns,  in  Ungarn,  bestimmt  das  Gesetz  (§  231),  dass 
die  Genossenschaftsgläubiger  gegen  die  .Mitglieder  „den  Aus- 
fall" nach  Beendigung  des  Konkurses  geltend  machen  dürfen. 

Aber  der  Einzelangrift"  —  obzwar  für  Osterreicli  bei  der 
Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung  bestritten  —  wird 
sowohl  in  Österreich  als  auch  in  Ungarn  durch  das  Gesetz 
zugelassen.  Nach  dem  Entwurf  Dr.  Nagys,  wie  auch  nach  dem 
des  österreichischen  Genossenschaftsgesetzes,  sollen  die  Genos- 
senschaften den  Gläubigern  mit  unbeschränkter  Haftung,  noch 
bei  solchen  mit  beschränkter  Haftung  unmittelbar  haften.  Dem- 
nach steht  so  der  österreichische  als  auch  der  Entwurf  Nagys 
auf  der  Stufe  der  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Nach- 
schussp  flicht. 

Nach  Parisius  und  Crüger  hat  aber  „die  Erfahrung  erge- 
ben, dass  die  eingetragene  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Nachschusspflicht  keinen  Einfluss  auf  die  Entwicklung  des 
deutschen  Genossenschaftswesens  geübt  hat.  Auf  den  Vereins- 
tagen ist  ihr  von  den  genossenschaftlichen  Praktikern,  auch 
von  denen,  die  sich  lebhaft  für  Beseitigung  des  Einzelangriffs 
äusserten,  die  Lebensfähigkeit  abgesprochen".^  Nicht  nur  in 
juristischer,  aber  auch  in  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  möchte 
ich  mich  mit  den  deutschen  Politikern  ganz  anschliessen. 

Juristisch  muss  die  Haftpflicht  der  Genossenschaft  als 
eine  im  Wesen  der  Genossenschaft  begründete,  gesetzliche 
Garantieverpflichtung  nach  Art  der  Schadlosbürgschaft  gehalten 
werden,  und  ist  es  demnach  schwer  vereinbar,  die  Schadlos- 
bürgschaft den  Gläubigern  gegenüber  zu  beschränken  oder 
gar  überhaupt  aufzuheben  und  sie  nur  gegenüber  der  Genos- 
senschaft gelten  zu  lassen.  Parisius  und  Crüger  weisen  mit 
Recht  darauf  hin,  dass  die  persönliche  Haftpflicht  gewisser- 
massen  zu  dem  Genossenschaftsvermögen  zu  rechnen  ist,  und 
erscheint  es  als  eine  geradezu  unmögHche  juristische  Kon- 
struktion,  dass  den  Gesellschaftsgläubigern    an    das  Vermögen 

*  Parisius  und  Crüger :  Das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Erwerbs- 
und  Wirtsctiaftsgenossenschaften. 
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der  Gesellschaft  —  soll  dies  auch  nur   in   der  Haftpflicht   be- 
stehen —  kein  direkter  Angriff  zustehen  soll. 

Aber  auch  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  muss  sich 
ein  Verfahren  rächen,  dass  den  Gläubigern  jedes  direkte  An- 
recht an  das  Vermögen  der  Genossenschafter  —  der  Bürgen 
—  raubt.  Die  Genossenschaften  stehen  inmitten  der  kapitali- 
stischen Zeit,  der  entwickelten  Geld-  und  Kreditwirtschaft.  Haben 
sie  genügend  Betriebskapital,  können  sie  die  günstigsten  Ange- 
bote mit  Leichtigkeit  ausnützen.  Aber  eben  um  dieses  Be- 
triebskapital sich  zu  sichern,  sind  sie  an  den  Kredit  angewiesen. 
„Die  Genossenschaften  ergreifen  die  untere  Hälfte  der  modernen 
Gesellschaft",  wo  das  Geld  und  Kapital  nicht  in  Strömen  fliesst. 
An  kleine  Beträge,  an  Zeit  gebunden,  würden  sie  ohne  Kredit 
niemals  eine  durchgreifende  Tätigkeit  entfalten  können.  Der 
Kredit  und  speziell  billige  Kredit  verlangt  aber  Garantie,  wie 
die  die  Genossenschaft  mit  beschränkter  Nachschusspflicht  nicht 
bietet. 

Wir  wollten  uns  demnach  mit  den  zwei  Formen  der 
Genossenschaft  begnügen  und  den  EinzelangrifF  —  zwar  nicht 
in  dem  Maasse,  wie  es  das  österreichische  Gesetzes  tut  — 
aufrecht  erhalten.  Der  Einzelangriff  sollte  meiner  Meinung 
nach  auch  nicht  auf  die  Klage  angewiesen  sein,  wenn  auch 
die  sofortige  Zwangsvollstreckung  die  Haftpflicht  verschärft, 
denn  die  Klage  würde  das  Verfahren  unnötigerweise  in  die 
Länge  ziehen. 

Aber  unbedingt  notwendig  fände  ich  die  Bestimmung 
des  deutschen  Genossenschaftsgesetzes  (§  124)  aufnehmen  zu 
müssen  entgegen  unsern  §  234  H.-G.-B.,  dass  soweit  Genossen 
Konkursgläubiger  befriedigen,  treten  sie  in  die  Rechte  der 
Letzteren  gegen  die  Genossenschaft  ein,  da  somit  das  Xach- 
schussverfahren  solange  fortzusetzen  ist,  bis  auch  die  Forderung 
des  Genossen  vollständig  befriedigt  is,  was  Zeit  bei  Bestehen 
des  §  234  nicht  der  Fall  ist. 

Die  Entstehung  des  §  234  ung.  H.-G.-B.  beweist  zur 
Genüge,  dass  nicht  dasjenige  gesagt  ist,  wass  gemeint  war, 
kann  aber  immerhin  zu  sehr  beträchtlichen  hTtümern  führen. 

üb  die  Beendigung  des  Konkursverfahrens  nicht  ein  zu 
weiter   Termin    ist    für  den    EinzelangrifF,    drei   Monate    nach 
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der  vollstreckbar  erklärten  Nachschussberechnung  nicht  ein 
zu  kurzer,  lasse  ich  dahingestellt.  Bei  dieser  Frage  ist  auch  zu 
tiberlegen,  ob  es  nicht  angezeigt  wäre,  die  Aufstellung  des 
österreichischen  Entwurfes  (§  70)  über  die  Nachzahlungsptlicht 
der  Genossenschaften  aufzunehmen. 

IV.  Nach  dem  herrschenden  Rechte  kann  seitens  der  Ge- 
nossenschaft nur  die  Einzahlung  des  Geschäftsanteiles  von  den 
Mitgliedern  verlangt  werden  und  Nachzahlungen  zur  Deckung 
von  Verlusten  dürfen  nicht  gefordert  werden.  Der  österreichische 
Entwurf  bestimmt :  um  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  eine  in 
eine  bedrängte  Lage  geratene  Genossenschaft  sich  vor  dem 
drohenden  Konkurse  bewahren  zu  können,  durch  das  Statut 
bestimmt  werden  kann,  dass  die  Genossenschaften  verpflichtet 
sind,  die  auf  den  Geschäftsanteil  eingezahlten  Beträge,  soweit 
sie  zur  Deckung  von  Verlusten  abgeschrieben  wurden,  bis  zu 
einem  bestimmten  Höchstbetrage,  der  jedoch  die  dreifache 
Höhe  des  Geschäftsanteiles  nicht  übersteigen  darf,  neuerlich 
einzuzahlen.  (Nachzahlung.)  Wenn  bei  einer  Genossenschaft 
die  Nachzahlungen  schon  im  zulässigen  Höchstbetrage  von 
sämtlichen  Genossenschaften  eingefordert  wurden  und  seit 
der  letzten  Einforderung  mehr  als  fünf  Jahre  verflossen  sind, 
kann  durch  Statutenänderung  die  Pflicht  zu  weiteren  Nach- 
zahlungen bis  zur  dreifachen  Höhe  des  Geschäftsanteiles  fest- 
gesetzt werden,  Bestimmungen,  nach  denen  Nachzahlungen 
in  einem  grösseren  Umfange  oder  aus  einem  anderen  Grunde 
als  zur  Deckung  von  Verlusten  gefordert  werden,  sollen  un- 
zulässig sein.  Die  Nachzahlung  soll  nicht  vor  Einforderung 
der  auf  die  Geschäftsanteile  geschuldeten  Einzahlungen  auf- 
getragen werden  können,  und  hat  nach  den  im  Statute  ent- 
haltenen Vorschriften  oder  in  Ermangelung  solcher  nach  dem 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  zu  geschehen  (§  70). 

Der  Konkurs  bedeutet  nicht  nur  für  die  Mitglieder,  aber 
—  und  in  erster  Linie  —  für  die  Genossenschaftsgläubiger 
einen  schweren  Verlust  Es  sollte  eine  Möglichkeit  geboten 
werden,  eine  immerhin  lebensfähige,  aber  durch  unbedeutende 
Zwischenfälle,  oder  auch  durch  die  zur  Zeit  ungenügende 
Leitung  in  prekäre  Verhältnisse  geratene  Genossenschaft  zu 
retten.  „Es  lässt  sich  in  der   Tat    nicht   verkennen,   dass  mit- 


502 

unter  eine  erfolgverheissende  Tätigkeit  jäh  abgeschnitten  wird, 
wenn  das  Gesetz  an  den  Eintritt  von  Verlusten  in  bestimmter 
Höhe  schlechthin  den  Auftrag  an  den  Vorstand  knüpft,  bei 
sonstiger  Verantwortlichkeit  um  die  Konkurseröffnung  einzu- 
schreiten. Namentlich  in  den  ersten  Anfängen  der  Entwicklung 
einer  Genossenschaft,  wenn  diese  erst  einen  bescheidenen  Mit- 
gliederstand zählt  und  noch  nicht  auf  Grund  ihrer  eigenen 
Tätigkeit  über  die  nötige  Werbekraft  verfügt,  zeigt  sich,  dass 
selbst  bei  durchaus  vorsichtiger,  geschickter  Leitung  ver- 
hältnismässig unbedeutende  Zwischenfälle  genügen,  um  das 
Gleichgewicht  zu  gefährden.  In  sollen  Fällen  bedarf  es  oft  nur 
geringer  Nachhilfe,  um  die  Genossenschaft  über  jene  Klippen 
hinüberzuretten  und  ihr  eine  gesunde  Weiterentwicklung  zu 
ermöglichen.  Mühevolle  Arbeit  wäre  nutzlos  geleistet,  nicht 
gering  zu  schätzende  Werte  würden  zerstört,  wenn  bloss  vor- 
übergehende Störungen  zur  Auflösung  der  Genossenschaft  führen 
müssten.  Und  nicht  bloss  im  Interesse  der  einzelnen  Genossen- 
schaften und  ihrer  Mitglieder,  auch  im  Interesse  der  Genossen- 
schaftsidee und  ihrer  Verwirklichung,  die  durch  Zusammen- 
brüche leicht  beeinträchtigt  wird,  wie  nicht  minder  im  Interesse 
der  Genossenschaftsgläubiger  liegt  es,  die  Möglichkeit  einer 
Heilung  offen  zu  lassen,  sofern  die  Dinge  nicht  bereits  einen 
allzu  bedenklichen  Charakter  angenommen  haben."  (Motive  137.) 

Wenn  diese  Nachzahlung  ausser  dem  Statute  auf  eine  be- 
stimmte Majorität  der  Generalversammlung  und  auf  die  Daten 
der  Revision  in  rechnungziehenden  Erlaubnis  des  Register- 
richters gegründet  würde,  sähe  ich  darinnen  eine  Garantie, 
dass  die  Rettungsaktion  wirklich  der  Genossenschaft  und  den 
Gläubigern,  nicht  aber  dem  alleinigen  Interesse  der  Vorstandes 
zum  Besten  gereichen  würde. 

V.  Durch  die  fehlerhafte  Berufung  unseres  Gesetzes  auf 
das  Aktiengesetz  ist  auch  die  Vermutung  enstanden,  eine 
Genossenschaft  soll  durch  Gründer  im  Wege  eines  Prospektes 
entstehen,  eine  konstituierende  Generalversammlung  abhalten, 
welche  eventuell  auch  über  die  Sacheinlage  entscheidet.  Ob- 
zwar  man  nach  unserem  Gesetze  mit  etwa  mehr  Beachtung 
des  Genossenschaftswesens  und  speziell  mit  Überlegung  des 
sprichwörtlich     gewordenen    fehlerhaften    Hinweises    auf   das 


503 

Aktiengesetz  sich  in  den  Gedanken  des  Gesetzgebers  hinein- 
finden kann,  finden  wir  doch,  dass  ein  Gesetz  mehr  Klarheit 
weisen  muss.  Es  wäre  also  dieser  Teil  unseres  Gesetzes  gründ- 
lich durchzuarbeiten,  um  so  mehr,  weil  ein  grosser  Teil  der 
Missbräuche  im  Genossenschaftswesen  eben  in  dieser  mangel- 
haften, oder  besser  gesagt,  undeutlichen  Regelung  der  P>rich- 
tung  der  Genossenschaft  liegt. 

Und  hier  wollen  wir,  im  Gegensatze  zu  dem  Entwürfe 
Franz  Xagy's,  uns  gänzlich  das  deutsche  Gesetz  aneignen. 

Die  Errichtung  der  Genossenschaft  soll  eine  simultane 
sein,  ohne  jeden  Vorbehalt.  Kein  Prospekt,  keine  konstituierende 
Generalversammlung  im  Sinne  des  Aktienrechtes  soll  statt- 
finden, die  Genossenschafter  sollen  gemeinsam  das  Statut  be- 
stellen und  den  Aufsichtsrat  mit  Vorstand  wählen. 

Bei  der  Errichtung  der  Genossenschaft  darf  die  Gründung 
nicht  als  ein  eigener  Rechtsakt  gelten.  Es  kann  ja  auf  den 
Namen  nicht  ankommen,  und  wenn  man  eben  die  ersten  Mit- 
glieder mit  den  Namen  Gründer  benennen  will,  habe  ich 
gegen  den  Namen  selbst  nichts  einzuwenden,  aber  als  recht- 
liches Moment  darf  die  Gründung  nicht  auftreten,  und  eine 
Genossenschaft  kann  nicht  auf  Grund  eines  Prospektes  gegründet 
werden.  Das  Wesen  der  Genossenschaft  schliesst  die  Gründung 
aus.  Die  Genossenschaft  ist  nicht  eine  Vereinigung  des  Kapitals, 
sondern  eine  Vereinigung  von  Personen  zu  gemeinsamen  Ge- 
schäftsbetriebe, die  P>richtung  geschieht  demnach  nicht  durch 
Sammlung  eines  Kapitals,  sondern  durch  Vereinigung  der 
Personen,  Es  spielt  auch  demnach  in  der  Genossenschaft  die- 
jenige Person  überhaupt  keine  Rolle,  welche  bei  Gründung 
einer  Aktiengesellschaft  das  notwendige  Kapital  zusammen- 
bringt, und  am  allerwenigsten  diejenige,  welche  das  Kapital 
oder  die  Einlage  aus  individuellem  Interesse  vorschiesst,  und 
sich  eben  der  Sicherung  wegen  einen  gewissen  Einfluss  auf 
den  Geschäftsbetrieb  zu  sichern  gezwungen  ist.  Der  gemein- 
schaftliche Geschäflsbetrieb  schliesst  dies  aus. 

Anderenteils  ist  das  Grundkapital,  das  aus  den  Zeichnungs- 
scheinen ersichtlich  sein  muss,  eine  gewisse,  reale  Sache,  mit 
welcher  der  Aktienzeichner  rechnen  darf  und  es  ihm  so  mehr 
oder  weniger  an  der  Hand  Hegt,  zu  beurteilen,  ob  die  Gesell- 
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Schaft  mit  dieser  Kraft  ihr  Ziel  verwirklichen  möge,  auch 
weiss  der  Aktienzeichner,  dass  ohne  hinlängliche  Sicherheit 
des  Grundkapitals  die  Gesellschaft  überhaupt  nicht  zustande 
kommen  kann.  Das  in  die  neue  Genossenschaft  eintretende 
MitgUed,  hat  keine  Daten  zu  beurteilen,  ob  die  Genossen- 
schaft je  lebensfähig  werden  wird ;  es  gibt  keinen  Anhalts- 
punkt, ob  die  Zaiil  der  Mitgheder  sieben  oder  siebentausend 
betragen  wird  und  die  Zahl  der  Mitglieder  kann  eben  so 
wichtig  sein,  als  das  Kapital.  Auch  ist  es  dem  Aktienzeichner 
gleichgültig,  woher  das  Geld  für  ias  Grundkapital  stammt,  bei 
einer  Genossenschaft  kann  in  vielen  Fällen  auch  die  Persön- 
lichkeit der  Mitglieder  ausschlaggebend  sein. 

Wenn  wir  demnach  die  Gründung  als  ein  abgeschlossenes, 
rechtliches  Moment  fallen  lassen  müssen,  so  fallen  auch  damit 
alle  Ausbedingungen  der  Gründer,  und  es  fällt  auch  die  Not- 
wendigkeit der  konstituierenden  Generalversammlung  weg. 

Und  dies  ist  im  deutschen  Gesetze  verwirklicht.  Die  Er- 
richtung der  Genossenschaft  ist  eine  rein  simultane.  Das  Statut 
der  Genossenschaft  bedarf  der  schriflichen  Form,  sagt  §  5. 
Nicht  mehr  und  nichts  weniger. 

Freilich  ist  dadurch  eine  Lücke  entstanden,  welche  aber 
ohne  jeden  Zwang  ausgefüllt  werden  kann.  Nämlich  enthaltet 
das  Gesetz  keine  Verordnung  über  die  Wahl  des  Aufsichts- 
rates und  Vorstandes.  Es  wird  aber  keine  Mühe  kosten,  die 
Bestellung  derselben  nach  den  Regeln  der  simultanen  Gründung 
der  Aktiengesellschaft  zu  bewirken, 

VI.  Ob  die  Genossenschaft  vor  der  Registrierung  als  Gesell- 
schaft anerkannt  wird,  oder  aber  dritten  gegenüber  überhaupt 
als  ein  reines,  obligatorisches  Verhältnis  betrachtet  wird,  ist 
danach  zu  beurteilen,  ob  das  B.  G.-B.  die  Sozietät  des  römi- 
schen Rechtes  oder  aber  die  Gesellschaft  der  neueren  Rechts- 
anschauung anerkennt  ?  Das  deutsche  B.  G.  B.  hat  die  Gesell- 
schaft nach  der  neueren  Rechtsautfussung  als  Gemeinschalt 
zur  gesamten  Hand  geregelt  und  demnacht  ist  es  nur  kon- 
sequent, wenn  es  die  Genossenschaft,  solange  sie  nicht  einge- 
tragen ist,  als  Gesellschaft  behandelt,  sich  dem  Registierungs- 
zuwange  enthaltet  und  auch  keine  Vorschriften  über  das  Ver- 
hältnis   derjenigen   Personen  gibt,  welche  vor  der  Eintragung 
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und  Veröffentlichung  im  Namen  der  Genossenschaft  gehandelt 
haben. 

Meinem  Dafürhalten  nach  birgt  die  römische  Sozietät 
soviel  Nachteile  und  Wiedersprüche  in  sich'  und  andernteils 
steht  sie  mit  den  Handelsgesellschaften  in  so  grellen  Wieder- 
spruch, dass  es  auch  bei  uns  angezeigt  sein  würde,  die  Gesell- 
schaft nach  dem  Prinzip  der  gesamten  Hand  zu  errichten 
und  ihre  Verhältnisse  danach  zu  ordnen. 

VII.  Deutschland  hat  zwischen  Schulze  und  Raiffeisen 
Schulze  gewählt.  Ohne  Geschäftsanteil  kann  eine  Genossen- 
schaft nicht  registriert  werden,  so  auch  in  Österreich,  wie  bei  uns. 

Der  Entwurf  Nagy's  stellt  sich  ganz  auf  die  Seite  Raiffeisens. 

Ich  möchte  aber  Schutzes  Devise  „durch  die  breitere 
Kapitalbasis  die  persönliche  Haftpflicht  weniger  gefährlich  zu 
machen"  ganz  teilen,  und  einen  teils  durch  die  Möglichkeit  der 
Bildung  des  grösseren  Geschäftsanteiles  den  Sparsinn  der 
Genossen  wecken  und  diesem  Gelegenheit  bieten  ein  Kapital 
anzusammeln,  andernteils  aber  auch  die  Mitglieder  mit  unmittel- 
baren materiellen  Interessen  an  das  Wohl  und  Wehe  der 
Genossenschaft  binden. 

VIII.  Nach  österreichischem  Recht  sollen  Sacheinlagen 
mangels  entgegenstehender  Bestimmung  zulässig  sein,  obzwar 
dies  aus  dem  Genossenschaftsgesetz  keineswegs  ersichtlich  ist, 
um  so  weniger,  da  die  Kautelen,  welche  das  Aktiengesetz  vor- 
schreibt, gar  nicht  angeführt  sind. 

Auch  bei  unserem  Gesetz  ist  dies  der  Fall,  bestärkt  durch 
die  unpassende  Berufung  auf  das  Aktiengesetz.  Die  Gerichts- 
praxis ist  in  dieser  Hinsicht  aber  trotzdem  einheUig  zu  nennen, 
und  werden  Sacheinlagen  bei  den  Genossenschaften  durch 
den  Registerrichter  beanstandet.  In  Deutschland  muss  die 
Unzulässlichkeit  einer  Sacheinlage  gefolgert  werden,  da  das 
Gesetz  „wo  es  von  der  Bildung  des  Geschäftsteiles  handelt, 
nur  der  Einzahlung  gedenkt,  ferner  auch  das  Gesetz  andern- 
falls, wie  es  für  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung  geschehen  ist,  mit  Bezug  auf  Sachein- 
lagen Sondervorschriften  betroffen  hätte."  ^ 

1  Parisius  und-  Crüger :  a.  a.  0.  S.  122. 
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Nach  dem  österreichischen  Genossenschaftsgesetz-Ent- 
wurfe  sind  Sacheinlagen  an  Stelle  der  Bareinzahlung  nicht 
zulässig.  Auch  nach  dem  Entwürfe  Nagys  sind  Sacheinlagen 
ausgeschlossen.  Man  muss  auch  nach  dem  Wesen  der  Genossen- 
schaft die  Sacheinlagen  und  selbst  die  Deckung  der  Geschäfts- 
anteile anders,  als  durch  Bargeld  ausgeschlossen  betrachten 
Eine  Genossenschaft  ist  eine  ^societe  ä  variable  capital",  eben 
durch  den  freien  Eintritt  und  Austritt  ihrer  Mitglieder.  Mit  der 
Wertschätzung  der  Sacheinlage  ist  es  aber  auch  bei  der 
Aktiengesellschaft  eine  eigene  Sache,  wo  doch  mehr  Garantien 
zu  gewärtigen  sind,  als  bei  der  Genossenschaft.  Und  nun 
denke  man  sich  dazu  den  freien  Austritt  des  die  Sacheinlage 
übergebenen  Mitgliedes  gesichert.  Eine  Genossenschaft  wäre 
dadurch  der  beste  Vermittler  um  gänzlich  unwirtschaftliche 
Sacheinlagen  auf  leichtem  Wege  loszuwerden,  Auch  denke 
ich,  Hesse  sich  eine  Verschärfung  des  §  207  des  deutschen 
Aktiengesetzes  bei  den  Genossenschaften  aus  manchen  Gründen 
befürworten,  und  zwar  so,  dass  dadurch  auch  die  Umgehung 
der  Frage  über  die  Sacheinlage  unmöglich  gemacht  würde. 

VIII.  Und  jetzt  kommen  wir  zu  dem  grössten  und  eigent- 
hchen  Mangel  unseres  Genossenschaftsgesetzes,  welcher  meiner 
Ansicht  nach  auch  die  wichtigste  Ursache  ist  in  dem  Zurück- 
gehen der  Genossenschaftsidee  und  am  meisten  dazu  beige- 
tragen hat,  dass  die  Genossenschaften  zu  einem  Herd  der 
Missbräuche  und  Ausnützung  des  gläubigen  Mitgliedes  ge- 
worden sind. 

Bei  uns  fehlt  nämlich  gänzlich,  was  in  Deutschland  mit 
dem  Jahre  1887,  und  in  Österreich  seit  dem  Jahre  1903  be- 
steht, eine  allgemeine,  periodische  Zwangsrevision. 

Und  dass  bei  uns  die  Verhältnisse  und  Zustände  eine 
Revision  überflüssig  machen  würden,  könnte  man  nicht  be- 
haupten. Der  Ungar  und  unsere  Nationalitäten  sind  nichts 
weniger  als  Kaufmann.  Es  fehlt  bei  uns  nicht  nur  an  dem 
primitivsten  kaufmännischen  Geiste,  aber  auch  an  geschäft- 
lichen Kenntnissen,  welche  eine  gesunde  Führung  selbst  der 
kleinsten  Genossenschaft  erfordert.  Unter  solchen  Verhältnissen 
ist  es  nicht  zu  wundern,  dass  wenn  auch  nicht  direkt  Miss- 
bräuche, aber  der  ungesunde,  fehlerhafte  Geschäftsbetrieb  die 
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Idee  Genossenschaft  in  mancher  Hinsicht  diskreditiert  hat. 
Und  dass  überhaupt  der  Geist  für  das  Genossenschaftswesen 
nicht  erloschen  ist,  können  wir  erstens  der  durch  den  G.  A. 
XXIII  1898  statuierten  Zentral-Kreditgenossenschaft  und  zwei- 
tens diesem  Umstände  verdanken,  dass  auch  bei  uns,  aber 
ganz  aus  eigenem  Antriebe  und  ohne  jegliche  Hilfe  des  Ge- 
setzes, Verbände  gegründet  wurden,  welche  als  Zentrale  einen 
gewissen  Einfluss  auf  ihre  Mitglieder,  die  einzelnen  Genossen- 
schaften, ausüben.  ^ 

Der  Gesetzartikel  XXIII  1898  ist  ein  facultatives  Gesetz, 
dem  sich  Genossenschaften  unterwerfen  können.  Durch  diese 
Unterwerfung  erhalten  sie  das  Recht,  als  MitgUeder  in  den  Ver- 
band der  Zentral-Kreditgenossenschaft  einzutreten.  Nach  §  56 
hat  die  Zentral-Kreditgenossenschaft  in  die  sogenannte  Direk- 
tion und  den  Aufsichtsrat  je  ein  Mitglied  zu  ernennen.  Nach 
§  57  hat  die  Zentrale  auch  das  Recht  den  Geschäftsbetrieb  und 
die  Geschäftsführung  zu  kontrollieren  und  zu  beaufsichtigen. 
Es  wäre  verlockend  zu  berichten,  dass  die  Zentrale  und  Ver- 
bände auch  wirklich  aus  dem  ihnen  zustehenden  Rechte  ganz 
ernsten  Gebrauch  machen,  und  wie  dadurch  das  Genossen- 
schattswesen  in  Ungarn  ganz  erstaunlich  befestigt,  und  die  Idee 
einer  gesunden  WirtschaftspoHtik  gerettet  wurde. 

Leider  gebricht  es  uns  an  Raum.  Trotzdem  können  wir 
nicht  umhin,  den  Männern,  welche  Ungarn  dadurch  zu  einer 
gesunden  und  kräftigen  Entwicklung  brachten,  unseren  Dank 
auszusprechen. 

Neben  den  im  Verbände  der  Zentral  -  Kreditgenossen- 
schaft oder  in  einem  anderen  Verbände  sich  befindenden  Ge- 
nossenschaften gibt  es  aber  noch  in  Menge  ganz  freier  Genos- 
senschaften, welche  ohne  jegliche  Kontrolle  und  Revision  ihr 
Leben  dahinfristen. 

Der  Aufsichtsrat,  dem  die  Überwachung  des  Gebahrens 
durch  das  Gesetz  zur  Pflicht  gemacht  wird,  ist  seiner  Aufgabe 
nicht  gewachsen.  Abgesehen  von  dem  Fehlen  der  nötigen 
Gesetzes-   und    Geschäftskenntnisse,   fordert    die    Pflicht   einer 


*  Die  Zentrale  der  Konsumvereine  „Hangya",   dann   eine   Zentrale 
der   christlichen  Genossenschaften. 
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ständigen,  sachgemässen  und  fachkundigen  Revision  soviel  Zeit 
und  Arbeitsaufwand,  dass  sich  die  in  ihren  Lebensberuf  be- 
schäftigten Mitglieder  des  Aufsichtsrates  unmöglich  dazu  ver- 
stehen w^oilten. 

Und  wir  wissen  es  alle,  dass  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Aufsichtsrates  zum  grössten  Teil  in  der  Hand  des  ihr  unter- 
geordneten Vorstands  liegt.  Schon  dieses  Verhältnis  des  Auf- 
sichtsrates gegenüber  dem  Vorstand  schliesst  eine  fachkundige 
und  gründliche  Kontrolle  aus. 

Und  andernteils  ist  ja  auch  die  im  Deutschland  und  Öster- 
reich eingeführte  Revision  von  der  Überwachung  des  Aufsichts- 
rates eine,  nach  Zweck  und  Ziel  gänzlich  verschiedene  Funk- 
tion. Die  Revision  soll  nicht  nur  die  Verwaltung  überwachen, 
sie  soll  die  Einrichtungen  prüfen,  die  Geschäftsführung  des 
Vorstandes  nicht  allein  zahlenmässig  kontrollieren,  sondern 
ob  sie  der  Genossenschaft  zu  Nutzen  und  Heile  gericht.  „Es 
wird  sich  empfehlen,  nicht  bloss  in  Ausnahmefällen,  sondern 
als  dauernde  Einrichtung  eine  regelmässig  wiederkehrende, 
umfassende  Prüfung  der  Geschäftsführung  und  Vermögenslage 
durch  einen  sachverständigen  Revisor  vorzuschreiben,  der  von 
der  einzelnen  Genossenschaft  unabhängig  ist  und  über  die  Art 
und  Weise  seiner  Untersuchung  und  deren  Ergebnis  zu  berichten 
hat.  Eine  derartige  Einrichtung  bietet,  wenn  richtig  gehandhabt, 
zugleich  die  Gelegenheit  zur  Unterweisung  und  Fortbildung 
der  Genossenschaftsbeamten  und  dient  dazu,  die  gemachten 
Erfahrungen  in  w^eiteren  Kreisen  fruchtbar  zu  machen."  (Reichs- 
justitzamt:  Begründung  der  Revision  in  Gen.  -  Gesetz.)  „Die 
Erkenntniss,  dass  bei  den  Erwerbs-  und  W^irtschaftsgenossen- 
schaften  die  nach  ihrer  inneren  Organisation  zu  Gebote  stehen- 
den Kontrollmittel  nicht  ausreichen,  hat  sich  schon  vor  vielen 
Jahren  Bahn  gebrochen.  Der  Aufsichtsrat,  dem,  wenn  er  bestand, 
in  erster  Linie  die  Überwachungspilicht  obgelegen  wäre,  erwies 
sich  häufig  schon  nach  seiner  Zusammensetzung  als  unzuläng- 
lich, weil  die  Mitglieder,  selbst  wenn  sie  vom  besten  Willen 
beseelt  waren,  nicht  über  jenes  Maass  an  Gesetz-  und  Geschäfls- 
kenntnis  verfügten,  das  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  befä- 
higt hätte.  An  eine  Staatsaufsicht,  die  in  die  Einzelheiten  der 
Geschäftsführung  einzudringen  und  diese  auch  nach  ihrer  wirf- 
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schaftlichen  Berechtif^iinf^  zu  würdigen  hätte,  konnte  von  vorn- 
herein nicht  gedacht  werden.  So  führte  das  Bedürfnis  zum 
Zusammenschluss  in  Revisionsverbände,  welche  die  Revision 
der  ihnen  angeschlossenen  Genossenschaften  durch  sachverstän- 
dige Revisoren  besorgten.  Auch  in  Österreich  war,  als  es  nach 
jahrelangen  vergebUchen  Versuchen  im  Jahre  1903  zur  Schaf- 
fung des  Revisionsgesetzes  vom  10.  Jänner  1093,  R.-G.-Bl.  Nr. 
133  kam,  die  Revision  bei  der  Mehrzahl  der  Genossenschaften 
teils  als  Verbands-,  teils  als  Landesausschussrevision  verwirk- 
licht. Das  Gesetz  hatte  diesen  Zustand  bloss  zu  sanktionieren 
und  mit  den  nötigen  Garantien  auszustatten,  ausserdem  für 
Genossenschaften,  die  sich  bisher  weder  der  Verbände-,  noch 
der  Landesauschussrevision  unterstellt  hatten,  die  Pflicht  zu 
periodischer  Prüfung  durch  einen  unbeteihgten  Revisor  auszu- 
sprechen. Das  Institut  der  pflichtmässigen  Revision  hat  sich 
wie  wiederspruchslos  anerkannt  ist,  im  allgemeinen  vortreffUich 
bewährt.  Dass  es  ein  absolut  wirksames  Heilmittel  sein  und 
gestatten  werde,  alle  Schäden  zu  verhüten  und  auch  die  sorg- 
fältigst verborgenen  Mängel  aufzudecken,  durfte  von  ihm  natür- 
lich nicht  erwartet  werden.  Was  es  überhaupt  leisten  konnte, 
hat  es  im  grossen  und  ganzen  geleistet.  Es  mag  mitunter  An- 
lass  gegeben  haben,  dass  innerlich  längst  morsche  Genossen- 
schaften zusammenbrachen,  als  an  den  Tag  kam,  wie  es  um 
sie  stand ;  ein  Verlust  ist  daraus  dem  Genossenschaftsw^esen 
nicht  erwachsen.  In  anderen  Fällen  glückte  es  dem  Revisor 
trotz  eingehendster  Prüfung  nicht,  Schäden  aufzufinden,  die, 
wenn  richtig  erkannt,  zum  mindesten  in  ihren  Wirkungen  hätten 
abgeschwächt  werden  können.  Gewiss  viel  zahlreicher  waren 
aber  die  Fälle,  wo  es  dem  Eingreifen  des  Revisors  oder  der 
Belehrung  und  Anleitung  der  Revisionsstelle  gelang,  bisher 
geduldete  oder  nicht  erkannte  Mängel  zu  beheben,  die  Genos- 
senschaft in  ihren  Grundlagen  zu  stärken  und  sie  wirtschaftli- 
cher Gesundung  zuzuführen."  (Österr.  Motive  zum  Gen.-Gesetz.) 
Es  wäre  wohl  weitgefehlt,  wollten  wir  die  Revision  des 
deutschen  oder  österreichischen  Gesetzes  als  Panacea  betrachten, 
welche  alle  Missbräuche  und  alle  Schwierigkeiten  mit  einem 
Schlage  aus  der  Welt  schafft.  Nein,  selbst  auch  Schulze  war 
sich  dessen  bewusst,  dass  es  neben  dem  Revisor  noch  anderer 
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Dinge  bedarf,  um  eine  Genossenschaft  ruhig  in  den  Händen 
der  sie  leitenden  Männer  zu  lassen. 

Immerhin  ist  die  Revision  ein  bedeutender  Schutz  gegen 
die  Unkenntnis  der  primitivsten  kaufmännischen  Pflichten, 
gegen  Vernachlässigungen,  gegen  kurzsichtigen  Geschäftsbetrieb 
und  last  but  not  least  gegen  Missbräuche  aller  Art. 

Und  wenn  sie  nur  die  Mitglieder  gegen  Missbräuche  schützen 
würde,  muss  ihr  eine  breite  Bahn  gebrochen  werden.  Aber  es 
gibt  auch  zahlreiche  Fälle,  wo  es  den  Mitteln  der  Revision 
und  der  Anleitung  der  Revisionsstelle  gelingt,  den  fehlerhaften 
und  aussichtslossen  Geschäftsbetrieb  zu  hemmen,  die  Grundlage 
der  Genossenschaften  zu  betestigen  und  dadurch  die  Mitglieder 
von  einem  empfindlichen  Verlust  zu  bewahren. 

Im  Prinzip  müssen  wir  demnach  mit  dem  deutschen  und 
österreichischen  Gesetz  in  Beziehung  auf  die  Revision  überein- 
stimmen. 

Auch  ist  meines  Dafürhaltens  der  Zeitraum  von  zwei 
Jahren  genügend,  um  den  wohltätigen  Einttuss  der  Revision 
ganz  zur  Geltung  zu  bringen. 

In  Deutschland,  wie  auch  in  Österreich  ist  das  Recht  den 
Revisor  zu  bestellen,  teilweise  einem  den  Anforderungen  des 
Gesetzes  entsprechenden  Verbände  zugesprochen,  in  Österreich 
auch  einer  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschafl. 

Die  Revisionverbände  sind  provinzielle,  territoriale  Ver- 
bände, ihre  Statuten  umgrenzen  den  Verbandsbezirk,  bestim- 
men die  höchste  und  geringste  Zahl  von  Genossenschaften, 
die  der  Verband  umfassen  kann ;  der  Zweck  des  Verbandes 
beschränkt  sich  aber  nicht  auf  die  Revision,  sondern  dehnt 
sich  auch  auf  die  sonstige  Forderung  der  genossenschaftlichen 
Arbeit  und  der  Angelegenheiten  der  ihnen  angeschlossenen 
Genossenschaften  aus  (§  2).  Die  Verleihung  des  Rechts  zur  Be- 
stellung des  Revisors  erfolgt  durch  die  politische  Behörde 
sowohl  in  Deutschland,  als  auch  in  Österreich. 

Meiner  Ansicht  nach  sollten  einfache  Verbände  (Vereine) 
zur  Bestellung  des  Revisors  überhaupt  nicht  zugelassen  werden, 
sondern  nur  als  registrierte  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, welche  dann  die  Befugnis  zur  Ernennung  des  Revi- 
sors von  dem  zuständigen  Gerichte  erhalten. 
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Ich  will  nur  aufmerksam  machen  auf  den  Wiederstreit 
des  §  55  des  deutschen  Genossenschaftsgesetzes,  dass  der  Ver- 
band die  Revision  der  ihm  angehörigen  Genossenschaften  zum 
Zwecke  haben  muss,  und  die  gemeinsame  Wahrnehmung  ihrer 
im  §  1  bezeichneten  Interessen,  insbesondere  die  Unterhaltung 
gegenseitiger  Geschäftsbeziehungen  zum  Zwecke  haben  kann. 
Andere  Zwecke  darf  er  nicht  verfolgen. 

Wie  schwer  die  Unterscheidung  ist,  was  und  wie  viel  zur 
Wahrnehmung  der  gemeinsamen  Interessen  gehört,  erkläre  ich 
wohl  am  besten  mit  dem  Urteil  des  R,-G.  vom  4.  III.  189ö,  in 
dem  es  heisst,  dass  indem  der  Verband  für  die  Genossenschaften 
den  gemeinsamen  Einkauf  von  landwirtschaftlichen  Verbrauchs- 
stoffen besorgt,  bliebe  er  durchaus  innerhalb  der  seiner  Zu- 
ständigkeit im  §  55  gezogenen  Grenze  und  hat  nicht  andere 
Zwecke  verfolgt. 

Und  will  man  consequent  sein,  so  ist  man  gezwungen  die 
Begründung  des  R.-G.  anzunehmen,  obzwar  dies  durch  §  55 
nicht  gemeint  war,  denn  der  Betrieb  eines  Handelgewerbes  ist 
dadurch  direkt  ausgeschlossen. 

Aber  nicht  nur  die  Inkonvenienzen  geben  dem  Gedanken 
Raum,  dass  eine  Genossenschaft  die  Revision  in  jeder  Hinsicht 
gründlicher  und  auch  pünktlicher  durchzuführen  gezwungen, 
ist,  als  jeder  andere  Verband,  sondern  —  und  in  erster  Linie 
—  praktische  Bedenken. 

Die  Zentralgenossenschaft  ist  mehr  oder  weniger  an  dem 
Gedeihen,  an  dem  Wohl  und  Wehe  der  einzelnen  Genossen- 
schaften interessirt,  schon  dies  allein  muss  dazu  beitragen,  dass 
die  Revision  pünktlich  und  gründlich  durchgeführt  wird  ;  aber 
auch  ohne  materielle  Interessen  ist  sie  durch  moralische  Rück- 
sichten gezwungen,  ihre  ganze  Kraft  und  Unterstützung  der 
ihr  als  Mitglied  beigetretenen  Genossenschaft  zur  Verfügung 
zu  stellen  mehr,  als  es  einem    einfachen  Verbände   zukommt. 

Auch  bietet  eine  Zentralgenossenschaft  mehr  Gewähr 
dafür,  dass  die  durch  den  Revisor  aufgedeckten  Mängel  und 
Defekten  in  bestimmter  Zeit  behoben  werden,  ohne  dass  erst 
der  Registerrichter  einzuschreiten  braucht.  Eine  Zentralgenos- 
senschaft kann  ihren  Willen  immer  mehr  Nachdruck  verleihen, 
als  ein  nur  mit  ideellen  Zwecken  sich  befassender  Verein. 
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Die  Erfahrung  zeigt  bei  uns  in  Ungarn  augenscheinlich 
einen  Vorteil,  wenn  der  Verband  die  Form  einer  Genossen- 
schaft annimmt. 

Das  Gedeihen  und  die  Kräftigung  der  Genossenschaften 
welche  sich  an  die  Zentralgenossenschaft  angeschlossen  be- 
weist dies  zur  Genüge. 

Freilich  wäre  dadurch  ausgeschlossen,  dass  ein  Verband 
nur  um  der  Revision  willen  gegründet  würde.  Ich  finde  dies 
aber  nicht  von  so  grossem  Nachteil,  dass  die  überwiegenden 
Vorteile  einer    anderen   Ordnung   aufgegeben    werden  sollten. 

Auch  konsequenter  ist  es  jedenfalls,  wenn  die  Befugnis 
zur  Bestellung  eines  Revisors  durch  das  Gericht  verleiht 
wird. 

Sowohl  in  Deutschland  als  auch  in  Österreich  wird  der 
Revisor  für  Genossenschaften,  welche  einem  Revisionsverbande 
nicht  angehören,  durch  das  Gericht  bestellt.  Sollte  demnach 
nicht  auch  die  Befugnis  zur  Bestellung  durch  das  Gericht 
verleiht  werden  können  ? 

Nun  ist  es  eine  Frage,  was  nach  der  Revision  zu  ge- 
schehen hat,  wenn  die  Genossenschaft,  trotz  Ermahnungen, 
den  Verlangen  des  Revisors  oder  Verbandsstelle  nicht  nach- 
kommt? 

Das  deutsche  Gesetz  besagt  nur,  dass  der  Bericht  über 
die  Revision  bei  der  Berufung  der  nächsten  Generalversamm- 
lung als  Gegenstand   der    Beschlussfassung   anzukündigen    sei. 

Nach  dem  österreichischen  Gesetz  (§  9)  wird  dem  Revi- 
sor aufgetragen:  „wenn  die  Revision  die  Verletzung  gesetz- 
licher oder  statutarischer  Bestimmungen  feststellte  und  die 
Behebung  dieser  Mängel  nicht  binnen  einer  angemessenen  Frist 
nachgewiesen  wurde,  eine  Abschrift  des  Revisionsberichtes 
samt  den  etwa  erforderlichen  Erläuterungen  an  das  Register- 
gericht einzureichen.  Darüber,  was  das  Registergericht  hierauf 
vorzukehren  hat,  schweigt  das  Gesetz.  §  24  der  Durchtührungs- 
verordnung  erklärt,  dass  solche  Anzeigen  des  Revisors  den  zu- 
ständigen Gerichtshof  (oder  bei  Vereinen,  die  sich  ihrem  Wesen 
nach  als  Genossenschaften  darstellen,  jedoch  vor  Erlassung  des 
Genossenschaftsgesetzes  vom  26.  Nov.  lcS52,  R.-G.-BI.  Nr.  253, 
errichtet  wurden,  die  politischen  Landesbehörden)  verpllichlen 
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auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Be- 
stimmungen hinzuwirken,  und  fügt  liinzu,  dass  der  Gerichtshof 
bei  Erwerbs-  und  Wirtschaftgenossenschaften  insbesondere  zu 
erwägen  liat,  ob  Grund  zu  einem  Einschreiten  nach  den 
§§  87  bis  cS9  Gen.-G.  vorUegt."  (Motive  S.  725.) 

Nach  den  Motiven  des  neuen  Entwurfes  haben  sich  diese 
Bestimmungen,  wie  einmütig  sowolil  von  genossenschafthcher 
Seite  als  von  den  Registergerichten  anerkannt  wird,  als  voll- 
kommen unzureichend  erwiesen.  Die  geltende  Gesetzgebung 
gibt  den  Gerichten  nicht  die  nötigen  Mittel  an  die  Hand,  um 
Genossenschaften,  die  sich  der  besseren  Einsicht  verschliessen 
und  bei  dem  als  gesetz-  oder  statutenwidrig  beanständeten 
Zustande  verharren  wollen,  durch  Zwang  auf  den  Weg  des 
Rechtes  zu  bringen.  Die  Tatbeslände,  welche  zur  Einleitung 
eines  Strafverfahrens  oder  zur  Verhängung  zur  Ordnungsstrafen 
Anlass  bieten,  sind  in  den  §§  87  bis  89  Gen.-G.  ungemein  eng 
umschrieben.  Aufträge  des  Registergerichtes  der  Beseitigung 
gesetzwidriger  Statutenbestimmungen  führen  erst  nach  einem 
umständlichen  Verfahren  und  auch  dann  nicht  immer  zum 
Ziele.  Über  diesen  Rahmen  hinaus  ist  aber  dem  Registerge- 
richte jede  Einflussnahme  so  gut  wie  ganz  versagt. 

Der  dargelegte  Zustand  wird,  wie  schon  erwähnt,  von  den 
Kreisen,  denen  an  der  Ordnung  im  Genossenschaftswesen  ge- 
legen ist,  namentlich  von  den  Revisionsorganen  selbst  als  ein 
empfindlicher  Mangel  beklagt.  Ohne  eine  geselzmässige  Zwangs- 
gewalt, die  nur  dem  Gerichte  zustehen  kann,  ist  die  Herstellung 
eines  gesetzmässigen  Zustandes  bei  wiederspensligen  Genossen- 
schaften nicht  möglich.  Der  Revisor  kann  nach  seiner  Stellung 
nur  belehren  und  aufklären,  auch  der  Revisionsverband  kann 
nur  die  Mahnungen  des  Revisors  wiederholen  und  unter- 
stützen. Den  erforderlichen  Nachdruck  erhalten  die  Ausstellun- 
gen und  Winke  der  Revisionsorgane  erst  dadurch,  dass  sie 
gegebenenfalls  auch  zwangsweise  durchgesetzt  werden  können. 
Dabei  braucht  es  gar  nicht  zur  tatsächlichen  Anwendung  der 
Zwangmassnahmen  zu  kommen ;  schon  deren  Zulässigkeit  ist 
geeignet,  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  den  Wider- 
stand zu  brechen,  da  dessen  Aussichtslosigkeit  nun  von  vorn- 
herein feststeht. 
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Die  Absicht  des  Entwurfes,  die  Registergerichte  in  die 
Lage  zu  versetzen,  die  Herstellung  eines  dem  Gesetze  und 
dem  Statut  entsprechenden  Zustandes  mit  wirksamen  Mitteln 
zu  betreiben,  hat  daher  sowolil  bei  den  Enqueten  als  auch  in 
verschiedenen  Äusserungen  der  Fachpresse  Billigung  gefunden. 
Der  Entwurf  hält  sich  übrigens  in  seinen  Vorschlägen  in  den 
Grenzen  des  unbedingt  Notwendigen,  er  vermeideit  jeden  un- 
nötigen Eingriff  in  die  genossenschaftliche  Autonomie  und 
sieht  darauf,  dass  den  Revisionsorganen  der  ihrer  Stellung 
entsprechende  Einfluss  gewahrt  wird. 

Im  einzelnen  ist  zu  bemerken,  dass  die  Anzeige  des  Re- 
visors an  das  Registergericht  nicht  mehr  auf  die  Fälle  von 
Gesetz-  und  Statutenwidrigkeiten  beschränkt  bleiben  soll,  son- 
dern dass  nach  §  53,  Absatz  1  des  Entwurfes,  auch  die  Nicht- 
beseitigung  wesentlicher  Mängel  in  der  Geschäftsführung  den 
Revisor  zur  Berichterstattung  an  das  Registergericht  verpflichtet. 
Es  ist  klar,  dass  die  Durchsetzung  von  Aufträgen  des  Revisors, 
welche  auf  die  Behebung  von  Verstössen  wider  grundlegende 
Regeln  vernünftigen  Gebarens  abzielen,  nicht  minder  wichtig 
ist  als  die  Beseitigung  einzelner  Verletzung  von  gesetzlichen 
und  statutarischen  Bestimmungen.  Ebenso  kann  es  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  sich  die  leitenden  Organe  einer  Genossenschaft 
arger  Verstösse  jener  Art  schuldig  machen  und  dadurch  die 
Genossenschaft,  die  Genossenschafter  und  die  Genossenschafts- 
gläubiger schwerer  Gefährdung  aussetzen  können,  ohne  gerade 
mit  dem  Gesetze  oder  mit  dem  Statut  in  Widerspruch  zu 
kommen.  Es  ist  demnach  vollkommen  gerechtfertigt,  wenn  der 
allgemeine  Verband  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in 
einer  an  das  Justizministerium  gerichteten  Eingabe  anregte, 
die  Festsetzung  von  Fristen  für  die  Abstellung  von  Mängeln 
jeder  Art  vorzusehen  und  für  den  Fall  fruchtlosen  Verstrei- 
chens  der  Frist  die  Anzeige  an  das  Registergericht  vorzuschrei- 
ben. In  betreff  dieser  Frist  bestimmt  der  Entwurf,  dass  sie  in 
der  Regel  mit  höchstens  drei  Monaten  festzusetzen  ist ;  ausser- 
dem spricht  er  zur  Beseitigung  vorkommener  Zweifel  aus,  dass 
die  vom  Revisor  erteilte  Frist  vom  Gerichte  nicht  verlängert 
werden  kann. 

Nach  Einlangen  der  Anzeige  hat  das  Registergericht  unge- 
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säumt  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  tretTen,  um  die  Mängel, 
deren  Abstellung  dem  Eingreifen  des  Revisors  und  des  Revi- 
sionsorgans nicht  gelungen  ist,  zu  beseitigen. 

Ein  sehr  wichtiges  Recht,  das  dem  Registergerichte  durch 
den  Entwurf  eingeräumt  wird,  ist  schliesslich  die  Ermächtigung, 
einzelne  oder  sämmtliche  Vorstandsmitglieder  von  ihrem  Amte 
zu  entheben,  wenn  die  festgestellten  Mängel  oder  die  Unter- 
lassung ihrer  Beseitigung  dem  Vorstande  zur  Last  fällt.  Die 
Anwendung  dieses  Mittels  kann  sich  namentlich  dann  als  not- 
wendig erweisen,  wenn  die  Revision  gezeigt  hat,  dass  der  Vor- 
stand oder  einzelne  seiner  Mitglieder  das  in  sie  gesetzte  Ver- 
trauen missbrauchen  und  auch  die  Ratschläge  des  Revisors 
zum  Nachteile  der  Genossenschaft  in  den  Wind  schlagen.  Die 
Folge  der  Enthebung  ist,  dass  gemäss  §  2G,  Absatz  3  der  Auf- 
sichtsrat bis  zur  Vornahme  einer  Neuwahl  durch  die  General- 
versammlung das  Erforderliche  zu  veranlassen,  nötigenfalls  die 
fehlenden  Vorstandsmitglieder  zu  bestellen  ha  t.  Die  Heranziehung 
der  vom  Gerichte  enthobenen  Personen  zur  mittlerweihgen 
Versehung  der  Vorstandsgeschäfte  muss  natürlich  ausgeschlossen 
bleiben.  Dagegen  soll  entsprechend  dem  provisorischen  Charak- 
ter dieser  Massnahme  und  dem  Grundsatze  der  genossenschaft- 
lichen Autonomie  der  zur  Neuwahl  zusammentretenden  Gene- 
ralversammlung volle  Freiheit  in  der  Auswahl  der  Personen 
gewahrt  bleiben,  so  dass  sie  die  enthobenen  Vorstandsmitglie- 
der abermals  bestellen  könnte.  Das  es  hierzu  kommt,  scheint 
allerdings  nicht  wahrscheinlich;  denn  die  zwischen  der  Ent- 
hebung und  der  Wahl  verstreichende  Zeit  wird  in  aller  Regel 
ausreichen,  um  in  den  Kreisen  der  Genossenschafter  die  nötige 
Aufklärung  herbeizuführen.  Für  die  Fälle  hartnäckiger  Wider- 
setzlichkeit bleibt  schhesslich  als  letztes  Mittel  noch  immer 
die  Einleitung  des  Auflösungsverfahrens  nach  §  120,  Z.  1  des 
Entwurfes.  (Motive:  S.  125.) 

Ich  möchte  mich  diesen  Ausführungen  Wort  für  Wort 
anschUessen  und  diesen  Teil  des  österreichischen  Entwurfes 
annehmen.  Langjährige  Erfahrungen  zeigten  mir  dieselben 
Übelstände  und  dieselben  Mängel  des  Genossenschaftswesens, 
wie  sie  die  Motive  anführen. 

Vielleicht  ist  es  nicht  Hartnäckigkeit,  mehr  Leichtsinn  und 
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Fahrlässigkeit,  aber  oline  Androhung  empfindhcher  Strafen,  ist 
kaum  etwas  zu  erreichen. 

FreiHch  wird  sich  das  Gericht  jeder  Einmischung  enthal- 
ten müssen,  was  einer  Staatsaufsicht  gleichkäme,  aber  das  ist 
eben  die  Garantie,  dass  die  Oberaufsicht  dem  Richter  und  nicht 
der  Verwaltungsbehörde  zugewiesen  wird. 

Ich  glaube  durch  diese  flüchtigen  Details  der  wichtigsten 
Grundsätze  gezeigt  zu  haben,  dass  einer  Einheitlichkeit  der 
Genossenschaften  kaum  grosse  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen  ; 
habe  mich  bemüht  in  grossen  Zügen  den  volkswirtschaftlichen 
Nutzen  jeder  Verständigung  auf  internationalen  Rechtsgebiete 
klarzulegen  und  möchte  ich  mit  der  Bitte  schliessen : 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Deutsch- 
land, Österreich  und  Ungarn  mögen  aussprechen,  dass  sie  die 
Vereinheitlichung  der  Grundsätze  des  Genossenschaftswesens 
als  wünschenswert  betrachten. 


Die  Reform  des  Rechtes  der  Gewerkschaften 

in  Ungarn. 

Von 
Dr.  Armin  Fodor,  Aladdr  Wahlner, 

Richter  an  der  kön.  Kurie.  Ministerialrat  im  kirn.  ung. 

Finanzministerium. 

Die  Gewerkschaft,  diese  speziell  montanistische  Gesell- 
schaftsform, wird  bei  uns  hinsichtlich  der  praktischen  Bedeu- 
tung heutzutage  immer  mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt. 

Auf  dem  Gebiete  des  Kohlenbergbaues,  dieses  volks- 
wirtschaftlich bedeutungsvollsten  Bergbauzweiges,  erfolgt  der 
gesellschaftliche  Bergbau  ohne  beträchtliche  Ausnahmen  in 
der  Form  der  Aktiengesellschaft.  Auch  bei  dem  Eisenbergbau 
beherrscht  die  Aktiengesellschaft  das  Terrain  und  nur  bei 
dem  Metallbergbau,  und  zwar  zumeist  im  Kreise  des  Metall- 
bergbaues mit  dem  Charakter  der  Kleinindustrie  begegnen  wir 
der  Gewerkschaftsform,  namentlich  in  den  Gegenden,  wo  der 
bis  auf  die  Urzeiten  zurückreichende  Metallbergbau  mit  dem 
Charakter  der  Kleinindustrie  noch  immer  eine  grosse  Rolle  spielt, 
z.  B.  in  Vöröspatak,  Felsobänya. 

Die  Ursache  dieser  erfahrungsgemässen  Erscheinung  ist 
darin  zu  suchen,  dass  die  Gewerkschaft  einerseits  wegen  des 
näheren  Verhältnisses  derMitgheder  zur  Unternehmung,  anderer- 
seits wegen  der  unvergleichlich  geringeren  Verkehrsfähigkeit  der 
Kuxe,  im  Kreise  des  Bergbaues  mit  dem  Charakter  des  mittleren 
und  noch  mehr  des  Grossbetriebes  zum  gemeinsamen  Berg- 
bau nicht  so  geeignet  ist,  wie  die  Aktiengesellschaft.  Ferner 
setzt  der  Bergbau  mit  dem  Charakter  des  Grossbetriebes  ein 
grösseres  Stamm-  und  Verkehrskapital  voraus;  infolgedessen 
wird  hier  der  Natur  der  Sache  gemäss  diejenige  Gesellschafts- 
form mehr  entsprechen,  bei  der  der  Schwerpunkt  der  Gemein- 
schaft nicht  so  sehr  in  der  Vereinigung  von  Personen  als  in 
der  des  Kapitals  zu  einem  Zwecke  liegt. 
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Wenn  die  Rechtsinstitution  der  Gewerkschaft  schon  in 
unseren  Tagen  nur  eine  vollkommen  untergeordnete  Bedeutung 
hat,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  ihre  praktische 
Bedeutung  auch  in  der  Zukunft  nicht  zunehmen  wird.  Denn  die 
Richtung  der  Entwicklung  unseres  Bergbaues,  namentlich  der 
Umstand,  dass  einerseits  der  Bergbau  mit  dem  Charakter  des 
Kleinbetriebes  heutzutage  nur  mehr  als  Ausnahme  und  als  ver- 
schwindendes Andenken  an  vergangene  Zeiten  noch  hie  und 
da  im  Kreise  des  Metallbergbaues  in  einzelnen  Montan- 
gegenden auftaucht,  andererseits  die  Änderung  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  auf  der  ganzen  Linie  immer  mehr  den 
Bergbau  mit  dem  Charakter  des  Grossbetriebes  in  den  Vorder- 
grund stellt,  schliesst  das  unbedingt  aus. 

Trotz  alledem  können  wir  die  Gewerkschaft  in  der  Zukunft 
bei  der  Kodifizierung  unseres  Bergrechtes  nicht  fallen  lassen. 
Denn  wenn  sie  auch  nur  von  untergeordneter  Bedeutung  ist, 
so  ist  sie  dennoch  im  Kreise  des  Metallbergbaues  eine  lebende 
Form,  und  wird  der  Bergbau  mit  dem  Charakter  des  Klein- 
betriebes, diese  speziell  bergrechtliche  gesellschaftliche  Form, 
auch  in  Zukunft  schon  deshalb  nicht  entbehren  können,  weil 
Aktiengesellschaften  nur  zum  Betriebe  eines  Bergbaues  ge- 
gründet werden  können,  der  hinsichtlich  des  Umfanges  den 
Kreis  des  Kleingewerbes  übersteigt.  (§  259  G.-A.  XXXVII:  1875, 
Punkt  6.) 

Die  bergrechtliche  Institution  der  Gewerkschaft  wird 
ferner  auch  deshalb  ihre  praktische  Bedeutung  besitzen,  weil 
sie  einen  vermittelnden  Übergang  von  dem  gemeinschafthchen 
Eigentum  auf  die  Aktiengesellschaft  bilden  kann.  Für  die 
Aktiengesellschaft  ist  es  oft  mit  unüberwindlichen  Hindernissen 
verbunden,  jeden  einzelnen  Bruchteil  des  gemeinschaftlichen 
Grubeneigentums  von  den  einzelnen  Miteigentümern  zu  erwer- 
ben, während  das  Grubeneigentum  der  Gewerkschaft  durch 
einen  Beschluss  der  Generalversammlung,  wenn  die  Verfügung 
per  majora  zur  Geltung  gelangt  und  daher  auch  entgegen 
der  Opposition  und  der  Indolenz  einzelner  auf  die  Aktien- 
gesellschaft übertragen  werden  kann. 

Die  Grundprinzipien  für  die  künftige  rechtliche  Entwicklung 
der  Gewerkschaften  sind  nach  unserer  Ansicht  die  folgenden: 
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I.  Bei  der  Bildung  der  Gewerkschaft  muss  die  Verfügungs- 
freiheit der  Parteien  anerkannt,  dabei  aber  auch  dafür  gesorgt 
werden,  dass  die  Bildung  der  Gewerkschaft  durch  die  Opposi- 
tion einzelner  nicht  gehindert  werden  könne. 

Wir  könnten  den  prinzipiellen  Standpunkt  des  Gewerk- 
schaftszwanges nicht  billigen.  Zur  Begründung  dieser  Auf- 
fassung erwähnen  wir  das  folgende : 

Die  Geltendmachung  des  Zwangsprinzips  ist  nur  dort 
und  nur  insoweit  begründet,  wo  und  inwieweit  die  Erreichung 
des  gesteckten  Zieles  bei  der  Anerkennung  der  Aktionsfreiheit 
nicht  entsprechend  gesichert  erscheint.  Nun  ist  es  aber  eine 
unanfechtbare  Erfahrungstatsache,  dass  die  vielen  und  unver- 
kennbaren Vorteile  der  Bildung  der  Gewerkschaften  während 
der  fünfzigjährigen  Herrschaft  des  österreichischen  Berggesetzes 
so  sehr  in  das  allgemeine  Bewusstsein  der  Interessenten  über- 
gegangen sind,  dass  die  gemeinschaftlichen  Bergbauer  im  Kreise 
des  Metallbergbaues  mit  dem  Charakter  des  Kleingewerbes,  au 
den  der  Schwerpunkt  der  praktischen  Bedeutung  dieser  Insti- 
tution fällt,  anstatt  der  privatrechtlichen  Gütergemeinschaft  mit 
Vorliebe  stets  die  Gewerkschaftsform  gewählt  haben.  Das  ist 
auch  ganz  natürlich,  weil  sie  dadurch  unverhältnismässig  weniger 
aufs  Spiel  setzen,  die  Bedingungen  und  die  Mittel  für  den 
Bergbau  viel  leichter  beschaffen  können  und  auch  von  Seite 
der  Staatsgewalt  in  jeder  Hinsicht  einer  wirksameren  Unter- 
stützung und  eines  wirksameren  Bechtsschutzes  teilhaftig  wer- 
den. Da  es  sich  nun  für  die  Parteien  um  eine  unverkennbar 
vorteilhaftere  Wahl,  um  die  Gewährung  einer  erhebhchen 
Begünstigung  handelt,  und  da  wir,  nach  den  bisher  erworbe- 
nen Erfahrungen  zu  urteilen,  keinerlei  Grund  zur  Annahme 
haben,  dass  das  System  der  privatrechtlichen  Eigentums- 
gemeinschaft ohne  den  Gewerkschaftszwang  in  grösserem 
Masse  um  sich  greifen  wird,  wäre  es  überflüssig,  unnütz  und 
daher  auch  nicht  begründet,  das  Prinzip  des  Zwangs  zur 
Geltung  zu  bringen. 

II.  Für  jede  Gewerkschaft  wäre  die  Schaffung  von  Sta- 
tuten obligatorisch  zu  machen,  weil  das  Gesetz  sich  nicht  auf 
alle  Einzelheiten,  die  bei  den  inneren  und  äusseren  Verhältnissen 
der  Gewerkschaft  eine  Regelung  erheischen,  erstrecken  kann 
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und  weil  es  im  gesellschaftlichen  Leben  und  in  der  Geschäfls- 
leitung  Details  gibt,  die  unmöglich  einheitlich  geregelt  werden 
können.  Heutzutage  kann  sich  die  Gewerkschaft  auch  ohne 
Statuten  konstituieren  (Allg.  Berggesetz  §  143.  Fakultatives 
System).  Bei  dem  heutigen  fakultativen  Statutensystem,  können 
in  Fällen,  in  denen  die  Gewerkschaft  sich  ohne  besondere 
Statuten  konstituiert,  zum  Nachteil  der  Rechtssicherheit  Wirren 
und  Verwicklungen  entstehen. 

Auch  können  wir  nicht  behaupten,  dass  wir  die  Bildung 
von  Gewerkschaften  durch  das  fakultative  System  bedeutend 
erleichtern,  denn  die  Gesellschaftsorganisation  (Konstituierung), 
die  Feststellung  des  Rechtskreises  der  Direktion  muss  in  jedem 
Falle  schriftlich  niedergelegt  und  der  Bergbehörde  unterbreitet 
werden.  Nun  wird  aber  die  Schaffung  und  Unterbreitung  eines 
erschöpfenden,  den  Charakter  eines  Gesellschaftsvertrages 
besitzenden  Statuts  kaum    eine    erheblich    grössere  Last  sein. 

Für  den  Statutenzwang  spricht  auch  noch  das  wichtige 
Argument,  dass  dadurch  die  Publizität  der  Rechtsverhältnisse 
der  Gewerkschaft  erheblich  gesteigert  wird,  was  nicht  nur  im 
Interesse  Dritter,  sondern  auch  in  dem  der  Teilhaber  wünschens- 
wert und  notwendig  ist. 

III.  Es  muss  ausgesprochen  werden,  dass  die  Gewerkschaft 
mit  der  behördlichen  Genehmigung  der  Statuten  als  konsti- 
tuiert gilt,  und  dass  die  konstituierte  Gewerkschaft  eine  juristische 
Person  ist.  Das  bisherige  Berggesetz  spricht  nicht  von  der 
Rechtsfähigkeit  der  Gewerkschaften  und  enthält  auch  in  der 
Richtung  keine  Verfügung,  in  welcher  Weise  die  Gewerk- 
schaft die  Rechtsfähigkeit  erwirbt.  Dieser  Mangel  des  heutigen 
Gesetzes  muss  jedenfalls  behoben  werden. 

IV.  Die  Zahl  der  Kuxe  wäre  nach  unserer  Ansicht  derart 
zu  regeln,  dass  sie  durch  die  Gewerkschaftsstatuten  zu  bestimmen 
wäre.  Jeder  Kux  muss  in  gleichwertige  10  oder  100  Teile 
geteilt  werden  können. 

Das  Österreichische  Allgemeine  Berggesetz  bestimmt  das 
zulässige  Maximum  der  Zahl  der  Kuxe  und  die  äusserste 
Grenze  der  Möglichkeit  der  Aufteilung  derselben ;  das  preus- 
sische  und  das  bayerische  Berggesetz  enthalten  hinsichtlich 
der    Zahl    der    Kuxe    entschiedene    imperative    Verfügungen. 
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Dagegen  weist  das  sächsische  Berggesetz  die  F'eststelhing 
der  Zalil  der  Kuxe  in  den  autonomen  Rechtsltreis  der 
Gewerkschaften,  hi  die  Augen  springende  Zweck mässigl<;eits- 
gründe  sprechen  für  das  lelzterwähnle  System,  weil  das 
Vermögen,  der  Umfang  des  Bergbaues  und  die  wirtschaflhche 
Bedeutung  der  einzelnen  Gewerkschaften  nicht  unwesentUch 
verschieden  sein  können.  Für  die  eine  Gesellschaft  sind  auch 
schon  lÜO  Kuxe  zu  viel,  während  für  andere  selbst  lüüO  zu 
wenig  sind.  Infolgedessen  ist  es  sehr  schwierig,  das  Maximum 
der  Zahl  der  Kuxe  zu  fixieren  und  noch  weniger  ist  das 
System  zu  empfehlen,  das  bezüglich  der  Kuxenzahl  keinen 
Unterschied  zwischen  Gewerkschaft  und  Gewerkschaft  duldet 

V.  Bei  der  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Mitgewerken 
fordert  die  moderne  Rechtsentwicklung  einen  gesteigerten 
Schutz  der  Minorität  der  Mitgewerken,  der  in  der  Weise  zu 
erwirken  ist,  dass  jeder  Mitgewerke  den  Generalversammlungs- 
beschluss,  der  dem  Gesetze  oder  den  Statuten  widerspricht 
durch  eine  Klage  anfechten  kann. 

Das  geltende  Allgemeine  Berggesetz  enhält  in  dieser 
Hinsicht  keine  allgemein  wirksame  Verfügung  und  es  dient 
in  diesem  Gesetz  zum  Schutz  der  Minorität  nur  die  Be- 
stimmung, nach  der  das  Gesetz  die  Giftigkeit  der  Beschlüsse, 
die  mit  einer  dreiviertel  Mehrheit  aller  Kuxe  gefasst  werden 
können,  noch  an  die  Bedingung  der  bergbehördlichen  Geneh- 
migung knüpft.  Diese  Verfügung  ist  jedoch  zum  Schutze  der 
Minorität  der  Mitgewerken  bei  weitem  nicht  genügend,  sie  kann 
aber  auch  mit  der  Autonomie  der  Gewerkschaften  nicht  in 
Einklang  gebracht  werden  und  geht  weit  über  den  natür- 
lichen Kreis  des  Aufsichtsrechtes  der  Bergbehörde  hinaus. 

Das  preussische  Berggesetz  gewährt  den  Gewerken  wohl 
in  einem  viel  weiteren  Rahmen,  als  oben  vorgeschlagen 
wurde,  das  Anfechtungsrecht,  indem  nach  diesem  Gesetz  jeder 
Gewerke  den  Generalversammlungsbeschluss  auch  auf  der 
Grundlage  durch  eine  Klage  anfechten  kann,  dass  er  densel- 
ben für  die  Gewerkschaft  als  nachteihg  betrachtet.  Wenn  auch 
eine  derartige  Klage  die  Vollstreckung  des  Beschlusses  der 
gewerkschaftlichen  Generalversammlung  in  der  Regel  nicht 
iiindert,  erscheint    es    dennoch    als    zu   weitgehend,   mit   der 
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Autonomie  der  Gewerkschaft  und  mit  der  Geitendmacliung 
des  Majoritätsprinzips  nicht  vereinbar,  wenn  das  Anfech- 
tungsrecht auf  derartige  von  der  individuellen  Auffassung 
abhängige  subjektive  Momente  basiert  wird. 

Die  Ausübung  des  Anfechtungsrechtes  ist  unumgängHch 
an  eine  Präklusivfrist  zu  knüpfen,  denn  ohne  eine  solche 
Beschränkung  würde  dieses  Recht  auf  die  Lebensfunktion  der 
Gewerkschaft  lähmend  wirken, 

VI.  Bei  der  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
werken  ist  ferner  das  Verfahren  bei  der  Eintreibung  der 
Nachzahlungen  in  der  Weise  zu  ändern,  dass  das  Ver- 
fahren rasch  sei,  dabei  aber  dennoch  den  Interessenten 
entsprechenden  Rechtsschutz  biete  und  es  ermögliche,  dass 
auch  andere  den  mit  einer  Nachzahlung  belasteten  Kux  er- 
werben können,  damit  auf  diese  Weise  die  Zahl  der  Mit- 
gewerker  nach  Tunlichkeit  autrechterhalten  werden  könne. 

Die  Regelung  der  Eintreibung  der  Nachzahlungen  ist 
ohne  Zweifel  eines  der  wichtigsten  Momente  in  der  Organi- 
sation der  Gewerkschaft.  Dieses  muss  jedenfalls  im  Gesetz 
festgesetzt  werden,  denn  wenn  die  Autonomie  der  Gewerk- 
Schaft  sich  auch  auf  die  Bestimmung  des  Eintreibungsver- 
fahrens erstreckte,  könnten  hieraus  zum  Nachteil  der  Rechts- 
sicherheit sehr  leicht  Wirren  und  Verwicklungen  entstehen,, 
weil  die  Gewerkschaft  für  das  Eintreibungsverfahren  auch 
Bestimmungen  in  die  Statuten  aufnehmen  könnte,  in  denen 
sie  z.  B.  keinen  genügend  wirksamen  Schutz  aus  dem  Ge- 
sichtspunkten des  persönlichen  Interesses  der  Gewerken  oder 
aus  dem  des  Interesses  der  Gewerkschaft  sichern,  oder  ein 
Verfahren  wählen  würden,  das  gegen  die  Prinzipien  des  Berg- 
rechtes oder  eines  anderen  positiven  Rechtes  Verstössen  würde. 
Die  behördliche  Überprüfung  der  Statuten  könnte  gegen  die 
Aufnahme  derartiger  bemängelbarer  Eintreibungsvorschriften 
keinen  genügenden  Schutz  gewähren. 

Da  die  Generalversammlung  der  Gewerkschaft  die  Nach- 
zahlungen behufs  Deckung  der  unvermeidlich  notwendigen 
Betriebskosten  auf  die  Gewerken  auswirft,  knüpfen  sich 
ohne  Zweifel  grosse  Interessen  daran,  dass  die  Eintreibung 
der  Nachzahlungsgelder    nach  Tunlichkeit  rasch   erfolge   und 
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deshalb  erscheint  der  Standpunkt  vollkommen  gerechtfer- 
tigt, dass  die  zwangsweise  Eintreibung  der  Gewerkschafts- 
nachlragsgebühren  nach  Möglichkeit  ohne  die  Formalitäten 
des   ordentlichen  gerichtlichen  Verfahrens  erfolge. 

Auch  das  geltende  Österreichische  Allgemeine  Berggesetz 
nimmt  bei  der  Regelung  der  Eintreibung  diesen  Standpunkt 
ein,  doch  löst  es  diese  Frage  nicht  in  der  Weise,  wie  es  das 
an  die  rasche  und  wohlfeile  Eintreibung  der  Nachzahlungen 
sich  knüpfende  Existenzinteresse  der  Gewerkschaften  erheischt. 
Das  in  diesem  Gesetze  geregelte  Verfahren  bedarf  daher 
hauptsächlich  deshalb  einer  Reform,  weil  es  mit  den  an  die 
möglichst  rasche  Regelung  der  Nachzahlungsrückstände  sich 
knüpfenden  gesellschaftlichen  Interessen  nicht  vereinbar  ist, 
dass,  wie  es  nach  dem  zitierten  Österreichischen  Berggesetz 
der  Fall  ist,  bei  der  Eintreibung  der  Nachzahlungsrückstände 
in  jedem  Falle,  von  der  Aufforderung  der  Einzahlung  ange- 
fangen, bis  zur  Versteigerung  des  mit  der  Nachzahlung  be- 
lasteten Kuxe  und  bis  zu  ihrer  Übergabe  an  den  Käufer, 
oder  wenn  die  Feilbietung  vereitelt  wurde,  an  die  Gewer- 
ken  stets  die  Intervention  des  Berggerichtes  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  müsse.  Auch  ist  es  ferner  wünschenswert, 
dass  die  Gewerkschaft  mit  dem  rückständigen  Gewerken 
überhaupt  leichter  fertig  werden  könne,  so  namentlich,  dass 
eines  der  Hauptprinzipien  der  Regelung  sei,  dass  für  den  mit 
einem  Nachzahlungsrückstande  belasteten  Kux  infolge  des 
Zahlungsverzugs  des  schuldigen  Gewerken  die  Kaduzität,  das 
ist  der  Fall  eintritt,  in  dem  der  Kux  auf  die  übrigen  Ge- 
werken übergeht,  ohne  dass  der  Versuch  einer  gerichtlichen 
Feilbietung  notwendigerweise  die  Voraussetzung  für  das  Ein- 
treten der  Kaduzität  bilden  würde. 

Es  begegnet  durchaus  keiner  Schwierigkeit,  dass  die 
Eintreibung  der  gewerkschaftlichen  Nachzahlungen  durch  die 
Wiedereinführung  einer  einschlägigen  Institution  der  älteren 
Bergordnung  —  durch  die  Kaduzierung  der  Kuxe  —  ver- 
schärft werde,  nur  wäre  die  Schroffheit  dieser  alten  Institution 
sowohl  im  Interesse  des  säumigen  Gewerken,  wie  auch  in 
dem  der  übrigen  Gewerken  einigermassen  zu  mildern. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  des  säumigen  Gewerken  würde 
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der  schroffen  Vorschrift  der  Kaduzierung  einerseits  durch 
die  Billigkeilsverfügung  vollkommen  die  Spitze  genommen 
werden,  dass  er  innerhalb  einer  Präklusivfrist  die  gerichtliche 
Feilbietung  des  mit  dem  Rückstande  belasteten  Kuxes  bean- 
tragen kann,  andererseits  aber  dadurch,  dass  der  auf  die 
Gewerken  übergegangene  Kux  durch  den  säumigen  Gewerken 
auch  dann  noch  eine  gewisse  Zeit  hindurch  mittels  Entrich- 
tung des  Betrages  der  Nachzahlung  und  der  aufgetauchten 
Kosten  zurückgelöst  werden  könne. 

Im  Interesse  der  übrigen  Gewerken  müsste  die  Schroff- 
heit der  Vorschrift  der  Kaduzierung  deshalb  einigermassen 
gemildert  werden,  weil  es  Fälle  geben  kann,  in  denen 
das  Übergehen  des  Kuxes  und  damit  der  Nachzahlungsver- 
bindlichkeit die  persönlichen  Interessen  der  übrigen  Ge- 
werken sehr  nachteilig  berühren  würde. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  der  übrigen  Gewerken  wäre 
die  schroffe  Vorschrift  der  Kaduzierung  gemildert,  wenn  als 
Regel  aufgestellt  wird,  dass  der  auf  die  Mitgewerken  über- 
gegangene und  nicht  zurückgelegte  Kux  auf  Grund  eines 
Beschlusses  der  Generalversammlung  verkauft  werden  kann, 
u.  zw.  sowohl  aus  freier  Hand,  wie  auf  gerichtlichem  Wege, 
je  nachdem  welche  Verkaufsart  in  dem  gegebenen  Falle  für 
die  Gewerkschaft  vorteilhafter  erscheint. 

Da  die  Gewerkschaft  ein  Verein  der  Personen  und  nicht 
so  sehr  des  Kapitals  ist,  erscheint  es  auch  vom  prinzipiellen 
Gesichtspunkte  wünschenswert,  dass  an  Stelle  des  Gewer- 
ken, der  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt,  eine  andere  Per- 
son in  den  Verband  der  Gewerkschaft  eintreten  könne.  Die 
angedeutete  Milderung  der  schroffen  Vorschrift  der  Kaduzie- 
rung aus  dem  Gesichtspunkte  der  übrigen  Gewerken  er- 
scheint daher   auch  vom    prinzipiellen   Gesichtspunkte   richtig. 

VII.  Kine  eingehende,  leicht  übersichtliche  Regelung,  die 
sowohl  mit  den  Zwecken  und  mit  den  Aufgaben  der  Gewerk- 
schalt, wie  auch  mit  den  Anforderungen  der  auf  dem  Gebiete 
des  Vereinsrechtes  sich  in  der  jüngsten  Zeit  zeigenden  Ent- 
wicklung im  Einklang  steht,  erheischt  der  Wirkungskreis  der 
Generalversammlung  und  der  Direktion  der  Gewerkschaft, 
wie  auch  ihr  Verhältnis  zueinander. 
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Gegenüber  der  derzeitigen  Organisation  der  Gewerk- 
schaftsgeneralversammlnng  wären  folgende  Änderungen  und 
Ergänzungen  notwendig : 

1.  Die  Vorschriften  für  die  Organisation  der  Generalver- 
sammlung sind  zum  Teil  von  absoluter  Wirksamkeit,  zum 
Teil  aber  solche,  die  durch  die  Statuten  den  Verhältnissen 
der  Gewerkschaft  angemessen  abgeändert  werden  können.  In 
dieser  Richtung  wäre  das  Prinzip  zu  verfolgen,  dass  alle  die- 
jenigen Verfügungen,  die  aus  dem  Grundprinzip  der  Rechts- 
institution der  Gewerkschaft  folgen,  sowie  auch  jene,  deren 
Abänderung  für  den  Bestand  der  Gewerkschaft  oder  für  die 
Rechte  der  Mitglieder  von  Nachteil  sein  könnten,  mit  abso- 
luter Wirksamkeit  auszustatten  sind.  Solche  Verfügungen  sind  : 
Die  Bestimmung  der  unbedingt  in  den  Wirkungskreis  der  Gene- 
ralversammlung gewiesenen  Aufgaben,  ferner  die  Bestimmungen 
über  die  Einberufung  der  Generalversammlung,  über  die  Gil- 
tigkeit  der  Beschlussfassung,  über  die  Ausübung  des  Stimm- 
rechtes, wie  auch   über   das  Anfechtungsrecht  der   Gewerken. 

2.  Diejenigen  Gegenstände,  über  die  in  jedem  Falle  die 
Generalversammlung  beschhesst,  sind  taxativ  aufzuzählen. 
Selbstverständlich  können  die  Statuten  ausser  den  angeführ- 
ten, auch  noch  andere  Gegenstände  in  den  Wirkungskreis  der 
Generalversammlung  verweisen. 

3.  Die  Bestimmungen  unseres  heutigen  Rechtes  über  die 
Einberufung  der  Generalversammlung,  über  die  Zeit  ihrer 
Abhaltung,  über  die  Vertretung  der  Bergbehörde  in  der  Gene- 
ralversammlung wären  in  der  Weise  zu  ergänzen,  dass  die  Gene- 
ralversammlung nur  über  denjenigen  Gegenstand  einen  gilti- 
gen Beschluss  fassen  kann,  der  in  der  Einberufung  als  Gegen- 
stand der  Entscheidung  bezeichnet  war.  Das  Österreichische 
Allgemeine  Berggesetz  enthält  in  dieser  Richtung  nur  die  Be- 
stimmung, dass  die  im  voraus  bekannten  Gegenstände  der 
Generalversammlungsberatungen  in  der  Einladung  stets  anzu- 
geben sind.  Das  kann  sehr  leicht  zu  Missbräuchen,  zum 
Ausspielen  der  Gewerken  führen.  Andererseits  aber  würde 
dadurch,  dass  die  Vorschrift  der  vorherigen  Bekanntgabe  der 
Tagesordnung  der  Generalversammlung  als  Giltigkeitsbedin- 
gung    für    die    Generalversammlungsbeschlüsse    mit    absoluter 
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Wirksamkeit  gesetzt  würde,  die  normale  Funktion  der 
Gewerkschaft  in  vielen  F'ällen  ohne  Grund  gelähmt  und  ge- 
stört werden,  da  im  Kreise  des  Bergbaues  sehr  oft  von  heute 
auf  morgen  die  Notwendigkeit  eintreten  kann,  Betriebsagenden 
oder  dringende  Investitionen  vorzunehmen,  die  in  den  Wir- 
kungskreis der  Generalversammlung  gewiesen  sind.  Infolge- 
dessen ist  es  zu  gestatten,  dass  Anträge  solcher  Art,  wie  auch 
der  Antrag  auf  Einberufung  einer  neuerlichen  Generalver- 
sammlung, auch  ohne  dass  sie  in  der  Einladung  zur  General- 
versammlung angegeben  worden  wären,  verhandelt  werden 
können. 

4.  Das  geltende  Österreichische  Allgemeine  Berggesetz 
bestimmt  als  Bedingung  für  die  giltige  Beschlussfassung  nur 
die  vorschriftmässige  Einladung  der  Gewerken  (§§  150  und  154). 
Demgegenüber  wäre  noch  zu  fordern,  dass  die  Gewerken, 
die  entweder  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  erschienen 
sind,  die  Mehrheit  der  Gewerken  vertreten  müssen  und  dass 
im  entgegengesetzten  Falle  eine  neue  Generalversammlung 
einzuberufen  ist,  die  über  die  auf  die  Tagesordnung  der  ersten 
Generalversammlung  gesetzten  Gegenstände  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  vertretenen  Kuxe  beschliessen  kann.  Diese 
Verfügung  wird  von  dem  Prinzip  der  Geltendmachung  der 
Mehrheit  erheischt,  das  einen  Grundgedanken  des  modernen 
Vereinsrechtes  bildet. 

5.  Die  Generalversammlungsbeschlüsse  werden  gemäss  dem 
gehenden  Berggesetze  im  Allgemeinen  durch  die  Mehrheit  der 
Besitzer  der  vertretenen  Kuxe  gefasst ;  doch  ist  zur  Abände- 
rung der  Statuten  wie  auch  zur  Veräusserung  des  entbehr- 
Uchen  Teiles  des  unbeweglichen  Vermögens  der  Gewerkschaft 
mindestens  die  Zustimmung  einer  Dreiviertelmajorität  der  ver- 
tretenen Kuxe  notwendig,  während  die  Auflösung  der  Gewerk- 
schaft, oder  die  Veräusserung  ihres  Stammvermögens  nur  mit 
Einwilligung  von  mindestens  drei  Viertel  der  Besitzer  der 
gesamten  Kuxe  erfolgen  kann  (Allgemeines  Berggesetz  §§  153 
u.  155.) 

Diese  Bestimmungen  des  heutigen  Gesetzes  sind  nicht 
genug  klar,  weil  leicht  ein  Zweifel  darüber  auftauchen  kann, 
was  als  entbehrlicher  Teil  des  unbeweghchen  Vermögens  der 
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Gesellschaft  zu  betrachten  und  was  unter  dem  Stammvermögen 
der  Gewerkschaft  zu  verstehen  sei. 

Damit  also  hinsichtlich  der  giltigen  Beschlüsse  keine 
Hindernisse  auftauchen  können,  sind  diejenigen  Gegenstände, 
in  denen  zur  giltigen  Beschlussfassung  eine  qualifizierte  Majo- 
rität erfordert  wird,  genau  zu  bezeichnen.  Namentlich  wären 
die  Fälle  der  an  eine  qualifizierte  Majorität  gebundenen 
Beschlussfassungen  nach  dem  Prinzipe  zu  gruppieren,  dass  die 
unentgeltliche  Veräusserung  des  unbeweglichen  Vermögens  nur 
einstimmig  beschlossen  werden  kann  ;  einer  solchen  Beurteilung 
unterliegt  auch  der  Verzicht  auf  das  Grubeneigentum,  während 
zu  einer  andersgearteten  Veräusserung  oder  zur  Verpachtung 
des  unbeweglichen  Vermögens  eine  Dreiviertelmehrheit  erfordert 
würde.  In  diese  zweite  Gruppe  der  Angelegenheiten  würde 
auch  die  Abänderung  der  Statuten  und  die  Auflösung  der 
Gewerkschaft  gehören. 

Die  angeführten  Angelegenheiten  sind  ohne  Zweifel  alle 
solcher  Natur,  dass  sie  die  Existenzinteressen  des  Gewerkschaft 
berühren.  Es  ist  daher  vollkommen  begründet,  dass  das  Gesetz 
erfordert,  dass  in  derartigen  Fragen  nur  eine  grössere  Mehr- 
heit giltig  entscheiden  könne.  Die  Auflassung  des  Grubenwerks- 
eigentums der  Gewerkschaft  oder  das  Verschenken  ihres 
unbeweglichen  Vermögens  stellt  den  Bestand  der  Gewerkschaft 
in  Frage;  jedem  Gewerken  gebührt  der  verhältnismässige 
Teil  des  Grubenvermögens  ;  est  ist  daher  billig,  dass  ein  Be- 
schluss  über  einen  derartigen  Gegenstand  nur  einstimmig 
gefasst  werden  könne. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Direktion 
sind  infolge  der  Ähnlichkeit  des  Gegenstandes  der  Regelung 
mit  den  Verfügungen  des  Handelsgesetzes  über  die  Direktion 
der  Gesellschaften  in  Einklang  zu  bringen.  (Vergl.  §§  186,  189, 
197,  H.-G.-B.) 

Der  Wirkunokreis  der  Direktion  wird  durch  die  Statuten 
ersichtUch  gemacht.  Im  übrigen  folgt  aus  dem  Verhältnisse 
der  Direktion  zur  Generalversammlung,  dass  die  Erledigung 
aller  jener  gesellschaftlichen  Angelegenheiten,  die  in  dem 
Gesetze  und  in  den  Statuten  der  Generalversammlung  nicht 
vorbehalten  sind,  in  den  Wirkungskreis  der  Direktion  gehört. 
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VIII.  Schliesslich  miiss  auch  das  Erlöschen  der  Gewerk- 
schaft geregeltwerden,  da  sonst  die  rechtliche  Regelung  der 
Institution  nicht  als  vollständig  betrachtet  werden  könnte. 

Die  Gründe  für  die  Auflösung  der  Gewerkschaft  wurzeln 
teils  im  Privatrechte,  teils  in  der  Eigentümlichkeit  des  Gewerk- 
schaftsverhältnisses. Die  meisten  Erlöschungsfälle  können  wohl 
durch  juristische  Schlussfolgerungen  bestimmt  werden  und  auf 
dieser  Grundlage  sehen  auch  die  einzelnen  Gesetzgebungen 
vor  einer  detaillierten  Aufzählung  der  Erlöschungsgründe  ab. 
Trotzdem  erscheint  es  wünschenswert,  dass  in  dem  Berggesetze 
auch  die  Frage  der  Auflösung  der  Gewerkschaft  eine  eingehende 
Regelung  erfahre,  weil  ohne  diese  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
anwendung  in  der  Frage  der  Auflösung  Meinungsverschieden- 
heiten auftauchen  können.  Eine  solche  bekannte  kontroverse 
Frage  ist  z.  B.,  ob  durch  die  Vereinigung  sämtlicher  Gewerk- 
schafts-Kuxe in  einer  Hand  das  gewerkschaftliche  Verhältnis 
aufgehoben  wird  oder  nicht.  Nach  unserer  Ansicht  müsste  das 
nicht  als  Erlöschungsgrund  betrachtet  werden,  u.  zw.  auch  aus 
dem  praktischen  Zweckmässigkeitsgründe  nicht,  weil  der  Rechts- 
zustand, dass  alle  Kuxe  sich  in  einer  Hand  befinden,  zumeist 
nur  von  transitorischem  Charakter  ist. 

Übrigens  wären  ausser  dem,  was  in  den  Punkten  I  bis 
Vlll  erhalten  ist,  nach  unserer  Ansicht  die  Restimmungen 
unseres  heutigen  Bergrechtes  über  die  Regelung  der  Gewerk- 
schaft aufrechtzuerhalten,  denn  es  kann  nicht  unser  Zweck 
sein,  diese  speziell  montanistische  Rechtsinstitution,  deren  uralte 
Organisation  in  der  Eigentümlichkeit  der  montanistischen  Ver- 
hältnisse wurzelt,  ihres  ursprünglichen  Charakters  zu  entkleiden. 
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